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Vorrede. 


Das  Erscheinen  einer  neuen  Bearbeitung  des  Rechts  der 
Actieno-esellschalten  dürfte  beim  Stande  der  Literatur  dieses 
Instituts   und   der  grossen  practischen  Bedeutung  desselben , 
an  sich  gerechtfertigt  sein,  und  daher  dem  Verfasser  nur  ob- 
liegen, sich  über  den  von  ihm  befolgten  Plan  auszusprechen. 

Es  konnte  für  den  Unterzeichneten  nicht  zweifelhaft  sein, 
dass  eine  Arbeit  Noth  thue,  welche  sich  gleichmässig  eine 
Lösung  der  grossen  principiellen  Probleme,  wie  derjenigen 
von  der  Natur  der  Actiengesellschaften  und  der  Art  ihrer 
Entstehung,  mit  denen  sich  die  Theorie  bisher  vorzugsweise 
beschäftigt,  und  die  eingehende  Erörterung  aller  practischen 
Detailfragen  zur  Aufgabe  gestellt.  Dass  nun  hei  einer  sol- 
chen Bearbeitung  dasAllg.  deutsche  Plandelsgesetzbuch 
mit  seinen  reichhaltigen  und  sorgfältig  gefassten  Bestimmun- 
gen in  den  Vordergrund  treten  musste,  war  durch  practische 
Rücksichten  sowohl  wie  durch  die  hohe  wissenschaftliche  Be- 
deutuns:  des  neuen  Gesetzes  geboten.  Indessen  konnte  sich 
eine  monographische  Darstellung  des  Rechts  der  Actienge- 
sellschaften schon  um  desswillcn  auf  die  Behandlung  dieser 
Gesetzgebung  nicht  beschränken,  weil  dieselbe  in  der  That 
nur  die  Actienvereine  regeln  wollte  und  auch  geregelt,  bei 
welchen  der  Gegenstand  des  Unternehmens  in  Handelsge- 
schäften besteht.  Daher  war  mit  der  Erörterung  der  Grund- 
sätze des  neuen  Gesetzbuchs  eine  Darstellung  der  mehr  oder 
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weniger  umfassenden  einschrägigen  Bestimmungen  der  deut- 
schen Particulargesetzgebungen,  so  wie  der  Theorie  des  ge- 
meinen Rechts  zu  verbinden,  ja  diese  letztere  ihrer  ganzen 
Bedeutung  nach,  so  wie  desshalb,  weil  sich  das  Allg.  deutsche 
Handelsgesetzbuch  im  Wesentlichen  hier  an  dieselbe  ange- 
schlossen und  auch  daraus  in  mancher  Hinsicht  zu  ergänzen 
ist,  der  nachfolgenden  Arbeit  zu  Grunde  zu  legen. 

Allein  es  glaubte  der  Verfasser  sich  hierauf  nicht  beschrän- 
ken zu  sollen.  Da  nämlich  die  Actiengesellschaften  ein  Institut 
bilden,  welches  sämmtlichen  civihsirten  Nationen  angehört, 
und  dessen  Recht,  wiewohl  natürlich  mit  mancher  Verschie- 
denheit im  Einzelnen,  sich  überall,  selbst  England  nicht  aus- 
genommen, in  wesentlich  gleicher  Gestaltung  entwickelt  hat, 
andererseits  die  Natur  der  Actienverbindungen  es  mit  sich 
bringt,  dass  solche  nicht  selten  die  Angehörigen  der  verschie- 
densten Länder  vereinigen,  so  erschien  es  aus  wissenschaft- 
lichen wie  practischen  Rücksichten  gleich  angemessen,  die 
hauptsächlichsten  Gesetzgebungen  Europa's  in  vergleichenden 
Betracht  zu  ziehen,  ja  sogar  näher  auf  deren  Bestimmungen 
einzuo-ehen,  so  oft  dieselben  von  den  in  der  Natur  der  Sache 
besTÜndeten  Grundsätzen  des  gemeinen  Rechts  abwichen. 

Den  französischen  Gesetzes-Entwurf  über  die  „SociSth 
ä  responsabiUtS  limitee"  erhielt  der  Unterzeichnete  zu  spät,  um 
ihn  bei  seiner  Darstellung  berücksichtigen  zu  können. 


Heidelberg,  den  1.  Aug.  1863. 


Renaud. 
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EINLEITUNG. 


§.  1- 

Zur  Geschichte  der  Actiengesellschaften  *. 

Die  Bedeutung  der  Vereinsform,  die  man  mit  dem  Namen 
„Actiengesellschaft"  zu  bezeichnen  pflegt,  ist  im  Allgemeinen 
die  einer  Verbindung,  welche  mit  einem  durch  die  Geldbei- 
träge ihrer  Älitglieder  gebildeten  Capitale  für  ein  gegebenes 
Unternehmen  in  der  Art  zu  wirken  geeignet  ist,  dass  die  in 
keinem  obligatorischen  Verhältnisse  zu  einander  stehenden 
Gesellschafter  mehr  wie  ihre  Vermögenseinlagen  hierbei  nicht 
verlieren  können.  Mit  dieser  Eigenthümlichkeit  hängt  aber 
zusammen,  dass,  weil  die  Gesellschafter  mit  einander  durch 
einen  obligatorischen  Nexus  nicht  verknüpft,  sie  vielmehr 
nur  dadurch  verbunden,  dass  sie  mit  einer  gewissen  bezahlten 
oder  versprochenen  Geldsumme  bei  einem  gemeinschaftlichen 
Unternehmen  betheilio-t,  die  Eigenschaft  als  Vereinsmitülied 
nicht  allein  vererblich,  sondern  der  Regel  nach  auch  ver- 
äusserlich  ist,  während  die  Betheiligung  der  Einzelnen  beim 
Vereine  eine  grössere  oder  geringere  sein  kann. 

Das  Natürliche  einer  solchen  Gesellschaftsform,  bei  der 
grosse  Capitalien  zu  einem  gegebenen  Unternehmen  verwen- 
det, bedeutende  Gewinne  realisirt  werden  können,  ohne  dass 
die  Gesellschafter  Gefahr  liefen,  mehr  wie  eine  bestimmte 
Summe  zu  verlieren,  die  Leichtigkeit  der  Betheiligung  bei 
einem  Vereine,  bei  welchem  man  sein  Mitgliedschaftsrecht 
verkaufen  und  dadurch  das  Capital,  mit  dem  man  sich  bei 
jenem  betheiligt,  ganz  oder  zum  Theile,  möglicher  Weise 
sogar  mit  Gewinn  wieder  einbringen  kann,  die  grosse  Be- 
deutung endlich,  welche  eine  so  beschaffene  Verbindungsform 


*)  Fick  über  Begriff  und  Geschichte  der  Actiengesellschaften  in  der 
Zeitschrift  für  das  gesammte  Handelsrecht,  Bd.  V.  S.  1  fg. 
Renaxid,  Actiennesellsch,  .  1 
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für  den  Verkehr  hat,  drängen  die  Frage  auf,  ob  dieselbe 
nicht  bereits  den  handeltreibenden  Völkern  der  alten  Welt 
bekannt  gewesen,  oder  ob  sie  erst  ein  Product  moderner 
Eechtsbildung  ist. 

Man  hat  jenes  bejaht,  indem  man  sich  auf  die  societates 
vectigalium  publicorum  der  Römer  berufen  ^  auf  welche  einen 
Blick  zu  werfen  hier  der  Ort  sein  dürfte. 

In  Rom  wurden,  um  die  Kosten  der  Verwaltung  zu  er- 
sparen und  gleich  am  Anfange  einer  jeden  Finanzperiode  ein 
festes  Budget  aufstellen  zu  können,  die  öffentlichen  Einkünfte 
{vectigaUa),  wie  die  Zehnten  (decumae),  die  Hafenzölle  (po?*- 
toria),  die  Hut-  und  "Weidegelder  {scripturae) ,  der  Ertrag  der 
Bergwerke,  Sahnen  und  Fischereien  an  die  Meistbietenden 
verpachtet^.  —  Diese  Verträge,  statt  locationes  öfter  auch 
venditiones  genannt^,  wurden  auf  drei^,  fünf^  oder  hundert 
Jahre  ^  mit  Einzelnen ''  oder  zu  Händen  von  Gesellschaften, 
jedenfalls  aber,  um  eine  Garantie  am  Vermögen  der  Unter- 
nehmer zu  haben,  nur  mit  solchen  Personen  abgeschlossen, 
welche  den  höchsten  Census  der  Rej)ublik  hatten,  also  zum 
Ritterstande  gehörten  ^.  Sollte  daher  eine  Gesellschaft  die 
Erhebung  der  Staatseinkünfte  übernehmen,  so  wurde  der 
Vertrag  mit  einer  oder  einigen  Personen  {mäncijyes ,  praedes) 
ein2re2'ano:en,  welche  mit  ihrem  ijanzen  Vermöo:en  dem  Staate 
hafteten  und  ihm  auch  Pfänder  {praedia)  stellten^.  Diese, 
die  auctores  emtionis,   die  publicanorum  pnncipes,   waren  es, 


1)  S.  Bouchaud  memoire  sur  les  societes  que  formerent  lespublicains 
pour  la  levee  des  impots  (in  den  Memoii-es  de  litterature  tires  des 
registres  de  r academie  royale  des  inscriplions,  Paris,  Bd.  XXXVII.  (1754), 
p.  241  fg. 

2)  Troplong  contr.  de  societe,  pref.  p.  7  suiv.  —  Pauly,  Real- 
encyclop.  der  classischen  Altertliumswissensch.  Bd.  VI.  Abth.  I.  s.  v. 
publicani,  S.  246. 

3)  Festus  V.  vendit.  „quod  vehit  fructus puhlicorum  locorum  venibant^'. 

4)  Const.  4  C.  de  vectigalih.  et  commissis  (4.  61). 

5)  I.  3.  §.  6.  D.  dejurefisci  (49.  14). 

6)  Göttling,  Gesch.  der  röm.  Staatsverfass.  S.  336;  —  Pauly, 
Eealencyclop.  Bd.  VI.  Abth.  I.  S.  246. 

7)  1.  13.  §.  1.  D.  depublican  (39.  4).  —  8)  Göttling  a.  a.  O.  S.  337. 
9)  Festus  V.  manceps  und  v.praes.  —  Const.  11.  C.  de  vectigalib. 

(4.  61).  ■ —  Sigonius,  de  antiquo  jure  pnpulirumani,  lib.  II.  c.  4  (Ausg.  v. 
1804,  Halle  I.  p.  300) ;  —  Burchardi  System  und  innere  Geschichte  des 
römischen  Privatrechts,  IL  §.  210 und  not.  3;  —  Becker,  Handbuch  der 
römisch.  Alterthümer  (Leipz.  1851),  Th.  UI.  Abth.  I.  S.  217  fg.;  —  Dern- 
burg,  Pfandrecht  I.  S.  26  fg. 
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welche  die  Gesellschaften  ins  Leben  riefen,  und  auf  ihre  Ge- 
fahr dafür  sorgten,  dass  die  socii  die  für  die  Befriedigung- 
der  Forderungen  des  Staats  nöthigen  Beiträge  bezahlten,  so 
wie  sie  auch  von  diesen  für  ihre  Vermittelung  gewisse  Vor- 
theile  bezogen^*'. 

Was  aber  die  socieiates  vectigaUum  puhlicorum  selbst  an- 
betrifft, von  denen  wir  bekanntlich  äusserst  Weniges  wissen, 
so  war  die  Leitung  der  Gesellschaftsangelegenheiten  in  der 
Hand  eines  Directors  {magister  societatis),  welcher  seinen  Sitz 
in  Rom  zu  nehmen  pflegte  ^^  und  in  den  Provinzen  Stellver- 
treter {promagistri)  hatte  ^-,  unter  denen  wieder  ein  verschieden 
zusammengesetztes  Unterpersonal  stand  ^^. 

Dagegen  war  der  juristische  Character  dieser  Gesell- 
schaften unsers  Erachtens  von  demjenigen  der  societas  jmvata 
oder  vohmtaria  nicht  verschieden.  Dafür  scheint  uns  nicht 
allein  die  seltene  Erwähnung  dieser  practisch  sehr  wichtigen 
Vereine  in  unsern  Quellen,  sondern  namentlich  der  Umstand 
zu  sprechen,  dass  sie  daselbst  schlechtweg  mit  der  societas 
universorum  bonorum,  sive  negotiationis  alicujus  . . .  sive  etiam 
rei  unius  unter  blosser  Hervorhebung  einzelner  Abweichun- 
gen in  ihrer  Theorie  zusammengestellt  werden  ^*. 

Die  entgegengesetzte  Meinung,  wonach  die  Societates 
publiccmorum  corporative  Erwerbsgesellschaften  gewesen  sein 
sollen  ^^,  —  eine  Ansicht,  gegen  welche  ausser  dem  bereits 
Bemerkten  die  kurze  Dauer  von  fünf  oder  drei  Jahren,  auf 
welche  diese  Gesellschaften  gewöhnlich  eingegangeu  wur- 
den, so  wie  die  Möglichkeit  einer  Auflösung  derselben  durch 
den  Tod  eines  Socius  spricht  ^^,   vermag  denn  auch  aus  den 

10)  Asconius  in  Cic.  divinat.  §.  33.  (ed.  Orelli,  p.  113);  Sigo- 
nius  1.  c.  I.  p.  293;  Bouchaud  a.  a.  O.  p.  246;  Burchardi  a.  a.  O.  II. 
S.  580  not.  4. 

11)  Cicero  in  Verrem  11,  74,  75;  adFamil.  XIII.  9;  proPlancio 
13.  —  Bouchaud  a.  a.  O.p.  247.    —    12)  Cicero  ad  Atticum  XI.  10. 

13i  Cicero  adFamiliar.  XIII.  9.  —  Sigonius  1.  c.  lib.  II.  c.  4; 
Bouchaud  a.  a.  p.  250  sqq.  —  Troplong  contr.  de  societe,  pref.  p.  9; 
Schmid  imArch.  f.  civ.  Prax.  Bd.  3G.  S.  172. 

14)  1.  5.  pr.  u.  1.  63.  §.  8.  D.  pro  socio  (17.  2). 

15)  R.  Schmid  imArch.  f.  civ.  Prax.  Bd.  36.  S.  181  fg.;  Unger 
in  der  Krit.  Ueberschau,  Bd.  VI.  S.  174;  Hermann  der  Rechts- 
character  der  Actien vereine,  S.  21 . 

16)  „ si  is  mortuus  sit,  prapter  cujus  ojieram  maxime  societas 

„Cf/ita  sü,  aut  sine  quo  societas  administrari  non  possit. . ."  —  1.  59.  pr.  D. 
pro  socio  (17.  2).  —  Rösler  in  der  Zeitschr.  für  das  gesammte 
Handelsrecht,  Bd.  IV.  S.  275  sq. 
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Quellen  nicht  begründet  zu  werden,  und  Insbesondere  nicht 
aus  der  oft  dafür  angezogenen 

1.  1  pr.  D.  quocl  cujusqne  universitatis  (3.  4).  Denn  heisst 
es  allerdings  daselbst: 

„Paucis    admodum    in    caiisis    concessa    sunt-  Jmjusmodi 

„Corpora,  ut  ecce  liectigalium  piiblicorum  sociis  permissum 

„est  corpus  habere," 
so  ist  damit  nicht  gesagt,  dass  alle  societates  vectigalium  Cor- 
porationen  gewesen,  und  ebensowenig,  dass  dieselben  hin- 
sichtlich ihres  Geschäftsbetriebes  als  Corporationen  aufgetre- 
ten, dass  also  die  Namens  des  Vereins  erhobenen  öffentlichen 
Einkünfte  Eigenthum  der  Universitas  und  nicht  Miteigenthura 
der  socii  gew^orden,  dass  die  Obliegenheiten  der  Gesellschaft 
nicht  Schulden  der  socii  gewesen. 

Die  Stelle  sagt  weiter  nichts,  als  dass  es  den  socii 
vectigalium  gestattet  sei,  Corporationen  zu  bilden,  dass  sie 
sich  als  universitcdes  ptersonarmn  constituiren  könnten.  Im- 
merhin lässt  es  aber  das  Gesetz  zweifelhaft,  ob  es  den  socii 
vectigalium  p>ublicorum  erlaubt  gewesen,  sich  zum  Zwecke  der 
Ausübung  ihres  Geschäftsbetriebes  als  Corporationen  zu  con- 
stituiren, in  welchem  Falle  diese  Vereine,  ohne  den  Namen 
„societates"  aufzugebend^,  doch  nothwendig  den  Character 
einer  civilrechtlichen  Societät,  eines  obligatorischen  Verhält- 
nisses der  Gesellschafter  zu  einander,  verloren,  —  oder  ob 
es  nur  den  pid>licani  verstattet  war,  sich  zu  einer  Art  von 
Zunft,  also  zu  einer  Corporation  zu  verbinden,  deren  Zweck 
und  Vermögen  von  denjenigen  der  Societät  selbst  ver- 
schieden ^^. 

Wie  es  sich  jedoch  in  dieser  Hinsicht  auch  verhalten 
haben  möge,  so  hatten  regelmässig  die  societates  vectigalium 
als  solche  keinen  andern  Character,  als  die  societates  privatae. 

Hiernach  war  das  Gesellschaftsvermögen,  Betriebscapi- 
talien,  Immobilien,  Einrichtungen  und  Baar-Einnahmen,  so 
weit  diese  letzteren  nicht  bereits  zur  Bezahlung  der  Sieuer- 
pacht-Schillinge  verwendet  oder  als  Gewinn  vertheilt  waren, 
Miteigenthum  der  socii.  Auch  haftete  jeder  derselben  aus 
den  von  ihm  mit  Dritten  einoeo-ano-enen  Geschäften,  Avährend 
allerdings  unter  Umständen  wie  bei  der  societas  privata  eine 

17)  V.  Savigny,  Syst.  Bd.  IL  S.  255. 

18)  Mein  Lehrb.  des  deutschen  Privatrechts,  §.  57.  not.  3. 
—  Weiske,  pract.  Untersuchung.,  3tes  Heft,  S.  137.  —  Rösler  in 
derZeitschr.  f.  d.  gesammte  Handelsrecht,  Bd.  IV.  S.  2Ü0  sq. 


Einleitung.  5 

ratenweise  oder  solidarische  Haftung  aller  Genossen  Statt 
hatte,  obwohl  von  den  Mehreren,  die  fraudis  j'xirticijyes  waren, 
wie  z.  B.  bei  einer  unrechtmässigen  Eintreibung  von  Steuern, 
der  einzelne  gegenüber  der  actio  dupli  nur  pro  rata,  jedoch 
in  der  Art  einstand,  dass,  wenn  eine  Rate  von  dem  Einen 
nicht  zu  erhalten  war,  die  übrigen  subsidiär  dafür  eintreten 
mussten^'^.  War  demzufolge  die  societas  vectigalium  ihrem 
Wesen  nach  von  der  societas  privata  nicht  verschieden,  so 
bot  sie  andererseits  Im  Verhältnisse  zu  dieser  letzte^n  manche 
Eio:enthümlichkeiten  dar. 

Eine  solche  lag  insbesondere  darin,  dass  die  societas 
vectigalium  regelmässig  durch  den  Tod  eines  socius  nicht  auf- 
gelöst wurde ,  während  der  Erbe  eines  solchen  ohne  Auf- 
lösung der  bisherigen  Gesellschaft  durch  die  übrigen  Gesell- 
schafter als  socius  aufgenommen  werden  konnte-'^,  eine  Auf- 
nahme ,  die  wohl  nur  dann  geschah ,  wenn  sich  der  Erbe 
persönlich  zur  ITebernahme  der  Functionen,  welche  der  Ver- 
storbene in  der  Gesellschaft  hatte,  qualificirte,  wenn  er  mit 
a.  W.  fähig  war  „pa^'tes  defuncti  administrare"-^,  und  so- 
nach auf  die  Station  gesetzt  werden  konnte,  auf  welcher  der 
Erblasser  die  öflFentlichen  Einkünfte  eintrieb  --. 

Abgesehen  von  einer  solchen  Aufnahme  trat  nun  zwar 
der  Erbe  des  verstorbenen  socius  nicht  in  alle  Rechte  und 
Pflichten  seines  Erblassers,  wie  insbesondere  in  dessen  Stimm- 
recht so  wie  in  die  Verpflichtung  desselben,  seine  Thätigkeit 
der  Gesellschaft  zu  widmen,  ein--^;  wohl  aber  succedirte  er 
dem  Verstorbenen  in  dessen  Antheil  am  Gesellschaftsvermö- 
gen, ohne  jedoch  denselben  während  der  Dauer  der  Societät 
herausnehmen  oder  sonst  darüber  disponiren  zu  können,  wo- 
ffcsen  er  bis  zur  Beendio-uno;  der  Pachtuno;  Theilnehmer  an 
Gewinn  und  Verlust  war  -*. 

Hiernach  konnten  bei  den  societates  vectigalium,  —  und 
dies  war  eine  weitere  Eigenthümlichkeit  derselben  — ,   zwei 


19)  1.  6  D.  depuhlican.  (?.9.  4);  —  1.  4G.  §.  ult.  D.  de  jure  fisci  (49.  14). 
—  Fick  in  der  Zeitschr.  für  das  gesammte  Handelsrecht, 
Bd.  V.  23.  not.  17. 

20)  „quod  non  simililer  in  voluniaria  sucietale  ohservatur^^  (1.  63  §.  8 
D. pro  socio  (17.2));  —  Bouchaud  a.  a.  O.  p.  256  sqq. 

21)  1.  9  §.  4  D.  depuhlican.  (39.  4). 

22)  1.  59  pr.  D.  pro  sucio  (17.  2);  und  über  diese  dunkle  Steile  Cu- 
jacius  observat.  X.  2.5  und  Rösler  in  der  Zeitschr,  für  das  ge- 
sammte Handelsrecht,  Bd.  IV.  S.  275  sq. 

23)  Puchta,  Fandect.  §.  372.     —     24)  1.  G3  §.  8  D.  2>ro  so«o  (17.  2). 
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Arten  von  Gesellschaftern,  eigentliche  und  uneigentliche  socii, 
s.  g.  affines-^  vorkommen,  welche  letzteren,  indem  sie  eines 
jeden  Stimmrechts  entbehrten,  auch  von  der  Geschäftsfüh- 
rung ausgeschlossen  waren,  keinerlei  Einfluss  auf  die  Ver- 
waltung der  Gesellschaftsangelegenheiten  hatten,  dafür  aber 
einer  andern  Gefahr  als  der  des  Verlustes  ihres  Antheils  am 
Gesellschaftsvermögen  nicht  ausgesetzt  waren '^^.  Auch  lässt 
sich  nicht  bezweifeln,  dass,  wie  affines  durch  den  Tod  eines 
socius  eintreten  konnten,  so  auch  die  Begründung  eines  solchen 
Verhältnisses  stiller  Theilhaberschaft  mit  den  Unternehmern 
der  societas  vectigalium  bei  deren  Constituirung  möglich  war^^. 

Dagegen  dürfte  in  Ermangelung  quellenmässiger  Ent- 
scheidung die  Uebertragbarkeit  der  Theilhaberschaft  eines 
affinis  durch  Geschäfte  unter  Lebenden  um  deswillen  nicht 
anzunehmen  sein,  weil  auch  der  uneigentliche  socius  nicht 
allein  einen  ideellen  Antheil  am  Gesellschaftsvermögen  hatte, 
sondern  in  einem  obligatorischen  Verhältnisse  zu  den  eig-ent- 
liehen  Gesellschaftern  stand  2^. 

Keineswegs  entscheidend  für  die  entgegengesetzte  Mei- 
nung sind  die  Worte,  durch  welche  Cicero  Vatinius  vor- 
wirft : 

„einpuerisne  iiartes  illo  tempore  carissimas  partim  a  Cae- 

„sare,  partim  a  PuhlicanisP' ^^ 
weil  in  der  That  nichts  weniger  wie  ausgemacht  ist,  dass 
d^Q&e  partes,  deren  Preis,  wie  Orelli  sagt,  „pro  ratione  belli, 
p)acis,  fertilitatis,  sterilitatis  provinciariim"  stieg  oder  fiel,  von 
der  Betheiligung  der  affines  bei  den  societates  vectigalium  zu 
verstehen. 

Diese  Vereine  waren  demnach  nicht,  wie  der  zuletzt  ge- 
nannte Schriftsteller  meint  und  auch  Becker ^'^  ihm  nachge- 
sagt, Actiengesellschaften.  Denn  es  war  die  societas  vectiga- 
lium in  ihrer  gewöhnlichen  Gestaltung  ein  obligatorisches 
Verhältniss,  die  Betheiligung  bei  derselben  un übertragbar, 
so  wie  es  auch  bei  diesen  Gesellschaften  an  einem  in  eine 
bestimmte  Anzahl  Theile    zerlegten  Grundcapitale    und  der 


25)  Livius,  liisior.  XLllI.  IG.   —  Rösler  in  der  Zeitschr.  für 
das  gesammte  Handelsrecht,  Bd.  IV.  S.  281. 

26)  Rösler  a.a.O.  S.  298.     —     27)  Rösler  a.  a.  O.  S.  281. 

28)  Rösler  a.  a.  O.  S.  280. 

29)  Oratio  in  P.  raiinium XII.  29. 

30)  Handbuch  der  römischen  Alterthümer,  Th.  HI.  Abth.  I. 
S.  217. 
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scharf  begränzten  Beitragspflicht  sämmtUcher  MitgHeder 
fehlte  31. 

Konnten  aber  auch  möglicher  Weise  einzelne  societates 
puhlicanorum  sich  als  Corporationen  mit  veräusserlichen  Mit- 
gliedschaftsrechten {partes)  gestalten,  —  was  übrigens  nach 
unseren  früheren  Ausführungen  höchst  zweifelhaft  ist,  —  so 
waren  dies  jedenfalls  vereinzelte  mit  der  römischen  Finanz- 
Verfassung  zusammenhängende  Erscheinungen,  Erscheinun- 
gen, von  denen  wir  überhaupt  nichts  wissen,  und  die  demnach 
so  wenig,  wie  analoge  Verhältnisse  bei  den  Griechen  ^^'  dazu 
berechtigen,  die  Entstehung  der  Actiengesellschaften  in  die 
antike  Welt  zurückzuversetzen. 

Die  Eömer  kannten  die  Actiengesellschaft  oder  eine  ana- 
loge Vereinsform,  wenigstens  in  umfassenderer  Anwendung, 
so  wenig  wie  die  Commanditgesellschaft,  da  beide  Formen 
ihnen  durch  Sclaven  und  iiecuUum  ersetzt  wurden,  Avelche  den 
reichen  Bürger  in  den  Stand  setzten,  einen  Theil  seines  Ver- 
mögens durch  Verwendunof  zu  Handelsunternehmungen  frucht- 
bar  zu  machen,  ohne  dass  er  mehr  wie  den  Betrag  des  dem 
Sclaven  zum  Handelsbetriebe  überlassenen  Gutes  hätte  ver- 
lieren können  ^3. 

Vielmehr  ist  die  Actiengesellschaft  ein  Institut  des  ger- 
manischen, modernen  Rechts,  und  lässt  sich  auch  der  geschicht- 
liche Entwickelungsgang  desselben  mit  Sicherheit  nicht  nach- 
weisen, lassen  sich  sichere  Beispiele  wahrer  Actienvereine 
aus  älterer  Zeit  nicht  beibringen,  so  ist  es  doch  ausser  Zwei- 
fel, dass  uns  die  germanische  Rechtsbildung  zuerst  in  um- 
fassenderer Anwendung  Verbindungen  zu  gewerblichen  Un- 
ternehmungen zeigt,  welche  als  Ein  Ganzes  thätig  sind  und 
die,  obwohl  nur  durch  gemeinsame  Seitens  der  Mitglieder  zu- 
sammenseleo;te  Beiträge  ermöglicht,  die  Gesellschafter  unter 
einander  nicht  durch  ein  obligatorisches  Band  verknüpfen, 
deren  gesammtes  Vermögen  nicht  gefährden,  und  eine  Ueber- 
tragung  der  Vereinsmitgliedschaft  gestatten. 

Aus  diesem  Grunde  sind  die  in  Deutschland  schon  seit 


31)  Fick  in  der  Zeitschr.  f.  das  gesammte  Handelsrecht, 
Bd.  V.  S.  24. 

32J  S.  den  Aufsatz  über  die  Actiengesellschaften  im  Alterthume 
in  den  Gränzboten,  Jahrg.  1860.  Nr.  10;  Rösler  in  der  Zeitschr. 
f.  das  gesammte  Handelsrecht,  Bd.  IV.  S.  298  not.  100. 

33)  Fick  in  der  Zeitschr.  f.  das  gesammte  Handelsrecht, 
Bd.  V.  S.  28  fg. 
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dem  12ten  Jahrhundert  nachweisbaren  Gewerkschaften  für  die 
Geschichte  der  Actiengesellschaften  nicht  ohne  Bedeutung, 
so  Avenio-  die  Unterschiede  zwischen  beiden  Rechtsformen  sich 
verkennen  lassen '^^  und  die  Behauptung  zu  rechtfertigen  wäre, 
dass  in  jenen  unmittelbar  der  Keim  dieser  sich  finde. 

Offenbar  liegt  nämlich  den  Gewerkschaften  wie  den  Actien- 
vereinen  die  gemeinsame  Idee  zu  Grunde,  des  Betriebes  eines 
gegebenen  Unternehmens  durch  die  gemeinschafthchen  Mit- 
tel Mehrerer  und  zum  Nutzen  derselben  im  Verhältnisse 
eben  dieser  Betheiligung,  ohne  dass  die  einzelnen  Genossen 
hierbei  in  die  Lage  kommen  könnten,  ihr  gesammtes  Ver- 
möo-en  einzubüssen,  und  ohne  dass  sie  sogar  unmittelbar, 
wenn  auch  nur  in  beschränktem  Masse,  von  den  Gläubigern 
der  Gesellschaft  angesprochen  zu  werden  vermöchten.  Bei 
beiden  Vereiusformen  ist  ferner  die  Mitgliedschaft  nicht  allein 
eine  vererbliche,  sondern  auch  eine  ihrem  Wesen  nach  frei 
veräusserliche,  und  in  der  Veräusserung,  hier  des  Actien- 
rechts,  dort  des  Kuxes,  den  Genossen  das  Mittel  geboten, 
sich  wiegen  der  in  das  Unternehmen  eingeworfenen  Beiträge 
zu  erholen,  möglicher  Weise  allerdings  mit  einer  gewissen 
Einbusse,  möglicherweise  aber  auch  unter  Realisirung  eines 
Ge'^dnns.  Bei  beiden  Arten  von  Gesellschaften  endlich  findet 
sich  ein  Vermögen,  an  welchem  die  Vereinsmitglieder  einen 
verhältnissmässigen  Antheil  haben,  ohne  dass  ein  condomi- 
nium  jyro  indiviso  derselben  vorläge,  —  ein  Verhältniss,  wel- 
ches bei  der  Gewerkschaft  ^^  wie  bei  der  Actiengesellschaft 
zur  Aufstelluno;  des  abenteuerlichen  BegriiFs  eines  Gesammt- 
eigenthums  geführt  hat. 

Wohl  sind  bei  all  diesen  gemeinsamen  Eigenthümlich- 
keiten  sehr  wesentliche  Unterschiede  zwischen  den  beiden  in 
Frage  stehenden  Vereinsformen  nicht  zu  verkennen.  Denn  sieht 
man  auch  davon  ab,  dass  die  Gewerkschaften  nur  als  Berg- 
werks -  Genossenshaften  vorkommen,  während  die  Form  des 
Actienvereins  sich  zum  Betriebe  der  verschiedensten  Unterneh- 
mungen eignet,  —  dass  ferner  die  Zahl  der  wirklichen  Kuxen 
bei  jeder  Gewerkschaft  die  nämliche,  die  Zahl  der  Actien- 
rechte  eine  durchaus  facultative  ist,  so  ist  der  rechtliche  Be- 
stand der  Gewerkschaft  an  eine  dem  Vereine  angehörige 
Bergwerksgerechtigkeit,  derjenige  der  Actiengesellschaft  an 


34)  Sintenis,    de  socieiate  quaestuaria  quae  dicitur  ,, Actiengesell- 
schaft", p.  15  sqq.    —    35)  W eiske  über  den  Niesbrauch  am  Kux,  S.  161. 
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das  Vorhandensein  eines  Geldcapitals  geknüpft,  womit  denn 
zusammenhängt,  dass  die  Eigenschaft  als  Gewerke  in  der  Form 
des  Erwerbes  eines  Rechts  am  Bergwerke,  die  als  Actionär 
in  derjenigen  einer  Betheiligung  beim  Grundcapitale  acquirirt 
wird.  Auch  ist  der  Actionär  in  keinem  Falle  verpflichtet,  zu 
den  Zwecken  der  Gesellschaft  mid  zur  Erfüllung  ihrer  Ver- 
bindlichkeiten mehr  als  den  für  die  Actie  statutenraässig  zu 
leistenden  Betrag  beizutragen,  während  Zubussen  der  Gewer- 
ken  ausgeschrieben  werden  können.  •  Indessen  ist  auch  die 
Haftung  eines  Gewerken  insofern  eine  beschränkte,  als  eine 
Klage  auf  Bezahluno;  der  Zubusse  nicht  stattfindet^'',  und 
jener  sich  jeder  Beitragspflicht  durch  Aufgeben  des  Kuxes 
entschlagen,  also  nie  in  die  Lage  kommen  kann,  wider  sei- 
nen Willen  mehr  wie  den  Werth  des  Kuxes  zu  verlieren. 

Lässt  sich  jedoch  ungeachtet  mancher  Verschiedenheiten 
den  vorstehenden  Ausführungen  zufolge  eine  innere  Ver- 
wandtschaft zwischen  den  Gewerkschaften  und  den  Actienge- 
sellschaften  'nicht  verkennen,  so  ist  bei  dieser  Sachlage  ge- 
wiss die  Thatsache  von  hoher  Bedeutung,  dass,  lange  bevor 
Actienvereine  im  heutigen  Sinne  sich  nachweisen  lassen,  doch 
verwandte  Vereinsformen  zu  anderen  wie  bergrechtlichen 
Zwecken  vorkamen.  In  dieser  Hinsicht  sind  die  durch 
Troplong^'  für  Toulouse  und  andere  Orte  des  südlichen 
Frankreichs  aus  dem  zwölften  Jahrhunderte  nachgewiesenen 
Vereine  von  Interesse,  welche  ihnen  angehörige  Mühlen  in 
der  Art  betrieben,  dass  sie  von  den  Mitgliedern  {partionarii) 
in  Generalversammlungen  ernannte  Vorsteher  {bajuli)  nebst 
anderweitigen  Beamten  hatten,  wähi'end  die  Gesellschaft 
dui'ch  den  Austritt  von  fx^iTtionarii  nicht  aufgelöst  wurde  und 
diese  ihre  Antheilrechte  {achaux,  saches,  meides),  nach  Mass- 
gabe welcher  der  Gewinn  vertheilt  wurde,  frei  veräussern 
konnten.  Denn  ersieht  man  zwar  aus  den  Mittheilungen 
jenes  Schriftstellers  nicht,  wie  es  sich  mit  der  Haftung  der 
Genossen  verhielt,  und  geht  Troplong  auch  insoferne  zu 
weit,  als  er  in  diesen  alten  Mühlengenossenschaften  Actien- 
verbindungen  erblickt,  so  steht  doch  so  viel  ausser  Zweifel, 
dass  dieselben  keine  civilrechtlichen  Societäten  waren,  kein 
obligatorisches  Verhältniss   der  Mitglieder   zu  einander,   wie 


36)  Freilich  ist  dies  in  Ansehung  der  vor  dem  Abbau  eines  Gewerken 
rückständig  gewordenen  Zubussen  bestritten.  Heise  u.  Cropp  Jurist. 
Abhandl.  Bd.  I.  S.  433  fg. 

37)  Contr.  de  societe\pref.  p.  24  u.  2.5  u,  No.  971. 
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schon  aus  der  freien  Uebertragbarkeit  der  Antheilrechte  sich 
ergiebt.  Ja  es  mochten  wohl  auch  die  2'rt^^«ona^'^  den  Drit- 
ten, mit  welchen  die  Verwalter  des  Vereins  contrahirten,  in 
keiner  AVeise  unmittelbar  haften,  da  andernfalls  ein  König 
von  Frankreich  sich  kaum  herbeigelassen  haben  würde,  Mit- 
glied einer  solchen  Gesellschaft  zu  werden,  wie  dies  Karl  V. 
laut  Patentes  vom  24.  August  1365  gethan. 

Bieten  sonach  jene  Mühlengenossenschaften  eine  mit  den 
Gewerkschaften  wie  nfit  den  Actienverbindungen  verwandte 
Rechtsform  dar,  so  beweist  deren  Vorkommen,  dass  Vereine 
zum  Betriebe  gewerblicher  Unternehmungen  mit  gemein- 
schaftlichen Mitteln,  ohne  obligatorisches  Band  unter  den 
Socii,  ohne  Haftung  nach  aussen  und  deshalb  auch  mit  über- 
tragbaren Mitgliedschaftsrechten,  die,  fest  begränzt,  in  mehr- 
facher Zahl  in  der  Hand  Einer  Person  sich  befinden  konnten, 

im  P-ermanischen  Mittelalter  nicht  bloss  als  eine  auf  den  Berg- 
es o 

baubetrieb  beschränkte  Gestaltung  vorkamen.  Wenn  sich 
demnach  auch  wahre  Actiengesellschaften  aus  älterer  Zeit 
nicht  nachweisen  lassen,  so  war  doch  der  Grundgedanke  der- 
selben schon  früh  in  mannigfachen  Anwendungen  gegeben, 
und  handelte  es  sich  bei  der  Ausbildung  jener  nur  um  die 
neue  Verwerthuns;  einer  bereits  begebenen  Vereinsform  in 
einer  den  Bedürfnissen  des  Handelsbetriebes  und  beziehungs- 
weise der  unmittelbaren  Anlage  von  Geldcapitalien  entspre- 
chenden Gestaltung. 

AVie  freilich  im  Einzelnen  die  historische  Entwickelung 
der  Actiengesellschaft  vor  sich  gegangen,  dürfte  sich  kaum 
nachweisen  lassen. 

Zwar  hat  man  behauptet,  es  habe  sich  dieselbe  aus  der 
Commanditgesellschaft  entwickelt,  eine  Behauptung,  welche 
man  mit  einigem  Scheine  durch  die  Bemerkung  zu  begründen 
versuchte,  es  sei  leicht  gewesen,  von  dem  Gedanken  einer  Ge- 
sellschaft, bei  welcher  mehrere  Socii  nicht  persönlich  und  nur 
bis  zum  Betrage  einer  Einlage  verpflichtet,  zu  demjenigen 
eines  Vereins  überzugehen,  bei  dem  Niemand  weiter  als  für 
den  Betrag  seines  Antheils  am  Gesellschaftscapitale  verbun- 
den ^^. 

Ja  man  ist  noch  weiter  gegangen,  indem  man  als  JNlittel- 
stufe  zwischen  der  Commandit-  und  der  Actiengesellschaft 
die    Actiencommanditgesellschaft    bezeichnet,     aus    welcher 


38)  Fremery  eiades  de  droit  commercial,  p.  54  suiv. 
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letztern  der  Actienverein  nicht  allein  begrifflich  sich  ent- 
wickelt, sondern  auch  historisch  hervorgewachsen  sein  solF^. 

Indessen  dürfte  vorerst  die  letztere  Auffassung  entschie- 
den unrichtig  sein.  .  Denn  kommen  auch  Commanditgesell- 
schaften  vor  wahren  Actienvereinen  vor'*^,  so  ist  das  Nämliche 
in  Ansehung  der  Actiencommanditgesellschaft  nicht  nachweis- 
bar, und  spricht  vielmehr  schon  die  grössere  Complication 
der  letztgenannten  Rechtsform  dafür,  dass  die  Zerlegung  der 
Capitale  der  Commanditisten  in  Actien  aus  einer  Anwendung 
der  bei  den  Actienvereinen  vorkommenden  Einrichtung  auf 
die  Verhältnisse  der  stillen  Gesellschafter  entsprungen. 

Allein  auch  mit  der  einfachen  Commanditgesellschaft 
scheint  uns  die  Actienverbindung  bei  der  gänzlichen  Ver- 
schiedenheit dieser  beiden  Rechtsformen,  von  denen  jene  eine 
wahre  Societät,  ein  obligatorisches  Verhältniss  zwischen  dem 
stillen  Gesellschafter  und  dem  Complementar,  diese  aber  dem 
Gebiete  des  Obligationenrechts  entrückt  ist,  indem  sie  we- 
der die  Genossen  unter  einander  noch  auch  jeden  einzelnen 
derselben  zu  einem  oder  einigen  der  Vereinsmitglieder  in 
einen  obligatorischen  Nexus  bringt,  in  keiner  Weise  zusam- 
menzuhängen. Ist  es  freilich  'wahr,  dass  bei  der  Comman- 
dito-esellschaft  einer  oder  einig-e  Gesellschafter  sich  vorfinden, 
welche  für  die  Gesellschaftsschulden  persönlich  nicht  ver- 
pflichtet und  die  jedenfalls  nicht  mehr  wie  ihr  Commanditengeld 
verlieren  können,  so  setzt  jene  doch  immerhin  Einen  Gesell- 
schafter voraus,  welcher  mit  seinem  gesammten  Vermögen 
verhaftet,  —  und  lässt  sich  in  der  That  nicht  einsehen,  mit- 
telst welcher  Begriffsentwicklung,  um  mit  Fick  zu  sprechen, 
die  Incorporation  des  Complementars  der  Commandite  in  der 
Art  stattgefunden  haben  sollte,  dass  an  dessen  Stelle  die 
juristische  Person  des  Actienvereins  getreten.  Ebensowenig 
lässt  sich  aber  der  logische  oder  historische  Process  begrei- 
fen, durch  welchen  das  obligatorische  Verhältniss  des  Com- 
manditisten in  das  seinem  Wesen  nach  frei  veräusserliche 
Actienrecht  übergegangen  sein  sollte. 

Die  Actiengesellschaft  steht,  wir  wiederholen  es,  ihrem 
juristischen  Wesen  nach  mit  den  oben  bezeichneten  Genos- 
senschaften des  mittelalterlich-germanischen  Rechts  in  einer 

39)  Fick  in  der  Zeitschr.  für  das  gesammte  Handelsrecht, 
Bd.  V.  S.  13. 

40)  Gold  Schmidt  r/e  societale  en  commandite^  Halle  1851,  p.  3  sqq. 
—  Fremery  elud.  p.  3(j  sqq. 
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weit  engern  Verwandtschaft  als  mit  der  Commandite,  mit 
welcher  sie  nur  gewisse  äussere  Aehnlichkeiten  gemein  hat, 
obwohl  sie  wie  diese  im  Handelsverkehre  und  zu  Handels- 
zwecken sich  ausgebildet.  Und  in  der  That  lag  der  Gedanke 
nahe,  die  Form  der  alten  Genossenschaften  zum  Bergbau- 
und  Mühlenbetriebe  auf  den  gewerbsmässigen  Betrieb  von 
Handelsgeschäften  anzuwenden,  und  in  einer  der  Yerschie- 
denheit  des  Zwecks  entsprechenden  Weise  an  die  Stelle  der 
realen  Grundlage  jener  auf  den  Besitz  von  Immobilien  und 
Immobiliarrechten  gegründeten  Vereine  die  Basis  des  Geld- 
capitals  zu  setzen. 

In  welcher  Art  und  Weise  jedoch  diese  neue  Rechtsbil- 
dung im  Einzelnen  vor  sich  gegangen,  lässt  sich  mit  Sicher- 
heit nicht  bestimmen,  wogegen  wir  nach  Massgabe  der  uns 
zugänglichen  Quellen  die  Ansicht  theilen^S  wonach  Italien 
das  Vaterland  der  ersten  wahren  Actiengesellschaften  gewe- 
sen zu  sein  scheint.  Zweifellos  wirkten  übrigens  die  canoni- 
schen Zinsverbote,  Avie  sie  die  Ausbildung  der  Commandite 
förderten''-,  so  auch  auf  die  Verbreitung  der  Actienvereine 
ein,  wie  schon  aus  den  weitläufigen  Untersuchungen  zu  entneh- 
men, welchen  sich  die  älteren  »Juristen  in  Ansehung  der  Frage 
unterziehen,  ob  in  der  Betheiligung  bei  Banken  und  Montes 
mit  einem  Geldcapitale  gegen  periodische  Bezüge  ein  Ver- 
stoss gegen  jene  Verbote  liege,  —  Untersuchungen,  die  re- 
gelmässig, wiewohl  in  sehr  gewundenem  Gange,  zu  einem 
verneinenden  Ergebnisse  gelangen '^^. 

Wie  Italien  die  Wiege  der  Actiengesellschaften  gewesen, 
so  scheinen  auch  die  ersten  Vereine  dieser  Art  daselbst  unter 
unmittelbarer  Mitwirkung  der  Staatsgewalt  entstanden  zu  sein, 
was  nicht  Avenig  dazu  beigetragen  haben  mag,  die  neue  Rechts- 
bildung zu  sichern. 

Insbesondere  erscheint,  wie  schon  Fick^'  hervorgehoben, 
als  eine  der  ältesten  Actienverbindungen  die  Genueser 
Bank,  welche  unter  dem  Namen  der  „comjierae  reginnnis 
Sancti  Georgii"  wohl  im  Jahre  1407  gegründet ^^''. 


41)  Fick  in  der  Zeitschr.  f.  das   gesammte  Handelsrecht, 
Bd.  V.  S.  40.     —     42)  Goldschmidt,  de  societateen  co7nmandite,'p.  8. 

43)  Scaccia,    tract.  de  commer.   et   cambio,  §.  1,  Quaest.  I.   No. 
452  sqq. 

44)  Zeitschr.  f.  d.  gesammte  Handelsrecht,  Bd.  V.  S.  40.  41. 

45)  Carlo  Cuneo,  memoria  sopra  Vantico  debito pubblico,  mittui,  com- 
l^eree  Uancadi S.  Giorgio  in  Genova,  Genova  1845,  p.  77  sqq. 
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In  Folge  innerer  Zerrüttungen  und  äusserer  Kriege  hatte 
Genua  {civitas  et  communis  Janue)  eine  grosse  Schuldenlast 
gegenüber  reichen  Bürgern  in  der  Art  eingegangen ,  dass  die 
Forderungen,  welche  von  deren  Eintrage  in  ein  dazu  be- 
stimmtes Cartularium  den  Namen  „loca"  führten,  nicht  allein 
grosser  Privilegien,  wie  der  Freiheit  von  Arrest  und  Be- 
steuerung, genossen^'',  sondern  auch  durch  einen  Theil  der 
ihnen  afficirten  Staatseinkünfte  sichergestellt  und  allmählig 
■amortisirt  Avurden^^  womit  denn  zusammenhing,  dass  die 
hierdurch  in  eine  gewisse  Verbindung  gebrachten  Staats- 
gläubiger {comperae)  ein  Aufsichtsrecht  in  Ansehung  des  Be- 
zuo's  und  der  Verwerthuno;  der  betreffenden  Einkünfte  hat- 

Eine  Aenderung  in  diesen  Verhältnissen  trat  im  Jalu'e 
1407  dadurch  ein,  dass  in  Folge  der  angehäuften  Schulden- 
last die  Comperae  zu  einer  Bank,  der  Banca  cli  San  Giorgio, 
in  der  Art  vereinigt  wurden,  dass  dieser  der  Bezug  der 
Staatseinkünfte,  welche  nach  Abzug  der  Kosten  der  Verwal- 
tung des  neuen  Instituts  und  eines  Betrags  für  einen  Reserve- 
fonds, jährlich  unter  die  Vei*einsmitglieder  repartirt  werden 
sollten,  überlassen  wurde,  dagegen  eine  Rückzahlung  der 
Staatsschuld  nicht  stattfinden  sollte  ^^. 

Das  Capital  der  Bank  bestand  aus  dem  Gesammtbetrage 
der  Forderungen  der  frühern  Staatsgläubiger  und  nunmehri- 
gen Bankinteressenten;  es  war  in  eine  bestimmte  Anzahl  glei- 
cher Theile  eingetheilt,  denen  ebensoviele  Antheilsrechte  an 
der  Bank  (Joca  comperarum  S.  Georgii  oder  loca  comperanmi 
Banchi  S.  Georgii  civitatis  Genuae),  von  welchen  mehrere  in 
Einer  Hand  sein  konnten,  entsprachen. 

Nach  Scaccia^*^  gab  es  solcher  loca  20,400  „ad  rationem 
scutorxnn  25  pro  rpioUbet  loco",  die  zur  Zeit  dieses  Schrift- 
stellers drei  oder  vierthalb  "pro  quolibet  centenario  in  ßne 
cujuslihet  anni"  abwarfen,  während  der  Betrag  derselben  nie- 
mals zurückgefordert  werden  konnte. 

Die  Bank  aber,  welche  für  ihr  Capital  das  Recht  er- 
worben,  die  Staatseinkünfte  zu  beziehen,   und  die  in  dieser 


46)  S.  die  Confirmation  der  Privilegien  der  luogld  del  dehito  puhbiico 
V.  26.  Januar  1340  bei  Cuneo  1.  c.  p.  296  sqq. 

47)  Cuneo  1.  cit.  p.  19  sqq.  u.  p.  49. 

48)  Cuneo  1.  cit.  p.  59  sqq.;  Hüllmann,  Städtewesen  im  Mittelalter, 
S.  118.     —     49)  Cuneo  1.  cit.  p.  77  sqq. 

50)  tractatus  de  commerc.  et  cambio,  §.VII.  gloss.  III.  Nr.  7. 


14  Einleitung. 

Hinsicht  ausgedehnte  Befugnisse,  wie  insbesondere  diejenige 
hatte,  ohne  Berufung  über  alle  die  öffentlichen  Abgaben  be- 
treffenden Fragen  zu  entscheiden  °^,  war  in  ilu-em  eigenen 
Interesse  darauf  angewiesen,  den  Handelsverkehr,  durch  wel- 
chen sich  die  ihr  zufallenden  öffentlichen  Einnahmen  steifer- 
ten,  zu  fördern,  was  sie  in  ihrer  Eigenschaft  als  Girobank 
that  ^-. 

Nach  alledem  lässt  sich  nicht  bezweifeln,  dass  dieselbe, 
welche  erst  im  Jahre  1799  ihr  Ende  genommen,  nachdem  ilire, 
loca  (luoghi)  in  Folge  politischer  und  anderer  Ereignisse  beinahe 
völlig  entwerthet  ^^,  eine  wahre  Actienbank  gewesen,  deren 
Actien  (loca),  sämmtlich  in  gleichem  Nominalbetrage  und  wech- 
selnde Renten  abwerfend,  in  ein  Actienbuch  {cartularium)  auf 
den  Namen  der  Comperae  eingetragen  und  veräusserlich  waren 
Aide  sie  selbst  von  Ausländern  erworben  werden  konnten  °^,  wäh- 
rend die  Einlagen,  gegen  welche  sie  erworben.  Jeder  Rück- 
forderung entzogen  waren,  wie  denn  auch  Scaccia^^  genau 
zwischen  den  Inhabern  der  loca  und  den  Gläubigern  der 
Bank  (crcditor^es  cartularii)  unterscheidet. 

Auch  hafteten  die  Comperae  offenbar  nicht  aus  den  Ge- 
schäften der  Bank,  welche  als  juristische  Persönlichkeit  auf- 
trat, und  eine  ähnliche  Organisation  wie  unsere  heutigen 
Actiengesellschaften  hatte.  Zwar  finden  wir  daselbst  keine 
Generalversammlung,  wohl  aber  an  Stelle  derselben  und 
mit  deren  Gewalten  versehen  einen  grösseren  Ausschuss  von 
Actionären  {eonsiglio  generale),  welcher  aus  480  Mitgliedern, 
von  denen  jeder  wenigstens  zehn  luoghi  haben  musste,  be- 
stand und  die  zur  Hälfte  durch  das  Loos,  zur  Hälfte  durch 
das  Collegium  selbst  mit  Stimmenmehrheit  auf  die  Dauer 
eines  Jahres  bezeichnet  Avurden^^.  Den  Vorstand  der  Bank, 
die  eine  Reihe  anderer  Behörden  und  Beamten  hatte,  bildete 
aber  das  Collegium  der  Protettori,  welche,  acht  an  der  Zahl, 
aus  der  Mitte  der  Actionäre  mit  wenigstens  100  Inogld  er- 
w^ählt  Avurden  ''^. 

Allein  nicht  bloss  als  Banken,  sondern  namentlich  auch 

(% 

51)  Cuneo  1.  cit.  p.  80sqq. 

52)  Scaccia  /r«c/.  de  commerc.  et  camhio,  §.  1.  Quaest.I.  No.452  sqq.; 
Cuneo  1.  cit.  p.  IV.  sqq. 

53)  Cuneo  1.  cit.  p.  154  fg. 

54)  Cuneol.  cit.  p.  86.87. 

55)  tract.  de  commerc.  et  cambio,  §.  VII.  gloss.  III.  No.  1. 

56)  Cuneo  1.  cit.  p.  86  sqq.     —    57^  Cuneo  1.  cit.  p.  87  sqq. 
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zum  Zwecke  der  Pachtung  öffentlicher  Einkünfte  finden  sich 
in  Italien  verhältnissmässig  früh  Actienvereine. 

Eine  solche  Gesellschaft,  Avelche  die  päbstlichen  Staats- 
einkünfte gepachtet  hatte,  scheint,  wie  bereits  Troplong  ^^ 
bemerkt,  unter  dem  Pontificate  Pauls  IV  (1555  — 1559)  be- 
standen zu  haben.  Nach  den  freilich  sehr  ungenügenden  An- 
deutungen bei  Straccha^^  beruhte  die  Betheiligung  bei  dieser 
Gesellschaft  auf  j^ortiones,  die  in  verschiedener  Anzahl  in  den 
Händen  mehrerer  participes  sich  befanden  und  veräusserlich 
waren  "^  Die  einzelnen  participes  standen  aber  zueinander  in 
keinem  Societäts- Verhältnisse,  wie  in  der  von  Straccha  mit- 
getheilten  decisio  derRota  ausgeführt  wird*'^:  „quoniam  se  in- 
„vicem  ignorabant  .  ...  et  profecto  insanum  esset  dicere,  Gri- 
„maldos,  Farnesios,  Montes,  Negronos  et  alios  participes  in 
„appaltu  fuisse  socios  invicern,  cum  mxnquam  inter  se  nee  tacite, 
„nee  expresse  convenerint,  et  sie  socii  non  sunt  effecti."  .  .  .  Auch 
hafteten  dieselben  nicht  aus  den  Namens  der  Gesellschaft  von 
deren  Vertreter,  der  hier  als  institor  bezeichnet  wird,  abge- 
geschlossenen  Geschäften,  weil  sie  durch  den  Vertrag,  durch 
den  sie  Mitglieder  des  Vereins  geworden  „tertiis  creditoribus 
non  ohligcntur"^^,  aus  welchem  Grunde  eine  gegen  die  Gri- 
maldi  und  Consorten  aus  einer  vom  institor  Saulus  einge- 
gangenen  Schuld  auf  solidarische  Verurtheilung  angestellte 
actio  instiforia  von  der  Rota  abgewiesen  ward. 

Zwar  möchte  man  beim  ersten  Anblicke  allerdings  Zwei- 
fel darüber  haben,  ob  die  in  Frage  stehende  Verbindung  nicht 
eher  eine  Actiencommandit-  wie  eine  Actiengesellschaft  ge- 
wesen, da  der  institor  Saulus  als  socius  der  pjarticijyes ,  an  die 
ev  portiones  verkauft,  bezeichnet  wird *'^.  Abgesehen  jedoch 
davon,  dass  hier  nirgends  von  einer  Haftung  des  Saulus  mit 
dessen  ganzem  Vermögen  die  Rede,  wird  ausdrücklich  er- 
wähnt, dass  dieser  seihst  jyortiones  hatte  ^*,  weshalb  er  wohl 
eher  ein  Gründer  oder  Mito-ründer  eines  Actienvereins  ffewe- 


58)  Contr.  de  societe,  pref.  p.  24. 

59)  Decisiones  rotae  Genuae  de  mercatura  (Ausg.  Coloniae  1622), 
Deds.  XIV. 

60)  Straccha,  Decis.  rot.  Gen.  dec.  XIV.  No.5,  woselbst  von  ,,mstru- 
,,mentis  acquisitionis  portionum  III.  ducis  Horacü  Farnesü,  et  Balduini  de 
„Monte^^  die  Rede;  ferner  Decis.  XIV.  No.  133. 

61)  Straccha  Decis.  dec.  XIV.  No.  85. 

62)  Straccha  Decis.  dec.  XIV.  No.  86. 

63)  Straccha  Decis.  dec.  XIV.  No.  85. 

64)  StracchaX>eas.  dec.  XIV.  No.  133. 
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sen  zu  sein  scheint,  welcher  sich  ausser  mehreren  später  theil- 
weise  veräusserten  portiones  die  Yerwakung  der  Geschäfte  der 
Gesellschaft  vorbehalten  hatte. 

Solche  Actienverbindungen  zur  Pachtung  oder  zum  An- 
kaufe öffentlicher  Einkünfte  und  zur  Ausbeutung  des  Rechts 
auf  deren  Bezug  scheinen  aber  in  Italien  unter  dem  Namen 
„Moni es"  häufig  vorgekommen  zu  sein,  indem  Scaccia*^^ 
dieselben  als  ein  „xisitatum  genus,  praesertim  Romae"  bezeich- 
net, welches  er  durch  folgendes  Beispiel  erläutert. 

Der  princeps,  welcher  „ex  gahellis  Dolianae  seu  alio  vecti- 
gale"  jährlich  30,000  Scudi  bezieht,  will  das  Recht  auf  diese 
Einnahme  für  die  Summe  von  100  für  5  jährlich,  also  für 
eine  Gesammtsumme  von  600,000  Scudi  verkaufen.  Zu  die- 
sem Zwecke  wird  ein  mons,  acervas  pecuniae,  mit  einem  sol- 
chen Capitale  constituirt,  das  Capital  in  6000  loca  zu  100 
eingetheilt,  und  nachdem  die  Gesammtsumme  zusammenge- 
bracht, vom  Fürsten  der  Befehl  gegeben,  die  betreffenden 
Einkünfte  an  die  emtores  zu  bezahlen.  Freilich  macht 
Scaccia  die  Beantwortung  der  Frage  viel  zu  schaffen,  ob  die 
emtores  locorum  montium  jus  suum  verkaufen  konnten;  indes- 
sen kömmt  er  doch  zu  dem  schliesslichen  Ergebnisse,  dass, 
da  in  der  ursprünglichen  Erwerbung  der  loca  der  Kauf  einer 
Art  von  Census  vorliege,  dieses  Recht  nicht  allein  vererblich, 
sondern  auch  titiilo  oneroso  wie  gratuito  veräusserlich  sei^^. 

Ausserhalb  Italiens  finden  sich  wohl  die  ersten  Actienge- 
sellschaften  in  Holland,  woselbst  unterm  20.  März  1602  die 
Statuten  der  aus  der  Vereinigung  mehrerer  früheren  Ge- 
sellschaften hervorgegangenen  holländisch-ostindischen 
Compagnie  von  den  Generalstaaten  bestätigt  wurden.  Diese 
Gesellschaft,  welche  beinahe  zwei  Jahrhunderte  hindurch  fort- 
blühte und  erst  im  Jahre  1795  in  Folge  der  französischen 
Revolution  sich  auflöste,  —  die  erste  dem  Welthandel  gewid- 
mete Actienverbindung ^■^  und  nach  dem  Urtheil  Savary's 
das  solideste  und  berühmteste  aller  je  gegründeten  Handels- 
etabhssements^^,  deren  Actien  vor  dem  im  Jahre  1672  mit 
Frankreich   ausgebrochenen  Kriegen  den  Cours  von  650  ^/q 


65)  tractat.  de  commerc.  et  cambin,  §.  1.  Quaest.  I.  Nr.  465. 

66)  Scaccia  1.  cit.  §.  1  Quaest.  I.  No.  466—469. 

67)  Fick  in  der  Zeitschr.  für  das  gesammte  Handelsrecht, 
Bd.  V.  S.  43  fg. 

68)  Savary  dictionnaire  unicersel  de  commerce  (Geneve  1750)  tom.IV. 
p.  1128. 
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erreicht  hatten  ''^,  erhielt  bald  in  Holland  selbst  zahlreiche 
Nachbildungen,  wie  in  der  im  J.  1621  gegründeten  hollän- 
disch-westindischen Compagnie,  in  der  Holländi- 
schen Compagnie  von  Surinam  u.  a.  m. ''".  Doch  mit 
der  Verbreitung  der  Actiengesellschaften  war  bereits  der 
Actienschwindel  vorhanden,  welchem  die  Generalstaaten  mit- 
telst Edicte  vom  15.  Juli  1621,  20.  Mai  1624  und  16.  Sep- 
tember 1677  entgegentreten  zu  müssen  glaubten.  Dies  ge- 
schah durch  die  Anordnung,  wonach  die  Verkäufer  von 
Actien  schuldig  sein  sollten,  deren  Transscription  in  den  Ge- 
sellschaftsbüchern binnen  kurzer  Zeit  zu  bewirken,  während 
die  Erwerber,  so  lange  als  dies  nicht  geschehen  und  auch  der 
Transscription  die  Quittirung  des  Preises  nicht  beigefügt,  die 
Actien  nicht  weiter  sollten  veräussern  können ''';  Bestim- 
mungen, aus  deren  allgemeiner  Fassung  sich  ergiebt,  dass 
damals  Inhaber-Actien  in  Holland  nicht  vorkamen. 

Allein  auch  ausserhalb  dieses  Landes  wurde  die  hol- 
ländisch-ostindische  Compagnie  nachgeahmt,  indem  na- 
mentlich in  England  die  im  J.  1599  gegründete  englisch- 
ostindische  Compagnie  ^^  im  J.  1613  eine  der  Organisa- 
tion jener  nachgebildete  Verfassung  erhielt,  wodurch  sie  in 
den  Stand  gesetzt  wurde,  nicht  allein  eine  glückliche  Neben- 
buhlerin ihres  Vorbildes  zu  werden,  sondern  auch  dasselbe 
allmählig  an  Macht  und  Hülfsquellen  zu  überflügeln  ''^. 

Auch  in  Frankreich  wurden  bald  nachher  nach  dem 
Muster  der  holländischen  und  der  englisch-ostindischen  Com- 
pagnie Actienvereine  gegründet,  welche  wie  jene  dem  Welt- 
handel gewidmet  sein  sollten.  Dies  geschah  zuerst  unter 
Richelieu,  unter  welchem  namentlich  im  J.  1628  die  Com- 
pagnie des  Indes  occidentales  errichtet  wurde,  die  im  J.  1674 
dadurch  endete,  dass  der  König  unter  Rückzahlung  der 
Actien  sämmtliche  Besitzungen  des  Vereins  an  sich  zos:^*. 
Bereits  war  aber  unter  namhafter  Betheiligung  des  Staats- 
herrschers selbst  die  Compagnie  des  Indes  orientales  im  J.  1664 


69)  Savary  dictionn.  I.  p.  24. 

70)  Savary  dictionn.  tom.  IV.  p.  1135  fg. 

71)  Savary  dictionn.  tom,  I.  p.  26.  —  Voet  Commentar  ad Pandedas^ 
lib.  XVIII.  tit.  4,  No.  11.     —     72)  Savary  dictionn.  tom.  IV.  p.  1139  fg. 

73)  Fick  a.  a.  O.  Bd.  V.  S.  44;  Schäffle  in  der  deutschen  Vier- 
teljahrsschrift (Jahrg.  1856)Heft4.  S.  20fg.;  R au  Grunds,  der  Volks- 
wirthschaftspolitik  §.  236. 

74)  Savary  dictionn.  universel,  tom.  IV.  p.  1087  sqq. 
Rcnaud,  ActienijeseUsch.  O 
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ins  Leben  gerufen  worden  "^,  welche  jedoch  nach  kurzer  Zeit 
scheinbarer  Blüthe  trotz  bedeutender  Staatsunterstützuno;  und 
wohl  zum  Theile  in  Folge  staatlicher  Bevormundung  ge- 
nöthight  ward,  sich  mit  der  im  Jahre  1717  gegründeten  Com- 
j)agnie  cVOccident  zu  vereinigen,  während  diese  letztere,  nach- 
dem eine  Reihe  Actienvereine,  wie  die  Compagnie  du  Senegal,  die 
Compagnie  du  Canada  und  de  la  Chine  mit  ihr  fusionnirt  worden, 
im  Mai  1719  den  Namen  „Compagnie  des  Indes"  annahm  ''*'. 

Diese  Compagnie,  bekannter  unter  dem  Namen  der  Mis- 
sissippi-Gesellschaft, deren  Grundcapital  in  weniger  denn 
sechs  Monaten  durch  neue  Actienemissionen  von  25  auf  300 
Millionen  erhöht,  und  deren  Actien  in  eben  dieser  Zeit  einen 
fabelhaften  Preis  erreicht  ''^,  .wurde,  nachdem  sie  1600  Millio- 
nen für  die  Bezahlung  der  Staatsschulden  vorgestreckt,  theils 
durch  den  mit  ihren  Actien  trotz  der  Abmahnung  einer  hoch- 
gestellten und  angesehenen  Magistratsperson  ''^  getriebenen 
Schwindel,  in  dessen  Folge  ihr  wirkliches  Capital  ausser  je- 
dem Verhältnisse  zum  Börsen werthe  der  Actien  stand,  theils 
durch  ihre  utiter'm  23.  Februar  1720  decretirte  Vereinigung 
mit  der  Banqueroyale  unter  des  berüchtigten  Law  Direction, 
so  wie  endlich  durch  eine  Reihe  verkehrter  Regierungsmass- 
regeln ebenso  rasch  zu  Grunde  gerichtet,  während  Bankzettel 
und  Actien  eine  vöUi^je  Entwerthuns;  erlitten  '^^. 

Doch  ist  es  unsere  Aufgabe  nicht,  die  Geschichte  des 
vielbeschriebenen  unglaublichen  Schwindels  der  nie  Quini- 
camjtoix  wiederzuerzählen,  wohl  aber  einen  Blick  auf  die  Ge- 
staltung jener  grossen  Actiengesellschaften  zu  werfen,  in 
welchen  in  Frankreich  zuerst  die  Rechtsform  der  Actien- 
vereine hervortrat. 

Während  bei  den  früheren  Actiengesellschaften  und  ins- 
besondere noch  der  Comjy.  des  Indes  orientaks  die  Actien 
Kominal- Actien  waren  und  in  ein  Actienbuch  eingetragen 
wurden  ^°,  finden  wir  zum  ersten  Male  bei  der  im  J.  1717 
errichteten  Comp.  d'Oecident  sämmtliche  Actienscheine  {les 
hillets  des  actions),   von  denen  es  solche  für  Eine  und  solche 


75)  Savary  1.  c.  tom.  IV.  p.  1078  fg. 

76)  Savary  1.  c.  tom.  IV.  p.  1105  fg. 

77)  Savary  1.  c.  tom.  IV.  p.  1108  fg.  —  Ficka.  a.  0.  S.47. 

78)  d'Aguesseau  memoire  siir  le  commerce  des  actions  (oeuwT,  X. 
179  suiv.). 

79)  Troplong  contr.  de  sociele,  pref.  p.  29;  Fick  a.  a.  O.  S.  48  fg. 

80)  Sa  Vary  dictionn.  tom.  IV.  p.  1081. 
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für  zehn  Actien  gab,  als  Inliaberpaplere  ausgestellt,  mit  der 
ausdrückliclieu  Erklärung  in  den  Statuten,  dass  die  Actien  als 
Waaren  betrachtet  werden  sollten  und  als  solche  verkauft  und 
negociirt  werden  könnten,  wie  es  deren  Eigenthümern  gut 
dünke  ®^ 

Auch  war  die  äussere  Organisation  dieser  Compagnien 
im  AVesentlichen  nicht  anders  wie  bei  den  heutigen  Actien- 
verbindungen  gestaltet.  So  erschien  als  höchstes  Organ  der 
Gesellschaft  eine  Generalversammlung  der  Actionäre,  in  wel- 
cher eine  gewisse  Anzahl  Actien,  so  z.  B.  in  der  Compagnie 
cVOccident  50,  Eine  Stimme  gaben,  während  die  Zahl  der 
Stimmen  im  Verhältnisse  zu  derjenigen  der  Actien,  wie  z.  B. 
in  der  genannten  Gesellschaft  mit  je  50  Actien,  stieg.  Eben- 
so hatten  diese  \^ ereine  einen  aus  mehreren  Directoren  gebil- 
deten Vorstand,  mit  einer  Reihe  anderweitiger  Beamten  und 
Agenten. 

Was  aber  durchaus  eigenthümlich  und  sich  nur  theil- 
weise  daraus  erklärt,  dass  jene  grossen  Handelsgesellschaften 
nicht  allein  zum  Betriebe  des  AVelthandels  bestimmt,  sondern, 
was  freilich  mit  der  damaligen  Weltlage  zusammenhing,  den 
Zweck  der  Colonisation  verfolgen  sollten,  ist  die  masslose 
Einwirkung  der  Staatsgewalt  auch  in  die  inneren  Verhältnisse 
dieser  Vereine,  eine  Ausübung  staatlicher  Willkühr  gegen- 
über den  Rechten  der  Actionäre,  Avelche  namentlich  unter 
Ludwig  XIV.  hervortritt,  und  die  kaum  allein  der  Sorge  zu- 
zuschreiben, mit  welcher  dieser  Herrscher  nach  dem  Zeugnisse, 
welches  er  sich  selbst  ausgestellt®^,  dem  Aufblühen  des  Han- 
dels in  seinem  Reiche  sich  widmete,  jedenfalls  aber  diese 
Blüthe  nicht  förderte. 

So  finden  wir  namentlich  bei  der  Compagnie  def^  Indes 
orientales  eine  Zusammenberufung  der  Generalversammlungen, 
die  unmittelbar  durch  den  König  und  nur  durch  ihn  Statt  fand; 
ferner  die  Verfügung  vonDividendevertheilungen  durch  Königl. 
Decrete,  durch  Avelche  ebenfalls  die  Zeit  für  die  Actien-Ein- 
zahlungen,  durch  deren  Versäumniss  statutenmässig  die  Actien- 
rechte  verloren  gehen  sollten,  prorogirt  w^urde  ^-^ 

Zwar    wurde    den    späteren    Compagnien    eine    grössere 


81)  „les  actions  sont  ref/ardees  comme  marchandises ,  et  en  cette  qualile 
„pourront  etre  vendiies,  achetees  et  ne'tjodees,  ainsi  que  hon  semhlera  aux  pro- 
,,prieiaires.''^     Savary  dictionn.  IV.  p.  1104.  — • 

82)  Ordonn.  du  commerce  v.  J.  1673  Eing. 

83)  Savary  dictionn.  tora.  IV.  p,  1081.  — 

9* 
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Autonomie  gewährt,  während  deren  Statuten  eine  Reihe  von 
Bestimmungen  enthielten,  die  an  sich  vollkommen  geeignet 
waren,  die  Interessen  der  Gläubiger  wie  der  Actionäre  sicher 
zu  stellen.  So  sollten  inbesondere  nach  den  Statuten  der 
Compagnie  cCOccident  jährlich  Uebersichten  des  Vermögens  der 
Gesellschaft  öffentlich  ang-eschlagfen  und  mittelst  der  öffentli- 
chen  Blätter  bekannt  gemacht  (Art.  43),  die  Dividenden- Ver- 
theilungen  aber  von  der  Generalversammlung  auf  Grundlage 
einer  von  den  Directoren  zu  entwerfenden  Jahresbilanz  be- 
schlossen werden  (Art.  42),  eine  Bestimmung,  die  nach  Ein- 
tritt der  Law' sehen  Catastrophe  in  Ansehung  der  Comp,  des 
Indes  durch  Edict  vom  Juni  1725  ausdrücklich  bestätigt 
ward  ®*. 

Dessenungeachtet  beschränkte  sich  auch  hier  die  Einwir- 
kung der  Staatsgewalt  nicht  auf  die  Beaufsichtigung  der 
Actienvereine,  indem  jene  nicht  allein  die  erste  Ernennung 
der  Directoren  vornahm  ^^,  sondern  der  Staatsherrscher  sich 
nicht  entblödete,  durch  persönliches  Erscheinen  in  General- 
versammlungen, deren  Vorsitz  er  übernahm,  Beschlüsse  der- 
selben durchzusetzen,  die  zu  nichts  weniger  als  zum  Vortheile 
der  Compagnie  gereichten  ^''. 

Gerade  diese  enge  Verbindung  der  Actienvereine  mit 
einem  despotischen  Staate,  welche,  ungeachtet  grosser  Opfer 
Seitens  des  letztern  und  mannigfaltiger  von  ihm  denselben  er- 
theilter  Privilegien,  wesentlich  mit  Schuld  daran  trug,  dass 
jene  grossen  Handelsgesellschaften  Frankreichs  es  nie  zu 
dauernder  Blüthe  und  einem  gesicherten  Bestände  brachten, 
war  die  Veranlassung,  dass  die  neue  Vereinsform  trotz  ihrer 
mannigfachen  Anwendung  und  der  von  ihr  erlangten  hohen 
Bedeutung  der  gesetzlichen  Normirung  entging.  Denn  es  be- 
standen die  einzelnen  Actiengesellschaften  auf  Grund  des 
Beneplacitum's  des  absoluten  Königs,  welcher  dieselben 
durch  lettres  patentes  schuf,  wie  er  durch  Decrete  sie  fu- 
sionnirte  oder  sonst  auflöste.  Daher  denn  die  Ordonnance  du 
commerce  vom  März  1673,  obwohl  zu  einer  Zeit  erlassen,  in 
welcher  die  Comp>agnie  des  Indes  orientales  aufblühte,  diejenige 
des  Indes  occidentales  ihrer  Auflösung  durch  den  Staatsherrscher 
entgegensah,  der  Actien Verbindungen  mit  keinem  Worte  er- 
wähnt.   Vielmehr  kennt  dieses  Gesetz  (tit.  IV.  des  societh)  nur 

84)  Savary  dictionn.  tom.  IV.  p.  1121  fg. 

85)  Savary  dictionn.  tom.  IV.  p.  1104. 

86)  Savary  dictionn.  tom.  IV.  p,  1109. 
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zwei  Arten  von  Handelsgesellschaften,  die  societe  generale, 
bei  welcher  alle  socii  solidarisch  füi'  die  Gesellschaftsschulden 
haften,  und  die  Commanditgesellschaft,  in  der  die  Commandi- 
tisten  {les  associis  en  commandite)  nur  mit  ihrer  Einlage 
{jusqu'ä  coricurrefice  de  leur  pari)  für  jene  Verbindlichkeiten 
einstehen. 

Allein  auch  die  Theorie  Hess  in  Frankreich  die  neue 
Rechtsform  unbeachtet.  So  beschäftigt  sich  Savary  Vater, 
welcher  bald  nach  der  Ordonnance  du  commerce  v.  J.  1673,  an 
deren  Abfassung  er  keinen  geringen  Antheil  genommen  hatte, 
schrieb,  in  seinem  Parfait  negociant  so  wenig  mit  der  Actien- 
gesellschaft  ^vie  mit  den  Actien.  Vielmehr  unterscheidet  dieser 
Schriftsteller*^  drei  Arten  von  Gesellschaften,  nämlich  dieCol- 
lectiv-,  die  Commandit-  und  die  anonyme  Gesellschaft,  indem 
er  unter  dieser  letztern  eine  Societät  versteht  „qui  ne  se  fait 
soiis  auciin  nom"  (p.  2),  —  „qui  ne  regai'de  point  le  public, 
mais  seulemeut  les  deux  associes"  (p.  22),  und  von  den  Gesell- 
schaftern bemerkt  „Ceux  qui  fönt  ces  societes  travaillent 
chacun  de  leur  cote  soics  leurs  noms  particuliers,  pour  se 
rendre  raison  ensuite  l'un  ä  l'autre  des  profits  et  pertes  qu'ils 
ont  faits  dans  leur  negociation"  (p.  2).  —  Diese  anonyme  Ge- 
sellschaft, von  welcher  er  wieder  vier  Arten  oder,  genauer 
gesagt,  thatsächlich  verschiedene  Anwendungen  hervorhebt, 
deren  erste  er  gelegentlich  als  societe  anonyme  ou  en  partici- 
pation  bezeichnet^*,  ist  demnach  nichts  anderes  wie  eine  ge- 
wöhnHche  civilrechtliche  Erwerbsgesellschaft  und  nicht  die 
anonyme  Gesellschaft  im  Sinne  des  Code  de  commerce. 

Wie  also  der  ältere  Savary  mit  der  Rechtsform  der 
Actienvereine,  die  übrigens  damals  lediglich  als  Compagnien 
bezeichnet  wurden,  obwohl  er  dieser  wiederholt  erwähnt,  sich 
nicht  befasste,  so  steht  Savary  Sohn  in  seinem  Dictionnaire 
universel  du  commerce  insoferne  auf  dem  nämlichen  Standpunkte, 
als  er  suh  v.  societe  (tom.  III.  p.  865)  drei  Arten  von  Gesell- 
schaften unterscheidet,  nämlich  die  societe  generale  et  collective 
ou  ordinaire,  die  societe  en  commandite  und  die  societe  an07iyme, 
inconnue  ou  momentanee,  während  er  ganz  me  sein  Vater  vier 
Arten  oder  vielmehr  Anwendungen  dieser  letztern  aufzählt. 
Der  nämliche  Savary,  der  so  ausführlich  über  die  äussere 

87)  Savary  le  parfait  negndantou  Instruction  generale  pour  ce  qui  re- 
garde  le  commerce,  Paris  2te  Aufl.  1679,  Part.  IL  livr.  I.  chap.  1  p.  1  sqq.  — 

88)  Die  Darstellung  der  Auffassung  Savary's  des  Aeltern  bei  Fick 
a.  a.  Ü.  S.  4  not.  1  ist  nicht  durchweg  richtig.  — 
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Einrichtung  und  die  äussern  Gescliicke  der  grossen  Actlen- 
verbindungen  in  Holland,  Frankreich,  England  und  anderen 
Ländern  mehr  zu  berichten  weiss,  der  auch  eine  Reihe  von 
Notizen  über  Actienhandel  giebt  ^■^,  spricht  sich  nirgends  über 
den  Charakter  der  Actiengesellschaft  und  die  juristischen 
Eigenthümllchkeiten  dieser  Vereinsform  aus  und  hebt  als  Un- 
terschied derselben  von  der  Societät  nur  hervor  ^°,  dass  jene 
anders  wie  diese  eine  grössere  Zahl  von  Gesellschaftern  ver- 
einige und  auch  königl.  Patente,  Edicte  und  Declarationen 
bedürftig  sei,  indem  er  jedoch  zugleich  bemerkt,  dass  das 
Wort  „Compagnie"  gewöhnlich  nur  zur  Bezeichnung  der 
o-rossen  zum  Welthandel  bestimmten  Associationen  gebraucht 
werde. 

Ein  solcher  Mangel  an  jedem  Versuche  legislativer  Nor- 
mirung  und  wissenschaftlicher  Ausbildung  der  Theorie  der 
Actiengesellschaften  beweist,  dass  deren  Recht  nicht,  wie 
Vogt  meint ''S  auf  dem  Wege  der  Privllegien-Ertheilung 
sich  entwickelt,  indem  gerade  diese  Privilegien,  durch  welche 
in  mehr  oder  weniger  umfassender  Weise  für  die  Verhält- 
nisse der  einzelnen  Actienverbindungen  gesorgt  wurde,  die 
Entstehung  eines  Rechts  der  Actiengesellschaften  hinderten. 

Dagegen  wurden  allerdings  in  Frankreich  den  grossen 
zum  Welthandel  bestimmten  Compagnien  Actienvercine  zu 
reinen  Privatunternehmungen  ohne  irgend  eine  Einmischung 
des  Staats  nachgebildet,  Verbindungen,  welche  durch  statu- 
tenmässige  Verclausullrungen  Ihren  Genossen  die  Vortheile 
zu  sichern  suchten,  welcher  die  Actionäre  der  grossen  Com- 
pagnien kraft  königlicher  Privilegien  thellhaftig  waren,  wäh- 
rend erst  ein  Gesetz  vom  26.  Germinal  des  Jahres  II  der 
Repubhk  (1793),  welches  jedoch  schon  unter'm  30.  Bru- 
maire  IV  wieder  ausser  Kraft  gesetzt  ward,  den  Bestand 
einer  jeden  Actiengesellschaft  von  staatlicher  Genehmigung 
abhängig  machte. 

So  entstand  z.  B.  im  Jahre  1750  unter  dem  Namen 
„Chamhre  (Tassurances  de  Paris"  eine  Actiengesellschaft,  welche 
sich  selbst  als  „Hablie  en  corjos  de  compagnie  particuliere ,  imr 
acte  d'association"  bezeichnete ,  und  auf  Grund  eines  notariel- 
len Acts  zwischen  mehreren  Unternehmern  und  anderweitigen 
Actienzeichnern  in's  Leben  gerufen  ward,  ohne  dass  eine  an- 

89)  Dictionn.  unie.  sub  v.  aclion  (tom.  I.  p.  24:  suiv.). 

90)  Dictionn.  univ.  tom.  IV.  p.  1070". 

91)  Zeitschr.  für  das  gesammte  Handelsrecht  Bd.  I.  S.  480. 
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dere  staatliche  Mitwirkung  hierbei  erwähnt  wäre,  als  dass  d^e 
Homoloo;ation  der  Statuten  zum  Zwecke  ihrer  Authentisirunff 
bei  der  table  de  marhre,  d.h.  dem  Admiralitäts-Gerichte,  nach- 
gesucht worden. 

Gerade  diese  Statuten ^^  aber  zeigen,  wie  man  erst  bei 
solchen  ohne  könio-liche  Privilegien  errichteten  Verbinduno-en 
sich  der  Bedenken  bcAvusst  wurde,  zu  welchen  diese  ßechts- 
form  Veranlassung  geben  konnte.  Daher  erldärt  sich  z.  B. 
die  darin  enthaltene  Bestimmung  (Art.  89  u.  91),  wonach  die 
Statuten  für  alle  Interessenten,  denen  ein  Exemplar  davon  zu 
übergeben,  damit  sie  sich  nicht  auf  ihre  Unkenntniss  berufen 
könnten,  Gesetzeskraft  haben  sollten;  ferner  die  Erklärung, 
dass  die  Actionäre  nicht  solidarisch  hafteten,  indem  sie  viel- 
mehr niclit  über  die  von  ihnen  gezeichneten  Beträge  hinaus 
einzustehen  haben  sollten  (A.  121),  diejenige,  dass  der  Fonds 
der  Gesellscliaft  in  keiner  Weise  durch  Anlehen,  welche  ein- 
zelne Gesellschafter  gemacht,  belastet  werden  könne  (A.13]) 
u.  a.  m.  — 

Die  traurigen  Folgen  der  Actien-Speculationen  unter 
Law  hatten  auf  das  benachbarte  England  so  wenio-  ab- 
schreckend  gewirkt,  dass  in  London  der  Schwindel  mit  den 
Actien  der  im  J.  1711  errichteten  Südsee-Compagnie '^^  im 
J.  1720  seine  hächste  Blüthe  erreichte,  welcher  freilich  bald 
eine  der  kurz  vorher  in  Frankreich  eingetretenen  ähnliche  Ca- 
tastrophe  folgen  sollte^*.  Allein  nicht  bloss  mit  den  Papieren 
grosser  privilegirter  und  incorporirter  Compagnien  wurde  in 
England  Schwindel  getrieben,  sondern  auch  mit  den  Actien 
und  Quittungsbogen  zahlloser  unprivilegirter  und  zum  Theile 
nie  in's  Leben  getretener  Privatunternehmungen,  welche  die 
Entdeckung  eines  iieiyetuum  mobile,  die  Ausbeutung  der  Er- 
findung die  Sägespäne  zu  schmelzen  und  daraus  gute  Bretter 
ohne  Ritzen  oder  Spalten  zu  giessen,  oder  gar  den  Betrieb 
eines  vielversprechenden  Unternehmens,  das  später  bekannt 
gemacht  werden  solle,  bezweckten  ''^    Hierbei  wm-de  der  nach 


92)  Mitgetheilt  durch  Savary  diciloim.  unlc.  tom.  IV.  p.  1210  suiv. 

93)  Savary  dictionn.  luiio.  tom.  IV.  p.  1163  suiv. 

94)  Fick  in  der  Zeitschr.  für  das  gesammte  Handelsrecht, 
Bd.  V.  S.  50. 

95j  Anderson  historische  und  chronolog.  Geschichte  des  Handels, 
aus  dem  Englischen  übersetzt,  Pägal778,  Th.VI.  S.CöSfg.;  —  Schwebe- 
meyer das  Actiengesellschafts-]3ank-u.  Versicherungswesen  in  England, 
S.  11  f-. 
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englischem  Rechte  geltende  Grundsatz,  wonach  die  Theilneh- 
mer  nicht  privilegirter  und  incorporirter  Actienunternehmungen 
für  alle  Schulden  der  Gesellschaft  solidarisch  hafteten,  da- 
durch illusorisch  gemacht,  dass  die  Actien  und  Interims  scheine 
auf  den  Inhaber  gestellt  Avurden  ^^. 

Allein  eben  dieser  Schwindel  mit  den  Betheiligungsschei- 
nen  an  bereits  gegründeten  oder  noch  zu  errichtenden  Pri- 
vatactienunternehmungen  hatte  einen  eigenthümlichen  Einfluss 
auf  die  englische  Gesetzgebung,  welche,  das  Kind  mit  dem 
Bade  ausschüttend,  der  Gründung  von  Privat-Actiengesell- 
schaften  schlechtweg  entgegentrat. 

Dies  geschah  zunächst  durch  die  Bubhle-Acte  vom 
11.  Juni  1720^^,  —  so  genannt,  weil  sie  die  Seifenblasen- 
Unternehmungen  hindern  sollte,  —  durch  welche  die  Grün- 
dung von  Vereinen  mit  -ausgeschlossener  solidarischer  Haf- 
tung der  Gesellschafter  und  übertragbaren  Antheilrechten  als 
eine  strafbare  Anmassung  von  Corporationsrechten  untersagt 
ward  ^^.  Nachdem  aber  die  Buhhle-Acte  im  Jahre  1825  durch 
Stat.  Geo.  IV.  cap.  91  ausser  Kraft  getreten  und  dadurch  das 
gemeine  Recht  in  Ansehung  der  Gesellschaften  mit  vereintem 
Capitale  wiederhergestellt  worden,  wurde  bei  der  wieder  zu- 
lässig gewordenen  Uebertragung  der  Actien  die  Versuchung 
zum  Börsenspiele  um  so  grösser,  als  in  Folge  der  Einführung 
von  Eisenbahnen  und  des  ausserordentlichen  Aufschwungs 
des  Handels  eine  grosse  Zahl  von  Compagnien  errichtet 
WTirde. 

Die  hierdurch  seit  dem  J.  1844  hervorgerufenen  neuen 
legislativen  Normirungen  wurden  insbesondere  zunächst  durch 
die  Acte  7  und  8  Victoria  cap.  110,  111  und  113  vom 
5.  Septbr.  1844  gegeben,  laut  welchen,  abgesehen  von  den 
durch  königliche  Freibriefe  oder  durch  Privat-Parlaments- 
Acten  incorporirten  Compagnien,  Gesellschaften  mit  vereintem 
Capitale  nur  als  Joint  Stock  Companies  without  limited  liahility 
sollten  errichtet  werden  können,  oder  mit  a.  W.  auch  bei  Ver- 
einen, deren  Capital  in  Actien  eingetheilt,  jeder  Actionär  noch 
volle  drei  Jahre  nach  seinem  gehörig  erklärten  und  in  die 
Transferbücher  eingetragenen  Austritte  für  alle  Schulden  der 
Gesellschaft  solidarisch  haften  sollte,  während  die  Ausstellung 
von  Inhaber-Actien  als  mit  einer  solchen  Solidarität  unver- 


96)  Ficka.  a.  O.  S.  51.     —     97)  Stat.  6  Geo.  I,  cap.  18. 
98)  Schwebemeyer  a.  a.  O.  S.  12  fg.;  Fick  a.  a.  O.  S.  52. 
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träglich  untersagt  ward^^.  Indem  aber  die  Incorporirung  eines 
Vereins  als  Corporation  mit  beschränkter  Haftung  der  Mit- 
glieder durch  ein  von  der  Krone  ertheiltes  Privilegium  selten 
ertheilt  wurde,  die  Incorporirung  durch  Parlaraents-Acte  aber 
der  vielen  Kosten  halber,  die  das  Einschlagen  dieses  Weges 
zur  Folge  hatte ,  von  wenigen  Gesellschaften  nachgesucht 
ward^*'*',  kam  bei  der  grossen  Mehrzahl  der  Verbindungen 
mit  einem  in  Actien  zerlegten  Capitale  die  Regel  der  solida- 
rischen Haftung  aller  socii  zur  Anwendung. 

Erst  in  neuester  Zeit  hat  das  Beispiel  der  Länder  des 
Continents,  die  Rücksicht  auf  die  Erleichterung  des  Zuflusses 
kleinerer  Capitalien  zu  Actienunternehmungen,  so  wie  auf  die 
Möo-lichkeit,  dem  Actienschwindel  in  anderer  Weise  als  durch 
Festhalten  an  das  alte  nicht  mehr  zeitgemässe  System  vorzu- 
beugen, eine  durchgreifende  Aenderung  der  englischen  Ge- 
setzgebung durch  ein  Gesetz  vom  14.  Juli  1856  (die  Joint 
Stock  Companies  Act,  1856.  Stat.  19  und  20.  Vict.  cap.  47), 
dem  sich  ein  ergänzendes  und  als  ein  Theil  desselben  zu  be- 
trachtendes Gesetz  vom  13.  Juli  1857  {Joint  Stock  Comjxignies 
Act  1857,  Stat.  20  und  21.  Vict.  cap.  17)  angeschlossen,  zur 
Folge  gehabt  ^''K 

Nach  diesen  Gesetzen,  welche  freilich  nicht  auf  alle  Ar- 
ten von  Actienverbindungen,  und  insbesondere  nicht  auf  Ver- 
sicherungsgesellschaften, die  noch  unter  dem  Gesetze  vom 
5.  Sept.  1844  stehen  ^*^-,  Anwendung  finden,  kann  eine  Ge- 
sellschaft mit  vereinigtem  oder  mit  a.  W.  mit  einem  in  Actien 
zerlegten  und  durch  Mehrere  zusammenzuschiessenden  Ca- 
pitale {Joint  Stock  Company)  sich  unter  Beobachtung  gewisser 
Förmlichkeiten  nach  freier  Wahl  als  Verein  ohne  oder  mit 
beschränkter  Haftbarkeit  seiner  Mitglieder  constituiren ,  in 
welchem  letztem  Falle  eine  solche  Verbindung  {Joint  Stock 
Company  tvith  limited  liability)  gleich  den  durch  königliche 
Freibriefe  oder  durch  Parlamentsacte  incorporirten  Gesell- 
schaften durchaus  den  continentalen  Actienvereinen,  wiewohl 
mit  der  Eigenthümlichkeit,  dass  auch  hier  Inhaber-Actien  un- 
statthaft, entspricht  ^'^•^. 

Es  lassen  sich  hiernach  in  der  Geschichte  der  Actien- 
vereine  zwei  verschiedene  Hauptrichtungen  nachweisen.     Die 

99)  Fick  a.  a.  O.  S.  53  fg.;  Schwebemeyer  a.  a.  O.  S.  15  fg. 

100)  Güterbock,  die  englischen  Actiengesellschaftsgesetze,  S.  III. 
a.E.undIV.     —     101)  Güterbock  a.  a.  O.  S.  VI.  fg. 

102)  Fick  a.a.O. ö.54undNot.  50.    —     103)  Fick  a.a.O. S.55.5Ö. 
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eine,  die  ihren  Ausgangspunkt  in  Italien  hat,  und  über  Hol- 
land, Frankreich,  Spanien  und  Portugal,  Ungarn,  Russland 
und  die  Schweiz,  und,  worauf  noch  zurückzukommen,  auch 
über  Deutschland  sich  verbreitet,  fasst  die  Actiengesellschaft  als 
eine  neue  Rechtsform  auf,  die  als  Ein  Ganzes  thätig  ist,  und 
deren  Mitglieder,  obwohl  nach  bestimmten  Antheilen  beim 
Vereinscapitale  betheiligt,  weder  unter  sich  in  einem  obliga- 
torischen Verhältnisse  stehen,  noch  auch  den  Vereinsgläubigern 
verhaftet  sind,  aus  Avelchem  Grunde  denn  die  Vereinsmitglied- 
schaft übertragbar,  und  die  einem  solchen  Verhältnisse  entspre- 
chenden Inhaber-Actien  hier  gestattet.  Die  andere,  dem  engli- 
schen und  nordamerikanischen  Rechte  ^"^'^  eigenthümlich,  betrach- 
tet bis  auf  die  neueste  Zeit,  von  besondern  Privilegien  abgesehen, 
die  Vereine,  deren  Capital  von  Mehreren  nach  Actien  zusam- 
menfTcleo-t,  als  Societäten  im  Sinne  des  Civiirechts,  bei  wel- 
eben  alle  socii  solidarisch  für  die  von  den  Vertretern  der  Ge- 
sellschaft eingegangenen  Schulden  haften,  und  erachtet  daher 
die  üur  Elidirung  dieser  Haftung  führende  Inhaber-Actie  für 
unstatthaft,  ein  Verbot,  welches  sich  bei  der  Joint  Stock  Com- 
2?cniij  n-itli  limited  liahiUty,  obwohl  es  für  dieselbe  in  der  That 
nicht  mehr  passt,  in  Geltung  erhalten. 

Wie  bereits  bemerkt,  machte  sich  auch  in  Deutschland 
von  vorn  herein  die  Actiengesellschaft  in  der  nämlichen  Be- 
deutung, wie  in  Italien,  Holland  und  Frankreich  geltend. 
Doch  scheint  daselbst  die  Anwendung  dieser  Rechtsform  spä- 
ter wie  in  jenen  Ländern  vorgekommen  zu  sein,  was  damit 
zusammenhängen  dürfte,  dass  die  Verhältnisse  Deutschlands 
von  der  Bildung  grosser  Handelsgesellschaften  zum  Zwecke 
der  Colonisation  und  des  Betriebes  des  Welthandels  abhiel- 
ten, nachdem  die  den  deutschen  Handel  schützende  Hansa 
schon  zu  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  in  völligen  Verfall 
gerathen  war^'^^ 

Doch  mag  wohl  eine  der  ältesten  Actieugesellschaften 
Deutschlands  die  im  J.  1719  in  Wien  gegründete  orientalische 
Compagnie  gewesen  sein,  welche  die  Eigenthümlichkeit  dar- 
bot, dass  ihre  Actien  auf  dem  Wege  einer  Verloosung  all- 
mählig  amortisirt  werden  sollten  ^'^*'. 

Ebenso  gehört  zu  den  altern  deutschen  Actienvereinen 


104)  Mittermaier,  deutsch.  Privatrecht,  S.  557  Not.  10. 

105)  Golclschmidt,  die  deutsche  Hansa,  Berlin  1862. 

106)  Sa  Vary,  dict.  iiniv.  tom.  IV.  p.  1200  sq. 
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die  im  Jahre  17G5  in  Hamburg  errichtete  „Assecuranz- 
compagnie",  deren  Statuten,  selbst  noch  in  der  Gestalt,  in 
welcher  sie  im  J.  1834  erneuert  ^"^  zeigen,  wie  wenig  noch 
die  neue  Rechtsform  zur  theoretischen  Durchbildung  gelangt 
war.  Denn  sollen  auch  nach  Massgabe  jener  die  Actionäre 
für  die  Gesellschaftsschulden  nicht  über  den  Betrag  ihrer 
Actien  hinaus  einstehen,  so  wird  diese  beschränkte  Haftung 
durch  eine  von  s'ammtlichen  Interessenten  dem  Bevollmäch- 
tigten der  Compagnie  ausgestellte  Vollmacht  vermittelt,  laut 
welcher  sie  erklären,  alle  von  demselben  abgeschlossenen  As- 
securanzen unverbrüchlich  halten,  und  dafür,  soweit  das  Ca- 
pital ihrer  Actien  reicht  und  dazu  nöthig  ist,  einstehen  zu 
wollen,  so  wie  sie  auch  durch  den  vorgedachten  Bevollmäch- 
tigten in  den  Hamburgischen  Gerichten  zu  compariren  und 
zu  handeln  versprechen. 

Erst  lange  nach  der  Wiener  orientalischen  Compagnie  wurde 
in  Deutschland  eine  zweite  grosse  Actienverbindung  für  den 
Betrieb  des  Welthandels,  nämlich  in  der  unter'm  7.  Novemb. 
1821  ins  Leben  getretenen  und  im  Jahre  1832  aufgelösten 
Preussi sehen  Rheinisch-Westindischen  Compagnie^"^'' 
errichtet,  deren  Actien  nach  dem  Vorbilde  der  grossen  fran- 
zösischen Handelsgesellschaften  an  den  Inhaber  gestellt  wur- 
den ^'^^,  wogegen  es  der  neuesten  Zeit  vorbehahen  war,  den 
deutschen  Boden  mit  zahllosen  grössern  und  kleinern,  bedeu- 
tenderen und  unbedeutenderen  Actienvereinen  zu  Banken  und 
Eisenbahnen,  zum  Betriebe  von  Fabrik-  Avie  von  Handels- 
unternehmungen, zu  gemeinnützigen  wie  zu  rein  geselligen 
Zwecken  zu  bedecken,  ohne  dass,  von  einigen  wenigen  Staa- 
ten abgesehen,  die  Gesetzgebung  bis  zum  Allg.  deutschen 
Handelsgesetzbuche  die  neue  Vereinsform  in  irgend  einer 
erheblichen  Weise  normirt  hätte. 

§■2. 

Die  Quellen. 

Die  Theorie  der  Actiengesellschaften  beruht,  was  zu- 
nächst das  gemeine  deutsche  Recht  anbetrifft,  nur  zum  ge- 
ringsten Theile  auf  positiven  Rechtsciuellen. 


-107)  Abgedr,  bei  Pohls  Actien g.  S.  297  fg. 

108)  Rau,  Volk.swirthschaftslehre,§.  237Not.  a. 

109)  S,  den  Abdr.  der  Statuten  bei  Bender,  Grundsätze  des  Hand- 
lungsrechtSj  Bd.  I.  S.  326  fg. 
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Das  römische  Recht,  welchem  diese  Vereinsform  unbe- 
kannt, bietet  hier  nur  einzelne  ganz  allgemeine  Grundsätze 
dar,  während  dessen  Theorie  der  societas  privata  auf  die 
Actien Verbindung,  die  ihrem  ganzen  Wesen  nach  kein  obli- 
gatorisches Verhältniss  ist,  unanwendbar  ist^.  Die  deutschen 
Keichsgesetze  haben  nirgends  der  Actiengesellschaften  Er- 
wähnung gethan,  so  wie  sich  endlich  nur  für  sehr  wenige 
Sätze  der  Theorie  dieser  Vereinsform  eine  gemeine  Gewohn- 
heit nachweisen  lassen  dürfte,  wiewohl  nicht  zu  bezweifeln, 
dass  das  Institut  selbst  auf  einer  solchen  Gewohnheit  beruht 
und  demnach  die  Behauptung,  es  sei  dasselbe  dem  gemeinen 
Rechte  unbekannt  2,  keine  Billigung  verdient. 

Dieser  Zustand  der  Rechtsquellen  erhellt  denn  auch  zur 
Genüo-e  aus  den  Bearbeitungen  der  Actiengesellschaften  Sei- 
tens  deutscher  Rechtslehrer  ^,  welche  hier  unter  den  Quellen 
den  Code  de  commerce,  das  Holländische,  Spanische  und 
Portugiesische  Handelsgesetzbuch  aufFühren,  obwohl 
sie  doch  zunächst  deutsches  Recht  darstellen  wollen,  und 
diese  fremden  Gesetze,  ungeachtet  ihrer  hohen  Bedeutung 
für  die  allgemeine  Theorie  der  Actienvereine,  die  sich  mit 
Ausnahme  Englands  überall  wesentlich  in  der  nämlichen 
Weise  gestaltet,  unmittelbare  Zeugnisse  des  einheimischen 
Rechts  nicht  enthalten  können. 

Die  Theorie  der  Actiengesellschaften  beruhte  bis  zu  der 
in  mehreren  Staaten  bereits  erfolgten,  in  andern  demnächst 
zu  erwartenden  Einführung  des  Allgem.  deutschen  Han- 
delsgesetzbuches, abgesehen  von  einigen  deutschen  Ge- 
bietstheilen,  in  denen  sie  in  mehr  oder  weniger  vollständiger 
Weise  durch  die  Landesgesetzgebung  regulirt  war,  wesent- 
lich auf  der  Natur  der  Sache,  und  nur  zu  einem  sehr  gerin- 
gen Theile  auf  Gewohnheitsrecht.  Diese  letztere  Thatsache, 
welche  bei  der  vielfachen  Anwendung  der  Actienvereins-Form 
und  der  geringen  gesetzgeberischen  Thätigkeit,  die  zu  deren 
Normirung  entwickelt  worden,  beim  ersten  Anblicke  auffallen 
dürfte,  erklärt  sich  nicht  allein  aus  der  kurzen  Vergangenheit 
des  Instituts  in  Deutschland,  sondern  auch  vornämlich  aus 
dem  Umstände,  dass  die  meisten  Streitigkeiten,  welche  die 

1)  Dagegen  Treitschke  in  der  Zeitschr.  f.  deutsches  Recht, 
Bd.  V.  S.  327;  Fuessel  societates  innominatae  in  quanlum  seqnuntur  ro- 
mani  juris  de  socielalihus  principia^  p.  22  sq. 

2)  Pohls  Actieng.  S.  10. 

3)  Wie  z.  B.Thörs  Handelsrecht  (4.  Aufl.  Götting.  18G2)  §.  44. 
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Verhältnisse  der  Actiengesellschaften  veranlassen,  nicht  zur 
gerichtlichen  Erledigung  gelangen,  sondern  nach  Massgabe 
einer  in  der  Mehrzahl  der  Statuten  sich  wiederholenden  Be- 
stimmung vor  Schiedsrichtern  ausgetragen  werden,  deren  Ent- 
scheidungen, nach  der  Art,  wie  sie  zu  Stande  kommen,  so 
wie  bei  der  geringen  Publicität,  die  ihnen  zu  Theil  wird,  we- 
niger geeignet  sind,  Grundlage  und  Erkenntnissmittel  von 
Gewohnheitsrecht  zu  werden  *. 

Jene  im  Wesentlichen  demnach  auf  der  Natur  der  Sache 
beruhende  gemeinrechtliche  Theorie  behält  aber  auch  neben 
demAllgem.  deutschenHandelsgesetzbuche  ihre  prac- 
tische  Bedeutung,  da  letzteres,  worauf  noch  zurückzukom- 
men, —  in  der  That  nicht  alle  Actienvereine,  sondern  nur 
diejenigen  regelt,  bei  welchen  der  Gegenstand  des  Unterneh- 
mens in  Handelsgeschäften  besteht. 

Als  ein  vorzügliches  Mittel  aber,  die  Natur  der  Sache 
zu  erkennen,  so  wie  die  durch  dieselbe  gebotenen  Rechtssätze 
zu  finden,  erscheinen  die  Statuten  ^ 

Denn  sind  diese  auch  besondere  Festsetzungen,  duz'ch 
welche  die  Verfassung  des  einzelnen  Vereins  so  wie  die  Rechte 
und  Pflichten  der  Mitglieder  desselben  bestimmt  werden,  und 
gehen  sie  im  Einzelnen  vielfach  auseinander,  so  eröffnen  sie 
doch  in  ihrer  Uebereinstimmung  wie  in  ihren  Verschieden- 
heiten einen  Einblick  in  das  ganze  Wesen  der  Actiensesell- 
Schäften,  in  deren  nothwendige  und  zufällige  Organisation, 
wie  letztere  durch  den  Zweck  des  Vereins  und  andere  äussere 
Verhältnisse  veranlasst  sein  kann.  Nicht  weniger  aber  stellen 
sich  eine  Reihe  von  Rechtssätzen  als  solche,  die  im  Wesen 
der  Actienvereinsform  begründet,  theils  aus  deren  überein- 
stimmenden Anerkennung  durch  die  Statuten  dar,  wie  z.  B. 
derjenige  der  beschränkten  Haftung  der  Actionäre,  theils  aber 
auch,  wie  der  von  der  Uebertragbarkeit  der  Actienrechte, 
aus  den  statutenmässigen  Clausein,  welche  deren  Ausschlies- 
sung bezwecken.  Auch  sind  die  Statuten  um  deswillen  für 
die  Theorie  der  Actienverbinduno^en  von  grosser  Bedeutung, 
weil  sie  unendlich  mannigfache  Gestaltungen  im  Innern  die- 
ser Vereine  darbieten ,    in  welcher  Hinsicht  namentlich  die 


4)  Das  Nämliche  führt  Treitschke  in  der  Zeitschr.  f.  deutsches 
Recht,  Bd.  V.  S.  325  sq.  in  Ansehung  eines  s.  g.  Juristenrechts  aus. 

5)  Jolly  in  der  Zeitschr.  f.  deutsches  Recht,  Bd.  XI.  S.  317 
a.  E.  und  S.  318;  Goldschmidt  in  der  Zeitschr.  f.  d.  gesammte 
Handelsrecht,  Bd.  II.  S,  462  undBd.  V.  S.  639. 
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bisher  weniger  beachteten  Regehi  der  kleineren  zu  mannig- 
faltigen gewerblichen  oder  gemeinnützigen  Zwecken  gegrün- 
deten Actiemmternehmmigen  von  besonderem  Intei'esse  sind, 
während  es  Sache  der  AVissenschaft  ist,  diese  verschiedenen 
Gestaltungen  zu  construiren  und  für  die  Theorie  der  Actien- 
ge  seil  Schäften  zu  verwerthen.  Allein  auch  das  Verständniss 
der  Particularffesetz^ebuno-en  wird  endlich  durch  die  Statuten 

Ö  o  o 

gefördert,  da  jene  nicht  selten  Bestimmungen,  die  in  diesen 
wiederholt  vorkommen,  sich  angeeignet  und  zu  allgemeinen 
Rechtsregeln  erhoben,  wie  dies  z.  B.  in  Ansehung  des  Satzes 
der  Fall  ist,  wonach  ein  Actienverein  berechtigt,  nicht  aber 
verpflichtet  sein  soll,  die  Legitimation  neuer  Actien-Erwerber 
zu  prüfen^. 

Wie  mannigfache  Unsicherheit  aber  eine  wesentlich  nur 
auf  der  Natur  der  Sache  beruhende  Theorie  darbietet,  so  be- 
hält die  gemeinrechtliche  Lehre  von  den  Actiengesellschaften 
auch  neben  dem  Allgem.  deutschen  Handelsgesetz- 
buch e  eine  um  so  grössere  practische  Bedeutung,  als  nur 
zwei  deutsche  Staaten,  nämlich  Preussen  und  Oester- 
reich,  umfassendere  Gesetze  über  Actiengesellschaften  ha- 
ben, welche  hinsichtlich  derjenigen  Actienvereine ,  die  nicht 
unter  das  Allgem.  deutsche  Handelsgesetzbuch  fallen, 
in  Kraft  bleiben. 

Im  Königreiche  Preussen  waren  schon  durch  das  Ge- 
setz  über  die  Eisenbahnunternehmungen  vom  3.  Nov. 
1838  ^  eine  Reihe  von  Bestimmungen  über  Eisenbahn-Actien- 
gesellschaftcn  erlassen  worden  (s.  namentlich  §§.  1.  2.  3.  6.  7), 
während  eine  vollständigere  Normirung  der  Actienverbindun- 
gen  überhaupt  erst  durch  das  Gesetz  über  die  Actienge- 
sellschaften vom  9.  Novbr.  1843**  erfolgte. 

In  Oesterreich  dagegen  wurden  durch  kaiserl.  Patent 
vom  2Q.  Novbr.  1852  (das  s.  g.  Vereins  ge  setz),  wirksam 


6)  Eine  Sammlung  der  Statuten  aller  Actien-Banken  Deutschlands 
findet  sich  bei  N.  Hocker,  Sammlung  der  Statuten  aller  Actien-  und  Com- 
manditgesellschaften  Deutschlands,  Bd.  I.  Köln  IS.'JS.  —  Mehrere  Statu- 
ten sind  ferner  abgedruckt  bei  Pohls  Actieng.  S.  297  sq.  —  Ausserdem 
ist  für  die  vorliegende  Schrift  eine  grosse  Zahl  anderer  Statuten,  nament- 
lich von  deutschen  und  sch\veizerischen  Actiengesellschaften ,  verglichen 
worden. 

7)  Abgedruckt  u.  a.  bei  Koch,  Deutschlands  Eisenbahnen,  Abth.  I. 
(Marburg  1858),  S.  184  fg. 

8)  Abgedruckt  u.  a.  bei  Emminghaus  crpus  jurig  rjermanici, 
S.  948  fg. 
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für  den  ganzen  Umfang  des  Eeiches,  mit  Ausnahme  der  Mi- 
litärgränze,  eine  Reihe  von  Vorschriften  über  Vereine  im  All- 
gemeinen und  insbesondere  über  Actienvereine  gegeben'^  ohne 
dass  diese  letzteren  jedoch  hierdurch  nach  allen  Seiten  gere- 
gelt worden  wäreni 

In  den  übrigen  deutschen  Staaten  sind,  wenn  überhaupt, 
nur  einzelne  Bestimmungen  in  Ansehung  der  Actiengesell- 
schaften  und  der  damit  zusammenhängenden  Verhältnisse  auf- 
gestellt worden. 

So  wurde  in  Hamburg  durch  Verordnung  vom28.  De- 
eember  1835  die  gerichtliche  Deposition  der  Pläne  so  wie  die 
Namhaftmachunii"  der  Beamten  und  Bevollmächtii>ten  bei  Er- 
richtung  anonymer  Gesellschaften  vorgeschrieben;  im  König- 
reiche Sachsen  durch  Verordnung  vom  31.  Juli  1839^'' 
die  statutenmässige  Zusicherung  fester  Renten  an  die  Actio- 
näre  untersagt. 

Ebenso  wurden  im  Grossherzogthum  Hessen  durch 
Gesetz  vom  20.  Juli  1858  wegen  Amortisation  der  auf  In- 
haber lautenden  inländischen  Schuldurkunden  ^^,  so  wie  im 
Grossherzogthum  Nassau  durch  Gesetz  vom  2.  Juni 
1860  über  Amortisation ,  Vindication  und  Verjährung  von 
Inhaberpapieren  ^-  Bestimmungen  über  Vindication  und  Amor- 
tisation der  Inhaberactien  gegeben. 

Endlich  Avurden  durch  eine  Bremische  Verordnung, 
die  Errichtung  und  Aufhebung  von  Handelsfirmen  und  Pro- 
curen  betreflTend,  vom  6.  Decbr.  1860^^  eine  Reihe  von  Ver- 
fügungen in  Ansehung  der  Actienvereine,  wie  namentlich  in 
Betreff  der  gerichtlichen  Deposition  der  Statuten,  der  Ein- 
reichung der  Unterschriften  der  Vertreter,  so  wie  eines  Ver- 
zeichnisses der  Actionäre  mit  ausstehenden  Actienbeträgen 
getroffen  (s.  insbes.  §§.  5  —  9),  ohne  dass  jedoch  diese  Ver- 
einsform in  vollständiger  Weise  geregelt  worden  wäre. 

Zahlreicher  Avaren  die  Versuche  einer  umfassenderen  Nor- 
mirung  der  Actiengesellschaften  in  den  Entwürfen  deutscher 


9)  S.  insbesondere  §§.  1.  4.  8.  9.  12.  14  —  20.  23  —  25.  28. 

10)  Abgedr.  bei  Pohls  Actieng.  S.  42.5  fg. 

11)  Abgedr.  in  derZeitschr.  f.  das  gesammte  Handelsrecht, 
Bd.II.  S.  111  fg. 

12)  Abgedr.  in  der  Zeitschr.  f.  das  gesammte  Handelsrecht, 
Bd.lV.  S.  109  fg. 

1.3)  Abgedr.  in  der  Zeitschr.  f.  das  gesammte  Handelsrecht, 
Bd.  IV.  S.  97  fg. 
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Civil-  und  Handelsgesetzbücher,  Entwürfe,  die  theils  an  und 
für  sich,  theils  in  ihren  veröffentlichten  Motiven  wichtige 
Zeugnisse  von  der  Ausbildung  der  Theorie  jener  Vereine 
durch  Leben  und  Wissenschaft  enthalten. 

Unter  diesen  Entwürfen  sind  namentlich  hervorzuheben: 

der  Entwurf  eines  Handelsgesetzbuchs  für  das 
Königreich  Würtemberg  (Art.  243 — 273),  mit  ausführ- 
lichen Motiven,  welche  den  zweiten  Theil  des  Werkes  bilden, 
in  Stuttgart  1839.  1840  erschienen; 

der  Entwurf  einer  Handels-  und  Wechselord- 
nung für  das  Herzogthum  Nassau  (1842),  §§.  95 — 101; 

der  unvollendete  Entwurf  eines  Allgemeinen 
Handelsgesetzbuchs  für  Deutschland,  von  der  durch 
das  Reichsministerium  der  Justiz  niedergesetzten 
Commission  (Art.  73  — 107)  nebst  kurzer  Motivirung  in 
Frankfurt  a.  M.  1859  im  Drucke  erschienen; 

der  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuchs  für 
dasKönigr  eich  Sachsen  nebst  allgemeinen  Motiven,  welche 
indessen  nur  über  den  Plan  der  Arbeit  Auskunft  geben,  vom 
J.  1852  (§§.  1351  —  1368),  während  aus  dem  Entwürfe  vom 
J.  1860  die  Bestimmungen  über  Actiengesellschaften  ausge- 
lassen sind; 

der  Oesterreichische  Entwurf  eines  Handelsge- 
setzbuchs, welcher,  nachdem  er  im  k.  k.  Justizministerium 
berathen  und  im  österreichischen  Reichsrathe  geprüft,  von 
dem  k.  k.  Abgeordneten  der  Nürnberger  Conferenz  in 
deren  erster  vorberathender  Sitzung  übergeben  ward^^  und 
als  revidirter  Entwurf  eines  österreichischen  Han- 
delsgesetzbuchs bei  Lutz,  ProtocoUe  der  Commission  zur 
Berathung  eines  Allgem.  deutschen  Handelsgesetzbuches  (Bei- 
lagenband, Würzburg  1858,  S.69  fg.)  abgedruckt  ist;  —  eine 
Arbeit,  in  welcher  in  der  nichts  weniger  wie  glücklichen  Weise 
des  Code  de  commerce  durch  einander  Bestimmungen  über  Col- 
lectiv-,  Commandit-  und  Actiengesellschaften  (§§.  78 — 123) 
gegeben  sind,  so  wie  endUch 

der  ebenfalls  der  Nürnberger  Conferenz  überreichte 
Entwurf  eines  Handelsgesetzbuchs  für  die  preussi- 
schen  Staaten,  welcher  mit  den  einen  zweiten  Theil  bildenden 


14)  S.  die  ProtocoUe  der  Nürnberger  Conferenz,  S.  3  und 
S.  162  Anmerk.  —  Diese  ProtocoUe  werden  im  Folgenden  schlechtweg  als 
ProtocoUe  citirt werden. 
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reichhaltigen  Motiven  in  Berlin  1857  (Verlag  der  Decker- 
schen  Geh.  Oberhof  buchdruckerei)  im  Drucke  erschienen  ist. 

Dass  dieser  Entwurf,  welcher  in  Art.  178  —  205  eine  Reihe 
ausführlicher  Bestimmungen  über  die  Actiengesellschaften,  die 
sich  imWesentlichen  an  diejenigen  des  preuss.  Gesetzes  vom 
9.  Nov.  1843  anschliessen,  enthält,  die  Grundlage  desAllgem. 
deutschen  Handelsgesetzbuchs  und  insbesondere  der  sehr 
vollständigen  Satzungen  desselben  über  diese  Vereinsform  (Art. 
207 — 249)  geworden,  bedarf  hier  kaum  der  Erwähnung.  Wohl 
aber  ist  die  Tragweite  der  Bestimmungen  des  deutschen  Han- 
delsgesetzbuchs über  Actienverbindungen  in  den  Gebieten,  in 
denen  es  bereits  eingeführt  ist  oder  noch  eingeführt  werden 
möchte,  näher  zu  begränzen. 

Das  Allgem.  deutsche  Handelsgesetzbuch  regelt, 
wie  sich  bei  dessen  Character  als  Handelsgesetzbuch  von 
selbst  versteht  und  auch  aus  dessen  ausdrücklichen  Anord- 
nungen sich  ergiebt  (Art.  207  u.  Art.  5),  nicht  die  Actienge- 
sellschaften überhaupt,  sondern  nur  diejenigen  Actienvereine, 
die  sich  als  Handelsgesellschaften  qualificiren.  Daher  finden 
diese  Bestimmungen  jedenfalls  keine  unmittelbare  Anwendung 
auf  solche  Actienverbindungen,  deren  Unternehmen  nicht  im 
gewerbsmässigen  Betriebe  von  Handelsgeschäften  im  Sinne 
des  Gesetzbuchs  besteht  *'\  Insbesondere  regelt  dieses  letz- 
tere also  nicht  die  Actienvereine,  welche  zu  gemeinnützigen 
oder  zu  geselligen  Zwecken  errichtet,  oder  zu  einem  vorüber- 
gehenden Unternehmen,  wie  Freischiessen,  Gewerbe-  oder 
Vieh-Ausstellungen  oder  zur  Vornahme  eines  oder  mehrerer 
bestimmter  Handelsgeschäfte  gebildet,  oder  deren  Gegenstand 
ein  gewerbliches  Unternehmen  ist,  welches  sich,  wie  z.  B.  der 
An-  und  Verkauf  liegender  Güter,  nach  dem  Handelsge- 
setzhuche  nicht  als  Handelsgewerbe  qualificirt  ^^. 

In  Beziehung  auf  solche  Actienverbindungen,  die  als 
Handelsgesellschaften  im  Sinne  des  deutschen  Handels- 
gesetzbuchs nicht  zu  betrachten,  bleibt  ungeachtet  der  Ein- 
führung dieses  letztern  das  Recht  in  Geltung,  welches  im  be- 
treffenden Lande  bisher  die  Actienvereine  überhaupt  normirte, 
also  z.  B.  in  Preussen  das  Gesetz  vom  9.  November 
1843^^,   in  Oesterreich  das  Vereinsjresetz  vom  26.  No- 


15)  V.  Hahn,  Commentar zumAllg.  deutschenHandelsgesetzb., S.  13. 

16)  Thöl,  Handelsrecht  (4.  Aufl.)  §.  44.  Not.  a. 

17)  Preuss.  Einführ.-Gesetz  z.  deutsch.  Handelsg.  Art.  12. 
Ilcnaud,  Acliciuiesvllsclt.  Q 
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vember  1852  ^^,  und  In  Ermangelung  von  Bestimmungen  oder 
ausreichenden  Bestimmungen  der  Landesgesetzgebung  die  ge- 
meinrechtliche Theorie,  die  auch  zur  Ergänzung  des  deut- 
schenHandelsgesetzbuchs  dienen  muss,  wo  dieses  Lücken 
darbietet,  welche  durch  das  allgemeine  Landesrecht  nicht  aus- 
zufüllen sind  ^  -^ 

AVesentlich  ergänzend  aber  für  die  in  dem  Allgem. 
deutschen  HaHidelsgesetzbuche  in  Ansehung  der  Actien- 
verbindungen,  die  sich  als  Handelsgesellschaften  qualificiren, 
aufgestellten  Rechtssätze  sind  die  allerdings  mehr  oder  weni- 
ger ausführlichen  Einführungsgesetze  zu  jenem  Gesetz- 
buche, soweit  dieselben  nicht  blosse  Uebergangs- Bestim- 
mungen enthalten. 

Zu  diesen  Einführunijsffesetzen  gehört  zunächst  das 
Preussische  vom  24.  Juni  1^61^*^,  welches,  indem  es  dem 
Handelsgesetzbuche  vom  1.  März  1862  an  für  den  ganzen 
Umfang  des  Staats  Gesetzeskraft  verliehen,  in  Art.  12  §§. 
1 — 9,  so  wie  ferner  in  Art.  13  Bestimmungen  in  Betreff  der 
Actieno-esellschaften  für  alle  Landestheile  der  Monarchie 
giebt,  ausserdem  in  den  Art.  23,  24  u.  25  Vorschriften  auf- 
stellt, die  sich  mit  auf  die  Verhältnisse  der  Actienvereine  in 
den  Gebietstheilen,  in  welchen  das  Allgem.  Landrecht  und 
die  Allgem.  Gerichtsordnung  Gesetzeskraft  haben,  beziehen. 

Hierher  gehören  ferner  das  Nassauische  Einführungs- 
gesetz vom  2.  October  18(31  (§§.  9 — 15  u.  §.  17),  so  wie 
das  Königl.  Sächsische  Gesetz  vom  30.  October  1861 
§.  14,  durch  welche  das  deutsche  Handelsgesetzbuch  in 
den  betreffenden  Staaten  mit  dem  1.  März  1862  eingeführt 
worden;  —  weiter  das  Königl.  Bayer.  Gesetz  vom  10.  No- 
vember 1861  (Art.  39.  41 — 43)  und  das  Herzogl.  Coburg. 
Einführungsgesetz  vom  19.  Februar  1862  (Art.  12 — 14. 
17 — 19),  welche  das  Handelsgesetzbuch  in  den  von  ihnen  be- 
herrschten Gebieten  mit  dem  1.  Juli  1862  haben  in  Kraft 
treten  lassen. 

Ferner    sind    hier    das    Schwarzbur«:- Sondershau- 


18)  Oesterr.  Einführungsgesetz  §.  32. 

19)  Allgem.  deutsches  Hände  Is  gas  et  zb.  Art.  1.  —  Thöl,  Han- 
delsrecht (4.  Aufl.)  §.  44  not  a. 

20)  S.  Verhandlungen  über  die  Entwürfe  eines  allgem. 
deutschen  Handelsgesetz!),  und  eines  Einführungsgesetzes 
zu  demselben  in  beiden  Häusern  des  Landtags  im  J.  1861,  Voll- 
ständig. Abdruck  der  stenographisch.  Berichte,  Berlin  1861. 
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sen'sche  Gesetz  vom  30.  Mai  1862  (§§.  13—17.  20.  21)  so 
Avie  das  Sachsen-Meiningische  vom  25.  Juni  1862  (§§. 
12 — 16.  18—20),  durch  welche  das  deutsche  Handelsge- 
setzbuch mit  dem  1.  September  1862  eingeführt  worden,  zu 
nennen;  und  nicht  weniger  das  Waldeck-Pyrmont'sche 
Gesetz  vom  11. Februar  1862  (§§.  9  —  15)  und  das  Anhalt- 
Bernburgische  Gesetz  vom  14.  Juli  1862  (Art.  10.  §§. 
1 — 9  u.  Art.  11),  nach  welchen  jenes  Gesetzbuch  mit  dem 

1.  October  1862  in  Kraft  getreten. 

Endlich  gehören  noch  hierher  das  Grossherzogl.  Hes- 
sische Einführungsgesetz  vom  1.  August  1862  (Art. 
11 — 14.  30),  das  Badische  Gesetz  vom  6.  August  1862 
(Art.  30.  32—34  u.  36)  nebst  der  Verordnung  vom  3.  Oc- 
tober 1862  über  die  Führung  der  Handelsregister  (§§. 

2.  8.  15.  16.  18)  und  das  Frankfurter  Einführungsge- 
setz vom  17.  October  1862  (Art.  11—13.  19—21.  24),  durch 
welche  das  deutsche  Handelsgesetzbuch  mit  dem  1.  Januar 
1863  eingeführt  worden,  so  wie  das  Oesterreichische  Ge- 
setz vom  17.  December  1862  (§§.  32.  34.  35),  nach  welchem 
jenes  Gesetzbuch  mit  dem  1.  Juli  1863  im  grössern  Theile  der 
Monarchie,  jedoch  mit  Ausschluss  Ungarns,  in  Kraft  tre- 
ten soll. 

Haben  wir  hiermit  die  unmittelbaren  Quellen  des  Rechts 
der  Actiengesellschaften  in  Deutschland  bezeichnet,  so  sind 
bei  der  im  Wesentlichen  gleichen  Ausbildung,  welche  dieses 
Institut  überall,  mit  Ausnahme  Englands,  dessen  neueste  Ge- 
setzgebung jedoch  ebenfalls  eine  Rechtsform  von  Actienver- 
bindungen  gestattet,  die  derjenigen  des  übrigen  Europa's  und 
südhchen  Amerika's  gleichkömmt,  auch  die  ausländischen  Ge- 
setzgebungen für  die  deutsche  Theorie  dieser  Vereine  von 
Bedeutung.  Auf  diese  Gesetzgebungen  ist  aber  um  so  mehr 
Rücksicht  zu  nehmen,  als  die  Actiengesellschaft,  obwohl 
durch  ihren  Sitz  zu  einem  bestimmten  Staate  in  nähere  Be- 
ziehung gebracht,  ihrem  AVesen  nach  an  keine  Nationalität 
gebunden,  und  als  grosse  Actienunternehmungen  namentlich 
Theilhaber  aus  aller  Herren  Länder  zählen. 

Unter  den  ausländischen  Gesetzgebungen  sind  es  aber 
namentlich  die  Handelsgesetzbücher,  welche  in  mehr  oder 
weniger  vollständifjer  AVeise  die  Actienvereins-Form  normi- 
ren,  —  freilich,  wie  dies  bereits  in  Ansehung  des  Allgem. 
deutschen  Handelsgesetzbuchs  ausgeführt  worden,  nur 
in  Ansehung  der  Actiengesellschaften,    die    sich   nach   dem 

3* 
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betreffenden    Gesetxbuche    als    Handelsgesellschaften    quali- 
ficiren. 

Daneben  giebt  es  jedoch  ausserdeu-tsche  Länder,  in  denen 
die  Actienverbindungen  überhaupt  gesetzlich  geregelt. 

Dies  gilt  zunächst  von  Russland,  woselbst  durch  einen 
allerhöchsten  an  den  dirigirenden  Senat  gerichteten  Ukas 
vom  6.  Deceraber  1836  ein  sehr  umfassendes  Reglement  in 
57  Artikeln  über  Actiengesellschaften,  ohne  Rücksicht  auf 
deren  Zweck,  publicirt  worden  ^^. 

Hierher  gehört  ferner  die  englische  Joint  Stock  Com- 
panies  Act  vom  14.  JuU  1856  (Stat.  19  et  20  Vict.  c.  47) 
nebst  der  sie  ergänzenden  und  als  Theil  derselben  zu  be- 
trachtenden Johlt  Stock  Companies  Act  vom  13.  Juli  1857 
(Stat.  20  et  21  Vict.  c.  17  ^-)j  Gesetze,  welche  jedoch  auf 
die  Actien vereine ,  welche  wegen  der  öffentlichen  Natur  ihrer 
Zwecke  durch  Parlamentsacte  constituirt  werden  müssen,  fer- 
ner auf  diejenigen,  die  durch  königliche  Charters  oder  Pa- 
tente incorporirt  sind,  so  wie  endlich  auf  Versicherungsgesell- 
schaften keine  Anwendung  finden,  indem  diese  letztern  noch 
unter  dem  frühern  Gesetze  vom  5.  September  1844  (7  et  8 
Vict.  c.  110)  stehen -=*. 

Endlich  haben  auch  mehrere  schweizerische  Gesetz- 
gebungen die  Actieno^esellschaften  ohne  Rücksicht  auf  den 
Gegenstand  des  Actienunternehmens  geregelt. 

Dies  gilt  insbesondere  von  dem  Civilgesetzbuche  des 
Cantons  Solothurn,  welches  in  den  §§.  1218 — 1223  Be- 
stimmungen über  Actien vei'bindungen  gegeben,  die  mit  dem 
1.  April  1848  in  Kraft  getreten. 

Noch  ausführlicher  ist  das  Privatrechtliche  Gesetz- 
buch für  den  Canton  Zürich  (1854,  1855),  indem  das- 
selbe nicht  allein  in  dem  von  den  Corporationen  handelnden 
Abschnitte  (§§.  22 — 24),  sondern  auch  im  Forderungsrechte 
(§§.  1342 — 1305)  eine  Reihe  umfassender  Sätze,  die  sich  im 
Allgemeinen  an  die  Theorie  des  gemeinen  Rechts  anschlies- 
senden, über  die  Actiengesellschaften  aufgestellt. 


21)  In  französischer  Uebersetzung  bei  St.  Joseph  Concoräance  entre 
les  Codes  de  commerce  elrangers  el  le  code  de  commerce  fran(^ais^  Paris  1844, 
p.  8.  suiv.  — 

22)  In  deutscher  Uebersetzung  bei  C.  Güterbock,  die  englischen 
Actiengesellschaftsgesetze  von  1856  u.  1857,  Berlin  1858,  S.  1  fg. 

23)  Schwebemeyer,  das  Actiengesellschaftsbank-  u.  Versicherungs- 
wesen in  England,  Berlin  1857,  S.  18  fg.,  u.  oben  S.  25. 
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Vollständiger  nocir,  wiewohl  weniger  glücklich  gefasst,  ist 
jedoch  das  49  Artikel  enthaltende  Bernische  Gesetz  über 
Actiengesellschaften  vom  27. November  1860-*,  welches 
mit  dem  1.  December  des  nämlichen  Jahres  im  ganzen  Can- 
tone,  also  auch  in.  dem  durch  das  französische  Handelsgesetz- 
buch beherrschten  neuen  Cantonstheile  in  Kraft  getreten. 

Unter  den  ausländischen  Handelsgesetzbüchern  ist 
aber  vor  Allem  der  Code  de  commerce  hervorzuheben,  theils 
weil  derselbe  (mit  dem  1.  Januar  1808  in  Kraft  getreten) 
zuerst  in  umfassenderer  Weise  die  Actiengesellschaften 
geregelt,  theils  wegen  des  Einflusses,  den  er  hier  namentlich 
auf  die  früheren  Handelsgesetzbücher  gehabt-^,  theils  endlich 
wegen  des  ausgedehnten  Geltungsgebiets  desselben.  Denn, 
abgesehen  von  den  deutschen  Gebietstheilen,  nämlich  Rhein- 
2)reussen^*',Rheinbayern-'^undRheinhessen^^,  sowie  dem 
Grossherzogthume  Baden-",  in  welchen  der  Code  de  commerce 
in  seinen  Bestimmungen  über  Actienvereine  durch  die  Ein- 
führung des  Allgem.  deutschen  Haiadelsgesetzbuchs 
ausser  Kraft  gesetzt  worden,  hat  derselbe  nicht  allein  in 
Belgien  und  Griechenland  Gesetzeskraft,  sondern  gilt  er 
auch  der  Sache  nach  in  ganz  Italien,  da  die  noch  anzuführen- 
den Handelsgesetzbücher  dieses  Landes,  was  die  daselbst  ent- 
haltenen Grundsätze  über  Actienverbindungen  anbetrifft,  in 
der  That  kaum  mehr  wie  Uebersetzungen  des  französischen 
sind.  ^^ 

Für  Frankreich  selbst  haben  übrigens  die  Bestim- 
mungen des  Code  de  commerce  über  anonyme  Gesellschaften 


24)  Auch  abgedruckt  in  der  Zeitschr.  für  das  gesammte  Han- 
delsrecht, Bd.  V.  S.  234  ff. 

25)  Vogt,  in  der  Zeitschr.  für  das  gesammte  Handelsrecht, 
Bd.  LS.  481. 

2G)  Abgeschafft  sind  daselbst  die  beiden  ersten  Bücher  des  Code  de 
commerce  (Rhein. Handelsgesetzb.)  durch  das  preussischeEinfüh- 
rungsgesetz  zum  Allgem.  deutsch.  Handelsgesetzb.,  Art.  60. 

27)  Abgesch.  sind  in  der  Rhein.  Pfalz  die  beiden  ersten  Bücher  des 
Code  de  commerce  (liwcch.  dasBayersche  Einführungsgesetz,  Art.  4. 

28)  Abgesch.  sind  die  Art.  51  —  64  des  Rhein.  Handelsgesetzb. 
durch  das  Grossherzogl.  Hess.  Einführungsgesetz  Art.  23. 

29)  Das  aus  dem  C'or/e  de  commerce  ausgezogene  und  als  Anhang 
zum  Badisch.  Landrecht  verkündete  Handelsrecht  ist,  mit  Ausnahme 
der  4letzten,  die  Actiengesellschaften  nicht  berührenden  Titel,  ausser  Kraft 
gesetzt  durch  das  Badische  P^ in führungsgesetz  Art.  49. 

30)  Cettuzzi  Instiluzioni  di  dirillo  carnmcrciale  col  amfronto  delle 
leggi  vüjenli,  Milano  1862,  Vol.  L  No.  80.  — 
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(Art.  29  —  37.  40.  45.  46.),  in  Ansehung  welcher  namentlich 
zu  bedauern,  dass  sie  untermischt  mit  Rechtssätzen,  welche 
für  Handelsgesellschaften  überhaupt  oder  auch  nur  für  die 
übrigen  Arten  der  Handelsgesellschaften  gelten  sollen,  auf- 
gestellt worden,  eine  wesentliche  Ergänzung  durch  eine  In- 
struction des  Ministeriums  des  Innern  vom  22.  Octo- 
ber  1817^^,  so  wie  durch  eine  Aveitere  vom  Unterstaats- 
secretair  des  Innern  an  die  Präfecten  und  Handels- 
kammern unterm  11.  Juli  1818  gerichtete  Instruction -^2,  durch 
welche  namentlich  die  Form  der  Einholuno-  der  Staatsg-eneh- 
miguno;  und  die  Bedino'uno;en  der  Ertlieilung;  dieser  letztern 
geregelt  werden,  erhalten. 

An  den  Code  de  commerce  schliesst  sich  der  Zeit  nach 
das  seit  dem  1.  September  1819  in  Geltung  befindliche  Han- 
delsgesetzbuch des  Königreichs  beider  Sicilien  an^^, 
welches  in  den  Art.  48 — 55  Bestimmungen  über  die  anonymen 
Gesellschaften  giebt,  die  mit  denjenigen  des  französi3chen  Ge- 
setzbuchs übereinstimmen. 

In  ähnlicher  Weise  verhält  es  sich  mit  dem  seit  dem 
1.  Juli  1821  im  ganzen  Kirchenstaate  geltenden  Regolamento 
jyroi'visorio  di  commercio,  dessen  Art.  28  —  36,  39  u.  44  hier- 
her gehören,  und  dem  unterm  30.  December  1842  in  italie 
nischer  und  französischer  Sprache  publicirten  Sardinischen 
Handelsgesetzbuches*. 

Vollständiger,  wiewohl  im  Allgemeinen  auch  dem  Code 
de  commerce  nachgebildet  und  wie  in  diesem  mit  Rechtssätzen, 
welche  auf  die  übrio-en  Arten  der  Handelso-esellschaften  sich 

o  o 

beziehen,  vermischt,  sind  die  Bestimmungen  des  mit  dem 
1.  Januar  1830  in  Kraft  getretenen  Spanischen  Handels- 
gesetzbuchs (A.  276—295  und  A.  298)  ^^ 

Dagegen  ist  wieder  das  hier  ebenfalls  auf  französischer 
Grundlage     stehende     Portugiesische    Handelsgesetz - 


31)  Abgedruckt  bei  Dalloz  repertoireiom.^SIj.  m.  societe,  p.689  suiv. 
und  Alauzet  comment.  du  code  de  commerce  tom.  I.  p.  214  suiv. 

32)  Abgedruckt  bei  Dalloz  rep.  1.  c.  p.  691  suiv. 

33)  Codice  per  In  regno  delle  due  Sicilie.  Parte  qulnta.  Leggi  di  ec- 
cezioneper  gli  affari  di  commercio.  Quinta  edizione  ofßciale,  Napoli  1838. 
—  Eine  französische  Uebersetzung  in  St.  Joseph  Concordance,  p.  190. 

34)  Der  französische  Text  bei  St.  Joseph  Concordance,  p.  327  fg. 

35)  Codigo  de  comercio  decreiado ,  sancionado  y  proviulgado  en  30  de 
mayo  d.  1829.  —  Benutzt  nach  der  Edicion  oficial^  Madrid,  oficina  de 
D.  L.  Amaiita,  1856.  —  Ins  Deutsche,  wiewohl  in  vielfach  fehlerhafter 
"Weise,  übersetzt  von  F.  C.  Schumacher,  Hamburg  1832.  — 
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buch^^  seit  dem  18.  September  1833  in  Geltung,  in  den  ein- 
schlagenden Artikeln  538 — 546,  welche  das  von  Thöl  diesem 
Gesetzbuche  ertheilte  Zeugniss  der  Vollständigkeit  in  dieser 
Materie  wenigstens  nichts  weniger  wie  rechtfertigen,  weit 
kürzer. 

Sorgfältiger  ausgearbeitet  sind  aber  die  Bestimmungen 
des  mit  dem  1.  October  1838  in  Kraft  getretenen  Holländi- 
schen Handelsgesetzbuchs  (Art.  36 — 56)^^,  eines  Ge- 
setzbuchs, welches  wie  übrigens  auch  das  Portugiesische  das 
Verdienst  hat,^  die  von  den  Actien vereinen  geltenden  Rechts- 
sätze ohne  Vermischung  mit  den  die  übrigen  Handelsgesell- 
schaften betreffenden  aufzustellen. 

Von  den  Ungarischen  nunmehr  wieder  in  ICraft  getre- 
tenen Gesetzesartikeln^^  gehört  der  XVHI.  Artikel  vom 
J.  1840  hierher,  indem  er  die  Rechtsverhältnisse  der  zu  ge- 
meinschaftlichem Erwerbe  errichteten  Gesellschaften  ordnet 
und  in  seinem  Kap.  III.  §§.  54 — 67  aus  den  beiden  vorher- 
gehenden Kapiteln  zu  ergänzende,  immerhin  aber  dürftige 
Bestimmungen  über  die  Actiengesellschaften  insbesondere 
giebt  ^^. 

Noch  sind  schliesslich  einige  Gesetze  zu  erwähnen, 
welche,  soweit  sie  die  Actienverbindungen  betreffen,  theils 
schlechtweg,  theils  ohne  wesentliche  Abweichung  die  Anord- 
nungen des  Code  de  commerce  wiedergeben. 

Dahin  gehört  vor  Allem  ein  Gesetz  des  Cantons  Neuen- 
burg vom  3.  Juni  1833  (Joi  sur  quelques  matih^es  commerciales, 
welches  unter  der  Rubrik  „Des  sociales  de  commerce"  Art. 
12 — 22  Bestimmungen  über  die  anonymen  Gesellschaften  ent- 
hält und  durch  ein  aus  sechs  Artikeln  bestehendes  decret  con- 
cernant  les  socieUs  anonymes  vom  3.  December  1852  ergänzt 
worden  ist. 

Dahin  gehören  ferner  das  Handelsgesetzbuch  des 
Cantons  Freiburg,  in  deutscher  und  französischer  Sprache 


36)  Codigo  commercial  Purtuguez,  benutzt  nach  der  Ausgabe:  Porto, 
typngr.  commercial  portuense,  1836.  —  Eine  französische  Uebersetzung  bei 
St.  Joseph  Concordance,  p.  7  sqq. 

37)  Wetboek  van  Koophandel,  benutzt  nach  der  Ofßciele  Uü- 
gcwe  '*S'.  Gravenhagen  1838;  auch  abgedruckt  bei  Holtius  Voorlezingen 
over  Handels-  en  Seeregt,  üti'echt  1861.  — 

38)  Benutzt  in  der  Uebersetzung  von  Alex.Ritt  er:  U  ngarns  Wech- 
sel-u.  Creditgesetze,  Pest  1862,  S.  107  fg. 

39)  S.  Blodig,  in  der  Zeitschr,  für  das  gesammte  Handels- 
recht, Bd.  V.  S.  456  fg. 
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publicirt  und  mit  dem  1.  Juli  1850  in  Kraft  getreten  (Art. 
37 — 44,  46  u.  47),  das  Waadtländische  Gesetz  über 
Handeisgesellschaften  (Joi  sur  les  sociStes  commerciales) 
vom  14.  Deeember  1852  (Art.  15—23,  25,  30  u.  31),  so  wie 
das  damit  im  Wesentlichen  übereinstimmende  Gesetz  des 
Cantons  Wallis  {loi  sur  les  societes  commerciales)  vom  29.  No- 
vember 1853. 

Ebenso  enthält  das  Handelsgesetzbuch  für  das 
Fürstenthum  Serbien  vom  23.  Januar  1860^'^  in  den  §§. 
31 — 38,  41,  44  u.  45  Bestimmungen  über  die  Actienvereine, 
die  in  keinem  wesentlichen  Punkte  von  denjenigen  des  Code 
de  commerce  abweichen. 

Das  Handelsgesetzbuch  von  Buenos-Aires  aber  vom 
6.  October  1859 '^^j  welches  nach  dem  interessanten  Berichte 
von  Dr.  F.  Mittermaier^^  in  ziemlich  vollständiger  Weise 
die  Actienverbindungen  normirt,  vermochten  wh*  uns  leider 
bisher  nicht  zu  vei'schaffen. 

§.3. 

Die  Literatur. 

Die  deutsche  Literatur  der  Actiengesellschaften  ist  weder 
alt,  noch  reich. 

Von  den  Schriften,  die  sich  auf  das  Institut  im  Ganzen 
und  nicht  bloss  auf  einzelne  Verhältnisse  und  Fragen  be- 
ziehen, dürfte  die  älteste  die  von  Gans  in  den  Beiträgen 
zur  Revision  der  Preussischen  Gesetzgebung  Bd.  I. 
Abth.  2  (Berlin  1830)  veröffentlichte  Abhandlung  sein  (S. 
177 — 194),  welche  indessen,  von  ihrem  Verfasser  als  ein 
Gutachten  bezeichnet,  zunächst  Vorschläge  für  eine  gesetz- 
liche Normirung  des  Instituts  enthält,  hierbei  jedoch  die  durch 
Gesetz  zu  sanctionirenden  Sätze  aus  der  Natur  der  Sache  zu 
entwickeln  sucht. 

Auf  diese  Arbeit  folgten  die  zwar  gut  geschriebenen, 
aber  dürftig-en  Dissertationen  von  Arminius  Augustus 
Sintenis  de  societate  quaestuaria  qiiae  dicitur  ,,Actiengeseil- 
schaft"  Lips.  1837  und  von  Friedericus  Franciscus  Füs- 

40)  In  deutscher  Uebersetzung  mitgetheilt  und  mit  den  Quellen  des- 
selben verglichen  von  Dr.  Hermann  Blodig,  Wien  1861.  — 

41)  Cödifjo  de  comercio  para  el  estado  de  Buenos-Aires,  sancionado 
por  las  Itonoruhles  camaras  el  6  de  Octobre  de  1859. 

42)  Zeitschr.  für  dasgesammte  Handelsrecht  Bd.  VI.  S. 
119  fg. 
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sei  societates  innominatae  (Actiengesellschaften)   in  quantum 
sequuntur  romani  jims  de  societatihus  princijna,  Lips.  1842. 

In  dem  nämlichen  Jahre  wie  die  letztgenannte  Disser- 
tation erschien  die  erste  umfassendere  Bearbeitung  unseres 
Instituts  durch  Meno  Pohls,  das  Eecht  der  Actiengesell- 
schaften mit  besonderer  Rücksicht  auf  Eisenbahngesellschaf- 
ten, Hamburg  1842  auf  294  Octav-Seiten  ^  ein  Werk  von 
zweifellosem  Verdienste,  in  welchem  man  jedoch  sowohl  eine 
eingehende  Untersuchung  des  juristischen  Characters  der 
Actienvereine ,  über  den  der  Verfasser  mit  sich  selbst  nicht 
in's  Keine  gekommen  zu  sein  scheint,  wie  die  umfassende 
Erörterung  einer  Reihe  practisch  wichtiger  Verhältnisse,  als 
z.  B.  derjenigen  aus  der  Actienzeiclmung,  der  Fusion  u.  a.  m. 
vermisst,  und  welches  schon  um  desswillen  den  Anforderungen 
des  Lebens  wie  der  Wissenschaft  kaum  mehr  vollständig  ge- 
nügen dürfte. 

In  weit  höherm  Masse  gilt  dieses  Urtheil  von  der  über- 
dies sehr  kurzen  Darstellung  der  anonymen  Gesellschaften 
und  davon  als  Species  unterschiedenen  Actienvereine,  die 
Brackenhöft  in  Weiske's  Rechtslexicon  Bd.  V.  (1844) 
sub  V.  „Handel"  (S.  83 — 95)  gegeben,  während  Jolly's 
Abhandlung  „das  Recht  der  Actiengesellschaften"  (1847)  in 
der  Zeitschrft  für  deutsches  Recht  Bd.  XL  S.  317 — 
449  das  Verdienst  gebührt,  zuerst  in  einer  der  heutigen  Wis- 
senschaft entsprechenden  Weise,  obgleich  von  einem  unsers 
Erachtens  nicht  zu  billigenden  Principe  aus,  die  Theorie 
unsers  Instituts  begründet  und  in  classischer  Form  eine  Reihe 
von  Schwierigkeiten  der  Lösung  wenigstens  näher  gebracht 
zu  haben,  wenn  es  auch  nicht  im  Plane  dieses  Schriftstellers 
lag,  auf  eine  Reihe  practisch  wichtiger  Einzelheiten  näher  ein- 
zugehen. 

Nach  dieser  Arbeit  erscheint  denn  die  von  Beschor'ner, 
das  deutsche  Eisenbahnrecht  mit  besonderer  Berücksichtigung 
des  Actien-  und  E^propiiationsrechts  (Erlangen  1858),  eigen- 
thümlicher  Weise  in  seine  Schrift  eingeflochtenc  Skizzirung 
des  Rechts  der  Actiengesellschaften  (S.  19 — 91),  trotz  einzel- 
ner guter  Andeutungen,  ohne  grössern  Werth. 

Dagegen  enthält  die  Abhandlung  Vogt 's,  des  Redac- 
tors  des  Bernischen  Gesetzes  über  Actiengesellschaften,  „zur 


1 )  Den  übrigen  Theil  des  Werks  bildet  ein  Anhang,  welcher  Statuten, 
Verordnunsren  u.  s.  w.  enthält.  — 
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Theorie  der  Handelsgesellschaften,  insbesondere  der  Actien- 
gesellschaft"  in  der  Zeitschrift  für  das  gesammte  Han- 
delsrecht Bd.  I.  S.  477 — 539  (1858)  eine  Reihe  anregender 
Untersuchungen,  obwohl  diese  Arbeit,  einem  Berichte  zurMo- 
tivirung  des  Entwurfs  des  Gesetzes  über  die  Actiengesell- 
schaften  für  den  Canton  Bern  entnommen,  sich  im  Ganzen 
auf  die  Beleuchtung  des  wirthschaftlichen  und  juristischen 
Characters  der  Actienverbindungen  beschränkt. 

Die  interessanten  Aufsätze  Schäffle's  „die  Actienge- 
sellschaften  volkswirthschaftlich  und  politisch  betrachtet"  und 
„das  heutige  Actienwesen  im  Zusammenhange  mit  der  neuern 
Entwicklung  der  Volkswirthschaft"  in  der  Deutschen  Vier- 
teljahrsschrift (Jahrg.  1856)  Heft  IV.,  S.  1-86  und  S. 
259 — 325,  befassen  sich,  wie  schon  deren  Titel  zeigt,  nicht 
mit  einer  Darstellung  des  Rechts  dieser  Vereine,  w^elches  in 
der  weitern  Abhandlung  des  nämlichen  Schriftstellers  in 
Bluntschli's  deutschem  Staatswörterbuche  Bd.  IV.  (1859) 
s.  V.  anonyme  Gesellschaft  (S.  251 — 267)  auch  nur  in  kurzen 
Umrissen  geschildert  ist. 

Wilhelm  Auerbach  dagegen  hat  in  seiner  Schrift  „das 
Gesellschaftswesen  in  juristischer  und  volkswirthschaftlicher 
Hinsicht,  unter  besonderer  Berücksichtigung  des  Allgem. 
deutschen  Handelsgesetzbuchs"  Frankfurt  a/M.  1861  (S. 
184 — 407)  die  anonymen  Gesellschaften  nach  deren  -wirth- 
schaftlichen und  juristischen  Seite  ausführlicher  besprochen, 
ohne  jedoch  in  letzterer  Beziehung  etwas  Neues  oder  Besseres 
oder  Vollständigeres  wie  seine  Vorgänger  Pohls  und  Jolly 
zu  bringen,  und  ohne  insbesondere  näher  auf  die  Bestim- 
mungen des  xillgein.  deutschen  Handelsgesetzbuchs 
einzugehen,  während  er  eine  Reihe  höchst  wichtiger  Verhält- 
nisse, wie  z.  B.  diejenigen  aus  der  Actienzeichnung,  theils  in 
confuser  Weise  erörtert,  theils,  wie  die  Lehre  von  der  Auf- 
lösung der  Actiengesellschaften,  in  durchaus  ungenügender 
Küi'ze  abgethan  hat. 

Neben  diesen  Arbeiten,  die  sich  auf  das  Institut  der 
Actiengesellschaften  im  Ganzen  beziehen,  giebt  es  eine  Reihe 
von  Schriften  und  Abhandlungen,  welche  der  Erörterung  ein- 
zelner Puncte  in  der  Theorie  dieser  Vereinsform  gewidmet. 

Hierher  gehört  vor  Allem  der  Aufsatz  Treitschke's 
„einige  Fragen,  Actiengesellschaften  betreffend"  in  der  Zeit- 
schrift für  deutsches  Recht  Bd.  V.  (1841),  S.  324-353), 
worin  vier  wichtige  Fragren  aus  dem  Actieno-esellschaftsrechte 
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behandelt  werden,  so  wie  sich  auch  inL.  Gold  Schmidt  der 
Lucca-Pistoja-Actienstreit,  Frankfurt  a/M.  1859  eine  Reihe 
hier  einschlagender  ebenso  scharfsinniger  wie  gründlicher  Er- 
örterungen findet. 

Hierher  gehören  aber  ferner  die  zahlreichen  Untersu- 
chungen über  den  juristischen  Character  ,der  Actienvereine, 
insbesondere  diejenigen  von: 

Kritz,    über   das   Wesen   eines   Actienvereins,    in  dessen 
Sammlung  von  Rechtsfällen,   Bd.  III.  (1841)  No.  XIV. 
S.  311—353; 
(Günther)  Observationes  de  consociationibus  quae  „Actien- 
vereine" dicuntur,  Lips.  1842. 
J.  Weiske,  ein  juristischer  Beitrag;  zur  Gesetzarebunor  über 
Actienvereine,   in  Pölitz   Neuen  Jahrbüchern   der  Ge- 
schichte und  Politik,  Bd.  I.  (1842),  S.  244—273; 
F.  A.  Mar b ach,  ein  Wort  über  den  Rechtscharacter  der 

Actienvereine,  Leipzig  1844; 
Gerber,   Bemerkungen  zur  Beurtheilung  genossenschaftli- 
cher Verhältnisse    in  Linde's   Zeitschr.    für    Civil- 
recht  und  Process  N.  F.  Bd.  XII.  S.  193—216; 
Robert  Hermann,  der  Rechtscharacter  der  Actienvereine, 

Leipzig  185S; 
Unger,   zur  Lehre  von  den  juristischen  Personen  in  der 
Krit.  Ueberschau  der  deutschen   Gesetzofebunor 
und  Rechtswissenschaft  Bd.  VI.  (1858)  (insbesondere 
S.  183—188); 
Bekker  Zweckververmögen,  insbesondere  Peculium,  Han- 
delsvermögen und  Actiengesellschaften  in  der  Zeitschr. 
für  das  gesammte  Handelsrecht  Bd.  IV.  (1861)  (ins- 
besondere S.  565—567); 
Laden  bürg,  „Sind  Handelsgesellschaften  juristische  Per- 
sonen?"   im  Archiv  für  deutsches  AVechselrecht 
und  Handelsrecht,  Bd.  X.  (1861),  S.  227  fg.; 
Fick,  über  Begriff  und  Geschichte  der  Actiengesellschaften 
in  der  Zeitschr.  für  das  gesammte  Handelsrecht 
Bd.  V.  (1862)  S.  1—63. 

Von  anderen  Abhandlunojen,  welche  einzelne  Fragen  aus 
der  Lehre  von  den  Actiengesellschaften  zum  Geo-enstande 
haben,  ist  ausser  den  älteren  Dissertationen  von  Bachow  ab 
Echt,  de  eo  quod  just,  est  circa  commerc,  praecipue  de  origine 
et  justit.  societatum  major.,  quae  Act.  Comp,  appellari  solent, 
Jenae   1730,  und  Pauli  de  jure  belli  societatis  maj.  privil. 
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Halae  1751,  welche  Pohls,  Aetiengesellschaften  S.  12  a.  E. 
als  ungeniessbar  bezeichnet,  ein  Urtheil,  welches  wir  in  An- 
sehung der  letztgenannten,  die  allein  uns  vorliegt,  nur  bestä- 
tigen können,  namentlich  der  Aufsatz  von  Rey scher  ..über 
das  Verhältmss  der  Actionäre  zu  den  Gläubigern  der  Actien- 
gesellschaft"'  (Zeitschr.  für  deutsches  Recht  Bd.  XIII. 
(1852),  S.  382 — 413)  hervorzuheben,  wälirend  die  Schrift  von 
Carl  Dietzel,  die  Besteuerung  der  Aetiengesellschaften  in 
Verbindung  mit  der  Gemeindebesteuerung,  Cöln  1859,  die 
mit  ebensoviel  Gründlichkeit  wie  Scharfsinn  insbesondere  mit 
Rücksicht  auf  die  Preussische  Gesetzgebung  die  Grundsätze, 
nach  welchen  Actieno-esellschaften  zu  besteuern,  festzustellen 
sucht,  über  ein  dem  Gegenstande  der  nachfolgenden  Erör- 
terungen fremdes  Gebiet  sich  ersti'eckt  und  nur  insoferne  hier 
zu  erwähnen  ist,  als  Dietzel  zum  Zwecke  der  Lösung  seiner 
Aufgabe  den  juristischen  Character  der  Actienvereine  unter- 
sucht hat  (insbesondere  S.  24  fg.  u.  S.  67  fg.). 

Von  selbst  versteht  es  sich  übrigens,  dass  ausser  den 
angeführten  Schriften  die  Lehrbücher  des  deutschen  Handels- 
rechts, insbesondere  diejenigen  von  Heise  (Vorträge  über 
Handelsrecht,  Frankfui-t  a/M.  185S),  S.  66 — 71,  Brinckmann 
§§.  59—64  und  Thöl  (4.  Aufl.  1862)  §§.  44— 47a  hierher  ge- 
hören, während  andere,  wie  die  von  Martens-Morstadt  §§. 
26.  27,  Bender  §.  154  u.  M.  Pohls  §.  99  in  dieser  Lehre 
kaum  zu  brauchen  sind. 

Von  den  Lehrbüchern  des  deutschen  Privatrechts  sind 
hier  dagegen  namentlich  diejenigen  von  Mittermaier  (7. 
Aufl.)  §§.  557.  558,  Gengier  S.  501—518,  Beseler  §.  223, 
Walter  §§.  298—308  u.  Bluntschli  (2.  Aufl.)  §.  139  her- 
vorzuheben. 

Was  die  bisher  erschienenen  Bearbeitungen  des  AUgem. 
deutschen  Handelsgesetzbuchs,  soweit  sich  dieselben 
auf  die  daselbst  in  Ansehung  der  Aetiengesellschaften  aufge- 
stellten Rechtssätze  beziehen,  anbetrifft,  so  ist  hier  nur  der 
manche  gute  Bemerkungen  enthaltende  Commentar  von  von 
Kräwell,  das  Allgem.  deutsche  Handelsgesetzbuch  und  das 
Preussische  Einführungsgesetz,  mit  erläuternden  Anmerkun- 
gen, Halle  1862,  zu  nennen.  Der  trefflich  angelegte  Commen- 
tar zum  Allgera,  deutschen  Handelsgesetzbuche  von  Friedr. 
von  Hahn,  Bd.  I.  Abth.  1  (Braunschw.  1862)  erstreckt  sich 
bis  jetzt  nicht  auf  die  Actienvereine,  während  die  anderweiti- 
gen Erläuterungen  jenes   Gesetzbuchs ,    wie    diejenigen  von 
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B.  Schilling  (Elberfeld  1861),  ferner  das  Allg.  deutsche 
Handelsgesetzbuch  mit  Erläuterungen  nach  den  Materia- 
lien und  Benutzung  der  sämmtlichen  Vorarbeiten  von  Borne- 
mann, Waldeck,  Strohn  und  Bürgers  (Berlin  1862)  u.  a.  m. 
in  dieser  Materie  wenigstens  nichts  irgend  Erhebliches  bieten. 
Thöl  aber,  dessen  4.  Aufl.  „das  Handelsrecht  in  Verbindung 
mit  dem  Allo-em.  deutschen  Handelsgesetzbuche  daro-estellt" 
betitelt,  hat  in  §.  47  a.  „die  Actiengesellschaft  nach  dem  Han- 
delso-esetzbuche"  kaum  etwas  Anderes  wie  eine  nach  gewissen 
Rubriken  geordnete  nackte  Zusammenstellung  der  Bestim- 
mungen dieses  Gesetzbuchs  geliefert. 

Endlich  ist  ausser  den  bekannten  Zeitschriften  handels- 
rechtlichen Inhalts,  welche  manches  in  das  Recht  der  Actien- 
gesellschaften  Einschlagende  bz'ingen,  hier  noch  der  seit  dem 
J.  1854  in  Frankfurt  a.  M.  erscheinende  „Actionär,  Cen- 
tralorgan  deutscher  Actiengesellschaften  für  Eisenbahnen, 
Dampfschiffahrt,  Banken,  Versicherungen  und  industrielle 
Unternehmungen  (bis  jetzt  8  Bände  in  Fol.)  zu  nennen,  — 
eine  Zeitschrift,  die,  obwohl  sie  zunächst  für  Börsenspecula- 
tion  berechnet,  hier  um  deswillen  von  Bedeutung,  weil  sie 
nicht  allein  einen  Einblick  in  das  Leben  und  Treiben  so  wie 
in  die  Ergebnisse  einer  Reihe  einheimischer  Actiengesell- 
schaften gewährt,  sondern  auch  durch  Mittheilung  von  Pro- 
specten  zur  Gründung  solcher  Vereine,  von  Beschlüssen  von 
General versammluno;en,  von  Bekanntmachun<Ten  von  Actien- 
gesellschaften ,  so  wie  von  Nachrichten  über  Actienverhält- 
nisse,  w^ie  z.  B.  bei  Actien  verschiedener  Emissionen,  bei 
weniger  bekannten  Actienunternehmungen,  viel  Belehrendes 
darbietet. 

Die  Wichtigkeit  der  ausländischen  Literatur  ergiebt  sich 
schon  aus  demjenigen,  was  weiter  oben  über  die  Bedeutung 
der  ausländischen  Rechtsquellen  für  die  Theorie  unsers  Rechts- 
instituts bemerkt  worden. 

Wie  aber  der  Code  de  commerce  in  der  gesetzlichen  Nor- 
mirung  der  Actiengesellschaften  vorangegangen,  wie  fei'ner 
die  Mehrzahl  der  continentalen  Gesetzgebungen  hier  auf  der 
Grundlage  dieses  Gesetzbuchs  stehen,  so  kömmt  auch  der 
französischen  Literatur  in  dieser  Lehre  eine  besondere  Be- 
deutung zu. 

Von  älteren  Schriften  vermögen  wir  nur  den  früher  schon 
erwähnten  Artikel  „^cfz'on"  inSavary's  Dictionnaire  universel 
de  commerce,  so  wie  Merlin  questions  de  droit,  m  „Action" 
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und  „Actionnaire"  zu  nennen,  woselbst  allerdings  nur  einzelne 
Fragen  des  Actieno-esellschaftsrechts  erörtert  sind.  Eine  Schrift 
von  Vincens,  des  societes  par  actions,  die  wir  hier  und  da 
ohne  nähere  Angabe  citirt  gefunden,  vermochten  wir  uns 
nicht  zu  verschaffen,  während  die  Arbeit  Wolowski's  des 
societes  par  actions,  welche  zuerst  in  der  revue  de  Ugislation 
et  de  jurisp>rudence,  und  dann  auch  in  besonderen  Abdrücken, 
Paris  1838,  erschienen,  in  der  That  sich  nur  mit  den  Actien- 
commanditgesellschaften  befasst  und  im  Wesentlichen  eine 
Kritik  eines  im  J.  1838  den  französischen  Kammern  vorge- 
legten Gesetzesentwurfs,  wodurch  solche  Gesellschaften  unter- 
sagt werden  sollten,  enthält. 

Wohl  aber  sind,  abgesehen  von  dem  Werke  Locres  esprit 
du  Code  de  commerce  (Paris  1807  — 1813.  8.),  tora.  I.,  worin 
die  einschlagenden  Artikel  des  Code  de  commerce  aus  den 
sonst  nicht  gedruckten  Discussionen  erläutert,  die  verschiede- 
nen Werke  über  französisches  Handelsrecht  oder  über  die 
Handelsgesellschaften  insbesondere,  so  wie  diejenigen  über 
Gesellschaften  überhaupt  hier  von  grösserer  oder  geringerer 
Bedeutung,  und  zum  Theile  in  Ansehung  einzelner  practi- 
scher  Lehren,  die  Seitens  der  deutschen  Rechtswissenschaft 
sehr  vernachlässigt  worden,  besonders  wichtig,  wiewohl  diese 
sämmtlichen  Arbeiten  an  dem  Mangel  leiden,  dass  sie  die 
Theorie  der  Actienvereine  nicht  abgesondert,  sondern  ver- 
mischt mit  derjenigen  der  Handelsgesellschaften  oder  gar  der 
Gesellschaften  überhaupt  darstellen. 

Zu  den  Schriften  der  letztgenannten  Art  gehört  das  be- 
rühmte Werk  von  Trop long  du  contrat  de  societe,  Paris  1841. 
2  vol.;  —  unter  den  Werken  aber,  die  das  gesammte  Han- 
delsrecht oder  die  Lehre  von  den  Handelsgesellschaften  dar- 
stellen, sind  namentlich  hervorzuheben  und  im  Folgenden 
benutzt  worden: 

Vincens,  exposition  raisonnee  de  la  Ugislation  commerciale, 

Paris  1821  (neuer  Abdruck,  1834); 
Persil,  des  societes  commerciales,  Paris  1833; 
Malepeyre  et  Jourdaln,   traite  des  societSs  commerciales, 

Paris  1833; 
Del  angle,  commentaire  sur  les  sociStes  commerciales,  Paris 

1843,  2  vol.; 
AI a uzet,  commentaire  du  code  de  commerce  et  de  la  Ugis- 
lation commerciale,  Paris  185(3,  tom.  I; 
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Pai'dessus,  cours  de  droit  commercial,   ß'^'"^  edit.  puhlUe 
par  Eugene   de  Roziere,   Paris   1856.   57,   tom.   III. 
no.  1039  suiv.; 
B^darride,  droit  commercial,  Paris  1857,  tom.  I.  u.  II.; 
Bravard-Veyri^res,  traitS des  socUtSs  commerciales,  extrüit 
du  cours  professe  ä  la  faculte  de  droit  de  Paris,  publie,  an- 
note  et  comptlete  par  Ch.  Demangeat,  Paris  1862; 
Colfavru,  le  droit  commercial  compare  de  la  France  et  de 
r Angleterre  sidvant  Vordre  du  code  de  commerce  frangais, 
Paris  1861. 
Ausserdem  sind  noch  zu  vergleichen  in  Dalloz  rtpertoire 
methodique    et  alj^hahetique    de   Ugislation ,    de  doctrine  et  de 
jurisprudence  (tom.   XL,   Paris  1859),   der  Artikel  „societe" 
no.  1441  — 1595,    so  wie  im  Dictionnaire  universel  tMorique 
et  jjratiqiie  de  commerce  et  de  la  navigation  (Paris  1859  u.  1861) 
die  Artikel  „action",  „actionnaire"  und  „sociStSs  commerciales". 
Masse  dagegen  in  seinem  droit  commercial  dans  ses  rajy- 
ports  avec    le  droit  des  gens  et   le  droit  civil  (2.  Aufl.  Paris 
1861.  62)  enthält  nur  sehr  dürftige  Bemerkungen  über  die 
anonymen  Gesellschaften. 

Von  der  anderweitigen  ausländischen  Literatur,  welche 
uns  leider  nur  in  geringem  Masse  zugänglich  war,  wurden 
benutzt,  was  das  holländische  Recht  anbetriflft, 

A.  C.  Holtius  VoorleMngen  over  Handels-  en  Zeeregt,  uit- 
gegeven  door  B.  J.  L.  de  Geer  van  Jutfaas,  Utrecht 
1861  tom.  1.  p.  130  — 151,  so  wie  die  Dissertation  des 
Holländers  M.  J.  de  Lange  diss.  juris  mercatorii  de 
societate  anonyma,  Alcmariae  1844,  während  wir  uns  die 
bei  Pohls  Actieng.  S.  14  citirte  Dissertation  von  D.  A. 
Portijelje  {praes.  J.  van  Hall)  disp.  jurid.  de  societ. 
innom.  cum  colleg.  et  univers.  juns  antiqid  non  confundenda, 
Amstelod.  1834,  zu  verschaffen  ausser  Stande  Avaren; 
in  Ansehunji:  des  englischen  Rechts: 

C.   Schwebe mey er,     das    Actiengesellschafts-,    Bank- 
und  Versicherungs-Wesen  in  England,  Berlin  1857;  und 
die  erläuternden  Bemerkungen  von  C.  Güterbock  zu  des- 
sen Uebersetzung  der  englischen  Actiengesellschaftsge- 
setze  von  1856,  57,  Berlin  1858; 
so  wie  endlich  für  das  italienische  Recht: 

P.  Cesarini,  jmncijn  del  diritto  commerciale  secondo  lo  spi- 
rito  delle  leggi  Pontifice,  Roma  1828.  tom.  II.  p.  115  — 130, 
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und  die  einzelne  interessante  Entscheidungen  italienischer 
Gerichtshöfe  aus  dem  Actiengesellschaftsrechte  enthaltende 
Zeitschrift: 

Giurisprudenza  commerciale,  raccolta  ed  illustrata  per 
cxira  di  una  societä  di  avvocati  diretta  daW  avvocato  An- 
tonio Caveri,  Genova,  seit  1861. 


KAPITEL  I. 

Begriff,  Voraussetzungen  und  juristische  Natur  der 

Actienoresellschaft:   die  Arten  derselben  und  deren 

Verhältniss  zum  Staate. 

I.    Begriff  und  Voraussetzungen  der  Actiengesellschaft. 

§•4. 

Begriff  der  Actiengesellschaft. 

Grössere  Capitalien,  die  zu  irgend  einem  erlaubten  Un- 
ternehmen erforderlich,  werden  vielfach  vermittelst  einer  As- 
sociation zusammengebracht.  Wird  nun  ein  Verein  in  der 
Art  gebildet,  dass  die  Betheiligung  bei  demselben  nach  einem 
oder  mehreren  Theilen  eines  zum  Voraus  bestimmten  Capi- 
tals  geschieht,  ohne  dass  die  einzelnen  Theilnehmer  mehr 
wie  die  durch  ihre  Antheile  dargestellten  Summen  bei  dem 
beabsichtio-ten  Unternehmen  verlieren  könnten,  so  entsteht  der 
Begriff  einer  Actieno-esellschaft  oder  eines  Actienvereins. 

Die  Actiengesellschaft  wird  auch  als  anonyme  Gesell- 
schaft bezeichnet,  ein  Ausdruck,  welcher  von  dem  Namen, 
unter  welchem  sie  auftritt,  hergenommen,  in  diesem  Sinne 
zuerst  durch  den  Code  de  commerce  gebraucht^,  und  aus  dem- 
selben in  eine  Reihe  anderer  Gesetzgebungen  übergegangen 
ist.  So  heisst  die  Actiengesellschaft  nach  dem  badischen 
Landrechte  „unbenannte  Gesellschaft",  nach  dem 
Regolamento  provvisorio  dl  commercio  des  Kirchenstaats  „Ici 
societä  ationitna",  nach  dem  spanischen  Handelsgesetz- 
buche „la  compahia  anötmna",  nach  dem  Wethoek  vanKoop- 
Tiandel  „de  naamlooze  vennootschap" ;  während  diese  Ver- 
einsform im  portugiesischen  Handelsgesetzbuche  mit 


1)  Im  Projet  du  Code  de  commerce  Art.  20  wurde  diese  Vereinsform  als 
societe  par  uctions  bezeichnet,  von  welcher  gesagt  wurde  „La  socieie  par 
aciions  est  anonyme;  eile  n^est  connue  que  par  une  quulißcalion  relative  ä 
son  objet.^^  Locre  esprit  du  code  d.  comm.  I.  p.  138. 

Uenuud,  Acticmjescllscli.  A 
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Companlda  schlechtweg,    in   England    und   Nordamerika   als 
„Joint  Stock  Comjyani/  with  limited  liability"  bezeichnet  wird. 

Die  characteristischen  Eigenthümlichkeiten  eines  solchen 

Vereins,  soweit  sie  sich  ohne  Eingehen  auf  dessen  juristische 

Natur  zusammenstellen  lassen,  sind  folgende: 

j          Die  Actiengesellschaft  wird  zu  einem  gegebenen  Unter- 

/nehmen  mit  einem  bestimmten  Capitale  (dem  Stamm- 

-'  oder  Grundcapitale)  gegründet. 

Dieses  Capital  wird  in  der  Art  zusammengebracht,  dass 
die  betreffende  Summe  in  eine  bestimmte  Anzahl 
Theile  (Actien)  zerlegt  wird,  deren  Zahlung  Mehrere, 
und  zwar  so  übernehmen,  dass  der  Eine  mit  Einem  Theile, 
der  Andere  mit  mehreren,  einer  grössern  oder  geringern  An- 
zahl, Theilen  sich  betheiligen  kann. 
/  Diese  Mehreren  oder  ihre  Rechtsnachfolger  sind 

/  die  Mitglieder  des  Vereins,  sobald  er  constituirt  und  die  etwa 
sonst  erforderlichen  Bedingungen  des  rechtlichen  Bestands 
desselben  gegeben.  Sie  sind  Mitglieder  der  Gesell- 
/  Schaft  im  Verhältnisse  ihrer  Betheiligung  beim 
Grundcapitale,  also  einfache  oder  mehrfache  Mitglieder,  je 
nach  der  Zahl  der  von  ihnen  übernommenen  Actien  (Actio- 
näre). 

Die  Eigenschaft  als  Actionär  giebt  Rechte;  sie 
hat,  sobald  der  übernommene  Capital- Antheil  be- 
zahlt, keinerlei  Verpflichtungen  im  Gefolge;  denn  es 
ist  der  Verein  als  solcher,  welcher  unter  seinem  Namen  für 
die  Gesellschaftszwecke  thätig  ist,  indem  er  durch  seine  Hand- 
lungen allein  das  Vereinsvermögen  obligirt. 

Bei  diesen  wesentlichen  Merkmalen  der  Actiengesell- 
schaft, welche,  im  Ganzen  unbestritten,  späterer  Begründung 
vorbehalten,  wird  man  die  Bestimmungen  des  Begriffes  dieser 
Vereinsform,  welche  sich  bei  den  allerdings  wenig  zahlreichen 
Schriftstellern,  die  dieselbe  nicht  bloss  beschrieben  haben, 
vorfinden,  theils  für  unrichtig,  theils  für  unzureichend  erklä- 
ren müssen. 

Unrichtig  ist  die  Begriffsbestimmung,  welche  Bender, 
Handlungsrecht,  §.  154  von  der  anonymen  Gesellschaft, 
von  welcher  die  Actiengesellschaft  eine  Unterart  sein  soll, 
dahin  giebt,  es  sei  dieselbe  eine  Gesellschaft,  bei  der  ,,nur 
ein  einziges  Mitglied  von  den  übrigen  als  Geschäftsfülirer 
bezeichnet,  so  dass  alle  andern  versteckt  blieben,  und  ein 
Dritter  gar  keine  Gesellschaft  erkennen  könne".  Denn  einer- 
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seits  kann  eine  Actiengesellschaft  nicht  bloss  einen,  sondern 
mehrere  Geschäftsführer  haben,  die  keineswegs  noth wendig 
aus  ihrer  Mitte  genommen  zu  sein  brauchen;  andererseits 
schHesst  der  Actienverein  unter  dem  von  ihm  angenommenen 
Namen  Geschäfte  in  der  Art  ab,  dass  derjenige,  welcher  mit 
dessen  Geschäftsführer  contrahirt,  wissen  kann,  er  habe  es 
mit  einer  bestimmten  Gesellschaft  zu  thun,  deren  Vermögen 
allein  ihm  haftet,  wenn  er  auch  die  Mitglieder  derselben  nicht 
kennt. 

Nicht  minder  verwerflich  ist  es  aber,  wenn  Mauren- 
brecher, Lehrb.  des  deutschen  Privatrechts,  §.  402,  die  un- 
benannte Gesellschaft,  welche  wieder  in  die  ungenannte 
und  in  die  Actiengesellschaft  zerfallen  soll,  als  „diejenige  Ver- 
bindung mehrerer  Personen  zu  Gewinnsten,  wobei  die  einzel- 
nen Compagnons  sich  nicht  zu  erkennen  geben"  bezeichnet. 
Sieht  man  nämlich  davon  ab,  dass  die  Actiengesellschaft,  um 
von  dieser  allein  hier  zunächst  zu  sprechen,  keineswegs  noth- 
wendig  zu  Gewinnsten  besteht,  so  ist  es  nur  beziehungsweise 
wahr,  dass  die  einzelnen  Gesellschafter  sich  nicht  zu  erken- 
nen geben,  und  kann  auch  ein  bloss  negatives  Merkmal  zur 
Characterisirung  einer  gegebenen  Vereinsform  nicht  genügen. 

Aus  diesem  letztern  Grunde  ist  denn  die  Definition  fran- 
zösischer Schriftsteller,  wie  z.  B.  von  Malepeyre  et  Jour- 
dain  traue  des  sociHes  commerciales ,  p.  168  i.  f.  sqq.,  wonach 
eine  anonyme  Gesellschaft  diejenige  sein  soll,  die  durch  den 
Namen  keines  der  Gesellschafter  bezeichnet,  durchaus  nichts- 
sagend. 

Unbefriedigend  ist  es  aber  ferner,  wenn  Pohls,  das  Recht 
der  Actiengesellschaften ,  S.  15  den  Begriff  eines  solchen 
Vereins  dahin  bestimmt,  es  sei  derselbe  „eine  Art  der  stillen 
Gesellschaft,  deren  Wesen  darin  bestehe,  dass  sich  Viele  ver- 
einigen, um  mit  einem  bestimmten  auf  Actien  zusammenzu- 
bringenden Capitale  eine  Unternehmung  auszuführen  oder  ein 
bestimmtes  Geschäft  zu  betreiben."  Denn  nicht  allein  ist  das 
Merkmal  einer  Vereiniffuno;  Vieler  ebenso  unbestimmt  wie 
nicht  zutreflfend,  sondern  durch  diese  Definition  die  Frage 
offen  gelassen,  was  unter  einer  stillen  Gesellschaft  und  was 
unter  Actien  zu  verstehen.  Begreift  man  aber,  was  allerdings 
im  Sinne  jenes  Schriftstellers  zu  liegen  scheint,  unter  einer 
stillen  Gesellschaft  eine  solche,  deren  Firma  den  Namen  kei- 
nes der  Theilhaber  enthält,  und  unter  Actien  die  Theile  eines 
Grundcapitals,  so  ist  die  Actiengesellschaft  nach  Pohls  ein 

4* 
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Verein,  in  dessen  Firma  kein  Gesellschafter  genannt,  und 
dessen  Capital  durch  Zerlegung  in  eine  bestimmte  Anzahl 
Theile  zusammengebracht  worden.  Allein  es  bezeichnet  eine 
solche  Begriffsbestimmung  in  der  That  das  Wesen  der  Ac- 
tiengesellschaft  nicht.  Denn  einmal  kann  der  Fonds  einer 
Gesellschaft  durch  Actien  gebildet  sein,  ohne  dass  hier- 
bei die  für  die  Actienvereine  characteristische  Beschrän- 
kung des  möglichen  Verlustes,  dem  die  einzelnen  Mitglieder 
ausgesetzt,  vorkäme,  wie  die  englischen  Joint  Stock  Com- 
panies  without  limited  liahüiti/  zur  Genüge  darthun;  während 
es  andrerseits  zahllose  Vereine,  wie  Handwerker-Associatio- 
nen^,  Versicherungsgesellschaften  nach  dem  Principe  der  Ge- 
genseitigkeit u.  a.  m.  giebt,  die  unter  einem  Namen  auftreten, 
in  welchem  keiner  der  Gesellschafter  genannt,  ohne  dass  sie 
sich  um  deswillen  als  ActiengeseUschaften  qualificirten.  Ja 
es  kann  letzteres  in  Ansehung  solcher  Gesellschaften  der  Fall 
sein,  die  jenes  doppelte  Merkmal  einer  Zerlegung  iiires  Ca- 
pitals  in  Actien  und  eines  Vereinsnamens,  in  dem  der  Name 
keines  socms  zu  finden,  an  sich  tragen,  in  welcher  Hinsicht 
wir  auf  die  bereits  erwähnten  Joint  Stock  Comjyanies  icithout 
limited  liahility  verweisen  können. 

Allein  auch  mit  der  Definition  Thöl's,  Handelsrecht 
§.  44,  können  wir  uns  nicht  einverstanden  erklären.  Wenn 
dieser  Schriftsteller  nämlich  den  Beg-rifF  der  ActienoreseU- 
Schaft,  die  er  freilich  nur  als  Handelsgesellschaft  nimmt,  so 
bestimmt:  „Die  Gesellschafter  treiben  Handel,  jeder  ist  nach 
Massgabe  eines  bestimmten  Beitrags  Theilnehmer  am  Ge- 
winne und  nach  Massgabe  und  bis  zum  Belaufe  eben  dieses 
Beitrags  Theilnehmer  am  Verluste  der  Handlung",  so  ist  es 
vorerst  unwahr,  dass  bei  einer  Actiengesellschaft,  die  zum 
Betriebe  von  Handelsgeschäften  gebildet,  die  Gesellschafter 
Handel  treiben,  da  es  gerade  im  Wesen  des  Actien  Vereins 
liegt,  dass  nur  dieser  durch  seine  Organe,  nicht  aber  dessen 
Mitglieder  in  Person  oder  durch  Vertreter  für  die  Vereins- 
zwecke thätio^.  Dunkel  und  ungenau  ist  aber  die  weitere  Be- 
Stimmung,  wonach  jeder  Gesellschafter  nach  Massgabe  eines 
bestimmten  Betrags  Theilnehmer  am  Gewinne  und  nach  Mass- 
gabe und  bis  zum  Belaufe  eben  dieses  Betrags  Theilnehmer 
am  Verluste  der  Handlung  sein  soll;  sie  ist  dunkel  insoferne, 
als   sie  die  Frage  offen  lässt,  ob  der  einzelne  Actionär  den 


2)  Voigt  im  N.  Archiv  f.  Handelsrecht,  Bd.  III.  S.  344. 
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Gesellschaftsgläubigern  bis  zu  einem  gewissen  Betrage  haftet, 
oder  ob  er  nicht  vielmehr  in  gar  keinem  Verhältnisse  zu  den- 
selben steht,  —  ungenau  aber  deshalb,  weil  mit  Actien  von 
gleichem  Nominalbetrage  nicht  nothwendig  eine  gleiche  Theil- 
nahme  am  Ge\A"irine  verbunden,  und  weil  ferner  der  mögliche 
Verlust  eines  Actionärs  nicht  immer  dem  Betrage  gleich- 
kömmt, nach  welchem  er  am  Gewinne  participirt,  nämlich 
dann  nicht,  wenn  er  die  Actie  um  einen  höheren  oder  niedri- 
geren Preis  als  deren  Nominalbetrag  erworben. 

Besser  ist  die  Begriffsbestimmung,  die  Jolly(Zeitschr. 
f.  deutsches  Recht,  Bd.  XI.  S.  321)  von  der  Actiengesell- 
schaft dahin  giebt,  dass  dieselbe  „eine  formell  als  besonderes 
Eechtssubject  geltende,  unter  besonderem  Namen  handelnde 
Vereinigung  mehrerer  Personen  ist,  von  welchen  jede  zum 
Zwecke  der  Ausführung  des  beabsichtigten  gemeinschaftlichen 
Unternehmens  zu  einer  im  Voraus  fest  bestimmten  Leistung 
an  Geld  oder  Geldeswerth  sich  verpflichtet  und  dagegen  zu 
einem  verhältnissmässigen  Antheile  am  etwaigen  Gewinne  be- 
rechtigt wird  (ohne  den  Genossen  oder  dritten  Contrahenten 
über  den  Betrag  der  ursprünglich  versprochenen  Leistung 
hinaus  zu  haften)."  Und  doch  dürfte  auch  diese  Definition 
keineswegs  ganz  befriedigen;  weil  nicht  allein  nicht  jede  Ac- 
tiengesellschaft eine  societas  quaestuaria  ist,  was  Jolly  vor- 
auszusetzen scheint,  sondern  die  Actionäre  als  solche  dritten 
Personen  ganz  und  gar  nicht  verpflichtet,  wie  denn  nament- 
lich das  Allg.  deutsche  Handelsgesetzbuch  Art.  207 
als  characteristisch  für  diese  Vereinsform  hervorhebt,  dass 
sich  die  sämmtlichen  Gesellschafter  nur  mit  Einlagen  bethei- 
ligen, ohne  persönlich  für  die  Verbindlichkeiten  der 
Gesellschaft  zu  haften. 

Fasst  man  vielmehr  die  oben  bezeichneten  Eigenthüm- 
lichkeitc-n  der  Actiengesellschaft  zusammen,  so  dürfte  sich 
deren  Begriff"  in  folgender  Weise  formuliren  lassen. 

Die  Actiengesellschaft  ist  ein  Verein,  welcher 
mit  einem  bestimmten  in  eine  gegebeneAnzahl  Theile 
(Actien)  zerlegten  Capitale  in  der  Art  gegründet, 
dass  die  Mitgliedschaft  in  demselben  mit  Uebernah- 
me  (Versprechen  oder  Zahlung)  eines  Capitalan- 
theils  und  in  dem  Masse,  in  welchem  solche  Antheile 
übernommen,  erworben  wird,  während  der  Verein 
allein  als  solcher,  d.  h.  unter  dem  von  ihm  angenom- 
menen Namen,  für  die  Erreichung  der  Gesellschafts- 
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zwecke  thätig  und  durch  seine  Handlungen  nur  das 
Gesellschafts  vermögen  obligirt. 

Hiernach  ist  für  die  Actiengesellschaft  dreierlei  charac- 
teristisch. 

Sie  ist  einmal  ein  Verein,  der  mit  einem  bestimmten  von 
Mehreren  zusammengelegten  Capitale  (Grundcapital)  errich- 
tet wird. 

Sie  ist  ferner  ein  Verein,  w^elcher  auf  Actien  gegründet, 
d.  h.  dessen  Grundcapital  in  eine  bestimmte  Anzahl  Theile 
(Actien)  in  der  Art  zerlegt  ist,  dass  Mitglieder  der  Gesell- 
schaft zunächst  diejenigen  und  nur  diejenigen  sind,  welche 
die  Zahlung  eines  oder  mehrerer  solcher  Theile  leisten  oder 
versprechen,  während  eine  und  dieselbe  Person  oder  Firma 
sich  mit  mehreren  Theilen  beim  Grundcapitale  betheiligen, 
oder  in  die  Rechte  mehrerer  ursprünghcher  Actionäre  eintre- 
ten, und  daher  mehrfach  Mitglied  des  Vereins  sein  kann. 

Sie  ist  endlich  ein  Verein ,  der  unter  eigenem  Namen  für 
die  Gesellschaftszwecke  thätig,  und  durch  seine  Handlungen 
allein  das  Gesellschaftsvermögen  verpflichtet. 

§.5. 

Das  Grundcapital. 

Die  Actiengesellschaft  wird  mit  einem  bestimmten 
Capitale  (dem  Grund-  oder  Stamracapitale)  gegrün- 
det, d.  h.  der  Actienverein  kann  nur  dann  entstehen,  wenn 
eine  zum  Voraus  bestimmte  Summe,  welche  als  der  zur  Er- 
reichung der  Gesellschaftszwecke  nöthige  Fonds  überschlagen 
worden,  durch  Einzahlung  oder  Versprechen  der  einzelnen 
Theile,  in  die  sie  zerlegt,  zusammengebracht  ist.  Die  Actien- 
gesellschaft muss  also  zur  Zeit  ihrer  Errichtung  ein  be- 
stimmtes, auf  eine  gegebene  Geldsumme  veranschlagtes  Ge- 
sellschaftsvermögen haben,  und  zwar  ein  solches,  welches 
Mittel  zu  dem  Vereinszwecke  ist. 

Hierdurch  schon  unterscheidet  sich  die  Actiengesellscl>aft 
von  der  Societät  des  allgemeinen  Civilrechts.  Denn  es 
braucht  diese  letztere,  wo  sie  nicht  auf  eine  Gemeinschaft  von 
Sachen  und  Eechten,  die  schon  jetzt  zum  Vermögen  der  socii 
gehören,  gerichtet,  bei  ihrer  Begründung  einen  Gesellschafts- 
fonds als  Mittel  zu  dem  durch  die  Verbindung  beabsichtigten 
Zwecke  nicht  zu  haben,  da  es  möglich  ist,  dass  dieser  ledig- 
lich durch  die  Thätigkeit  der  Gesellschafter  oder  durch  Bei- 
träge, die    ihrem  Betrage  nach  noch  unbestimmt,    erreicht 
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werden  soll.  Auch  kann,  wenn  ein  bestimmter  Gesellschafts- 
fonds als  Mittel  zum  Zwecke  verabredet  worden,  derselbe  in 
Sachen  bestehen ,  die ,  ohne  dass  sie  zu  einer  bestimmten 
Geldsumme  veranschlagt  wären,  gemeinschaftlich  gemacht 
werden  sollen  ^. 

Allein  auch  von  der  offenen  Handelsgesellschaft  unter- 
scheidet sich  der  Actienverein  durch  das  Erforderniss  eines 
bestimmten  Grundcapitals.  Denn  können  auch  bei  einer  sol- 
chen Gesellschaft  die  socii,  Einer,  Mehrere  oder  Alle,  kraft 
des   Gesellschaftsvertrao;s    sich    mit    einer  Vermöo-enseinlao-e 

o  Do 

betheiligen,  so  ist  dies  doch  in  keiner  Weise  nöthig,  weil  die 
sämmtlichen  Gesellschafter  jedenfalls  für  die  Vereinsverbind- 
lichkeiten mit  ihrem  sämmtlichen  Vermögen  haften,  aus  wel- 
chem Grunde  denn  eine  offene  Handelsgesellschaft  ohne  Ge- 
sellschaftsfonds entstehen  kann. 

Bei  der  Commanditgeseilschaft  im  Sinne  des  deutschen 
Handelso-esetzbuchs  findet  sich  dag-eo-en  allerding-s  von  vorn 
herein  ein  bestimmtes  Gesellschaftscapital,  nämlich  die  Ver- 
mögenseinlage des  Commanditisten,  beziehungsweise  der  Ge- 
sammtbetrag  der  Einlagen  der  mehreren  nicht  persönlich  haf- 
tenden Gesellschafter.  Allein  es  ist  die  Bedeutung  dieses 
Capitals  eine  andere,  als  die  des  Grundcapitals  einer  Actien- 
o^esellschaft. 

Der  Actienverein  kann  ohne  ein  bestimmtes  Grundcapital 
um  deswillen  nicht  entstehen,  weil  es  im  Wesen  dieser  Ver- 
einsform liegt ,  dass  nur  das  Gesellschaftsvermögen ,  nicht 
aber  die  einzelnen  Mitglieder  mit  ihren  Gütern,  den  Vereins- 
gläubigern haften;  die  Actiengesellschaft  muss  mit  a.  W.,  wie 
sie  ins  Leben  tritt,  einen  bestimmten  Fonds  deshalb  haben, 
weil  sie,  Avie  Troplong  Contrat  de  societe  no.  444  sagt;  dem 
Publicum  nur  ein  Vermögen,  und  nicht  verpflichtete  Personen 
als  Garantie  darbietet.  Bei  der  Commanditgeseilschaft  dage- 
gen giebt  es  Einen  oder  mehrere  s(Kii,  die  den  Gesellschafts- 
gläubigern mit  ihrem  ganzen  Vermögen  haften.  Wenn  dem- 
nach das  Wesen  dieser  Gesellschaft  es  dessenungeachtet  mit 
sich  bringt,  dass  sie  von  vorn  herein  ohne  einen  gewissen 
Gesellschaftsfonds  nicht  denkbar,  so  hat  dies  seinen  Grund 
nicht  darin,  dass  dieses  Capital  der  Träger  der  aus  der  Ver- 
einsthätigkeit  entspringenden  Verpflichtungen  wäre,  indem 
vielmehr  die  Vermögenseinlagen  der  Commanditisten  ihre  Be- 


1)  1.  58  pr.  §.  1  Tf.pro  socio  (17.  2). 
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deutung  zunächst  im  Verhältnisse  dieser  zu  den  Commandi- 
tärs  äussern,  obwohl  sie  allerdings  auch  die  Sicherheit  der 
Gesellschaftsgläubiger  vermehren  ^. 

Hiermit  hängt  aber  zusammen,  dass  die  Höhe  des  Grund- 
capitals  der  Actiengesellschaft  im  Verhältnisse  zu  deren  Un- 
ternehmen stehen  muss,  während  dies  in  Ansehung  der  Ver- 
raögenseinlage  des  Commanditisten  oder  des  Gesammtbetrags 
der  Einlagen  der  mehreren  nicht  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter keineswegs  der  Fall  ist,  so  wie  dass  ferner  die  Ac- 
tiengesellschaft mit  dem  Totalverluste  ihres  Grundcapitals 
aufhört,  wogegen  der  Verlust  der  Einlagen  der  Commandi- 
tisten ohne  Einfluss  auf  die  Fortdauer  der  Commanditgesell- 
schaft  bleibt^. 

Indem  sonach  das  Grundcapital  die  Basis*  der  Actien- 
gesellschaft ist,  wird  endlich  dessen  Höhe  vor  Allem  be- 
stimmt, und  dann  die  betreffende  Summe  in  eine  Anzahl 
Theile  eingetheilt,  bei  der  Commanditgesellschaft  dagegen 
zunächst  die  Höhe  der  Vermögenseinlagen  der  Commandi- 
tisten festgesetzt,  während  der  Gesellschaftsfonds  durch  den 
Gesammtbetrag  derselben,  möglicherweise  aber  ausserdem 
durch  Einlagen  der  Commanditärs  g-ebildet  wird. 

Wie  die  Actiengesellschaft  ihrem  Wesen  nach  nicht  ohne 
ein  bestimmtes  Grundcapital  errichtet  werden  kann,  so  erken- 
nen dies  auch  die  sämmtlichen  Gesetze,  die  sich  auf  diese 
Vereinsform  beziehen,  ausdrücklich  oder  stillschweigend  an. 

So  setzt  der  Code  de  commerce  Art.  34  zum  Bestände  der 
anonymen  Gesellschaft  das  Vorhandensein  eines  in  Actien 
zerlegten  Capitals  voraus,  und  ebenso  das  holländ.  Han- 
delsg.  Art,  40  ein  „Kapitaal  der  vennootschap",  welches  in 
Actien  oder  Antheile  zertheilt.  So  erklärt  das  russische 
Reglement  vom  6.  Decbr.  1836  Art.  1,  die  Actiengesell- 
schaft bilde  sich  durch  die  Vereinio-ung  einer  bestimmten  Zahl 
von  Einlagen  zu  einem  Gesellschaftsfonds;  so  bezeichnet  das 
Bremische  Gesetz  v.  J.  1860  Art.  1  die  Actienvereine 
als  „Gesellschaften,  welche  das  zur  Führung  ihrer 
Geschäfte  erforderliche  Grundcapital  durch  Ausgeben 
von  Actien  bilden",  während  die  zu  veröffentlichenden  Statu- 
ten solcher  Gesellschaften  die  Höhe  des  Grundcapitals 
bestimmen  müssen  (Art.  4).     Nach  dem  preuss.   Gesetze 


2)  Allgem.  deutsches  Handelsg.  Art.  1G5. 

3)  Allgem.  deutsches  Handelsg.  Art.  165. 
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vom  9.  Nov.  1843  §.  2  muss  der  ebenfalls  bei  Errichtung  der 
Gesellschaft  zu  veröffentlichende  Gesellschaftsvertrag  die 
„Höhe  des  Grundcapitals"  bezeichnen,  während  nach 
dem  Allg.  deutschen  Handelsgesetzbuche  endlich  der 
Gesellschaftsvertrag,  dessen  Genehmigung  Seitens  des  Staats 
erfolgen  soll,  die  Höhe  des  Grundcapitals  bestimmen 
(Art.  209)  und  diese  Angabe  ebenso  in  dem  zu  veröffentlichen- 
den Auszuge  der  Statuten  enthalten  sein  muss  (Art.  210), 
Anordnungen,  die  auch  da  zur  Anwendung  kommen  sollen, 
wo  es  nach  Massgabe  der  Landesgesetze  zur  Errichtung  von 
Aetiengesellschaften  der  staatlichen  Genehmigung  nicht  be- 
darf (Art.  249). 

Die  Festsetzung  der  Höhe  des  Grundcapitals  ist  der  Ver- 
einbarung bei  Gründung  des  Actienvereins  überlassen;  doch 
liegt  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  der  Betrag  dieses  Ca- 
pitals  der  Bedeutung  und  den  voraussichtlichen  Kosten  des 
von  der  Gesellschaft  beabsichtigten  Unternehmens  entsprechen 
muss.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  entbehrt  der  Verein,  der 
ja  dem  Publicum  nur  sein  Vermögen  als  Garantie  darbietet, 
von  vorn  herein  des  nöthigen  Credits.  Rechtlich  wird  sich 
jedoch  die  ungenügende  Höhe  des  Stammcapitals  nur  darin 
äussern,  dass  die  staatliche  Genehmigung,  wo  dieselbe  erfor- 
dert, auf  Grund  hiervon  verweigert  werden  wird. 

Dass  bei  einem  Totalverluste  des  Grundcapitals  die  Ac- 
tiengesellschaft  nothwendig  aufhört,  versteht  sich  von  selbst, 
da  ein  Verein,  welcher  nach  aussen  hin  zu  wirken  bestimmt 
ist,  der  aber  Dritten  keine  andere  Garantie  als  sein  Vermögen 
darbietet,  mit  der  Einbusse  dieses  letztern  der  Natur  der 
Sache  nach  zusammenfallen  muss.  Wie  also  eine  Actienge- 
sellschaft  nicht  ohne  ein  Grundcapital  entstehen  kann,  so  ver- 
mag sie  auch  ohne  ein  solches  nicht  zu  bestehen  (s.  §.  77). 

Dagegen  hat  eine  Verminderung  des  Stammcapitals  an 
sich  die  Beendigung  der  Actiengesellschaft  nicht  zur  Folge, 
gleich  wie  der  Umstand,  dass  dieses  Capital  von  vorn  herein 
zu  niedrig  bestimmt,  ein  rechtliches  Hinderniss  für  die  Ent- 
stehung des  Vereins  nicht  bildet.  Wohl  aber  kann  eine  solche 
Vermindenmg,  wie  die  ursprünglich  zu  niedi-ige  Festsetzung 
des  Gesellschaftsfonds  das  Gedeihen  des  Vereinsunternch- 
mens  insoferne  hindern,  als  es  in  Folge  hiervon  für  dasselbe 
an  ausreichendem  Credite  mangelt,  so  wie  sie  auch  möglicher 
Weise  die  Auflösung;  der  Gesellschaft  nach  Massirabc  der 
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Statuten  herbeiführen,  oder  füi'  den  Staat  Recht  und  Pflicht 
hierzu  begründen  kann. 

Eine  Verminderung  des  Grundcapitals  ist  jedoch  nicht  in 
der  Art  möghch,  dass  VereinsmitgHeder  ihre  oder  ihrer  Rechts- 
vorgänger Einlagen  zurückfordern  ^  oder  dass  eine  theilweise 
Rückzahlung  derselben  nach  Verhältniss  der  Actien  Statt 
findet. 

Ist  dagegen  das  Stammcapital  in  anderer  Weise  vermin- 
dert worden,  so  ist  dasselbe  bis  auf  seine  ursprüngliche  Höhe 
aus  dem  Gewinne  der  Gesellschaft  zu  ergänzen,  was  nicht 
allein  in  Ansehung  solcher  Actienvereine  gilt,  deren  Statuten 
dies  ausdrücklich  bestimmen'',  sondern  in  der  Natur  dieser 
Vereinsform  begründet^.  Wenn  nämlich  eine  Actiengesell- 
schaft  nicht  ohne  ein  bestimmtes  Vermögen  errichtet,  dieses 
Vermöo-en  auch  nicht  durch  die  Willkühr  der  Genossen  ver- 
mindert werden  kann,  weil  es  die  alleinige  dem  Publicum  dar- 
crebotene  Garantie  ist,  so  liegt  es  im  Wesen  eines  solchen 
Vereins,  dass  dessen  Capital,  wenn  es  anderweitige  Minde- 
runo-en  erlitten,  insoweit  als  dies  ohne  Heranziehung  der 
Actionäre  möglich,  also  aus  dem  Gesellschaftserwerbe,  zu 
ero-änzen  ist.  Die  Idee  der  Actiengesellschaft  bringt  es  mit 
a.  W.  mit  sich,  dass  sie  nicht  bloss  mit  einem  bestimmten 
Capitale  entstehen,  sondern  dasselbe  als  Basis  ihrer  Opera- 
tionen insoweit  behalten  muss,  als  dies  thunlich  ist,  ohne  dass 
die  Actionäre  über  die  von  ihnen  übernommene  Verpflichtung 
hinaus  angesprochen  werden.  Daher  denn  die  Vertheilung 
eines  in  einer  gegebenen  Rechnungsperiode  gemachten  Er- 
werbs, ehe  das  geminderte  Grundcapital  in  seiner  ursprüngli- 
chen Höhe  hergestellt  ist,  in  der  That  einer  willkührlichen  Ver- 
minderung dieses  Capitals  gleichzuachten. 

Dies  liegt  denn  auch  im  Sinne  der  Gesetze,  welche,  Mue 
das  Holländische  Handelsgesetzb.  Art.  49  bestimmen,  es 
seien  die  Gewinnvertheilungen  unter  die  Actionäre  von  den 
Einkünften  der  Gesellschaft  nach  Abzug  aller  Ausgaben  zu 
machen,  oder  die,  wie  das  Bernische  Gesetz  vom  J.  1860 
Art.  16  besagen,  es  dürfe  ein  Mehreres,  als  nach  den  Jahres- 


4)  Allgem.  deutsch.  Handelsg.  A.  216.  —  Bernisches  Gesetz 
V.  1860  Art.  17.  —  S.  unten  §.  75. 

5)  Statut,  d.  deutsch.  Versicherungsgeseilschaft  in  Dres- 
den §.23. 

6)  Pohls  Actiengesellschaften  S.  238.  —  Pardessus  cours  d.  droit 
commerc.  III.  No.  1042.  — 
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abschlüssen  sich  als  Ueberschuss  ergebe,  nicht  vertheilt  wer- 
den. Noch  deuthcher  drückt  sich  aber  in  dieser  Hinsicht  das 
deutsche  Handelsgesetzbuch  aus,  wenn  es  in  Art.  216 
erklärt,  dass  der  Actionär,  so  lange  die  Gesellschaft  be- 
stehe, nur  einen  Anspruch  auf  den  reinen  Gewinn 
habe,  und  in  Art.  217  anordnet,  es  dürfe  nur  dasjenige 
unter  die  Actionäre  vertheilt  werden,  was  sich  nach 
der  jährlichen  Bilanz  als  reiner  Ueberschuss  ergebe. 
Denn  es  ist  der  in  einer  gegebenen  Kechnungsperiode  ge- 
machte Erwerb  nur  insoferae  reiner  Gewinn,  als  er  einen 
Ueberschuss  über  das  Stammcapital  darbietet,  und  der  sich 
nach  der  Jahresbilanz  ergebende  reine  Ueberschuss  nur  der- 
jenige über  das  daselbst  in  Rechnung  angesetzte  Grundcapi- 
tal, in  welchem  Sinne  der  Würtem bergische  Entwurf 
Art.  261  und  der  Nassauische  Entwurf  §.  100  sehr  richtig 
als  Gewinn  den  nach  bestimmten  Eechnungsabschnitten  sich 
ergebenden  Ueberschuss  über  das  Einlagevermogen  bezeich- 
nen. Wollte  man  dies  bezweifeln  und  als  reinen  Gewinn 
den  in  einer  bestimmten  Rechnungsperiode  gemachten  Er- 
werb nach  Abzug  der  Schäden  und  Kosten  des  nämlichen 
Zeitabschnitts,  ohne  Rücksicht  auf  früher  entstandene  Ver- 
minderungen des  Grundcapitals,  betrachten,  so  müsste  hier- 
gegen in  Erwägung  kommen,  dass  ein  mit  einem  bestimmten 
Capitale  gegründeter  Verein  offenbar  nur  dann  bereichert, 
wenn  er  mehr  wie  dieses  Capital  in  seinem  Vermögen  hat, 
und  nur  insoweit  als  dies  der  Fall  ist,  während  keinerlei 
Grund  vorhanden,  Capital-Verminderungen  um  desswillen, 
weil  sie  in  eine  frühere  Rechnungsperiode  fallen,  bei  einer 
spätem  Bilanz  zu  übersehen. 

Wir  meinen,  es  liegt  in  den  Worten  des  Gesetzes,  wie 
es  in  der  Natur  der  Sache  begründet  ist,  dass  das  Grundca- 
pital, so  lange  der  Actien verein  besteht,  aus  dessen  Erwerb 
vor  aller  und  jeder  Vertheilung  zu  ergänzen.  Daher  es  denn 
bei  dieser  Sachlage  unerheblich  ist,  wenn  in  der  Nürnber- 
ger Conferenz  der  bei  der  zweiten  Lesunfj  zu  Art.  198 
(erster  Lesung)  gestellte  Antrag  eines  Zusatzes  des  Inhalts, 
dass  dann,  wenn  durch  Verluste  das  Stammcapital  vermin- 
dert, bis  zur  Wiederergänzung  desselben  kein  Gewinn  aus- 
gezahlt werden  dürfe,  abgelehnt  wurde  (mit  11  gegen  5  Stim- 
men), ohne  dass  man  sich  über  den  Grund  dieser  Verwerfung 
verständigt  hätte,  welche  laut  den  Protocollen  (S.  1045)  ge- 
schah, nachdem  mehrere  Mitglieder  die  Ansicht  ausgespro- 
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clien,  es  werde  der  Zweck  jenes  Antrags  schon  durch  die 
Vorschrift  erreicht,  dass  das  Stammcapital  durch  die  Actionäre 
nicht  vermindert  werden  dürfe  und  somit  in  jedem  Jahre  zu 
seinem  vollen  Betrage  in  Rechnung  angesetzt  werden  müsse, 
andere  INIito-lieder  dageo;en  die  beantragte  Bestimmuno;  nicht 
in  allen  Fällen  für  gerechtfertigt  erachtet. 

Das  Grundcapital,  sagten  wir,  kann  nicht  durch  eine 
theilweise  Rückzahlung  an  die  Actionäre  vermindei-t  werden. 
Dies  ist  die  Regel,  weil  der  Actienverein  nur  mit  seinem  Ver- 
mögen seinen  Gläubigern  haftet,  und  die  bei  Bildung  der  Ge- 
sellschaft durch  deren  Stammca2:>ital  dem  Publicum  darge- 
botene Sicherheit  nicht  durch  die  Willkühr  der  Vercinsmitglie- 
der,  aller  oder  mehrerer,  geschmälert  zu  werden  vermag. 
Indessen  ist  jene  Regel  nicht  ohne  Ausnahme.  Es  ist  näm- 
lich möglich,  dass  sich  das  Grundcapital  als  zu  hoch  veran- 
schlagt erzeigt,  sei  es  weil  die  zum  Gesellschaftsunternehmen 
erforderlichen  Aulagen  um  einen  geringem  Preis  hergestellt 
worden,  sei  es  auch  wegen  veränderter  Conjuncturen,  wie 
z.  B.  wegen  Einführung  der  vortheilhafteren  Steinkohlenfeue- 
rung und  Verkaufs  der  AValdungen,  auf  deren  Anschaffung 
der  Actienverein  einen  Theil  seines  Stammcapitals  zum  Zwecke 
der  Sicherung  des  zu  seinem  Geschäftsbetriebe  erforderlichen 
Brennmaterials  verwendet  hatte.  Lässt  sich  nun  ein  solcher 
Ueberschuss  in  das  Geschäft  mit  Vortheil  nicht  verwenden, 
so  ist  es  im  Interesse  der  Actionäre,  wenn  derselbe  unter  sie 
vertheilt  wird,  eine  solche  Verminderung  des  Grundcapitals 
durch  theilweise  Rückzahlung  aber  auch  rechtlich  statthaft, 
sobald  sie  ohne  Benachtheiligung  der  dermaligen  Gläubiger 
der  Gesellschaft  und  ohne  Gefährdung  der  künftigen  Credi- 
toren  geschieht.  Eine  theilweise  Rückzahlung  des  Stamm- 
capitals findet  nun  ohne  Beschädigung  der  Gesellschaftsgläu- 
biger Statt,  wenn  diese  vorher  bezahlt  und  die  für  die  Be- 
zahluno-  noch  nicht  fällio-er  so  wie  schwebender  oder  streiti- 
ger  Forderungen  nöthigen  Beträge  zurückgelegt  werden;  sie 
geschieht  ferner  ohne  Gefährdung  künftiger  Creditoren,  wenn 
der  Rückzahlungs-Beschluss  veröffentlicht  wird,  eine  Veröf- 
fentlichung, die  jedoch  nur  unter  der  Voraussetzung  nöthig, 
dass  bei  Gründung  der  Gesellschaft  die  Höhe  ihres  Grund- 
capitals bekannt  gemacht  werden  musste.  —  Die  Actienge- 
sellscliaft, Avelche  nach  Befriedigung  ihrer  Gläubiger  ihr 
Stammcapital  durch  theilweise  Rückzahlung  an  die  Actionäre 
vermindert,  ist  in  der  That  wie  eine  neue  Gesellschaft,  und 
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bedarf  demnach  eine  dei'artige  Capitals-Verminderung  überall 
der  staatlichen  Genehmigung,  wo  diese  zur  Entstehung  eines 
Actienvereins  oder  eines  Actienvereins  der  betreffenden  Art 
erfordert.  Selbstverständlich  kann  übrigens  die  theilweise 
Rückzahlung  des  Grundcapitals  zwar  durch  den  einzelnen 
Actionär  beantragt,  nicht  aber  von  ihm  gefordert,  sondern 
nur  durch  den  Verein,  d.  h.  durch  die  Gesammtheit  der 
Actionäre,  —  worauf  später  zurückzukommen,  beschlossen 
werden. 

Diese  Grundsätze  über  die  theilweise  Rückzahlung  des 
Grundcapitals  sind  in  der  Natur  der  Sache  begründet  und 
demnach  überall  anzuwenden,  wo  das  massgebende  Gesetz 
nicht  etAvas  Anderes  bestimmt  ^. 

Eine  solche  abweichende  Bestimmung  enthält  nun  aller- 
dings das  Preussische  Gesetz  über  Actiengesellschaften 
vom  0.  November  1843,  indem  dasselbe  §.17  verordnet: 

„Die  Gesellschaft  darf  das  statutenmässige  Grundcapital 

„durch    Rückzahlungen    an    die    Actionäre    nicht    ver- 

„mindern'', 
ein  Verbot,  welches  sowohl  in  den  Entwurf  eines  Allgem. 
Handelsgesetzb.  für  Deutschland  (von  der  durch  das 
Reichsministerium  der  Justiz  niedergesetzten  Commission) 
Art.  94  wie  in  denjenigen  eines  Handelsgesetzbuchs 
für  die  Preussischen  Staaten  Art.  179  Abs.  1  aufgenom- 
men ward. 

Gegen  die  Bestimmung  dieses  Entwurfs  wurde  nun  in 
der  Nürnberger  Conferenz  das  bereits  früher  hier  Her- 
vorgehobene geltend  gemacht,  dass  es  nämlich  Verhältnisse 
geben  könne,  in  welchen  es  im  Interesse  einer  Actiengesell- 
schaft  in  hohem  Grade  wünschenswerth  und  zugleich  für  das 
Publicum,  insbesondere  fm'  die  Gläubiger  der  Gesellschaft 
ganz  unschädlich  sei,  wenn  ein  Theil  ihres  Actien- Vermögens 
vor  Auflösung  des  Vereins  selbst  zurückbezahlt  werde.  Auf 
diese  Erwägungen  hin  ward  denn  der  Antrag  zum  Beschlüsse 
erhoben,  den  Art.  179  Abs.  1  zu  streichen,  und  dafür-  in  den 
Abschnitt  von  der  Auflösung  der  Actiengesellschaft  einen 
Zusatz  des  Inhalts  aufzunehmen,  dass  bei  der  allerdings  zu- 
lässigen theilweisen  Rückzahlung  des  Actiencapitals  die  Rechte 
der  Gesellschaftsgläubiger  in  ähnlicher  Weise,  wie  dies  bei 
Auflösung  der  Gesellschaft  angeordnet,  zu  wahren  seien  ^. 


7)  S.Nassau.  Entw.  §§.  9Gu.  100.    —    8)  Protocolle,  S.  310  fg. 
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Diesem  Beschlüsse  gemäss  wurde  nun  in  den  Entwurf 
des  Allgem.  deutsch.  Handelsgesetzb.  (erster  Lesung) 
folgender  Art.  (Art.  226)  aufgenommen: 

„Ein  Beschluss  der  Generalversammlung,  welcher  eine 

„theilweise    Zurückzahlung    des    Grundcapitals    an    die 

„Actionäre  zum  Gegenstande  hat,  bedarf  zu  seiner  Gül- 

„tigkeit  der  staatlichen  Genehmigung. 

„Die  Zurückzahlung  kann  nur  unter  Beobachtung  der- 

„ selben  Bestimmungen  erfolgen,  wie  sie  für  die  Verthei- 

„lung  des  Gesellschafts-Vermögens  im  Falle  der  Auflö- 

„sung  massgebend  sind. 

„Die  Vorsteher,  welche  dieser  Vorschrift  entgegenhan- 

„deln,   sind  den  Gläubigern  der  Gesellschaft  persönlich 

„und  solidarisch  verhaftet." 

Nur  der  erste  Absatz  dieses  Artikels  wurde  Behufs  einer 
bestimmten  Darlegung  seiner  Absicht^  im  Entwürfe  zwei- 
ter Lesung  (A.  234)  anders  gefasst,  in  welcher  Fassung  er 
sammt  den  zwei  weitern  Absätzen  des  Entwurfs  erster 
Lesung,  nachdem  dieselben  kleine  Redactionsänderungen 
erfahren,  den  Art.  248  des  Allgem.  deutsch.  Handelsge- 
setzb. bildet  1'^. 

Nach  diesem  Gesetzbuche  ist  sonach,  wie  nach  gemei- 
nem Rechte,  eine  theilweise  Vertheilung  des  Grundcapitals  an 
die  Actionäre  bei  bestehender  Actiengesellscliaft  möglich. 
Welcher  Theil  zurückbezahlt  werden  kann,  bestimmt  das  Ge- 
setz nicht,  wiewohl  selbstverstänlich  jedenfalls  nur  so  viel 
heimzuzahlen,  als  sich  als  überflüssig  herausgestellt  hat,  wäh- 
rend eine  gi'össere  Rückzahlung  nicht  allein  der  Actiengesell- 
schaft  den  nöthigen  Credit  entziehen,  sondern  auch  die 
staatliche  Genehmigung,  wo  diese  nöthig,  nicht  erhalten 
dürfte. 

Eine  theilweise  Rückzahlung  des  Grundcapitals  kann  nur 


9)  Protocolle,  S.  1072.— 

10)  Art.  248:  „Eine  theilweise  Zurückzahlung  des  Grundcapitals  an 
„die  Actionäre  kann  nur  auf  Beschluss  der  Generalversammlung  erfolgen; 
„dieser  Beschluss  bedarf  zu  seiner  Gültigkeit  der  staatlichen  Geneh- 
„migung. 

„Die  Zurückzahlung  kann  nur  unter  Beobachtung  derselben  Bestim- 
„mungen  erfolgen,  welche  für  die  Vertheilung  des  Gesellschaftsvex'mögens 
,,im  Falle  der  Auflösung  massgebend  sind  (Art.  243.  245). 

„Die  Mitglieder  des  Vorstandes,  welche  dieser  Vorschrift  entgegen- 
„handeln,  sind  den  Gläubigern  der  Gesellschaft  persönlich  und  solidarisch 
„verhaftet." 
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aufBeschluss  der  Actionäre  erfolgen,  wobei  die  Beantwortung 
der  Frage,  ob  ein  Beschluss  (Majoritätsbeschluss)  der  Gene- 
ralversammlung hierzu  genügend  oder  nicht  vielmehr  Stimmen- 
einheit der  Actionäre  erforderlich,  späterer  Erörterung  vorbe- 
halten bleiben  muss  (S.  §.  51).  Doch  kann  jedenfalls  eine 
solche  Heimzahlung  auch  durch  ein  anderes  als  das  bezeich- 
nete Organ  der  Actiengesellschaft  beschlossen  werden,  wenn 
dieses,  wie  z,  B.  der  Verwaltungsrath ,  hierzu  durch  die  Sta- 
tuten ermächtigte^,  da  sämmtliche  Actionäre  sich  diesen  letz- 
tern unterworfen  und  sonach  genehmigt  haben,  dass  die 
betreffende  Vereinsbehörde  über  eine  solche  Rückzahlung 
entscheide. 

Letztere  kann  aber  ferner  nur  unter  Beobachtung  der 
nämlichen  Bestimmungen  geschehen,  welche  für  die  Verthei- 
lung  des  Gesellschaftsvermögens  im  Falle  der  Auflösung  des 
Vereins  ohne  ConcurseröfFnung  massgebend  sind,  d.  h.,  wie 
später  näher  zu  erörtern,  nur  nach  stattgehabter  Veröffentli- 
chung des  Rückzalalungsbeschlusses  und  Zahlung,  beziehungs- 
weise  Sicherstellung  der   Gläubiger   der   Gesellschaft. 

Der  Rückzahlungsbeschluss  bedarf  endlich  zu  seiner 
Gültigkeit  der  staatlichen  Genehmigung,  wiewohl  nur  unter 
der  Voraussetzung',  dass  diese  zur  Errichtung;  von  Actienge- 
Seilschaften  überhaupt  oder  doch  von  Actienvereinen  der  be- 
treffenden Art  erforderlich  (Deutsch.  Hand  eis  g.  Art.  249), 
da,  wie  schon  früher  angedeutet,  die  Verminderung  des  Grund- 
capitals  durch  theilweise  Zurückzahlung  an  die  Actionäre 
einer  Auflösung  der  Actiengesellschaft  unter  Constituirung 
einer  neuen  mit  geringerem  Grundcapitale  gleichkömmt  ^-. 

Das  Grundcapital  ist,  wie  schon  früher  bemerkt  woi'den, 
zu  einer  besimmten  Geldsumme  angesetzt.  Diese  Summe 
kann  ganz  oder  theilweise  eingezahlt,  ganz  oder  theilweise  ge- 
schuldet, die  Schuld  eine  durch  Pfand,  Wechsel  oder  in  an- 
derer AVeise  gedeckte  oder  ungedeckte  sein;  auch  können 
statt  der  zum  Stammcapitale  geschuldeten  Geldbeiträge  Sa- 
chen oder  Rechte  an  Zahlungsstatt  gegeben,  solche  auch 
sonst  aus  jenem  Capitale  angeschafft  sein.     Das  Grundcapi- 


11)  Statuten  der  Frankf.-Berlin.  Eisenbahngesellschaft  §§. 
21.  26U.39.  — • 

12)  Ueber  die  Folgen  einer  theilweisen  Rückzahlung  des  Stammcapi- 
tals  ohne  Befolgung  der  durch  das  Gesetz  hierfür  aufgestellten  Be- 
dingungen, S.  §.  58  u.  81. 
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tal  kann  demnacli  durch  Güter  verschiedener  Art  dargesteUt 
werden,  wie  z.  B.  durch  eine  Bahnanlage,  durch  die  füi-  die 
Erbauung  und  Benutzung  der  Bahn  erworbenen  Liegen- 
schaften, die  zu  letztem!  Zwecke  aufgeführten  Gebäulichkei- 
ten  sammt  den  dazu  gehörigen  Mobilien.  Schaden  und  son- 
stio-e  Entwerthung,  welche  diese  Güter  treffen,  vermindern 
das  Grundcapital  und  sind  bei  Aufnahme  der  Bilanz  daselbst 
in  Anschlag  zu  bringen  (S.  §.  55). 

Das  Grundcapital  ist  nicht  identisch  mit  dem  Gesell- 
schaftsvermögen, ausser  beim  Beginne  des  Actienvereins. 
Denn  es  umfasst  das  GesellschaftsvermSgen  ausser  dem  Ein- 
lagecapitale  die  Zinsen  von  den  dazu  gehörigen  Fonds,  den 
sonstigen  noch  unvertheilten  Gewinn  der  Gesellschaft,  wie 
z.  B.  den  Reservefonds,  den  Werth  caducirter  Actien,  die 
von  dem  Vereine  etwa  aufgenommenen  Darlehens-Summen, 
so  wne  die  verschiedenen  Güter,  die  aus  alle  dem  angeschafft 
worden.  Nur  in  Ansehung  des  Stammcapitals  gelten  aber  die 
im  Vorstehenden  erörterten  Sätze  von  der  Xothwendigkeit  der 
Ero-änzuno;  desselben  aus  dem  Gesellschaftserwerbe,  so  wie 
auch  zunächst  von  der  beschränkten  Zulässigkeit  einer  theil- 
w^eisen  Vertheilung  desselben  unter  die  Actionäre. 

Das  anfängliche  Grundcapital  kann  übrigens  erhöht  wer- 
den, was  in  der  nämlichen  Weise  wie  die  ursprüngliche  Bil- 
dung des  Actiencapitals,  nämlich  durch  Versprechen  oder 
Zahluno-  der  mehreren  Theile,  in  welche  die  betreffende  Summe 
eingetheilt,  geschieht  (S.  §.  72). 

Auch  findet  sich  in  den  Statuten  vieler  Actienvereine  die 
Bestimmung,  wonach  von  dem  zu  der  und  der  Summe  ange- 
setzten Grundcapitale  zunächst  nm'  ein  bestimmter  Theil  zu- 
sammengebracht werden  soll. 

So  besagen  z.B.  die  Statuten  derProvidentia,  Frank- 
furter Versicherungs- Gesellschaft  (1S56)  §.  6:  „das 
„Grundcapital  der  Gesellschaft  besteht  in  20  Millionen  süd- 
„deutscher  Vereins  Währung,  vertheilt  in  20,000  Actien  zu  je 
„Fl.  1000,  wovon  jedoch  zunächst  nur  die  Hälfte  ausgegeben, 
„wird;" 

oder  die  Statuten  der  Actiengesellschaft  für  Spinnerei 
und  Weberei  an  der  hohen  Mark  (1857)  Art.  4: 

„das  Capital  der  Gesellschaft  ist  auf  3  Millionen  Fl.  bestimmt 
„und  in  Actien  von  500  Fl.  eingetheilt,  welche  serienw^eise 
„emittirt  werden.     Die  erste  Serie  "besteht  in  3000  Actien." 

In  solchen  Fällen  besteht  das  anfängliche  Grundcapital 
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in  Wirklichkeit  nicht  in  der  vollen  Summe,  auf  welche  das- 
selbe angesetzt,  sondern  nur  in  dem  Betrage,  welcher  durch 
die  erste  Actien-Emission  zusammengebracht.  Diese  letztere 
Summe  ist  es  also,  welche  allein  bis  zu  einer  fernem  Actien- 
Ausgabe  aus  dem  Erwerbe  der  Gesellschaft  zu  ergänzen  ist. 
Die  Bedeutung  aber  einer  solchen  Veranschlagung  des  Stamm- 
capitals  auf  eine  höhere  als  die  bei  Errichtung  der  Gesell- 
schaft zusammenzuschiessende  Summe  ist  lediglich  die,  dass 
eine  Erhöhung  des  Actiencapitals  bis  zu  jenem  Betrage  in 
Aussicht  genommen,  und  zugleich  gewöhnlich  durch  Anord- 
nuno;en  über  die  Art  ihrer  Vornahme  erleichtert  werden  soll. 


'ö^ 


§.  6. 

Die  Actien. 

Die  Actiengesellschaft  ist  ein  auf  Actien  gegründeter 
Verein  in  dem  Sinne,  dass  das  Capital,  mit  welchem  derselbe 
errichtet,  in  eine  bestimmte  Anzahl  Theile  (Actien)  in  der 
Art  zerlegt  ist,  dass  Mitglieder  der  Verbindung  diejenigen  und 
nur  diejenigen  sind,  welche  die  Zahlung  eines  oder  mehrerer 
solcher  Theile  geleistet  oder  übernommen,  und  beziehungs- 
weise deren  Rechtsnachfolger,  während  sich  das  Mass  der 
Mitgliedschaft  nach  Zahl  und  Grösse  der  übernommenen 
Actien  richtet. 

Hiernach  ist  es  allerding^s  für  die  nähere  Bestimmuno- 
des  Wesens  der  Actiengesellschaft  unumgänglich,  Begriff  und 
Natur  derActie,  welche  nicht,  wie  Jolly  meint  ^,  von  nur  ge- 
ringer Erheblichkeit  sind,  zu  bestimmen. 

Wir  sind  davon  ausgegangen,  dass  Actie  {action,  azione, 
accion)  so  viel  wie  ein  Theil  des  Grundcapitals  heisst. 

In  diesem  Sinne  wird  das  Wort  „Actie"  in  den  Statuten 
wie  in  den  Gesetzen  gebraucht;  in  den  Statuten,  wenn  sie  er- 
klären, dass  das  Grundcapital  der  Gesellschaft  in  so  und  so 
viel  Actien  von  dem  und  dem  Betrage  eingetheilt  sei;  in  den 
Gesetzen,  wenn  sie  in  Ansehung  der  anonymen  Gesellschaft 
den  Satz  aufstellen: 

„Le  capital  de   la  socieie  anonyme  se  divise  en  actions" 

{Code  d.  comm.  Art.  34); 

„Het  Kapitaal  der  vennootsckap  wordt  verdeeld  in  actien'* 

(Holland.  Handelsgesetzb.  Art.  40); 


1)  Zeitschr.  f.  deutsch.  Hecht  Ed.  XL  S.  333. 
Renaud,  Acliouiesellsch. 
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„das  Gesellschaftscapital  wird  in  Actien  zerlegt"  (Allg. 

deutsch.  Handelsg.  Art.  207). 

Indessen  ist  dies  offenbar  nicht  der  ursprüngHche  Be- 
griff von  „Actie",  da  dies  Wort  auf  ein  Recht  hindeutet^), 
auf  das  Recht  nämUch,  welches  durch  Betheiligung  zu  einem 
Theile  des  Stammcapitals  einer  Gesellschaft  erworben  wird, 
so  wie  endlich  mit  Actie  auch  eine  auf  ein  solches  Recht  be- 
zügliche Urkunde  bezeichnet  wird. 

Es  sind  demnach  drei  verschiedene  Bedeutungen  des 
Worts  „Actie"  von  einander  zu  unterscheiden,  währenddem 
die  sehr  abweichenden  und  theilweise  durchaus  unrichtigen 
Begriffsbestimmungen,  die  man  von  der  Actie  giebt,  wesent- 
lich damit  zusammenhängen,  dass  man  jene  dreifache  Bedeu- 
tung nicht  gehörig  auseinanderhält  ^. 

Die  Actie,  dies  ist  dör  eine  Begriff,  welcher  hier  zu- 
nächst näher  zu  betrachten,  ist  ein  bestimmter  Theil  des 
in  eine  Anzahl  Theile  zerlegten  Grundcapitals  einer 
Gesellschaft^.  Sie  ist  demnach  eine  Geldsumme,  welche 
als  ein  Bruchtheil  des  Stammcapitals  eines  Vereins  erscheint, 
und  die,  indem  dieses  Capital  in  eine  Anzahl  regelmässig  glei- 
cher Theile  zerlegt  ist,  die  Einheit  bildet,  die  so  und  so  viel  mal 
multiplicirt  den  Betrag  des  Gesellschaftsfonds  darstellt ''.  Der 
Grund,  warum  das  Capital  einer  zu  gründenden  Gesellschaft 
oder  auch  die  Summe,  um  welche  der  Fonds  eines  bereits  be- 
stehenden Vereins  vermehrt  werden  soll,  in  eine  Anzahl  Theile 
zerlegt  wird,  ist  der,  den  Beitritt  zur  Verbindung  mittelst  einer 
verhältnissmässig  geringen  Vermögenseinlage,  dem  Betrage  der 
Actie,  welcher  versprochen  oder  bezahlt  wird,  zu  ermöglichen, 
in  welchem  Sinne  Regnault  de  Saint  Jean  d'Angely  im 
französischen  Staatsrathe  sich  in  Ansehung  der  anonymen 
Gesellschaften  dahin  äusserte: 

„Elles  sont  un  moyen  efficace  j^our  ajypeler  en  France  les 

„fonds  etrangers,    pour    associer    la  mediocrite  meme  et 

2)  S.  auch  Kuntze  Inhaberpapiere,  S.  500  flg. 

3)  So  gebraucht  auch  das  Allgem.  deutsche  Handelsgesetzb. 
Art.  207  das  Wort  „Actie"  durch  einander  in  dreifachem  Sinne;  es  ver- 
steht 1.  unter  Actie  einen  bestimmten  Theil  des  Stammcapitals, 
wenn  es  sagt:  „das  Gesellschaftscapital  wird  in  Actien  zerlegt;"  2.  ein 
Recht,  wenn  es  bestimmt:  „die  Actien  sind  uutheilbar;"  3.  eine  Ur- 
kunde, wenn  es  sagt:  „Dieselben  können  auf  Inhaber  oder  auf  Namen 
lauten." 

4)  Brinckmann  Lehrb.  §.  GG.  —  Thöl  Handelsrecht  §.  44. 

5)  Protocolle  der  Nürnberger  Conferenz,  S.  310. 
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„presque    la  imiivrete  aux  avantages   des  grandes  specu- 
„lations  .  .  ." 

Die  Actie  ist  also  das  Minimum,  um  welches  der  Ein- 
tritt in  die  Gesellschaft,  sofern  er  nicht  mittelst  Rechtsnach- 
folge geschieht,  ermöglicht  wird. 

Die  Festsetzung  ihres  Betrao:s  ist  der  Vereinbarung  und 
beziehunsTsweise  der  Beschlussfassung  der  Vereinsmito-lieder 
überlassen;  —  es  können  mit  a.  W.  die  Statuten  einer  gege- 
benen Actiengesellgeschaft  deren  Grundcapital  in  eine  grössere 
oder  geringere  Zahl  von  Einheiten  eintheilen,  und  kann  das 
Nämliche  bei  einer  Vermehrung  dieses  Capitals  durch  Be- 
schlüsse der  Actionäre  geschehen. 

Um   aber  die  Betheiligung  bei   der  Gesellschaft  zu  er- 
leichtern,  können  die  Actien  wieder  in  eine  Anzahl  gleicher 
Theile  in  der  Art  zerlegt  sein,   dass  der  Einzelne  auch  nur 
mit  einem  oder  einigen  Bruchtheilen  einer  Actie  am  Vereine 
Theil    zu    nehmen    im    Stande    ist.      Solche    Theile    heissen 
Actientheile  oder  Actienantheile  {coupons  d'actions,  cu- 
pones,  porzioni  di  azioni),  oder  auch  mit  Rücksicht  auf  deren 
Verhältniss  zur  Actien-Einheit  halbe,  Viertels-Actien  u.  s.  w. 
In  diesem  Sinne  sagt  der  Code  de  Comm.  Art.  34: 
„le  capital  de   la  societe  ano7iyme  se  diinse  en  actions  et 
„meme  en  coupons  d'actions  d'une  valeur  egale;" 
der  Regolam.  provv.  des  Kirchenstaats  Art.  33: 

„II  capitale  della  societä  anonima  si  divide  in  azioni  ed 
„anche  in  porzioni  di  azioni  uguali  di  valore;" 
das  Spanische  Handelsgesetzb.  Art.  280: 

„las   acciones   de   los  socios    en   las   companias    anönimas 

„pucden sicbdividirse    en  p>orciones    de  un  valor 

„igual;" 
während  das  Allgem.  deutsche  Handelsgetzb.  Art.  207 
erklärt : 

„Das  Gesellschaftscapital  wird  in  „Actien  oder  auch  in 
„Actienantheile  zerlegt",  und  in  Art.  209  erfordert, 
dass  der  Gesellschaftsvertrag  „die  Höhe  des  Grundcapi- 
„tals  und  der  einzelnen  Actien  oder  Actienantheile" 
bestimme. 

Das  Grundcapital  wird  regelmässig  in  eine  Anzahl  glei- 
cher Theile  zerlegt  und  sind  demnach  die  Actien  einer  und 
derselben  Gesellschaft  gewöhnlich  von  gleicher  Höhe ".  Auch 


6)  Thöl  Handelsrecht  §.  44;  Gengier  deutsches  Privatrecht,  S.  502. 
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ist  die  Eintheilung  jenes  Capitals  in  Theile  von  ungleichem 
Betrage  um  desswillen  kein  Bedürfniss,  weil  eine  grössere 
Betheilio-uns:  bei  der  Gesellschaft  durch  Uebernahme  mehrerer 
Actien  erreicht,  eine  geringere  Theilnahme  aber  durch  die 
Bildung  von  Actientheilen  ermöglicht  werden  kann. 

Dessenungeachtet  ist  jedoch  die  Zerlegung  des  Stamm- 
capitals  in  eine  Anzahl  ungleicher  Theile  allerdings  zulässig, 
und   gehört   eine  Theilung  desselben   in  gleiche  Theile  zum 
AVesen  der  Actiengesellscliaft  nicht  ^,   wo  nicht  etwa  das  ein- 
schlagende Gesetz  etwas  anderes  bestimmt.     Zu  den  hierher 
gehörigen  Gesetzgebungen  darf  man  aber  nicht,  wie  Manche 
thun,   den  Code  de  comm.  Art.  34,   und  die  demselben  nach- 
gebildeten Gesetze,   wie   den  Regolamento  provv.   des   Kir- 
chenstaats Art.  33  und  das  Spanische  Handelsgesetzb. 
Art.  280  zählen,  welche  nur  in  Ansehung  der  Actientheile  be- 
stimmen, dass  diese  von  gleichem  Betrage  sein  müssen.   Wohl 
aber  ordnet  das  Bernisohe  Gesetz  v.  J.  1860  Art.  11  an: 
„Die   Actien  einer   Gesellschaft   sollen,    wenn    nicht    in 
„Folge  besonderer  Verhältnisse  die  Statuten  der  Gesell- 
„schaft  ausdrücklich  zur  Ausgabe  von  Actien  verschie- 
„dener   Art  ermächtigen,   sämmtlich   von   gleichem  Be- 
„trage  sein." 
Und  in  der  That  ist,   abgesehen  von  entgegenstehenden  Ge- 
setzen,  die  Eintheilung  des  Stammcapitals  einer  Gesellschaft 
in  ungleiche  Theile  nicht  bloss  an  sich  möglich,  sondern  kom- 
men auch  Actienvereine  mit  Actien  von  verschiedenem  Be- 
trage, obwohl  verhältnissmässig  seltener,  wirklich  vor. 

So  sind  z.  B.  von  dem  Grundcapitale  der  Vaterlän- 
disch. Feuer-  und  Lebensversicherungs- Gesell  Schaft 
in  Elberfeld  (1823)  im  Betrage  von  einer  Million  Thlr.  nach 
§.4  der  Statuten  800,000  Thlr.  in  800  Actien  von  lOOOThlrn., 
und  200,000  Thlr.  in  400  Actien  von  500  Thlrn.  zerlegt. 

Namentlich  wird  ein  solches  Verhältniss  dann  sich  vor- 
finden, wenn  das  ursprüngliche  Grundcapital  später  vermehrt 
worden,  indem  es  hier  leicht  vorkommen  kann,  dass  das  an- 
fängliche Einlage-Vermögen  und  die  Summe,  um  die  es  ver- 
mehrt, in  Einheiten  von  verschiedenem  Betrage  zerlegt  sind. 
So  besteht  z.B.  das  Actiencapital  der  Gesellschaft  ,, Zucker- 
fabrik Heilbronn"  nach  §.  3  der  revidirten  Statuten   von 

7)  Motive  z.  würtemb.  Entw.  zu  Art.  250  (S.  222).  Dagegen 
Pohls  Actieng.  S.  17;  ßluntschli  deutsch.  Privatrecht  §.  139;  Auer- 
bach das  Gesellschaftswesen,  S.  212  flg. 
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1359  in  Fl.  750,000  süddeutscher  Währung,  von  welcher 
Summe  das  anfängliche  Stammcapital  von  Fl.  500,000  in 
100  Actien  von  Fl.  5000  eingetheilt,  während  der  Betrag  von 
Fl.  250,000,  um  den  jenes  Capital  vermehrt  worden,  in  250 
Actien  von  1000  Fl.  zerlegt  ist. 

Die  Betheiligung  beim  Capitale  eines  zu  gründenden 
Vereins,  dessen  Zustandekommen  vorausgesetzt,  oder  auch 
einer  bereits  bestehenden  Gesellschaft  mit  einer  Actie,  d.  h. 
durch  Zahlung  oder  Versprechen  eines  der  Theile,  in  welche 
jener  Fonds  zerlegt,  giebt  ein  Actienrecht  oder  eine  Actie 
in  diesem  Sinne  (englisch  share),  während  derjenige,  dem  ein 
solches  Recht  gehört,  Actionär  lieisst.  — 

Die  Actie  in  diesem  zweiten  Sinne  ist  nicht,  wie  Voet 
commentarnis  ad  pandectas,  lib.  XVIII.  tit.  4  no.  11  meint, 
eine  pars  societatis,  oder  wie  Andere  in  ähnlichem  Sinne  sich 
ausdrücken  „der  ideelle  einer  Person  zustehende  Theil  an  dem 
Eigenthume ,  welches  den  Fonds  eines  Actienvereins  aus- 
macht" ^.  Denn  sieht  man  auch  davon  ab,  dass,  wie  späterer 
Erörterung  vorbehalten  bleiben  muss,  die  Frage  bestritten,  ob 
die  Actionäre  Miteigenthümer  des  Geselischaftsvermögens 
sind,  so  ist  das  Actienrecht  doch  jedenfalls  nicht  blosses  Mit- 
eigenthumsrecht. 

Die  Actie  ist  auch  nicht,  wie  Brackenhöft  in  Weis- 
ke's  Rechtslexicon  Bd.  V.  S.  88  meint,  eine  eventuelle  For- 
derung auf  einen  Theil  des  Fonds  des  Vereins  und  des  von 
demselben  erzielten  Erwerbs,  weil  sie,  wenn  einmal  die  Ac- 
tiengesellschaft  begründet,  keineswegs  als  ein  bloss  eventuel- 
les Recht  erscheint. 

Noch  weniger  kann  man  die  Actie  mit  Unj^er  in  der 
krit.  Ueberschau  Bd.  VI.  S.  187  als  ein  unbedingtes  For- 
derungsrecht auf  einen  Antheil  am  Gewinne  bezeichnen,  weil 
Gewinnvertheilungen  nicht  nothwendig  zum  Zwecke  einer 
Actiengesellschaft  gehören,  auch  abgesehen  hiervon  die  Ac- 
tionäre keineswegs  immer  einen  festen  Anspruch  auf  Dividen- 
den haben,  während  endlich  ein  solcher  iVnspruch,  wo  er 
auch  besteht,  nicht  der  alleinige  Inhalt  des  Actienrechts  ist. 

Ebensowenig  lässt  sich  aber  das  Actienrecht  mit  Weiske 
in  Pölitz  N.  Jahrbüchern  der  Geschichte  und  Politik, 
Bd.  I.  S.  2QQ  als  ein  von  dem  Vermösren  des  Actienvereins 


8)  Mittermaier,  deutsches  Privatrecht  (5.  Ausg.),  §.  558.  —  Persil, 
des  societes  commerdales ,  p.  134  i.  f.  u.  p.  135. 
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völlig  verschiedener  Verraögenstheil  auffassen,  welcher  durch 
die  Capitalisirung  der  auf  jede  Einzahlungssumme  fallenden 
Rente  entsteht.  Denn  gehört  einerseits  eine  auf  die  Betheili- 
ffuno;  beim  Gesellschaftsfonds  fallende  Rente  keineswegs  zum 
AVesen  des  Actienvereins,  so  ist  andererseits  die  Actis  jeden- 
falls vor  der  Rente  da,  während  diese  letztere,  wo  eine  solche 
überhaupt  vorkommt,  eine  ihrem  Betrage  nach  wechselnde, 
möglicher  Weise  in  einer  gegebenen  Rechnungsperiode  aus- 
fallende ist,  welche  daher  einer  Capitalisirung  entzogen. 

Ungenau  ist  die  Bezeichnung  der  Actie  als  „une  j^artie 
ou  portion  cVinteret  dans  %ine  societe",  wie  sie  bei  Savary 
dictionn.  universel  de  commerce  m.  action  und  im  Dictionnaire 
universel  de  commerce  et  de  la  navigation  in.  action  sich  vor- 
findet, indem  vielmehr  das  Actienr echt  als  die  durch Ueber- 
nahme  (Versprechen  oder  Zalilung)  eines  bestimmten  Theiles' 
des  Grundcapitals  eines  Vereins  (einer  Actie  in  diesem  Sinne) 
nach  Massgabe  eben  dieses  Theiles  erworbene  Vereinsmit- 
frliedschaft  erscheint  ^. 

Dieses  Mitgiiedschaftsrecht  ist  durchaus'  eigenthümlicher 
Art. 

Es  wird  ursprünglich  nur  mittelst  Uebernahme  (Verspre- 
chen oder  Zahlung)  eines  bestimmten  Theils  des  Grundcapi- 
tals einer  zu  gründenden  oder  einer  bereits  bestehenden  Ge- 
sellschaft erworben,  ein  Erwerb,  welcher  regelmässig  jedem, 
der  Vermögen  oder  Credit  hat,  ohne  Rücksicht  auf  persön- 
liche Qualification,  und  sonach  auch  einer  juristischen  Person 
wie  einer  Gesellschaftsfirma  zugänglich  ist. 

Es  richtet  sich  nach  dem  Masse  der  Actie,  d.  h.  des 
übernommenen  Capitalantheils,  und  ist  desshalb  ein  verschie- 
denes, wo  die  Actien  ungleich  sind,  so  wie  auch,  da  die  Be- 
theiligung einer  und  derselben  Person  oder  Firma  mit  mehreren 
Capitalantheilen  bei  dem  nämlichen  Vereine  möglich,  ein 
mehrfaches  Mitgliedschaftsrecht  in  Einer  Hand  vereinigt  sein 
kann.  \, 

Ferner  giebt  ein  solches  Mitgliedschaftsrecht  Rechte,  ohne 
Verpflichtungen  nach  sich  zu  ziehen. 

Es  berechtigt  gewöhnlich  zu  einem  verhältnissmässigen 
Antheile  am  etwaigen  Gewinne  der  Gesellschaft;  —  es  giebt 
einen  Anspruch  auf  einen  verhältnissmässigen  Theil  des  Ge- 
sellschaftsvermögens bei  Auflösung  des  Vereins   so  wäe  bei 


9)  Jolly  inderZeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XL  S.  333. 


§.  6.     Die  Actien.  71 

einer  theilweisen  Zurückzahlung  des  Einlagecapitals ;  es  ge- 
währt regelmässig  eine  Theilnahrae  an  den  Gesellschaftsbe- 
schlüssen, 

Dagegen  zieht  dasselbe  keinerlei  Verbindlichkeiten  nach 
sich.  Es  verpflichtet  nicht  gegenüber  den  Gläubigern  der 
Gesellschaft,  zu  welchen  der  Actionär  als  solcher  in  keinem 
Rechtsverhältnisse  steht;  es  obligirt  nicht  gegenüber  den  an- 
dern Mitgliedern  des  Vereins,  da  die  socii  wechselseitig  sich 
nur  zufällig  bekannt  sind;  es  verpflichtet  endlich  nicht  gegen- 
über der  Actiengesellschaft  als  solcher.  Zwar  kann  diese 
durch  ihre  Organe  denjenigen,  welcher  sich  zur  Bezahlung 
eines  Theils  ihres  Stamracapitals  verbunden,  zur  Erfüllung 
dieser  Schuld  anhalten;  allein  es  ist  diese  letztere  kein  Aus- 
fluss  des  Actieni-echts ,  sondern  eine  Verpflichtung ,  gegen 
welche  die  Vereinsmitgliedschaft  erworben  worden  (s.  §§.  67  fg.). 

Es  kann  aber  jenes  Mitgliedschaftsrecht,  weil  es  eben 
keine  Verpflichtungen  involvirt,  willkührlich  aufgegeben  wer- 
den, ohne  dass  dies  jedoch  von  der  Verbindlichkeit  zur  Zah- 
lung der  Summe,  gegen  die  es  erworben  worden,  befreite  oder 
zur  Rückforderung  der  gemachten  Einzahlungen  berechtigte. 

Ebenso  ist  dasselbe ,  indem  es  nur  Rechte  und  keine 
Verf)flichtungen  begründet  so  wie  es ,  ohne  Rücksicht  auf 
persönHche  Eigenschaften,  um  Geld  oder  Geldeswerth  erwor- 
ben worden,  seinem  Wesen  nach  übertragbar,  d.  h.  vererblich 
und  veräusserlich,  wiewolJ  eine  solche  Uebertrao-unor  Statuten- 
massig  beschränkt  sein  kann  und  öfter  beschränkt  ist  (s.  §.  39). 

Wenn  das  Actienrecht  seinem  Wesen  nach  übertragbar, 
so  ist  es  dagegen  untheilbar  in  dem  Sinne,  dass  eine  Actie 
gegenüber  der  Actiengesellschaft  immer  nur  in  der  Hand 
Einer  Person  oder  Firma  zu  sein  vermag,  aus  welchem  Grunde 
denn  ein  Actienrecht  nicht  allein  ursprünglich  nur  von  Einem 
erworben,  sondern  auch  vom  Actionär  nicht  lyro  parte  ver- 
äussert, pro  parte  zm-ückbehalten  werden  kann,  während  end- 
lich die  mehreren  Rechtsnachfolffcr  in  Ein  Actienrecht,  wie 
z.  B.  die  mehreren  Erben  Eines  Actionärs,  sich  über  Einen 
Träger  dieses  Rechts  vereinigen  müssen.  Diese  Untheilbar- 
keit  ist  nicht  allein  durch  eine  Reihe  von  Statuten  ausdrück- 
lich festgesetzt'^^,   so  wie  durch  das  Deutsche  Handels- 


10)  K.  k.  Privileg.  Staat  sei  senbahng.  (1855)  §.  13;  —  Bracke- 
1er  Bergwerks-Verein  (1856)  §.  12 ;  —  Frankfurt.  Rückver- 
sicherungsg.  (1857j  Art.  11;  —  Deutsche  Versicherungsg.  in 
Dresden  (1858)  §.  10;  —  Bernische  Export-Gesellsch.  (1860)  §.  9, 
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gesetzbuch  Art.  207:  „DieActien  oder  Actienantheile  sind 
untheilbar"  als  allgemeine  Rechtsregel  ausgedrückt,  sondern 
in  der  Natur  der  Sache  begründet,  und  demnach  auch  in  Er- 
mangelung statutenmässiger  Bestimmung  so  wie  ausdiüickli- 
cher  Anerkennung  durch  die  einschlagende  Gesetzgebung  als 
massgrebend  zu  betrachtend^.  Denn  ist  durch  Statuten  oder 
Gesellschaftsbeschluss  die  Zahl  der  Theile  des  Actiencapitals 
und  damit  diejenige  der  Mitgliedschaftsrechte  festgesetzt,  so 
kann  dieselbe,  ganz  abgesehen  von  den  practischen  Schwie- 
rigkeiten, welche  eine  beliebige  Theilung  der  Actienrechte  in 
Beziehung  auf  die  Stimmberechtigung,  die  Erhebung  der  Di- 
videnden u.  s.  w.  zur  Folge  haben  würde  ^^,  durch  die  Will- 
kühi'  Einzelner  nicht  vermehrt  werden.  —  Liegt  es  mit  a.  W. 
allerdings  im  Wesen  des  Actienvereins,  dass  die  Zahl  der  bei 
demselben  Betheiligten  wechselt,  indem  der  ursprüngliche  In- 
haber mehrerer  Actien  dieselben  an  verschiedene  Personen 
übertragen,  auch  Einer  die  Actienrechte  Mehrerer  erwerben 
kann,  so  vermag  dagegen  die  Zahl  der  Mitgliedschaftsrechte 
nicht  durch  willkührliche  Zertheilung  vergrössert  zu  werden. 

Der  Grundsatz  der  Untheilbarkeit  der  Actienrechte  gilt 
jedoch,  wie  aus  dem  Vorstehenden  sich  bereits  ergiebt,  nur 
in  dem  Sinne,  dass  der  einzelne  Actionär  für  sich  zur  Zerle- 
gung seiner  Actie  nicht  berechtigt  und  eine  solche  Zerthei- 
lung der  Actieno-esellschaft  p-eg-enüber  wirkungslos  ist.  Da- 
gegen  ist  der  Verein  selbst  befugt,  eine  derartige  Theilung, 
welche  dann  als  wünschenswerth  erscheint,  wenn  die  Actien 
in  Folge  der  günstigen  Verhältnisse  des  Gesellschaftsbetriebs 
eine  Höhe  des  Preises  erreicht,  durch  welche  deren  Umsatz 
erschwert  wird,  zu  gestatten,  was  denn  auch  wiederholt  in 
der  Nürnberger  Conferenz  anerkannt  worden ^^. 

Wo  aber  Actienrechte  mit  Einwilligung  der  Gesellschaft 
getheilt  werden  (s.  §.  51  zu  not.  40),  kann  dies  in  der  Art 
geschehen,  dass  an  die  Stelle  Einer  Actie  mehrere  Actien- 
rechte treten.    Daher  ist  eine  solche  Theilung  nicht  identisch, 


11)  S.  auch  Jolly  in  der  Zeitschr.  f.  deutsches  Recht,  Bd.  XI. 
S.  419  fg. 

12)  Motive  zum  preuss.  Entwürfe,  zu  Art.  171. 

13)  Protocolle  S.  309  u.  S.  1034.  —  Ohne  Grund  nimmt  hiernach 
Goldschmidt  im  Beilagehefte  zur  Zeitschrift  für  das  gesammte 
Handelsrecht,  Bd.  III.  S.  81  an,  dass  die  weitere  Verkleinerung  der 
Actien  oder  Actienantheile  nach  dem  deutsch.  Handelsg.  absolut  un- 
statthaft sein  solle. 
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—  was  Jolly  übersieht^"*,  mit  der  Theilung  der  Einheiten, 
in  welche  das  Grundcapital  zerlegt,  oder  der  Actien  in  diesem 
Sinne,  in  eine  Anzahl  Bruchtheile  (Actientheile).  Wo  näm- 
lich Letzteres  der  Fall,  erwirbt  derjenige,  der  sich  nm'  mit 
einem  Actienantheile  bei  der  Gesellschaft  betheiligt,  kein 
Actienrecht,  d.  h.  kein  halbes  oder  Viertels-Mitgliedschafts- 
recht  u.  s.  w.  Indem  vielmehr  das  Mitgliedschaftsrecht  dm-ch 
die  Betheiligmig  beim  Stammcapitale  mit  einer  vollen  Actie 
bedingt  ist,  während  die  Gesellschaft  nm*  Einen  Träger  des 
einzelnen  Actienrechts  anerkennt,  sind  die  Inhaber  der  ein- 
zelnen Actientheile  nicht  Actionäre  im  Avahren  Sinne  des 
Worts  und  weder  jeder  füi'  sich,  noch  auch  zusammen  stimm- 
berechtigte Vereinsmitglieder,  wogegen  sie  allerdings  verhält- 
nissmässig  am  Gewinne  so  wie  am  Gesellschaftsfonds  bethei- 
ligt, da  es  im  Sinne  der  Zerlegung  der  Actien  in  Actientheile 
liegt,  dass  auch  mit  einer  solchen  Bruchtheils-Betheiligung 
beim  Actiencapitale  jene  an  sich  theilbaren  Hechte  selbststän- 
dig sollen  geltend  gemacht  werden  können  ^^. 

Wie  übrigens  die  Theilung  von  Actienrechten  durch  die 
einzelnen  Actionäre  unstatthaft,  so  kann  auch  eine  Verbin- 
dung mehrerer  solcher  Rechte  zu  Einer  Actie  nicht  anders 
als  durch  den  Actienverein  selbst  geschehen ,  in  welchem 
Sinne  manche  Statuten  die  Bestimmung  enthalten,  dass  die 
Umschreibung  einer  Actie  in  mehrere  Theilactien,  oder  meh- 
rerer Actien  in  Eine  nicht  Statt  finde  ^^,  obwohl  einzelne 
hier  eine  Ausnahme  für  den  Fall  machen,  dass  zwei  halbe 
Actien  in  Eine  ganze  umgewandelt  werden  sollen  ^^. 

Das  Actienrecht,  sahen  wir,  ist  ein  Mitgliedschaftsrecht 
in  einem  Vereine,  dessen  Grundcapital  in  eine  bestimmte  An- 
zahl Theile  zerlegt  und  in  der  Art  zusammengebracht  wird, 
dass  die  Einzelnen  Einen  oder  mehrere  solcher  Theile  über- 
nehmen. 

Es  ist  dasselbe  demnach  kein  dingliches  Recht,  weil  es 
nicht  eine  Sache  oder  ein  Vermögen  zum  unmittelbaren  Ge- 
genstande hat.  Denn  stehen  dem  Actionär  allerdings  gewisse 
Rechte  am  Gesellschaftsfonds  zu,   so  sind  diese  Ausflüsse 


14)  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.  378. 

15)  Prototocolle  S.  310  u.  unten  §.  47. 

16)  Oesterr.  Creditanstalt  für  Plandel  u.  Gewerbe  §.  15;  — 
Wiener  Erste  Immobilien-Gesellsch.  §.6. 

17)  K.  K.  privil.  Donau-Dampfschiff.-Ges.  §.  5. 
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seines  Mitglledscliaftsrechts  und  nur  mit  diesem  übertrag- 
bar ^^ 

Das  Actienrecht  ist  aber  ebensowenig  seinem  Wesen 
nach  eine  Forderung  ^^.  Zwar  giebt  es  Rechte  auf  Hand- 
lungen bestimmter  anderer  Personen,  nämUch  des  Actienver- 
eins  und  beziehungsweise  der  Vereinsvorsteher;  allein  es  sind 
jene  nicht  das  Actienrecht  selbst,  sondern  nur  Ausflüsse  und 
nicht  die  einzigen  Ausflüsse  desselben. 

Vielmehr  ist  die  Actie  im  Sinne  von  Actienrecht  eine 
Eio-enschaft  der  Person,  welche  jedoch,  indem  sie  wie  die 
Eigenschaft  als  Markgenosse  oder  als  Mitglied  einer  Realge- 
meinde mit  der  Individualität  des  ersten  Erwerbers  nicht  fest 
verknüpft,  sondern  vererblich  und  veräusserlich  ist,  während 
sie  andrerseits  Ansprüche  auf  das  Gesellschaftsvermögen  so 
wüe  auf  den  etwaigen  Gewinn  der  Gesellschaft,  falls  deren 
Zweck  Erwerb  ist,  giebt,  einen  Preis  hat  und  sich  demnach 
als  ein  allerdings  eigenthümliches  Vermögensrecht  gestaltet-*'. 

Fragt  man  aber,  —  was  zwar  nicht  sowohl  für  das  ge- 
meine Recht  W'ie  für  viele  Particularrechte  von  practischer 
Bedeutung  "S  ob  das  Actienrecht  zum  beweglichen  oder  zum 
unbeweglichen  Vermögen  seines  Inhabers  gehört,  so  erschei- 
nen als  Immobillarrechte  nur  die  Rechte,  welche  auf  eine 
Liegenschaft  sich  beziehen,  d.  h.  unmittelbar  an  einer  solchen 
bestehen  ^^,  um  von  dem  hier  nicht  in  Betracht  kommenden 
Falle  abzusehen,  dass  ein  Recht  den  Character  der  ITnbeweg- 
lichkeit  von  dem  Gegenstande  hat,  mit  welchem  es  als  Per- 
tinenz  verbunden,  wogegen  alle  übrigen  Vermögensrechte  als 
beweglich  zu  betrachten  sind.  Hiernach  kann  es  denn  kei- 
nem Zweifel  unterlieo-en,  dass  die  Actienrechte  zum  beweg- 


18)  Kuntze,  Inhaberpapiere,  S.  511.V. 

19)  Troplong,  cimlr.  de  societe,  no.  140.  Dagegen  Kuntze,  In- 
haberpapiere, S.  512fg. ,  der  jedoch  diese  Auffassung  aufgegeben,  indem 
er  (Zeitschr.  f.  das  gesammte  Handelsrecht,  Bd.  VI.  S.  28) 
erklärt:  „Die  Actie  drückt  weder  ein  Eigenthumsrecht,  noch  ein  For- 
„derungsrecht  aus." 

20J  Auch  Kuntze  (Zeitschr.  f.  das  gesammte  Handelsrecht, 
Bd.  VI.  S.  29)  erkennt  jetzt  an,  dass  die  Actie  ein  in  der  neuen  Zeit  gebil- 
detes eigenartiges  Recht  ist,  für  welches  sich  im  Alterthume  kein  recht 
zutreffendes  Muster  finden  lässt;  warum  er  aber  dieses  Recht  als  ein  eigen- 
artiges Universalrecht  bezeichnet,  lässt  sich  in  der  That  nicht  einsehen. 

21)  Weiske  in  Pölitz  N.  Jahrbüchern  der  Geschichte  u.  Politik, 
Bd.I.S.  271. 

22)  Mein  Aufs,  in  der  krit.  Zeitschr.  für  ausländ.  Rechts- 
wiss.,  Bd.  XXIII.  S.  234. 
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liehen  Vermögen  gehören,  wie  dies  auch  der  Code  civ.  Art. 
529,  das  Holland.  Civilge setzbuch  Art.  567,  und  das 
Russische  Reglement  vom  J.  1836  Art.  29,  ausdrücklich 
anerkannt  haben.  —  Gleichgültig  ist  hierbei,  welcher  Art  das 
der  betreffenden  Actieng-esellschaft  ano;ehörio;e  Vermöo-en,  ob 
es  beweglich  oder  unbeweglich,  oder  zugleich  Mobiliar-  und 
Immobiliar- Vermögen  ist  -^. 

Zwar  hat  man  behauptet,  dass  die  Actien  eines  Vereins, 
dessen  Vermögen  lediglich  aus  Immobilien  bestehe,  wie  einer 
Gesellschaft,  die  zum  Kaufen  und  Verkaufen  liegender  Gründe 
o;ebildet,  für  unbeweo-Hch  zu  erachten  seien -^.  Indessen  fällt 
diese  Ansicht  mit  der  Auffassung,  auf  welche  sie  sich  grün- 
det, dass  nämlich  das  Actienrecht  ein  Miteigenthumsrecht  am 
Gesellschafts  vermögen  sei,  zusammen.  So  hat  denn  ein  fran- 
zösisches Gesetz  vom  21.  April  1810  ausdrücklich  an- 
erkannt, dass  die  Actien  eines  zum  Bero-bau  g-ebildeten  Ver- 
eins  nach  Massgabe  des  Art.  529  des  Code  civil  bewe2:lich 
seien,  wiewohl  es  zugleich  die  Bergwerke  sammt  den  zu  deren 
Ausbeutung  dienenden  Gebäuden  und  Maschinen  für  unbe- 
weglich erklärt;  und  nicht  weniger  der  französische  Cas- 
sationshof  sich  wiederholt  für  die  hier  vertheidio-te  Ansicht 
ausgesprochen  -^ 

Allerdings  können  nun  Actien  einen  solchen  Werth  ha- 
ben, dass  ihi-e  Bedeutung  derjenigen  unbeweglicher  Vermö- 
gensstücke gleichkömmt. 

Aus  einer  solchen  Rücksicht  gestattet  ein  französisches 
Decret  vom  16.  Januar  1808  die  Verliegenschaftung  der 
Actien  der  Bank  von  Frankreich  nach  dem  Willen  der  Actio- 
näre^'',  während  ein  Decret  vom  16.  März  1810  die  Actien 
der  Compagnien  der  Canäle  von  Orleans  und  Loing  den 
vorbenannten  Actien  in  dieser  Beziehuns:  gleichstellt  -^. 

Aus  dem  nämlichen  Grunde  behandelt  das  bürgerliche 
Gesetzbuch  für  das  K.  Sachsen  (public,  den  2.  Januar 


23)  Persil,  des  sncictes  commerc,  p.  135;  —  Troplong,  contr.  de 
societe',  no.  140;  —  Marcade  zu  Art.  529.  IL;  —  Delangle,  socieles 
commerc.  no.  461;  —  Bedarride,  droit  commerc.^  tom.  I.  no.  314  suiv. 
'  24)  Toullier,  c7/-oi7  cvV.,  XII.  no.  99. 

25)  Merlin,  quest.  de  droit,  v.  action,  aclionnaire,  §.  III.;  —  Gilbert, 
Code  do.  annote,  ad  Art.  529  not.  3  u.  4.  —  Das  Nämliche  gilt  auch  ent- 
schieden nach  englischem  Rechte.  Güterbock,  die  englischen  Actien- 
gesellschaftsgesetze,  S.  10  a.  E.  u.  S.  11  not.  14. 

26)  Abgedruckt  bei  Persil,  dessocietes  commerciales,  p.  135  not.  1. 

27)  Demolombe,  cours  de  code  JVapol.,  tom.  IX.  no.  381. 
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1863)  §§.  1818,  1941,  1942  die  Actien  überhaupt  bezüglich 
der  Veräusserung  durch  den  Vater  oder  Vormund  des  min- 
derjährigen Kindes ,  dem  sie  gehören ,  wie  unbewegliche 
Sachen. 

Bei  manchen  Actiengesellschaften  kommen  übrigens  ver- 
schiedene Arten  von  Actienrechten  vor.  So  unterscheiden 
manche  Statuten  zwischen  Stammactien  oder  Actien  der 
ersten  Serie  und  andern  Actien,  indem  unter  jenen  die 
Actienrechte  verstanden  werden,  welche  durch  Uebernahme 
eines  Theiles  des  ursprünglichen  Grundcapitals  der  Gesell- 
schaft erworben,  unter  diesen  dagegen  diejenigen,  die  durch 
Betheiligung  bei  einer  spätem  Capitalsvermehrung  gewonnen 
worden.  Wie  nun  die  Stammactien  bisweilen  gewisse  Vor- 
rechte,  wie  z.  B.  in  Ansehung  des  Erwerbs  von  Actien  spä- 
terer Emissionen  gewähren,  so  sind  umgekehrt  öfter  mit  die- 
sen letztern  gewisse  Bevorzugungen  verknüpft,  in  welchem 
Falle  sie  den  Namen  „privilegirte  oder  Prioritäts-Ac- 
tien"  annehmen  (s.  §.  72).  Dessenungeachtet  ist  der  juristi- 
sche Character  der  Stamm-  und  der  andern  Actien,  ins- 
besondere der  Pr iori tat s actien,  durchaus  derselbe. 

Das  Nämliche  gilt  aber  auch  von  der  Eintheilung  der 
Actien  In  liberirte  und  in  nicht  liberirte-^,  je  nachdem 
der  volle  Actienbetrag  einbezahlt  oder  nicht  einbezahlt  ist, 
wiewohl  diese  thatsächliche  Verschiedenheit  für  die  Behand- 
lung des  Actienrechts  von  Bedeutung  sein  kann. 

Ebenso  ist  die  in  der  französischen  Theorie  hergebrachte 
Eintheilung  der  Actien  in  actions  payantes  und  actions  non 
jpayantes,  in  actions  de  ccqntal  und  actions  d'ijidustrie ,  welche 
sich  auf  die  Art  der  Berichtigung  des  Actienbetrags  bezieht 
(s,  §.  71),  für  den  juristischen  Character  der  Actienrechte  be- 
deutungslos. 

Wie  das  Wort  „Actie"  einerseits  eine  der  Einheiten,  in 
welche  das  Grundcapital  einer  Gesellschaft  zerlegt,  andrer- 
seits das  durch  Versprechen  oder  Zahlung  eines  solchen  Ca- 
pltalantheils  erw^orbene  Vereinsmitgliedschaftsrecht  bezeichnet, 
so  nennt  man  endlich  auch  Actie  eine  auf  das  Actienrecht 
bezügliche  Urkunde,  den  Actienbrief,  die  Actienurkun- 
de,  das  Actiendocument,  den  Actienschein,  Theil- 
nahme-  oder  Antheilschein,  während  die  Documente,  die 
sich  auf  eine  Betheiligung  mit  einem  Bruchtheile  einer  der 


28)  Bernisch.  Gesetz  v.  1860  Art.  11. 
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Einheiten,  in  welche  das  Stammcapital  zerlegt,  beziehen,  als 
Actiencoupons  bezeichnet  zu  werden  pflegen. 

Die  Actie  in  diesem  dritten  Sinne  ist  nicht  eine  Urkunde 
über  einen  Antheil   am   Eigenthume   der  Anstalt,   wie   Sa- 
vigny,  Obligationenr.,  II.  S.  113  meint;  sie  ist  auch  nicht,  wie 
Brinckmann,  Handelsrecht,  §.  60,  in  höchst  unbestimmter 
Weise   sagt,   eine  Urkunde  über  einen  der  einzelnen  Tlieile 
des  Grundcapitals,  welche  dem  Gesellschafter  zu  seiner  Le-    / 
gitimation  als  Theilnehmer  dient;   vielmehr  ist  dieselbe  eine  / 
Beweisurkunde  für  das  durch  Uebernahme  eines  Theils  des 
Grundcapitals  (einer  Actie  in  diesem  Sinne)  erworbene  Ver-  ; 
einsmitgliedschaftsrecht,   oder  mit  a.  W.  eine  Urkunde  überj 
die  Theilhaberschaft  am  Actienvereine ^''j   welche,   um  deren  1 
Character  näher  zu  bezeichnen,  eine  Anerkennung,  oder  mit 
a.   W.   ein   aussero-erichtliches   Geständniss    dieser  Mitg-lied-  i 
Schaft  Seitens  des  Vereins   enthält.   —  Indem  jedoch   diese 
Theilhaberschaft  im  Verhältnisse  zur  Grösse  des  übernomme- 
nen  Capitalantheils   steht,    wird  die    Summe   dieses   letztern 
gewöhnlich  im  Actienbriefe  ausgedrückt  werden. 

Regelmässig  werden  übrigens  die  einzelnen  Actienscheine 
über  ein  einfaches  Mitgliedschaftsrecht  ausgestellt,  wiewohl 
nach  einzelnen  Statuten  für  die  mehreren  Einem  Actionär  ge- 
hörigen Actienrechte  nur  Ein  Actienbrief  ausirefertio-t  werden 
solP'',  SO  wie  auch  Inhaber-iVctien  vorkommen,  die  über  eine 
bestimmte  Zahl  von  Actienrechten  ausgestellt  sind^^. 

Die  Actienbriefe  werden  Namens  des  Vereins  ausgestellt, 
wobei  die  Frage,  wer  dieselben  zu  unterzeichnen,  sich  je  nach 
der  Verfassung  der  betreffenden  Gesellschaft  und  den  Bestim- 
mungen der  Statuten  in  verschiedener  Weise  beantwortet. 
Bald  werden  die  Scheine  durch  den  Vorsitzenden  und  durch 
ein  Mitglied  des  Verwaltungsraths  so  wie  durch  den  Director 
der  Gesellschaft  unterschrieben,  bald  geschieht  dies  durch 
den  Präsidenten  des  Verwaltungsraths  und  den  Vorstand, 
bald  durch  die  Mito-lieder  des  Verwaltuno-sausschusses  oder 
durch  die  sämmtlichen  Directoren  mit  Contrasignatur  des  Ge- 
neralaffenten u.  s.  w. 


29)  Gen  gl  er,  deutsch.  Privatrecht,  S.  502;  Pohls,  Actiengesellsch. 
S.  159;  Thöl,  Handelsrecht,  I.  S.  275. 

30)  Statut  des  Vereins  chemischerFabriken  in  Mannheim 
(1854),  §.^9.    _ 

31)  S.  die  Prioritäts-Actien  der  Lucca-Pistoja  Eisenbahn  bei  Gold- 
schmidt, der  Lucca-Pistoja-Actienstreit,  Anl.  zu  Seite  4. 
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Auch  der  wesentliche  Inhak  der  Actienb riefe,  nämhch 
die  Anerkennung  des  in  dem  betreffenden  Actienvereine  er- 
worbenen Mitghedschaftsrechts ,  kömmt ,  um  zunächst  von 
der  später  zu  erörternden  Stellung  der  Actien  auf  Namen 
oder  auf  den  Inhaber  abzusehen,  in  sehr  verschiedener  Fas- 
sung vor. 

So  lauten  z.  B.  die  Actien  der  Frankfurter  Ver- 
sicherungs-Gesellschaft Providentia  (genehmigt  durch 
Senatsbeschluss  vom  4.  Nov.  1856): 

„Die  Unterzeichneten  bescheinigen  hierdurch,  dass  Herr 
„R.  S.  in  Frankfurt  a/M.  als  Actionär  im  Register  A  der 
„Gesellschaft  Fol.  Ü98  für  diese  Actie  von 
1000  Fl. 
süddeutscher  Verein swähruno- 
„eingetragen  und  in  diesem  Verhältnisse  bei  der  Gesell- 
„schaft  statutenmässig  betheiligt  ist." 
Die  Fassung  der  Actien  der  privileg.  Österreich.  Natio- 
nalbank (1840)  ist: 

Actie 
der  priv.  österr.  National-Bank. 
„Die  priv.  Österreich.  Nationalbank  erklärt  hiermit,  dass 
„N.  N.  oder  jeder  rechtmässige  Inhaber  dieser  Urkunde 
„in  Folge  der  geleisteten  statutenmässigen  Einlage,  auf 
„welche  nie   eine  Zuzahlung  Statt  haben  kann,  Eigen- 

„tliümer  der  Actie geworden,   und  daher  an  allen 

,, Rechten  Theil  zu  nehmen  hat,  welche  den  Actionären 
„der  Privileg,  österr.  Nationalbank  vermöge  ihrer  aller- 
„höchst  genehmigten  Statuten  und  Privilegien  zustehen 
„und  zustehen  werden." 

Die  Actien  der   Rhein-Nahe-Eisenbahn-Gesellschaft 
lauten : 

Actie 
über  200  Th.  Pr.  Cour,  oder  350  Fl.  südd.  Währ. 

der 

Rhein-Nahe-Eisenb  ahn- Gesell  Schaft. 

„Inhaber    dieser  Actie    hat  für  den  obigen   . . .   Betrag 

„nach  Massgabe   der   Statuten  der  Gesellschaft  Antheil 

„an  der  Rhein-Nahe-Eisenbahn-Unternehmung,    deren 

„Ertrage  und  dem  Gesammteigenthume  der  Gesellschaft;" 

während  endlich,  um  ein  letztes  Beispiel  zu  geben,  die  Actien 

der  sächsischen  Gesellschaft  Montania  besagen: 
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Actie 
der 
Montania 
Gesellschaft  für  Steinkohlenbergbau. 
„Inhaber    dieser   Actie   hat   sich  mit   200   Thlr.   —  im 
„30.  Thlr.-Fusse  bei  der  genannten  Gesellschaft  bethei- 
„ligt,   und  dadurch  verhältnissmässigen  Antheil  an  dem 
„Eigenthume,  Ge^vinne  und  Verluste  der  Gesellschaft  in 
„Gemässheit  der  Statuten,   denen  er  durchgängig  unter- 
„worfen  ist,  erlangt." 

Unsere  obige  Behauptung,  dass  der  Actienbrief  eine  Be- 
weisurkunde fiu-  die  durch  Uebernahme  eines  Capitalantheils 
erworbene  Vereinsmitgliedschaft  ist,  wird  nun  allerdings  nur 
durch  einen  Theil  der  angeführten  Actienformulare  direct  be- 
stätigt, während  die  Actien  der  Ehein-Nahe-Eisenbahng. 
so  wie  unzählige  andere  unmittelbar  nur  den  Erwerb  von 
Ausflüssen  der  Eigenschaft  als  Actionär,  die  überdies  noch 
in  unvollständiger  Weise  aufgeführt  werden,  damit  aber  doch 
in  indirecter  Weise  die  Erwerbung  der  Vereinsmitgliedschaft 
bescheinigen. 

Die  Actienbriefe  können  als  Namen-  oder  Inhaber- 
Actien,  oder  wie  manche  Gesetze  sich  ausdrücken,  als 
Actien  auf  bestimmte  oder  Actien  auf  jeden  Inhaber 
ausgestellt  werden. 

Sie  sind  Namen-  oder  Nominal-Actien  {cictions  nomi- 
natives,  actien  op  naam),  wenn  sie  auf  den  Namen  oder  die 
Firma  des  ersten  Erwerbers  des  Actienrechts  gestellt  sind, 
Inhaber-Actien,  Actien  au  porteur  oder  auf  denUeber- 
bringer  (Holland.  Actien  in  blanco)  wenn  der  Inhaber 
des  Scheins  daselbst  als  Actionär  bezeichnet  ist. 

Die  Inhaber-Actien  sind  Inhaber-Papiere,  nicht  aber 
Schuldscheine  auf  den  Inhaber ^^;  doch  sind  sie  wie  diese 
nicht  blosse  Beweisurkunden,  sondern  Papiere,  deren  eigen- 
thümliche  Form  die  Geltendmachung  und  üebertragung  des 
dadurch  rcpräsentirten  Rechts  erleichtert.  Erwägt  man  nun, 
dass  die  Mitgliedschaft  des  Actienvereins  keine  an  bestimmte 
Individualitäten  geknüpfte  und  dass  sonach  die  Eigenschaft  als 
Actionär  ihrem  Wesen  nach  eine  frei  übertragbare  ist,  so  ent- 
spricht die  Form  der  Inhaber-Actie  vorzugsweise  der  Idee  der 
Actiengesellschaft,  welche  darin,  wie  Kuntze  Inhaberpapiere 


32)  Savigny  Obligat.  II.  S.  113  fg.  — 
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S.  514  sich  ausdrückt,  ihren  practischen  Abschluss  findet. 
In  der  That  beruht  denn  auch  die  entgegengesetzte  Meinung 
Pohls'  Actienofesellschaften  S.  160,  wonach  die  Nominal- 
actien  der  Natur  des  Actienvereins  angemessen,  auf  einem 
völligen  Verkennen  eben  dieses  Wesens,  während  die  weitere 
Ansicht  des  nämlichen  Schriftstellers,  dass  die  Form  der  In- 
haberactien  um  desswillen  schädlich  sei,  weil  sie  einen  zu 
schnellen  Umsatz  befördere,  ebensowenig  Billigung  verdient, 
da  dem  Actienschwindel  durch  anderweitige  Massregeln  vor- 
gebeugt werden  kann. 

So  ist  denn  auch  die  Statthaftigkeit  der  Ausstellung  von 
Inhaber-Actien  nicht  allein  nach  gemeinem  Rechte  nicht 
zu  bezweifelnd^,  sondern  durch  die  Mehrzahl  der  Landes- 
gesetzgebungen, wiewohl  in  verschiedener  Weise,  ausdrück- 
lich anerkannt. 

Nach  den  einen  nämlich  ist  die  Ausstellung  von  Inhaber- 
Actien  ohne  Beschränkung  gestattet;  so  nach  dem  Code  de 
commerce  A.  35,  dem  Regolamento  2:>rovv.  des  Kirchen- 
staats A.  34,  dem  Portugiesisch.  Handelsgesetzb. 
A.  544,  dem  Handelsgesetzb.  für  den  Canton  Frei- 
burg Art.  41,  dem  waadtländ.  Gesetze  über  Handels- 
gesellschaften Art.  20,  dem  privatrechtlichen  Gesetz- 
buche für  den  Canton  Zürich  §§.  1345.  1346,  dem  Ber- 
nischen Gesetze  über  Actiengesellschaften  v.J.  1860 
Art.  4  u.  Art.  11  und  dem  Handelsgesetzbuche  für  das 
Fürstenthum  Serbien  v.  J.  1860  §.  36. 

Nach  anderen  Gesetzgebungen  dagegen,  welche  hierdurch 
dem  Actienschwindel  entgegenzutreten  beabsichtigen  ^*,  sollen 
Inhaber-Actien  erst  nach  Einzahlung  des  vollen  Actienbetrags 
ausgestellt  werden  können.  Hierher  gehören,  um  von  dem 
würtemb.  Entwürfe  Art.  252  u.  dem  Entwürfe  einer 
Handels-  u.  Wechselordnung  für  das  Herzogthum 
Nassau  §.  98  abzusehen,  das  Holländische  Handels- 
gesetzb. Art.  40  u.  41,  das  Preussische  Gesetz  über 
die  Eisenbahnunternehmungen  vom  3.  November  1838 


33)  Thöl  Handelsrecht  §.  44;  Brinckmann  Handelsrecht  §.  60. 

34)  Fremery  etudes,  p.  63  fg.  —  Holtius  Voorlezingen  tom.  I.  p. 
140.  —  Motive  zum  Würtemb.  Entw.  A.  252.  —  Motive  z.  Entw. 
eines  Allgem.  Handelsgesetzb.  f.  Deutschand  (von  der  durch  das 
Reichsministerium  der  Justiz  niedergesetzten  Commission)  zu  Art.  87 
(S.  139). 
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§.  2,  das  Preuss.  Gesetz  über  Actiengesellscliaften 
vom  9.  November  1843  §§.  2  u.  11  ^^j  so  wie  das  Allgem. 
deutsche  Handelsg.  Art.  207  und  222,  während  der  hier 
öfter  angezogene  Spanische  Handelscodex  in  der  That 
von  Inhaber-Actieri  nirgends  ausdrücklich  spricht,  sondern 
nur  von  Actienscheinen  Behufs  der  Circulation  im  Handel 
{cedulas  de  credito  para  la  chxidacion  en  el  comercio) ,  welche 
zweifellos  auch  auf  den  Inhaber  ausgestellt  werden  können, 
allein  selbst  dann,  wenn  sie  auf  Namen  lauten,  erst  nach  Ein- 
zahlung des  vollen  Actienbetrags  ausgegeben  werden  dürfen 
(Art.  280  u.  281). 

Wenn  hiernach  die  grosse  Mehrzahl  der  Gesetzgebungen 
sei  es  ohne,  sei  es  mit  Beschränkungen  die  Ausstellung  von 
Inhaber- Actien  gestattet,  so  ist  diese  letztere  doch  nach  ein- 
zelnen Gesetzen  schlechtweg  untersagt.  —  Dies  ist  nicht 
allein  nach  enolischem  Rechte  auch  bei  den  Joint-Stock  Com- 
2Jan{es  zcith  limited  liahility  der  FalP'',  sondern  ein  solches 
Verbot  dessgleichen  im  Russischen  Reglement  vom6.De- 
cember  1836  Art.  22,  so  wie  in  den  Ungarischen  Ge- 
setz es- Artikeln  XVIH.  §.  56  ausgesprochen. 

Die  Actien  einer  gegebenen  Actiengesellschaft  können 
aber  entweder  sämratlich  Namen- ^^  oder  sämmtlich  Inhaber- 
Actien  sein^^,  oder,  was  wieder  in  verschiedener  AVeise  vor- 
kömmt, zum  Theile  der  einen,  zum  Theile  der  anderen  Cate- 
gorie  von  Papieren  angehören. 

Möglich  ist  es  nämlich,  dass  kraft  statutenmässiger  An- 
ordnung eine  bestimmte  Zahl  der  zu  emittirenden  Actien  auf 
Namen,  der  andere  Theil  auf  den  Inhaber  lauten  soll,  oder 
dass  nach  Massgabe  der  Statuten  die  Gesellschaft  die  von  ihr 


35)  Dieses  Gesetz  machtkeineswe<i[s,  wie  Brinckmann  Handelsrecht, 
§.  GO  not.  2  u.  Gengier  deutsches  Privatrecht  S.  504  meinen,  die  Ausstel- 
lung von  Inhaber- Actien  von  der  speciellen  Gestattung  der  llegierung  ab- 
hängig. 

36)  Güterbock  die  engl.  Actiengesellschaftsgesetze,  S.  13  not.  20. 

37)  So  z.B.  nach  den  Statuten  der  priv.  österr.  Nationalbank 
§.  3,  der  Aachen-Münchener  Feuer- V  er  sichern  ngs-Gesellsch. 
§.  1,  des  Brackeler  Bergwerk-Vereins  §.7,  der  Frankfurt.  B  ank 
Art.  2,  der  Frankfurt.  Rückversicherungs-Gesellschaft  Art.  4, 
der  Z üricher  Bank  §.5,  der  Bank  in  Glarus  §.4. 

38)  Stat.  der  Berlin-Fr ankf.  Eisenbahn-G.  §.  5,  Leipziger 
Bank  §.  6,  Hessischen  Ludwigsbahn  g.  §.  9,  Lugauer  St  einkoh- 
len-Ab  bau- Verein  Westphalia  §.  4  u.  a.  m. 

Renaud,  Actienfjesvtlsch.  Q 
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auszugebenden  Actien  je  nach  der  Wahl  der  Actionäre  als 
Namen-  oder  als  Inhaber-Scheine  auszustellen  hat^''. 

Auch  kann  eine  Verschiedenheit  der  ursprünglich  in 
gleicher  AVeise  gefassten  Actienbriefe  des  nämlichen  Vereins 
dadurch  entstehen,  dass  unter  den  ausgegebenen  au  porteur 
Actien  einzelne  in  Namen-Actien  umgewandelt^*^),  oder  um- 
gekehrt ursprüngliche  Nominalactien  in  Inhaberscheine  ver- 
wandelt werden,  —  ÜmAvandlungen,  die  auch  da  möglich,  wo 
die  Actienscheine  nach  AVahl  der  Actionäre  auf  Namen  oder 
auf  den  Inhaber  ausgestellt  worden  ^^ 

Eine  solche  Verwandlung,  welcher  Art  sie  sei,  kann 
selbstverständlich  nur  gegen  Bezahlung  der  durch  die  Um- 
schreibung verursachten  Kosten  so  wie  nach  Massgabe  der 
Statuten  geschehen,  welche  dieselbe  bald  schlechterdings  in 
die  Willkühr  des  Actionärs  stellen^^,  bald,  wenn  sie  verlangt, 
von  der  Genehmigung  der  Gesellschaft,  resp.  des  Vereinsvor- 
stands abhängen  lassen  "^^o 

Besagen  dagegen  die  Statuten  über  die  Umwandlung  der 
Actien  nichts,  so  kann  eine  solche  unseres  Erachtens  dann 
vom  Actionär  nicht  gefordert  und  vom  Actienvereine  ohne 
Statutenänderung  nicht  verwilligt  werden,  wenn  nach  der  Ge- 
sellschaft sregel  alle  Actien  auf  Namen  oder  auf  den  Inhaber 
ausgestellt  oder  dieselben  in  einer  bestimmten  Zahl  in  der 
einen  und  andern  Fassung  ausgegeben  werden  sollen.  Denn 
es  würde  bei  einer  solchen  Sachlage  die  Umwandlung  einzel- 
ner Actienscheine  entweder  eine  den  Statuten  zuwiderlau- 
fende Verschiedenartio-keit  der  Actien  herbeiführen  oder  doch 


39)  Stat.  der  Graz-Köflacher  Eisenbahn-  u.  Bergbau-G. 
§.  G:  der  Theiss  Eisenb.-G.  §.11;  der  Providentia  Frankfurt.  Ver- 
sicher.-G.  Art.  7;  der  Actien-G.  für  Spinnerei  und  Weberei  an 
der  hohen  Mark  Art.  8. 

40)  Stat.  der  k.  k.  priv.  österr.  Creditanstalt  f.  Handel  und 
Gewerbe  §.13;  K.  Elisabeth  Eisenb.-G.  §.  9;  der  Anonym.  AVol- 
lengarn-Spinnerei  Worms  Art.  6. 

41)  Stat.  der  Providentia  Frankf.  Versicher.-G.  §.  13;  der 
Actieng.  f.  Spinnerei  u.  Weberei  an  der  hohen  Mark  §.  9. 

42)  Stat.  der  k.  k.  priv.  österr.  Creditanstalt  §.13;  derWie- 
nerErstenlmmobilieng.  §.5;  derDeutschen  Versicherun gsg.  in 
Dresden  §.  11;  der  Badischen  WoUenmanufactur  Mannheim 
§.13;  der  Wollengarn-Spinnerei  Worms  Art.  6.;  der  Actieng- 
f.  Spinnerei  u.  Weberei  an  der  hohen  Mark  Art.  9. 

43)  Stat.  der  Providentia  Frankf.  Versicherungs-G.  §.  13; 
der  Compagnie  neufdicüeloise  cVexportaüon  (1858)  Art.  4. 
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eine  Unbestimmtheit  der  Zahl  der  Inhaber-  und  der  Namen- 
Actien  zur  Folge  haben. 

Wo  dao-eo;en  nach  den  Statuten  einer  xVctienverbindunff 
deren  Actien  nach  der  AVahl  der  Actionäre  auf  den  Inhaber 
oder  auf  Namen  ausgestellt  werden  sollen,  da  ist  die  Um- 
wandlung der  Actiendocumente  im  Zweifel,  d.  h.  soferne  der 
Gesellschaftsvertrag  keine  Bestimmungen  hierüber  enthält, 
in  dem  Sinne  für  zulässig  zu  erachten,  dass  sie  der  einzelne 
Actionär  zu  verlangen  befugt  ist,  während  dieselbe  auf  ein 
solches  Ansuchen  durch  diejenigen  Vertreter  der  Actienge- 
sellschaft,  die  zur  Ausstellung  der  Actienscheine  berufen,  vor- 
genommen werden  muss.  Denn  es  will  ein  Actienverein, 
welcher  Nominal-  und  Inhaber- Actien  nach  Wahl  der  einzel- 
nen Actionäre  ausgiebt,  Actiendocumente  der  einen  und  an- 
deren Art  ohne  festbestimmte  Zahl  der  Urkunden  beider 
Gattungen  gleichmässig  anerkennen,  aus  welchem  Grunde 
der  von  einem  Actieninhaber  verlangten  Umwandlung,  so- 
bald er  deren  Kosten  trägt,  in  Wirklichkeit  nichts  entgegen- 
steht. 

Mit  diesen  aus  der  Natur  der  Sache  sich  ergebenden 
Grundsätzen  stimmt  aber  dasAilgem.  deutsche  Handels- 
gesetzb.  überein.  Zwar  verlangt  dasselbe,  dass  der  Gesell- 
schaftsvertrag „die  etwa  zugelassene  Umwandlung"  der 
Actien  bestimme  (Art.  209  No.  5  und  Art.  241)),  w^omit  es 
denn  principiell  anerkennt,  dass  eine  Umwandlung  nur  nach 
Massffabe  der  Statuten  und  sonach  nicht  ohne  eine  darin  aus- 
gesprochene  Zulassung  statthaft.  Allein  es  reflectirt  hierbei 
nur  auf  die  zweifache  Alternative,  dass  nach  der  Anordnung 
des  Gesellschaftsvertrao-s  entweder  sämmtliche  Actien  gleich 
gefasst  oder  doch  dieselben  in  einer  fest  bestimmten  Zahl  als 
Inhaber-  und  als  Namen-Papiere  ausgestellt  werden  sollen, 
unter  welcher  Voraussetzung  das  Stillschweigen  der  Statuten 
einem  Um  Wandlungsverbote  gleichzuachten,  wogegen  das 
Nämliche  in  dem  nicht  ausdrücklich  vorgesehenen  Falle,  dass 
Actienbriefe  auf  Inhaber  wie  auf  Namen  ausgegeben  werden 
sollen,  ohne  dass  die  Zahl  der  Actien  der  einen  und  anderen 
Gattung  bestimmt  wäre,  nicht  anzunehmen  ist. 

In  jedem  Falle  kann  aber  die  Umwandlung  einer  Actie 
nur  durch  den  Actienverein  selbst,  beziehungsweise  dessen 
Organe  geschehen,  und  vermag  dasjenige,  was  in  Ansehung 
der   Aussercurssetzung    von    au   j^orteur    Schuldscheinen 

6* 
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gilt  ^^  auf  Inhaber- Actien  keine  Anwendung  zu  finden.  Wird 
demnach  ein  solcher  Schein  durch  irgend  einen  Inhaber  mit- 
telst eines  Cessionsvermerks  oder  einen  anderen  darauf  einge- 
trao-enen  Bemerkung  ausser  Curs  gesetzt,  so  wird  derselbe 
doch  2"eo-cnüber  der  Actiengesellschaft  nach  wie  vor  als  In- 
haber-Actie  wii-ken. 

Das  Allgem.  deutsche  Handelsgesetzbuch,  sahen 
wir,  reflectirt  ausdrücklich  nur  auf  die  doppelte  Alternative, 
dass  nach  Massgabe  der  Statuten  sämmtliche  Actien  auf  In- 
haber oder  auf  Namen  ausgestellt  werden  sollen,  oder  dass 
die  Zahl  der  auszugebenden  Actien  der  einen  und  der  anderen 
Art  eine  fest  bestimmte  ist. 

Denn  es  ordnet  dasselbe  Art.  209  No.  5  verbunden  mit 
Art.  249  an,  es  müsse  der  Gesellschaftsvertrag  bestimmen: 
„die  Eigenschaft  der  Actien,  ob  sie  auf  Inhaber  oder  auf 
„Namen  gestellt  werden  sollen,  'ingleichen  die  etwa  be- 
„stimmte  Zahl  der  einen  und  der  anderen  Art  .  .  ." 
bei  welcher  Fassung  die  Frage  entsteht,  ob  nach  diesem  Ge- 
setze die  statutenmässige  Festsetzung,  wonach  die  Actienbriefe 
nach   der  Wahl   der  Actionäre  auf  Inhaber  oder  auf  Namen 
gestellt  werden   sollen,   also   die  Zahl   der  Actien   der  einen 
und  anderen  Gattung  keine  von  xlnfang  an  festbestimmte  ist, 
für  zulässig  zu  erachten. 

In  der  That  kann  dies  jedoch  nicht  bezweifelt  werden. 
Dafür  spricht  einmal  die  durch  das  deutsche  Handels- 
gesetzb.  nicht  ausgeschlossene  Möglichkeit  einer  Umwand- 
lung der  Actien,  in  Folge  deren  bald  nach  Constituirung  des 
Vereins  einzelne  der  anfänglich  sämmtlich  auf  den  Inhaber 
oder  auf  Namen  ausgestellten  Actienbriefe  eine  andere  Natur 
annehmen  können,  oder  die  ursprünglich  festbestimmte  Zahl 
der  Actien  der  einen  und  anderen  Art  sich  in  einem  zum 
Voraus  nicht  zu  bestimmenden  Masse  verändern  kann,  wäh- 
rend sich  nicht  einsehen  lässt,  warum  ein  Verhältniss,  dessen 
Eintritt  bald  nach  Beginn  der  Gesellschaft  möglich,  nämlich 
dass  die  Zahl  der  Actien  der  einen  und  anderen  Gattung  keine 
festbestimmte,  nicht  auch  von  vorn  herein  durch  die  Statuten 
unmittelbar  anerkannt  zu  werden  vermöchte.  Dazu  kömmt 
die  Fassung  des  Deutschen  Hand  eis  gesetzb.  selbst,  wo- 
nach der  Gesellschaftsvertras  die  etwa  bestimmte  Zahl  der 


44)  S.  Meinen  Aufsatz  in  der  Zeitschr.  f.  deutsches  Recht 
Bd.  XIV.  S.  365  fg.  — 
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Actien  der  einen  und  anderen  Gattung  bezeichnen  soll,  eine 
Fassung,  welche  bereits  in  erster  Lesung  in  Abweichung  von 
derjenigen  des  Preussischen  Entwurfs  Art.  182'*^  mit  auf 
die  Bemerkung  hin  beliebt  wurde,  dass  dieser  Entwurf  von 
der  nicht  zu  billigenden  Ansicht  ausgehe,  es  müsse  die  Zahl 
der  Actien  auf  jeden  Inhaber  oder  auf  Namen  eine  von  An- 
fang an  festbestimmte  sein"**". 

Die  Actienbriefe  einer  Actienverbindung,  sahen  wir,  kön- 
nen, von  einigen  wenigen  Gesetzgebungen  abzusehen,  als 
Namen-  oder  Inhaberpapiere,  letzteres  ohne  oder  mit  gewis- 
sen Beschränkungen  je  nach  Massgabe  des  einschlagenden 
Gesetzes,  vorkommen.  Es  können  aber  ferner  die  Actien- 
scheine  der  nämlichen  Gesellschaft  entweder  alle  zu  der  einen 
oder  anderen  Gattung  von  Urkunden  gehören,  oder  in  einer 
von  vorn  herein  bestimmten  oder  nicht  bestimmten  Zahl  theils 
als  Namen-,  theils  als  Inhaber-Papiere  ausgestellt  sein,  so  wie 
endlich  eine  Umwandlung  der  Actienbriefe  imter  gewissen 
Voraussetzungen  möglich. 

Was  insbesondere  aber  die  Nominal  actien  anbetrifft, 
so  können  diese  auf  einen  bürgerlichen  Namen  (Familien- 
Namen  oder  Namen  einer  juristischen  Person)  oder  eine 
Firma  lauten,  und  im  letztern  Falle  auf  eine  Einzeln-  oder 
eine  Gesellschaftsfirma,  mag  diese  die  Firma  einer  anderen 
Actiengesellschaft,  einer  Commandit-  oder  einer  offenen  Han- 
delsgesellschaft sein,  da  Gesellschaften  der  einen  und  an- 
deren Art  unter  ihrer  Firma  Rechte  erwerben  können '^^. 

Dageo-en  wird  ein  Actienbrief  nicht  auf  mehrere  Theil- 
haber  ausgestellt.  Dies  folgt  aus  dem  Grundsatze  der  Un- 
theilbarkeit  des  durch  eine  solche  Urkunde  repräsentirten 
Actienrechts,  kraft  dessen  die  Gesellschaft  nur  einen  Träger 
des  einzelnen  Rechts  anzuerkennen  und  sich  eine  Betheiligung 
Mehrerer  bei  demselben  auch  nicht  in  der  Art  gefallen  zu 
lassen  braucht,  dass  diese  sich  ihr  gegenüber  durch  Einen 
Bevollmächtigten  vertreten  lassen.  Will  eine  Actienverbin- 
dung eine  Betheiligung  Mehrerer  zu  den  Ausflüssen  Eines 


45)  Preuss.  p]ntw.  A.  182:  „der  Gesellschaftsvertrag  muss  insbe- 
„sondere  bestimmen." 

,,.'3.  die  iMgenschaft  der  Actien,  ob  sie  auf  jeden  Inhaber  oder  auf  be- 
„stimmte  Inhaber  gestellt  werden  sollen,  oder  welche  Zahl  derselben  die 
„Eigenschaft  der  einen  oder  anderen  Art  haben  sollen." 

46)  Protoc.S.  327.— 

47)  Allgem.  deutsch.  Handelsg.  Art.  111,  104,223. 
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Actlenrechts  gestatten,  so  geschieht  dies  durch  eine  weitere 
Zerlegung  der  Einheiten,  in  die  das  Grundcapital  eingetheilt, 
in  eine  Anzahl  Bruchtheile,  und  Schaffung  von  Actienan- 
theilrechten  mit  darauf  bezüglichen  Coupons,  von  denen  jeder 
aber,  ebenso  wie  die  Actienbriefe ,  soferne  er  nicht  als  In- 
haberpapier ausgestellt  wird,  auf  den  Namen  Einer  Person, 
oder  auf  Eine  Firma  auszufertigen.  Anders  verhält  es  sich 
jedoch,  wenn  die  Statuten  eines  Actienvereins,  wie  dies  z.  B. 
diejenigen  der  privileg.  Oesterreich.  Nationalbank  vom 
J.  1841  §.  6  thun,  Actien,  die  auf  mehrere  Theilhaber  lauten, 
ausdrücklich  gestatten,  eine  Bestimmung,  deren  Aufnahme 
unbedenklich,  da  es  einer  Gesellschaft  unbenommen  bleiben 
muss,  statutenmässige  Anordnungen,  welche  den  Verkehr  mit 
ihren  Actien  sowohl  wie  die  Legitimation  bei  Ausübung  der 
Gesellschaftsrechte  gegenüber  dem  Vereine  erschweren,  mö- 
o-en  diese  auch  noch  so  unzweckmässisr  sein,  zu  treffen. 

Dagegen  ist  die  Ausstellung  von  Nominalactien  auf  fin- 
girte  ,Namen  für  schlechtweg  unzulässig  zu  erachten '^^,  und 
ein  Actienschein,  in  Ansehung  dessen  sich  herausstellt,  dass 
er  auf  einen  fingirten  oder  sonst  unwahren  Namen  ausge- 
fertigt, zur  Legitimation  als  Actionär  untauglich  und  daher 
überhaupt  ganz  unbrauchbar.  Dies  versteht  sich  zunächst 
für  den  Fall  von  selbst,  dass  nach  den  Statuten  die  Actien 
o-anz  oder  zum  Theile  oder  doch  auf  Verlausten  der  einzelnen 
Actionäre  auf  Namen  ausgestellt  werden  sollen,  ohne  dass  deren 
Stellung  auf  fingirte  Namen  daselbst  ausdrücklich  ge- 
stattet wäre,  da  es  im  Sinne  einer  Nominalactie  liegt,  dass 
nur  derjenige,  auf  dessen  Namen  die  Urkunde  lautet,  oder 
dessen  Rechtsnachfolger,  als  Actionär  anerkannt  werden  soll. 
Allein  auch  die  statutenmässige  Gestattung  von  Actien  auf 
fingirte  Namen  ^^,  mittelst  welchen  eine  Uebertragung  des 
Actienrechts  durch  blosse  Uebergabe  der  Urkunde  wie  bei 
Inhaber-Actien  ermöghcht  werden  soll,  ist  für  unzulässig  zu 
erachten,  und  demnach  den  betreffenden  Statuten  die  etwa 
erforderliche  Staatso;enehmio;unw  sowohl  wie  die  Eintragung 
in  das  Handelsreg-ister  zu  versao-en.  Denn  nicht  allein  die- 
nen  Actien  auf  fingirte  Namen  zur  Umfjehuno;  der  g-esetzlichen 
Verbote  oder  Beschränkungen  der  Inhaber-Actien,  sondern 
sind  dieselben,  auch  wo  Actien  der  letztgenannten  Art  unbe- 


48)  Dagegen  Auerbach  Gesellschafts-wesen,  S.  314. 

49)  Wie  z.  B.  nach  dem  allerdings  nicht  mehr  geltenden  Reglement 
der  priv.  österr.  Nationalbank  v.  J.  1817  §.  34.  -7- 


§.  6.   Die  Actien.  87 

schränkt  zulässig,  eine  auf  Täuschung  beruhende  Form,  deren 
Zweck  durch  Inhaberscheine  vollkommen  erreicht  wird. 

In  diesem  Sinne  verlangt  denn  z.  B.  das  Russische 
Reglement  v.  1836  §.  22,  dass  die  Actienbriefe  den  Rang 
oder  die  Eigenschaft,  Vornamen  und  Namen  der  Actionäre 
angeben,  bezeichnen  ferner  der  Würtemberg.  Entwurf 
§.  251  und  der  Nassauische  Entwurf  §.  98  die  Namen- 
Actien  als  solche,  w^ eiche  auf  den  Namen  des  Eigen- 
thümers  lautend  ausgestellt  werden,  während  die  später  zu 
besprechende  Einrichtung  der  Actienbücher,  in  welche  die 
Actien  und  Actienantheile  mit  o^enauer  Bezeichnuno;  des  In- 
habers  nach  Namen,  Wohnort  und  Stand  einzutragen,  mit 
Actienscheinen  auf  flngirte  Namen  unverträglich  ist. 

Ausser  dem  oben  bei'eits  besprochenen  wesentlichen  In- 
halte eines  jeden  auf  Namen  oder  Inhaber  gestellten  Actien- 
briefs,  nämlich  der  allerdings  in  sehr  verschiedener  Fassung 
vorkommenden  Anerkennung  des  in  dem  betreffenden  Vereine 
erworbenen  Mitgliedschaftsrechts,  so  wie  den  Unterschriften 
der  statutenmässig  zur  Ausstellung  solcher  Urkunden  berufe- 
nen Personen,  enthalten  die  Actienscheine  vielfach  andere 
ausserwesentliche,  theils  erhebliche,  theils  unerhebliche  Be- 
standtheile. 

Zu  jenen  gehört  die  öfter  in  den  Actienurkunden  ent- 
haltene Quittung  über  den  ganz  oder  theilweise  zum  Gesell- 
schaftsfonds einbezahlten  Actienbetrag;  zu  diesen  die  Bemer- 
kung, dass  der  Actionär  durchweg  den  Statuten  unterworfen, 
—  dass  demselben  mit  dem  Actienbriefe  ein  Exemplar  dieser 
letztern  ausgehändigt  worden,  dass  unter  keinen  Umständen 
Nachzahlungen  über  den  Actienbetrag  hinaus  verlangt  werden 
sollen  u.  a.  m. 

Ueblicher,  wiewohl  nicht  nothwendiger  Weise  werden 
die  Actienbriefe  einer  und  derselben  Gesellschaft  mit  fortlau- 
fenden Nummern  versehen,  eine  Vorsichtsmassregel,  deren 
Zweck  es  ist,  den  Beweis  der  Identität  eines  gegebenen 
Actienscheines  zu  erleichtern.  Bei  Inhaber-Acfien  insbe- 
sondere wird,  da  dieselben  bei  dem  nämlichen  Vereine  sonst 
durchaus  gleichlautend  gefasst  sind,  die  Verschiedenheit  der 
Nummer  regelmässig  allein  die  Vindication  und  resp.  die  Mor- 
tification  des  abhanden  gekommenen  Papiers  ermöglichen, 
Avährend  die  Numerirung  der  Namenactien  dieselbe  Bedeu- 
tung nicht  hat,  da  hier  die  einzelnen  Urkunden  verschiedene 
Namen  oder  Firmen  trafen.     Nimmt  eine  Gesellschaft  mehr- 


88        BegriflP  und  Voraussetzungen  der  Actiengesellschaft, 

• 

fache  Actienemissionen  vor,  so  werden  öfter  deren  Actien- 
briefe  mit  Buchstaben  und  Nummern  versehen,  Avobei  die  Ur- 
kunden Einer  Emission  oder  Serie  den  nämUchen  Buchstaben 
führen,  also  die  Actien  der  ersten  Ausgabe  mit  A,  die  einer 
zweiten  mitB.  u.  s.  w.  bezeichnet  werden,  wogegen  mit  jeder 
Emission  eine  neue  Nummern-Reihe  begonnen  wird  ^*^.  —  Statt 
dessen  werden  bei  anderen  Actiengesellschaften  die  Actien 
der  verschiedenen  Emissionen  nur  mit  Nummern  bezeichnet, 
die  alsdann  ununterbrochen  durch  die  verschiedenen  Actien- 
Serien  fortlaufen  ^^. 

Die  Actiencoupons  aber,  die  sich  auf  ein  und  dasselbe 
Actienrecht  beziehen,  werden  mit  der  nämlichen  Nummer  be- 
zeichnet, wogegen  sie  öfter  verschiedene  Buchstaben  erhalten, 
Avie  z.  B.  die  vier  Viertel-Actien  der  nämlichen  Nummer  die 
Buchstaben  A,  B,  C,  D  ^K 

Zum  Zwecke  orrösserer  Sicherheit  sind  übris-ens  nach  man- 
eben  Statuten  die  Actienbriefe  mit  dem  trockenen  Stempel  der 
Gesellschaft^^  oder  mit  dem  amtlichen  Siegel  eines  dieser 
letztern  beigegebenen  ßegierungs-Commissärs  ^*  zu  versehen, 
so  wie  endlich  zur  Verhütuno;  von  Fälschun£ren  vielfach  die 
Anordnung  getroffen,  dass  die  sämmtlichen  Actienscheine  des 
Vereins  aus  einem  in  dessen  Archive  aufzubewahrenden  Buche 
(dem  Stammbuche,  Stammregister,  Juxtabuche,  re- 
ff istre  ä  souche),  in  welchem  ein  Stammende  (talon)  zurück- 
bleibt, herausgeschnitten  werden  sollen  ^''^. 

Von  diesem  S tarn mb.u che  wohl  zu  unterscheiden  ist 
das  Actienbuch  ( Actiengrundbuch,  Vormerkbuch, 
les  registres  de  la  societe),  in  welches  die  Actionäre  mit  der 
Zahl  der  ihnen  zustehenden  Actienrechte,   und  beziehungs- 


50)  Stat.  der  Hessischen  Ludwigs-Eis  en  bahn- G.  §.  7. 

51)  Stat.  der  k.  k.  priv.  galizi seh.  Carl-Ludwig  Bahn  §.  7. 

52)  Providentia,  Frankfurt.  Versicherungs-G.  §.  12.  — 

53)  Stat.  der  priv.  galiz.  Carl-LudwigBahn  §.11;  der  Theiss- 
Eisenbahn-G.  §.  16  u.  a.  m.  — Troplong  si>ciete"No.  14-i.  — 

54)  Stat.  der  Anonym.  Gesellschaft  der  vereinigten  Paeb - 
tungen  des  Kurhauses  und  der  Mineralquellen  zu  Homburg 
V.  d.  Höhe  §.  9.— 

55)  Stat.  der  österr.  Staatseisenb.-G.  §.11;  der  Carl-Ludwig 
Bahn-G.  §.  11;  der  Theiss-Eisenb.-G.  §.  16;  der  Kaiserin  Elisa- 
beth-Bahn-G.  §.9;  —  der  Hessischen  Ludwig  Eisenb.-G.  §.9; 
der  Bergbau-  u.  Hütteng.  Thuringia  §.5;  der  Co7)ip.  Neufcliätel. 
(Vexportation  A.  10;  der  Societe  (jenerale  suisse  de  menuiserie  et  de  par- 
queierie  A.   11.  — 
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weise  die  von  der  Gesellschaft  ausgegebenen  Actienscheine 
unter  Angabe  ihrer  Nummern  eingetragen  werden. 

Die  Führung  eines  Actienbuchs  kann  durch  die  Statuten 
vorsreschrieben  sein.  Dies  ist  namentlich  bei  solchen  Gesell- 
Schäften  der  Fallj  deren  Actien  sämmtlich  oder  zum  Theile 
als  Namen-Actien  ausgegeben,  indem  die  einzelnen  Actien- 
briefe  mit  ihren  Nummern  und  den  Namen  der  ersten  Erwer- 
ber einzutragen,  auch  die  Uebertragungen  dieser  Actien  so 
wie  deren  Umwandlungen  daselbst  zu  vermerken  sind^*^.  Auch 
durch  die  Statuten  solcher  Actienvereine,  deren  Actien  auf 
den  Inhaber  ausgestellt,  ist  die  Führung  von  Actienbüchern 
bisweilen  in  der  Art  angeordnet,  dass  die  Umwandlungen  von 
Actien  in  Namen-Actien,  so  wie  dieser  wieder  in  Inhaber- 
papiere daselbst  eingeti'agen  werden  sollen  ^^. 

Abgesehen  von  solchen  statutenmässigen  Vorschriften 
sind  Actienbücher  der  Natur  der  Sache  nach  überall  nöthig, 
wo  die  Gesellschaft  keine  Beweisurkunden  über  den  Erwerb 
der  Actienrechte  ausstellt,  ein  Verhältniss,  auf  das  später  zu- 
rückzukommen, und  auf  welches  der  Code  de  commerce,  Art.  36, 
der  Regolamento  jyrovv.  des  Kirchenstaats,  Art.  35,  und 
der  Spanische  Handelscodex,  Arte  282,  reflectiren. 

Auch  für  den  Fall  aber,  dass  eine  Actiengesellschaft 
Actienscheine  ausgegeben,  ist  durch  eine  Reihe  von  Gesetz- 
gebungen die  Führung  von  Actienbüchern,  wiewohl  wieder 
in  verschiedener  Weise,  angeordnet. 

Einige  Gesetze  nämlich  schreiben  die  Haltung  von  Ac- 
tienbüchern für  Actiengesellschaften  überhaupt  ohne  weitere 
Unterscheidung  vor.  Dahin  gehört  insbesondere  das  Berni- 
sche Gesetz  über  Actiengesellschaften  vom  J.  1860, 
welches  Art.  26  bestimmt: 

,,Jede  Actiengesellschaft  soll  ein  Actienbuch  halten,  in 

„welchem  einzutragen  sind: 

„1.    bei  Gesellschaften,  welche  Inhaber-Actien  aus- 

„geben,  Name,  Wohnort  und  Beruf  eines  jeden  Unter- 

„zeichners  von  Actien,  nebst  Angabe  des  Betrags,  der 

„Anzahl  und  der  Ordnungsnummern  der  Actien,  welche 

„demselben  ausgehändigt  worden  sind; 


56)  Statuten  der  Frankfurter  Bank,  Art.  7  u.  8;  der  Frankf. 
Rückversicher.-G.,  Art.  8  u.  9;    der  Zuckerfabrik  Heiibronn 
§.4;  der  Oesterr.  Nationalbank,  §.3. — 

57)  Statuten   der  Wollengarn  -  Spinnerei  Worms,  Art.  ö; 
WoUenmanufactur  Mannheim,  §.  13. 
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„2.    bei  Gesellschaften,  welche  Xamen-Actien  aus- 

„geben,   Namen,   Wohnort   und  Beruf  eines  jeden  Be- 

„ sitzers  von  Actien  der  Gesellschaft,  so  wie  eines  jeden 

„von    der    Gesellschaft    anerkannten    Rechtsnachfolgers, 

„nebst  Angabe  des  Betx-ags,   der  Anzahl  und  der  Ord- 

„nungsnummern  der  Actien,   welche   demselben   ausge- 

„händigt  worden  sind." 

Doch  verlangen  die  meisten  Gesetze,   welche  überhaupt 

Actienbücher  vorschreiben,  solche  nur  in  Ansehuno;  der  Ge- 

Seilschaften,   deren  Actien  ganz  oder  zum  Theil  auf  Namen 

lauten. 

Dahin  gehört  vor  Allem  der  Code,  de  commerce  Art.  36: 
„irt  'proiprieU  des  actioyis  jyeut  etre  etahlie  par  une  in- 
„scrijytion  sur  les  registres  de  la  societe. 

„Dans  ce  cas  la  cession  s'o'pere  par  une  cUclaration  de 
„transfert  inscrite  sur  les  registres  et  signee  de  celui  qid 
„fait  le  transfert  ou  d'un  fonde  de  pouvoir." 
Denn   spricht  dieses  Gesetz  einerseits  nicht  ausdrücklich 
von  dem  Falle,   dass  Actienscheine   auf  Namen   ausgestellt, 
und  statuirt  es  andrerseits  seinen  Worten  nach  nur  die  Mög- 
lichkeit und  nicht  die  Noth wendigkeit,  den  Erwerb  von  Actien- 
rechten    durch    die    Gesellschafts -Register   festzustellen,    so 
ergiebt  sich  aus  dem  in  Art.  35,  in  welchem  von  den  Inhaber- 
Actien  und  deren  Uebertragung  die  Rede,  aufgestellten  Ge- 
gensatze,  dass  Art,  36  sich  auf  den  doppelten  Fall  bezieht, 
dass  Actienscheine  auf  Namen  ausgestellt  oder  dass  keinerlei 
Urkunden  über  die  Actienrechte  ausgegeben,  und  dass  in  der 
einen  wie  der  andern  Alternative  der  Erwerb  von  Actienrech- 
ten  durch  Eintrag  in  ein  Actienbuch  constatirt  werden  muss. 
Das  Nämliche  gilt  von  dem  mit  dem  Code  de  commerce 
hier  durchaus   gleichlautenden  Regolamento  provv.   des  Kir- 
chenstaats,   Art.   35,    dem  Neuenburgischen  Decrete 
vom  3.  Dec.  1852,  Art.  3,  und  dem  Serbischen  Handels- 
gesetzb.  §.  37. 

Bestimmter  jedoch  drücken  sich  hier  das  Freiburger 
Handelsgesetzbuch,  Art.  43.  und  das  Waadtländische 
Gesetz  über  Handelsgesellschaften  vom  14.  Dec.  1852  Art. 
22  dahin  aus: 

„La  projyrietS  des  actions  en  nom  ne  peut  etre  Stählte  que 
„par  une  inscription  dans  les  registres  de  la  societe." 
Ebenso  müssen  nach  englischem  Rechte  die  Joint- 
Stock  Compagnies,  deren  Actienscheine,  wie  schon  früher  be- 
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merkt ,  nie  auf  Inhaber  gestellt  sein  dürfen ,  Register  der 
Actionäre  führen,  in  welche  einzutragen  sind:  Name,  Woh- 
nung und  Stand  der  Vereinsmitglieder  so  we  die  von  jedem 
besessenen  Actien  mit  ihren  Nummern;  ferner  die  von  jedem 
Actionär  eingezahlten  Beträge,  der  Tag,  an  welchem  der  Ac- 
tionär  in  das  Register  eingezeichnet,  so  wie  derjenige,  an 
welchem  Jemand  rücksichtlich  einer  Actie  Actionär  zu  sein 
aufgehört  hat^*. 

In  gleicher  Weise  verlangt  das  Preuss.  Gesetz  über 
Actiengesellschaften  v.  9.  Nov.  1843  §.  12  die  Führung 
von  Actienbüchern  Seitens  solcher  Gesellschaften,  deren  Ac- 
tien säramtlich  oder  theilweise  auf  Namen  ausgestellt,  während 
in  Anschluss  an  dieses  Gesetz  das  Allg.  deutsche  Han- 
delsgesetzbuch, Art.  223  verb.  mit  Art.  182.  183  verord- 
net, dass Namenactien  mit  genauer  Bezeichnung  des  In- 
habers nach  Namen,  Wohnort  und  Stancl  in  das 
Actienbuch  der  Gesellschaft  eingetragen  werden  müssen, 
dass  der  Ueber2:ano:  des  Eisrenthums  einer  solchen  Actie  im 
Actienbuche  zu  bemerken,  und  im  Verhältnisse  zur  Gesell- 
schaft nur  diejenigen  als  Actien-Eigenthümer  anzusehen, 
welche  als  solche  im  Actienbuche  verzeichnet  sind. 

Andere  Gesetzgebungen  endlich,  um  von  denjenigen  ab- 
zusehen, die  der  Actienbücher  gar  nicht  erwähnen,  verlangen 
solche,  wie  das  Spanische  Handelsgesetzb.  Art.  282,  nur 
bei 'Actiengesellschaften,  die  keinerlei  Actienscheine  ausgege- 
ben, während  das  Holländische  Handelsgesetzb.  Art.  42 
zwar  die  Uebertragung  von  Namenactien  durch  Eintrag  in 
ein  Actienbuch  gestattet,  eine  solche  aber,  wo  nicht  die  Sta- 
tuten etwas  Anderes  anordnen ,  nicht  erfordert ,  indem  es 
vielmehr  eine  anderweitig-e  Art  des  Uebertrags  dieser  Actien 
anerkennt. 

Die  Ausstellung  von  Actienbriefen  als  Beweisurkunden 
für  den  Erwerb  der  einzelnen  Actienrechte  ist  gewöhnlich, 
nicht  aber,  wie  bereits  angedeutet  worden,  wesentlich.  Schon 
um  desswillen  ist  es  denn  unrichtig,  wenn  man  mitMarbach, 
Ein  Wort  über  den  Rechtscharacter  der  Actiengesellschaft, 
S.  8  u.  43,  den  Satz  aufstellt,  das  ausschliessliche  Eigenthum 
der  Actie  sei  Bedinsuns;  der  Mito-liedschaft  in  der  Actien- 
gesellschaft,   ein  Princip,   bei  dessen  Formulirung  das  Wort 


58)  Actiengesellschafts-Acten  v.  1856,  1857.  Th,  I.  XVI.  (Gü- 
terbock a.  a.  O.  S.  11). 
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„Actie"  offenbar  im  Sinne  von  Actienschein  genommen,  da 
nur  bezüo-lich  dieses  von  einem  ausschliesslichen  Eio;enthume 
die  Rede  sein  kann. 

Dass  eine  Actiengesellscliaft  ohne  Actienurkunden  zu 
bestehen  vermag,  ergiebt  sich  schon  aus  dem  Umstände,  dass 
diese  letztern  nach  Massgabe  vieler  Statuten  erst  nach  Ein- 
zahlung des  in  successiven  Raten  abzuführenden  vollen  Ac- 
tienbetrags  ausgestellt  werden  sollen,  und  nach  manchen  Ge- 
setzen, sofern  es  sich  um  Inhaber-Actien  handelt,  auch  erst 
ausgegeben  werden  dürfen.  Werden  freilich  hier  gewöhnlich 
provisorische  Scheine  ausgestellt,  welche  im  Wesentlichen  die 
später  auszugebenden  Actienbriefe  ersetzen,  so  ist  dies  in 
Wirklichkeit  keineswegs  nöthio-. 

Ja  es  sind  Actienvereine  denkbar  und  kommen  solche 
auch  wirklich  vor,  bei  denen  Actienbriefe  gar  nicht  ausgege- 
ben werden,  und  solche  daher  auch  von  den  Action'ären,  welche 
den  ganzen  Nominalbetrag  ihrer  Actien  einbezahlt,  nicht  ver- 
langt werden  können  ^^.  Hier  wird  der  Erwerb  der  Eigen- 
schaft als  Actionär  lediglich  durch  Eintrag  in  das  Actienbuch 
der  Compagnie  festgestellt,  was  freilich  die  Einrichtung  nicht 
ausschliesst,  wonach  dem  Actionär  ein  Einschreibuno-szeuo;- 
niss  mit  Angabe  der  Zahl  seiner  Actien  von  der  Gesellschaft 
ausgestellt  wird^*'. 

Wir  haben  schon  früher  bemerkt,  dass  mehrere  Gesetz- 
gebungen, wie  der  Code  de  commerce,  Art.  36,  der  Regolamento 
jorovv.,  Art.  35,  das  Spanische  Handelsg.,  Art.  282,  und 
das  Serbische,  §.  37,  auf  ein  solches  Verhältniss  reflectiren. 

Anders  verhält  es  sich  dao-eofcn  nach  dem  Allgem. 
deutschen  Handelsgesetzbuche.  Dieses  geht  nämlich 
entschieden  davon  aus,  dass  die  Emission  von  Actienscheinen 
im  Wesen  der  Actiengesellscliaft  liegt,  zwar  nicht  in  dem 
Sinne,  dass  deren  Existenz  dui-ch  die  bereits  geschehene  Aus- 
gabe von  Actienurkunden  bedingt  wäre,  da  ja  ein  Verein, 
dessen  Actien  auf  Inhaber  lauten  sollen,  solche  nicht  vor 
Einzahlung  des  ganzen  Nominalbetrags  auszugeben  berechtigt 
und  dessenungeachtet  vor  dieser  Emission  besteht;  wohl  aber 
in  dem  Sinne,    dass  Actienbriefe  jedenfalls    nach  erfolgter 


59)  Pohls,  Actien-G.,  S.  19.— 

60)  Statuten  der  Lebensversicherungs-G.  „ia  5((«6-se"  (1858), 
§.16.- 
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voller  Einzahlung-  der  Actlenbeträge  ausgegeben  werden  sol- 
len und  von  jedem  Actionär  beansprucht  werden  können. 

Diese  Auffassung  des  Allg.  deutschen  Handelsge- 
setz b.  ergiebt  sich  aus  der  Vorschrift  des  Art.  209,  es  müsse 
der  Gesellschaftsvei'trag,  dessen  Genehmigung  erfolgen  solle, 
bestimmen: 

,,die  Eigenschaft  der  Actien,  ob  sie  auf  Inhaber  oder  auf 

„Namen  gestellt  werden  sollen", 
so  wie  aus  der  weitern  Anordnung  (Art.  210),   dass  der  aus 
dem  Handelsregister  zu  veröffentlichende  Auszug  des  Gesell- 
schaftsvertrags enthalten  müsse : 

„die  Eigenschaft  (der  Actien),   ob  sie  auf  Inhaber  oder 

„auf  Namen  gestellt  sind", 
Bestimmungen,   die   auch   auf  solche   Actienvereine   Anwen- 
dung finden  sollen,  welche  nach  Massgabe  der  Landesgesetze 
der  staatlichen  Genehmigung  nicht  bedürfen  (Art.  249). 

Dass  aber  unter  den  Actien  hier  Actienbriefe  gemeint 
sind,  kann  um  so  weniger  bezweifelt  werden,  als  das  Gesetz 
die  Uebertrao-uno'  von  Namen-Actien  durch  Indossament  ge- 
stattet  (Art.  223  verb.  mit  Art.  182),  während  nur  Papiere 
(Ordre-Papiere)  indossirt  werden  können. 

Nach  Massgabe  des  Allg.  deutschen  Handelsgesetzb. 
dürften  demnach  Statuten,  denen  zufolge  Actienscheine  auch 
nach  voller  Einzahlun«;  der  Actienbeträge  nicht  auso:ee:eben 
werden  sollen,  die  zur  staatlichen  Genehmigung,  und  wo  diese 
auch  nicht  erforderlich,  zur  Eintragung  in  das  Handelsregister 
nöthio-en  Eio-enschaften  nicht  vereinigen. 

§.7. 

Der  Namen   der  Actiengesellschaft. 

Als  characteristisch  für  die  Actiengesellschaft  haben  wir 
dreierlei  hervorgehoben:  einmal,  dass  sie  mit  einem  bestimm- 
ten in  eine  Anzahl  Theile  zerlegten  Capitale  errichtet,  — 
dann,  dass  sie  ein  auf  Actien  gegründeter  Verein  in  dem 
Sinne  ist,  dass  die  Mitgliedschaft  in  demselben  mit  Ueber- 
nahme  (Versprechen  oder  Zahlung)  eines  Capitalantheils  und 
in  dem  Masse,  in  welchem  solche  übernommen,  erworben 
wird,  —  und  endlich,  dass  sie  ein  Verein  ist,  welcher  unter 
einem  von  ihm  angenommenen  Namen  füi*  die  Gescllschafts- 
zwecke  thätio-  und  durch  seine  Handlungen  allein  das  Gesell- 
schaftsvermöo:en  obliiiirt. 

Die  Bedeutunof  dieses  letztern  Merkmals  ist  fol2;ende. 
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Wenn  Jemand  sich  bei  einer  Aetlengesellschaft  als  Mit- 
glied betheiligt,  so  will  er  an  dem  etwaigen  Gewinne  der  Ge- 
sellschaft oder  den  sonst  deren  Theilhabern  gebotenen  Vor- 
theilen  Theil  nehmen,  ohne  dass  er  irgend  eine  andere  Gefahr 
liefe,  als  den  des  Vei-lustes  des  Preises,  um  den  er  das  Ac- 
tienrecht  erworben.  Er  will  demnach  mit  seinem  Vermögen, 
so  weit  es  nicht  in  jenem  Actienrechte ,  beziehungsweise  des- 
sen Werth,  besteht,  für  die  Verbindlichkeiten,  welche  zur 
Erreichung  des  Gesellschaftszwecks  eingegangen  werden, 
nicht  einstehen  und  überhaupt  in  keine  Beziehung  zu  den 
betreffenden  Gläubigern  treten,  selbst  nicht  für  den  etwa  noch 
geschuldeten  Betrag  seiner  Actio. 

Ein  solches  Verhältnis s  wird  aber  nur  dadurch  ermög- 
licht, dass  der  Actionär  als  solcher  für  die  Gesellschafts- 
zwecke nicht  thätig  ist,  da  er  im  entgegengesetzten  Falle 
denjenigen,  mit  welchen  er,  wenn  auch  im  Interesse  der  Ge- 
sellschaft contrahirt,  mit  seinem  ganzen  Vermögen  haften 
müsste,  und  nur  mit  der  actio  pro  socio  die  übrigen  Vereins- 
mitglieder zum  verliältnissmässigen  Ersätze  des  von  ihm  für 
die  Gesellschaft  Aufgewendeten  anhalten  könnte. 

Ebensowenig  können  aber,  wenn  der  angedeutete  Zweck 
erreicht  werden  soll,  die  Geschäfte  der  Gesellschaft  durch 
Institoren  der  socii  besorgt  werden,  durch  Avelche  ja  diese 
letztern  mit  ihrem  ganzen  Vermögen  in  solidum  verpflichtet 
werden  würden. 

Sollen  vielmehr  die  Actionäre  in  dieser  ihrer  Eigenschaft 
aus  den  für  die  Vereinszwecke  abgeschlossenen  Geschäften  in 
keiner  AVeise  verpflichtet  werden,  so  ist  dies  nur  in  der  Art 
möglich,  dass  die  Verbindung  als  solche,  d.  h.  als  Ein  Gan- 
zes für  die  Gesellschaftszwecke  thätig,  welches,  mag  man  es 
als  juristische  Person,  Genossenschaft,  sachenreehtliche  Ge- 
sellschaft oder  formelle  Einheit  auffassen,  —  Constructionen, 
auf  deren  Werth  und  Bedeutung  später  eingegangen  werden 
soll,  —  durch  seine  Handlungen  das  Gesellschaftsvermögen 
und  nur  dieses  obligirt.  Selbstverständlich  ist  es  aber,  dass 
dieses  Ganze  nur  durch  Vertreter  handeln  kann,  die,  wenn 
sie  das  Vereins  vermögen  und  dieses  allein  obligiren  sollen, 
im  Namen  des  Vereins  handeln  müssen. 

Der  Actienverein,  welcher  als  solcher  Vertreter  hat,  die 
für  ihn  und  nicht  für  die  einzelnen  Mitglieder  mit  Dritten 
Verträge  abschliessen,  Processe  führen  u.  s.  w.,  muss  sonach, 
gleichgültig  ob  er  sich  als  Handelsgesellschaft  qualificirt  oder 
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ob  dies  nicht  der  Fall  ist,  einen  Namen  haben,  unter  welchem 
er  nach  Aussen  auftritt.  — 

Dieser  Namen  bildet  die  Firma  der  Actiengesellschaft, 
bei  welcher  der  Gegenstand  des  Unternehmens  in  Handels- 
geschäften besteht;  doch  wird  er  auch  bei  andern  Actienver- 
einen  vielfach  als  Firma  bezeichnet,  ein  Sprachgebrauch, 
welcher  der  Kürze  halber  hier  beibehalten  werden  soll.  So 
bestimmt  z.  B.  das  Preuss.  Gesetz  vom  9.  Nov.  1843  §.  2 
in  Ansehung  der  Actiengesellschaften  überhaupt,  es  müsse 
der  Gesellschafts  vertrag  die  Firma  der  Gesellschaft  be- 
stimmen; so  verordnet  das  Bernische  Gesetz  vom  J.  1860 
Art.  9  hinsichtlich  der  Actienvereine  im  Allgemeinen,  sie 
müssten  eine  Firma  führen. 

Was  nun  zunächst  die  Wahl  der  Firma  einer  Actieno-e- 
Seilschaft  anbetrifft,  so  unterstellt  dieselbe  einem  doppelten 
Grundsatze. 

Vorerst  darf  eine  solche  Firma  keinen  Personen- 
Namen  enthalten,  d.  h.  es  darf  in  dieselbe  weder  der 
Name  oder  die  Firma  eines  Gesellschafters,  noch 
auch  derjenige  anderer  Personen,  wie  z.  B.  der  Ver- 
treter der  Gesellschaft,  aufgenommen  werden.  Dies 
folgt  daraus ,  dass  es  die  Actiengesellschaft  als  solche  ist, 
welche  allein  für  die  Gesellschaftsorgane  thätig  sein,  und  de- 
ren Vermögen  allein  durch  die  im  Namen  des  Vereins  vorsre- 
nommenen  Handlungen  verpflichtet  werden  soll,  aus  welchem 
Grunde  denn  Namen  oder  Firma  anderer  Personen  zur  Be- 
zeichnung einer  solchen  Gesellschaft  nicht  zu  verwenden  ^ 

Nicht  zureichend  und  dem  Wesen  der  Actiengesellschaft 
keineswegs  völlig  entsprechend  ist  es  demnach,  wenn  der 
Code  de  commerce  Art.  29  und  nach  ihm  der  Regolamento 
provv.  des  Kirchenstaats  Art.  28,  der  Spanische  Han- 
delscodex Art.  276,  das  Wethoek  van  Koojyhandel  Art.  36 
und  das  Serbische  Handelsgesetzb.  §.  31  von  der  ano- 
nymen Gesellschaft  sagen,  sie  sei  durch  den  Namen  kei- 
nes Gesellschafters  bezeichnet^. 

Unbestimmt  ist  es  ferner,  wenn  das  Preuss.  Gesetz 
vom  9.  Nov.  1843  §.  3  erklärt: 


1)  DagegenThöl,  Handelsrecht,  §.  45.  not.  2. 

2)  Code  de  commerce  Art.  29:    „...   eile  rüest  designee  "par  le  nom 
d^aiicun  des  associes.'''' 
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„Die  Actiengesellscliaft  darf  keine  Firma  annehmen,  wel- 

„che  die  Namen  der  Betheiligten  ausdrückt". 
Besser  dagegen  ist  die  Fassmig  des  Züricher  Civilge- 
setzb.  §.  1343,  wonach  der  Name  der  iVctiengesellschaft 
nicht  persönlich  sein  soll,  während  das  Bernische  Ge- 
setz von  1860  Art.  9  und  das  Allg.  deutsche  Handels- 
gesetz b.  Art.  18.  Abs.  2  deutlicher  noch  und  in  einer  der 
Sache  durchaus  entsprechenden  Weise  bestimmen,  es  dürfe 
der  Name  von  Gesellschaftern  oder  andern  Personen 
in  die  Firma  nicht  aufgenommen  werden.  Freilich  darf  diese 
Bestimmung  nicht  dahin  missverstanden  werden,  als  ob  da- 
durch die  Aufnahme  eines  jeden  Personen-Namens  in  die 
Firma  einer  Actiengesellschaft  untersagt  sein  sollte,  indem 
eine  solche  vielmehr  zur  nähern  Bezeichnung  des  Zwecks  und 
Wesens  des  Unternehmens  oder  zur  Ehre  einer  Person  dann 
zweifellos  statthaft  ist,  wenn  der  Gebrauch  des  Namens  in 
der  Art  geschieht,  dass  dieser  unmöglich  die  Auffassung  im 
Publicum  veranlassen  kann,  als  ob  die  betreffende  Person 
mit  ihrem  Vermögen  für  die  Vereinsschulden  einstehen  sollte. 
Daher  ist  es  insbesondere  zulässig,  eine  Actiengesellschaft 
nach  dem  Namen  einer  bekannten  historischen  Person,  wie 
z.  B.  Albrecht-Dürer-Verein,  oder  einer  hochgestellten 
Persönlichkeit,  wie  Kaiserin  Elisabeth-  oder  Carl  Lud- 
wig Eisenbahngesellschaft  oder  Bergbau-Actienge- 
sellschaft  Wilhelmina  Victoria  zu  benennen,  wenn  nur 
in  dem  letztgenannten  Falle  der  Namen  in  solcher  Verbindung 
gebraucht,  dass  er  zu  keinerlei  Missverständniss  Veranlas- 
sune:  o-eben  kann. 

Der  Sinn  des  in  der  Natur  der  Sache  begründeten  Satzes, 
wonach  der  Namen  von  Gesellschaftern  oder  andern  Personen 
in  die  Firma  nicht  aufgenommen  werden  darf,  ist  demnach 
der,  dass  in  derselben  kein  Personen-Namen  stehen  darf,  der 
an  und  für  sich  und  nach  der  Verbindung;,  in  welche  er  o-e- 
bracht,  irgend  wie  geeignet  sein  könnte,  eine  Täuschung  über 
den  Character  des  Vereins  herbeizuführen^. 

In  diesem  Sinne  aufgefasst  erleidet  jener  Grundsatz  aber 
auch  dann  keine  Ausnahme,  wenn  die  an  sich  nicht  nothwen- 
dige  Bezeichnung  als  Actiengesellschaft  in  die  Firma  aufge- 
nommen wird,  indem  die  Beifügung  von  Personen-Namen  in 


3)  V.  Hahn,  Commentar  zum  AUgem.  Deutschen  Handelsgesetzb, 
S.  64. 65. 
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einem  solchen  Falle  eine  Verwechslung  der  Actiengesellschaft 
mit  der  Actiencommandit- Gesellschaft  veranlassen  könnte*. 
Indessen  macht  hier  das  Civilgesetzbuch  für  den  Can- 
ton  Solothurn,  welches  allerdings  die  Actiencommandit- 
gesellschaft  nicht  kennt,  eine  Ausnahme,  indem  es  (§.  1218) 
Actienverbindungen  gestattet,  welche  „die  Firma  eines 
oder  mehrerer  Mitglieder  annehmen,  oder  sich  durch 
eine  andere  Benennung,  z.  B.  des  auszuführenden 
Geschäfts,  kenntlich  machen." 

Nach  dem  Vorgange  des  Code  de  commerce,  Art.  29:  „la 
socieU  mionyme  n'  existe  point  sous  un  nom  social",  dessen 
Auffassung  in  eine  Reihe  anderer  Gesetzgebungen,  wie  in  dem 
Regolamento  2'irovv.,  Art.  28,  in  das  Spanische  Handels- 
gesetzbuch, Art.  276,  in  den  Portugiesischen  Handels- 
codex, Art.  538,  in  das  Wethoek  van  Koophandel,  Art.  36, 
in  den  Freiburg.  Handelscodex,  Art.  37,  in  das  Waadt- 
ländische  Gesetz  überHandelsgesellschaften,  Art.  15, 
und  in  das  Serbische  Handelsgesetzb.,  §.31,  übergegan- 
gen und  die  Bezeichnung  der  Actiengesellschaft  als  einer 
anonymen  erklärt,  hat  man  auch  in  Deutschland  nicht  selten 
behauptet,  es  habe  der  Actienverein  um  desswillen  keine 
Firma,  weil  er  nicht  nach  dem  Namen  von  Gesellschaftern 
oder  andern  Personen  benannt  Averden  dürfe  ^.  Indessen  hängt 
diese  Behauptung  mit  der  dem  deutschen  Rechte  fremden 
Auffassuno;  zusammen,  als  ob  eine  Gesellschaftsfirma  nur  aus 
den  Namen  der  Gesellschafter  oder  einzelner  aus  denselben 
bestehen  konnte.  In  der  That  hat  denn  die  Actiengesellschaft, 
wie  auch  das  Allg.  deutsche  Handelsgesetzbuch  aus- 
drücklich anerkennt  (Art.  18.  209.  210),  soferne  sie  sich  als 
Handelsgesellschaft  qualificirt,  eine  wahre  Firma,  die  frei- 
lich, indem  sie  keinen  Personen-Namen  in  dem  früher  erörter- 
ten Sinne  enthalten  darf,  eine  Sachfirma  ist,  wie  die  Be- 
nennung anderweitiger  Actienvereine  ein  Sachnamen  sein 
muss. 

Diese  Sachfirma,  um  diesen  Ausdruck  nunmehr  in  An- 
sehung der  Actienvereine  überhaupt  ohne  Rücksicht  auf  den 
Gegenstand  ihres  Unternehmens  zu  gebrauchen,  wird  aber 
der  Natur  der  Sache  nach  aewöhnlich  von  eben  diesem  Ge- 


4)  Nürnberg.  ProtocoUe,  S.  37. — 

5)  Bender,  Handlungsrecht,  §.  154;  Heise,  Handelsrecht,  S. 
Gengier,  deutsch.  Privatrecht,  iS.  501.  not.  6.  — 

Renaud,  AcliemjeseUsch.  'J 
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genstande  hergenommen  werden,  zu  welchem  öfter  em  Zusatz 
hinzukommen  wird,  um  die  Gesellschaft  von  andern,  die 
gleiche  Zwecke  verfolgen,  zu  unterscheiden. 

Solche  Zusätze  werden  bald  von  dem  Orte  oder  Lande 
entnommen,  woselbst  die  Gesellschaft  ihren  Sitz  hat,  wie 
die  Firmen  „Aachener  und  München  er  Feuer- 
versicherungs-Gesellschaft", „Zuckerfabrik  Heil- 
bronn", „Actiengesellschaft  für  Spinnerei  und  We- 
berei an  der  hohen  Mark"  zeigen;  oder  sie  beziehen  sich, 
wie  z.  B.  in  den  Firmen  „Bergbau-  und  Hütten- Actien- 
gesellschaft Thuringia"  oder  „Deutsche  Versiche- 
rungsgesellschaft" auf  das  hauptsächliche  Betriebsgebiet 
des  Vereins.  Andere  Zusätze  sind  vom  Datum  der  Statuten 
der  Gesellschaft  oder  doch  der  letzten  Revision  derselben, 
wie  bei  der  in  Hamburg  bestehenden  „ Assecuranzcom- 
pagnie  v.  1834",  oder  von  dem  Namen  einer  hochgestellten 
Persönlichkeit,  wie  bei  der  Firma  „Kaiserin  Elisabeth 
Eisenbahn-Gesellschaft"  entnommen,  oder  endlich  alle- 
gorischer Art,  wie  in  der  Firma  „Providentia  Frankfur- 
ter Versicherungsgesellschaft". 

So  gewöhnlich  es  nun  ist,  den  Namen  einer  Actienge- 
sellschaft von  dem  Gegenstande  ihrer  Unternehmung  mit  oder 
ohne  beigefügten  Zusatz  zu  entnehmen,  so  giebt  es  für  eine 
solche  Beschränkung  der  Wahl  der  Firma  keinerlei  innere 
Nothwendigkeit,  da  es  im  Wesen  des  Actienvereins  nur  liegt, 
dass  derselbe  einen  Namen  habe,  durch  welchen  er  sich  von 
andern  Gesellschaften  unterscheidet,  und  in  dem  die  Namen 
anderer  Personen  nicht  enthalten.  Aus  diesem  Grunde  unter- 
liegt es  denn  an  und  für  sich  keinem  Zweifel,  dass  der  Name 
einer  Actiengesellschaft  auch  von  etwas  anderem  Avie  dem  Ge- 
o;enstande  des  Vereinsunternehmens  hergenommen  sein  kann, 
wie  die  Firmen  „Oesterreichischer  Lloyd",  ,, Deutscher 
Phönix  in  Frankfurt"  u.  a.  m.  beweisen^. 

Indessen  weicht  hier  eine  grosse  Zahl  von  Gesetzgebun- 
gen wieder  nach  dem  Vorgange  des  Code  de  commerce,  wel- 
cher im  Art.  oO  bestimmt: 

„Elle  (la  societe  anonyme)  est  qualifiee  par  la  cUsignation 
„de  Vohjet  de  son  entreprise", 
von  jenen  in  der  Natur  der  Sache  begründeten  Sätzen  ab,  in- 


6)  Pohls,  Actiengesellsch. ,  S.  16;    Brinckniann,   Handelsrecht, 
S.  235;  Heise,  Handelsrecht,  S.  G8. 
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dem  sie  anordnen,  dass  der  Name  der  Actiengesellschaft  von 
dem  Gegenstande,  von  dem  Objecte  oder  Zwecke 
ihrer  Unternehmung  zu  entlehnen.  Dahin  gehören  der 
Megolamento  provv.  des  Kirchenstaats,  Art.  29,  das  Spa- 
nische Handelsgesetzbuch,  Art.  276,  der  Portugie- 
sische Handelscodex,  Art.  5.'58,  das  Russische  Regle- 
ment vom  J.  1836,  Art.  10,  das  Wethoek  van  Koophandel, 
Art.  36,  der  Freiburgische  Handelscodex,  Art.  37,  das 
AVaadtländisc  he  Gesetz  über  Handelsgesellschaften, 
Art.  16,  das  Züricher  Gesetzbuch,  §.  1343,  das  Berni- 
sche Gesetz  vom  J.  1860,  Art.  9,  das  Serbische  Han- 
delsgesetzb.,  §.31,  so  wie  auch  dasPreussische  Gesetz 
über  Actiengesellschaften  vom  9.  Nov.  1843,  §.  5";  mit 
welchem  letztern  Gesetze  der  Preuss.  Entwurf,  Art.  23, 
Abs.  1,  übereinstimmte^. 

Die  Fassung  des  letztgenannten  Entwurfs  ging  in  das 
Allg.  deutsche  Handelsgesetzbuch  mit  der  einzigen  be- 
reits in  erster  Lesung  beschlossenen  Modification,  wonach  die 
"Worte  „in  derRegel"  eingeschaltet  wurden,  über  ^  Hiernach 
hält  dasselbe  zwar  principiell  an  jenem  durch  den  Code  de 
commerce  aufgebrachten  innerlich  nicht  begründeten  Satze 
fest,  dass  die  Firma  einer  Actiengesellschaft  von  dem  Ge- 
genstande ihrer  Unternehmung  entlehnt  sein  muss,  wiewohl 
es  Ausnahmen  von  dieser  Regel  gestattet,  über  deren  Zuläs- 
sio-keit  im  einzelnen  Falle  die  zur  Genehmigunji^  des  Gesell- 
schaftsvertrags  berufene  Staatsbehörde,  und  wo  das  Erfor- 
derniss  staatlicher  Genehmigung  nach  Massgabe  der  Landes- 
o:esetzfrebung  weo-fällt,  das  zur  Eintragung  der  Gesellschaft 
angegangene  Handelsgericht  zu  entscheiden  hat  ^^. 

Wir  haben  früher  hervorgehoben ,  dass  die  Wahl  der 
Firma  einer  Actiengesellschaft  durch  einen  doppelten  Grund- 
satz beschränkt  ist,  von  denen  der  eine  nur  bisher  erörtert 
worden,   nämlich   derjenige,   wonach   eine  solche  Firma  eine 


7)  S.  ferner  den  Würtemberg.  Entwurf,  Art.  243;  denNassau. 
Entwurf,  §.  95,  und  den  Entwurf  eines  Allg.  Handelsgesetzb. 
für  Deutschland  (von  der  durch  das  Reichsministerium  der  Justiz  nie- 
dergesetzten Commission),  Art.  73. 

8)  S.  die  Motive  dieses  Entwurfs,  S.  17. 

9)  Allg.  deutsches  Handelsg.,  Art.  18,  Abs.  1:  ,,Die  Firma 
„einer  Actiengesellschaft  muss  in  der  Regel  von  dem  Gegenstande  ihrer 
„Unternehmung  entlehnt  sein." 

10)  Nürnberg.  TrotocoUe,  S.  37.  —  v.  Hahn,  Commentar  zum 
Allg.  d.  Handelsg.,  S.  6-4.  — 
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Sachfirma  sein  muss.  Der  andere  hier  einschlagende  Grund- 
satz geht  dahin,  dass  nicht  der  Namen  eines  bereits  be- 
stehenden Actienvereins  gewählt  werde. 

Ob  und  inwieferne  freilich  der  natürliche  Anspruch  einer 
Actiengesellschaft,  dass  ihr  Name  nicht  ohne  weiteres  von 
einem  anderen  Vereine  angenommen  werde,  sich  eines  recht- 
lichen Schutzes  erfreut,  hängt  von  den  Bestimmungen  der 
Landesgesetzgebung  ab,  da  es  nach  gemeinem  Rechte  in  die- 
ser Hinsicht  an  jeder  Rechtsnorm  fehlt.  So  verordnet  denn 
z.  B.  das  englische  Recht,  es  dürfe  keine  Gesellschaft 
unter  einem  Namen  reglsti-irt  Averden,  der  demjenigen,  unter 
welchem  eine  bereits  bestehende  Gesellschaft  registrirt  wor- 
den, gleich  oder  so  ähnlich,  dass  er  Irrungen  veranlassen 
möchte  ^^;  so  bestimmt  das  Bernische  Gesetz  über  die 
Actiensesellschaften  v.  J.  18G0  Art.  9,  es  dürfe  keine  Firma 
gewählt  werden,  „welche  derjenigen  einer  bestehenden  Actien- 
gesellschaft gleich  oder  so  ähnlich,  dass  sie  Irrungen  veran- 
lassen könnte."  Beschränkter  dagegen  ist  der  rechthche 
Schutz  der  Firmen  überhaupt  und  daher  auch  der  Firmen 
solcher  Actienvereine,  die  sich  als  Handelsgesellschaften  qua- 
lificiren,  nach  dem  Allgem.  deutschen  Handelsgesetz- 
buche, nach  welchem  (Art.  20  Abs.  1)  jede  neue  Firma  sich 
von  allen  an  demselben  Orte  oder  in  derselben  Gemeinde 
bereits  bestehenden  und  in  das  Handelsregister  eingetragenen 
Firmen  deutlich  unterscheiden  muss,  und  sonach  eine  Actien- 
gesellschaft nicht  verhindert  werden  kann,  die  Firma  eines 
an  einem  andern  Orte  bestehenden  Actienvereins  anzunehmen. 

Particularrechtlich  ist  übrigens  die  Wahl  der  Firma  einer 
Actieno-esellschaft  noch  anderweitio^en  Beschränkungen  unter- 
worfen.  So  ist  es  z.  B.  in  Hamburg  den  Actienvereinen 
untersagt,  sich  das  Prädicat  „Hamburger"  oder  sonst  eine 
Benennung  beizulegen,  welche  die  Meinung  veranlassen 
könnte,  als  ob  der  Staat  an  dem  Actienunternehmen  be- 
theiligt, oder  irgend  eine  Garantie  dabei  übernommen  hätte  ^-. 

Nach  englischem  Rechte  aber  muss  der  Namen  einer 
Gesellschaft  mit  beschi'änkter  Haftbarkeit  das  Wort  „be- 
schränkt" {limited)  als  letztes  Wort  enthalten,  wie  z.  B. 
„Orient-Dampfboot-Gesellschaft,  beschränkt"  ^^. 

11)  Actiengesellschaftsacten  1856, 1857,Tli.I.VI.;  Güterbock 
die  englischen  Actiengesellschaftsgesetze,  S.  4. 

12)  Pohls  Actiengesellsch.  S.  16.  — 

13)  Actiengesellschaftsacten  1856,  1857,  Th.  I.V.  a.  E.  — 
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Die  Firma  einer  Actiengesellschaft  gehört  zur  Yerfas- 
suns:  derselben  und  muss  demnach  in  deren  Statuten  bezeich- 
net  sein,  wie  auch  durch  mehrere  Gesetzgebungen,  insbe- 
sondere die  Russische  Verordnung  vom  J.  1836  Art.  50, 
das  Bernische  Gesetz  vom  J.  1860  Art.  4,  das  Preus- 
sische  Gesetz  vom  9.  November  1843  §.  2  und  das  Allg. 
deutsche  Handelsgesetzb.  Art.  209  verb.  mit  Art.  249  aus- 
drücklich anerkannt  ist. 

Sie  bedarf  demgemäss  der  Genehmigung  der  Staatsge- 
walt, wo  die  Statuten  derselben  unterworfen,  während,  wie 
schon  oben  angedeutet,  diese  Genehmigung  auf  so  lange  zu 
versagen  ist,  als  der  sewählte  Namen  nicht  den  gesetzlichen 
Erfordernissen  entspricht. 

Ebenso  ist  die  Firma  sammt  den  Statuten  zu  veröffent- 
lichen, wo  eine  Veröffentlichung  dieser  letztern  vorgeschrie- 
ben; in  welcher  Hinsicht  insbesondere  das  Allg.  deutsche 
Handelsffesetzbuch  bestimmt,  dass  der  mittelst  der  Zei- 
tungen  zu  veröffentlichende  Auszug  des  in  das  Handelsregister 
eingetragenen  Gesellschaftsvertrafics  unter  anderm  die  Firma 
der  Gesellschaft  enthalten  muss  (Art.  210  u.  249). 

Bei  der  an  sich  zulässigen  Abändei'ung  der  Firma  einer 
Actiengesellschaft,  wozu  die  Veranlassung  z.  B.  dadurch  ge- 
geben sein  mag,  dass  sich  in  einem  benachbarten  Orte  oder 
Lande  ein  Actienverein  mit  gleichem  Namen  gebildet,  sind 
die  nämlichen  Grundsätze  wie  bei  der  ursprünglichen  Wahl 
einer  solchen  massgebend.  Nur  wird  eine  solche  Aenderung, 
indem  sie  sich  als  eine  Modification  des  Gesellschaftsvertrags 
qualificirt,  allein  in  der  Art  und  Weise  wie  sonstige  Statuten- 
Aenderungen  vorgenommen  werden  können. 


II.     Die  juristische  Natur  der  Actiengesellschaft. 

§.8. 

Die  verschiedenen  Ansichten  über  den  juristischen  Charac- 

ter  der  Actiengesellschaft;  insbesondere  die  Societäts- 

Theorie. 

Dass  der  rechtliche  Character  der  Actienvereine  bei  den 
bereits  hervorgehobenen  hauptsächlichsten  Eigenthümlichkei- 
ten  dieser  Gesellschaften  sehr  bestritten,  liegt  in  der  Natur 
der  Sache,  da  auf  die  Construction  dieser  Vereinsform  nicht 
allein  die  Verschiedenheit  der  Meinungen  über  die  Bedeutung 
einzelner  der  Theorie  derselben  angehöriger  Sätze,  wie  z.  B. 
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desjenigen  der  beschränkten  Haftung  der  Actionäre,  sondern 
auch  verschiedene  Auffassungen  der  juristischen  Formen,  un- 
ter welche  man  diese  Sätze  unterzubringen  versucht  hat,  noth- 
wendio;  einwirken  mussten. 

So  hat  man  denn  die  Actiengesellschaft  als  modificirte 
Societät,  als  Gesellschaft  mit  formeller  Einheit,  als  Genossen- 
schaft, als  sachenrechtliche  Gesellschaft,  als  abhängiges 
Zweckvermögen  und  endlich  als  juristische  Person  aufge- 
fasst.  Ein  Schriftsteller  sogar  hat  auf  die  juristische  Con- 
struction  der  Actienvereine  verzichtet,  weil  die  Existenz  des 
ganzen  Verhältnisses  auf  Anomalien  beruhe,  die  nach  allge- 
meinenjuristischen Grundsätzen  dem  Gebiete  der  Unmöglich- 
keiten angehörten,  und  die  darin  beständen,  dass  Rechte  und 
Verbindlichkeiten  gälten,  ohne  dass  es  einen  Träger  dafür 
ö-ebe,  —  dass  der  Vorsteher  ein  Vertreter  ohne  vertretenes 
Subject  sei,  —  und  dass  endlich  die  stillen  socii  durch  die 
Thatsache  des  Etablissements  und  der  in  Beziehung  auf  das- 
selbe geschlossenen  Geschäfte  der  Strenge  nach  nicht  existirende 
oder  durch  das  Hin  wegfallen  des  Vorstehers  untergegangene 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  durch  Ernennung  eines  neuen 
Vorstandes  Aviederum  in  Wirksamkeit  setzen  könnten^). 

Indessen  dürfte,  so  viele  Schwierigkeiten  auch  die  Con- 
struction  der  Actienvereine  darbietet,  die  Sache  nicht  so  ver- 
zweifelt stehen,  und  jedenfalls  ein  derartiges  Zerschneiden  des 
Gordischen  Knotens  wenig  befriedigen. 

Am  nächsten  lag  wohl  der  Versuch,  die  Actiengesell- 
schaft als  eine  Art  der  Societät  im  Sinne  des  allgemeinen 
Civilrechts,  worauf  schon  der  Name  ..Actiengesellschaft"  hin- 
zuweisen schien,  aufzufassen.  Indem  man  jedoch  zugeben 
musste,  dass  der  Actienverein  in  einer  Reihe  von  Beziehungen 
von  der  societas  (privata)  sich  unterscheide^,  erklärte  man 
denselben  für  eine  eigenthümliche  Societät.  Freilich 
wussten  manche  Vertheidiger  dieser  Ansicht  damit  nicht  aus- 
zukommen, so  dass  sie  sich  zu  der  ausdrücklichen  Einräu- 
mung veranlasst  sahen,   dass  diese   eigenthümliche  Societät 


1)  Brackenhöft  in  Weiske's  Rechtslexicon  Bd.  V.  s.  v.  Han- 
del, S.  86. 

2)  Dies  leugnet  jedoch  Kritz  Sammlung  von  Rechtsfällen,  Bd.  III. 
S.  317  fg.,  den  Fall  einer  staatlichen  Confirmation  ausgenommen,  indem  er 
den  Actienverein  als  eine  gewöhnliche  Societät  behandeln  will  und  densel- 
ben in  der  Bedeutung  und  mit  der  Wirkung,  die  man  mit  diesem  Begriffe 
zu  verbinden  pflegt,  für  ein  juristisches  Unding  erklärt. 
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eine  moralische  Person  sei  ^,  oder  doch  von  Verhältnissen  der 
einzelnen  Actionäre  zum  Vereine  als  einem  Ganzen,  als  einer 
Person,  zu  sprechen  genöthigt  Avurden  ^  während  Andere  end- 
lich nur  die  staatlich  nicht  genehmigten  Actienvereine  als 
eigenthümliche  Gesellschaften  betrachtet  haben  wollten  ^ 

Nur  Thöl  und  diejenigen,  welche  ihm  gefolgt*^,  haben 
consequent  die  Meinung,  dass  die  Actiengesellschaft  eine 
eigenthümliche  Societät  sei,  durchzufühi'en  versucht,  ein  Ver- 
such, der  auf  die  Grundlage  der  Auffassung  des  erstge- 
nannten Schriftstellers  hier  einer  nähern  Prüfung  zu  unter- 
werfen. 

Die  Actiengesellschaft,  sagt  Thöl  Handelsrecht  §.  44, 
ist  eine  Gesellschaft,  und  zwar  die  römische  societas,  aber 
diese  modificirt,  nicht  eine  juristische  Person,  denn,  was  nicht 
eine  Gesellschaft  ist,  kann  nicht  eine  Actiengesellschaft  sein. 
—  Die  juristische  Construction  dieser  eigenthümlichen  So- 
cietät ist  aber  folgende  (§.  45): 

Unter  der  Generalversammlung  als  der  Principalschaft 
stehen  unmittelbar  ein  oder  mehrere  Institoren,  und  unter 
denselben,  mittelbar  und  unmittelbar  unter  diesen,  wieder  ein 
oder  mehrere  Institoren,  und  so  weiter  fort,  wobei  denn  die 
Vollmacht  einem  Einzelnen  allein  oder  nur  in  der  Gesammt- 
heit  mit  Mehreren  ertheilt  ist.  Dem  Dritten  haftet  aber  der- 
jenige Verwalter,  welcher  mit  ihm  unter  der  Firma  der  Ge- 
sellschaft contrahirt  hat,  in  der  Masse  eines  Institor.  Er  ist 
allein  der  rechte  Beklagte,  die  einzelnen  Actionäre  haften  den 
Gläubigern  direct  gar  nicht.  Der  Verwalter  verweiset  aber 
die  Execution  an  den  Gesellschaftsfonds  (§.  46). 

Sieht  man  nun  zunächst  von  den  sehr  wichtigen  Beden- 
ken ab,  welche  ffco-en  die  Auffassuno-  der  Actiengesellschaft 
als  Societät,  wenn  auch  als  modificirte  Societät,  sprechen,  so 
ist  vorerst  der  Grund,  warum  der  Actienverein  eine  societas 
sein  soll,  ein  durchaus  nichtiger.     Denn  es  übersieht  Thöl, 


3)  So  Pohls  Actient^esellsch.  S.  53,  55,  173,  174.  — Fussel  societates 
innominatae,  in  (piantuin  sequunlur  Romani  juris  de  societatibus  principia, 
p.  20  u.  p.  23  sqq.;  Lange  Je  sncietate  anomjma^  p.  22  sqq. 

4)  Treitschke  in  der  Zeitschr.  f.  deutsches  Recht  Bd.  V. 
S.  327  fg.— 

b)  Sintenis  Je  societate  quaestuaria  quae  J/aV«/-,, Actiengesellschaft", 
p.  38  sqq.  u.  40  sqq. 

6)  Soz.  B.  R.  Schmidim.\rchiv  f.  civil.  Praxis  Bd.  3(3,  S.  189; — 
Gerber,  Syst.  §.  198  und  in  der  Zeitschr.  f.  Civilrecht  u.  Process 
N.  F.  1kl.  XII.  S."'206fs. 
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indem  er  sich  auf  den  Satz  beruft,  was  nicht  eine  Gesell- 
schaft ist,  kann  nicht  eine  Actiengesellschaft  sein,  dass  das 
Wort  „Gesellschaft"  in  einem  engern  wie  in  einem  weitern 
Sinne  gebraucht  wird,  in  welchem  letztern  es  nichts  weiter 
wie  einen  Verein  bezeichnet,  dessen  Natur  wieder  eine  sehr 
verschiedene  sein  kann  ^. 

Abgesehen  hiervon  ist  aber  die  Construction  Thöl's  ge- 
radezu unhaltbar. 

Die  Geschäfte  der  Actiengesellschaft  können  nicht,  wie 
dieser  Schriftsteller  meint,  durch  Institoren  besorgt  werden, 
welche  unmittelbar  oder  mittelbar  {institor  institoris)  unter 
der  Generalversammlung  als  Principalschaft  stehen. 
Denn  es  ist  die  Generalversammlung  nach  dem  Sprachge- 
brauche aller  Statuten  und  Gesetzgebungen  eine  Zusammen- 
kunft von  Actionären  einer  Gesellschaft,  welche  in  dieser 
ihrer  Eigenschaft  auf  gehörige  Einberufung  an  einem  zum 
Voraus  bestimmten  Orte  zu  einer  bestimmten  Zeit  zusam- 
mentreten, und  eine  solche  vorübergehende,  obwohl  sich  wie- 
derholende Vereinigung  durchaus  ungeeignet,  Principalin  zu 
sein  und  Institoren  zu  haben.  Kann  man  allerdings  den  Be- 
schlüssen der  Generalversammlungen  der  Actionäre  unter- 
worfen sein,  so  ist  es  eine  rechtliche  Unmöglichkeit,  dass  man 
der  Generalversammlung  als  Principalschaft  unmittelbar  oder 
mittelbar  als  Institor  unterstehe. 

Institoren  kann,  abgesehen  von  den  einzelnen  socii,  jeden- 
falls nur  der  Actienverein  als  solcher  haben,  Avährend  Actien- 
gesellschaft und  Generalversammluns:  zwei  cfanz  verschiedene 
Dinge  sind.  Muss  aber  auch  jeder  Actienverein  einen  Vor- 
stand haben,  so  ist  dieser  nicht  als  Institor  oder  als  eine 
Mehrheit  von  Institoren  aufzufassen,  und  kommen  auch  sonst 
Institoren  keineswegs  bei  allen  Actiengesellschaften  vor*^. 
Wenn  nämlich  vorerst,  um  von  der  eigenen  Definition  Thöl's 
(Handelsrecht  §.  21)  auszugehen,  zu  einem  Institor  eine  Per- 
son erfordert,  welche  für  Rechnung  eines  Anderen  ein  Ge- 
werbe, oder  eine  Gattung,  Classe,  Eeihe,  Branche  von  Ge- 
schäften, die  zu  einem  Gewerbe  gehören,  betreibt,  so  ist  nicht 
jede  Actiengesellschaft  in  der  Lage,  Institoren  zu  haben,  weil 
der  Betrieb  eines  Gewerbes  nicht  nothwendis  Gesrenstand  des 


7)  S.  das  Erkenntniss  der  Juristenfacultät  Leipzig  bei  Günther  ob- 
servatümes  de  consociatioiübus,  quae  „Actienvereine"  dicuntur  (Lips.  1842), 
p.  5  sqq.  — 

8)  Bluntschli  deutsch.  Privatr.  §.  139  not.  *.  —  S.  unten  §.  60.  — 
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Unternehmens  eines  solchen  Vereins  ist,  wogegen  jede  Actien- 
verbindung  einen  Vorstand  haben  muss.  —  Auch  ist  die  Stel- 
lung des  Vorstandes  eine  solche,  die  sich  mit  derjenigen  eines 
Institors,  d.  h.  eines  Angestellten  der  Gesellschaft,  nicht  ver- 
träo-t.  Denn  es  ist  jener  nicht  dem  Geschäftsbetriebe  des 
Vereins,  sondern  diesem  letztern  selbst  vorgesetzt,  und  daher 
nicht  nothwendig  mit  der  Geschäftsführung  betraut,  jedenfalls 
aber  dessen  Wirkungskreis  hierauf  nicht  beschränkt.  —  End- 
lich ist  die  Eigenschaft  als  Institor  eine  individuelle,  während 
die  Vorstandschaft  bei  einem  Actien vereine,  mag  sie  einer 
oder  mehreren  Personen  zustehen,  als  ein  Amt  erscheint,  bei 
welchem  der  Wechsel  der  Personen,  welche  dasselbe  führen, 
rechtlich  insoferne  ohne  Bedeutung  ist,  als  der  jedesmalige 
Träger  des  Amts  die  Gesammthelt  aller  mit  demselben  ver- 
bundenen Befugnisse  und  Verpflichtungen  hat. 

In  dem  zuletzt  anofcdeuteten  Verhältnisse  lie2:t  aber  ein 
weiterer  Grund  gegen  die  Thöl'sche  Theorie.  Kann  näm- 
lich dieser  zufolge  nur  derjenige  Verwalter  verklagt  werden, 
mit  welchem  das  betreifende  Geschäft  unter  der  Eirma  der 
Gesellschaft  abgeschlossen  worden,  wogegen  derselbe  auch 
dann  der  rechte  Beklagte  ist,  wenn  er  zur  Zeit  der  Klagean- 
stellung in  keiner  Beziehung  mehr  zum  Actienvereine  steht, 
so  ist  hiermit  das  bestehende  Recht  in  völligem  Widerspruche. 
Denn  es  ist  nach  Massgabe  dieses  regelmässig  der  Vorstand 
allein,  welcher  Namens  der  Actiengesellschaft  beklagt  werden 
kann,  und  die  Klage  gegen  denselben  ohne  Rücksicht  darauf 
zu  richten,  ob  er  diese  Stellung  zur  Zeit  des  Geschäfts,  aus 
welchem  geklagt  wird,  bereits  inne  hatte,  und  wer  im  Namen 
des  Vereins  contrahirte. 

Wenn  hiernach  die  Construction  Thöl's  an  und  für  sich 
unhaltbar  ist,  so  lässt  sie  sich  auch  schwer  mit  dessen  eige- 
ner Ansicht  über  die  Verhältnisse  der  Institoren  in  Einklang 
bringen.  Dieser  Schriftsteller  lehrt  (Handelsrecht  §.  26), 
und  zwar  unsers  Erachtens  mit  vollem  Grunde,  dass  nach 
heutigem  Rechte  aus  einem  Contracte,  welchen  der  Institor 
so  geschlossen,  dass  die  institorische  Klage  gegen  den  Prin- 
cipal rechtlich  begründet,  dieser  letztere  und  nur  dieser  zur 
Erfüllung  verpflichtet  sei;  wogegen  jener  in  einem  solchen 
Falle,  Avenn  er  aus  dem  betreflfenden  Contracte  verklagt  werde, 
nicht  bloss  die  Execution  an  den  Principal  verweisen,  sondern 
die  Klage  mit  der  eaxepiio  doli  von  sich  abwenden  könne. 
Hiernach  lässt  sich  aber  nicht  einsehen,  wie  der  Institor,  wcl- 
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eher  unter  der  Firma  der  Actiengesellscliaft  mit  dem  Dritten 
contrahirt,  diesem  gegenüber  allein  der  rechte  Beklagte  sein, 
und  nur  die  Execution  an  den  Gesellschaftsfonds  soll  verwei- 
sen können.  Zwar  fügt  Thöl  §.  20  allerdings  hinzu,  es 
könne  der  Gläubiger  ein  ausdrückliches  oder  aus  den  Um- 
ständen sich  ergebendes  Versprechen  des  Institor  haben,  wo- 
nach dieser,  obw^ohl  nur  aus  dem  Vermögen  des  Principals, 
erfüllen  wolle.  Allein  aus  welchen  Umständen,  fragen  wir, 
ist  ein  solches  Versprechen  des  Verwalters  der  Actiengesell- 
scliaft zu  entnehmen,  wenn  er  dasselbe,  was  gewiss  nur  aus- 
nahmsweise der  Fall  sein  wird,  nicht  ausdrücklieh  gegeben? 
Aus  dem  Wesen  der  Actiengesellschaft  als  einer  modificirten 
Societät  mag  möglicher  Weise  zu  entnehmen  sein,  dass  sich 
die  Gläubiger  nur  an  den  Gesellschaftsfonds  zu  halten  befugt 
sein  sollen;  dagegen  folgt  aus  dem  Umstände,  dass  der  In- 
stitor einer  solchen  eigcnthümlichen  Gesellschaft  unter  deren 
Firma  contrahirt,  offenbar  nicht,  dass  er  die  Vertragsschuld, 
wenn  auch  nur  aus  dem  Gesellschaftsvermögen,  erfüllen  wolle, 
indem  vielmehr  die  Thatsache,  dass  der  Institor  das  Geschäft 
im  Namen  seines  Principals  abgeschlossen,  für  dessen  Ab- 
sicht spricht,  daraus  in  keiner  Weise  behelligt  zu  Averden. 

Wir  haben  bei  der  Widerlegung  der  T hol' sehen  Theorie 
bisher  nur  die  Gründe  hervorgehoben,  welche  gegen  die  die- 
sem Schriftsteller  eigenthümliche  Construction  der  Actienge- 
sellscliaft als  einer  modificirten  römischen  Societät  sprechen. 

Es  ist  nunmehr  aber  der  Beweis  zu  führen,  dass  der 
Actienverbindung  alle  Merkmale  einer  Gesellschaft  im  Sinne 
des  allgemeinen  Civilrechts  abgehen,  und  dass  dieselbe  dem- 
nach o;ar  keine  Societät,  also  auch  keine  modificirte  Societät 
ist,  gleichgültig  wie  man  diese  angeblichen  Modificationen 
construiren  mag;  —  ein  Beweis,  den  übrigens  schon  Andere, 
wie  Weiske  in  Pölitz  N.  Jahrbüchern  der  Geschichte 
u.  Politik  (Jahrg.  1842)  Bd.  I.  S.  245  fg.,  und  Marbach 
über  den  Rechtscharacter  der  Actiengesells.,  S.  5  fg.  unter- 
nommen, am  vollständigsten  aber  Hermann  der  Rechtscha- 
racter  der  Actienvereine,  S.  4  fg.,  geliefert  hat.  — 

Handelt  es  sich  hier  also  nicht  um  die  Beibringung  neuer 
Gründe,  so  ist  es  doch  zur  Gewinnung  einer  festen  Grund- 
lage nöthig,  die  Eigcnthümlichkeiten  des  Actienvereins  zu- 
sammenzustellen, welche  wit  dem  Wesen  der  Societas  unver- 
träsflich  und  die  sonach  nicht  als  Modificationen  dieses  Ver- 
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hältnlsses,  wie  solche  zweifellos  statthaft,  aufgefasst  zu  werden 
vermögen. 

Die  Societät  ist  eine  vertragsmässige  Obliga- 
tion zwischen  den  einzelnen  Socii,  der  Actienverein 
dag-esen  ist,  wenn  man  auch  zunächst  von  der  Art  seiner 
Begründung  und  insbesondere  der  Frage  absieht,  ob  er  auf 
Vei'trag  beruht,  kein  obligatorisches  Verhältniss.  Die 
einzelnen  Actionäre  sind  als  solche  einander  gegenüber  weder 
berechtigt  noch  verpflichtet,  wie  schon  daraus  sich  ergiebt, 
dass  sie  einander  nicht  oder  nur  zufällig  kennen,  und  dass 
Jemand  Mitglied  einer  Actiengesellschaft  sein  kann,  ohne 
irgend  zu  wissen,  wer  neben  ihm  bei  derselben  betheiligt. 
Allerdings  sind  die  Mitglieder  des  nämlichen  Actienvereins 
Glieder  Eines  Ganzen  und  insoferne  in  einer  gewissen  Ver- 
bindung, welche  auch  äusserlich  in  deren  Zusammenkommen 
in  Generalversammlungen  hervortritt.  Allein  es  ist  dieses 
Band  keine  Obligation,  kein  juris  vincidum  zwischen  den  ein- 
zelnen Actionären,  durch  welches  sie  einander  verpflichtet 
wären  „ad  dandum  aliqidd  vel  faciendum  vel  jyraestandum"^. 

Daher  findet  denn  beim  Actienvereine  die  actio  pro  socio 
nicht  Statt  ^^.  Zwar  könnte  man  sagen,  es  komme  diese 
Klage  hier  allerdings  zum  Zwecke  der  Einforderung  aus- 
stehender Actienbeträge  in  Anwendung,  und  werde  sie  auch 
nicht  von  den  einzelnen  Actionären,  sondern  nur  vom  Vereins- 
vorstande angestellt,  so  habe  dies  in  einer  ausdrücklichen  oder 
stillschweigenden  Uebereinkunft  sämmtllcher  Gesellschafter 
seinen  Grund.  Indessen  wäre  eine  derartio-e  Auffassung 
schon  um  desswillen  unrichtig,  weil  der  geschuldete  Actien- 
betrao;  an  und  für  sich  vind  abgesehen  von  anderweitigen  sta- 
tutenmässic-en  Bestimmuno-en  keine  Schuld  des  Actionärs  als 
solchen  ist,  sondern  vielmehr  eine  Verbindlichkeit,  gegen 
welche  das  Actienrecht  erworben  worden.  Ist  aber  der  Rechts- 
grund der  Verbindlichkeit  zur  Bezahlung  des  Actienbetrags 
die  Zeichnung,  und  nicht  ein  Gesellschaftsvertrag,  so  ist  die 
auf  Zahluno;  dieser  Schuld  gerichtete  Klage  nicht  die  actio 
pro  socio,  die  auch  in  anderer  Anwendung  bei  der  Actienge- 
sellschaft sich  nicht  vorfindet. 

Mit  ^em  Nachweise,  dass  diese  letztere  kein  obligatori- 
sches  Verhältniss   ist,    ist   in  der  That   die  juristische   Un- 

9)  1.  3D.  deO.  u.  A.  (44.7).  — 

10)  Weiske  in  den  N.  Jahrb.  f.  Geschichte  u.  Politik  Bd.  I. 
S.  246. 
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möglichkeit  einer  Construction  derselben  als  Societät  darge- 
than. 

Indessen  bietet  der  Actienverein  noch  andere  Eigen- 
schaften dar,  welche  mit  dem  Wesen  der  Gesellschaft  im 
Sinne  des  allgemeinen  Civilrechts  durchaus  unverträglich. 

Die  Societät  ist  nicht  bloss  ein  Rechtsverhältniss  zwi- 
schen mehreren  Personen,  sondern  ein  Verhältniss,  welches  auf 
die  Individualität  der  mehreren  zu  einem  gegebenen  Zwecke 
Verbundenen  gegründet  ist;  sie  ist  mit  a.  W.  ein  Rechts- 
verhältniss höchst  persönlicher  Art^^.  Beim  Actien- 
vereine  dagegen  kömmt  auf  die  Individualität  der 
einzelnen  Mitglieder  nichts  an.  Die  ursprüngliche  Er- 
werbung eines  Actienrechts,  —  um  hier  zunächst  nur  von  die- 
ser zu  sprechen,  —  steht  jedem  offen,  welcher  einen  gege- 
benen Betrag  bezahlt  oder  verspricht,  und  im  letztern  Falle 
etwa  verlangte  Sicherheiten  zu  geben  im  Stande  ist;  daher 
denn  nicht  allein  eine  physische  oder  juristische  Person  oder 
eine  Gesellschaftsfirma  ein  Actienrecht  erwerben  kann,  son- 
dern für  den  einzelnen  Actionär  die  persönliche  Qualification 
seiner  Mitactionäre  durchaus  ohne  Werth  ist.  Verlanffen 
aber  auch  die  Statuten  einer  Actiengesellschaft,  wie  dies  bis- 
weilen der  Fall,  für  die  Actionäre  gewisse  persönliche  Eigen- 
schaften, so  kann  doch,  Aver  dieselben  vereinigt,  die  Vereins- 
mitgliedschaft erwerben,  und  kommen  selbst  unter  einer  sol- 
chen Voraussetzung  bestimmte  Individualitäten  hier  überall 
nicht  in  Betracht. 

Mit  diesem  wesentlichen  Unterschiede  zwischen  dem 
Actienvereine  und  der  Societät  häno-en  aber  andere  Momente 
zusammen,  in  welchen  sich  die  principielle  Verschiedenheit 
beider  Vereinsformen  zeigt. 

Die  Eigenschaft  als  sociiis  ist  schlechterdings 
unübertragbar;  sie  ist  unveräusserlich  und  nicht  ver- 
erblich. Der  Erbe  eines  socius  insbesondere  tritt  als  solcher 
nicht  in  das  Societäts-Verhältniss  seines  Erblassers  ein,  sollte 
dies  auch  bei  Eingehung  der  Gesellschaft  verabredet  Avorden 
sein;  er  wird  vielmehr  nur  durch  Aufnahme  Seitens  der 
übrigen  Gesellschafter,  denen  hierzu  keinerlei  Verbindlichkeit 
obliegt,  socius  ^^.  Dies  gilt  selbst  bei  den  societates  vectigalium, 
wiewohl  hier  der  Erbe  des  verstorbenen  Gesellschafters  bis 


11)  1.  19  u.  1.  20  jy.pro  socio  (17.  2).  — 

12)  1.  35—37,  1.52  §.  9,  1.  59  pr.,  1.  G5  §§.  9   u,   11  D.  pro  socio 
(17,  2).  - 
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zur  Beendigung  der  Pachtung  als   Theilnehmer  an   Gewinn 
und  Verlust  behandelt  wird  ^^. 

Die  Eigenschaft  als  Actionär  oder  mit  a.  W.  das 
Actienrecht  ist  dagegen  seinem  Wesen  nach  über- 
tragbar; es  ist  schlechtweg  veräusserlich  und  ver- 
erblich, wiewohl  in  Ansehung  der  Veräusserung  wie  der 
Vererbung  gewisse  Beschränkungen  in  Folge  der  Untheilbar- 
keit  desselben  so  wie  ausdfücklicher  Bestimmungen  der  Sta- 
tuten statthaben  können. 

In  jedem  Falle  ist  aber  der  Austritt  eines  Actionärs  aus 
der  Actiengesellschaft,  mag  jener  dui'ch  Veräusserung  des 
Actienrechts,  durch  Verzicht  oder  Privation  oder  endlich 
durch  Tod  geschehen,  auf  den  Bestand  des  Vereins  ganz  und 
gar  ohne  Einfluss,  und  ebenso  der  Eintritt  neuer  Mitglieder, 
sei  es  dass  derselbe  durch  Succession  in  Actienrechte  oder 
durch  Erwerb  neu  ausgegebener  Actien  bewirkt  wird,  wäh- 
rend der  Austritt  eines  socius,  wie  der  Eintritt  eines  neuen 
Gesellschafters  die  Societät  aufhebt,  und  die  etwa  fortgesetzte 
Gesellschaft  eine  neue  ist^*.  Die  Societät  umfasst  mit 
a.  W.  ihrem  Wesen  nach  eine  feste  Zahl  bestimmter 
Individuen,  welche  ohne  Auflösung  der  alten  Ge- 
sellschaft und  beziehungsweise  Bildung  einer  neuen 
keine  Aenderung  erleiden  kann;  —  die  Zahl  der  Mit- 
glieder eines  Actienvereins  dagegen  ist  nach  der  Na- 
tur dieser  Vereinsform  eine  unbestimmte  und  wech- 
selnde. 

Die  Societät  endlich  wird  durch  einseitige  Auf- 
kündigung des  einzelnen  socius  aufgelöst,  eine  Auf- 
kündigung, zu  welcher  derselbe,  sobald  sie  nicht  zur  Unzeit 
geschieht,  berechtigt,  und  zwar  ungeachtet  eines  etwaigen 
pactum  „ne  abeatur"  oder  „ne  intra  certum  temjyus  abeatur  a 
societate"^^.  Ein  Actionär  kann  dagegen  wohl  be- 
liebig aus  dem  Actienvereine  austreten,  allein  in 
keiner  Weise  dessen  Auflösung  bewirken. 

Die  Actiengesellschaft,  sahen  wir,  ist  keine  Obligation; 
sie  ist  ferner  keine  Verbindung  ein  für  allemal  individuell  be- 
stimmter Personen;  sie  ist  endlich  kein  Verein,  dessen  Auf- 
lösung durch  den  Willen  Eines  Mitglieds  bewirkt  zu  werden 
vermöchte.    Die  Societät  dagegen  ist  ein  obligatorisches  Ver- 


ls) 1.  63  §.  8  D.  pro  socio  (17.  2).  — 

14)  §.  41.  3.  25;  — 1.  63i.  f.,1.  65  §.  3  D.  pro  soaV;  (17,  2j.  — 

15)  1,  14  D.  pro  socio  (17.  2).  — 
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hältniss;  sie  ist  eine  Obligation  zwischen  bestimmten  Indivi- 
duen, und  zwar  eine  Obhgation,  welche  in  dem  Masse  höchst 
persönlich,  dass  sie  weder  eine  Cession,  noch  eine  Singular- 
oder Universalsuccession  zulässt.  Das  sind  nicht  blosse  Na- 
turalia,  sondern  wesentliche  Eigenheiten  dieser  Vereinsform, 
welche  demzufolge  keine  Abänderung  oder  Ausschliessung 
für  den  einzelnen  Fall  zulassen.  —  Die  Actiengesellschaft  ist 
sonach  keine  Societät  und  daher  auch  keine  modificirte  So- 
cietät. 

Bei  Beo-ründuno;  dieses  Satzes  haben  wir  uns  auf  den 
Nachweis  beschränkt,  dass  das  Wesen  der  Actiengesellschaft 
und  der  Societät  verschieden,  und  dass  eine  Reihe  der  diese 
letztere  characterisirenden  Eigenthümlichkeiten  sich  bei  jener 
Vereinsform,  in  deren  Natur  vielmehr  direct  ento-eo^eng-esetzte 
Grundsätze  begründet,  nicht  vorfinden. 

Allein  es  treten  der  Auffassung  der  Actiengesellschaft 
als  Societät  noch  weitere  Bedenken  entgegen,  indem  sich 
nämlich  nicht  in  Abrede  stellen  lässt,  dass  jene  sowohl  ihren 
Mitgliedern  wie  auch  Dritten  gegenüber  als  ein  Ganzes  er- 
scheint, ohne  dass  man  dieses  einheitliche  Auftreten  mittelst 
einer  Vertretung  der  Actionäre  durch  Institoren  zu  construiren 
vermöchte. 

Wir  wollen  in  dieser  Hinsicht  nur  zweierlei  hervorheben, 
w^orin  das  Auftreten  der  Actienverbindung  als  einer  von  den 
Vereinsmitgliedern  durchaus  verschiedenen  Einheit  in  präg- 
nanter Weise  sich  zeigt. 

Das  Eine  ist  die  Unbestrittenermassen  bestehende  Mög- 
lichkeit des  Erwerbs  einer  Realservitut  an  einer  Liegenschaft 
des  Actienvereins  Seitens  eines  Actionärs,  so  Mie  umgekehrt 
die  Zulässigkeit  des  Erwerbs  einer  solchen  Dienstbarkeit 
durch  die  Actiengesellschaft  an  einem  Grundstücke  eines 
ihrer  Mitglieder;  —  ein  Verhältniss,  welches  nur  unter  der 
Voraussetzung  denkbar,  dass  die  Actionäre  nicht  Miteigen- 
thümer  der  Gesellschafts  -  Liegenschaften ,  also  nicht  socii 
sind. 

Das  Andere,  worin  der  Character  der  Actiengesellschaft 
als  eines  einheitlichen  Ganzen  hervortritt,  ist,  dass  ihr  Eide 
deferirt  werden  können,  welche  in  deren  Namen  durch  den 
Vorstand  zu  leisten  sind.  Dieses  Verhältniss  kann  aber  nicht 
aus  dem  Gesichtspuncte  einer  durch  Institoren  verti^etenen 
Societät  erklärt  werden.  Denn  führt  der  Institor  den  Process 
in  eigenem  Namen,  obwohl  für  Rechnung  der  socii,   so  sind 
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etwaige  Eide  an  ihn  aufzulegen  und  diese  von  ihm  in  des- 
sen eigene  Seele  auszuschwören;  streitet  jener  aber  im 
Namen  der  socii,  so  sind  die  betreffenden  Eide  an  diese  als 
Litisconsorten  zu  deferiren  und  von  ihnen  in  Person  zu 
leisten  ^^. 

§.9. 

Fortsetzung.  —  Der  Actienverein  als  Gesellschaft   mit  for- 
meller oder  coUectiver  Personen-Einheit,  so  wie  als 
Genossenschaft. 

Der  nicht  wegzuleugende  Umstand,  dass  die  Actienge- 
sellschaft  sowohl  ihren  Mitgliedern  als  auch  Dritten  gegen- 
über als  Ein  Ganzes  auftritt,  hat  manche  Schriftsteller,  welche 
dessenungeachtet  an  der  Auffassung  jener  Vereinsform  als 
Societät  festhalten  zu  müssen  glaubten,  zur  Annahme  einer 
zwitterartigen  Natur  der  Actienvereine,  welche  zugleich  Socie- 
täten  und  juristische  Personen  sein  oder  doch  wie  solche  sol- 
len auftreten  können,  veranlasst  ^  —  Dieser  Gedanke  ist  wie- 
der in  sehr  verschiedenen  Modalitäten  durchgeführt  worden, 
aus  welchem  Grunde  nur  dessen  Formulirung  bei  den  beiden 
Hauptvertretern  der  in  Frage  stehenden  Meinung,  nämlich 
Jolly  und  Unger,  hier  geprüft  werden  kann. 

Nach  Jolly  a.  a.  O.  (S.  327)  gilt  die  Actiengesellschaft 
vermöffe  einer  rechtlichen  Fiction  formell  als  eine  juristische 
Person,  indem  sie  ihren  eigenen  Mitgliedern  wüe  dritten  Per- 
sonen gegenüber  ganz  so  in  Thätigkeit  tritt,  als  wäre  sie  ein 
besonderes,  von  den  einzelnen  Actionären  verschiedenes  Rechts- 
subject.  Dessenungeachtet  ist  der  Actienverein  eine  juri- 
stische Person  nicht.  Denn  einmal  gehören  die  zusammen- 
gebrachten Capitalien,  deren  Erträgnisse  so  wie  die  dafür 
anfreschaff'ten  Sachen  nicht  dem  Vereine  als  einem  selbststän- 
digen  von  den  einzelnen  Actionären  verschiedenen  Wesen, 
sondern  vielmehr  diesen  letztern  selbst,  obwohl  sie  freilich 
nicht  reine  condomini  im  Sinne  des  römischen  Rechts  sind 
(S.  322  und  S.  425);  dann  fliesst  der  etwaige  Gewinn,  den 
die  Actiengesellschaft  macht,  deren  Mitgliedern  zu,   so  wie 


16)  Mein  Aufs,  in  der  Zeitschr.  f.  Civilrechtu.  ProcessN.  F. 
Bd.  XVIII.  S.  13  fg. 

1)  Jolly  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Ptecht  Bd.  XI.  S.  318  fg.  — 
Brinckmann,  Handelsrecht  §.  59;  Reyscher  in  der  Zeitschr.  f. 
deutsch.  Recht  Bd.  XIII.  S.  382  fg.;  —  Savigny  Obligat,  II.  S.  113 
not.  f.;  —  Unger  System  des  österr.  Privatrechts  §.  43.  — 


112  Die  juristische  Natur  der  Actiengesellsctaft. 

endlich  das  Vermögen  des  aufgelösten  Vereins  nicht  honum 
vacans  ist  (S.  321  fg.)-  —  I^^r  Vertrag,  welcher  unter  den 
Actionären  besteht,  passt  hiernach  unzweifelhaft  unter  den 
allgemeinen  Begriff  des  Gesellschaftsvertrags,  soferne  dar- 
unter nichts  anderes  verstanden  ist,  als  die  unter  zwei  oder 
mehreren  Personen  bestehende  Obligation  irgend  einer  Ver- 
gemeinschaftlichung.  Dagegen  findet  das  ganze  genauere 
Colorit,  welches  das  römische  Recht  seiner  Societät  beigelegt 
hat,  auf  die  Actiengesellschaft  keine  Anwendung,  indem 
beide  Institute  nur  darin  mit  einander  übereinstimmen,  dass 
in  beiden  ihrem  Begriffe  nach  nothwendig  die  strenste  Ge- 
genseitigkeit gelten  muss.  Daher  unterliegt  es  z.  B.  keinem 
Bedenken,  die  Grundsätze  über  das  Tragen  des  Zufalls,  wie 
sie  bei  der  Societät  abweichend  von  anderen  Contractsver- 
hältnissen  gelten,  auch  bei  den  Actiengesellschaften  anzu- 
wenden, während  im  übrigen  bei  der  Herbeiziehung  der 
römischen  Grundsätze  über  Societät  hier  mit  der  grössten 
Vorsicht  zu  verfahren  ist  (S.  327  a.  E.  fg.). 

Geht  man  nun  auf  den  Kern  dieser  Ansicht  ein,  so  liegt 
er  darin,  dass  die  Actiengesellschaft  allerdings  eine  Societät 
ist,  welche  jedoch  mit  der  römischen /Socze^as  äusserst  Weniges 
gemeinsam  hat,  und  die  ausserdem  nach  innen  wie  nach 
aussen  als  Ein  Rechtssubject  auftritt. 

Allein  es  steht  das  Rechtsinstitut  der  societas,  wie  es  in 
den  römischen  Rechtsquellen  dargestellt,  bei  uns  noch  in  vol- 
ler Lebenskraft  und  Lebensfülle  ^,  und  vermag  demnach  ein 
Verein,  auf  den  das  ganze  genauere  Colorit,  welches  das 
römische  Recht  seiner  societas  beigelegt  hat,  nicht  passt,  auch 
kaum  der  eine  oder  andere  der  durch  diese  Gesetzorebun2  in 
Ansehung  der  Gesellschaft  aufgestellten  Grundsätze  anwend- 
bar, nicht  als  Societät  aufgefasst  zu  werden. 

Doch  selbst  das  gemeinschaftliche  Merkmal,  welches 
nach  Jolly  beide  Vereinsformen  haben  sollen,  indem  sie 
nämlich  eine  zwischen  zwei  oder  mehreren  Personen  be- 
stehende Obligation  zu  iro;end  einer  Verofemeinschaftlichun«? 
sind,  ist  in  der  That  nicht  vorhanden.  Denn  denkt  jener 
Schriftsteller,  wie  wohl  anzunehmen,  hierbei,  was  die  Actien- 
gesellschaft anbelangt,  an  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  der 
Actienbeträge,  so  ist  diese,  wie  schon  früher  bemerkt  und 
später   näher    zu   begründen    sein   wird,    keine   Schuld  des 


2)  K.  Hermann,  der  Rechtscharacter  der  Actienvereine,  S.  8. 
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Actlonärs  als  solchen,  sondern  eine  mittelst  der  Actienzeich- 
nuns:   ses-en  das   Actienrecht   übernommene  Verbindlichkeit, 

O       O     O  ^  ^  ' 

also  auch  keine  Verpflichtung  des  Vereinsmitgliedes  gegen- 
über den  andern  Theilhabern  des  Actienunternehmens. 

Fehlt  es  sonach  an  jeder  Obligation  des  Actionärs  gegen- 
über den  Actionären,  und  demzufolge  an  jedem  dem  Actien- 
vereine  und  der  Sociefät  gemeinschaftliehen  Merkmale,  so  ist 
Jolly  im  Weiteren  den  Beweis  schuldig  geblieben,  wie  es 
möglich  sein  soll,  dass  eine  Societät,  d.  h.  eine  zwischen 
mehreren  Personen  bestehende  Obligation  irgend  einer  Ver- 
gemeinschaftlichung,  obwohl  sie  ihrem  Wesen  nach  ein  Ver- 
hältniss  ist,  welches  dritten  Personen  gegenüber  unmittelbar 
und  an  sich  keine  Veränderung  bewirkt,  doch  nicht  allein 
nach  innen,  sondern  nach  aussen  wie  eine  juristische  Person 
auftreten  soll. 

Verwandt  mitder  Auffassung  Jolly 's  ist  diejenige,  welche 
Unger  a.  a.  O.  entwickelt,  eine  Construction,  die,  wenn  sie 
auch  von  diesem  Schriftsteller  selbst  später  als  eine  irrige 
bezeichnet  worden^,  schon  um  desswillen  nicht  mit  Stillschwei- 
gen zu  übergehen,  weil  sie  von  ihm  weder  zuerst  aufgestellt, 
noch  allein  vertheidigt,  sondern  nur  schärfer  begründet  wor- 
den ist. 

Nach  Unger  gehören  die  Actienvereine  zu  den  s.  g.  Ge- 
sellschaften mit  formeller  oder  collectiverPersonen- 
Einheit,  welche  sich  dadurch  characterisiren,  dass  sie  zwi- 
schen der  einfachen  Gesellschaft  {societas)  und  der  Corporation 
{imiversitas)  in  der  Mitte  stehen,  indem  sie  Gesellschaften  und 
Vereine  sind,  welche  nach  aussen  eine  der  Corporation  ähn- 
liche Gestalt,  nach  innen  eine  der  corporativen  ähnliche  Ver- 
fassung haben,  ohne  desshalb  wirklich  Corporationen  zu  sein. 
INIateriell  berechtigt  und  verpflichtet  sind  die  jeweiligen  Mit- 
glieder des  Vereins,  während  die  Gesammtheit  derselben  for- 
mell als  Einheit  erscheint  und  so  behandelt  wird,  als  wäre 
sie  ein  besonderes  selbstständiges  Rechtssubject.  Indem  jedoch 
ein  solches  Rechtssubject  nicht  vorhanden,  weil  eben  nur  eine 
formelle  Einheit  vorliegt,  verhalten  sich  die  Mitglieder  einer 
derartigen  Gesellschaft  zum  Vereinsvermögen  nicht  wie  fremde 
Dritte,  aus  welchem  Grunde  denn  dieses  Vermögen  bei  Auf- 
lösung der  Gesellschaft  ij^so  jure  an  die  vorhandenen  Mitglie- 
der fällt,  und  eine  frühere  Vertheilung  desselben  an  die  Ge- 


3)  Unger,  krit.  Ueberschau,  Bd.  VI.  S.  180  fg. 
Renaud,  Acliemjeseltsch. 
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sellschafter  nicht  als  ein  Eigenthumswechsel,  sondern  als  die 
Realisirung  ideeller  Berechtigungen  erscheint. 

Allein  es  stehen  dieser  Construction  zunächst  die  nämli- 
chen Gründe  wie  derjenigen,  welche  die  Actiengesellschaft 
als  eine  Societät,  die  formell  als  juristische  Person  gilt,  be- 
trachtet, entgegen,  da  beide  Ansichten  davon  ausgehen,  es 
sei  der  Actienverein  eine  Gesellschaft  im  Sinne  des  allgemei- 
nen Civilrechts,  während  es  ihm  doch  an  allen  ^Merkmalen 
einer  solchen  fehlt.  Auch  macht  jene  Auffassung  die  Actien- 
gesellschaft in  doppelter  Hinsicht  zu  einem  zwitterhaften  We- 
sen, indem  sie  nicht  allein  eine  Societät,  d.  h.  ein  obligato- 
risches Verhältniss,  formell  als  selbstständiges  Rechtssubject 
auftreten  lässt,  sondern  diese  Function  der  Gesellschaft  vin- 
dicirt,  obwohl  dieselbe  auch  in  formeller  Hinsicht  dies  nicht  ist. 

Erscheint  aber  den  obigen  Erörterungen  zufolge  jede 
Construction  als  verwerflich,  welche  die  Actiengesellschaft  als 
einen  Verein  betrachtet,  der  zugleich  Societät  und  juristische 
Person  ist,  oder  doch  eine  Societät,  welche  in  gewissen  Be- 
ziehungen wie  eine  Corporation  behandelt  wird,  ohne  dass  sie 
eine  solche  wäre,  so  fällt  hiermit  auch  die  Auffassung  der 
Actienvereine  als  Genossenschaften  zusammen^. 

So  verschieden  nämlich  der  Begriff  der  s.  g.  Genossen- 
schaften im  Einzelnen  formulirt  wird,  so  sind  dieselben  doch, 
wie  Unger,  Krit.  Ueberschau,  Bd.  VI.  S.  180,  mit  Grund 
bemerkt,  in  der  That  nichts  anderes  als  Gesellschaften  mit 
formeller  Personen-Einheit,  von  denen  sie  sich  nur  in  der 
Formulirung,  und  nicht  der  Sache  nach  unterscheiden.  Denn 
es  ist  die  Idee  der  s.  o-.  Genossenschaft  immerhin  die,  dass  sie 
mehrere  Menschen  zu  einer  Gesammtheit  verbindet,  in  welcher 
die  Theile  sichtbar  bleiben;  dass  sie  anders  wie  die  römische 
Universitas  eine  Verbindung  ist,  welche  die  verbundenen  Sub- 
jecte  nicht  wegdenkt,  sondern  zusammenfasst,  aus  welchem 
Grunde  denn  insbesondere  die  Genossen  am  Vermögen  der 
Genossenschaft  mitberechtigt,  während  dasselbe  doch  der  Ge- 
sammtheit angehört   (s.  g.  Gesammteigenthum).     Dies  kann 


4)  Vertreten  insbesondere  durch  Weiske,  N.  Jahrb.  der  Geschichte 
U.Politik,  Bd.  I.  S.  248  fg.;  —  B eseler,  Volksrecht  und  Juristenrecht, 
S.  158  fg.;  und  System,  §§.  71  u.  223;  Wolff,  Privatrecht,  §.  109; 
Bluntschli,  Privatrecht,  §§.  39  u.  139.  —  Der  Verfasser,  der  in  seinem 
Lehrbuch  des  deutsch.  Privatrechts,  §.57,  die  Actiengesellschaf- 
ten  ebenfalls  als  Genossenschaften  betrachtete,  hat  diesen  letzteren  Begriff 
seit  Jahren  aufgegeben. 
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aber  wohl  in  Anwendung  auf  die  Actiengesellschaft  nichts 
anderes  bedeuten,  als  dass,  Avie  Jolly  (a.  a.  O.  S.  425)  sich 
ausdrückt,  die  Actionäre  die  wahren  Eigenthümer  des  Gesell- 
schaftsvermögens sind ,  obwohl  sie  als  reine  condomini  im 
Sinne  des  römischen  Rechts  um  desswillen  nicht  aufzufassen, 
weil  formell  nur  der  Actienverein  für  berechtigt  gilt.  Hier- 
nach stehen  der  Auffassung  der  Actiengesellschaften  als  Ge- 
nossenschaften die  nämlichen  Gründe  entgegen,  aus  welchen 
dieselben  nicht  als  Gesellschaften  mit  formeller  Personen- 
Einheit  construirt  werden  können ,  während  der  Genossen- 
schaftsbegrifF  überhaupt  der  Erwägung  weichen  muss,  dass 
communio  und  louversitas  logische  Gegensätze  sind,  die  sich 
nicht  in  dem  nämlichen  Vereine  verbinden  können. 

§.10. 

Fortsetzung.  —  Die  Actiengesellschaft  als  sachenrechtliche 
Gesellschaft,  Capitals-Vereinigung  und  abhängiges  Zweck- 

vernaögen. 

Die  Einsicht,  dass  der  Actienverein  keine  Societät  sei 
und  demnach  weder  als  modificirte  societas,  noch  als  Gesell- 
schaft mit  formeller  Personen-Einheit,  noch  auch  als  Genos- 
senschaft betrachtet  werden  könne,  musste,  so  scheint  es, 
mit  Nothwendigkeit  zu  dessen  Auffassung  als  juristische  Per- 
son, und  beziehungsweise  Corporation  führen,  da  es  in  der 
That  nur  zwei  Formen  einer  Verbindung  mehrerer  Personen 
zu  einem  gemeinsamen  Zwecke  giebt,  diejenigen  der  societas 
und  der  universitas.  Indessen  sträubten  sich  Manche,  unerach- 
iet  sie  sich  zu  einem  der  bereits  besprochenen  Constructions- 
Versuche  zu  bekennen  nicht  vermochten,  doch  aus  später  zu 
erörternden  Gründen  gegen  die  Annahme  einer  juristischen 
Persönlichkeit  der  Actiengesellschaft,  und  zogen  es  vor,  neue 
Rechtsformen  aufzustellen,  als  deren  vorzüglichsten  Reprä- 
sentanten sie  den  Actienverein  bezeichneten. 

So  hat  insbesondere  Marbach,  „Ein  Wort  über  den 
Rechtscharacter  der  Actiengesellschaft",  die  Ausführung  ver- 
sucht, dass  es  zwar  nicht  nach  römischem,  Avohl  aber  nach 
deutschem  Rechte  neben  der  societas  eine  sachenrechtliche 
Gesellschaft  gebe,  welche  in  verschiedenen  Anwendungen, 
wie  der  Gewerkschaft  und  der  Ganerbschaft  vorkomme,  deren 
eminenteste  Art  aber  die  Actiengesellschaft  sei. 

Das  Characteristische  dieser  sachenrechtlichen  Gesell- 
schaft soll  darin  bestehen,   dass  deren  Mitglieder  nicht  wie 
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bei  der  Societät  durch  Obligationen,  sondern  durch  Sachen 
und  darauf  eeo-ründete  Rechtsverhältnisse  verbunden  sind 
(S.  33);  insbesondere  soll  bei  der  Actiengesellschaft  dicActie, 
d.  h.  der  Actienbrief,  die  sachenrechtliche  Grundlage  in  dem 
Sinne  bilden,  dass  die  Vereinsmitgliedschaft  nicht  ohne  Actie 
erworben  werden  kann,  und  dass  mit  dem  Verluste  dieser 
letztern  jedenfalls  die  Rechte  als  Gesellschafter  verloren  gehen 
(S.  42  u.  43).  Im  Weiteren  ist  aber  die  sachenrechtliche 
Gesellschaft  eine  unaufkündbare  Rechtsgemeinschaft  (S.  38), 
deren  Vermögen  (Sonder vermögen),  welches  bei  der  Ac- 
tiengesellschaft einzig  und  allein  durch  die  Actien  und  immer 
nur  auf  dieselbe  Weise,  es  mag  mit  den  Personen  der  Actio- 
näre  vorgehen,  was  es  auch  sei,  zugänglich  (S.  46),  aus- 
schliesslich Sicherungs-,  Befriedigungs-  und  Executionsobject 
der  Gesellschaftsgläubiger  ist  (S.  47). 

Offenbar  ist  nun  diese  sachenrechtliche  Gesellschaft 
nichts  anderes  wie  eine  comniunio  mit  ausgeschlossener  Thei- 
lungsklage,  Avie  solche  Gemeinschaften  allerdings  nach  deut- 
schem Rechte  vorkommen.  Die  sachenrechtliche  Grundlage 
dieser  angeblichen  Gesellschaftsart  ist  aber  in  Wirklichkeit 
die  Mitberechtigung  der  einzelnen  Communionsinteressenten 
an  dem  Gemeinschaftsgute,  was  denn  auch  Marbach  in  An- 
sehung der  Gewerkschaften  ausdrücklich  anerkennt  (S.  35  fg.). 
Indem  jedoch  dieser  Schriftsteller  fühlt,  dass  mit  einer  un- 
aufkündbaren  Rechtsgemeinschaft  nicht  überall  auszukommen, 
—  wie  sich  denn  z.  B.  nicht  einsehen  lässt,  in  welcher  AVeise 
eine  blosse  Rechtsgemeinschaft  ein  gewerbliches  Unterneh- 
men sollte  betreiben  können,  sieht  er  sich  zur  Erklärung  ver- 
anlasst, es  sei  die  sachenrechtliche  Gesellschaft  ein  sachen- 
rechtlich gleichsam  organisirtesRechtsganzes  (S.37), 
ein  Gedanke,  der  in  Ansehung  der  Gewerkschaften  genauer 
dahin  form uHrt  wird,  dass  bei  denselben  ein  eigentliches 
Gesellschaftselement  hinzutrete  (S.  391).  Das  näm- 
liche Element  ist  aber  nach  Marbach  bei  den  Actienvereinen 
anzunehmen,  wie  daraus  sich  ergiebt,  dass  er  bei  Aufzählung 
der  Unterschiede  zwischen  diesen  beiden  Arten  der  saclien- 
rechtlichen  Gesellschaft  (S.  42  fg.)  das  Fehlen  des  eigent- 
lichen Gesellschaftselements  bei  der  letztgenannten  Art  nicht 
hervorhebt. 

So  ist  denn  diese  sachenrechtliche  Gesellschaft  in  Wirk- 
lichkeit eine  Societät,  die  zugleich  ein  gleichsam  organisirtes 
Rechtsganzes  bildet,    allein    eine   Societät   ohne   Obligation, 
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ohne  individuelle  Bestimmtheit  der  Mitglieder,  ohne  einseitige 
Auf  kündbarkeit,  mit  a.  W.  ein  juristisches  Unding. 

Allein  abgesehen  von  der  Unhaltbarkelt  des  Begriffes 
der  sachenrechtlichen  Gesellschaft  ist  die  Construction  der 
Actiengesellschaft  als  der  eminentesten  Art  derselben  schon 
um  desswillen  verfehlt,  weil  Marbach  auf  die  Actienscheine 
ein  Gewicht  legt,  welches  denselben  in  keiner  Weise  zu- 
kömmt. Denn  nicht  allein  ist  es,  wie  schon  früher  gezeigt, 
unwahr,  dass  die  Mitgliedschaft  des  Actienvereins  nur  mit 
der  Actienurkunde  erworben  werden  kann,  sondern  ebenso  un- 
richtig, dass  die  Rechte  als  Actionär  mit  der  Actie  verloren 
gehen. 

Nicht  weniger  unhaltbar  ist  aber  die  mit  der  Auffassung 
des  Actienvereins  als  sachenrechtlicher  Gesellschaft  verwandte 
Ansicht,  wonach  jener  eine  Capitalvereinigung  sein  soll, 
welche  nur  durch  Vertreter  aller  Mitglieder  handeln 
kann  \  da  auch  hier  eine  communio  unterstellt  wird,  bei  wel- 
cher eine  offenbar  gesellschaftliche  Organisation  der  Commu- 
nions-Interessenten  Statt  finden  soll. 

Der  Sache  nach  scheint  uns  aber  im  Wesentlichen  mit 
der  Marbach' sehen  Theorie  die  allerdings  ganz  anders  for- 
mulirte  Construction  Bekker's^  übereinzustimmen,  w^enn  er 
die  Actiengesellschaft  von  dem  Gesichtspuncte  eines  abhän- 
gigen Zweckvermögens  erklären  will. 

Nach  diesem  Schriftsteller  ist  das  Vermögen,  auf  dem 
ein  Actienunternehmen  beruht,  Zweck  vermögen,  d.  h.  ein 
Complex  von  Werthstücken,  die  durch  den  Zweck,  welchem 
sie  dienen,  zusammengehalten  werden,  eine  Abgeschlossen- 
heit, mit  welcher  die  Möglichkeit  eigener  Schulden  der  betref- 
fenden Vermögensmasse  zusammenhängt.  Dieses  Zweckver- 
mögen  ist  aber  ein  abhängiges,  weil  es  anders  als  die 
Stiftung  nicht  sich  selbst  Herr  ist  (S.  500  fg.).  Vielmehr  sind 
dessen  Herren  die  Actionäre  als  Miteigenthümer,  obwohl  die 
actio  communi  dividundo  dem  Einzelnen  entzogen  ist.  Diese 
Actionäre  bilden  auch  des  Gesellschaftsvertrags  wegen  eine 
societas,  die  freilich,  namentlich  was  den  Wechsel  der  Mit- 
glieder anbetrifft,  nicht  ganz  den  römischen  Regeln  sich  fügt. 


1)  Gans  Beiträge  zur  Revision  der  Preuss.  Gesetzgebung,  Bd.  I. 
Abth.  2  (Berlin  1830),  S.  181. — 

2)  Bekker  in  der  Zeitschr.  f.  das  gesammte  Handelsrecht, 
Bd.  IV.  S.  500  fir. 


118  Die  juristische  Natur  der  Actiengesellschaft. 

Verwalter  des  Grundcapitals  ist  der  Vorstand,  durch  welchen 
das  Actienunternehraen  Handlungsfähigkeit  erliält.  Dieser 
erwirbt  durch  seine  Handlungen  nach  aussen  dem  Capitale, 
und  verpflichtet  dasselbe;  d.  h.  er  erwirbt  den  Actionären, 
obwohl,  was  er  erwirbt,  nicht  in  deren  freies  Vermögen,  son- 
dern in  das  geschlossene  Grundcapital  fällt,  so  wie  er  diese, 
wiewohl  nicht  über  den  Betrag  des  vorhandenen  Capitals  hin- 
aus, obligirt  (S.  565  fg.). 

Anders  ausgedrückt  ist  nach  der  Auffassung  Bekker's 
die  Actiengesellschaft  in  derThat  eine  unauf  kündbare  Rechts- 
iremeinschaft,  deren  Mito-lieder  die  Miteigenthümer  des  Ge- 
sellschaftsverniögens  (Zweckvermögens,  Sonderguts) 
sind,  während  dieses  letztere  ausschliesslich  Sicherungs-,  Be- 
friedigungs-  und  Executionsobject  der  Gesellschaftsgläubiger 
ist,  und  auch  mit  der  conmiunio,  die  als  ein  Ganzes  vermit- 
telst des  Vorstandes  auftritt,  ein  Gesellschaftselement  sich 
verbindet. 

§.11. 

Die  Actiengesellschaft  ist  eine  juristische  Person. 

Schon  die  Unhaltbarkeit  der  verschiedenen  vorstehends 
besprochenen  Constructions- Versuche  weist  darauf  hin,  dass 
die  Actiengesellschaften ,  wenn  man  anders  dieselben  nicht 
mit  Brackenhöft  als  einen  Inbegriff  von  Anomalien,  die 
dem  Gebiete  der  juristischen  Unmöglichkeiten  angehören, 
betrachten  will,  keinen  anderen  Character  als  den  wahrer 
juristischer  Personen  haben. 

Und  in  der  That  hat  diese  Ansicht,  Avie  sie  der  Praxis 
nicht  fremd  geblieben  ^  so  auch  in  der  Theorie  zahlreiche 
Vertreter  gefunden. 

Wir  wollen  uns  in  letzterer  Beziehung  nicht  auf  die  vie- 
len französischen  Schriftsteller  berufen,  welche  die  anonymen 
Gesellschaften  für  juristische  Personen  erklären  ^  da  diesel- 
ben von  der  nämlichen  Auffassung  in  Ansehung  der  Handels- 
gesellschaften,  ja 'sogar   der   Gesellschaften   überhaupt  aus- 


1)  S.  d.  Erkenntniss  der  Leipziger  Juristenfacultät  bei  Günther,  Oh- 
serv.  de  consocialldniJius,  quae  Actienve reine  dicimlur,  p.  5  sqq. —  Urtheil 
des  Obertrib.  in  Stuttgart  bei  Seuffert,  Archiv  für  Entscheidungen  der 
obersten  Gerichte  in  den  deutschen  Staaten,  Bd.  XII.  no.  58. 

2)  Wie  z.B.  Troplong,  du  contrat  de  societe  no.  M4k]  Bravard- 
Veyrieres,  traite des  socieles  cofiimerciales ,  p.  193. 
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gehen  ^.  Wohl  aber  lassen  sich  für  jene  Construction  aus 
der  Mitte  deutscher  Wissenschaft  zahlreiche  Gewährsmänner 
anführen,  wie  namentlich  Heise,  Handelsrecht,  S.  68  fg., 
Kuntze,  Inhaberpapiere,  S.  502  fg.  ^,  Unger,  Krit.  Ueber- 
schau,  Bd.  VI.  S.  187  fg.,  Beschorner,  das  deutsche  Ei- 
senbahnrecht, S.  44,  ß.  Hermann,  der  Rechtscharacter  der 
Actienvereine,  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen,  S.272  fg., 
Fick,  in  derZeitschr.  für  das  gesammte  Handelsrecht,  Bd.  V. 
S.  9  fg.,  so  wie  der  deutsch  gebildete  Holländer  Holtius, 
Voorlezingen,  p.  132;' und  unter  den  Volkswirthschaftslehrern 
Schäffle,  in  der  Deutsch.  Vierteljahrsschrift,  Jahrg.  1856, 
Heft  4,  S.  13,  und  Dietzel,  die  Besteuerung  der  Actienge- 
sellschaften,  S.  30  fg. 

Indem  ^vir  nunmehr  die  Gründe  zusammenstellen  wollen, 
welche  unsers  Erachtens  den  Character  der  Actiengesellschaft 
als  juristischer  Person  ausser  Zweifel  setzen ,  werden  wir, 
zunächst  von  der  AuiFassung  absehend,  von  welcher  die  ver- 
schiedenen Gesetzgebungen  über  Actienvereine  hier  ausge- 
gangen, diesen  Beweis  aus  dem  Innern  Wesen  dieser  Ver- 
bindungen, aus  deren  äusseren  Organisation,  aus  den  'An- 
schauungen von  Verkehr  und  Praxis,  so  wie  aus  dem  Verhalten 
der  Staatsgewalt  gegenüber  derartigen  Gesellschaften  führen. 
Auch  werden  wir  die  Frage,  welcher  Gattung  von  juristischen 
Personen  die  Actienvereine  beizuzählen,  einer  nachfolgenden 
Erörterung  vorbehalten. 

Die  Actiengesellschaft  ist  eine  juristische  Per- 
son ihrem  Innern  Wesen  nach.  AVie  sie  nämlich  keine 
Obligation  der  Actionäre  ist,  so  liegt  es  in  deren  AVesen, 
dass  der  Verein  als  solcher,  d.  h.  als  Ein  Ganzes,  in 
gewissen  Rechtsverhältnissen  zu  seinen  Mitgliedern  steht,  so 
wie  er  auch  in  die  verschiedensten  rechtlichen  Beziehungen 
zu  diesen  sowohl  wie  zu  di'itten  Personen  treten  kann''. 


3)  Troplong,  I.e.  no.  67;  Pardessus,  coars  de  droit  cinmnevcial, 
tom.  III.  no.  975.  — 

4)  In  neuester  Zeit  hat  freilich  Kuntze  in  der  Zeit  sehr.  f.  das 
gesammte  Handelsrecht,  Bd.  VI.  S.  229  fg.,  seine  Ansicht  geändert, 
indem  er  drei  Stadien  unterscheidet,  dasjenige  der  Entstehung,  in  wel- 
chem der  Actienverein  eine  Uebereinstimmung  mit  der  Stiftung  zeigt, 
dasjenige  des  Bestehens,  in  welchem  eine  Uebereinstimmung  mit  der  Cor- 
poration Statt  findet,  und  dasjenige  der  Auflösung,  in  dem  das  specifische 
Wesen  des  Actienvereins  (worin  bestehend?)  am  entschiedensten  her- 
vortritt. 

5)  R.  Hermann,  der  Rechtscharacter  der  Actienvereine ,  S.  47. 
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Der  Actienverein  steht  als  solcher  In  gewissen  Rechts- 
verhältnissen zu  seinen  Mitgliedern,  Beziehungen,  die  freilich 
je  nach  der  Art  der  Actiengesellschaft  und  nach  Massgabe 
der  Statuten  wieder  sehr  verschieden  sein  können.  Wir  he- 
ben hier  zunächst  das  zwar  nicht  überall,  wohl  aber  bei  vielen 
Actiensresellschaften  vorkommende  Recht  des  Actionärs  auf 
Dividenden  hervor.  Dasselbe  ist  kein  Recht  des  socius  gegen 
den  socius,  nämlich  denjenigen,  welcher  den  Gewinn,  um 
dessen  Vertheilung  es  sich  handelt,  gemacht,  keine  Befug- 
niss,  die  mit  der  actio  pro  socio  angesprochen  werden  könnte; 
es  ist  ebensowenig  ein  Recht  des  socius  gegen  den  Institor 
der  Gesellschaft,  sondern  vielmehr  ein  Anspruch  des  Actio- 
närs gegen  den  Actienverein  als  Ein  Ganzes,  oder  mit  a.  W. 
als  Eine  Person.  Dies  ergiebt  sich  daraus,  dass  die  Klage 
auf  Auszahlung  des  den  Genossen  treffenden  Gewinnantheils 
gegen  den  Vorstand  als  Vertreter  der  Actiengesellschaft  zu 
richten,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  derselbe  mit  dem  Ge- 
schäftsbetriebe des  Vereins  betraut,  oder  er  ferner  die  Ge- 
schäfte, aus  welchen  der  zu  vertheilende  Gewinn  geflossen, 
abgeschlossen,  so  wie  ob  endlich  die  Personen  der  Vorsteher 
seither  gewechselt  oder  nicht  gewechselt  haben.  —  Nach 
manchen  Statuten  haben  ferner  die  Inhaber  einer  gewissen 
Anzahl  von  Stammactien  für  den  Fall  einer  zweiten  Actien- 
emission  Anspruch  auf  Eine  Actie  al  pari.  Dieser  Anspruch 
ist  wieder  offenbar  kein  Recht  gewisser  socii  gegenüber  den 
anderen  Gesellschaftern,  und  beziehungsweise  deren  Institor, 
sondern  eine  Befugniss,  die  unter  gegebenen  Voraussetzun- 
gen einem  Actionär  gegenüber  dem  Actienvereine  als  Einer 
Person  zusteht,  da  lediglich  die  Actien Verbindung  als  solche 
zur  Ausgabe  weiterer  Actien,  yvenn  diese  überhaupt  statthaft, 
berechtigt,  und  jene  sonach  auch  allein  Verpflichtungen  in 
Ansehung  einer  Ueberlassuno-  derselben  haben  kann. 

Der  Actienverein  steht  aber  als  Ein  Ganzes  nicht  allein 
in  gewissen  rechtlichen  Beziehungen  zu  seinen  Mitgliedern 
als  solchen,  sondern  es  ist  derselbe  seinem  Wesen  nach  ge- 
eignet, in  die  verschiedensten  Rechtsverhältnisse  zu  den  Ac- 
tionären  wie  zu  dritten  Personen  zu  treten.  So  kann  z.  B. 
die  Actiengesellschaft  als  solche  Gläubiger  wie  Schuldner 
sowohl  dritter  Personen  wie  ihrer  eigenen  Mitglieder  in  den 
verschiedensten  obligatorischen  Verhältnissen  sein,  jene  auch 
als  Klägerin  oder  Beklagte  Processe  mit  Actionären  wie  mit 
Nicht-Actionären  führen. 
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Der  Actienverein,  sagten  wir,  kann  als  Ein  Ganzes,  als 
Eine  Person,  Gläubiger  eines  Actionärs  oder  eines  Dritten 
aus  einem  Kaufe,  Darlehen,  Wechsel  u.  s.  w.  sein.  Die 
Gläubio-er-Eio-enschaft  kömmt  hier  nicht  den  einzelnen  socii 
zu,  da  diese  aus  solchen  Forderungen  weder  emzeln  noch  als 
active  Streitgenossen  zu  klagen  vermögen.  Auch  kann  man 
nicht  sagen,  dass  die  Gesellschafter  zwar  die  Creditoren  seien, 
dass  sie  sich  aber  ihres  Klagerechta  in  der  Art  begeben,  dass 
nur  der  Vorstand  als  deren  Vertreter  aus  den  im  Namen  der 
Actienverbindung  abgeschlossenen  Geschäften  zur  Klage  legi- 
timirt  sein  solle.  Denn  wäre  diese  Auffassung  richtig,  so 
müsste  der  aus  einer  Forderung  der  Gesellschaft  durch  den 
Vereinsvorstand  belangte  Schuldner  die  ihm  gegen  einen  oder 
mehrere  socii  zustehenden  Einreden,  wie  z.  B.  die  exceptio 
compensationis ,  entgegensetzen  können,  was  unbestrittener- 
massen  nicht  zulässig  ist**.  Ebensowenig  kann  aber  endlich 
der  Vorstand  in  der  Eigenschaft  eines  Institor  der  socii  als 
Gläubiger  betrachtet  werden.  Denn  sieht  man  auch  davon 
ab,  dass  ein  Institor  jedenfalls  nur  aus  den  Geschäften  be- 
rechtigt, die  er  abgeschlossen,  während  der  Vorstand  des 
Actienvereins  dessen  Forderungen  ohne  Rücksicht  darauf  ein- 
zuklagen hat,  ob  die  Vorsteher  seit  dem  Abschlüsse  der  be- 
treffenden Verträoe  o-ewechselt  und  ob  diese  letzteren  von 
anderweitigen  Beauftragten  der  Gesellschaft  eingegangen  wor- 
den sind,  so  handelt  es  sich  hier  um  Forderungen  aus  Ge- 
schäften, die  Namens  des  Actienvereins  abgeschlossen  worden 
und  bezüglich  welcher  sonach  den  Grundsätzen  des  heutigen 
Rechts  zufolo-e  die  Klage  ohne  weiteres  und  lediglich  dem 
Principale    zusteht '',    daher  denn,    da    die  Actionäre    dieser 

6)  Zur  Entkräftung  dieses  Arguments  kann  man  sich  nicht  auf  die 
Bestimmung  des  Allg.  deutsch.  Handelsgesetzb.  Art.  121  berufen, 
wonach  während  der  Dauer  der  offenen  Handelsgesellschaft  eine  Com- 
pensation  zwischen  Forderungen  der  Gesellschaft  und  Privatforderungen 
des  Gesellschaftsschuldners  gegen  einen  einzelnen  Gesellschafter  weder 
ganz  noch  theilweise  Statt  findet,  eine  Bestimmung,  die  nach  Art.  169 
ebenso  bei  den  Commanditgesellschaften  Anwendung  finden  soll.  Denn 
einmal  ist  die  Actiengesellschaft,  wie  sie  keine  offene  Handelsgesellschaft 
und  keine  Commanditgesellschaft  ist,  überhaupt  nicht  nothwendig  eine 
Handelsgesellschaft;  dann  aber  sind  jene  Bestimmungen  des  Allg. 
deutsch.  Handelsgesetzbuchs  neue,  vom  bisherigen  gemeinen 
Rechte  abweichende,  während  es  sich  hier  darum  handelt,  die  Actienge- 
sellschaft aus  deren  Wesen  ohne  Rücksicht  auf  positive  Rechtssätze  ein- 
zelner Gesetzgebungen  zu  construiren. 

7)  S.  Thöl,  Handelsrecht,  §.  24.  H.  — 
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» 
Principal  nicht  sind,  diese  Eigenschaft  nur  der  Actiengesell- 
schaft  als  Einem  Ganzen,   einer  juristischen  Person,   zukom- 
men kann. 

Es  kann  aber  der  Actienverein  auch  Schuldner  eines 
Actionärs  wie  einer  dritten  Person  sein.  Debitoren  sind  hier 
nicht  die  Actionäre,  welche  weder  einzeln  noch  zusammen 
als  passive  Litisconsorten  aus  solchen  Verbindlichkeiten  be- 
lano-t  werden  können,  und  die  daraus  weder  unbeschränkt, 
noch  beschränkt,  nämlich  für  den  unbezahlten  Betrag  ihrer 
Actien,  haften.  Schuldner  ist  aber  auch  nicht,  wie  schon  bei 
Widerlegung  der  Thöl'schen  Construction  des  Actienvereins 
gezeigt  worden,  der  Verwalter  der  Gesellschaft,  welcher  unter 
deren  Firma  contrahirt,  in  der  Art,  dass  er  die  Execution  an 
den  Gesellschaftsfonds  verweisen  könnte.  Denn  es  kann  aus 
den  im  Namen  der  Actiengesellscliaft  eingegangenen  Verbind- 
lichkeiten nur  der  dermalige  Vorstand  verklagt  werden,  dieser 
aber  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  seit  dem  Geschäftsabschlüsse 
dessen  Mitglieder  gewechselt  oder  nicht  gewechselt,  und  ob 
der  Vertrag  durch  Vorsteher  oder  durch  andere  Beauftragte 
der  Gesellschaft  eingegangen  worden  ist.  Schuldner  ist  dem- 
nach hier  der  Actienverein  als  Ein  Ganzes,   als  Eine  Person. 

Wenn  es  also  mit  Grund  nicht  zu  bezweifeln,  dass  die 
Actieno-esellschaft  ihrem  Wesen  nach  die  Elo-enschaft  einer 
juristischen  Person  anspricht,  dass  sie,  wie  Kuntze*^  sich 
ausdrückt,  die  unausbleibliche  Tendenz  hat,  sich  in  dieser 
Eigenschaft  zu  constitulren,  so  spricht  für  die  Auffassung 
derselben  als  moralische  Person  auch  deren  äussere  Or- 
ganisation. Denn  nicht  allein  muss  der  Actienverein  eine 
Verfassung  haben,  die  freilich  eine  mehr  oder  weniger  zu- 
sammengesetzte sein  kann,  sondern  vermag  derselbe  insbe- 
sondere nicht  ohne  einen  Vorstand  zu  bestehen^,  wel- 
cher, wie  schon  früher  gezeigt  (S.  §.  b),  nicht  unter  den  Ge- 
sichtspunkt eines  oder  mehrerer  Institoren  zu  bringen  ist,  viel- 
mehr den  Character  einer  mit  der  Executive  betrauten  Be- 
hörde hat. 

Der  durch  das  innere  AVesen  wie  durch  die  äussere  Or- 
ganisation der  Actiengesellschaft  gebotenen  Auffassung  der- 
selben als  juristischen  Person  entsprechen  aber  die  An- 
schauungen des  Verkehrs  und  der  Praxis^*'. 


8)  Inhaberpapiere,  S.  510. 

9)  R.  Hermann,  der  Rechtscharacter  der  Actienvereine,  S.  48  fg. 
10)  R.  Hermann  a.  a.  O.  S.  11.  — 
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Diese  erkennen  nämlich  zunächst  der  Actienverbinduns: 
Vermögensfähig'keit  zu,  indem  sie  die  Gesellschaft  als 
solche,  d.  h.  als  Ein  Ganzes,  mit  a.  W.  als  juristische  Person 
als  Träger  der  verschiedenen  Rechte  und  Verbindlichkeiten, 
aus  denen  das  Vereinsvermögen  besteht,  betrachten.  Wie 
die  Actionäre  unsern  frühern  Ausführungen  zufolge  nicht 
mitverpflichtet  aus  den  Gesellschaftsschulden  sind,  so  stehen 
sie  auch  in  keiner  Rechtsgemeinschaft  in  Betracht  der  Ge- 
sellschaftsgüter, sind  sie  insbesondere  nicht  condomini  der  dem 
Vereine  angehörigen  Sachen. 

Wir  wollen  uns  für  diese  Auifassung  der  Actieno-esell- 
Schaft  als  selbstständigen  und  daher  auch  vermöo-ensfähio-en 
Rechtssubjects  im  Geschäfts-  und  Verkehrsleben  nicht  mit 
Hermann ^^  darauf  berufen,  dass  die  Eintragungen  in  die 
Grund-  und  Hypothekenbüchcr  in  Ansehung  der  Rechte, 
welche  für  und  gegen  einen  solchen  Verein  erworben  worden, 
auf  dessen  Namen  und  nicht  auf  denjenigen  der  einzelnen 
Actionäre  geschehen,  weil  auch  offene  Handelsgesellschaften 
und  Commandjtgesellschaften  unter  ihrer  Firma  Rechte  er- 
werben und  Verbindlichkeiten  eingehen,  Eigenthum  und  an- 
dere dingliche  Rechte  an  Grundstücken  eintragen  lassen  kön- 
nen^^,  obwohl  dieselben  entschieden  juristische  Personen  nicht 
sind,  und  das  eben  angedeutete  Verhältniss  sich  auch  bei  den 
Actienvereinen ,  bei  welchen  der  Gegenstand  des  Unterneh- 
mens nicht  in  Handelsgeschäften  besteht,  da  diese  dessenun- 
geachtet einen  Vereinsnamen  führen  müssen,  ohne  Unterstel- 
lung einer  Rechts-Persönlichkeit  erklären  liesse. 

Aus  dem  nämlichen  Grunde  wollen  wir  nicht  betonen, 
dass  eine  Actiengesellschaft  ein  Banco-Folium  haben  kann, 
wie  dies  z.  B.  bei  der  Plamburgischen  Assecuranz-Com- 
pagnie  der  Fall  ist,  welche  nach  §.  8.  ihrer  Statuten  vom 
J.  1834  ein  solches  in  der  Hamburger  Bank  unter  dem  Na- 
men „Assecuranz-Compagnie  von  1834"  besitzt. 

Was  aber  ganz  entschieden  dafür  spricht,  dass  die  Ver- 
kehrsanschauungen die  Actiengesellschaft  als  Trägerinn  der 
das  Gesellschaftsvermögen  bildenden  Rechte  anerkennen,  ins- 
besondere als  Eigenthümerinn  der  auf  deren  Namen  erworbe- 
nen Sachen  ist  die  schon  früher  erwähnte  unbestrittener  Massen 
anerkannte  rechtliche  Möglichkeit,  wonach  ein  Actionär  ein 


11)  R.  Hermann  a.  a.  O.  S.  11  not.  4.  — 

12)  AUgem.  deutsch.  Ilandelsgesetzb.  Art.  111  u.  Art.  164.  — 
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untheilbares  Recht,  wie  z.  B.  eine  Realservitut,  an  einer 
Sache  der  Actiengesellschaft  erwerben,  oder  diese  sich  ein 
solches  Recht  an  einer  Liegenschaft  eines  ihrer  Mitglieder 
bestellen  lassen  kann.  Ist  dies  aber  der  Fall,  so  sind  die 
Actionäre  nicht  condomini  der  der  Gesellschaft  angehörigen 
Sachen  '^,  sollte  auch  die  betreffende  Rechtsgemeinschaft  eine 
unauf kündbare  sein,  und  kann  demnach  nur  der  Actienverein 
als  solcher,  d.  h.  als  juristische  Person,  als  das  hier  berech- 
tigte Subjeet  betrachtet  werden. 

Man  kann  nun  dieser   Consequenz    dadurch  nicht  ent- 
gehen, dass  man  mit  Jolly^*  sagt,   die  Actionäre  seien  zwar 
condomini,  nicht  aber  reine  condomini  im  Sinne  des  römischen 
Rechts,   weil  es  in  der  That  nur  Eine  Art  von  Miteigenthum 
giebt,  nämlich  dasjenige,  welches  uns  in  den  römischen  Rechts- 
quellen   entgegentritt.      Auch    ist    die    Thatsache,    dass    ein 
Actionär  ein   untheilbares  Recht  an  einer  Liegenschaft  des 
Actienvereins  erwerben  kann,   nicht  in  der  Art  mit  der  Mit- 
eigenthums-Theorie  in  Einklang  zu  bringen,   dass   man  das 
Princip,    wonach  Niemand   ein  untheilbares   Recht  an   einer 
Sache,  deren  Miteigenthümer  er  ist,  constituirt  werden  kann, 
als   das  Resultat  einer  logischen  Schlussfolgerung   aus   dem 
Satze,  dass  die  Servitut  ein  dingliches  Recht  an  der  Substanz 
einer  fremden  Sache  sei,   darstellt,   und  nun  folgert,   ein  sol- 
ches Recht  könne  dem  Miteigenthümer  von  den  übrigen  con- 
domini,  weil   diese   zu  einer  Disposition   über  die  Substanz 
nicht  befugt,   nicht  bestellt  werden,   während  der  Miteigen- 
thümer  selbst   sich   eine  Servitut    an  der  gemeinschaftlichen 
Sache  nicht  constituiren  könne,   da  es  sich  hier  um  die  Be- 
stellung   eines   Rechts   an   einer  fremden   Sache    handle;  — 
Schwierigkeiten,   die  bei   den  Actiengesellschaften  um  dess- 
willen  wegfielen,   weil  hier  die  Disposition  über  die  im  Mit- 
eigenthum der  Actionäre  befindliche  Sache  von  der  Gesammt- 
heit  ausgehe  ^^    Die  völlige  Unhaltbarkeit  dieser  Ausführung 
ergiebt  sich  nämlich  schon  daraus,   dass  der  Grund,   warum 
der   Eigenthümer    eines    Grundstücks    eine    Realservitut    an 
einer  in  seinem  Miteigentlmme  befindlichen  Liegenschaft  nicht 
erwerben  kann,  in   der  Untheilbarkeit  eines  solchen  Rechts 
im  Zusammenhange  mit  dem  Satze  „nemini  res   sua  servit" 
liegt. 

13)  1.  6  §.  3  D.  communinpraedioriim  (8.  4).  — 

14)  JollyinderZeitschr.  f.  deutsch.  Recht  Bd.  XI.  S.  425  fg. 

15)  Jollya.  a.  O.  S.  426. 
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Wie  sehr  aber  die  Anschauungen  des  Verkehrs  die 
Actiengesellschaft  als  solche,  d.  h.  als  juristische  Person,  als 
Trägerinn  der  für  den  Verein  erworbenen  Vermögensrechte 
betrachten,  ergiebt  sich  ferner  daraus,  dass  es  keinem  Zweifel 
unterworfen,  dass  ein  ususfructus,  der  einem  Actienvereine 
erworben,  ganz  unabhängig  von  dem  Tode  aller  zur  Zeit  der 
Bestellung  vorhandenen  Actionäre  fortbesteht  ^^,  was  offenbar 
nur  mit  der  Auffassung  vereinbar,  wonach  die  Gesellschaft 
selbst  das  berechtigte  Subject  ist. 

Nach  der  nämlichen  Anschauung  gilt  denn  auch  ein  Mit- 
glied einer  Actiengesellschaft,  welche  Liegenschaften  hat, 
nicht  als  Grundeigenthümer.  Desshalb  wird  z.  B.  ein  Actio- 
när  nicht  mit  Rücksicht  darauf,  dass  der  Actienverein,  bei 
welchem  er  betheiligt,  im  Inlande  oder  im  Bezirke  des  Ge- 
richts, bei  dem  er  als  Kläger  oder  Beklagter  streitet,  mit 
Grundeigenthum  angesessen,  die  Befreiung  von  Processcau- 
tionen  ansprechen  können.  Auch  hier  betrachten  demnach 
Verkehr  und  Praxis,  indem  sie  die  Actionäre  nicht  als  Mit- 
eigenthümer  der  zum  Vereinsmögen  gehörigen  Sachen  aner- 
kennen, die  Gesellschaft  selbst  als  das  berechtigte  Subject. 
Diese  Consequenz  lässt  sich  aber  nicht  mit  Jolly^^,  welcher 
zugiebt,  dass  die  Praxis  sich  zu  jener  Auffassung  hinneige, 
durch  die  Bemerkung  beseitigen,  es  erblickten  die  Gesetze, 
welche  den  Grundeigenthümern  eine  besondere  Stellung  ein- 
räumten, im  Eigenthum  am  Grund  und  Boden  meistens  eine 
besonders  dauerhafte  Berechtigung,  während  das  Mitglied- 
schaftsrecht in  einer  Actiengesellschaft  gewöhnlich  einem  sehr 
raschen  Wechsel  unterworfen  sei.  Denn  wie  Grundeigen- 
thum und  Actienrecht  beide  an  sich  veräusserliche  Rechte 
sind,  so  ist  die  Uebertragung  der  Actien  statutenmässig  viel- 
fach an  Beschränkungen  geknüpft,  wie  sie  in  Ansehung  der 
Veräusserung  des  liegenschaftlichen  Eigenthums  nicht  vor- 
kommen. Findet  es  sich  aber  dessenungeachtet,  dass  der 
Verkehr  mit  Actien  lebhafter  wie  derjenige  mit  Liegenschaf- 
ten ist,  so  ist  dies  eine  zufällige  Thatsache,  die  weder  in  An- 
sehung aller  Actienvereine,  noch  überhaupt  in  jener  Allge- 
meinheit zuzugeben,  und  welche  auch,  abgesehen  hiervon, 
der  Schlussfolgerung  nicht  entgegentritt,  dass  Avenn  die  Actio- 
näre Miteiß-enthümer  der  dem  Vereine  erworbenen  Grund- 
stücke  sind,   sie  im  Zweifel  der  den  Grundeigenthümern  ge- 


16)  Jollya.  a.  0.  S.  427.     —     17)  JoUy  a.  a.  0.  S.  426. 
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setzlicli  eingeräumten  Vortheile  theilhaftig  sein  müssen,  wäh- 
rend eine  entgegengesetzte  Behandlung  darauf  hinweist,  dass 
sie  nicht  als  Miteigenthümer  angesehen  werden. 

Indem  endheh  ein  Actionär  Richter  oder  Notar  in  Sachen 
der  Actiengesellschaft,  bei  welcher  er  betheiligt,  sein  kann  ^^, 
was  in  gleicher  Weise  von  der  Ausübung  schiedsrichterlicher 
Functionen  gilt  ^'•',  giebt  sich  auch  hierin  die  Auffassung  der 
Praxis  kund,  wonach  die  Mitglieder  eines  Actienvereins  an 
dessen  Vermögen  in  keiner  Weise  mitberechtigt,  indem  das- 
selbe vielmehr  der  Gesellschaft  als  solcher,  d.  h.  als  juri- 
stischer Person,  angehört. 

Wenn  aus  dem  Angeführten  zur  Genüge  sich  ergiebt, 
dass  die  Anschauungen  des  Verkehrs  und  der  Praxis  dem 
Actienvereine  den  Character  einer  juristischen  Person  inso- 
ferne  zuerkennen,  als  sie  die  Actionäre  nicht  als  Miteigen- 
thümer des  Vermögens  der  Gesellschaft,  sondern  diese  letz- 
tere selbst  als  das  berechtigte  Subject  betrachten,  so  beruft 
man  sich  hiergegen  auf  die  Vorstellung  und  Absicht  der 
Actionäre  selbst.  Es  liegt,  sagt  man,  gewiss  die  Absicht  den- 
selben am  allerentfernte sten,  sich  ihres  Eigenthums  zu  Gun- 
sten eines  neuen  Rechtssubjects  zu  begeben;  auch  geht  die 
Vorstellung  der  Actionäre  nie  dahin,  als  gehörten  die  zusam- 
mengebrachten Capitalien,  die  Erträgnisse  derselben,  die  da- 
für angeschafften  Sachen  einem  von  ihnen  ganz  verschiedenen 
Rechtssubjecte;  vielmehr  halten  sich  die  Mitglieder  der  Actien- 
verbindung  selbst  für  die  Herren  des  Vereins  Vermögens,  ein 
Gedanke,  der  sich  in  sehr  vielen  Statuten  kundgiebt  ^*^. 

Und  in  der  That  lassen  sich  hierfür,  so  scheint  es  wenig- 
stens, die  Statuten  mancher  Actiengesellschaften  anziehen, 
welche,   wie  die  Statuten   der  Ersten  k.  k.  privilegirten 

18)  Revue  critiqne  de  legislatüm  ei  de  jiirisprudence  tom.  XX.  p.  243 
sqq.  —  Daselbst  (p.  244  not.  1)  ist  ein  Bescheid  des  französischenCas- 
sationshofs  vom  5.  Januar  1862  angeführt,  laut  welchem  erkannt  wurde, 
dass  ein  Imis.ner  in  Sachen  einer  Compagnie,  in  welcher  er  Nominal-Actien 
hatte,  gültig  habe  instrumentiren  können. 

19)  Die  entgegengesetzte  Meinung  hat  zwar  das  Grossh.  Badische 
Oberhofgericht  in  Mannheim  in  einem  Urtheile  vom  11.  Februar 
1858  angenommen,  allein  aus  dem  Grunde,  weil  die  Actiengesell- 
schaft nach  Badischem  Rechte  keine  juristische  Person  sei 
(Zeitschr.  fürdasgesammte  Handelsrecht  Bd.  II.  S.  151  fg.). 

20)  Jolly  a.  a.  O.  S.  322;  u.  das  Urtheil  des  Oberhofgerichts 
inMannheim  v.  11.  Febr.  1858,  insoferne  als  es  sich  die  Entscheidungs- 
gründe des  Hofgerichts  daselbst  angeeignet  (Zeitschr.  f.  d.  gesammte 
HandelsrechtBd.  II.  S.  153). 
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Donau-Dampfscliiffahrtsgesellscliaft    (v.  1852)    §.    6 
besagen: 

„Jeder  Actionär  als  Gesellschaftsmitglied  ist  Miteigen- 
„thümer  des  ganzen  Gesellschaftsvermögens  in  dem 
„Masse,  in  Avelchem  sich  die  Anzahl  der  in  seinem  Be- 
„sitze  befindlichen  Actien,  zwei  halbe  für  eine  ganze 
„Actie  gerechnet,  zm^  Summe  aller  von  der  Gesellschaft 
„emittirten  verhält;" 
oder,  wie  die  Statuten  der  AYiener  Ersten  Immobilien- 
Gesellschaft  (1850)  §.  10: 

„Jeder  Actionär  als  Gesellschaftsmitglied  ist  nach  Mass- 
„gabe  seines  Actienbesitzes  Miteigenthümer  des  ganzen 
„Gesellschaftsvermögens''  -^• 
Sieht  man  jedoch  zunächst  von  der  Frage  nach  dem  Werthe 
solcher  Aeusserungen  der  Statuten  ab,  so  drücken  sich  an- 
dere, und  wohl  die  Mehrzahl  derjenigen,  welche  die  Eigen- 
thumsverhältnisse  am  Gesellschaftsvermogen  berühren,  in  vor- 
sichtigerer Weise  aus,  indem  sie,  wie  z.  B.  die  Statuten  der 
Leipziger  Bank  (1839)  §.  10  und  diejenigen  der  Berlin- 
Frankfurter- Eisenbahngesellschaft  (1841)  §.  20,  er- 
klären: 

„Jeder  Actionär  hat  nach  Verhältniss  der  Zahl  seiner 
„Actien  Antheil  an  dem  gesammten  Eigenthume,  dem 
„Gewinne  und  Verluste  der  Gesellschaft''; 
oder  wie  die  Statuten  der  k.  k.  privilegirten  Österreich. 
Staatseisenbahn- G.  (1855)  §.  9,  der  Theiss-Eisen- 
bahn-G.  (1856)  §.  9,  der  k.  k.  privileg.  galizisch.  Carl- 
Ludwig-Bahn  (1857)  §.  8,  der  Graz-Köflacher  Eisen- 
bahn und  Bergbau-G.  (185ö)  §.  5  besagen: 

„Jede  Actie  giebt  das  ßecht  auf  den  verhältnissmässigen 
„Antheil  an  dem  Vermögen  der  Gesellschaft  und  an  den 
„Erträgnissen  der  Unternehmung". 
Noch    andere    Avie  die   Statuten  der  privileg.   Österreich. 
Nationalbank  (1841)  §.  4  bestimmen: 

„den  Actionären  gebührt  für  jede  Actie,  die  sie  besitzen, 

„ein  gleicher  Theil  an  dem  Fond  der  Bank  und  an  den 

„davon  entfallenden  Erträgnissen", 

oder  drücken  sich  endlich,  wie  die  Statuten  der  Hessischen 

Ludwigs-Eisenbahn-G.  (1856)  §.  11,  der  k.  k.  privileg. 


21)  S.  ferner  die  Statuten  des  Lugauer-Steinkohlen-Abbau- 
Vereins  Westphalia  §.  7.  — 
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Kaiserin  Elisabetb-Eisenbahn-G.  (1856)  §.  11  u.  a.  m. 
dahin  aus: 

„Alle  Actionäre  haben  im  Verhältnisse   der   Zahl  ihrer 
„Actien  gleiche  Rechte  und  gleiche  Ansprüche  auf  das 
„Gesammteigenthum  der  Gesellschaft  und  das  Erträgniss 
„derselben". 
Nach   sehr  vielen  Statuten  ist  demnach  nirgends  von  einem 
Miteicrenthume  der  Actionäre  die  Rede,  sondern  von  einem 
Eigenthume    oder   Gesammteigenthume   der   Gesell- 
schaft,  von   dem  Vermögen  oder  Fonds   der  Gesell- 
schaft oder  Bank,    an    welchem   der  Actionär  einen 
verhältnissmässigen    Antheil,     oder    Anspruch    hat, 
demselben  ein  solcher  Theil  gebührt. 

Wie  aber  die  Erklärung,  es  gebühre  Jemand  ein  Theil 
an  einem  Vermögen,  es  habe  Jemand  ein  Recht  auf  einen 
verhältnissmässigen  Antheil  an  einem  Fonds  in  der  That  auf 
ein  Miteigenthumsverhältniss  nicht  hinweist,  so  ist  der  Aus- 
druck „Antheil  an  einem  Vermögen  haben"  kein  juristisch- 
technischer, indem  er  lediglich  eine  Betheiligung,  ein  Inter- 
esse an  einem  Vermögen  bezeichnet,  welches  von  sehr  ver- 
schiedener rechtlicher  Beschaffenheit  sein  kann.  Man  kann 
Antheil  an  einem  Vermögen  in  dem  Sinne  haben,  dass  man 
Anspruch  auf  einen  Theil  der  Erträgnisse  hat,  Avelche  ein 
Unternehmen  abwirft,  das  nur  mittelst  dieses  Vermögens  be- 
trieben werden  kann;  auch  kann  Jemand  einen  Antheil  an 
einer  Gütermasse  insoferne  haben,  als  ihm  ein  eventueller 
Anspruch  auf  diese  oder  einen  Theil  derselben  zukömmt.  So 
kann  bei  einem  Familienfideicommisse  zweifellos  von  einem 
Antheile  der  Anwärter  an  dem  Familienfideicommissgute  ge- 
sprochen werden,  wiewohl  dasselbe  im  ausschliesslichen  Eigen- 
thume des  jedesmaligen  berechtigten  Fideicommissinhabers 
ist;  so  sagt  man  von  denjenigen,  die  im  Genüsse  gewisser 
stiftungsmässiger  Bezüge  sind,  sie  hätten  Antheil  an  der 
Stiftung,  wiewohl  sie  nicht  Eigcnthümer  derselben,  d.  h.  des 
Stiftungsvermögens,  sind. 

Die  Actionäre  haben  nun  zweifellos  einen  Antheil  an 
dem  Vermögen  des  Actienvereins,  dessen  Mitglieder  sie  sind, 
in  dem  Sinne,  dass  sie  einen  eventuellen  Anspruch  auf  einen 
Theil  desselben  für  den  Fall  der  Auflösuno;  des  Vereins  ha- 
ben;  sie  sind  weiter  insoferne  bei  diesem  Vermögen  bethei- 
ligt, als  ihnen  öfter  ein  Recht  auf  einen  Theil  der  Erträgnisse 
zukömmt,   die  allein  durch  dasselbe  ermöglicht  sind.     Will 
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man  cleranacli  bei  der  Construction  der  Actiengesellschaft  auf 
die  Vorstellung  der  Actionäre,  wie  sich  diese  in  statuten- 
mässigen  Aeusserungen  kundgiebt,  Gewicht  legen,  so  kann 
man  nicht  sagen,  die  meisten  Statuten  erklärten  die  Actionäre 
als  die  Mitcigenthüiiier  des  Gesell^chaftsvermögens,  da  jene, 
wenn  sie  überhaupt  hier  einschlagende  Bestimmungen  enthal- 
ten, der  Mehrzahl  nach  nur  von  einem  Antheile  an  dem 
gesammten  Eigenthume  oder  Vermögen  des  Vereins  spre- 
chen, ja  einzelne  Statuten,  wie  z.  B.  diejenigen  der  Bremer 
Bank  (1856)  §.  13  und  des  Norddeutschen  Lloyd  §.  10 
in  correcterer  Weise  sich  lediglich  dahin  ausdrücken: 

„Die  Kechte   und  Pflichten   der  Mitglieder   der   Gesell- 
„schaft  werden  durch  das  Statut  und  die  in  Gemässheit 
„desselben    gefassten    Beschlüsse    der   Generalvcrsamm- 
„lung  bestimmt.     Insbesondere  hat  jeder  Actionär 
„das  Recht   auf  den  Bezug  der  ordnungsmässig 
„festgestellten  Dividende,  und  im  Falle  der  Auf- 
„lösung  auf  eine   entsprechende  Quote   des  Ge- 
„sellschaftsvermögens." 
Wenn  nun  allerdings,  wie  schon  früher  bemerkt,  einzelne 
Statuten  vorkommen,    welche  die  Actionäre  ausdrücklich  als 
Miteigenthümer  des   Gesellschafts  Vermögens   bezeichnen,   so 
ist  nicht  allein  die  Vorstellung,   von  welcher  die  Mitglieder 
einzelner  Actienvereine  hier  ausgehen,  durchaus  irrelevant--, 
sondern  bei  den  bezeichneten  Momenten  überhaupt  fraglich, 
ob  der  Begriff  des  Miteigenthums  in  derartigen  Statuten  im 
technischen  Sinne  genommen,   da   sicherlich  die  Vorstellung 
von  Eisenbahn- Actionären  z.  B.   nicht  dahin  geht,   dass  sie 
die  Eigenthümer  des  Eisenbahnvereins,   des  Bahnhofraums, 
der  Maschinen  u.  s.  w.  seien '''^.     Ja  es  wird  eine  solche  tech- 
nische Auffassung  des  Miteigenthums-Begriffs   nach  solchen 
Statuten  namentlich  in  Abrede  gestellt  werden  müssen,  welche, 
wie  z.  B.  diejenigen  des   Lugauer   Steinkohlen-Abbau- 
Vereins  Westphalia  §.  1   zugleich  erklären,   es  werde  ein 
Actienverein    gebildet,    welcher    durch    die    nachzusuchende 
staatliche   Genehmigung    „die  Eigenschaft    und    die    Rechte 
einer  juristischen  Person"  haben  solle,   da  hier  offenbar  das 
Vereinsvermögen  Eigenthum  dieser  juristischen  Perönlichkeit 
sein  soll. 


22)  R.  Hermann  a.  a.  O.  S.  CG.  — 

23)  Kuntze,  Inhaberpapiere,  S.  508.  — 
Renaud,  Acliemjesellsvh. 
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Wir  glauben  im  Vorstehenden  den  Beweis  geführt  zu 
haben,  dass  die  Anschauungen  von  Verkehr  und  Praxis  die 
juristische  Persönlichkeit  der  Actienvereine,  welche  diese  ihrem 
inneren  Wesen  so  wie  ihrer  äusseren  Gestaltung  nach  an- 
sprechen, insoferne  anerkennen,  als  sie  die  Actiengesellscliaft 
als  solche  als  das  Subject  der  Rechte  betrachten,  aus  denen 
das  Vereinsvermögen  besteht,  und  dass  die  Vorstellung  der 
Actionäre,  wie  sie  sich  in  verschiedenen  Statuten  kundgiebt, 
mit  dieser  Auffassung  nicht  allein  nicht  im  Widerspruche 
steht,  sondern  dieselbe  sogar  theilweise  bestätigt.  — 

Allein  es  erkennen  die  Anschauungen  des  Verkehrs  wie 
der  Praxis  die  juristische  Persönlichkeit  der  Actienvereine 
weiter  dadurch  an,  dass  sie  dieselben  als  gerichtsfähig  be- 
trachten. 

Wir  wollen  uns  hierfür  nicht  darauf  berufen,  dass  die 
Actiengesellschaft  anerkanntermassen  ein  Domicil  hat.  Denn 
wie  ein  Domicil  im  eigentlichen  Sinne  des  Worts  in  der  That 
allein  bei  physischen  Personen  vorkömmt,  während  bei  juri- 
stischen nur  zu  Erfüllung  eines  practischen  Bedürfnisses  et- 
was dem  Wohnsitze  jener  Entsprechendes  oder  Aehnhches 
angenommen  wird 2*,  so  ist  auch  bei  Gesellschaften,  deren 
Zweck  durch  Geschäfte,  die  unter  einer  Gesellschaftsfirma 
abgeschlossen  werden,  verwirklicht  werden  soll,  die  Fest- 
setzung eines  Gesellschaftssitzes  mit  der  Wirkung  möglich, 
dass  die  Klagen  aus  Verträgen,  welche  Namens  der  Societät 
eino-eo-ana-en  worden,  2:eo;en  die  Vertreter  der  socii  bei  dem 
Gerichte  dieses  Orts  sollen  angestellt  werden  können.  Frei- 
lich hat  dieses  Forum  einen  anderen  Character  wie  dasjenige, 
welches  moralische  Personen  am  Orte  ihres  Sitzes  haben.  Es 
ist  nicht  wie  dieses  ein  fommi  generale,  sondern  ein  beson- 
derer Gerichtsstand  für  Klagen  aus  Geschäften,  dessen  Natur 
aber  die  eines  forum  contractus,  indem  der  von  der  Gesell- 
schaft angenommene  Sitz  als  locus  solutionis  für  alle  unter 
deren  Firma  eingegangenen  Verbindlichkeiten  gilt.  In  die- 
sem Sinne  hat  nun  allerdings  die  Actiengesellschaft,  ohne 
Rücksicht  auf  den  Gegenstand  ihrer  Unternehmung,  Domicil 
und  Gerichtsstand  am  Orte  ihres  Sitzes  in  ganz  anderer 
Weise  als  die  offene  Handelsgesellschaft  und  die  Comman- 
ditgesellschaft,  da  sie  daselbst  mit  jeder  Art  von  Klage  ange- 
sprochen werden  kann.     Indessen  fällt  dieses  für  die  Actien- 


24)  V.  Savigny,  Syst.  Bd.  VIII.  S.  Qb  fg.— 
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gesellschaft  characteristische  Moment  nach  dem  Allgem. 
deutsch.  Handelsgesetzbuch  insoferne  weg,  als  dasselbe 
auch  in  Ansehung  der  beiden  anderen  Gesellschaftsformen 
den  Satz  aufgestellt  hat,  sie  hätten  ihren  ordentlichen,  d.h. 
wohl  ihren  gesetzlichen  allgemeinen  Gerichtsstand  bei  dem 
Gerichte,  in  dessen  Bezirk  ihr  Sitz  befindlich  ^•\ 

Dagegen  scheint  uns  Folgendes  mit  Entschiedenheit  da- 
für zu  sprechen,  dass  der  Actienverein  als  solcher  aner- 
kanntermass  en  Gerichtsfähigkeit  hat,  nämlich,  dass 
derselbe  als  Kläger  wie  als  Beklagter  durch  seinen 
Vorstand  Processe  führt. 

In  solchen  Rechtsstreitigkeiten  ist  nicht  der  Vorstand, 
wie  Manche  sagen-*',  Kläger  oder  Beklagter.  Vielmehr  tritt 
derselbe  in  fremdem  Namen  auf,  indem  er  aus  Geschäften 
klagt,  welche  im  Namen  des  Actienvereins  abgeschlossen, 
Rechte  geltend  macht,  die  auf  dessen  Namen  erworben  wor- 
den, so  wie  er  aus  Verbindlichkeiten,  die  unter  der  Gesell- 
schaftsfirma eingegangen,  belangt  wird,  und  daher,  wie  wir 
früher  aufgeführt  (§.  8),  auch  nicht  mit  der  Modification  als 
Beklagter  angesehen  werden  kann,  dass  er  die  Execution  an 
den  Gesellschaftsfonds  zu  verweisen  befug-t. 

Der  Vorstand,  der  für  den  Actienverein  einen  Rechts- 
streit führt,  ist  aber  auch  nicht  als  Vex-treter  der  Actionäre 
anzusehen,  so  dass  diese  als  active  oder  passive  Streitge- 
nossen die  eigentliche  Partei  wären. 

Denn  es  begründet  die  Streitgenossenschaft  eine  proces- 
sualische  Gemeinschaft,  welche  den  Einzelnen  nicht  hindert, 
für  sich  und  ohne  Rücksicht  auf  die  Mitstreitenden  solche 
Schritte  voi'zunehmen,  die  die  unmittelbare  Erledigung  oder 
die  Fortführung  des  Rechtsstreits  bezwecken,  aus  welchem 
Grunde  denn  ein  Litisconsorte  für  sich  einen  Vergleich  ab- 
schliessen,  auf  ein  gemeinsam  ergriflfenes  Rechtsmittel  ver- 
zichten, eine  Einrede  vorschützen  kann,  so  wie  auch  Einem  un- 
ter mehreren  Mitklägern  eine  solche  entgegengesetzt  zu  werden 
vermag,  —  Verhältnisse,  die  sämmtlich  in  Processen  einer  Ac- 
tiengesellschaft  in  Ansehung  ihrer  Mitglieder  unbestrittenermas- 
sen  nicht  vorkommen  können.  Wollte  man  nun  hierauf  entgeg- 
nen, dass  die  Actionäre  duixh  den  Societäts- Vertrag  sich  jeder 
Einmischung  in  die  in  ihrem  Namen  durch  den  Vorstand  zu 


2.5)  Allgem.   deutsch,    llandelsge  s.   Art.  86   u.    111.  Art.   151 
u.  164. 

26)  Seuffert,  Archiv  Bd.  III.  No.  37G. 
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führenden  Reclitsstreitigkeiten  begeben,  und  dass  der  Dritte, 
welcher  m  rechtliche  Beziehungen  zum  Actienvereine  getre- 
ten, dadurch  auf  die  Geltendmachung  solcher  Rechtsmittel, 
die  ihm  nur  gegenüber  dem  einzelnen  Actionär  zustünden, 
in  Processen  mit  der  Gesellschaft  verzichtet,  so  würde  man 
mit  einer  solchen  Argumentation  offenbar  nicht  ausreichen, 
da  sie  z.  B.  nicht  erklären  würde,  warum  derjenige,  welcher 
von  einem  unberechtigten  Actionär  eine  Liegenschaft  gekauft 
und  tradirt  erhalten,  in  einem  bezüglich  derselben  Namens 
der  socii  durch  den  Vorstand  angestrengten  Vindicationspro- 
cesse  jenem  Gesellschaftsmitgliede  nicht  die  exceptio  rei  ven- 
ditae  et  traditae  sollte  entgegensetzen  können. 

Dass  aber  nicht  die  einzelnen  Actionäre  in  den  Namens 
der  Gesellschaft  vom  Vorstande  geführten  Rechtsstreitigkei- 
ten Partei  sind,  ergiebt  sich  ferner  aus  der  Behandlung  der 
Processkosten.  Wären  jene  nämlich  hier  als  Streitgenossen 
zu  betrachten,  so  müssten  sie  regelmässig  pro  rata,  unter 
Umständen  in  solidum  für  diese  Kosten  einstehen,  wogegen 
für  dieselben  anerkannterraassen  lediglich  das  Gesellschafts- 
vermögen haftet.  Dies  lässt  sich  aber  nicht  in  der  Art  con- 
struiren,  dass  man  sagt,  in  dem  Zusammentreten  mehrerer 
Personen  zu  einem  Actienvereine  liege  die  Kundgebung  ihres 
Willens,  in  Sachen  der  Gesellschaft  nur  mit  dem  zusammen- 
gelegten Vermögen  und  dessen  etwaigen  Vermehrungen  ein- 
stehen zu  wollen.  Denn  Hesse  sich  allfällig  eine  solche  be- 
schränkte Haftung  gegenüber  denjenigen,  die  mit  den  Vertre- 
tern der  socii  in  geschäftliche  Beziehungen  getreten,  durch 
die  Willenserklärung  der  Actionäre  begründen,  so  kann  diese 
letztere  unmöslich  für  das  Gericht,  welches  Gebühren  anzu- 
sprechen,  so  wie  für  die  Gegenpartei,  welcher  die  Actienge- 
sellscliaft zum  Ersätze  von  Processkosten  in  einem  kein  Ver- 
tragsverhältniss  betreffenden  Rechtsstreite  verurtheilt  worden, 
bindend  sein. 

Indem  also  in  den  Processen  der  Actiengesellschaft  we- 
der die  Actionäre,  noch  auch  der  Vorstand  als  die  Partei  auf- 
gefasst  werden  können,  liegt  in  der  unbestrittenen  Thatsache, 
dass  der  Actienverein  klagen  und  verklagt  werden  kann, 
eine  Anerkennung  der  demselben  zukommenden  Gerichts- 
fähigkeit. 

Wir  haben  im  Bisherigen  den  Beweis  der  juristischen 
Persönlichkeit  der  Actiengesellschaft  aus  dem  inneren  Wesen, 
so  wie  aus  der  äusseren  Organisation  derselben,   endlich  aus 
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den  Anschauungen  des  Verkehrs  und  der  Praxis,  welche 
ihr  Vermögens-  und  Gerichtsfähigkeit  zuerkennen,  geführt. 

Noch  spricht  aber  für  jene  Auffassung  das  Verhalten  der 
Staatsgewalt  zu  den  Vereinen  der  In  Frage  stehenden  Art. 

In  den  Statuten  vieler  Actlenvereine  steht  die  Erklärung, 
es  werde  durch  die  nachzusuchende  Staatsgenehmigung  eine 
Actiengesellschaft  gebildet,  welche  .,dle  Eigenschaft  und 
die  Rechte  einer  juristischen  Person  habe"-^,  oder  es 
werde  mit  Staatso^enehmlgung  ein  Actienvereln  „mit  den 
Rechten  einer  juristischen  Person"  gegründet ^^,  oder 
„es  bestehe  mit  Allerhöchster  Genehmigung  die 
Actiengesellschaft  als  moralische  Person'*-'^,  wäh- 
rend solchen  wie  anderen  Actienvereinen  öfter  Seitens  der 
Staatsgewalt  die  Eechte  einer  juristischen  Person  oder  Cor- 
poration ertheilt  werden. 

Man  hat  die  Bedeutung  der  letztgenannten  Thatsache  in 
sehr  verschiedener  Weise  beurtheilt. 

So  hält  ThöP"  eine  solche  Concession  für  ganz  bedeu- 
tungslos, weil  er  offenbar,  consequent  In  seiner  Auffassung 
der  Actiengesellschaft  als  einer  modiflclrten  SocIetät,  von  der 
richticren  Idee  ausü'elit,  es  könne  der  nämliche  Verein  nicht 
zugleich  societas  und  tmiversitas  sein,  und  ebensowenig  eine 
SocIetät  durch  einen  Act  der  Staatsgewalt  in  eine  juristische 
Person  umgewandelt  werden.  Wie  folgei-Ichtlg  aber  auch 
die  Behauptung  jenes  Schriftstellers  von  der  Bedeutungslosig- 
keit einer  Ertheilung  der  Rechte  einer  juristischen  Person  an 
eine  Actlenverblnduno;  ist,  so  kann  doch  eine  solche  Auffas- 
sung  um  desswillen  nicht  befriedigen,  weil  nicht  anzunehmen 
ist,  dass  eine  ganz  bedeutungslose  Concession  so  häufig  nach- 
gesucht, und  so  vielen  Vereinen  Seitens  der  Staatsgewalt  er- 
theilt werde. 

Wohl  Im  Gefühle  hiervon  erklären  denn  manche  Ver- 
treter der  Societäts-Theorle  die  Ertheilung  der  Rechte  einer 
juristischen  Person  au  eine  Actiengesellschaft  für  keineswegs 
unerheblich. 


27)  Stat.  des  Lugauer-Steinkohlen-Abbau-Vereins  West- 
phalia  §.  1. 

28)  Stat.  der  Providentia  Frank  fürt.  Versiehe  r.-G.  §.  1. 

29)  Aachen  -  Münchner  -  Feuer-Versicherungs-G.  (Auszug 
aus  dem  Beschlüsse  der  Generalversammlung  vom  24.  Febr.  18D4). 

30)  Thöl,  Handelsrecht  §.  44  not.  6. 
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So  meint  insbesondere  Treitschke^^,  es  erhalte  der 
Aetienverein  durch  eine  solche  Verleihung  Seitens  der  Staats- 
gewalt wirklich  die  Eigenschaft  einer  juristischen  Person, 
Aviewohl  dieselbe  nur  in  zweifacher  Hinsicht  eine  rechtliche 
Wirkung  äussere,  nämlich  einerseits  darin,  dass  der  Verein 
durch  seine  statutenmässig  erwälilten  Vorsteher  ohne  Voll- 
machten der  einzelnen  Actionäre  vertreten  werde,  andererseits 
in  der  beschränkten  Haftung  dieser  letzteren,  welche  jedoch 
auch  aus  anderen  Gründen  behauptet  werden  müsse.  In 
dieser  Weise  kömmt  denn  Treitschke  zur  Annahme  des  ju- 
ristischen Undings  einer  Societät,  d.  h.  eines  obligatorischen 
Verhältnisses,  welches  wirklich  die  Eigenschaft  einer  juristi- 
schen Person  hat,  und  einer  moralischen  Persönlichkeit, 
deren  einzige  Bedeutung  in  der  That  die  ist,  dass  sie  die 
Legitimation  der  Vertreter  der  Vereinsmitglieder  erleichtert. 

Ebenso  unbefriedigend  ist  aber  die  Ansicht  Sa vigny's^^, 
mit  Avelcher  Walter ^-^  übereinstimmt,  dass  die  Ertheilung 
von  Corporationsrechten  an  einer  Actiengesellschaft  lediglich 
die  Bedeutung  der  Verleihung  einer  corporativen  Verfassung 
habe,  durch  welche  die  leichtere  und  vollständigere  Vertre- 
tuncj  dieser  Art  von  Societät  nach  aussen  bezweckt  werde. 
Sieht  man  nämlich  auch  davon  ab,  dass  eine  derartige  Ver- 
fassung dem  Actienvereine  an  und  für  sich  und  ohne  Ver- 
leihung von  Corporationsrechten  eigenthümlich,  so  lässt  sich 
nicht  begreifen,  was  eine  corporative  Verfassung  bei  einer 
Societät,  d.  h.  einem  obligatorischen  Verhältnisse,  welches 
gegenüber  Dritten  keine  Veränderung  bewirkt,  für  eine  Be- 
deutung haben  soll. 

Wenn  aber  Rössler^*  meint,  die  Actiengesellschaft,  ob- 
wohl eine  reine  Erwerbsgesellschaft,  müsse,  wenn  sie  die 
Rechte  einer  juristischen  Person  erhalten,  im  Verkehre  voll- 
ständig als  solche  kraft  jenes  Privilegiums  gelten,  so  ist  er 
den  Aufschluss  über  die  Natur  der  Operation,  mittelst  wel- 
cher der  Staat  aus  einer  Obligation  eine  Person  machen  kann, 
schuldior  freblieben. 

Unsers  Erachtens  vermag  es  nun  keinem  Zweifel  zu  un- 
terliegen,   dass  die  Seitens  der  Staatsgewalt  zu  Gunsten  von 


31)  Zeitschr.f.  deutsches  Recht  Bd.  V.  S.  335  fg. — 

32)  Obligationen,  Bd.  IL  S.  113  not.  fa. 

33)  System  des  deutsch.  Privatrechts,  §.  199. 

34)  Zeitschr.  f.  das  gesammte  Handelsrecht  Bd.  IV.  S.  286 
not.  74  a. 
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Actienvereinen  wiederholt  vorgenommene  Ertheihing  der  Rechte 
juristischer  Personen  kein  bedeutungsloser  Act  sein  kann, 
während  andererseits  eine  solche  Verleihung  an  dem  Wesen 
der  Actiengesellschaft  nichts  zu  ändern  im  Stande  ist.  Ins- 
besondere kann  kein  Act  der  Staatsgewalt  aus  einer  Obli- 
gation, und  beziehungsweise  Societät  eine  juristische  Person 
machen.  Haben  z.  B.  A  u.  B  mit  einander  einen  Gesell- 
schafts-Vertrag zu  dem  Zwecke  abgeschlossen,  um  aus  ge- 
meinsamen Mitteln  ein  Haus  zu  bauen  und  dieses  gemein- 
schaftliche Haus  zu  verraiethen,  so  Averden  nimmermehr  einer 
solchen  Association  die  Rechte  einer  juristischen  Person  ver- 
liehen werden,  und  sollte  es  einmal  geschehen,  so  wäre  dies 
allerdings  eine  bedeutungslose  Absurdität,  die  sich  kaum  wie- 
derholen dürfte.  Indem  der  Staat  die  Rechte  einer  juristi- 
schen Person  nur  solchen  Wesen  zu  verleihen  im  Stande  ist, 
die  sich  ihrer  ganzen  Structur  nach  dazu  eignen  ^^,  folgt  aus 
der  Thatsache,  dass  eine  solche  Verleihuno;  häufio-  zu  Gun- 
sten  von  Actienvereinen  vorkömmt,  dass  diese  sich  ihrer  Be- 
schaffenheit nach  zu  juristischen  Personen  qualificiren,  dass 
sie  mit  a.  W.  solche  Personen  sind,  sobald  sie  die  Erforder- 
nisse vereinigen,  welche  das  positive  Recht  zu  dem  Zwecke 
verlangt,  damit  ein  Wesen,  was  nicht  Mensch  ist,  die  Aner- 
kennung seiner  Eigenschaft  als  Rechtssubject  ansprechen 
könne.  Ein  solches  Erforderniss  ist  nun,  wenigstens  nach 
einer  sehr  verbreiteten  Meinung,  eine  die  betreffende  Persön- 
lichkeit anerkennende  Rechtsvorschrift,  welche  selbst  wieder 
durch  einen  allgemeinen  Rechtssatz  o-egeben  sein  oder  durch 
eine  besondere  Concession  aufgestellt  werden  kann.  Werden 
nun  von  einem  Actienvereine  die  Rechte  einer  juristischen 
Person  nachgesucht,  und  diese  ihm  ertheilt,  so  hat  dies  den 
Sinn,  dass  es  im  betreffenden  Staate  an  einem  derartigen 
Rechtssatze  in  Ansehung  der  Actiengesellschaften  fehlt,  oder 
dass  doch  dessen  Bestand  zweifelhaft  ist,  und  dass  daher 
dessen  Stelle  durch  eine  constitutio  personalis  vertreten  wer- 
den soll.  Immerhin  hat  aber  jene  häuiäge  Verleihung  der 
Rechte  der  juristischen  Personen  an  Actiengesellschaften  für 
die   theoretische  Auffassung:'  dieser  letzteren   die  grosse  Be- 

O  O 

deutung,  dass  darin  eine  Anerkennung  ihrer  Qualilication  zu 
selbstständigen  Rechtssubjecten  liegt. 


35)  R.  Hermann,    der  Rechtscharacter  der  Actienvereine,   S.  45 
und  46.  — 
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Die  Actien vereine,  sahen  wir,  sind  juristische  Personen; 
dies  folgt  aus  deren  Wesen,  aus  der  äusseren  Organisation 
derselben,  aus  den  Anschauungen  des  Vei'kehrs  und  der 
Praxis,  welche  sie  als  Vermögens-  und  gerichtsfähige  Sub- 
jecte  anerkennen,  daraus  endlich,  dass  der  Staat  ihnen  häufig 
die  Rechte  moralischer  Personen  zu  ertheilen  pflegt. 

Die  Actiengesellschaften  sind  aber  wahre  juristische 
Personen,  und  nicht  uneigentliche,  wie  Dietzel-''^  und 
nach  ihm  Fitting^^  desshalb  meinen,  weil  jene  keinen  selbst- 
ständigen Zweck  hätten,  sondern  nur  der  Erreichung  der  rein 
persönlichen  wirthschaftlichen  Zwecke  ihrer  Mitglieder  dien- 
ten. Denn  es  verfolgt  die  Actienverbindung  in  Wirklichkeit 
geradeso  ihre  eigenen  Zwecke  wie  anderweitige  juristische 
Personen,  und  soll  sie  auch  mittelbar  die  Interessen  ihrer 
Mitglieder  fördern,  —  was  übiugens  keineswegs  immer  der 
Fall  — ,  so  unterscheidet  sie  sich  hierin  in  keiner  anderen 
Weise  von  der  Gemeinde,  als  dass  es  sich  dort  um  vermö- 
gensrechtliche, hier  um  anderweitige  Interessen  handelt.  Da- 
mit soll  freilich  nicht  gesagt  sein,  dass  alle  juristischen  Per- 
sonen den  gleichen  Grundsätzen  folgen ,  so  wie  es  sich  von 
selbst  versteht,  dass  die  volkswirthschaftliche  Bedeutung  und 
Behandlung  derselben  eine  verschiedene  sein  kann  und  be- 
ziehungsweise sein  solP^. 

Die  Actiengesellschaft  ist  aber  auch  nicht,  vne  Auer- 
bach  ^^  sagt,  eine  juristische  Person,  welche  ihrer  inneren  Natur 
nach  allseitigvon  gesellschaftlichen  Momenten  durchdrungen  ist, 
ein  Gedanke,  den  Goldschmidt ^<^  als  richtig  und  fruchtbar 
betrachtet,  indem  er  z.  B.  erklären  soll,  wesshalb  ein  Actien- 
verein  als  definitiv  constituirt  gelten  muss,  ungeachtet  die 
Actien  nicht  voll  eingezahlt  sind.  Unseres  Erachtens  beruht 
jedoch  jene  Auffassung  auf  einer  unklaren  Anschauung,  auf 
einer  Hinneigung  zur  Construction  der  Actienverbindung  als 
eines  zwitterhaften  Wesens,  welches  zugleich  Societät  und 
juristische  Person  ist,  während  wir  nicht  einzusehen  vermö- 
gen,  was  der  Umstand,   ob  die  Actien  voll  einbezahlt  sind 


36)  Die  Besteuerung  der  Actien ijesellschaften,  S.  24  fg.,  insbeson- 
dere S.  30, 

37j  Krit.  Vierteljahrs-Schrift  für  Gesetzgebung  u.  Rechts- 
wissenschaft Bd.  1.  S.  588. 

38)  S.  auch  Windscheid,  Lehrb.  des  Pandectenrechts  §.  58  not.  5. 

39)  Das  Gesellschaftswesen,  S.  274.  — 

40)  Zeitschr.  für  das  gesammte  Handelsrecht  Bd.  V.  S.  639. 
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oder  nicht,  für  eine  Bedeutung  für  die  Perfection  der  Actien- 
gesellschaft,  mag  man  diese  als  Societät  oder  als  juristische 
Person  oder  als  eine  Verbindung  beider  Formen  betrachten, 
haben  soll. 

§.12. 

Fortsetzung.  —  Die  Actiengesellschaft  ist  eine    Corporation. 

AVenn  die  Actienvereine  nach  den  vorstehenden  Aus- 
führungen als  juristische  Personen  betrachtet  werden  müssen, 
so  entsteht  im  weitern  die  Frage,  zu  welcher  Categorie  der- 
.  selben  sie  zu  rechnen,  und  ob  sie  insbesondere  den  Charactcr 
von  Corporationen  (xinwersitates  personarum  im  Sinne  des 
römischen  Rechts)  haben. 

Man  spricht  bekanntlich  von  einer  Corporation  dann, 
wenn  das  Substrat,  die  äussere  Unterlage,  mit  welcher  die 
juristische  Persönlichkeit  verbunden,  ein  zu  einem  selbststän- 
digen rechtlichen  Zwecke  bestehender  Verein  ist,  wenn  mit 
a.  W.  die  juristische  Person  ihre  Erscheinung  in  einer  An- 
zahl von  Mitgliedern,  die  als  ein  Ganzes  zusammengefasst 
sind,  hat  ^ 

Betrachtet  man  nun  die  Actiengesellschaft,  so  kann  es 
keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  der  Träger  der  ihr  zukom- 
menden Persönlichkeit  ein  Verein  ist;  allerdings  nicht  ein 
Verein  natürlicher  Personen,  wie  man  die  äussere  Unterlage 
der  universitas  personarum  zu  bezeichnen  pflegt^),  da  auch 
juristische  Personen  Actionärc  sein  können.  Allein  das  Sub- 
strat der  juristischen  Persönlichkeit  der  Actiengesellschaft 
bleibt  bei  alledem  ein  Verein  von  Personen,  die  für  einen 
selbstständigen  rechtlichen  Zweck  zu  Einem  Ganzen  verbun- 
den sind. 

Freilich  wendet  man  hiergegen  ein,  bei  der  Corporation 
sei  der  Sitz  ihres  Lebens  in  den  einzelnen  Mitgliedern,  bei 
der  Actiengesellschaft  aber  in  deren  Vermögen,  daher  denn 
das  Substrat  der  Persönlichkeit  hier  ein  Complex  von  Ver- 
mögensstücken sei.  Jede  Corporation,  fühi-t  man  aus,  ist 
eine  Mehrheit  von  Menschen,  die  ihre  Kräfte  zu  einem  «xe- 
Avissen  Zwecke  vei'cinigen,  und  von  dem  Staate  hierbei  soweit 
unterstützt  werden,  dass  er  ihr  gemeinschaftliches  Wirken  als 
ein  einheitliches  gelten  lässt;   aus  welchem  Grunde  denn  das 


1)  Savigny,Syst.  Bd.  II.  S.  243. 

2)  PuchtajPandecten  §.  25;  Arndts,  Pandecten  §.  41. 
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Corporatlons- Vermögen  nur  die  Bedeutung  eines  adminiculi- 
renden  Moments  hat,  welches  verloren  gehen  kann,  ohne  dass 
die  Corporation  um  desswillen  aufhörte.  Die  Aetiengesell- 
schaft  dagegen  wird  durch  Concurs  vernichtet,  so  wie  sie 
überhaupt  ohne  Vermögen  nicht  zu  bestehen  vermag.  Weil 
aber  bei  dem  Actienunternehmen  das  Dasein  des  Betriebs- 
vermögens die  Hauptsache  ist,  ist  dasselbe  keine  Corporation, 
sondern  vielmehr  etwas  der  Stiftung  Aehnliches  ^.  — 

Indessen  dürften  diese  Einwendungen  gegen  die  Auffas- 
sung des  Actienvereins  als  Corporation  kaum  durchschlagen. 

Wenn  vorerst  als  characteristisch  für  die  Corporation 
hervorgehoben  wird,  dass  bei  dieser  mehrere  Menschen  ihre 
Kräfte  zu  einem  gemssen  Zwecke  vereinigen,  und  von  dem 
Staate  hierbei  soweit  unterstützt  werden,  dass  er  ihr  semein- 
schaftliches  AVirken  als  ein  einheitliches  gelten  lässt,  so  ver- 
mögen wir  hierin  keinen  Unterschied  zwischen  der  universitas 
personarum  und  der  Actiengesellscliaft  zu  erblicken.  Neh- 
men wir  die  Städte  und  Zünfte,  welche  Bekker  als  Beispiele 
von  Corporationen  gebraucht,  so  wirken  deren  Mitglieder  re- 
gelmässig nur  durch  die  Vorstände  ihrer  Körperschaft  zu  dem 
gemeinsamen  Zwecke,  so  wie  dies  die  Actionäre  thun.  Kom- 
men aber  ausserdem  die  Glieder  einer  Stadtgemeinde  oder 
Zunft  in  Gemeinde-  und  Zunftversammlungen  zusammen,  in 
welchen  sie  die  Organe  der  Corporation  bestellen  und  sonst 
in  Angelegenheiten,  die  der  Verfügung  jener  entzogen  sind, 
Beschlüsse  fassen,  so  findet  das  Nämliche  bei  den  Actien- 
vereinen  in  den  Generalversammlungen  der  Actionäre  Statt. 
In  demselben  Sinne,  in  welchem  nach  Bekker  der  Sitz  des 
Lebens  der  Corporation  in  den  einzelnen  Mitgliedern  ist,  ist 
der  Sitz  des  Lebens  der  Actiengesellschaft  in  den  Actionären. 
Wie  andere  unwersitates personarum,  so  kann  ein  Actienverein 
nicht  ohne  eine  Mehrheit  von  Personen  entstehen,  was  der  ge- 
nannte Schriftsteller  (S.  5G0)  ohne  Grund  verneint,  da  im 
entgegengesetzten  Falle  von  einem  Vereine,  einer  Gesell- 
schaft auch  im  weitesten  Sinne  dieses  Worts  nicht  die  Rede 
sein  könnte.  AVie  ferner  bei  Stadtgemeinden  und  Zünften 
der  Corporations-Wille  in  den  Gemeinde- und  Zunftversamm- 
lungen seinen  unmittelbarsten  Ausdruck  hat,  so  gilt  dasNäm- 
hche,  was  die  Actiengesellschaften  anbetrifft,   von  den  Gene- 


3)  Bekker  in  der  Zeitschr.  für  das  gesammte  Handelsrecht 

Bd.  IV.  S.  558  fg.;  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen,  S.  281  fg. 


§.  12.   Die  Actiengesellschaft  ist  eine  Corporation.         139 

ralversammlungen  der  Actionäre,  mag  auch  statutenmässig 
der  AYirkungskreis  dieser  Versammlungen  noch  so  beschränkt 
sein^.  Die  Actiengesellschaften  haben  demnach  wie  die 
Gemeinden  und  Zünfte  eine  corporative  Verfassung,  was  doch 
gewiss,  wenn  sie  überhaupt  als  juristische  Personen  zu  be- 
trachten, auf  deren  corporativen  Character  hinweist. 

Dass  aber  nicht  bloss  physische,  sondern  auch  juristische 
Personen  Mitglieder  eines  Actienvereins  sein  können,  vermag 
hieran  nichts  zu  ändern,  da  hier  immerhin  das  Substrat  der 
moralischen  Persönlichkeit  ein  Verein  von  Personen,  die  zu 
einem  Ganzen  verbunden,  bleibt,  und  das  heutige  Recht  noch 
andere  Beispiele  von  Corporationen,  die,  wie  z.  B.  die  Mark- 
genossenschaften, ganz  oder  theilweise  durch  juristische  Per- 
sonen gebildet  werden,  darbietet  ^ 

Ebensowenig  steht  aber  der  AufFassuns:  der  Actieno-esell- 
Schaft  als  Corporation  der  Umstand  im  Wege,  dass,  wie 
Auerbach^  sagt,  das  einzelne  Mitglied  nicht  mit  und  durch 
persönliche  Eigenschaften,  sondern  nur  durch  pecuniäre  Lei- 
stungen, durch  Geldbeiträge,  im  Vereine  steht,  da  das  deutsche 
und  überhaupt  moderne  Recht  anderweitige  Corporationen 
kennt,  deren  Mitgliedschaft  an  Bedingungen  privatrechtlicher 
Art  geknüpft  ist,  in  welcher  Hinsicht  es  genügen  mag,  auf 
die  s.  g.  Real-  und  Nutzungsgemeinden,  so  wie  auf  die  Cre- 
ditcorporationen  ^  hinzuweisen. 

Allerdings  lässt  sich  Ein  Unterschied  zv^'ischen  den 
Actiengesellschaften  und  anderen  universitates personarimi  nicht 
verkennen,  der  nämlich,  dass  jene  anders  wie  diese  ohne  ein 
bestimmtes  Capital  nicht  entstehen,  und  ohne  Vermögen  nicht 
bestehen  können.  Allein  es  vermag  der  Umstand,  dass  ein 
Vermögen  zum  Bestände  eines  Actienvereins  wesentlich,  kei- 
nen Grund  abzugeben,  dessen  Eigenschaft  als  Corporation  in 
Abrede  zu  stellen,  da  er  immerhin  ein  Verein  mit  corporati- 
ver  Verfassung  bleibt.     Man   darf  hier   nämlich  nicht  über- 


4)  Ein  Beispiel  einer  Beschränkung  des  Wirkungskreises  der  Gene- 
ralversammlung auf  ein  Minimum  giebt  die  Renten-  Capital-  u.  Le- 
bensversicherungs-Bank Teutonia,  nach  deren  Statuten  (§.  28) 
der  durch  die  constituirende  Generalversammlung  bestellte  Ausschuss  sich 
selbst  ergänzt,  und  eine  Generalversammlung  nur  dann  einzuberufen,  wenn 
Directorium  und  Ausschuss  die  Auflösung  des  Vereins  beschliessen.  S. 
R.  Hermann  der  Rechtscharaeter  der  Actienvereine,  S.  53.  — 

5)  Mein  Lehrbuch  des  deutschen  Privatrechts,  §.  184.  —  Pfeiffer, 
Jurist.  Personen,  S.  26  fg.     —     (jj  das  Gesellschaftswesen,  S.  281. 

7)  Savigny,  Obligation. ,  IL  S.  111  fg.  — 
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sehen,  dass,  wenn  zum  Wesen  einer  universitas  personarum 
bestimmte  Voraussetzungen  gehören,  die  bei  keiner  Gemein- 
heit fehlen  dürfen,  Bedeutung  und  Zweck  der  einzelnen  Cor- 
porations- Arten  gewisse  der  betreffenden  Art  eigenthümliche 
Bedingungen  erfordern  können.  So  verlangt  z.  B.  die  Gemeinde 
nicht  als  imiversitas  i^ersonarum,  sondern  als  eine  eigenthüm- 
liche Art  von  Corporation,  eine  bestimmte  Abtheilung  des 
Staatsgebiets  (die  Gemeindegemarkung),  mit  welcher  sie  in 
untrennbarer  Weise  verknüpft,  während  eine  solche  Voi'aus- 
setzung  anderen  Corporationen  fremd  ist.  Dagegen  ist  zum 
Bestände  einer  Gemeinde  oder  sonstigen  öffentlichen  Corpo- 
ration ein  Vermögen  nicht  erforderlich,  theils  weil  die  Ge- 
meinheit öffentliche  Zwecke  verfolgt,  die  Geldmittel  zu  ihrer 
Erreichung  nicht  nothwendig  voraussetzen,  theils  weil  die- 
selbe ihre  Mitglieder  zu  den  nöthigen  Beiträgen  anhalten 
kann.  Die  Actiengesellschaften  aber  bestehen  zu  Unterneh- 
mungen, die  ohne  Geldmittel  weder  ins  Leben  gerufen,  noch 
auch  betrieben  werden  können,  während  sie  ihrem  Wesen 
nach  ihre  Mitglieder  an  und  für  sich  zu  einer  weitern  Theil- 
nahme  an  den  Ausgaben  und  Verbindlichkeiten  des  Vereins 
nicht  heranzuziehen  vermögen.  Kann  aus  diesem  Grunde 
allerdings  eine  Actienverbindung  nicht  ohne  ein  bestimmtes 
Capital  entstehen,  eine  solche  auch  nicht  ohne  Vermögen 
fortexistiren,  ist  mit  a.  W.  ein  Capital  in  diesem  Sinne  die 
Basis  des  Actienunternehmens,  so  ist  dies  allerdings  eine 
Eigenthümlichkeit  der  Actienvereine,  die  aber  der  Auffassung 
derselben  als  Corporation  nicht  entgegensteht. 

Freilich  macht  man  gegen  diese  Construction  das  wei- 
tere Argument  geltend^,  dass  Actiengesellschaften  ihr  Ver- 
mögen verkaufen  könnten,  wogegen  Corporationen  ihre  Gü- 
ter sammt  Schulden  ohne  Einwilligung  der  Gläubiger  so  we- 
nig auf  Dritte  zu  übertragen  vermöchten,  wie  dies  einzelnen 
Menschen  gestattet  sei.  Allein  es  haftet  die  Actiengesell- 
schaft  ihren  Creditoren  nur  mit  dem  Gesellschaftsvermögen, 
während  es  unbestrittenen  Rechtens  ist,  dass  deren  Mitglieder, 
wenn  dieser  Fonds  einschliesslich  der  etAva  noch  o-eschuldeten 
Actienbeträge  zur  Bezahlung  der  Vereinsschulden  nicht  aus- 
reicht, in  keiner  Weise  zu  weiteren  Beiträo-en  ansfehalten 
werden  können.     Bei  dieser  Sachlage  muss   es   den  Gläubi- 


8)  Bekker  in  der  Zeitschr.  f.  d.  gesammte  Handelsrecht  Bd. 
lV.S.561fff.— 
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gern  eines  Actienvereins  gleichgültig  sein,  wenn  dieser  seine 
Güter  sammt  Schulden  auf  eine  andere  Actiengesellschaft 
oder  den  Staat  überträgt,  wenn  ihnen  nur  genügende  Sicher- 
heit dafür  gegeben  wird,  —  und  eine  solche  sind  sie  unter 
allen  Umständen  zu  verlangen  befugt  — ,  dass  der  übertra- 
gene Gesellschaftsfonds  unvermindert  zu  ihrer  Befriedicrung 
dienen  soll.  Diese  Uebertragbarkeit  des  Vermögens  eines 
Actienvereins,  auf  welche  später  näher  einzugehen,  erklärt 
sich  demnach  allerdings  aus  der  Eigenthümlichkeit  dieser 
Vereinsform,  einer  Eigenthümlichkeit,  die  dieselbe  zwar  als 
eine  besondere  Art  von  Corporation  darstellt,  ohne  dass  sie 
jedoch  ihrer  Auffassung  als  Corporation  überhaupt  entgegen- 
stünde. 

Allein  es  ist  die  universitas  2')ersonarum ,  wie  man  weiter 
geo-en  diese  Construction  geltend  macht,  eine  Verbinduno; 
höherer  Art,  eine  Verbindung,  welcher  ein  höherer  zunächst 
nicht  öconomischer  Zweck  vorgesetzt,  und  die  demnach  nicht 
dazu  bestimmt,  die  Zwecke  Einzelner  zu  erfüllen^,  aus  wel- 
chem Grunde  es  als  bedenklich  erscheint,  die  Actiengesell- 
schaften,  die  ja  keinen  anderen  Zweck  als  Erwerb  für  die 
Mitglieder  verfolgen,  zu  den  Corporationen  zu  zählen  ^^. 

Zur  Widerlegung  dieses  Einwands  wollen  wir  uns  nun 
nicht  mit  Bekker  selbst,  der  ihn  aus  diesem  Grunde  nicht 
iirgiren  will,  darauf  berufen,  dass  es  bei  Actienvereinen  mei- 
stens gelingen  dürfte,  einigen  Werth  für  das  aligemeine  Beste 
herauszurechnen,  —  weil  hierauf  offenbar  nichts  ankömmt. 
Denn  sind  als  universitates  j^^^'sonarum  nur  solche  Verbin- 
dungen zu  betrachten,  denen  ein  höherer  zunächst  nicht  öco- 
nomischer Zweck  vorgesetzt  und  die  denmach  nicht  dazu  be- 
stimmt sind,  die  Zwecke  Einzelner  zu  erfüllen,  so  ist  es  klar, 
dass  Actiengesellschaften,  deren  Zweck  Gewinn  und  Verthei- 
lung  desselben  unter  die  Actionäre  ist,  keine  Verbindungen 
höherer  Art  und  daher  keine  Corporationen  sind,  wenn  auch 
deren  Unternehmen  in  grösserem  oder  geringerem  Masse  das 
allgemeine  Beste  fördern  sollte. 

Wohl  aber  dürfte  hier  vorerst  nicht  mit  Stillschweijren 
zu  übergehen  sein,  dass  es  Actiengesellschaften  giebt,  die  in 
keiner  Weise  Gewinn  oder  sonstige  Vortheile  für  ihre  Mit- 
glieder  bezwecken.   Wir  führen  beispielsweise  die  Gewerbs- 

9)  Keller,  Pandecten  §.  34. 

10)  Bekker,  Zeitschrift  für  das  gesammte  Handelsrecht,  Bd.  IV. 
S.  558. — 
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halle  und  Leihbank  des  Handwerker-  und  Gewerbe- 
Vereins  in  Bern  an,  deren  Statuten  (§.  1)  den  Zweck  des 
Actienvereins  dahin  bezeichnen: 

„Die  Gewerbshalle  soll  die  durch  die  Zeitumstände 
„dringend  nothwendig  gewordene  Vermehrung  von  Hülfs- 
„mitteln  für  Erhaltung  ununterbrochener  Arbeit  der 
„Handwerker  ermöglichen  und  dem  Talente  und  Fleisse 
„die  nöthige  Aufmunterung,  so  wie  in  materieller  Be- 
„ziehung  die  erforderlichen  Geldmittel  verschaffen.  Um 
„diesen  Zweck  zu  erreichen,  errichtet  der  Handwerker- 
„und  Gewerbs verein : 

„a.  Ein  Ausstellungs-  und  Gewerbslocal  für  Erzeug- 
„nisse  hiesiger  Ge werbtreibender,  und  verbindet  da- 
mit: 

„b.  Eine  Leihbank,  durch  welche  denen,  die  es  ver- 

„langen,  durch  Verpfändung  der  von  ihnen  ausgestell- 

„ten  Erzeugnisse  und  gegen  massige  Zinsen  Geldvor- 

„schüsse  geleistet  werden;" 

während  die  Actionäre  zunächst  nur  4%  per  Jahr  von  den 

eino-ezahlten  Actienbeträgen   erhalten   sollen   (§.  3),   und  von 

Dividenden  zunächst  ganz  Umgang  genommen  ist  (§.  8).  — 

Lässt  sich  nun  allerdings  nicht  in  Abrede   stellen,   dass 

die  Mehrzahl  der  Actiengesellschaften  Gewinn  oder  sonstige 

Vortheile  für  ihre  Mitglieder,  wie  den  Genuas  eines  Museums, 

einer  Leseanstalt   u.  s.  ^v.   bezwecken,   so  ist  dies   demnach 

doch  nur  zufällig  und  zum  Wesen  des  Actienvereins  nicht 

gehörig,  aus  Avelchem  Grunde  denn  schon  ein  solches  Moment 

nicht  gegen  die  Auffassung  dieser  Vereinsform  als  Corporation 

geltend  gemacht  werden  kann. 

Ueberhaupt  ist  aber  der  Satz,  dass  die  universitates  per- 
sowarM?7i  Verbindungen  mit  einem  höheren  zunächst  nicht  öco- 
nomischen  Zwecke  und  daher  nicht  bestimmt  sind,  die  Zwecke 
Einzelner  zu  erfüllen,  nur  in  Ansehung  gewisser  Corporatio- 
nen  richtig,  d.  h.  der  öffentlichen,  worunter  wir  diejenigen 
verstehen,  welche,  wie  z.  B.  die  Gemeinden,  mit  dem  Staats- 
oro-anismus  zusammenhäno;en.  Daneben  giebt  es  aber  Cor- 
porationen,  bei  denen  ein  solcher  Zusammenhang  nicht  be- 
steht und  die  desshalb  freigewählte  Zwecke  haben,  mit  a.  W. 
Privatcorporationen  ^^,   welche  allein  oder  doch  vorzugs- 


11)  Pfeifer,  Jurist.  Personen,  S.  48fg.;  Unger,  System  des  österr. 
Privatrechtsl.  S.  337. 


§.  12.   Die  Actiengcsellscliaft  ist  eine  Corpoi-cition.       143 

weise  den  Privatvortheil  ihrei-  Mitglieder  bezwecken  können  ^-. 
Zu  diesen  sind  die  Actiengesellscliaften  zu  zählen. 

Hiermit  erledigen  sich  aber  unsers  Erachtens  auch  die 
Bedenken  Kuntze's^^  g^gen  die  Auffassung  der  Actien- 
vereine  als  Corporationen,  Bedenken,  welche  daher  entnom- 
men, dass  die  Corporationen  historische  Organismen  seien,  in 
sich  beruhende  Existenzen  mit  selbstständiger  einheitlicher 
Lebenskraft  und  von  allgemeiner  socialer  Bedeutung,  deren 
Schwerpunct  über  dem  Vermögensrechte  hinausliege  und 
welchen  die  hinzutretende  (privatrechtliche)  Persönlichkeit 
nur  ein  Accidens  sei,  wogegen  die  Actienvereine,  aus  plan- 
mässiger  Berechnung  hervorgehend,  nicht  ein  natürliches 
Substrat  an  sich  trügen,  nicht  ein  organisches  Leben  führten, 
so  dass  ihnen  die  juristische  Persönlichkeit  ihr  Ein  und  Alles 
sei.  Denn  in  der  That  passen  die  Attribute,  welche  jener 
Schriftsteller  der  Coi'poration  beilegt,  nur  auf  die  Öffentlichen 
Corporationen,  von  denen  man,  wie  insbesondere  von  den  Ge- 
meinden, allein  sagen  kann,  sie  seien  in  sich  beruhende  Exi- 
stenzen mit  selbstständiger  einheitlicher  Lebenskraft  und  all- 
gemeiner socialer  Bedeutung,  historische  Organismen,  bei 
denen  die  hinzutretende  (privatrechtliche)  Persönlichkeit  nur 
als  Accidens  erscheine.  Lidem  es  aber  neben  diesen  öffentlichen 
Corporationen  andere  giebt,  die  mit  dem  Staatsorganismus 
nicht  zusammenhängen,  die  ferner  nicht  als  in  sich  beruhende 
Existenzen  mit  selbstständiger  Lebenskraft  und  allgemeiner 
socialer  Bedeutung  erscheinen,  sondern  vielmehr,  freigewählte 
Zwecke  verfolgend,  ihren  Schwerpunct  im  Vermögensrechte 
haben,  unterliegt  die  Unterstellung  der  Actienvereine  unter 
diese  Privatcorporationen  in  Wirklichkeit  keinem  gegründe- 
ten Bedenken  ^*. 

Sind  hiernach  die  Actiengesellschaften  nicht  allein  als 
juristische  Personen,  sondern  insbesondere  als  Privatcorpora- 
tionen zu  betrachten,  so  kommen  unter  den  Vertheidigern  die- 
ser Ansicht  wieder  verschiedene  Auffassungen  vor. 

Nach  Einer  Meinung  soll  die  Actienverbindung  eine  Cor- 


12)  Savigny,  System  IL  S.  288;  Arndts,  Pandect.  §.42, 

13)  Inhaberpapiere,  S.  509  fg. 

14)  Unger,  Krit.  Ueberschau  Bd.  VI.  S.  187;  Fick  in  der 
Zeitschr.  f.  d.  gesammte  Handelsrecht  Bd.V.  S.  9fg.  Holtius, 
Voorlezingen,  tom.  I.  p.  132;  Windscheid,  Pandect.  §.  58.  — 
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poration  sein,  welche  in  dem  Verhältnisse  zu  ihren  Mitglie- 
gern  steht,  dass  diese  ihre  Gläubiger  sind  ^^. 

Unterliegt  es  nun  allerdings  keinem  Zweifel,  dass  Actio- 
näre  geradeso  wie  dritte  Personen  Creditoren  des  Actien- 
Vereins  sein,  dass  jene  ferner  auch  als  solche  Forderungen 
pfeo-enüber  der  Actiencjesellschaft  haben  können,  wie  z.  B. 
auf  Ueberlassung  einer  Anzahl  neu  emittirter  Actien  zu  einem 
gewissen  Preise,  so  handelt  es  sich  hier  um  eine  andere 
Frage,  nämlich  um  diejenige,  ob  es  zum  AVesen,  zu  den  Ei- 
genthümlichkeiten  eines  solchen  Vereins  gehört,  dass  dessen 
Mitglieder  in  dieser  ihrer  Eigenschaft  Gläubiger  der  Corpo- 
ration seien.  Diese  Frage  ist  aber  entschieden  zu  verneinen^ 
so  wie  auch  die  Auffassung  des  Actienrechts  als  eines  For- 
derungsrechts unrichtig  ist,  wie  sich  schon  daraus  ergiebt, 
dass  man  als  Gegenstand  dieses  Letzteren  einen  Antheil  am 
Gewinne,  die  Dividende,  bezeichnet  (S.  §.  6).  Denn  nicht 
allein  gehört  die  Austheilung  von  Dividenden,  wie  schon  wie- 
derholt hervorgehoben  worden,  jn  keiner  Weise  zum  Wesen 
einer  Actiengesellscliaft,  sondern  sind  auch  bei  solchen  Actien- 
vereinen,  die  den  Character  von  universitates  quaestuariae  ha- 
ben, die  Ansprüche  der  Actionäre  auf  Gewinn- Austheilungen 
nicht  immer  feste,  sondern  oft  ganz  und  gar  von  Beschlüssen 
der  Gesellschaftsorgane  abhängig. 

Hiermit  erledigt  sich  aber  unseres  Erachtens  eine  andere 
Construction  der  Actiengesellscliaft  als  Corporation,  wonach 
jene  eine  universitas  perso7iarum  sein  soll,  welche  vermöge 
ihrer  Verfassung  immer  und  in  erster  Linie  nur  den  einen 
Zweck  hat,  einer  grösseren  Anzahl  von  einzelnen  Capitali- 
sten  gegenüber  genau  dieselbe  wesentliche  Stellung  einzu- 
nehmen, welche  bei  der  stillen  oder  Commanditgesellschaft 
der  Gerant  oder  Complementar  einnimmt,  eine  Auffassung, 
welche  man  in  folgender  Weise  näher  präcisirt.  Die  ano- 
nyme Gesellschaft,  sagt  man,  ist  eine  Commandite  mit  der 
doppelten  Modification ,  einerseits,  dass  die  Rolle  des  Com- 
manditisten  auf  einmal  auf  eine  unbestimmte  Menge  einzel- 
ner Personen  vertheilt,  die  jeweilen  durch  Erbgang  oder 
Cession  Actien,  d.  h.  Antheile  an  dem  gesammten  Comman- 
diten-Capitale  erwerben;  und  andererseits,  dass  die  Rolle 
eines  Complementars  dem  künstlichen  und  daher  unsterb- 
lichen Subjecte  einer  Corporation  übertragen  ist,  die  ganz  so. 


15)  Unger  in  der  Krit.  Ueberschau  Bd.  VI.  S.  187. 
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wie  das  nicht  selten  bei  einem  gewöhnlichen  Geranien  der 
Fall  Ist,  ohne  alles  eigene  Capital,  ausschliesslich  mit  dem 
Commanditencapitale  das  betreffende  Unternehmen  betreibt  ^". 

Diese  Ansicht,  welche  übrigens  zuerst  "Kuntze^'^  mit 
der  einzigen  hier  nicht  in  Betracht  kommenden  Modification, 
wonach  die  Actiengesellschaft  zwar  eine  juristische  Person, 
nicht  aber  eine  Corporation  sein  soll,  aufgestellt  hat,  fällt 
nun,  um  von  anderen  derselben  entgegenstehenden  Gründen 
abzusehen  ^^,  mit  dem  Nachweise  zusammen,  dass  die  Actio- 
näre  als  solche  nicht  nothwendig  Creditoren  des  Actien- 
vereins  sind,  während  der  stille  Gesellschafter  in  dieser  sei- 
ner Eigenschaft  als  Gläubiger  des  Complementars  erscheint. 
Wie  aber  die  Actionäre  als  solche  unseren  obigen  Ausfüh- 
rungen zufolge  für  ihre  Dividenden-Ansprüche  nicht  noth- 
wendig Creditoren  der  Gesellschaft  sind,  so  sind  sie  es  auch 
nicht  wegen  der  einbezahlten  Actienbeträge,  wie  schon  dar- 
aus sich  ergiebt,  dass  wahre  Zinsen  von  diesen  Suramen  nicht 
vorkommen  können,  so  wie  dass  auch  bei  Auflösung  des 
Vereins  ein  Rückforderungsrecht  in  Ansehung  derselben  nicht 
begründet. 

Der  juristische  Character  der  Actiengesellschaft  ist  so- 
nach lediglich  dahin  zu  bestimmen,  dass  dieselbe  eine  Pri- 
vatcorporation  ist,  zu  deren  Eigenthümlichkeiten  es  ge- 
hört, dass  sie  nicht  ohne  ein  zum  Voraus  bestimmtes 
Vermögen  entstehen,  und  nicht  ohne  Vermögen  be- 
stehen kann,  wogegen  dieselbe  keineswegs  nothwendig 
in  einem  oblio-atorlschen  Verhältnisse  zu  ihren  Mito-lledern 
sich  befindet. 

§.  13. 

Die  gegen  die  Construction  des  Actienvereins  als  juri- 
stische Person  geltendgemachten  Gründe. 

Sieht  man  von  den  verschiedenen  Constructionen  der- 
jenigen Schriftsteller  ab,  welche  übereinstimmend  die  Actien- 
gesellschaft als  Corporation  betrachten,  und  ebenso  von  der 
unter  den  Vertheidigern  der  juristischen  Persönlichkeit  der 
Actienvereine  bestehenden  Streitfrage,  ob  dieselben  Corpora- 
tionen  sind  oder  nicht,  so  hat  die  Auffassung  dieser  Vereine 


16)  Fick  in  der  Zeitschr.  f.  d.  gesammte  HandelsrechtBd.  V. 
S.  9  fg.     —     17)  Inhaberpapiere,  S.  511. 

18)  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen,  S.  279. 

Renaud,  Actienyesellsch.  IQ 
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als  Träger  einer  juristisclien  Persönlichkeit  überhaupt  noch 
viele  Gegner,  welche  einer  solchen  Annahme  die  gekünstelt- 
sten Combinationen,  wie  frülier  gezeigt  worden,  vorziehen. 
Bei  dieser  Sachlage  kann  eine  Prüfung  der  Gründe,  aus  de- 
nen die  Anerkennung  der  Actienverbindung  als  selbstständigen 
Rechtssubjects  beanstandet  wird,  um  so  weniger  umgangen 
werden,  als  die  Nachweisung  der  Unhaltbarkeit  derselben  die 
hier  begründete  Ansicht  bestätigen  muss. 

Jene  Gründe  sind  aber  sehr  verschiedener  Art,  indem 
sie  theils  auf  unrichtigen  Vorstellungen  über  die  juristischen 
Personen,  theils  auf  falschen  Ansichten  über  die  Actienver- 
eine,  theils  endlich  auf  dem  irrthümlichen  Gedanken  beruhen, 
als  ob  alle  Arten  moralischer  Personen  den  nämlichen  Grund- 
sätzen folgten  ^. 

Zu  den  Gründen  der  erstgenannten  Categorie  gehört  zu- 
nächst, wie  schon  Kuntze^  angedeutet,  die  bereits  im  Vor- 
stehenden widerlegte  Vorstellung,  dass  es  nur  zwei  Arten 
juristischer  Personen  gebe,  nämlich  piae  causae  und  universi- 
tates  personarum,  zu  welchen  letzteren  aber  nur  die  mit  dem 
Staatsorganismus  zusammenhängenden  Gemeinheiten  gehörten. 

In  diesem  Sinne  vAW  z.  B.  Vogt^  die  Actiengesellschaf- 
teu  um  desswillen  nicht  als  juristische  Personen  gelten  lassen, 
weil  dieser  Name  nur  den  durch  das  öffentliche  Recht  gefor- 
derten Corporationen  gebühre,  Rösler^  aber  desshalb  nicht, 
weil  bei  der  juristischen  Person  die  Verwaltung  von  Vermö- 
gen für  einen  bestimmten,  im  öffentlichen  Interesse  liegenden 
Zweck  die  Hauptsache,  während  ihr  die  Speculation,  der 
Handel,  der  finanzielle  Zweck  selbst  fremd  zu  sein  scheine. 

Mit  der  nämlichen  unrichtigen  Vorstelluno;  hänoft  der 
weitere  Einwand  zusammen,  es  sei  mit  dem  AVesen  einer 
juristischen  Person  unverträglich,  dass  diese  nur  den  Privat- 
vortheil  Einzelner  verfolge,  während  der  Zweck  vieler  Actien- 
gesellschaften  die  Vertheilung  von  Dividenden  unter  die  Ac- 
tionäre  sei'';  —  oder  es  sei  doch  eine  Ansicht  gekünstelt, 
die  eine  juristische  Persönlichkeit   statuire,  gegenüber  wel- 


1)  S.  auch  R.  Hermann,  der  Rechtscharacter  der  Actienvereine, 
S.  65  fg.  — 

2)  Inhaberpapiere,  S. 509. 

3)  Zeitschr.  f.  d.  gesammte  Handelsrecht,  Bd.  I.  S.  529  fg. 

4)  Zeitschr.  f.  d.  gesammte  Handelsrecht,  Bd.  IV.  S.  286. 

5)  Treitschke   in  der  Zeitschr.   f   deutsch.   Recht,  Bd.  V. 
S.  338  fg. 
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eher  die  Actionäre  das  Recht  hätten,  dass  sie  ihnen  die  aus 
dem  Gesellschaftsvermögen  kommenden  Vortheile  zufliessen 
lasse  ^. 

Aus  einer  unrichtigen  Theorie  der  juristischen  Personen 
erklärt  es  sich  aber  ferner,  wenn  man  die  Auffassung  der 
Actiengesellschaften  als  selbstständiger  Rechtssubjecte  aus 
dem  Grunde  für  unmöglich  erklärt,  weil  diese  keinen  im- 
merwährenden Zweck  hätten^,  da  das  Erforderniss  ewiger 
Dauer  in  der  That  kein  Merkmal  der  juristischen  Persönlich- 
keit ist^. 

Ebenso  grundlos  wie  diese  auf  falschen  Vorstellungen 
über  die  juristischen  Personen  beruhenden  Einwendungen 
sind  eine  Reihe  anderer,  die  aus  unrichtigen  Ansichten  über 
die  Actienvereine  hergenommen. 

Vor  Allem  gilt  dies  von  dem  Einwände,  der  gegen  die 
Construction  der  Actienverbindung  als  selbstständigen  Rechts- 
subjects  daraus  abgeleitet  wird,  dass  das  Vereinsvermögen 
im  Mit-  oder  Gesammteigenthume  der  Actionäre  stehe,  eine 
Auffassung,  deren  Grundlosigkeit  bereits  dargethan  worden 
(s.  p.  126  fg.). 

Nicht  weniger  gehört  die  Behauptung  hierher,  dass, 
während  die  juristische  Person  den  Grund  ihrer  Existenz  in 
dem  Willen  der  gesetzgebenden  Gewalt  habe,  die  Actienge- 
sellschaft  auf  einem  Contracte  beruhe^.  Denn  entsteht  aller- 
dings keine  solche  Gesellschaft  ohne  Vertrag,  so  beruht  die 
rechtliche  Existenz  des  Actienvereins  als  solchen,  wie  später 
auszuführen,  nicht  auf  einem  Rechtsgeschäfte,  so  wie  ferner 
ein  derartiger  Verein  nur  mit  dem  Willen  der  gesetzgebenden 
Gewalt,  mag  derselbe  in  einem  allgemeinen  Rechtssatze  oder 
in  einer  constitutio  j^ß^sonalis  seinen  Ausdruck  gefunden  ha- 
ben, zu  entstehen  vermag. 

Völlig:  unsejxründet  ist  aber  die  weitere  Deduction,  dass 
die  beschränkte  Haftverbindlichkeit  der  Actionäre  nur  ge- 
wöhnlich, nicht  in  wesentlich  nothwendiger  Weise  Statt  finde, 
und  dass,  wie  dies  wenigstens  gegen  die  Auffassung  einer 


6)  Jolly  inderZeitschr.  f.  deutsch.Recht,  Bd.  XL  S.  323  a.  E. 
und  S.  324. 

7)  Treitschke  in  der  Z  eitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  V.  S.  338. 

8)  R.  Hermann,  der  Rechtscharacter  der  Actienvereine,  S.  72  a.  E. 
und  S.  73. 

9)  Treitschke    in  der  Zeitschr.    f.    deutsch.   Recht,    Bd.  V. 
S.  339  f. 

10* 
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jeden  Actiengesellscliaft  als  juristische  Person  spreche,  dieser 
Character  den  Actienvereinen  überhaupt  um  desswillen  nicht 
zuzuerkennen  sei,  weil  auch  da,  wo  eine  beschränkte  Haf- 
tuno- vorkomme,  jeder  Actionär  zu  seinem  Antheile,  nämlich 
füi'  den  noch  unbezahlten  Betrag  seiner  Actie,  von  den  Ge- 
sellschaftsgläubigern belangt  werden  könne  i^. 

Unrichtig  ist  hier  nämlich  vorerst  die  Schlussfolgerung, 
wonach  die  ano-eblich  mögliche  unbeschränkte  Haftbai'keit  der 
Actionäre  gegen  die  Construction  der  Actiengesellscliaft  als 
juristische  Person  sprechen  soll,  da  es  zweifellos  Corporatio- 
nen  o-Iebt,  deren  Mitglieder  zu  den  Zwecken  der  Gemeinheit 
und  zur  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten  herangezogen  wer- 
den können ,  ohne  dass  deren  Beitragspflicht  auf  ein  zum 
Voraus  bestimmtes  Mass  beschränkt  wäre,  in  welcher  Hin- 
sicht wir  beispielsweise  auf  die  Gemeinden  und  die  von  ihnen 
zu  erhebenden  Umlagen  verweisen. 

Unrichtig  ist  aber  ferner  die  Behauptung,  dass  die  be- 
schränkte Haftung  der  Actionäre  nur  gewöhnlich,  und  nicht 
in  wesentlich  nothwendiger  Weise  Statt  finde,  da  es  gerade 
eines  der  wesentlichen  Merkmale  der  Actiengesellscliaft  ist, 
dass  deren  INIitglieder,  welches  auch  das  Schicksal  des  Ver- 
einsunternehmens sein  möge,  nur  den  Betrag  und  beziehungs- 
weise AVerth  ihrer  Actien  verlieren  können  ^^  Hiergegen 
kann  man  sich  nun  mit  Grund  auf  die  englischen  Joint  Stock 
Companies  withoiit  limited  liahility  in  der  That  nicht  berufen, 
da  diese  zwar  Vereine  sind,  deren  Capital  in  eine  gewisse 
Anzahl  Theile  oder  Actien  eingetheilt,  nicht  aber  Actien- 
gesellschaften  im  technischen  Sinne  des  Worts,  wie  es  denn 
auch  keiner  Ausführung  bedarf,  dass  eine  Gesellschaft  nicht 
schon  um  desswillen,  weil  ihr  Fonds  in  Actien  zerlegt,  als 
Actienverein  im  juristischen  Verstände  sich  qualificirt. 

Ebenso  unwahr  ist  endlich  die  Thatsache,  auf  welche 
jene  Ausführung  sich  stützt,  dass  nämlich  auch  bei  beschränk- 
ter Haftung  jeder  Actionär  zu  seinem  Antheile  unmittelbar 
durch  die  Gesellschaftsgläubiger  belangt  werden  könne,  eine 
Behauptung,   die  entschieden  gegen  die  Anschauungen  von 


10)  Pfeifer,  die  Lehre  von  den  juristischen  Personen,  S.  42  fg. — 
Auch  Rösler,  Zeitschr.  f.  d.  gesammte  Handelsrecht,  Bd.  IV. 
S.  300,  meint,  die  beschränkte  Haftbarkeit  aller  Gesellschafter  dürfte 
nicht  nothwendig  im  Begriffe  der  Actiengesellschaft  liegen.  — 

11)  (ians,  Beiträge  zur  Revision  der  preussischen  Gesetzgebung, 
Bd.  I.  Abth.  2.  S.  179. 
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Verkehr  und  Praxis  verstösst  und  die  auch  einer  juristischen 
Construction  entgeht,  weil  die  Actionäre  Aveder  in  Person 
noch  auch  durch  Stellvertreter  mit  den  Vereinsgläubigern 
contrahirt,  man  müsste  denn,  was,  wie  früher  gezeigt,  unzu- 
lässig, die  Vereinsvorsteher  als  Institoren  der  Gesellschafter 
auifassen. 

Freilich  beruft  man  sich  zum  Beweise  dafür,  dass  es  die 
einzelnen  Actionäre  sind,  die  zu  den  Vereinsgläubigern  in 
Rechtsverhältnisse  treten,  auf  die  seit  dem  Jahre  1765  in 
Hamburg  bestehende  Assecuranzcompagnie^-,  bei  welcher 
laut  dem  den  im  J.  1834  erneuerten  Statuten  anliegenden  For- 
mulare ^^  sämmtliche  Actionäre  dem  Geschäftsführer  der  Ge- 
sellschaft eine  Vollmacht  zu  unterzeichnen  haben,  die  unter 
Anderem  besagt: 

„Wir  versprechen  und  geloben  . . .  unserm  Hen'n  BevoU- 
„mächtigten,  nicht  nur  ihn  selbst  auf  alle  nur  möglichen 
„Fälle  gänzlich  schadlos  zu  halten,  sondern  auch  die  von 
„ihm  Namens   der  Assecuranzcompagnie   geschlossenen 
„Assecuranzen  unverbrüchlich  zu  halten  und  dafür,   so- 
,,weit  das  Capital  unserer  Actien  reicht  und  dazu  nöthig 
„ist,   einzustehen,  alle  sich  dabey  etwa  zeigenden  Scha- 
„den,  Havarien,  Kosten  oder  wie  es  sonst  Namen  haben 
„mag,  mit  dem  Fond  unserer  Compagnie  zu  tragen  und 
„zu  bezahlen,  sowohl  in  als  ausser  Gericht  für  die  Folgen 
„solcher  Assecuranzen  den  Versicherten  gerecht  zu  wer- 
„den;   wenn  wider  unser  Vermuthen  Processe  entstehen 
„sollten,     in    hiesigen    Gerichten    durch    vorgedachten 
„unsern  Bevollmächtigten    zu   compariren  und  zu  han- 
„deln  . . .  u.  s.  w." 
Prüft  man  jedoch  den  Inhalt  dieser  Vollmacht,  so  enthält  sie 
in  der  That,   wenn  man  von  ihrer  Fassung  absieht,   nichts, 
was   mit  der  Construction   der  Actiengesellschaft   als  juristi- 
scher Person  unvereinbar  wäre.    Es  soll  der  Fonds  der  Com- 
pagnie für  die  Namens  derselben  eingegangenen  Verbindlich- 
keiten  einstehen,    und    aus    diesen   der  Bevollmächtigte   der 
Gesellschaft  belangt  werden;   dies  ist  das   practische  Ergeb- 
niss.    Wenn  nun  nach  der  Fassung  der  Vollmacht  die  Actio- 
näre allerdinffs  von  der  Vorstclluno-  auszuti-ehen  scheinen,  als 


12)  Marbach,  Ein  Wort  über  den  Rechtscharacter  der  Actienge- 
sellschaft, S.  9  fg. 

13)  Abgedr.  bei  Pohls,  Actiengesellschaften,  S.  305. 
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ob  sie  unmittelbar,  obwohl  nur  in  beschränkter  Weise,  durch 
die  für  die  Gesellschaft  abgeschlossenen  Geschäfte  verpflich- 
tet, und  in  Rechtsstreitigkeiten  gegen  den  Bevollmächtigten 
in  Wirklichkeit  die  Mitverklagten  wären,  so  kann  eine  falsche 
theoretische  Auffassung  in  einzelnen  Statuten  oder  Statuten- 
Beilagen  für  die  Feststellung  des  juristischen  Characters  der 
Actienvereine  unmöglich  von  irgend  einer  Bedeutung  sein. 

Beruhten  die  bisher  besprochenen  Einwendungen  gegen 
die  Construction  der  Actiengesellschaften  als  juristische  Per- 
sonen theils  auf  einer  irrigen  Theorie  dieser  letzteren,  theils 
auf  falschen  Ansichten  über  die  Actienvereine  selbst,  so  ha- 
ben andere  ihren  Grund  in  der  unrichtigen  Meinung,  als  ob 
alle  moralischen  Personen  denselben  Grundsätzen  unterworfen 
wären. 

Namentlich  gehört  hierher  das  wiederholt  betonte  Argu- 
ment, dass  das  Vermögen  einer  aufgelösten  Actiengesellschaft 
unter  die  bisherigen  Actionäre  vertheilt  werde,  während  die 
Güter  einer  juristischen  Person  bei  deren  Auflösung  bona  va- 
ccintia  seien  ^^. 

Allein  es  ist  längst  von  Anderen  ausgeführt  worden,  wie 
der  Satz,  dass  das  Vermögen  einer  aufgelösten  juristischen 
Person  bonum  vacans  sei,  keineswegs  eine  allgemeine  Geltung 
hat^°,  wenn  man  sich  auch  hierfür  nicht  auf 

1.  3  pr.  D  de  colleg,  et  corporib.  (47.  22), 
die  von  collegia  ülicita,  also  nicht  von  moralischen  Personen 
handelt ,  berufen  kann  ^^. 

Insbesondere  ist  selbst  von  romanistischer  Seite  aner- 
kannt, dass  der  Anspruch  der  Actionäre  auf  die  Güter  des 
aufgelösten  Actienvereins  dessen  Auflfassung  als  juristische 
Person  nicht  entgegensteht^^.  Denn  es  hat  der  Grundsatz, 
dass  die  Güter  einer  solchen  Person  bei  deren  Auflösung 
gleich  erblosem  Gute  zu  behandeln ,  nur  unbeschadet  der 
wohlerworbenen  Rechte  Einzelner  Geltung  i^,   während  es  im 


14)  Treitschke  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  V. 
S.339.     Jolly  indernämlichenZeitschr.,  Bd.XI.S.  324. 

15)  MarezoU  inLöhr's  Magazin  f.  Rechtswissensch.,  Bd.  IV. 
S.  207;  Mühlenbruch,  Lehrb.  der  Pandecten,  §.  197;  Göschen,  Vor- 
lesungen, S.  65;  Reyscher,  Zünfte  oder  freie  Genossenschaften?  (Stutt- 
gart 1861)  S.  5.     Keller,  Pandecten,  §.  39. 

16)  V.  VangeroAV,  Pandecten,  §.56. 

17)  Puchta,  Pandecten,  §.  564.  not.  i;  Arndts  Pandecten,  §.45 
u.  not.  4. 

18)  Arndts  Pandecten,  §.  45 ;  Windscheid,  Pandecten,  §.  62. 
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Wesen  des  Actienvereins  liegt,  dass  bei  dessen  Beendigung 
das  Gesellschaftsvermögen  den  Actionären  nach  Massgabe  ihrer 
Actien  gehören  soll,  und  dieses  Recht  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  es  durch  die  Vereinsstatuten  ausdrücklich  anerkannt  ist 
oder  nicht,  und  ob  der  Actienverein  zum  Vortheile  seiner 
Mitglieder  oder  lediglich  zu  gemeinnützigen  Zwecken  gestif- 
tet, ein  wohlerworbenes  ist^^. 

§.  14. 

Die  Auffassung    des   rechtlichen  Characters    der  Actienge- 
sellschaft  in  den  Gesetzen  und  Gesetzesentwürfen. 

Bei  der  Feststellung  des  rechtlichen  Characters  der  Actien- 
gesellschaft  und  der  Widerlegung  der  gegen  deren  Auffassung 
als  juristische  Person  erhobenen  Einwendungen  sind  wir  ledig- 
lich vom  innern  Wesen  so  wie  der  äussern  Erscheinung  dieser 
Vereinsform  und  den  in  Ansehung  derselben  bestehenden 
Verkehrsanschauungen,  ohne  Bezugnahme  auf  die  die  Actien- 
verbindungen  betreffenden  Gesetze  der  verschiedenen  Länder, 
ausgegangen.  Ein  solches  Verfahren  war  um  so  mehr  gebo- 
ten, als  es  bisher  in  Deutschland  an  einem  die  Verhältnisse  der 
Actiengesellschaften  normirenden  Gesetze  fehlt  ^  auf  dessen 
Grundlage  jene  Untersuchung  hätte  geführt  werden  können, 
und  als  ferner  die  Actienvereine  ein  Institut  so  universeller 
Natur  sind,  dass  sie  in  Avesentlich  übereinstimmender  Weise 
in  dem  Rechte  fast  aller  civilisirten  Nationen  begründet. 

Dessenungeachtet  ist  die  Prüfung  der  Auffassung,  von 
w^elcher  die  in  manchen  Ländern  bestehenden  Gesetze  über 
Actiengesellschaften  oder  die  in  deren  Betreff  auso^earbeiteten 
Gesetzesentwürfe  in  Ansehung  des  rechtlichen  Characters 
derselben  ausgehen,  sowohl  von  wissenschaftlichem  wie  von 
practischera  Interesse,  indem  einerseits  das  Ergebniss  einer 
solchen  Untersuchung  geeignet  ist,  ein  Gewicht  zu  Gunsten 
der  einen  oder  der  anderen  Construction  dieser  Vereinsform  in 
die  Wagschale  zu  legen,  andererseits  dasselbe,  soferne  es 
sich  auf  Gesetze  stüzt,  in  dem  durch  die  betreffende  Gesetz- 
gebung beherrschten  Gebiete  für  die  Behandlung  der  Actien- 
gesellschaft  von  Einfluss  sein  wird. 

Unter  den  verschiedenen  Gesetzen  und  Gesetzesentwür- 


19)  R.Hermann,  der  Rechtscharacter  der  Actienvereine,  S.  71. 
1)  Auch  das  Allg.  Deutsche  Handelsgesetzb.  regelt  nur  die  Ac- 
tiengesellschaft  als  Handelsgesellschaft. 
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fen  sind  es  nur  wenige,  welche  sich  ausdrückUch  über  den 
juristischen  Character  des  Actienvereins  erklären;  was  um  so 
mehr  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  als  es  nicht  Aufgabe 
eines  Gesetzes  ist,  Begriffe  und  juristische  Constructionen  zu 
geben. 

Doch  lassen  sich  gerade  aus  Deutschland  zwei  Beispiele 
eines  ausdi'ücklichen  Ausspruchs  über  den  rechtlichen  Cha- 
racter des  Actienvereins  in  Gesetzen  und  Entwürfen  nach- 
weisen, welche  beide  zu  Gunsten  der  Eigenschaft  desselben 
als  selbstständigen  Rechtssubjects  lauten. 

So  erklärt  namentlich  der  Entwurf  eines  Handels- 
gesetzbuchs für  das  Kön.  Würtemberg  vom  J.  1839, 
Art.  256: 

„Die  Actiengesellschaft  ist  eine  Rechtsperson;   sie  wird 
„durch  den  Verein   der  Actieninhaber,   Actionäre,   ver- 
„treten,   ohne  dass  dieser  über  das  Eigenthura  oder  die 
„Auflösung  der  Gesellschaft  willkührlich  verfügen  kann;" 
während  aus   den  Motiven  des   Entwurfs   (S.   224  fg.)   sich 
ergiebt,  dass  es  in  der  Absicht  dieses  Artikels  lag,  die  Streit- 
frage über  die  Natur  der  Actienverbinduno-  dahin  zu  erledi- 
gen,    dass  dieselbe  eine  Gemeinheit  sei,   welche  Hechte  und 
Verbindlichkeiten  habe,   ohne   dass   die  einzelnen  Mitglieder 
2')7'o  rata  daran  Antheil  hätten,   obwohl  sie  dessenungeachtet 
nicht  zu  den  (öffentlichen)  Corporationen  gehöre. 

Ebenso  entschieden  erkennt  das  kön.  Preuss.  Gesetz 
über  die  Actiengesellschaften  vom  D.  Nov.  1813  die  juristische 
Persönlichkeit  der  Actienvereine  an. 

Indem   nämlich  dasselbe  (§.  1)   zur  Errichtung  von  Ac- 
tiengesellschaften mit  den  im  Gesetze  bestimmten  Hechten  die 
Genehmigung  des  Landesherrn  verlangt,  erklärt  es  (§.  8): 
„Actiengesellschaften  erlangen  durch  die  landesherrliche 
„Genehmigung  die  Eigenschaft  juristischer  Personen,  und 
„insbesondere   das   Recht,    Grundstücke   und   Capitalien 
„auf  ihren  Namen  zu  erwerben  und  in  das  Hypotheken- 
„bucli  eintragen  zu  lassen;" 
eine  Bestimmung,  in  welcher  unsern  frühern  Ausführungen 
zufolge   die  Anerkennung  enthalten,    dass    der  Actienverein 
seinem  Wesen  nach  sich  als  juristische  Person  qualificirt. 

Consequent  mit  dieser  Auffassung  bestimmt  aber  nicht 
bloss  der  §.  9  des  besagten  Gesetzes: 

„Die    Actiengesellschaften,    welche    auf  Gewerb-    oder 
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„Hanclelsuuternehmungen  gerichtet  sind,  haben  kaufmän- 
„nische  Rechte  und  Pflichten,  ...  an  Orten,  wo  kaufmän- 
„nische  Corporationen  bestehen,   sind  sie  denselben  bei- 
„zutreten  verpflichtet", 
sondern  erklärt  §.16: 

„Der  Actionär  tritt  für  seine  Person  zu  den  Gläubigern 
„der  Gesellschaft  nicht  in  das  Verhältniss  eines  Schuld- 
„ners,  sondern  bleibt,  soweit  der  Betrag  der  Actie  noch 
„nicht  berichtigt  ist,  nur  Schuldner  der  Gesellschaft;" 
während  nach  §.  23: 

„Eide  Namens  der  Gesellschaft  .  .  .  von  dem  Vorstände 
„geleistet" 
werden. 

Und  doch,  so  entschieden  das  Gesetz  an  dem  aufgestell- 
ten Principe  der  juristischen  Persönlichkeit  der  Actiengesell- 
schaft  festhält,  so  ist  die  Societäts-Theorie  nicht  ohne  Ein- 
fluss  auf  dessen  Redaction  geblieben,  wie  die  Bestimmung  in 
§.  10  zeigt: 

„So  weit  das  Statut  über  die  Rechte  und  Pflichten  der 
„Actlonäre  gegen  einander  keine  Bestimmungen  enthält, 
„kommen  die  am  Sitze  der  Gesellschaft  geltenden  gesetz- 
„lichen  Vorschriften  über  Gesellschafts- Verträge  in  An- 
„  Wendung." 
Von   ausserdeutschen   Gesetzen  ist  es   namentlich  das    pri- 
vatrechtliche   Gesetzbuch    für    den    Canton  Zürich, 
welches  sich  ausdrücklich  über  den  Character  der  Actienver- 
bindung  ausspricht,   indem   es   dieselbe  zu  den  Genossen- 
schaften zählt ^,   d.  h.  als  eine  Art  von  privatrechtli- 
cher Corporation  betrachtet  (§§.22 fg.)  und  insbesondere 
bestimmt,   dass   in  Ansehung  der  Entstehung,    Organisation 
und  Auflösung  der  Actiengesellschaften  die  von  den  Corpo- 
rationen gegebenen  gesetzlichen  Bestimmungen  gelten  sollen 
(§.1342). 

Ebenso  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die 
nach  der  Acte  vom  14.  Juli  1856  incorporirten  englischen 
Joint  Stock  Coynjianies  icith  Uniitexl  liahility,  so  wie  die  Actien- 
gesellschaften,  die   kraft  einer  Parlaments-Acte  oder  auf 


2)  Auch  der  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für 
das  K.  Sachsen  (1852)  handelt  von  den  Actienvereinen  (§§.  1301  u. 
§§.1351  flg.)  unter  dem  Abschnitte  „Von  dem  Genossenschafts- Ver- 
trage". S.  auchR.  Hermann  der  Rechtscharacter  der  Actienvereine, 
S.  85  flg. 
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Grund  einer  Autorisation  durch  Kron-Patent  bestehen 3,  als 
wahre  Corporationen  zu  betrachten. 

Wenden  wh'  uns  nun  zu  den  Gesetzen  und  Gesetzes- 
entwürfen, welche  eine  ausdrückliche  Erklärung  über  die  Na- 
tur der  Actienvereine  nicht  enthalten,  so  kömmt  hier  vor  Al- 
lem der  Code  de  commerce,  welcher  zuerst,  wenn  auch  nur 
unvollständige.  Normen  über  diese  Vereinsform  gegeben,  mit 
seinen  zahlreichen  Nachbildungen  in  Betracht. 

Zwar  hat  Jolly^  behauptet,  die  Redactoren  dieses  Ge- 
setzbuchs hätten  mit  ihrem  glücklichen  Tacte  die  Rechtsver- 
hältnisse so  zu  erfassen,  wie  sie  in  den  Vorstellungen  des 
Volks  lebten,  die  Actiengesellschaft  als  eine  wahre  Gesell- 
schaft betrachtet  und  damit  die  Ansicht  abgewiesen,  als  be- 
zögen sich  deren  Verhältnisse  wahrhaft  auf  eine  juristische 
Person. 

Allein  es  ist  dieser  Schriftsteller  in  der  That  den  Be- 
weis seiner  Behauptung  schuldig  geblieben.  Denn  abge- 
sehen davon,  dass  der  Code  de  commerce  Art.  19  u.  Art.  47 
die  societe  anonyme  als  eine  Art  von  Handelsgesellschaft  be- 
zeichnet, was  offenbar  für  deren  Construction  als  Societät 
sranz  unerheblich,  weil  Vereine  sehr  verschiedener  Natur  den 
Betrieb  von  Handelsgeschäften  zum  Gegenstande  ihrer  Un- 
ternehmung haben  können,  und  auch  die  französischen  Schrift- 
steller übereinstimmend  die  Handelsgesellschaften  überhaupt 
als  moralische  Personen  betrachten,  enthält  jenes  Gesetzbuch 
in  Wirklichkeit  nicht  Eine  Bestimmung,  welche  dafür  spräche, 
dass  die  Redactoren  den  Actienverein  als  wahi-e  Societät  an- 
gesehen und  damit  die  Vorstellung  einer  juristischen  Persön- 
lichkeit desselben  abgewiesen  hätten.  —  AVeit  eher  lässt  sich 
das  Gegentheil  behaupten.  AVill  man  nämlich  auch  in  der 
Bestimmung  des  Art.  37,  wonach  die  anonyme  Gesellschaft 
nur  mit  Ermächtigung  des  Staatsoberhaupts  bestehen  kann, 
nicht  eine  Hinweisung  auf  deren  juristische  Persönlichkeit 
finden,  so  deutet  doch  sicherlich  darauf  der  Grundsatz  des 
Art.  33: 

„Les  associes  ne  sont  passihles  qiie  de  la  perte  du  montant 

„de  leur  interet  dans  la  sociSte" 
im  Zusammenhange  mit  Art.  31,  nach  welchem  die  Geschäfte 
der    Gesellschaft    durch    Mandatare    besorgt    werden,    hin. 


3)  Schwebemeyer,  das  Actiengesellschaftswesen  in  England,  S. 
18  flg. 

4)  Zeitschr.  f  deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.  321  fg. 
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Denn  anders  wie  als  juristische  Person  lässt  sich  doch  kaum 
ein  Verein  construiren,  dessen  Geschäftsführer,  obwohl  sie 
Mandatare  sind,  durch  die  innerhalb  ihrer  Vollmachten  ab- 
o-eschlossenen  Geschäfte  weder  sich  selbst  (Art.  32),  noch 
auch  die  Vereinsmitglieder,  sondern  nur  ein  durch  diese  zu- 
sammengeschossenes Vermögen  obligiren. 

Das  Nämliche  gilt  aber  auch  von  den  verschiedenen  Ge- 
setzgebungen, welche  dem  Code  de  commerce  nachgebildet, 
wie  dem  Regolamento  provv.  des  Kirchenstaats  Art.  31  u.  32, 
dem  Spanischen  Handelsg.,  welches  ausdrücklich  erklärt 
(Art.  279),  dass  nur  das  Gesellschaftsvermögen,  d.  h.  das 
Grundcapital  sammt  den  dazu  geschlagenen  Erwerbungen, 
(Ja  masa  socicd  compuesta  del  fondo  cajntcd  y  de  los  heneficios 
acumulados  d  el)  füi*  die  Gesellschaftsschulden  hafte,  während 
die  Administratoren  dafür  nicht  einstehen  (Art.  277)  und  die 
Actionäre  nur  den  Betrag  ihres  Interesses  verlieren  können 
(Art.  278);  —  dem  Portugiesischen  Handelscodex  (Art. 
542.  543)  u.  a.  m. 

Auch  nach  dem  ßernischen  Gesetze  über  Actien- 
gesellschaften  vom  27.  November  1860,  welches  ausführ- 
lichere, der  deutschen  Theorie  entnommene  Bestimmungen 
über  diese  Vereinsform  enthält,  lässt  sich  der  Actienverein 
nur  als  selbstständiges  Rechtssubject  construiren,  so  sehr  sich 
auch  der  Verfasser  des  Gesetzes^,  freilich  in  Folge  unrich- 
tiger Vorstellungen  über  das  AVesen  der  juristischen  Perso- 
nen, gegen  diese  Auffassung  sträubt.  Kaum  dürfte  sich  näm- 
lich in  anderer  Weise  ein  Verein  erklären,  der  nicht  allein 
auf  seinen  eigenen  Namen  Rechte  erwerben  und  Verbindlich- 
keiten eingehen  kann  (Art.  9),  sondern  dessen  Mitglieder  ge- 
genüber den  Gesellschaftsgläubigern  in  keiner  persönlichen 
Schuldverpflichtung  stehen  (Art.  IG  Abs.  2),  wie  auch  dessen 
Vorsteher  denselben  persönlich  nicht  verbunden  (Art.  32  Abs. 
1),  indem  für  die  Schulden  der  Gesellschaft  ledigHch  das 
Gesellschaftsvermögen  haftet  (Art.  1  u.  Art.  43). 

Wenden  wir  uns  nun  zum  Allgem.  deutschen  Han- 
delsgesetzbuche und  -  den  demselben  vorausgegangenen 
Vorarbeiten,  so  ging  schon  der  Entwurf  eines  allgemei- 
nen Handelso-esetzbuchs  für  Deutschland  (von  der 
durch  das  Reichsministerium  der  Justiz  niedergesetzten  Com- 


5)  Vogt  in  der  Zeitschr.  f.  das  gesammte  Handelsrecht,  Bd. 
I.  S.  477  far. 
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mission,  1849)  entschieden  von  der  Auffassung  aus,  dass  die 
Actiengesellschaften  juristische  Personen  seien.  Denn  es  be- 
stimmte derselbe  (Art.  80): 

„Die  Actiengesellschaft  ist  als  solche,  und  abgesehen 

„von  den  einzelnen  Actionären,  Subject  von  Rechten  und 

„Verbindlichkeiten. 

„Sie  kann  insbesondere  auf  ihren  Namen  Grundstücke 

„erwerben  und  als  Klägerin  oder  Verklagte  vor  Gericht 

„stehen;" 
während  nach  Art.  83  Eide  Namens  der  Gesellschaft  von 
denjenigen  Mitgliedern  des  Vorstands,  die  das  Gericht  be- 
zeichnet, geleistet  werden,  und  nach  Art.  84  die  Actienver- 
bindungen  die  Eechte  und  Pflichten  der  Kaufleute  haben 
sollten. 

Auch  erklären  die  Motive  zu  Art.  80  (S.  137),  dass  man 
es  nur  um  desswillen  vermieden  habe,  die  Actiengesellschaft 
als  moralische  Person  zu  bezeichnen,  weil  unter  diesem  Aus- 
drucke nicht  allgemein  das  Nämliche  verstanden  und  insbe- 
sondere von  Manchen  angenommen  werde,  dass  auf  eine  mo- 
ralische Person  alle  von  eigentlichen  Corporationen  geltenden 
Sätze  und  namentlich  diejenigen  anwendbar  seien,  welche  die 
Verbindlichkeit  der  Gemeinheitsbeschlüsse  beträfen. 

Allein  auch  nach  dem  Entwürfe  eines  Handelsge- 
setzbuchs für  die  Preussischen  Staaten  (1857)  er- 
scheint die  Actiengesellschaft  entschieden  als  eine  juristische 
Person.  Freilich  findet  sich  hier  die  Eigenthümlichkeit, 
dass  sie  diesen  Character  in  ihrer  Eigenschaft  als  Han- 
delsgesellschaft, als  welche  sie  schlechtweg  betrachtet  wird 
(Art.  86),  zugleich  mit  der  offenen  und  mit  der  stillen 
Handelsgesellschaft  theilt.  Denn  es  bestimmt  der  Entwurf 
Art.  87: 

„Jede   Handelsgesellschaft    als   solche  hat   selbstständig 

„ihre  Rechte  und  Pflichten  und  ihr  besonderes  Vermö- 

„gen;  sie  kann  vor  Gericht  klagen  und  verklagt  werden; 

„sie  kann  auf  ihren  Namen  Grundstücke  und  Forderungen 
„erwerben." 
Auch  in  den  Motiven  zu  diesem  Artikel  (S.  46  fg.)  ist  die 
juristische  Persönlichkeit  der  Handelsgesellschaften  über- 
haupt ausdi'ücklich  anerkannt,  eine  Auffassung,  welche  durch- 
aus unrichtig  und  die  auf  einem  völligen  Verkennen  der  in- 
neren Grundverschiedenheiten  zwischen  der  Actiengesellschaft 
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einerseits  und  der  offenen  und  stillen  Plandelsgesellschaft  an- 
dererseits beruht. 

Von  dieser  Betrachtung  ausgehend  erklärten  denn  bei 
Berathuno;  des  Art.  87  des  Preuss.  Entwurfs  in  der  Nürn- 
berger  Conferenz  mehrere  Mitglieder  derselben,  dass  sie 
die  Discussion  zunächst  nur  auf  die  FrajTe  zu  richten  Q-e- 
dächten,  ob  der  Satz  des  Art.  87  auf  die  offenen  Handelsge- 
sellschaften Anwendung  finden  könne,  da  bei  Actiengesell- 
schaften  ganz  andere  Gesichtspuncte  massgebend  seien  ^. 
Und  an  dieser  gänzlichen  Verschiedenheit  der  Actienverbin- 
dung  von  den  anderen  Gesellschaftsformen  des  Handelsrechts 
hielt  auch  die  Commission  durchgehends  fest.  Wurde  nun 
dessenungeachtet  bei  der  definitiven  Feststellung  des  Ent- 
wurfs des  allgemeinen  deutschen  Handelsgesetzbuchs  vermie- 
den, eine  gesetzliche  Erklärung  über  den  rechtlichen  Charac- 
ter  der  Actiengesellschaft  zu  geben,  und  waren  selbst  die 
Mitglieder  der  Conferenz  in  Betreff  desselben  keineswegs 
einigt,  so  lässt  sich  doch  nach  Massgabe  der  Bestimmungen 
jenes  Gesetzbuchs  der  Actienverein  nur  als  juristische  Person 
construiren  ^. 

Dies  ergiebt  sich  zur  Genüge  schon  aus  dem  einen  Art. 
213  Abs.  1: 

„Die  Actiengesellschaft  als  solche  hat  selbstständig  ihre 
„Rechte  und  Pflichten;   sie  kann  Eigenthum  und  andere 
„dingliche  Rechte  an  Grundstücken  erwerben;   sie  kann 
„vor  Gericht  klagen  und  verklagt  werden"; 
welcher,   aus  dem  für  Handelsgesellschaften  überhaupt  gege- 
benen Art.  87   des   Preussischen  Entwurfs   entnommen, 
unverändert  aus  den  Entwürfen  erster  (Art.  190)  und  zweiter 
Lesung  (Art.  198)  hervorging,  ungeachtet  eines  Antrags  auf 
anderweitige  Fassung,  weil  jene  Formulirung  nothwendig  zur 
Annahme  führe,   dass  die  Actiengesellschaft  von    der  Ver- 
sammlung als  juristische  Person  angesehen  worden  sei^'^. 

Zwar  stimmten  ausser  mehreren  Mitgliedern,  welche  da- 
für hielten,  man  könne  nicht  umhin,  den  Actiengesellschaften 
juristische  Persönlichkeit  beizulegen,  andere  Abgeordnete  für 


6)  Goldschmidt,  Kritik  des  Entw.  eines  Handelsgesetzb.  für  die 
Preuss.  Staaten,  Abth.  I.  S.  ßO  fg. 

7)  ProtocolleS.  1.'34  U.S.  1040. 

8)  Protocolle  S.  1039  u.  1040. 

9)  R.  Hermann,  der  Ilechtscharacter  der  Actienvereine,  S.  93  fg.  — 
10)  Protocolle  S.  1039. 
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die  Beibehaltung  der  Fassung  des  Entwurfs  mit  der  Bemer- 
kung, dass  sie  nicht  die  Absicht  hätten,  hiermit  die  juristische 
Persönhehkeit  dieser  Vereine  anzuerkennen^^.  Indessen  sind 
dieselben  die  Erklärung  schuldig  geblieben,  wie  denn  ein 
Wesen,  das  nicht  ein  Mensch  ist,  als  solches  selbststän- 
difif  Rechte  und  Pflichten  haben  kann,  ohne  ein  selbstständi- 
ges  Recht ssubject,  d.  h.  eine  jux-istische  Person  zu  sein  ^-. 

Das  Gewicht  jenes  Artikels  für  die  Construction  des 
Actienvereins  hat  man  freilich  durch  die  Bemerkung  zu  be- 
seitigen gesucht,  auch  die  offene  und  die  Commanditgesell- 
schaft  könnten  nach  dem  Allgem.  deutschen  Handels- 
gesetzbuche (Art.  111  u.  Art.  164)  Rechte  erwerben  und 
Verbindlichkeiten  eingehen,  vor  Gericht  klagen  und  verklagt 
werden,  Avährend  sie  nach  eben  diesem  Gesetzbuche  entschie- 
den nicht  als  juristische  Personen  anzusehen  seien  ^^.  —  Al- 
lein man  hat  hierbei  die  durchaus  verschiedene  Fassung  des 
Art.  213  einerseits  und  andererseits  der  Art.  111  u.  Art.  164 
des  Allgem.  deutschen  Handelsgesetzbuchs  übersehen, 
wonach  lediglich  von  der  Actiengesellschaft  gesagt  ist,  sie 
habe  als  solche  selbstständig  ihre  Rechte  und  Pflichten, 
während  die  offene  Handelsgesellschaft  und  die  Commandit- 
gesellschaft  nur  unter  ihrer  Firma  Rechte  erwerben  und 
Verbindlichkeiten  eingehen  kann^^. 

Auch  eine  Reihe  anderer  Artikel  des  Allgem.  deutsch. 
Handelsgesetzbuchs  Aveisen  übrigens  mit  Noth wendigkeit 
auf  die  Construction  der  Actiengesellschaft  als  juristische 
Person  hin. 

Dahin  gehört  die  Bestimmung  des  Art.  232,  wonach 
Eide  Namens  der  Gesellschaft  durch  den  Vorstand  geleistet 
werden;  ferner  der  Grundsatz  des  Art.  230,  dass  die  Gesell- 
schaft durch  die  vom  Vorstande  in  ihrem  Namen  geschlosse- 
nen Rechtsgeschäfte  berechtigt  und  verpflichtet  wird,  während 
weder  die  Actionäre  (Art.  219),  noch  die  Vorsteher  selbst 
aus  solchen  Rechtshandlungen  Dritten  gegenüber  persönlich 
verbunden  werden  (Art.  241). 

Hiero-eo-en  kann  man  sich  nun  nicht  mit  Auerbach ^^ 
auf  die  Erklärung  des  Art.  216  Abs,  1: 


11)  Protocolle  S.  1040.     —     12)  S.  die  Protocolle  S.  156. 

13)  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen,  S.  277  not.  5. 

14)  V.  Kräwel,  das  Allgem.  deutsche  Handelsg.  zu  Art.  213  An- 
merk.  1. 

15)  Das  Gesellschaftswesen,  S.  277  not.  5. 
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„Jeder  Actionär  hat  einen   verliältnissmässigen  Antheil 

„an  dem  Vermögen  der  Gesellschaft," 
berufen,  da,  Avie  schon  früher  gezeigt  (S.  p.  128),  der  Ausdruck 
„einen  Antheil  an  einem  Vermögen  haben"  kein  technischer 
ist  imd  insbesondere  nicht  auf  ein  Miteigenthums-Verhältniss 
hinweist,  wie  denn  selbst  die  römischen  Rechtsquellen  die 
Corporations-Casse  als  „circa  communis",  und  die  Sachen  einer 
Corporation  als  „res  communes"  bezeichnen  ^^. 

§.  15. 

Der  Umfang  der  Rechtsfähigkeit  und  die  rechtliche 
Stellung  der  Actiengesellschaft. 

Die  Actiengesellschaft,  sahen  wir,  ist  eine  juristische  Per- 
son und  zwar  eine  Corporation  (Privatcorporation). 

Hiermit  ist  die  Rechtsfähigkeit  des  Actien Vereins ,  nicht 
aber  deren  Umfang  gegeben,  da  nicht  alle  Arten  von  Perso- 
nen, insbesondere  nicht  alle  Arten  der  juristischen  Personen 
das  nämliche  Mass  von  Rechtsfähigkeit  haben. 

Die  Actiengesellschaft  ist  rechtsfähig,  d.  h.  sie  ist  Ver- 
mögens- und  gerichtsfähig;  denn  hierauf  beschränkt 
sich  auf  dem  hier  allein  in  Betracht  kommenden  Gebiete  des 
Privatrechts  die  Rechtsfähigkeit  der  juristischen  Person  ^. 

Indem  die  Actiengesellschaft  vorerst  vermögensfähig 
ist,  kann  sie  Subject  von  Privatrechten  und  Verbindlichkeiten 
der  verschiedensten  Art  sein;  ja  sie  muss  sogar  ihrer  eigen- 
thümlichen  Natur  noch  Güter  haben,  da  sie,  Avie  früher  ge- 
zeigt, nicht  ohne  ein  bestimmtes  Vermögen  zu  entstehen,  und 
nicht  ohne  Vermögen  zu  bestehen  im  Stande  ist. 

Insbesondere  kann  die  Actieno-esellschaft  das  berechtio-te 
Subject  bei  den  verschiedensten  Forderungen,  so  wie  Schuld- 
ner aus  den  verschiedensten  Verbindlichkeiten  sein.  Nament- 
lich ist  sie  auch,  weil  fähig,  sich  vertragsmässig  zu  verpflich- 
ten, wechselfähig  und  dem  Wechselprocesse  unterworfen^, 
wiewohl  ein  AVechselarrest  gegen  dieselbe  nicht  Statt  findet, 
wie  überhaupt  nicht  aus  Wechselerklärungen  solcher  Perso- 
nen, welche  sie  nur  mittelst  eines  Vertreters  abgeben  kön- 
nend 

Der  Actien  verein  ist  aber  ebenso  fähig,  Eigenthum  wie 


16)  1.  1  §.  1  D.  ([uodciijusque  universitatis  (3.  4). 

1)  V.  Savigny,  System.  Bd.  II.  S.  238  fg. 

2)  Preuss.  Gesetz  vom  9.  Nov.  1843  §.  9. 

3)  D.  W.  O.  Art.  2.  —  Mein  Lehrbuch  des  Wechselrechts  §.  21. 
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andere  dingliche  Rechte  an  jSIobilien  wie  an  Immobilien  zu  ha- 
ben, ohne  dass  er  seinem  Wesen  nach  in  Ansehung  des  Erwerbs 
von  Grundstücken  beschränkt  wäre*.  Er  kann  untheilbare 
Rechte  an  den  Gütern  seiner  Mitglieder  wie  an  solchen  dritter 
Personen  erwerben,  während  ein  einer  Aetiengesellschaft  ge- 
höriger Ususfructus  nach  den  nämlichen  Grundsätzen  wie  bei 
anderen  juristischen  Personen  erlischt. 

Eigenthum  und  andere  dingliche  Rechte  an  Liegenschaf- 
ten, welche  die  Aetiengesellschaft  erwirbt,  werden  auf  deren 
Namen  in  die  Grund-  und  Hypothekenbücher,  ohne  Benen- 
nung der  einzelnen  Actionäre,  eingetragen,  mag  jene  übri- 
gens sich  als  Handelsgesellschaft  qualificiren  ^  oder  dies  nicht 
der  Fall  sein  ^, 

Die  Aetiengesellschaft  ist  aber  auch  gerichtsfähig, 
indem  sie  vor  Gericht  klagen  und  verklagt  werden  kann^. 
Sie  hat  ihren  allgemeinen  ordentlichen  Gerichtsstand,  bei  dem 
Erstinstanz-Gerichte,  in  dessen  Bezirke  sich  ihr  Sitz  befindet^, 
ein  Sitz,  der  zweckmässiger  Weise  durch  die  Statuten  festge- 
setztwird, und  auchnachmanchenGesetzenbestimmtseinmuss^. 

Mit  der  Gerichtsfähigkeit  des  Actienvereins  hängt  aber 
dessen  Eidesfähigkeit  zusammen,  obwohl  derselbe  wie  an- 
dere juristische  Personen  Eide  nur  mittelst  Stellvertreter  zu 
leisten  vermao-^o^ 


4)  Preuss.  Gesetz  über  Actiengesellsch.  §.  8:  „Actiengesell- 
„schaften  erlangen  durch  die  landesherrliche  Genehmigung  die  Eigen- 
,, Schaft  juristischer  Personen  und  insbesondere  das  Recht,  Grundstücke 
,,und  Capitalien  auf  ihren  Namen  zu  erwerben  und  in  das  Hypothekenbuch 
„eintragen  zu  lassen."  Allgem.  deutsch.  Handelsgesetzb.  Art. 
213  Abs.  1 :  „Die  Aetiengesellschaft  . . .  kann  Eigenthum  und  andere  ding- 
„liche  Rechte  an  Grundstücken  erwerben."  Nach  der  Englisch.  Ac- 
tiengesellschafts-Acte  1856,  1857  Th.  IL  XXNVIII.  bedarf  jedoch 
die  Gesellschaft,  um  mehr  wie  2  Acres  Land  zu  besitzen,  der  Genehmigung 
des  Handelsamts. 

5)  Preuss.  Einführ.-G.  z,  Allg.  deutsch.  Handelsgesetzb. 
Art,  23§.l.  — Bayer.  Einführ.-G.  Art.  41. 

6)  Preuss.  Gesetz  über  Actiengesellschaften  §.8. 

7)  Allg.  deutsch.  Handelsg.  Art.  213  Abs.  1.  —  Preuss.  Ges. 
über  Actiengesellsch.  §.21. 

8)  Seuffert,  Archiv,  Bd.  HL  No.  375.  —  Deutsch.  Handelsg. 
Art.  213  Abs.  2.  — 

9)  Allg.  deutsch.  Handelsg.  Art.  209  No.  1;  Preuss.  Gesetz 
überActiengesellsch.  §.2  No.  1;  Bernisch.  Gesetz  überActien- 
gesellsch.  Art.  4No.  1. 

10)  Preuss.  Gesetz  über  Actieng.  §.23;  Allg.  deutsch.  Han- 
delsg. Art.  232. 
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Wie  aber  die  Actionäre  in  Processen  der  Actieno-esell- 
Schaft,  welcher  sie  angehören,  nicht  Parteien  sind,  so  haben 
sie  auch  nicht  unmittelbar  von  deren  Ausgang  Vortheil  oder 
Nachtheil  zu  erwarten,  aus  welchem  Grunde  sie  denn  in  sol- 
chen Eechtsstreitigkeiten  nicht  allein,  wie  schon  früher  be- 
merkt (p.  126),  richterliche  und  schiedsrichterliche  Func- 
tionen ausüben  können,  sondern  nicht  unfähig  zum  Zeug- 
nisse sind,  wiewohl  deren  Glaubwürdigkeit  je  nach  Um- 
ständen in  grösserem  oder  geringerem  Masse  geschmälert  sein 
kann. 

Wenn  die  Actiengesellschaft  Vermögens-  und  gerichts- 
fähig ist,  so  hat  sie  dagegen,  indem  sie  keine  öffentliche  Cor- 
poration ist,  weder  nothwendig  das  nämliche  Mass  von  Rechts- 
fähigkeit wie  eine  solche,  noch  auch  den  Genuss  der  nämli- 
chen Rechtswohlthaten  ^^ 

Insbesondere  geht  den  Actienvereinen  die  Fähigkeit  ab, 
zu  Erben  eingesetzt  und  mit  Vermächtnissen  bedacht  zu  wer- 
den, da  diese  Fähigkeit  keineswegs  jeder  Corporation  oder 
gar  jeder  juristischen  Person  zukömmt  ^^,  so  wie  ihnen  auch 
die  ju7xi  minorum  nicht  zustehen  ^^. 

Uebrigens  kann  die  rechtliche  Stellung  einer  Actienge- 
sellschaft in  einem  gegebenen  Staate  eine  verschiedene  sein, 
je  nachdem  sie  daselbst  als  inländische  oder  als  ausländische 
Corporation  gilt,  und  die  Landesgesetzgebung  an  diese  ver- 
schiedene Eigenschaft  eine  rechtlich  unterschiedene  Behand- 
lung knüpft.  Inländisch  ist  aber  im  Verhältnisse  zu  einem 
gegebenen  Staate  die  Actiengesellschaft,  welche  in  dessen 
Gebiete  ihren  Sitz  hat,  oder  die  abgesehen  hiervon  von  der 
betreffenden  Staatsgewalt  ausdrücklich  als  inländische 
Actiengesellschaft,  als  inländische  Anstalt  anerkannt 
worden,  oder  die  Rechte  einer  solchen  verliehen  erhalten  hat, 
wie  denn  z.  B.  die  Aachener  und  Münchener  Feuer- 
Versicherungsgesellschaft  nicht  allein  in  Preussen  und 
Bayern,  sondern  in  Hannover,  dem  Grossherzogthum  und  der 


11)  Motive  zum  Würtemberg.  Entwürfe,  S.  225;  Motive  zum 
Entw.  eines  Allg.  Handel  sg.  f.  Deutschland  (von  der  durch  das 
Reichsminister,  der  Justiz  niedergesetzten  Commission)  S.  137. 

12)  Dagegen  Unger  in  der  Kritischen  Ueberschau  Bd.  VI. 
S.  188. 

13)  Seuffert,  Arch.  Bd.  VI.  No.  138.  —  Zeitschr.  f.  Rechts- 
pflege u.  Verwaltung  zunächst  im  K.  Sachsen,  N.  F.  Bd.  XIII.  S. 
274.  —  Beschorner,  Eisenbahnrecht,  S.  91.  — 

henaud,  ActicniiesetUch.  ]_! 
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Landgrafscliaft  Hessen  so  wie  in  Dessau  als  inländischer  Ac- 
tienverein  anerkannt  ist. 

Wenn  nun  eine  ausländische  Acticngesellschaft  von  der 
Ausübung  ihres  Gewerbebetriebs  im  Inlande,  der  Errichtung 
von  Zweigniederlassungen  daselbst,  der  Verbreitung  ihres 
Papiergeldes  u.  s.  w.  nach  Massgabe  der  inländischen  Ge- 
werbe- und  Polizeigesetzgebung  ausgeschlossen  werden 
kann^^,  jene  auch,  wo  dies  nicht  der  Fall,  den  Bedingungen 
des  inländischen  Gesetzes  in  Ansehung  des  Betriebs  ihres 
Unternehmens  auf  dem  inländischen  Staatsgebiete^^,  so  wie 
auch  der  Xegociirung  der  von  ihr  emittirten  Papiere  an  den 
inländischen  Börsen  ^^  genügen  muss,    so  verhält  es  sich  da- 


14)  Durch  ein  Gesetz  vom  27,  August  1849  ist  im  Canton  Genf 
allen  auswärtigen  Actiengesellschaften ,  soferne  sie  nicht  eine  besondere 
Staatsgenehmigung  daselbst  ausgewirkt  haben,  der  Betrieb  ihrer  Ge- 
schäfte bei  Vermeidung  einer  Strafe  von  500  ffr.,  und  im  Wiederholungs- 
falle von  1000  —  10,000  ffr.  untersagt.  —  Ebenso  bestimmt  das  Ber- 
nische Gesetz  über  Actiengesellschaften  Art.  47:  „Keine  ausser- 
„halb  des  Cantons  errichtete  Actiengesellschaft  darf  ohne  Bewilligung 
„der  competenten  Staatsbehörde  (Art.  2)  im  Cantonsgebiete  ein  Geschäft 
„gründen.  Die  bereits  ertheilten  Bewilligungen  bleiben  in  ihrem  Be- 
„stand." 

15)  Das  Badische  Gewerbegesetz  v.  20.  Sept.  1862  bestimmt 
(Art.  3):  ,, Die  Gewerbebefugnisse  eines  Inländers  kommen  auch  den  An- 
,, gehörigen  anderer  Staaten  zu.  Ebenso  haben  Actiengesellschaften, 
,, welche  in  anderen  Staaten  errichtet  sind,  das  gleiche  Recht  zum  Ge- 
„werbebetrieb  wie  die  inländischen,  insofern  sie  den  gesetzlichen  Be- 
„dingungen  genügen,  welchen  die  inländischen  unterworfen  sind. 

„Durch  Regierungsverordnung  kann  eine  Ausnahme  von  dieser  Be- 
„stimmung  in  Bezug  auf  die  Angehörigen,  beziehungsweise  die  Actien- 
,,gesellschaften  derjenigen  Staaten  angeordnet  werden,  in  welchen  eine, 
„von  dem  gegenwärtigen  Gesetze  grundsätzlich  verschiedene,  die  Freiheit 
„des  Erwerbs  und  der  Niederlassung  beschränkende  Gesetzgebung  be- 
,, steht,  oder  der  Badener  nicht  in  gleicher  "Weise  wie  der  eigene  Staatsan- 
„gehörige  zum  Gewerbebetrieb  zugelassen  wird." 

16)  Nach  dem  K.  franz.  Deere  te  v.  22.  Mai  1858  müssen  auswärtige 
Eisenbahngesellschaften,  damit  ihre  Actien  und  Obligationen  an  den  fran- 
zösischen Börsen  negociirt  werden  können,  nachweisen:  einmal,  dass  sie 
sich  nach  den  Gesetzen  ihres  Landes  constituirt,  und  dann,  dass  ihre  Ac- 
tien und  Obligationen  in  deniLande,  welchem  die  Eisenbahnen  angehören, 
amtlich  notirt  werden. 

Die  Actien  dürfen  nicht  weniger  als  500  ffr.  betragen  und  müssen 
bis  zum  Betrage  von  ''/lo  eingezahlt  sein. 

Die  Obligationen  können  nur  dann  in  Frankreich  negociirt  und  notii't 
werden,  wenn  das  Gesellschaftscapital  oder  der  Theil  desselben,  welcher 
durch  Actien  repräsentirt  wird,  voll  eingezahlt  ist,  und  die  Ausgabe  dieser 
Obligationen  in  Franki-eich  von   den  Ministern  der  Finanzen  und  des 
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gegen  anders  in  Betreff  ihrer  privatreclitlichen  Rechtsfähig- 
keit. 

Denn  es  muss  allgemeinen  Grundsätzen  des  internatio- 
nalen Privatrechts  zufolge  eine  auswärtige  Actiengesellschaft, 
welche  nach  Massgabe  der  Gesetzgebung  des  Landes,  wo- 
selbst sie  ihren  Sitz  hat,  rechtlich  besteht,  auch  im  Inlande 
als  selbstständiges  liechtssubject  anerkannt  werden,  wenn  sie 
selbst  den  Anforderungen  des  inländischen  Gesetzes  für  den 
rechtlichen  Bestand  von  Actienvereinen  nicht  genügen  sollte^'', 
und  daher  daselbst  klag-en  und  Grundeio-enthum  erwerben 
und  haben  können,  wo  nicht  in  letzterer  Hinsicht  das  parti- 
culäre  inländische  Recht  die  Ausländer  oder  doch  die  fremden 
Corporationen  beschränkt  (S.  auch  §.  33  a.  E.). 


III.    Die  Arten  der  Actiengesellschaften  und  das  Verhaltniss 
dieser  Vereine  zum  Staate. 

§.  16. 
Die  Arten  der  Actiengesellschaften. 

Actiengesellschaften  können  zu  den  verschiedensten 
Zwecken  gegründet  werden,  wenn  diese  nur  erlaubte  sind. 

Ein  solcher  Zweck  kann  ein  lediglich  gemeinnütziger,  wie 
z.  B.  Hebung  des  Handwerks,  Förderung  der  Kunst,  oder 
ein  auf  das  Vergnügen  gerichteter  sein,  wie  bei  einem  zum 
Baue  und  Unterhalte  eines  Museums  oder  Casino's  gestifteten 
Actienvereine,  oder  er  kann  endlich  auf  Gewinn  gehen,  wo- 
bei das  Unternehmen,  mittelst  dessen  Erwerb  beabsichtigt 
wird,  wieder  mehr  oder  weniger  geeignet  sein  kann,  das  all- 
gemeine Beste  zu  fördern. 

Das  Unternehmen,  für  welches  die  Actiengesellschaft  ge- 
gründet, kann  ferner  ein  vorübergehendes^  oder  ein  dauern- 
des sein.  Beispiele  von  Actienvereinen,  die  einem  bloss  vor- 
übergehenden Bedürfnisse  dienen  sollen,  geben  diejenigen, 
deren  Zweck  die  Herstellung  eines  neuen  Stadtquartiers  oder 


Ackerbaues,  des  Handels  und  der  öffentlichen  Arbeiten  genehmigt  ist. 
—    Eine   Üebersetzung   dieses  Decrets   in   der   Zeitschr.   f.   das   ge-' 
sammte  Handelsrecht  I5d.  H.  S.  392  fg.  — 
17)  Frotocolle,  S.  371. 
1)  Goldschmidt,  Kritik  des  Entwurfs  eines  Handelsgesetzb.  für  die 
Preuss.  Staaten,  Abth.  I.  S.  öi  u.  S.  57. 

11* 
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der  Bau  einer  Chaussee^,  die  Ausrüstung  von  Kaperschiffen 
für  einen  bestimmten  Kriegt,  die  Veranstaltung  eines  Frei- 
schiessens, einer  Gewerbe-  oder  Viehausstellung  ^,  oder  die 
Abschliessung  einzelner  Handelsgeschäfte  ist.  —  Zu  dauern- 
den Unternehmungen  kommen  Actiengesellschafteu  nament- 
lich vor:  zur  Erwerbung  und  Wiederveräusserung  von  Lie- 
genschaften, so  wie  zur  Vermittlung  von  An-  und  Verkäufen 
liegender  Güter  gegen  Provision,  zum  Betriebe  des  Berg- 
baues, zum  Baue  und  Betriebe  von  Eisenbahnen,  zum  Betriebe 
von  Dampfschiffahrt,  Omnibus-  und  anderen  Transportanstal- 
ten, zu  demjenigen  von  Fabriken,  Gasbeleuchtungs-Anstalten, 
Bierbrauereien,  Actienbäckereien,  Actienkäsereien,  Mühlen, 
zur  gewerbmässigen  Uebernahme  von  Versicherungen,  zum 
Betriebe  von  Creditanstalten  {credits  mohiUers)  oder  Banken 
und  zur  gewerbsmässigen  Abschliessung  anderweitiger  Han- 
delsgeschäfte ■''. 

Wie  aber  das  Unternehmen  einer  Actiengesellschaft  ein 
vorübergehendes  oder  dauerndes  sein  kann,  so  kann  es  eben- 
falls von  grösserer  oder  geringerer  Bedeutung  sein,  einen 
grossen  oder  nur  einen  kleinen  Fonds  erfordern.  Ergiebt 
sich  demnach  aus  dem  Vorstehenden,  dass  nicht  jeder  Actien- 
verein  eine  universitas  quaestuaria  ist,  und  dass  ferner  ein  sol- 
cher auf  Gewinn  gerichtet  sein  kann,  ohne  eine  Handelsge- 
sellschaft zu  sein,  so  kann  andererseits  eine  Actienverbin- 
dung  sich  als  Handelsgesellschaft  qualiflciren,  ohne  dass  sie 
eine  s.  g.  grosse  Handelsgesellschaft  wäre*^. 

Immerhin  bleibt  aber  das  Wesen  der  Actienverbindung 
das  nämliche,  welches  auch  deren  Zweck  sein  mag.  Des- 
senungeachtet ist  dieser  Zweck  nicht  ohne  rechtliche  Bedeu- 
tung. Abgesehen  nämlich  davon,  dass  bei  den  auf  Erwerb 
gerichteten  Actiengesellschaften  Dividenden-Ansprüche  der 
Actionäre  vorkommen,  dass  ferner  der  besondere  Zweck  sol- 
cher Vereine  sie  besonderer  Rechte  theilhaftig  machen  kann, 
wie  denn  z.  B.  Eisenbalmgesellschaften  ein  Expropriations- 
recht für  den  Erwerb  der  zur  Bahnanlage  nöthigen  Grund- 


2)  Kletke,  Zeitschr.f.  Handelsgesetzgeb.  I.  S.  130  fg. 

3)  Troplong,  contr.  de  sociele,pref.  p.  30  not.  6. 

4)  Bernisch.  Gesetz  überActienge  Seilschaften  Art.  46. 

5)  S.   auch   Schäffle   m   der  Deutsch.  Vierteljahrs-Schrift 
Jahrg.  1856  Heft  4.  S.  44. 

6)  Unrichtig  Mar  tens,  Grundriss  des  Handelsrechts  §.26,  u.  Heise, 
Handelsrecht,  S.  66  fg. 
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stücke  nach  einzelnen  Gesetzen  haben  ^,  so  unterhegen  die 
Actienvereine  nach  manchen  Gesetzgebungen  je  nach  der  Ver- 
schiedenheit ihres  Unternehmens  einer  theilweise  verschiede- 
nen rechtlichen  Behandlung.  Insbesondere  ist  öfter  eine 
Staatsö-enehmio-uno^  für  die  Gründuno;  von  Actieng-esellschaf- 
ten  nur  mit  Rücksicht  auf  gewisse  Zwecke  derselben  erfor- 
dert, so  für  Actienverbindungen,  welche  auf  industrielle  oder 
andere  öconomische  Unternehmungen  gerichtet^,  oder  für 
solche,  welche  Bank-  und  Creditgeschäfte,  Sach-  oder  Le- 
bensversicherungen einschliesslich  der  Leibrenten-Verträge 
zum  Gegenstande  ihres  Unternehmens  machen  wollen^.  Ja 
nach  dem  Bernischen  Gesetze  über  Actiengesellschaf- 
ten  vom  Jahre  1860  Art.  46,  Abs.  2,  ist  die  Regierung  er- 
mächtigt: 

,,bei  Actiengesellschaften,  die  einen  landwirthschaftlichen 
„Betrieb  zum  Gegenstande  haben  (z.  B.  Actienkäsereien), 
„so  wie  bei  Actiengesellschaften  zu  bloss  vorübergehen- 
„den  Zwecken  (z.  B.  zu  Freischiessen,  Gewerb-  und 
,, Viehausstellungen)  diejenigen  Modificationen  in  Hinsicht 
„auf  einzelne  Vorschriften  dieses  Gesetzes  eintreten  zu 
„lassen,  welche  durch  die  besondern  Verhältnisse  solcher 
„Gesellschaften  geboten  sind." 

Insbesondere  ist  aber  der  Zweck  einer  Actiengesellschaffc 
um  desswillen  von  juristischer  Bedeutung,  weil  derselbe  für 
die  Beantwortung  der  Frage  massgebend,  ob  ein  Actienverein 
als  Handelsgesellschaft  zu  betrachten  ist  oder  nicht. 

Zwar  giebt  es  Schriftsteller,  welche  jede  Actienverbin- 
dung,  welches  auch  deren  Zweck  sein  möge,  als  Handelsge- 
sellschaft angesehen  wissen  wollen  ^^,  weil  die  Actiengesell- 
schaft  ihrer  ganzen  Anlage  nach   nicht  anders   als  in  kauf- 


7)  Preuss.    Gesetz    über    die    Eisenbahnunternehmungea 
vom  3.  Nov.  1838,  §.8.  — 

8)  Züricher  Gesetzbuch,  §.'22;  Civilgesetzb.  für  denCan- 
ton  Solothurn,  §.  1218. 

9)  Grossh.  Badisches  Einführungs-G.  zum  Allg.  deutsch. 
Handelsg.,  Art.  32.  —  (irossh.  Hess.  Einführ.-G.,  Art.  31. — 

10)  JoHy  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Hecht,  Bd.  XL  S.  331 
a.  E.  und  S.  332;  Delangle,  des  societes  Cf>?H7?ieraaZes,  tom.  IL  No.  424. 
—  Lange,  dissert.  de  societate  anonijma^  p.  13  sqq.  —  Das  Nämüche 
nimmt  de  Neyremand  (revue  crilique  de  le'f/islatitm  et  de  jurispnid.,  tom. 
XXL  p.  385  sqq.)  an,  indem  er  davon  ausgeht,  dass  die  Parteien  durch 
ihren  bestimmten  Willen  eine  Gesellschaft,  die  an  sich  nicht  Handels- 
gesellschaft ist,  zu  einer  solchen  machen  können. 
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männisclier  Weise  betrieben  werden  könne,  das  Publicum  in 
ihr  eine  wesentlich  kaufmännische  Institution  erblicke,  und 
die  Gesetzgebungen  wie  die  juristische  Doctrin  sie  in  das  Ge- 
biet des  Handelsrechts  ver\^^esen. 

Allein  es  ist  vorerst  unrichtig,  dass  ein  Actienunterneh- 
men  nicht  anders  als  in  kaufmännischer  Weise  betrieben 
werden  könne,  und  insbesondere  nicht  zu  ersehen,  warum 
eine  Actiengesellschaft  zu  vorübergehenden  Zwecken,  zu  einer 
Gewerbe- Ausstellung  oder  einem  Freischiessen,  ihi"er  ganzen 
Anlage  nach  zu  kaufmännischer  Buchführung  verpflichtet  sein 
und  ihren  Zweck  nicht  anders  zu  erreichen  im  Stande  sein 
sollte.  Ebenso  ist  aber,  ganz  abgesehen  von  deren  Relevanz, 
die  Behauptung  unwahr,  es  erblicke  das  Publicum  in  der 
Actiengesellschaft  überhaupt,  also  auch  z.  B.  in  einer  sol- 
chen, welche  zum  Baue  und  Unterhalte  eines  Casino's  errich- 
tet, eine  wesentlich  kaufmännische  Institution.  Unrichtig  ist 
es  ferner,  dass  die  Gesetzgebungen  diese  Einrichtung  in  das 
Gebiet  des  Handelsrechts  verweisen;  denn  sind  allerdings  in 
manchen  Ländern  die  Actienvereine  nur  durch  die  Handels- 
gesetzgebung normirt,  so  lassen  sich  andererseits  eine  Peihe 
von  Gesetzen  anführen,  welche  dieselben  ohne  Pücksicht  auf 
deren  Zweck  regeln  und  keineswegs  schlechtweg  als  Han- 
delsgesellschaften betrachten,  in  welcher  Hinsicht  es  genügt, 
auf  das  Russische  Reglement  vom  6.  Dec.  1836  Art.  2, 
auf  das  Preuss.  Gesetz  vom  9.  Nov.  1843  (Insbesondere 
§.  9),  auf  das  Oesterreich.  Vereinsgesetz  vom  26.  Nov.  ^ 
1852,  auf  die  Civilgesetzbücher  von  Zürich  und  Solo- 
thurn,  so  wie  auf  das  Bernische  Gesetz  vom  27.  Nov. 
1860  zu  verweisen.  Bei  dieser  Sachlage  bedarf  das  aus  der 
juristischen  Doctrin,  welche  allerdings  die  Actiengesellschaft 
mit  Rücksicht  auf  deren  practisch  wichtigste  Anwendung  bei 
der  Darstellung  des  Handelsrechts  zu  behandeln  pflegt,  her- 
genommene Argument  keiner  Widerlegung. 

Wenn  man  sich  aber  ferner  für  die  Meinung,  wonach 
jede  Actienverblndung  eine  Handelsgesellschaft  sein  soll,  mit 
Rücksicht  auf  die  Länder,  in  welchen  jene  Vereinsform  allein, 
durch  die  Handelsgesetzgebung  geregelt,  darauf  beruft,  es 
sei  dieselbe  dem  allgemeinen  Civilrechte  unbekannt  ^^,  so  folgt 
die   Richtigkeit  jener  Ansicht   aus    dieser  Thatsache   nicht, 


11)  Delangle,  des societescommerciales,  tom.II.No.424sq. ;  Lange, 
äiss.  de  societate  anonyma,  p.  13  sqq. 
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sondern  mochte  jedenfalls  nur  der  Scliluss  daraus  gezo^-en 
werden,  dass  Actiengesellschaften  nicht  zu  jedem  beliebigen, 
wenn  auch  erlaubten,  so  doch  dem  Handelsbetriebe  fremden 
Unternehmen  gebildet  werden  können. 

Vermag  es  hiernach  keinem  gegründeten  Zweifel  zu  un- 
terliegen, dass  die  Actiengesellschaft  als  solche  nicht  noth- 
wendig  eine  Handelsgesellschaft  ist^'^,  so  erhält  jene  diese 
Eigenschaft  durch  die  Eigenthümlichkeit  ihres  Zwecks,  indem 
sie  sich  dann  als  Handelsgesellschaft  qualificirt,  wenn  sie  zum 
gewerbsmässigen  Betriebe  von  Handelsgeschäften  errichtet. 
Wie  demzufolge  ein  Actien verein,  dessen  Zweck  dem  Han- 
del fremd,  als  Handelsgesellschaft  nicht  zu  betrachten,  so 
gilt  das  Nämliche  von  demjenigen,  der  zur  Abschliessung 
Eines  oder  mehrerer  einzelner  Handelsgeschäfte  gegründet. 
Dies  liegt  in  der  Natur  der  Sache  und  ist  auch  nach  Mass- 
gabe des  Allg.  deutschen  Handelsgesetzb.  anzunehmen, 
welches,  indem  es  als  Handelsgesellschaften  die  Actienver- 
eine  anerkennt,  „bei  Avelchen  der  Gegenstand  des  Unterneh- 
mens in  Handelsgeschäften  besteht"  (Art.  5),  hierzu 
zwar  nicht  den  wii-klichen  Betrieb  solcher  Geschäfte  ver- 
langte^, wohl  aber  erfordert,  dass  die  Gesellschaft  nicht  bloss 
für  die  Abschliessung  eines  oder  einiger  bestimmten  Geschäfte 
gebildet^,  ^ 

Die  Frage,  ob  eine  gegebene  Actien  Verbindung  Handels- 
gesellschaft ist  oder  nicht,  ist  aber  in  mehrfacher  Beziehung 
von  practischcr  Bedeutung. 

Sie  ist  es  einmal  um  desswillen,  weil  nur  im  erstem 
Falle  ein  Actienverein  den  Bestimmungen  des  Handelsrechts 
untersteht,  —  wie  es  denn  insbesondere  keinem  Zweifel  un- 
terworfen, dass  das  Allg.  deutsche  Handelsgesetzbuch 
nur  die  Actiengesellschaften  zu  regeln  beabsichtigt,  welche 
sich  als  Plandelsgesellschaften  qualificiren  (s.  §.  2). 

Es  ist  aber  jene  Frage  aus  dem  ferneren  Grunde  von 
Wichtigkeit,   weil  nur  Actienvereine   der  letztgenannten  Art 


12)  Malepeyre  et  Jourdain,  traite  des  societes  commerc,  p.  174; 
Troplong,  contr.  de  socieie,  no.  143;  Bravar d-Veyrieres,  traite  des 
sncieles  comm.  (publ.  par  Demangeat),  tom.  I.  p.  36  sqq.  —  Mitter- 
maier,  deutsch.  Privatrecht,  §.  558  zu  not.  4;  Goldschmidt,  Kritik 
des  Preuss.  Entw.,  Abth.  I.  S.  59.  Urth.  des  Cassat.  -  Gerichts  in 
Darmstadt  vom  4.  Febr.  1856  imN.  Archiv  f.  Handelsrecht,  Bd.  II. 
S.  194fg. — 

13)  V.  Kräwel,  das  Allg.  deutsche  Handelsgesetzb. ,  S.  lOSa.E. 
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die  Rechte  und  Verpflichtungen  der  Kaufleute  haben  ^^,  so 
wie  auch  sonst,  "v^•ie  das  Allg.  deutsche  Handelsgesetz- 
buch sich  ausdrückt,  die  in  Betreflf  der  Kaufleute  gegebenen 
Bestimmungen  in  Ansehung  derselben  gelten  ^^. 

Endlich  hat  nur  die  Actiengesellschaft,  die  sich  ihrem 
Zwecke  nach  als  Handelsgesellschaft  qualificirt,  ihren  Ge- 
richtsstand bei  den  Handelsgerichten,  wie  auch  das  oben 
(not.  12)  angezogene  Erkenntniss  des  Cassationshofs  in  Darm- 
stadt in  Ansehung  der  beim  Handelsgerichte  in  Mainz  ver- 
klao-ten  anonymen  Gesellschaft  für  Rheinischen  Berg- 
werk- und  Kupferhütten-Betrieb  angenommen,  indem 
es,  davon  ausgehend,  dass  dieselbe  als  Handelsgesellschaft 
nicht  zu  betrachten  sei,  den  Cassationsrecurs  verAvarf,  mit- 
telst dessen  das  Urtheil  des  Mainzer  Obergerichts,  welches 
die  von  diesem  Vereine  vorgeschützte  Einrede  der  Compe- 
tenz  für  begründet  erachtet,  angefochten  wurde. 

"Wenn,  wie  früher  bemerkt,  nur  diejenigen  Actien ver- 
eine, welche  sich  ihrem  Zwecke  nach  als  Handelsgesellschaf- 
ten darstellen,  den  Bestimmungen  des  Handelsrechts  unter- 
worfen sind,  so  macht  dieses  Verhältniss  zunächst  fiü'  solche 
Länder  keine  Schwierigkeiten,  in  welchen  die  Acticngesell- 
schaften  allgemein  geregelt  oder  doch  für  diejenigen  Vereine 
dieser  Art,  welche  nicht  zum  gewerbsmässigen  Betriebe  von 
Handelsgeschäften  errichtet,  besondere  Gesetze  bestehen.  Auch 
abgesehen  hiervon  kann  es  aber  für  Deutschland  kaum  einem 
Zweifel  unterliegen,  dass  Actiengesellschaften  überhaupt  statt- 
haft, und  dass  diejenigen,  welche  nicht  den  gewerbsmässigen 
Betrieb  von  Handelsgeschäften  bezwecken,  in  Ermangelung 
anderer  particulärer  Gesetze  nach  der  Theorie  des  gemeinen 
Rechts  zu  beurtheilen  sind  (s.  §.  2). 

Schwieriger  dagegen  ist  die  Beantwortung  der  Frage, 
wie  es  sich  mit  den  Actienvereinen,  bei  welchen  der  Gegen- 
stand des  Unternehmens  nicht  in  Handelsgeschäften  besteht, 


1-4)  Preuss.  Gesetz  vom  9.  Nov.  1843,  §.9:  ,,Die  Actiengesell- 
,, Schäften,  welche  auf  Gewerbs -  oder  Handelsunternehmungen  gerichtet, 

,, haben  kaufmännische  Rechte  und  Pflichten An  Orten,  wo  kauf- 

,,mannische  Corporationen  bestehen,  sind  sie  denselben  beizutreten  ver- 
„pflichtet." 

15)  Allg.  deutsch.  Handelsg.,  Art.  5:  ,,Die  in  Betreff  der  Kauf- 
„leute  gegebenen  Bestimmungen  gelten  in  gleicher  "Weise  in  Betreff"  der 
„Handelsgesellschaften,  insbesondere  auch  der  Actiengesellschaften,  bei 
„welchen  der  Gegenstand  des  Unternehmens  in  Handelsgeschäften 
,, besteht." 
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in  den  ausserdeutschen  Ländern  verhält,  in  welchen,  wie  in 
Frankreich,  ItaHen,  Spanien,  Portugal,  Holland,  in  den  Can- 
tonen  Freiburg  und  Waadt,  im  Füi-stenthume  Serbien  u.  s.  w., 
nur  die  Handelsgesetzgebung  jene  Vereinsform  geregelt,  in- 
dem hier  allerdings  Zweifel  darüber  entstehen  können,  ob 
Actiengesellschaften  möglich,  die  sich  ihrem  Zwecke  nach 
nicht  als  Handelsgesellschaften  darstellen.  Gerade  diese 
Schwierigkeit  war  mit  die  Veranlassung  zu  der  von  französi- 
schen wie  holländischen  Schriftstellern  aufgestellten  Behaup- 
tung, dass  jede  anonyme  Gesellschaft  eine  Handelsgesellschaft 
sei,  ein  Satz,  mit  welchem  man  nicht  allein  ausdrücken  will, 
dass  Actiengesellschaften  schlechtweg  dem  Handelsrechte  un- 
terworfen, sondern  dass  nach  Massgabe  eben  dieses  Rechts 
jene  Vereinsform  zu  den  verschiedensten  Zwecken  angewen- 
det werden  kann  ^^.  Andere  Schriftsteller  dagegen,  welche 
mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Actiengesellschaften  nur  durch 
die  Handelsgesetzgebung  ihres  Landes  anerkannt,  zwar  da- 
von ausgehen,  dass  jede  anonyme  Gesellschaft  als  Handels- 
gesellschaft zu  betrachten,  nehmen  mit  grösserer  Consequenz 
an,  dass  jene  Vereinsform  nur  zu  Handelsunternehmungen 
gestattet,  indem  sie  jedoch  wieder  dieser  Consequenz  dadurch 
zu  entgehen  suchen,  dass  sie  Actienvereine,  welche,  wie  z.  B. 
die  für  den  Betrieb  eines  Bergwerks  gebildeten,  ihrem  Zwecke 
nach  in  der  That  nicht  Handelsgesellschaften  sind,  doch  als 
solche  ansehen,  andererseits  Actienverbindungen,  welche  zu 
anderen  wie  Handelsunternehmungen  errichtet  worden  (iine 
societe  civile  faussement  qualißee  de  commerciale  et  en  ayant 
pris  les  formes),  so  lange  in  jener  Eigenschaft  behandeln,  bis 
eine  in  keinem  Falle  rückAvirkende  Ungültigkeitserklärung 
Statt  gehabt  ^^ 

Wenn  nun  unsers  Erachtens  eine  Actiengesellschaft,  wie 
wir  früher  gezeigt,  sich  nur  durch  die  Eigenthümlichkeit  ihres 
Zweckes  als  Handelsgesellschaft  qualificirt,  ein  Verein  aber, 
bei  welchem  der  Gegenstand  des  Unternehmens  nicht  in  Han- 
delsgeschäften besteht,  dadurch,  dass  er  die  Form  einer  Ac- 
tienverbindung  angenommen,  weder  dem  Handelsrechte  un- 
terworfen, noch  auch  auf  dieses  seinen  rechtlichen  Bestand 
zu  gründen  vermag,    so    dürfte    doch   in  unserm  modernen 


16)  S.  namentlich  Lange,  diss.  de  societate  anowjma,  pag.  li  sqq.  — 

17)  Bedarride,  drail  commerc.  (des  sociele's),  tom.  I.  no.  86  sqq.  und 
no.  122  sqq. 
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Rechte,  auch  abgesehen  von  ausdrückhchen  Gesetzesbestim- 
muno-en,  die  Zulässigkeit  von  Actienverelnen  zu  anderen  wie 
Handelsunternehmungen  kaum  bezweifelt  werden,  eine  solche 
Verbindung  aber  jeden  Zweifel  über  ihren  rechtlichen  Be- 
stand als  Actiengesellschaft  durch  Einholung  der  Staatsge- 
nehmio-uno-  beseitio;en^^,  in  welchem  Falle  sie  nach  den  in  der 
Natur  dieser  Vereinsform  begründeten  Grundsätzen,  wiewohl 
unter  analoger  Anwendung  der  in  der  Handelsgesetzgebung 
des  Landes  enthaltenen  Bestimmungen,  zu  beurtheilen  sein 
wird. 

§•  17. 

Actiengesellschaften  und  anonyme  Gesellschaften. 

Manche  Schriftsteller  gehen  von  der  Auffassung  aus, 
dass  die  Actiengesellschaft  eine  Art  der  anonymen  oder  un- 
benannten Gesellschaft  sei,  welche  sich  von  ihrem  Gattungs- 
begriffe dadurch  unterscheide,  dass  ihr  Fonds  nach  gleichen 
Theilen,  die  hier  den  Namen  „Actien"  annähmen,  zusammen- 
getragen werde,  während  daneben  anonyme  Gesellschaften 
mit  ungleichen  Capitaleinschüssen  vorkämen,  die  eine  andere 
Art  der  unbenannten  Gesellschaft  im  weiteren  Sinne  des 
Wortes  bildeten^.  Der  Unterschied  zwischen  den  Actien- 
gesellschaften und  den  übrigen  anonymen  Gesellschaften  wird 
näher  dahin  bestimmt,  dass  bei  jenen  formell  Bestimmtheit 
der  Höhe,  der  Zerlegung  und  der  Grundeinheiten  des  Ge- 
sellschaftscapitals  vorherrsche,  wogegen  dieser  Unbestimmt- 
heit hinsichtlich  der  Grösse  des  zusammenzubringenden  Capi- 
tals,  der  Einzelbetheiligungen,  woraus  dasselbe  entstehe,  so 
wie  der  Zahl  dieser  letzteren  eigenthümlich  sei^.  Als  die 
Hauptanwendung  solcher  anonymer  Gesellschaften,  die  nicht 
Actien  vereine  sind,  führt  man  aber  die  Gegenseitigkeitsge- 
sellschaften an  ^. 


18)  In  diesem  Sinne  scheint  der  französische  Cassationshof  in 
einem  Bescheide  vom  9.  Nov.  1858  (Bravard-Veyrieres  1.  c.  tom.  I. 
p.  37,  not.  1)  von  „socieles  civiles,  qui  offrent  le  caraciere  de  la  sociele  ano- 
npne^^  zu  sprechen,  indem  er  annimmt,  dass  dieselben  dem  Code  de  comm,, 
Art.  37,  unterworfen,  d.  h.  der  Staatsgenehmigung  bedürfen.  —  S.  ferner 
Bravard-Veyrieres  1.  c.  p.  188  sqq. 

1)  Maurenbrecher,  Lehrb.  des  deutsch.  Privatrechts,  §.  402; 
Brackenhöft  in  Weiske's  Rechtslexicon,  Bd.  V.  S.  88;  Bluntschli, 
deutsches  Privatrecht,  §.  139;  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen, 
S.  206.     —     2)  Auerbach  a.  a.  O.  S.  20G. 

3)  Bluntschli,  deutsches  Privatrecht,  §.139;  Auerbach  a.  a.  O. 
S.  220  fg. 
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Allein  gerade  diese  letzteren  Gesellschaften  werden  nach 
einer  anderen  Auffassung  als  eine  principiell  von  den  Actien- 
vereinen  verschiedene  Vereinsform  betrachtet,  deren  Grund- 
character  derjenige . einer  Societät  ist*.  Die  socii  sollen  sich 
wechselseitig  nach  Inhalt  des  Gesellschaftsvertrags,  und  zwar 
nicht  bloss  für  einen  von  vorn  herein  bestimmten  Betrag; 
obligirt  sein,  und  nicht  weniger  dritten  Personen  aus  den 
Namens  der  Gesellschaft  statutenmässio;  abgeschlossenen  Ver- 
trägen  haften.  Dies  soll  sich  bei  den  auf  Gegenseitigkeit 
beruhenden  Versicherungsgesellschaften  z.  B.  darin  zeigen, 
dass,  je  nach  den  Gesellschafts-Statuten,  entweder  der  Ge- 
sammtschaden,  den  die  Gesellschaft  zu  ersetzen  hat,  auf  die 
einzelnen  Theilhaber  repartirt  wird,  oder  dass,  wo  wechselnde 
Prämien  nicht  Statt  finden,  von  den  Gesellschaftern  ausser 
den  bestimmten  Prämien,  die  sie  als  Versicherte  zu  bezahlen 
haben,  zur  Deckung  der  Namens  des  Vereins  eingegangenen 
Verbindlichkeiten,  soweit  der  etwaige  Gesellschaftsfonds  nicht 
ausreicht,  Nachschüsse  als  Societätsbeiträge  erhoben  werden. 
Können  nun  allerdings  die  einzelnen  socii  ihre  M'echselseiti- 
gen  Ansprüche  nicht  unmittelbar  gegen  einander  geltend 
machen,  und  ebenso  Avenig  Dritte,  mit  welchen  Namens  des 
Vereins  contrahirt  worden,  unmittelbar  gegen  die  einzelnen 
Gesellschafter  auftreten,  so  soll  dies  seinen  Grund  ledislich 
in  den  Gesellschafts-Statuten  haben,  nach  welchen  die  socii 
sowohl  wie  dritte  Personen  sich  während  der  Dauer  der  Ge- 
sellschaft lediglich  an  den  Vorstand  halten  und  von  diesem 
verlangen  sollen,  dass  er,  soferne  der  Gesellschaftsfonds  nicht 
ausreicht,  die  nöthigen  Zahlungsmittel  mittelst  Repartition 
auf  die  Theilhaber  oder  Erhebung  von  Nachschüssen  beschaffe. 

Indessen  ist  diese  letztere  Auffassung  unsers  Erachtens 
unrichtig,  und  können  regelmässig  die  Gegenseitigkeitsgesell- 
schaften nicht  als  Societäten  im  Sinne  des  allg-emeinen  Civil- 
rechts  betrachtet  werden. 

Die  Gegenseitigkeits-Gesellschaft  ist  keine  Societät,  weil 
sie  keine  vertragsmässige  Obligation  der  einzelnen  Theilhaber 
ist,  die,  wie  sie  sich  nicht  oder  nur  zufallig  kennen,  mit  ein- 
ander nicht  contrahirt  und  in  keinem  wechselseitio;en  obllca- 
torischen  Verhältnisse  zu  einander  stehen.  Es  ist  ferner  jene 
Vereinsform  um  desswillen  nicht  als  Societät  zu  betrachten, 


4)  Staudinger,  die  Rechtslehre  vom  Lebensversicherungsvertrage, 
S.  152  fg. 
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weil  sie  keine  feste  Zahl  bestimmter  Individuen  umfasst, 
welche  ohne  Auflösuno;  der  alten  Gesellschaft  und  beziehuno;s- 
weisen  Bildung  einer  neuen  sich  nicht  zu  ändern  vermöchte, 
indem  es  vielmehr  Thatsache  ist,  dass  die  Gegenseitigkeits- 
gesellschaft weder  durch  Tod  noch  durch  sonstigen  Austritt 
von  Mitgliedern  oder  durch  Hinzutreten  neuer  Theilhaber  auf- 
gelöst wird,  während  auch  durch  einseitige  Aufkündigung 
Seitens  des  einzelnen  socius  deren  Beendigunof  nicht  herbei- 
geführt  zu  werden  vermag. 

HierofCffen  kann  man  sich  darauf  nicht  berufen,  dass 
nach  einzelnen  Statuten  solcher  Gesellschaften  deren  Mitglie- 
der eine  gegenseitige  Garantie  übernehmen,  dass  sie  nicht 
nur  sich  unter  einander,  sondern  auch  Dritten,  wie  z.  B.  bei 
Versicherungs-Gesellschaften  den  auf  kurze  Zeit  Versicher- 
ten, für  die  Erfüllung  der  von  der  Gesellschaft  übernomme- 
nen Verbindlichkeiten  Gewähr  leisten^,  da  die  nämlichen 
Statuten  jede  Klage  des  Theilhabers  wie  auch  dritter  Perso- 
nen gegen  die  einzelnen  socii  ausschliessen. 

Vielmehr  tritt  die  Gegenseitigkeits-Gesellschaft  als  solche, 
als  Ein  Ganzes  auf.  Sie  thut  dies  gegenüber  ihren  Mitglie- 
dern wie  denjenigen,  welche  diese  Eigenschaft  erwerben  wol- 
len, so  wie  endlich  gegenüber  Dritten,  mit  welchen  sie  Ge- 
schäfte abschliesst,  sei  es  dass  diese  letzteren,  wie  z.  B.  bei 
einer  Versicherungsgesellschaft  die  Eingehung  kurzer  Lebens- 
versicherungen,  unmittelbar  im  Gesellschaftszwecke  liegen, 
oder  dass  dies,  wie  bei  der  Anlage  von  Vereinscapitalien,  nicht 
der  Fall  ist.  — 

Indem  aber  die  Gegenseitigkeits-Gesellschaft  als  solche 
aus  diesen  verschiedenen  Geschäften  berechtigt  und  verpflich- 
tet werden  soll,  tritt  sie  unter  einem  Vereinsnamen  auf,  wie 
„Gothaer  Lebensversicherungs-Bank  für  Deutsch- 
land", „Hannoverische  Allg.  Landes-Versicherungs- 
Anstalt",  welcher  keine  Personen-Namen  enthält. 

Auch  hat  sie  eine  Verfassung  und  corporative  Organi- 
sation, einen  Vorstand  und  eine  Generalversammlung,  oft 
ausserdem  anderweitige  Organe;  während  derartigen  Vereinen 
öfter  Seitens  der  Staatsgewalt  die  Rechte  juristischer  Perso- 
nen verliehen  zu  werden  pflegen ''. 

5)  Gothaer  Lebensversicherungsbank,  §.  5;     Lebensver- 
sicherungs-Bank in  Carlsruhe,  §.4. 

6)  S.  die  Beispiele  bei  Staudinger,  Lebensversichcrungsvertrag, 
S.  155. 
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Alle  diese  Momente  weisen  in  gleicher  Weise  wie  bei 
der  Actiengesellschaft  darauf  liin,  dass  die  Gegenseitigkeits- 
gesellschaft ihrem  Wesen  nach  ein  selbstständiges  K,echts- 
subject,  bezieh migsweise  eine  Corporation  ist,  mit  welcher, 
ungeachtet  der  Erklärung  mancher  Statuten  von  auf  Gegen- 
seitigkeit gegründeten  Versicherungsgesellschaften,  es  sei  jeder 
Gesellschafter  zugleich  Versicherer  und  Versicherter'^,  die 
im  Zwecke  des  Vereins  liegenden  Geschäfte,  wie  auch  andere 
abgeschlossen  werden  ^. 

Ungeachtet  dieser  Analogie  unterscheidet  sich  aber  die 
Gegenseitigkeits-Gesellschaft  in  durchgreifender  Weise  von 
der  Actiengesellschaft,  und  zwar  nicht  bloss  darin,  dass  der 
Fonds  dieser  letzteren  nach  gleichen  Antheilen  zusammen- 
getragen wird,  während  bei  jener  ungleiche  Capital-Einschüsse 
vorkommen,  wie  denn  selbst  bei  reinen  Actienvereinen  un- 
gleiche Actien  möglich  sind  und  auch  wirklich  sich  vorfinden 
(p.  68). 

Die  Gegenseitigkeits- Gesellschaft  kann  vorerst  anders 
wie  die  Actiengesellschaft  ohne  ein  bestimmtes  Capital  ent- 
stehen, und  ohne  Vermögen  bestehen.  Daher  wird  jene  we- 
der durch  eine  bestimmte  Verminderung  ihres  Capitals,  noch 
durch  einen  Totalverlust  desselben  aufgelöst;  daher  ist  eine 
durch  die  Statuten  vorgesehene  Rückzahluno;  der  von  den 
Theilhabern  in  den  Gesellschaftsfonds  gemachten  Einschüsse 
mit  deren  Wesen  nicht  unverträglich  ^,  und  eine  willkührliche 
Vermehrung  des  Vereinscapitals  so  wie  überhaupt  der  Mittel 
der  Gesellschaft  durch  Aufnahme  neuer  Mitglieder  nicht  al- 
lein zulässig,  sondern  im  Wesen  dieser  Vereinsform  liegend. 

Wie  aber  die  Ges^enseitio-keits-Gesellschaft  ihren  Gläu- 
bigern  nicht  mit  einem  bestimmten  einer  jeden  willkührlichen 
Verminder uno;  entzogenen  Vermögen  haftet,  so  ist  anderer- 
seits  die  Gefahr,  welcher  die  Vereinsmitglieder  in  dieser  ihrer 
Eigenschaft  ausgesetzt  sind,  nicht  auf  eine  bestimmte  Summe, 
beziehungsweise  einen  gewissen  Werth  beschränkt,  indem  sie 
vielmehr  von  der  Gesellschaft  selbst,  je  nach  Massgabe  der 
Statuten,   für  die  Deckung  ihrer  Schulden  mittelst  Reparti- 


7)  S.  die  Statuten  der  Coinpagnie  (V Assurance  muluelle  conlre  Vin- 
cendie,  Art.  5  (bei  Pohls  Actienges.  S.  307  fg.),  und  die  Nürnberger 
Protocolle,  S.  5060  (zu  Monitum  260). 

8)  Malss,  Betrachtungen  über  einige  Fragen  des  Versicherungs- 
rechts (Frankf.  a.  M.  1862),  S,  10. 

9)  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen,  S.  222. 
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tion  derselben  (s.  g.  wechselnde  Prämien)  oder  durch  Erhe- 
bung von  Nachschüssen  herangezogen  werden  können. 

Die  Mitgliedschaft  qualificirt  sich  endlich  bei  der  Ge- 
genseitigkeitsgesellschaft nicht  als  Actienrecht;  d.  h.  sie  ist 
nicht  erworben  durch  Betheiligung  mit  einem  oder  mehreren 
fest  bestimmten,  gleichen  oder  ungleichen  Antheilen  beim 
Gesellschaftscapitale,  oder  durch  Succession  in  das  Recht 
eines  ursprünglich  Betheiligten.  Vielmehr  wird  dieselbe  durch 
einen  zweiseitigen  Vertrag  des  Einzelnen,  der  Theilhaber 
werden  will,  mit  der  Gesellschaft,  wie  z.  B.  durch  Abschlies- 
sung  einer  lebenslänglichen  Versicherung,  begründet,  durch 
welchen  jedes  Mitglied  Schuldner  und  Gläubiger  des  Vereins 
wird,  wenn  auch  sein  Forderungsrecht  ein  bedingtes  in  einem 
weiteren  Sinne  ist. 

Damit  hängt  zusammen,  dass  die  Theilhaberschaft  bei 
der  Gegenseitigkeits-Gesellschaft  unveräusserlich,  so  wie  dass 
ferner  eine  Verbindung  mehrerer  Mitgliedschaftsrechte  in  Ei- 
ner Hand  hier  nicht  vorkömmt,  und  daher  die  einzelnen  Älit- 
glieder  in  der  Generalversammlung  nur  Eine  Stimme  haben ^"^j 
wenn  auch  die  Verbindlichkeiten  derselben  gegenüber  der 
Gesellschaft,  so  wie  deren  Ansprüche  auf  Dividenden  und 
auf  das  Vermögen  des  aufgelösten  Vereins  ungleiche  sein 
können. 

Kann  man  demnach  bei  diesen  wesentlichen  Verschie- 
denheiten zwischen  der  Gegenseitigkcits-  und  der  Actienge- 
sellschaft  jene  nicht  mit  Jolly^^  als  eine  eigenthümliche  Art 
der  letztgenannten  Vereinsform  bezeichnen,  so  ist  eine  andere 
Frage  allerdings  die,  ob  nicht  beide  unter  Einen  Gattungs- 
begriff zusammenzustellen  sind. 

Geo-enseitiokeits-  und  Actiengesellschaften  sind,  wie  früher 
gezeigt  worden,  beide  Privatcorporationen,  wie  dies  auch 
die  Markgenossenschaften  und  Realgemeinden  sind,  von  wel- 
chen sie  sich  jedoch  gemeinschaftlich  schon  dadurch  unter- 
scheiden, dass  sie  anders  wie  diese  nicht  in  einem  historischen 
Zusammenhange  mit  dem  Staatsorganismus  stehen.  Sind 
nun  die  Gegenseitigkcits-  und  Actiengesellschaften  als  Pri- 
vatcorporationen von  willkührlicher  Bildung  gemeinsam  einer 
Reihe  der  nämlichen  Grundsätze  unterworfen,   so  gehen  sie 

10)  Allg.  Versorgungs-Anstalt  im  Grossh.  Baden,  §.  7; 
Lebensversicherungs-Bank  in  Carlsruhe,  §.48;  Schweizeri- 
sche National-Vorsichts-Cassa,  §.56. 

11)  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.  334. 
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doch  im  Weitem  nach  innen  wie  nach  aussen  so  wesenthch 
auseinander,  dass  es  theoretisch  nicht  gerechtfertigt  und  in 
practischer  Beziehung  bedenklich  ist,  sie  unter  einen  anderen 
Gattungsbegriff  als  den  der  Privatcorporation,  als  deren  al- 
leinige Repräsentanten  sie  freilich  nicht  erscheinen,  zusammen- 
zufassen. 

Insbesondere  ist  es  aber  durchaus  unbegründet,  wenn 
man  Gegenseitigkeits-  und  Actiengesellschaften  als  zwei  Ar- 
ten der  „anonymen  Gesellschaft"  bezeichnet.  Denn 
nimmt  man  diesen  Ausdruck  in  seiner  historischen  Bedeu- 
tung, so  weist  er  lediglich  auf  die  Actiengesellschaft  als 
Handelsgesellschaft  hin,  welche  man  um  dess\^^llen  als 
eine  anonyme  bezeichnete,  weil  man  davon  ausging,  dass  sie 
im  Gegensatze  zur  offenen  und  zur  Commanditgesellschaft 
keine  Firma  habe,  indem  zu  einer  solchen  Personen-Na- 
men gehörten  (S.  p.  9).  Fasst  man  dagegen  jene  Bezeich- 
nung schlechtweg  im  Sinne  eines  unter  einem  Sach-Na- 
men  auftretenden  Vereins  auf,  so  sind  nicht  allein  die  Ge- 
genseitigkeits- und  Actiengesellschaften,  sondern  ebenso  die 
Markgenossenschaften  und  Realgemeinden,  so  wie  die  ver- 
schiedenen Creditvereine,  die,  ungeachtet  der  solidarischen 
Haftung  ihrer  Mitglieder  als  selbstständige  Rechtssubjecte 
auftreten  ^^,  in  der  That  unter,  den  Begriff  der  anonymen  Ge- 
sellschaften unterzubrinsen. 

Wie  bedenklich  aber  jene  theoretisch  irrige  Zusammen- 
stellung der  Gegenseitigkeits-  und  der  Actiengesellschaft  un- 
ter den  Gattungsbegriff  der  anonymen  Gesellschaft  auch  in 
practischer  Beziehung  ist,  erhellt  schon  daraus,  dass  reine 
Gegenseitigkeits-Gescllschaften  sich  in  iliren  Statuten  als  un- 
benannte Gesellschaften  erklären  ^^,  und  dies  zum  Theile  so- 
gar unter  Berufung  auf  die  auf  diese  Vereinsform  bezügli- 
chen Bestimmungen  des  Code  de  commerce  und  resp.  Bad. 
Landrechts  thun^^,  während  diese  nur  für  Actienvereine, 
bei  denen  der  Gegenstand  des  Unternehmens  in  Handelsge- 
schäften besteht,  gegeben. 

AJlerdinws    kann    nun    eine    Geo;enseitiffkeItss:esellschaft 


12)  Wie  z.B.  die  Frankfurter  Gewerbe-Kasse  (Art.  24  der  Sta- 
tuten v.J.  1862). 

13)  S.  die  Statuten  der  Comp,  d' yissui-ance  mutuelle  omtre  Vincenäie 
Art.  1  (b.  Pohls,  Actiengesellschaft,  S.  307). 

14)  Stat.  der  Allgem.  Versorgungs-Anstalt  im  Grossh.  Ba- 
den §.2. 
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mit  einer  Actiengesellschaft  sich  verbinden  ^^,  in  welchem 
Falle  dieselbe  beziehungsweise  nach  den  von  der  letztgenann- 
ten Vereinsform  geltenden  Grundsätzen  zu  beurtheilen  sein 
wird.  Doch  wird  eine  solche  Verbindung  jedenfalls  nur  dann 
anzunehmen  sein,  wenn  die  Gesellschaft  ein  bestimmtes  einer 
jeden  willkührlichen  Verminderung  entzogenes  Actiencapital 
hat,  während  der  Umstand,  dass  sie  sich  in  ihren  Statuten  als 
anonyme  bezeichnet,  oder  dass  diese  zwischen  Actionären,  die 
mit  Einlagecapitalien  betheiligt,  und  Subscribenten,  die  zu 
Jahresbeiträgen  (Annuitäten)  sich  verpflichtet,  unterscheiden*^, 
in  dieser  Hinsicht  irrelevant  ist. 

Andererseits  lässt  sich  bei  den  unendlich  mannigfachen 
Gestaltungen,  welche  der  rege  Associationstrieb  erzeugt,  nicht 
verkennen,  dass  einzelne  Gegenseitigkeitsgesellschaften  vor- 
kommen, die  als  mehr  oder  Aveniger  modificirte  Societäten 
gegründet,  wie  dies  z.  B.  bei  der  Deutschen  Feuer-Ver- 
sicherungs-Gesellschaft auf  Gegenseitigkeit  der  Fall 
ist,  in  Ansehung  welcher  die  Statuten  (v.  J.  1861)  §.  1  er- 
klären, dass  sie  als  Particular-Gesellschaft  im  Sinne  des 
in  der  K.  Bayersch.  Pfalz  geltenden  Civilgesetzbuchs 
{Code  civil)  Art.  1841  u.  1842  errichtet. 

§.  18. 

Das  Verhältiiiss  der  Actiengesellschaften  zum  Staate. 

Die  Actiengesellschaft  ist  als  Rechtssubject  wie  andere 
Personen  den  allgemeinen  Staatsgesetzen,  mögen  dieselben 
privatrechtlichen  oder  publicistischen  Inhalts  sein,  unterworfen ; 
und  daher  insbesondere  auch  den  Gesetzen,  welche  die  Steuer- 
pflichtigkeit der  juristischen  Personen  gegenüber  Staat  und 
Gemeinden  bestimmend 

Namentlich  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  ein  Actien- 
verein,  welcher  zum  Zwecke  eines  Handels-  oder  Gewerbe- 
betriebs errichtet,  die  landesgesetzlichen  Handels-  und  Ge- 
werbesteuern bezahlen,  und  auch  Behufs  eines  Betriebs  seines 
Unternehmens  im  Auslande,  wie  schon  früher  bemerkt  (S.  p. 


15)  Pohls,  Actiengesellschaften,  S.  63. 

16)  S.  die  Statuten  der  schweizerisch.  Nation al-Vorsichts- 
cassa  V.  J.  1844. 

1)  lieber  Preussen  s.  Dietzel,  die  Besteuerung  der  Actiengesell- 
schaften, S.  11  fsr. 
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62)  die  von  der  betreffenden  ausländischen  Gesetzgebung 
hierzu  erforderten  Bedingungen  erfüllen  muss. 

Indessen  gemessen  nicht  selten  einzelne  Actiengesell- 
schaften,  wie  insbesondere  Actienbanken,  auf  Grund  ihnen 
ertheilter  Privilegien  theils  auf  dem  Gebiete  des  Civilrechts, 
theils  in  Ansehung  der  Besteuerung  besonderer  Vergün- 
stigungen. 

So  hat  z.B.  die  Leipziger  Bank  das  Privilegium,  wo- 
nach Pfänder ,  die  bei  ihr  hinterlegten  Sachen ,  welche 
durch  Raub,  Diebstahl  oder  Verlorengehen  abhanden  gekom- 
men, ausgenommen,  nicht  ohne  volle  Gewähr  der  Bankforde- 
rung gegen  sie  vindicirt  werden  können-. 

o   o    o 

So  geniesst  die  k.  k.  priv.  Österreich.  Nationalbank 
Steuerfi-eiheit  für  ihr  gesammtes  Vermögen  mit  Ausnahme 
der  Realitäten'^,  während  die  Rostocker  Bank  nicht  allein 
Stempelfreiheit,  sondern  keine  Gewerbe-,  Handels-,  Einkom- 
mens- oder  Renten-Steuern  zu  bezahlen  hat"*. 

Allein  nicht  bloss  einzelne  Actienvereine,  sondern  auch 
Actiengesellschaften  einer  gewissen  Art  sind  mit  Rücksicht 
auf  den  Gegenstand  ihres  Unternehmens,  wie  z.  B.  Eisen- 
bahngesellschaften, durch  einzelne  Landesgesetzgebungen 
theilweise  unter  ein  besonderes  Recht  gestellt.  So  sind  z.  B. 
nach  dem  Preuss.  Gesetze  über  Eisenbahnunterneh- 
mungen V.  3.  Nov.  1838  (§.  1)  die  Actien  der  Eisenbahn- 
gesellschaften stempelfrei,  während  nach  dem  nämlichen  Ge- 
setze (§.  25)  die  Verwaltungen  jener  Vereine  zum  Ersätze 
eines  jeden  Schadens  verpflichtet,  welcher  aus  dem  Betriebe 
der  Eisenbahn  Personen  oder  Sachen  trifft,  die  ihr  nicht  zum 
Transporte  übergeben  worden,  ohne  dass  der  Beschädigte  ein 
der  Eisenbahnverwaltung  oder  deren  Bediensteten  zur  Last 
fallendes  Versehen  nachzuweisen  brauchte. 

Verschieden  von  diesem  besonderen  Rechte,  unter  wel- 
chem einzelne  Actienvereine  oder  auch  gewisse  Arten  dersel- 
ben stehen  können,  sind  die  Rechtsverhältnisse,  welche  viel- 
fach zwischen  dem  Staate  als  solchem  und  einzelnen  Actien- 
gesellschaften, meist  auf  Grund  der  staatlich  genehmigten 
Statuten  dieser  letzteren  vorkommen,  Rechtsverhältnisse,  die 


2)  Stat.  der  Leipz.  Bank  v.  J.  1845  §§.  35.  36.     S.  auch  Auer- 
bach, das  Gesellschaftswesen,  S.  308  fg. 

3)  Stat.  der  Oesterr.  Nationalbank  v.  J.  1841,  §.  65. 

4)  Stat.  der  Rostocker  Bank  (v.J.  1850)  §.  33. 
Jienaud,  Acliemjescllscli.  22 
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der  verschiedensten  Art  sind  und  die  daher  nur  beispielsweise 
angedeutet  zu  werden  vermögen. 

So  finden  sich  Actiengesellschaften,  welche  statutenmäs- 
sig  verpflichtet,  dem  Staate  auf  die  Dauer  ihres  Bestehens 
eine  feste  jährliche  Gebühr  zu  bezahlen  ^,  oder  ein  unverzins- 
liches Darlehen  gegen  Sicherheitsbestellung  zu  geben''.  An- 
dererseits sind  Eisenbahngesellschaften  nach  Laut  ihrer  Sta- 
tuten öfter  verbunden,  dem  Staate  die  Anlage  eines  Staatste- 
legraphen auf  der  Bahn  zu  gestatten,  ferner  die  Postwagen 
und  das  erforderliche  Postpersonal  unentgeldlich  zu  beför- 
dern, so  wie  nöthigenfalls  ausserordentliche  Fahrten  für  Mi- 
litär-Transporte gegen  massige  Vergütung  einzurichten  ^. 

Erheblicher  aber  wie  diese  im  Wesentlichen  dem  Ge- 
biete des  Privatrechts  angehörigen  Rechtsverhältnisse  sind 
die  nicht  seltenen  Bestimmungen  der  Statuten,  dmxh  welche 
dem  Staate  ein  mehr  oder  weniger  umfassendes  Aufsichts- 
recht über  den  betreffenden  Actien verein  eingeräumt  wird. 

So  hat  nach  den  Statuten  der  Leipziger  Bank  (§. 
43)  die  Staatsregierung  ein  Beaufsichtigungsrecht  über  diese 
Anstalt  in  dem  Masse,  dass  sie  jederzeit  befugt  ist,  mittelst 
eines  oder  mehrerer  bleibend  dafür  zu  ernennender  oder  ausser- 
ordentlicher Weise  zu  beauftragender  Commissarien  von  den 
Geschäften  und  dem  Stande  der  Gesellschaft  durch  Einsicht 
aller  Bücher  und  Verhandlungen  Kenntniss  zu  nehmen,  Aväh- 
rend  königliche  Commissarien  den  Generalversammlungen  der 
Actionäre  so  wie  den  Versammlungen  der  Ausschussmitglie- 
der beizuwohnen  haben  (§.  44). 

So  steht  die  Frankfurter  Bank  nach  Massgabe  ihrer 
Statuten  in  der  Art  unter  der  Oberaufsicht  der  Staatsbehörde, 
dass  diese  jederzeit  befugt  ist,  durch  abzuordnende  Commissa- 
rien über  den  Geschäftsstand  der  Gesellschaft  Auskunft  zu 
erheben,  von  den  Protocollen,  Büchern  und  Kechnungen  der- 
selben Einsicht  zu  nehmen  und  den  Generalversammlungen 
anzuwohnen  (Art.  76),  während  ihr  die  jähr-lichen  Rechnungs- 
abschlüsse und  Bilanzen  in  beglaubigter  Ausfertigung  einzu- 
reichen (Art.  77),  und  bei  Auflösung  der  Bank  von  Zeit  zu 
Zeit  über  den  Gang  und  Vollzug  des  Liquidations-Geschäfts 
zu  berichten  ist  (Art.  78). 


5)  St at.  derFrank fürte rRückversicherungsg.  Art.  2.  — 

6)  St  at.  der  Frankfurter  Bank  Art.  79.  —  S.  auch  Pohls,  Actien- 
gesellsch.  S.  74  fg.  — 

7)  Stat.  derllhein-Nahe-Eisenb.-G.  §§.  48— 50. 
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So  ist  nach  den  Statuten  der  Oesterreich.  Natio- 
nalbank (§§.  39 — 44)  sowohl  der  Bankdirection  wie  dem 
Bankausschusse  von  der  Staatsverwaltung  ein  Commissär  bei- 
gegeben, welcher  jedesmal  den  Berathungen  mit  berathender 
Stimme  beizuwohnen,  alle  schriftlichen  Ausfertigungen,  die 
Namens  der  Bankdirection  erlassen  werden,  Bekanntma- 
chungen, Rechnungsabschlüsse  und  dergleichen  vorläufig  ein- 
zusehen hat,  und  auch  befugt  ist,  von  den  Hülfsäratern  und 
Gassen  jede  nöthige  Aufklärung  zu  fordern. 

Allein  nicht  bloss  Banken,  sondern  auch  Eisenbahn-^ 
und  Bergbau-Gesellschaften^,  ja  selbst  solche  Actien- 
vereine,  welche  durch  den  Gegenstand  ihres  Unternehmens 
in  keiner  Beziehung  zum  gemeinen  Wohle  stehen,  sind  durch 
ihre  Statuten  öfter  einer  besonderen  Staatsaufsicht  unter- 
worfen. 

So  bestimmen  z.  B.  die  Statuten  der  Wiener  Ersten 
Immobilien-Gesellschaft  (1850)  §.  50,  es  bleibe  der 
Staatsverwaltung  vorbehalten,  in  die  Geschäftsführung  des 
Vereins  Einsicht  zu  nehmen,  über  die  Beobachtung  der  in 
den  Statuten  oder  durch  allgemeine  Vorschriften  angeordne- 
ten Bestimmungen  zu  wachen,  und  einen  landesfürstlichen 
Commissär  zu  bestimmen,  welcher  zu  allen  Generalversamm- 
lungen und  allen  Sitzungen  des  Verwaltungsraths  einzuladen 
und  vornämlich  darauf  zu  sehen  habe,  dass  der  Verein  die 
Gränzen  der  ihm  ertheilten  Bewilligung  und  die  Anordnungen 
der  genehmigten  Statuten  nicht  überschreite. 

Eine  andere  Frage  ist  aber  die,  wie  es  sich  mit  dem 
Aufsichtsrechte  der  Staatsregierung  über  die  Actiengesell- 
schaften  verhält,  wo  ein  solches  nicht  durch  die  von  der  Staats- 
gewalt bestätigten  Statuten  vorbehalten. 

Diese  Frage  fällt  nicht  mit  der  anderen,  später  zu  er- 
örternden (S.  §.  31),  zusammen,  ob  und  inwieferne  Staatsge- 
nehmigung zum  rechtlichen  Bestände  einer  Actiengesellschaft 
erfordert  ^^.  Denn  es  kann  dieses  Erforderniss,  wo  es  be- 
steht,  seinen  Grund  lediglich  in  dem  Bedürfnisse  nach  einer 


8)  Stat.  der  Hessisch.  Ludwigseisenb.-G.  §.  52;  der  priv. 
Österreich.  Staatseisen  bahn.- G.  §.  53, -der  priv.  galizisch.  Carl - 
Ludwig-Bahn  §.  58. 

9)  Stat.  des  Brackeler  Bergwerk-Vereins  §.  42.  — 

10)  Der  entgegengesetzten  Meinung  scheint  zu  sein  Fick  in  der 
Zeitschr.  f.  das  gesammte  Handelsrecht  Bd.  V.  S.  21.  —  S. 
ferner  die  Nürnberg.  Frotoc.  S.  353  fg. 

12* 
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Rechtsvorschrift  haben,  durch  welche  die  juristische  Persön- 
lichkeit, die  die  Actiengesellschaft  ihrem  Wesen  nach  an- 
spricht, anerkannt  wird,  aus  welchem  Grunde  es  denn  mög- 
lich, dass  die  Actienvereine  ungeachtet  der  zu  ihrem  rechtli- 
chen Bestände  erforderten  Staatsgenehmigung  einer  besonde- 
ren Staatsaufsicht  nicht  unterworfen,  so  wie  es  andererseits 
denkbar  ist,  dass  dieselben,  obwohl  sie  einer  staatlichen  Ge- 
nehmigung für  ihre  Entstehung  nicht  bedürfen,  doch  einer 
solchen  Aufsicht  unterliegen. 

An  und  für  sich  aber  ist  die  Actiengesellschaft  als  solche 
einem  besonderen  staatlichen  Aufsichtsrechte  nicht  unterwor- 
fen, und  die  s.  g.  Obervormundschaft  des  Staats,  wie  sie  ge- 
genüber den  Gemeinden  und  anderen  öffentlichen  Corporatio- 
nen  besteht,  auf  diese  Privatcorporationen  nicht  anwendbar  ^^. 
Namentlich  ist  der  Staat  ohne  ausdrücklichen  Vorbehalt  oder 
besondere  landesgesetzliche  Bestimmung  nicht  für  befugt 
zu  erachten,  den  Generalversammlungen  der  Actionäre  und 
den  Verhandlungen  des  Vereinsvorstands  durch  Commissäre 
anzuwohnen,  von  den  Büchern  und  sonstigen  Papieren  der 
Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen  ^^,  oder  die  Vorlage  der  Bi- 
lanzen derselben  zu  fordern  i^. 

Anders  verhält  es  sich  freilich  nach  Massgabe  einzelner 
Landesgesetzgebungen,  welche  bald  gewisse  Arten  von  Ac- 
tiengesellscliaften, bald  die  Actienvereine  überhaupt  einer  be- 
sonderen Staatsaufsicht  unterwerfen. 

So  sind  nach  dem  Preussischen  Gesetze  über  Ei- 
senbahnunternehmungen vom  3.  November  1838  (§. 
46)  die  Eisenbahngesellschaften  unter  der  besonderen  Auf- 
sicht des  Staats,  welcher  zur  Ausübung  dieses  Eechts  einen 
ständigen  Commissär,  mit  der  Befugniss,  die  Gesellschafts- 
vorstände zu  berufen  und  deren  Zusammenkünften  beizuwoh- 
nen, ernennt. 

Nach  dem  Bernischen  Gesetze  v.  J.  1860  steht  in 
Ansehung  der  Actienvereine  überhaupt  dem  grossen  Rathe 
wie  dem  Regierungsrathe  das  Recht  zu,  jederzeit  eine  Untersu- 
chung über  die  Lage  und  den  Geschäftsbetrieb  der  Gesellschaft 
anzuordnen  und  Einsicht  in  deren  Bücher  und  Verhandlungen 
zu  verlangen  (Art.  38).     Nicht  weniger  ist  nach  dem  nämli- 


11)  DagegenFick  in  der  Zeitschr.  f.  das  gesammte  Handels- 
recht, Bd.  V.  S.  21. 

12)  Nürnberg.  ProtocoUe,  S.  4544  fg. 

13)  ProtocoUe,  S.  353  fg. 
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chen  Gesetze  (Art.  87)  ein  Actionär  oder  Gläubiger,  welcher 
durch  Verhandlungen  oder  Beschlüsse  der  Actiengesellschaft 
oder  ihrer  Vertreter  Vorschriften  der  Gesetze  oder  Statuten 
für  verletzt  und  seine  Rechte  oder  Interessen  für  beeinträch- 
tigt hält,  befugt,  binnen  dreissig  Tagen,  vom  Tage  der  ange- 
fochtenen Verhandlung  oder  Beschlussnahme  angerechnet, 
sich  mit  einer  Beschwerde  an  den  Regierungsrath  zu  wenden, 
während  diese  Behörde,  soferne  es  sich  erweist,  dass  die  Be- 
schwerde nicht  eine  in  die  Competenz  des  ordentlichen  Ci- 
vilrichters  oder  eines  Schiedsgerichts  fallende  bürgerliche 
Rechtsstreitigkeit  zum  Gegenstande  hat,  je  nach  dem  Ergeb- 
nisse der  Untersuchuno;  die  erforderlichen  Massreo-eln  zur 
Beseitiguno;  oder  Wiederaufhebung;  der  statto-ehabten  Ge- 
setzes-  oder  Statutenverletzung  zu  treffen  befugt  ist  (S. 
§.  51  a.  E.). 

Zweckmässiger  dagegen  gestattet  das  englische  Recht 
hier  eine  Einmischung  des  Staats  nur  auf  Antrag  eines  Fünf- 
tels der  Actionäre  (der  Zahl  und  dem  Capitalbetrage  nach), 
auf  welchen  das  Handelsamt  einen  oder  mehrere  geeignete 
Commissäre  (Inspectors)  ernennen  kann,  um  die  Angelegen- 
heiten der  Gesellschaft  zu  prüfen  und  darüber  Bericht  zu  er- 
statten ^*. 

Ob  und  inwieferne  dac^eofen  die  Actieng-esellschaften  oder 
einzelne  Arten  derselben  staatlicher  Genehmio-uns;  zu  ihrer 
Entstehung  bedürfen,  und  welches  die  Consequenzen  eines 
solchen  Erfordernisses  sind,  kann  erst  s^mter  untersucht  wer- 
den  (§§.  31  fg.). 


KAPITEL  II. 

Die  Entstehung  der  Actiengesellschaft. 

§.19. 

Die  thatsächlichen  Vorgänge.  —  Die  Bedingungen  der 
Perfection  der  Actiengesellschaft  im  Allgemeinen. 

Die  Entstehung  der  Actiengesellschaft  geht  mittelst  einer 
Reihe  thatsächlicher  Vorgänge  vor  sich,  deren  Darstellung 
vorausgeschickt  werden  muss,  bevor  die  juristische  Construc- 
tion  derselben  versucht  wird. 


14)  Actiengesellsch.-Acte  185G,  1857,  XL VIII. 
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Die  Gründung  eines  Actienvereins  kann  zunächst  in  ver- 
schiedener Weise  eingeleitet  Averden. 

Es  ist  einmal  möglich,  dass  eine  Anzahl  Personen  oder 
Firmen  übereinkommen,  eine  Actiengesellschaft  zu  einem  ge- 
gebenen Zwecke  unter  einer  gegebenen  Firma  mit  einem  in 
so  und  so  viel  Actien  von  dem  und  dem  Betrage  eingetheil- 

ten  Grundcapitale  von zu  gründen,   wobei  die  Theiln-^h- 

mer  die  Gesammtzahl  der  Actien,  in  gleicher  oder  ungleicher 
Zahl,  übernehmen. 

So  erklären  z.  B.  die  Statuten  der  k.  k.  priv.  öster- 
reichisch. Staatseisenbahngesellschaft  (§.  1): 

„Die  Unterzeichneten  gründen  . . .  eine  anonyme  Gesell- 

„schaft,   welche   zwischen  allen  Besitzern  der  nach  den 

„Bestimmungen  dieser  Statuten   auszugebenden  Actien 

„bestehen  wird  . ." 
während  der  §.  8  der  nämlichen  Statuten  besagt: 

„Die  400,000  Actien,   welche  den  Gesellschaftsfond  bil- 
'     „den,  sind  vollständig  gezeichnet  und  gehören  den  Nach- 

„benannten  (folgt  die  Bezeichnung  von  16  Personen  und 

„Firmen)  in  folgenden  Beträgen  . . ."  ^. 

Gewöhnlicher  jedoch  wird  die  Bildung  einer  Actienge- 
sellschaft in  der  Art  eingeleitet,  dass  eine  oder  mehrere  Per- 
sonen oder  Firmen  (ein  Gründungscomite)  ein  Project 
(Prospect,  Plan)  zar  Errichtung  eines  Actienunternehmens 
mit  einem  bestimmten  Fonds  entwerfen,  und  unter  Veröffent- 
lichung des  Planes  mittelst  der  Zeitungen  oder  durch  Zusen- 
dung von  Prospecten,  Promemoria's  oder  sonstiger  AufForde- 
runo-s-Schreiben  an  einzelne  Personen  zur  Betheiligung  bei 
der  zu  gründenden  Gesellschaft  mittelst  Uebernahme  von 
Actien  auffordern^. 

Eine  solche  Aufforderung  kann  von  Einem  oder  von 
Mehreren  ausgehen;  sie  kann  ferner  in  der  Art  geschehen, 
dass  der  oder  die  Projectanten  sich  mit  einer  gegebenen  An- 
zahl Actien  bei  dem  in's  Leben  zu  rufenden  Unternehmen 
betheiligen  zu  wollen  erklären,  oder  ohne  dass  dies  der  Fall 
wäre. 

Ein  Beispiel  eines  Verhältnisses  der  letztgenannten  Art 


1)  Stat.  der  K.  Elisabeth-Eisenb.-G.  §.8;  Badische  Wol- 
lenmanufactur  Mannheim  §.  8;  Societe  generale  du  credit  mobilier 
Art.  10.  — 

2)  Pohls,  Actiengesellsch.  S.  20;  Brinckmann,  Handelsrecht  §. 
61;  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen,  S.  230. 
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giebt  die  Ankündigung  in  den  öffentlichen  Blättern,  durch 
welche  Meyer  in  Hildburghausen  bekannt  machte,  er  wolle 
ein  Steinkohlenfeld  an  einen  zu  errichtenden  Actienverein 
um  400,(;00  Rthlr.  abtreten;  die  Summe  solle  durch  2000 
Stück  Inhaber-Actien  k  200  Rthlr.  zusammengebracht,  die 
Steinkohlengrube  durch  die  Gesellschaft  in  der  und  der  Weise 
betrieben  werden,  u.  s.  w. 

Wenn  insbesondere  mehrere  Personen  zur  Gründuncf 
einer  Actiengeselischaft,  bei  Avelcher  sie  sich  mit  einer  An- 
zahl Actien  betheiligen  wollen,  auffordern,  so  geschieht  dies 
vielfach  in  der  Form  einer  Bekanntmachung  des  Inhalts,  dass 
die  Betreffenden  übereingekommen,  eine  näher  be- 
zeichnete Actienverbindung  unter  sich  und  mit  den- 
jenigen Personen,  welche  durch  Actienzeichnung 
sich  ihnen  zugesellen  würden,  zu  errichten'^,  oder 
es  werde  durch  die  Unterzeichneten  und  Alle,  die 
sich  mittelst  Uebernahme  von  Actien  dabei  bethei- 
ligten, eine  Actiengeselischaft  gegründet,  welche 
in's  Leben  treten  solle,  sobald  so  und  so  viel  Ac- 
tien gezeichnet^. 

In  jedem  Falle  ist  es  die  Aufgabe  des  oder  der  Projec- 
tai  ten,  welche  nicht  selbst  die  sämmtlichen  Actien,  in  welche 
das  Capital  der  zu  gründenden  Gesellschaft  eingetheilt,  über- 
nehmen, Abnehmer  für  dieselben  zu  suchen,  da  das  pro- 
jectirte  Actienunternehmen  so  lange  nicht  in's  Leben  tre- 
ten kann,  als  nicht  die  planmässige  Actienanzahl  unterge- 
bracht ist. 

Allein  es  ist  mit  der  Herstellung  des  für  das  beabsich- 
tigte Unternehmen  als  nöthig  veranschlagten  Capitals  die 
Actiengeselischaft  noch  nicht  ziu  Recht  bestehend.  Denn  es 
gehört  zum  AVesen  derselben  ein  Verein,  welcher  geeignet 
ist,  unter  eigenem  Namen  für  die  Vereinszwecke  in  der  Art 
thätig  zu  sein,  dass  durch  die  unter  seiner  Firma  vorgenoni- 
menen  Handlungen  allein  das  Gesellschaftsvermöffen  oblioirt 
wird,  während  nur  eine  solche  Verbindung  sich  hierzu  qua- 
lificirt,  welche  eine  Verfassung  und  die  derselben  entsprechen- 
den Organe,  mindestens  einen  Vorstand,  hat. 


3)  Notariatsurkunde  über  die  Errichtung  des  Brackeler  Berg- 
werkvereins (1856). 

4)  Stat.  der  Spinnerei  u.  Weberei  Offenburg  (1857)  §.  1.  — 
Stat.  derBernerBau-Gesellschaft  (1859)  §.  1. — 
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In  dieser  Beziehung  ist  es  nun  möglich,  dass  die  Grün- 
der eines  Actienunternehmens,  indem  sie  die  gesammten  Ac- 
tien  desselben  übernehmen,  dies  auf  die  Grundlage  bereits 
ausgearbeiteter  Statuten,  in  denen  zugleich  die  Organe  des 
Vereins  vorläufig  bestellt  sind,  thun,  in  welchem  Falle  die  er- 
wähnten Voraussetzungen  des  Actienvereins  von  dem  Augen- 
blicke an  gegeben,  da  die  übereinstimmende  Willenserklärung 
der  Unternehmer  vorhanden  ist. 

Ebenso  kömmt  es  vor,  dass  diejenigen,  welche  ihren 
Willen  bekannt  machen,  eine  Actiengesellscliaft  mit  den  sich 
ihnen  Zugesellenden  zu  errichten,  diese  Erklärung  auf  Grund 
von  Statuten  abgeben,  in  welchen  nicht  allein  die  Verfassung 
des  zu  bildenden  Vereins  enthalten,  sondern  auch  die  Perso- 
nen bezeichnet  sind,  aus  denen  vorläufig  der  Vereinsvorstand 
besetzt  sein  soll;  —  unter  welcher  Voraussetzung  die  obbe- 
nannten  Bedingungen  des  rechtlichen  Bestands  der  Actienge- 
sellschaft  dann  erfüllt  sind,  wenn  die  gesammte  projectirte 
Actienzahl  auf  jene  Grundlagen  hin  untergebracht  ist. 

Findet  es  sich  dagegen,  dass  der  Plan,  auf  welchen  hin 
die  Actienzeichnungen  entgegengenommen  werden,  die  Ver- 
fassung der  zu  gründenden  Gesellschaft  nicht  ausreichend  be- 
stimmt, oder  die  Personen,  welche  zunächst  den  Vereinsvor- 
stand bilden  sollen,  nicht  bezeichnet,  so  kann,  auch  wenn  das 
projectirte  Capital  aufgebracht,  von  einem  in's  Leben  Treten 
der  Actiengesellschaft  so  lange  nicht  die  Rede  sein,  bis  deren 
Verfassung  festgesetzt  und  deren  Vorstand  bestellt  ist. 

Mit  dem  Vorhandensein  dieser  Voraussetzungen  tritt  in- 
dessen, um  zunächst  von  dem  Erfordernisse  staatlicher  Ge- 
nehmigung und  öffentlicher  Bekanntmachung  abzusehen,  die 
Actiengesellschaft  nicht  nothwendig  in's  Leben.  Denn  nicht 
allein  ist  die  Möglichkeit  vorhanden,  dass  dies  durch  die  Sta- 
tuten auf  einen  späteren  Zeitpunct  hinausgeschoben  oder  von 
der  Einzahlung  gewisser  Procente  des  Grundcapitals  ab- 
hängig gemacht  ^\  sondern  kann  das  Zustandekommen  eines 
Actienvereins  durch  andere  Umstände  bedingt  sein,  wie  z.  B. 
durch  Erlangung  der  Concession  der  Eisenbahn,  deren  Bau 
und  Betrieb  Gegenstand  des  beabsichtigten  Unternehmens 
ist,  oder  dadurch,  dass  die  crtheiltc  Concession  nicht  wegen 
verzögerter  Vollendung  des  Eisenbahnbaues  vor  Eintritt  je- 
ner Voraussetzungen  erloschen,  wie  es  denn  überhaupt  zum 


5)  K.  k.  priv.  galiz.  Carl-Ludwig-Bahn  §.  5. 
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Beginne  des  rechtlichen  Bestands  einer  Actiengesellschaft 
nöthig  ist,  dass  der  Zweck,  zu  welchem  sie  projectirt  worden, 
zu  der  Zeit,  in  welcher  die  Bedingungen  ihrer  Perfection  zu- 
sammentreffen, noch  erreichbar^. 

Dieses  vorausgesetzt,  so  gehört,  wie  aus  dem  Vorstehen- 
den sich  ergiebt,  abgesehen  von  den  später  zu  untersuchen- 
den Erfordernissen  staatlicher  Genehmigung  und  öffentlicher 
Bekanntmachung,  zur  Entstehung  einer  Actiengesellschaft 
dreierlei,  was  im  Folgendem  näher  zu  bestimmen  und  rechtlich 
zu  construiren  ist,  nämlich: 

dass  das  veranschlagte  Grundcapital  zusammengebracht; 

dass  ferner  die  Verfassung  der  Gesellschaft  festgesetzt, 
und 

dass  endlich  die  Vereinsorgane,  insbesondere  der  Vereins- 
vorstand bestellt. 


I.    Die  Herstellung  des  Grundcapitals. 
§.20. 

Die  Actienzeichnung;  die  juristische  Natur  des  durch 
dieselbe  begründeten  Rechtsverhältnisses. 

Die  eine  Bedingung  der  Perfection  der  Actiengesell- 
schaft ist,  wie  bereits  gezeigt,  die,  dass  das  Grundcapital  des 
künftigen  Vereins  durch  Versprechen  oder  Zahlung  der 
sämmtlichen  Theile  oder  Actien,  in  die  es  zerlegt,  zusammen- 
gebracht. 

Die  Höhe  des  Stammcapitals  ist  durch  die  Statuten  oder 
den  Plan,  auf  deren  Grundlage  der  Actienverein  errichtet 
werden  soll,  veranschlagt.  Bestimmen  jedoch  die  Statuten, 
dass  zunächst  nur  ein  bestimmter  Theil  der  Gesammtzahl  der 
Actien  oder  eine  zu  so  und  so  viel  Actien  angeschlagene  Serie 
emittirt  werden  solle,  oder  dass  für  den  Beginn  der  Wirk- 
samkeit der  Gesellschaft  vorerst  nur  ein  gewisser  Theil  der 
Actien,  in  welche  das  Grundcapital  zerlegt,  ausgegeben  werde, 
oder  dass  die  Gesellschaft  in  Wirksamkeit  trete,  wenn  ein  ge- 
gebener Theil  des  Actiencapitals  gezeichnet,  so  erscheint  in 
Wirklichkeit  als  das  anfängliche  Stammcapital  nur  dasjenige, 
welches  durch  den  Betrag  der  vorläufig  auszugebenden  Actien 
gebildet  werden  soll  (s.  S.  64  fg.). 

Dieses  anfängliche  Grundcapital  kann  nun,   wie  bereits 

6)  Pohls,  Actiengesellsch.  S.  23. 
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im  vorigen  §.  angedeutet,  in  sehr  verschiedener  Weise,  und 
insbesondere  zunächst  in  der  Art  aufgebracht  werden,  dass 
die  Gründer  der  Gesellschaft  die  sämmtlichen  Actien  des  von 
ihnen  projectirten  Unternehmens  übernehmen. 

Dass  nun  diese  Gründer  und  Actienzeichner  verpflichtet 
sind,  wenn  der  von  ihnen  beabsichtigte  Actienverein  perfect 
wird,  die  etwa  erforderliche  Staatsgenehmigung,  die  nöthigen 
Bekanntmachungen  u.  s.  w.  erfolgt,  die  gezeichneten  Beträge 
in  die  Vereinscasse  nach  Massgabe  der  von  ihnen  vereinbar- 
ten Statuten  einzuwerfen,  unterliegt  keinem  Zweifel,  und 
ebenso,  dass  keiner  derselben  einseitig,  d.  h.  ohne  Einwilli- 
gung der  übrigen,  von  jener  Verbindlichkeit  sich  losmachen 
kann. 

Dessenungeachtet  macht  die  Construetion  des  vorliegen- 
den Verhältnisses  Schwierigkeiten. 

Als  ein  pactum  de  contrahendo  lässt  sich  dasselbe  nicht 
auffassen,  da  nicht  einzusehen  ist,  auf  Avelchen  Contracts- 
Abschluss  eine  solche  Uebereinkunft  gerichtet  sein  sollte; 
insbesondere  ist  dieselbe  nicht  auf  ein  pactum  de  ineunda  so- 
cietate  zurückzuführen,  weil  der  projectirte  Actienverein  in 
der  That  keine  Societät  ist,  wie  denn  überhaupt  mittelst  der 
beabsichtigten  Eri'ichtung  desselben  die  Begründung  eines 
wechselseitigen  obligatorischen  Verhältnisses  durch  die  Pro- 
jectanten  nicht  bezweckt  wird. 

Indem  vielmehr  die  Gründer  in  dem  unterstellten  Falle 
sich  zu  dem  Zwecke  vereinigen,  um  ein  Actienunternehmen 
in's  Leben  zu  rufen,  gehen  sie  mit  einander  insoferne  eine 
Societät  ein,  als  sie  sich  verpflichten,  durch  gemeinschaft- 
liche Mittel  für  die  Entstehung  des  pi'ojectirten  Actienvereins 
zu  wirken.  Werden  daher  von  einem  Mitstifter  zu  diesem 
Zwecke  Auslagen  gemacht,  wie  für  Vorarbeiten  zu  dem  be- 
-  absichtigten  Unternehmen,  für  die  Erlangung  der  hierzu  nö- 
thigen Concessionen  u.  s.  w. ,  so  kann  er  mit  der  actio  pro 
socio  von  den  übrigen  verhältnissmässigen  Ersatz  des  gehab- 
ten Aufwands  verlangen,  und  zwar,  in  Ermangelung  ander- 
weitiger Verabi'edung,  nach  Massgabe  der  Actien,  die  der 
Einzelne  übernommen,  indem  eine  derartige  Haftung  als  in 
der  Absicht  der  socii  begründet  erscheint. 

Hiermit  sind  jedoch  die  aus  einer  Vereinigung  der  in 
Frage  stehenden  Art  entstehenden  Verhältnisse  nicht  erschöpft. 
Denn  es  sind  durch  ihre  Uebereinkunft  die  Mitstifter  nicht 
allein  verpflichtet,  mit  gemeinsamen  Mitteln  auf  die  Entste- 
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huno;  der  Actienj^esellschaft  hinzuwirken,  sondern  auch  zur 
Betheiligung  mit  gewissen  Theilsunimen  bei  deren-  Capital  j 
verbunden.  Indem  jedoch  diese  Verpflichtung  nicht  allein' 
durch  das  Zustandekommen  des  projectirten  Vereins  bedingt, 
sondern  nur  zu  Gunsten  dieses  letzteren  begründet,  bedarf 
es  der  Lösung  des  Problems,  wie  aus  einer  zwischen  gege- 
benen Personen  geschlossenen  Uebereinkunft  eine  dritte  Per- 
son berechtigt  werden  kann,  und  zwar  eine  solche,  welche 
zur  Zeit  des  betreffenden  Vertragsschlusses  noch  eine  persona 
incerta  ist. 

Indessen  wiederholt  sich  die  nämliche  Frage  in  dem 
Falle,  dass  der  oder  die  Projectanten  einer  Actiengesellschaft 
nicht  die  sämmtlichen  Actien  derselben  übernehmen  und  dass 
daher  das  Grundcapital  ganz  oder  zum  Theil  mittelst  succes- 
siver  Actienzeichnungen  zusammengebracht  w^erden  soll;  — 
"ein  Verhältniss,  welches  als  das  practisch  wichtigere  zunächst 
näher  in  Betracht  zu  ziehen  ist. 

Doch  dürfte  es  nicht  überflüssig  sein,  die  Bemerkung 
hier  vorauszuschicken,  dass,  wenn  mehrere  Projectanten  sich 
zur  Gründung  eines  Actienunternehmens  vereinigen,  dessen 
Actien  sämmtlich  oder  zu  einem  Theile  mittelst  successiver 
Zeichnungen  untergebracht  werden  sollen,  sie  unter  einander 
eine  Societät  bilden,  deren  Zweck  die  Errichtung  des  betref- 
fenden Actienvereins  wie  in  dem  zuerst  besprochenen  Falle 
ist,  nur  dass  die  socii  sich  hier  insbesondere  einander  gegen-  / 
über  verpflichten,  gemeinsam  für  die  Aufbringung  des  Grund- 1 
capitals  zu  wirken,  aus  welchem  Grunde  ihnen  denn  auch 
gemeinschaftlich  die  Entscheidung  w^egen  der  Annahme  einer 
angebotenen  Zeichnung  ^,  so  wie  auch  der  Entbindung  eines 
Subscribenten  von  der  übernommenen  Verbindlichkeit  zu- 
kömmt. 

Indem  wir  uns  nunmehr  zur  Actienzeichnung  selbst  wen- 
den,  und  zwar  zunächst  zu  derjenigen,  die  in  successiver 
Weise  gegenüber  einem  oder  mehreren  Projectanten  vorge- 
nommen worden,  so  ist  es  zwar  im  Allgemeinen  unbestritten, 
dass  der  Subscribent  einer  Actio  durch  seine  Zeichnung  zur 
Zahlung  des  Actienbetrags  für  den  Fall  verpflichtet  wird, 
dass  die  projectirte  Actiengesellschaft  zu  Stande  kommen 
sollte,  so  wie  dass  jene  Verpflichtung  dieser  letzteren  zu  Gute 


1)  Jolly  inderZeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.  354  a.  E. 
u.  S.  355. 
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kömmt,  dagegen  nm  so  zweifelhafter,  in  welcher  Art  diese 
Wirkungen  zu  construiren,  während  mit  diesem  Mangel  an 
fester  Construction  wieder  eine  Reihe  von  Streitfragen  zu- 
sammenhängen. 

Man  hat  diese  Schwierigkeiten  durch  die  Annahme  eines 
Societäts-Vertrags  zu  beseitigen  versucht,  welcher  zwischen 
den  Pröponenten,  vorausgesetzt,  dass  sich  diese  mit  Beiti'ä- 
gen  an  dem  beabsichtigten  Unternehmen  betheiligen  wollen, 
und  den  Actienzeichnern  geschlossen  wer-de.  Dieser  Gesell- 
schafts-Vertrag soll  freilich  die  unrömische  Eigen thümlichkeit 
darbieten,  dass  er  durch  die  Vermittlung  der  Projectanten  zu 
Stande  kömmt,  ohne  dass  jeder  einzelne  Contrahent  mit  den 
andern  den  entsprechenden  Consens  austauschte,  indem  näm- 
lich diejenigen,  welche  auf  Grund  der  ihnen  vorgelegten  Sta- 
tuten die  Leistung  bestimmter  Beiträge  versprechen,  sich  da- 
durch den  dem  Prospecte  bereits  Beigetretenen  oder  künftig 
noch  Beitretenden  verpflichten,  während  der  Proponent  jenes 
Versprechen  für  sich  so  wie  für  die  Anderen  annimmt,  welche 
die  nämliche  Verbindlichkeit  bereits  übernommen  haben  oder 
noch  übernehmen  werden.  Das  in  der  Actienzeichnung  ent- 
haltene Versprechen  soll  übrigens  erst  dann  bindend  sein, 
wenn  es  vom  Pröponenten  angenommen  und  der  Subscribent 
Nachricht  hiervon  erhalten  2. 

Indessen  ist  die  Unhaltbarkeit  dieser  AuflTassung  mit  der- 
jenigen der  Construction  der  Actiengesellschaft  als  Societät 
dai'gethan;  denn  ist  diese  ein  selbstständiges  Rechtssubject, 
so  sind  die  zu  deren  Capital  versprochenen  Beiträge  keine 
Societäts-Einlagen,  keine  wechselseitigen  Schulden  der  socii, 
sondern  Verbindlichkeiten  der  Pröponenten  und  Zeichner  ge- 
genüber dem  Actienvereine.  Abgesehen  hiervon  ist  ein  Ge- 
sellschafts-Vertrag, bei  welchem  die  Contrahenten  möglicher 
Weise  von  einander  nichts  wissen,  es  jedenfalls  auf  die  Indi- 
vidualität der  socii  nichts  ankömmt,  ein  juristisches  Unding, 
welches  durch  die  Bemerkung,  es  habe  das  heutige  Recht 
hier  die  Schranken  des  römischen  Rechts  durchbrochen,  nicht 
aufrecht  erhalten  werden  kann.  Auch  will  der  Subscribent 
einer  Actie  mittelst  seiner  Zeichnuno;  grewiss  nicht  in  Rechts- 
Verhältnisse  zu  den  anderen,  ja  selbst  den  künftigen  Actien- 
zeichnern, treten,  wie  denn  Jolly  selbst  ausser  Stande  gewe- 
sen,   seine    Theorie    vom    Gesellschaftsvertrage    consequent 


2)  Jolly  Inder  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.  352  fg. 
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durchzuführen,  indem  er  wieder  von  einer  Reihe  von  Ver- 
trägen spricht,  die  zwischen  den Proponenten  und  den  einzel- 
nen Subscribenten  zu  Stande  kommen. 

Richtiger  wie  Jolly  unterscheiden  Andere  zwischen  dem 
Verhältnisse  des  oder  der  Projectanten  zu  den  Actienzeich- 
nern  und  demjenigen  dieser  letzteren  unter  einander,  indem 
jedoch  auch  hier  die  Meinungen  auseinandergehen. 

Nach  Einer  Auifassung  beruht  das  Verhältniss  zwischen 
Projectanten  und  Subscribenten  auf  einem  Mandate,  dasjenige 
dieser  letzteren  unter  einander  auf  einem  pactum  de  ineunda 
societate '. 

Derjenige,  führt  man  aus,  welcher  den  Plan  zu  einer 
gegebenen  Actiengesellschaft  aufstellt  und  zu  deren  Bildung 
einladet,  bietet  sich  den  Personen,  welche  auf  seinen  Rath 
eingehen  wollen,  als  Mandatar  an.  Wer  nun  dem  Projectan- 
ten gegenüber  erklärt,  sich  für  eine  oder  mehrere  Actien  be- 
theiligen zu  wollen,  macht  denselben  zu  seinem  Bevollmäclx- 
tio-ten  mit  dem  Auftrao;e,  auf  Grund  des  vorg-eleg^ten  Planes 
durch  Entgeo-ennahme  der  erforderlichen  Actienzeichnuno-en 
die  Gesellschaft  zu  bilden,  während  diejenigen,  die  successiv 
beitreten,  durch  ihre  Actienzeichnung  den  Auftrag  wieder- 
holen. Das  Mandat  aber,  vermöge  dessen  der  Projectant  die 
Bildung  der  Gesellschaft  bewirkt,  beschränkt  sich,  wenn  der 
Prospect  nicht  ausdrücklich  weiter  greifende  Bestimmungen 
enthält,  darauf,  Verpflichtungen  zur  Theilnahme  an  dem  Ver- 
eine entgegenzunehmen  und  die,  welche  sich  solcher  Weise 
verpflichtet,  auch  zu  dieser  Theilnahme,  das  Zustandekommen 
der  Actienverbindung  vorausgesetzt,  unter  der  Bedingung  zu 
berechtio*en,  dass  in  deren  Vermöo-ens Verhältnissen  eine  Ge- 
währ  für  die  Erfüllung  der  von  ihnen  übernommenen  Ver- 
bindlichkeiten enthalten. 

AVährend  hiernach  das  Verhältniss  zwischen  Projectanten 
und  Actienzeichnern  nach  den  Grundsätzen  über  Mandat  zu 
beurtheilen,  so  soll  der  nämlichen  Meinuno;  zufolge  zwischen 
den  Subscribenten  ein  auf  die  Bilduno-  der  Actieno-esellschaft 
gerichtetes  j'xictiim  de  contrahendo  bestehen.  Der  erste  Actien- 
zeichner,  mag  er  der  Projectant  oder  ein  anderer  sein,   ist 


3)  Brinckmann,  Handelsrecht,  §.61;  Brackenliöft  in  Weis- 
ke's  Rechtslexicon,  Bd.  V.  S.  89. —  S.  auch  Beschorner,  das  deutsche 
Eisenbahnrecht,  S.  25,  welcher  ein  Mandatsverhältniss  zwischen  Projec- 
tanten und  Actienzeichnern  annimmt. 


190  Die  Herstellung  des  Grundcapitals. 

Proponent  der  zu  bildenden  Gesellschaft;  derjenige,  der  nach- 
her zu  Actien  sich  verpflichtet,  nimmt  jene  Proposition  an  und 
wird  selbst  wieder  Proponent  u.  s.  f. 

Indessen  dürfte  auch  diese  Ansicht,  so  scharfsinnig  sie 
ausgeführt,  keine  Billigung  verdienen. 

Vorerst  kann  unsers  Erachtens  das  Verhältniss  z^^dschen 
Projectanten  und  Actienzeichnern  nicht  als  Mandat  aufgefasst 
werden,  weil  es  jenen  an  dem  Willen  fehlt,  den  letzteren  für 
die  Ausrichtung  von  Geschäften  sich  verbindlich  zu  machen, 
diesen  an  der  Absicht,  jene  hierzu  zu  obhgiren^. 

Wenn  die  Projectanten  einer  Actiengesellschaft  die  Er- 
klärung veröffentlichen,  sie  seien  übereingekommen, 
einen  g^effebenen  Actienverein  unter  sich  und  mit 
denjenigen,  welche  sich  ihnen  zugesellen  würden, 
zu  errichten  (s.  §.  19),  oder  von  einem  Gründungscomite 
bekannt  gemacht  wird,  es  stelle  den  Angehörigen  eines 
Landes  oder  einer  Stadt  eine  Betheiligung  von 
Fl.  500,000  bei  der  beabsichtigten  Actiengesellschaft 
zur  Verfügung,  und  würden  zu  dem  Ende  Subscrip- 
tionslisten  da  und  da  zu  der  und  der  Zeit  aufgelegt, 
in  welche  die  Geldbeträge,  mit  welchen  sich  der  Ein- 
zelne bei  dem  Unternehmen  betheiligen  wolle,  ein- 
p-ezeichnet  werden  könnten,  oder  von  den  Gründern 
einfach  veröffentlicht  wird,  von  dem  Actiencapital  der 
beabsichtigten  Gesellschaft  würden  300,000  Th.  in 
30,000  Actien  ä  100  Th.  zur  öffentlichen  Subscription 
gestellt  und  die  Anmeldungen  an  einem  gegebenen 
Orte  zu  einer  gegebenen  Zeit  entgegengenommen, 
• —  oder,  es  werde  zur  Entgegennahme  der  Actien- 
zeichnungen  für  die  zu  errichtende  Gesellschaft 
Termin  auf  den  und  den  Tag  anberaumt^,  oder,  wenn 
die  Publication  der  Stifter  schlechtweg  dahin  lautet:  „es  sol- 
len zunächst  die  ...  zur  Constituirung  der  Gesell- 
schaft (Bremer  Bank)  erforderlichen  GOUO  Stück  Ac- 
tien, eine  jede  zu  250  Th.  Gold,  auf  dem  Wege  der 
öffentlichen  Zeichnung  begeben  werden;  die  Actien- 
zeichnung  wird  Montag  den  25.  Februar  1856  von 
9  Uhr  Morsfens  bis  2  Uhr  Nachmittass  in  dem  Hause 


4)  Walter,  System  des  deutsch.  Privatrechts,  §.300. 

5)  S.  die  Programme  bei  Goldschmidt,  der  Lucca-Pistoja-Actien- 
Streit,  Beil.  XIX.  S.  LXVII  fg.  — 
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„Erholung''  stattfinden",  oder  endlich  die  an  bestimmte 
Personen  gerichteten  Schreiben  unter  Mittheilung  der  Statu- 
ten der  zu  gründenden  Gesellschaft  besagen: 

„Es  wird  uns  angenehm  sein,  Sie  unter  der  Zahl  unserer 

„Actionäre  zu  wissen,  und  ersuchen  wir  Sie  deshalb  er- 

„gebenst,  Ihre  eventuelle  Betheiligung  umgehend  aufge- 

„ben  zu  wollen"  ^, 
so  enthalten  diese  Publlcationen  überall  nicht  ein  Anerbieten 
des  oder  der  Projectanten,  mögen  diese  selbst  bei  der  beab- 
sichtigten Gesellschaft  sich  mit  Actien  betheiligen  wollen  oder 
nicht,  zur  Uebernahme  eines  Mandats  Seitens  der  Actien- 
zeichner. 

Vielmehr  ist  der  Inhalt  dieser  Veröffentlichungen,  so 
verschieden  sie  auch  im  Einzelnen  gefasst  sind,  doppelter  Art. 
Sfe  Einmal  enthalten  dieselben  die  Erklärung,  dass  die  Er- 
richtung einer  Actiengesellschaft  auf  gewisse  in  dem  mitge- 
theilten  Plane  bezeichnete  Grundlagen  oder  nach  Massgabe 
bereits  entworfener  Statuten  in  Aussicht  stehe,  —  öfter  mit 
der  Angabe,  dass  dem  zu  gründenden  Vereine  bereits  die 
Staatsgenehmigung  oder  die  Rechte  einer  juristischen  Person 
ertheilt,  oder  dass  die  für  die  beabsichtigte  Unternehmung 
nöthige  Concession  schon  verliehen  oder  doch  in  Aussicht 
stehe. 

Dann  eröffnen  jene  Publicationen  dem  Publicum  oder 
auch  den  Angehörigen  beschränkterer  Kreise  die  Möglichkeit 
einer  Betheiligung  bei  der  zu  gründenden  Gesellschaft  mit- 
telst Uebernahme  eines  oder  mehrerer  Theile  des  Grundcapi- 
tals  derselben. 

In  jener  Erklärung  der  Projectanten  nun,  dass  die  Grün- 
dung einer  Actiengesellschaft  in  Aussicht  stehe,  dass  dieselbe 
von  ihnen  beabsichtigt  werde,  liegt  offenbar  keinerlei  Kund- 
gebung ihres  Willens,  sich  den  Actienzeichnern  zu  obligiren, 
kein  Anerbieten  zur  Uebernahme  eines  Mandats,  auf  dessen 
Grund  sie  den  Subscribenten  zur  Ausrichtung  der  Geschäfte 
verpflichtet  würden,  welche  zu  dem  Zwecke  erfordert,  um 
den  projectirten  Verein  in's  Leben  treten  zu  lassen.  Viel- 
mehr liegt  darin  eine  blosse  demonstratio ,   eine  für  die  Pro- 


6)  Einladung  zur  Betheiligung  bei  der  zu  gründenden  „Versiche- 
rungsgesellschaft für  alle  Zweige  des  Versicherungs-We- 
sens, d.  d.  Frankfurt  a.  M.  8.  Nov.  185G,  unterzeichnet  R.  Erlanger, 
E.  L  a  d  e  n  b  u  r  g  u.  s.w. 


•     • 
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jectanten  Im  Verhältnisse  zu  den  nacliherigen  Actienzeichnern 
an  sich  unverbindliche  Bekanntmachung  des  Vorhabens,  ein 
Actienunternehmen  zu  gründen,  so  wie  des  Planes,  nach  wel- 
chem dies  geschehen  soll,  oder  doch  der  Art,  wie  das  Publi- 
cum von  diesem  Plane  Kenntniss  erhalten  kann,  indem  z.  B, 
die  Buchhandlung  bezeichnet  wird,  bei  welcher  die  Statuten 
des  künftigen  Vereins  zu  haben. 

Allerdings  geschieht  nun  diese  Bekanntmachung  in  der 
Absicht,  dem  Publicum  oder  den  Angehörigen  eines  Staats, 
den  Einwohnern  einer  Stadt  u.  s.  w.  die  Möglichkeit  einer 
Betheiligung  bei  dem  projectirten  Actienunternehmen  zu  er- 
öffnen. Allein  es  ist  diese  Absicht,  die  öfter,  wiewohl  nicht 
immer,  in  der  Form  einer  Einladung  zur  Actienzeichnung 
ausgedrückt  wird,  in  keiner  Weise  mit  dem  Willen,  ein  Man- 
dat der  Subscribenten  anzunehmen,  identisch  und  enthält  de- 
ren Ausdruck  kein  Anerbieten  zur  Annahme  eines  solchen 
Auftrags. 

Wie  aber  in  der  Veröffentlichung  des  Prospects  eines  zu 
gründenden  Actienunternehmens,  und  selbst  der  Einladung 
zur  Actienzeichnung  ein  Anerbieten  des  Projectanten  zur  An- 
nahme eines  auf  die  Bildung  des  in  Aussicht  gestellten  Ver- 
eins gerichteten  Mandats  nicht  liegt,  so  geht  auch  die  Absicht 
der  Subscribenten  entschieden  nicht  auf  die  Ertheilung  eines 
derartigen  Auftrags.  Denn  in  der  That  erklärt  der  Zeichner 
durch  seine  Zeichnung  nur,  dass  er  sich  mit  einem  oder  meh- 
reren Antheilen  beim  Giamdcapitale  der  projectirten  Gesell- 
schaft, für  den  Fall  ihres  Zustandekommens,  und  gegen  eine 
entsprechende  Zahl  von  Actienrechten  betheiligen  wolle,  wo- 
gegen nichts  auf  seine  Absicht  hinweist,  die  Projectanten  in 
Ansehung  der  Gründung  des  von  ihnen  in  Aussicht  gestellten 
Vereins  zu  obligiren  und  sich  zum  Ersätze  des  denselben  aus 
den  zu  diesem  Zwecke  vorzunehmenden  Bemühungen  erwach- 
senden Aufwands  zu  verpflichten,  wo  nicht  derProspect  etwa 
eine  solche  Verbindlichkeit  der  Subscribenten  zur  ausdrück- 
lichen Bedingung  gemacht.  Freilich  sucht  man  den  unbe- 
strittenen Satz,  wonach  die  Projectanten  wegen  der  von  ihnen 
auf  die  Bildung  der  Actiengesellschaft  verwendeten  Kosten 
keinen  Ersatzanspruch  gegenüber  den  Zeichnern  haben,  mit 
der  Mandatstheorie  durch  die  Behauptung  in  Einklang  zu 
bringen ,  dass  der  Handelsgebrauch  ein  dahin  abzielendes 
stillschweigendes  Uebereinkommen  zwischen  Gründern  und 
Subscribenten  annehme.    Allein  es  ist  nicht  bloss  ein  solcher 
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Handelsgebrauch  gänzlich  unerwiesen ,  sondern  auch  nicht 
abzusehen,  was  derselbe  bei  einem  Geschäfte  soll,  welches 
weder  Handelsgeschäft  ist,  noch  auch  allein  oder  nur  vor- 
zugsweise unter  Handelsleuten  vorkömmt. 

Wie  aber  das  Verhältniss  zwischen  Projectanten  und 
Actienzeichnern  nicht  als  Mandat  aufzufassen,  so  wird  eben- 
sowenig zwischen  den  Subscribenten,  mögen  diese  zugleich 
Projectanten  sein  oder  nicht,  ein  pactum  de  contrahendo  abge- 
schlossen. Vorerst  fehlt  es  nämlich  an  einem  Contracte,  für 
welchen  dieses  pactum  Vorvertrag  sein  sollte,  da  die  Actien- 
gesellschaft,  welche  man  hier  im  Auge  hat,  kein  Vertrags- 
verhältniss  der  Actionäre,  insbesondere  keine  Societät  ist. 
Dann  aber  beabsichtigt  der  Actienzeichner,  wenn  er  allerdings 
durch  die  Subscription  seinen  Willen  kundgiebt,  sich  bei  dem 
zu  orründenden  Actienunternehmen  in  o-rösserem  oder  serinofe- 
rem  Massstabe  zu  betheiligen,  in  keiner  Weise  eine  Ver- 
pflichtung dieses  Inhalts  gegenüber  allen  denjenigen  einzu- 
gehen, welche  bereits  gezeichnet  und  noch  zeichnen  werden, 
Personen,  die  er  nicht  oder  nur  zufällig  kennt,  sowie  auch 
die  Auffassung,  als  ob  jeder  Subscribent  durch  seine  Zeich- 
nung zugleich  Proponent  würde,  entschieden  den  Anschauun- 
gen des  Verkehrs  widerstrebt. 

Wie  nun  zwischen  den  Actienzeichnern  kein  pactmn  de 
contrahendo  geschlossen,  so  kann  von  einem  solchen  ebenso- 
wenig zwischen  Projectanten  und  Subscribenten  als  wechsel- 
seitigen Paciscenten  die  Rede  sein'^.  Denn  nicht  allein  fehlt 
es  auch  hier  an  einem  Contracte,  auf  dessen  Abschliessung 
ein  solcher  Vorvertrag  gerichtet  wäre,  sondern  sind  die  Pro- 
jectanten keineswegs  immer  Willens,  sich  bei  dem  künftigen 
Actienunternehmen  mit  Capitalantheilen  zu  betheiligen.  Des- 
senungeachtet scheint  diese  Ansicht  in  der  Nürnbergrer 
Conferenz  vorgeherrscht  zu  haben,  ohne  dass  sie  daselbst 
jedoch  eine  nähere  Ausführung  oder  Begründung  gefunden 
hätte.  Indem  nämlich  die  (yommission  es  ablehnte,  Bestim- 
mungen über  die  Verbindlichkeiten  der  Projectanten  aus  der 
Bekanntmachuno;  des  Planes  zur  Gründunfj  eines  Actienver- 
eins  und  der  Einladung  zum  Beitritte  so  wie  über  diejenigen 
der  Beigetretenen  in  den  Gesetzesentwurf  aufzunehmen,  wie 


7)  Dageg.  Puchelt  in  den  Annalen  der  Bad.  Gerichte,  Jahrg 
XXVI.  S.  33.  —  Kah,  Badisch.  Landrecht,  7te  Lief,  zum  Anh.  des  Ba- 
disch. Landrechts,  Satz  34. 

Renaud,  ActiemjcseUsch.  1  3 
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dies  von  einem  Abgeordneten  unter  Formulirung  der  aufzu- 
nehmenden Artikel  vorgeschlagen  worden  war®,  geschah  dies 
^m  desswillen,  weil  es  nach  den  Grundsätzen  des  allgemei- 
nen Civilrechts  zu  entscheiden,  ob  im  einzelnen  Falle  ein 
klao-bares  pactum  de  contrahendo  anzunehmen  sei  oder  nicht ^. 

Bei  der  grossen  Verschiedenheit  der  hier  bestehenden 
Ansichten  lässt  sich  einer  richtigen  Construction  der  Verhält- 
nisse, welche  in  Folge  der  Aufforderung  zur  Actienzeichnung 
und  der  darauf  erfolgten  Subscription  entstehen,  nur  dann 
näher  kommen,  wenn  man  vor  Allem  festhält,  dass  durch  die 
Zeichnung  von  Actien  unter  den  Subscribenten  als  solchen 
keinerlei  Rechtsverhältnisse  begründet  werden. 

Ist  es  freilich  die  Absicht  der  verschiedenen  Actienzeich- 
ner,  sich  bei  dem  nämlichen  Actienunternehmen  zu  betheili- 
gen und  Mitglieder  derselben  Actiengesellschaft  zu  werden, 
so  haben  sie  diesen  Willensentschluss  mittelst  der  Zeichnung 
ganz  unabhängig  von  einander  kundgegeben  und  ohne  sich 
wechselseitig  obligiren  zu  wollen.  Dies  ergiebt  sich  schon 
daraus,  dass  der  einzelne  Subscribent  von  den  andern  nichts 
weiss  oder  dass  er  sie  doch  nur  zufällig  kennt,  wie  schon  der 
Umstand  mit  sich  bringt,  dass  vielfach  Subscriptionslisten  an 
verschiedenen  Orten  und  Plätzen  aufgelegt  werden,  so  wie 
es  sich  von  selbst  versteht,  dass  der  einzelne  Actienzeichner 
nicht  wissen  kann,  ob  noch  Jemand  und  wer  alles  nach  ihm 
seine  Betheiligung  beim  künftigen  Actienunternehmen  erklä- 
ren wird.  Insbesondere  lässt  sich  aber  ferner  nicht  einsehen, 
welches  der  Gegenstand  des  unter  den  Actienzeichnern  als 
solchen  bestehenden  Rechtsverhältnisses  sein,  und  worauf  die 
Klage  des  Subscribenten  gegen  seine  Mitzeichner  gehen  sollte. 
Dass  zwischen  den  Actienzeichnern  kein  pactum  de  contrahendo 
besteht,  und  insbesondere  nicht  ein  pactum  de  ineunda  socie- 
täte,  haben  wir  bereits  gezeigt.  Ebensowenig  sind  sich  die- 
selben wechselseitig  zur  Vornahme  der  Handlungen  verpflich- 
tet, welche  das  Zustandekommen  der  projectirten  Gesellschaft 
erfordert,  da  solche  Schritte  zweifellos  nur  von  den  Projec- 
tanten  vorgenommen  werden,  und,  wenn  überhaupt  Jemand, 
diesen  allein  obliegen.  Als  Gegenstand  eines  unter  den  Ac- 
tienzeichnern bestehenden  Rechtsverhältnisses  kann  endlich 
nicht  die  Bezahlung  der  gezeichneten  Actienbeträge  betrachtet 


8)  S.  diese  Artikelin  denProtocollen,  S.  379  fg. — 

9)  Protocolle,  S.  319  u.  S.  317  a.  E.  — 
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werden,  well  diese  allein  dem  Vereine,  dessen  in's  Leben  Tre- 
ten vorausgesetzt,  geschuldet  sind,  und  auch  dem  Prospecte 
gemäss  vorher  etwa  zu  leistende  Anzahlungen  diesem  zu  Gute 
kommen,  so  wie  sie  nicht  Gegenstand  einer  Klage  des  Zeich- 
ners gegen  den  Zeichner  sind. 

Wenn  sonach  zwischen  den  Actienzeichnern  als  solchen 
keinerlei  Rechtsverhältniss  besteht,  so  bedarf  dagegen  die 
Frage  einer  eingehenderen  Erörterung,  ob  und  welche  Rechts- 
verhältnisse zwischen  dem  oder  den  Projectanten  einerseits 
und  andererseits  den  einzelnen  Subscribenten  Statt  haben. 

Dass  hier  nämlich  im  Allgemeinen  der  Stoff  zu  Rechts- 
verhältnissen vorliegt,  ist  klar,  da  auf  der  einen  Seite  der 
Vorschlao;  zum  Beitritte  zu  einer  zu  errichtenden  Actiengesell- 
Schaft  gemacht,  andererseits  dieser  Vorschlag  mittelst  der 
Zeichnung  angenommen.  Freilich  darf  hierbei  nicht  über- 
sehen werden,  dass  die  Aufforderung  zur  BetheiHgung  am 
künftigen  Actienvereine,  —  was  für  die  Beurtheilung  des  in 
Frage  stehenden  Rechtsverhältnisses  von  Bedeutung  —  in 
sehr  verschiedener  Weise  geschehen  sein  kann.  Wie  jene 
nämlich  an  das  Publicum  oder  an  die  Angehörigen  eines  ge- 
gebenen Staats  ^°  oder  an  die  Einwohner  einer  Stadt  ^^  oder 
an  die  Actionäre  einer  anderen  bereits  bestehenden  Actienwe- 
Seilschaft  ^^  oder  an  bestimmte  einzelne  Personen  gerichtet 
sein  kann,  so  kann  sie  ferner  für  das  ganze  Grundcapital 
oder  nur  für  die  Anzahl  der  Actien,  welche  die  Gründer 
nicht  selbst  übernommen,  oder  abgesehen  hiervon  nur  für 
eine  bestimmte  den  Aufgeforderten  zur  Verfügung  gestellte 
Summe  geschehen  sein.  Ebenso  kann  jene  Aufforderung  wei- 
ter mit  oder  ohne  Beschränkung  des  Betrags  der  dem  Einzel- 
nen gestatteten  Subscription,  mit  oder  ohne  Bestimmungen 
auf  den  Fall  einer  durch  zahlreichen  Beitritt  greschehenen 
Uebersteigung  der  Summe,  auf  welche  die  Bekanntmachung 
lautet.  Statt  gefunden  haben,  —  so  wie  endlich  der  veröffent- 
lichte Prospect  Zeichnungen  ohne  oder  nur  mit  Caution,  welche 
durch  sofortige  Einzahlung  eines  Theils  des  gezeichneten  Be- 


10)  Bestimmungen  betreffend  die  Zeichnung  von  Actien 
der  Bremer  Bank,  §.3. 

11)  Programm   des   Frankfurter  Gründungs-Comites   der 
Taunuseisenbahngesellsch.  vom  9.  März  1837. 

12)  S.  die  Programme  bei  (Joldschmidt  der  Lucca-Pistoja-Actien- 
str e  i  t,  Beil.  XIX.  S.  LXX  a.  E.  u.  S.  LXXI.  — 

13* 
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trags  oder  auch  mittelst  Wechsel  oder  Werthpapieren  zu  stel- 
len, zulassen  kann. 

Bevor  nun  die  Bedeutung  dieser  Modalitäten  und  na- 
mentlich der  Einfluss,  den  sie  auf  die  Perfection  des  Ge- 
schäfts zwischen  Projectanten  und  Actienzeichnern  zu  haben 
vermögen,  untersucht  wird,  ist  hier  vorerst  die  Natur  des  in 
Frao;e  stehenden  Rechtsverhältnisses  festzusetzen. 

Der  Actienzeichner  obligirt  sich  laut  seiner  Subscription 
zur  Betheiligung  beim  Grundcapitale  der  zu  gründenden  Ge- 
sellschaft nach  einem  gewissen  Massstabe;  er  verpflichtet  sich 
mit  a.  W.,  soweit  der  Plan,  auf  den  hin  er  gezeichnet,  nicht 
ausdrücklich  etwas  anderes  besagt,  an  den  Actienverein,  falls 
derselbe  zu  Stande  kömmt,  also  nicht  äh~cleh  oder  die  Trq-^ 
jectanten,  eine  Summe  zu  bezahlen,  welche  freilich  nicht  im- 
mer dem  gezeichneten  Betrage  gleichkömmt,  da  vielmehr, 
worauf  später  zurückzukommen,  eine  Reduction  der  vom  Sub- 
scribenten  beabsichtigten  Betheiligung  eintreten  kann. 

Andererseits  weist  die  Auiforderung  der  Gründer  je  nach 
ihrer  Fassung,  wie  z.  B.  die  Erklärung  derselben,  dass  sie 
mit  denjenigen,  welche  sich  ihnen  durch  Actienzeichnung  zu- 
gesellen, einen  Actienverein  bilden  wollen,  oder  die  Veröffent- 
lichung, wonach  eine  Betheiligung  bei  dem  beabsichtigten 
Actienunternehmen  für  eine  gegebene  Summe  zur  Verfügung 
gestellt,  daraufhin,  dass  durch  die  Actienzeichnung  oder  in 
Folo;e  derselben  für  die  Subscribenten  auch  Rechte  entstehen 
können.  Ist  es  nun,  wie  bereits  gezeigt,  ausser  Zweifel,  dass 
diese  Rechte  nicht  auf  ein  Mandatsverhältniss  zwischen  Zeich- 
nern und  Projectanten  zurückzuführen,  so  drängt  sich  doch 
die  Frage  auf,  gegen  wen  und  worauf  jene  Befugnisse  gehen, 
ob  nämlich  gegen  die  Projectanten  auf  Gewährung  von  Ac- 
tienrechten  bei  der  zu  gründenden  Gesellschaft,  oder  auf  Vor- 
nahme solcher  Handlungen,  die  es  dem  Subscribenten  er- 
möglichen, Actionär  zu  werden,  oder  nur  auf  Schadenersatz 
auf  den  Fall,  dass  das  eine  oder  andere  nicht  geschehen  sollte, 
oder  ob  gegen  den  Actienverein  auf  Aufnahme  als  Mitglied. 

Hängt  nun  selbstverständlich  die  Beantwortung  dieser 
verschiedenen  Frao-en  von  der  Bestimm uno;  des  Characters 
des  zwischen  dem  oder  den  Projectanten  und  dem  einzelnen 
Actienzeichner  abgeschlossenen  Geschäfts  ab,  so  Avird  das- 
selbe nach  Einer  Ansicht  als  Kaufgeschäft  betrachtet  ^^ 


13)  Sonamentlichdurch  Au  erb  ach  das  Gesellschaftswesen,  S.  236  fg,. 
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Die  zugesicherte  Waare  soll  die  Betheiligung  an  dem  zu 
bildenden  Unternehmen,  die  Actienpromesse  sein,  der  Preis 
der  zugetheilte  Actienbetrag,  welcher  freilich,  abgesehen  von 
einer  etvvaio^en  den  Gründern  für  deren  Mühevvaltuno;  zuge- 
standencn  Provision,  in  die  Casse  der  zu  gründenden  Gesell- 
schaft einzuschiessen. 

Aus  dieser  Auffassuno;  folg-ert  man: 

Den  Subscribenten  steht  die  Geltendmachung  ihres  In- 
teresses auf  Grund  der  actio  emti  zu.  .  Sie  können  mit  dieser 
Klage  von  den  Projectanten  Erfüllung  des  Geschäfts,  d.  h. 
Auslieferung  der  Betheiligungspromessen  oder  Certificate  über 
die  zuerst  eingezahlten  Procente  der  Actienbeträge,  fordern, 
nebst  allem  durch  die  stattgehabte  Säumniss  erwachsenen 
Schaden  vorbehaltlich  der  Liquidation,  oder  statt  dessen  als- 
bald die  Cursdifferenz. 

Ausserdem  sind  die  Projectanten  zufolge  des  bestehen- 
den Kaufcontracts  dafür  haftbar,  dass  iln'e  ausdrücklichen 
Angaben  und  Zusicherungen  nicht  wissentlich  falsch,  oder 
auch  nur  durch  grobe  Nachlässigkeit  veranlasste  Irrthümer 
sind,  so  wie  auch,  dass  nicht  wichtige  Verhältnisse,  wovon  die 
Empfehlungswürdigkeit  des  Unternehmens  abhängt,  absicht- 
lich verschwiegen  oder  in  unverantwortlicher  Weise  ausser 
Acht  gelassen. 

Andererseits  können  aber  nach  jener  Meinung  die  Pro- 
jectanten vom  Subscribenten  die  ausbedungene  Einzahlung 
gegen  Behändigung  der  Betheiligungspromesse  fordern;  wenn 
jedoch,  wie  dies  meistens  der  Fall,  nicht  gleich  Anfangs  die 
volle  Einzahlung  gegen  die  von  den  Gründern  auszugebenden 
Betheiligungsurkunden  zu  leisten,  so  ist  die  constituirte  Ge- 
sellschaft zur  Einklagung  der  ausstehenden  Beträge  berech- 
tigt. Denn  es  lassen  sich  die  Handlungen  der  Projectanten 
bezüglich  des  Zustandebringens  der  Gesellschaft  unter  Be- 
schaffung des  ihr  nöthigen  Grundcapitals  als  eine  negotiorum 
gestio  betrachten,  während  der  Actienvercin,  indem  er  das 
durch  die  Zeichnung  den  Gründern  gegenüber  geleistete  Ein- 
zahlungsversprechen geltend  macht,  thatsächlich  die  in  seinem 
Interesse  geschehene  Geschäftsführung  genehmigt  und  eine 
actio  utilis  gegen  den  Zeichner  hat. 


der  jedoch  Kaufgeschäft  und  pactum  de  vcnilcndo  fortwährend  durch 
einander  wirft,  und  auch  sonst  hier  unklar  und  inconsequent  ist,  wie  be- 
reits Goldschmidt  in  der  Zeitschr.  f.  das  gesammte  Handels- 
recht, Bd.  V.  S.  638  fg.  gezeigt. 


198  Die  Herstellung  des  Grundcapitals. 

So  unzweifelhaft  es  nun  ist,  dass  während  der  Dauer 
eines  Actienvereins  Actienrechte  von  Actionären  wie  von  der 
Gesellschaft  selbst,  die  neue  Actien  emittirt  oder  bereits  be- 
stehende eingezogen,  verkauft  werden  können,  und  dass  auch 
vor  der  Perfection  eines  Actienunternehmens  Kaufgeschäfte 
über  Actienpromessen  Avie  über  blosse  BetheiHgungsscheine 
vorkommen  ^^,  so  kann  doch  das  Verhältniss  zwischen  Pro- 
jectanten  und  Zeichnern  unter  den  Gesichtspunct  eines  Kaufs 
nicht  gebracht  werden. 

Zwar  steht  einer  solchen  Auffassung,  wie  Auerbach 
zuzuo-eben  ist,  weder  der  Umstand  entgegen,  dass  die  Waare 
noch  nicht  vorhanden  und  dass  AVaare  und  Preis,  der  mögli- 
chen Reduction  des  gezeichneten  Betrags  wegen,  noch  unge- 
wiss sind,  noch  auch  der  anderen,  dass  die  Actienbetheiligung 
den  Projectanten  nicht  gehört. 

Wohl  aber  ist  jene  Construction,  ganz  abgesehen  davon, 
dass,  wie  später  auszuführen,  Seitens  der  Gründer  keineswegs 
immer  eine  Verpflichti!rng  gegenüber  den  Zeichnern  übernom- 
men wird,  aus  folgenden  Gründen  unmöglich. 

Zum  Wesen  des  Kaufs  gehört  unzweifelhaft  die  wech- 
selseitige Absicht  eines  Tausches  im  weitern  Sinne  des  Worts, 
indem  der  eine  Contrahent,  der  Verkäufer,  sich  verbindlich 
macht,  eine  körperliche  oder  unkörperliche,  gegenwärtige  oder 
zukünftige  Sache,  kurz  einen  gegebenen,  wenn  auch  zukünf- 
tiofen  Vermögensg-eofenstand  dem  Anderen  zu  o-e währen,  dieser, 
der  Käufer,  aber  dafür  einen  Geldpreis  als  Gegenleistung 
verspricht.  Eine  solche  Absicht  des  Tausches  liegt  nun  im 
Verhältnisse  zwischen  Projectanten  und  Actienzeichner  nicht 
vor.  Der  Gründer  will  nicht  Actienrechte  der  künftigen  Ge- 
sellschaft gewähren,  um  sich  dafür  einen  Preis  in  Geld  zu 
sichern;  der  Subscribent  will  sich  nicht  zu  einer  Geldsumme 
als  Gegenleistung  für  ein  ihm  zu  gewährendes  Actienrecht 
verpflichten.  —  Vielmehr  ist  die  unmittelbare  Absicht  des 
Projectanten,  indem  er  zur  Zeichnung  von  Actien  einladet 
oder  sonst  hierzu  Gelegenheit  verschaiFt,  die  Aufbringung 
des  für  das  Zusammenkommen  des  projectirten  Actienvereins 
nöthigen  Grundcapitals,  so  wie  ebenso  die  unmittelbare  Ab- 
sicht des  Zeichners  die  Betheiligung  bei  diesem  Capitale,  al- 
lerdings  gegen  Gewährung  entsprechender  Actienrechte,  ist. 


14)  Gold  Schmidt  in  der  Zeit  sehr.  f.  das  gesammte  Handels- 
recht, Bd.  V.  S.  638.— 
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Actienrecht  und  Geldsumme,  zu  welcher  der  Subscribent  ver- 
pflichtet, stehen  demnach  zu  einander  nicht  im  Verhältnisse 
von  Waare  und  Preis,  weil  es  sich  nach  der  Absicht  beider 
Theile  vor  Allem  um  die  Beschaffung  eines  Capitals  handelt, 
zu  dessen  Herstellung  nach  gegebenen  Antheilen  der  Eine 
auffordert,  der  Andere  sich  verbindlich  macht,  während  der 
Erwerb  von  Actienrechten  nur  als  das  Motiv  erscheint,  durch 
Avelches  die  Aufforderung  unterstützt,  und  als  die  Bedingung, 
unter  der  die  Verpflichtung  übernommen  wird. 

Wie  wenig  aber  die  Kaufs-Theorie  gerechtfertigt,  ergiebt 
sich  insbesondere  aus  dem  in  der  eben  daro^elegten  Absicht 
der  Parteien  begründeten  und  an  sich  zweifellosen  Umstände, 
dass  die  von  den  Zeichnern  übernommenen  Zahlungen  an  die 
Actiengesellschaft,  nachdem  dieselbe  zu  Stande  gekommen, 
zu  leisten,  und  dass  die  etwa  schon  vorher,  wie  z.  B.  bei  der 
Subscription,  gemachten  Einzahlungen  zu  Händen  der  Casse 
des  künftigen  Vereins,  zu  dessen  Grundcapital  sie  gehören, 
geschehen,  so  weit  nicht  etwa  dem  Plane  gemäss  ein  Abzug 
zu  einer  Provision  für  die  Mühewaltungen  der  Projectanten 
oder  zu  den  Kosten  für  Vorarbeiten  davon  zu  machen  ist. 
Ein  Geschäft  aber,  bei  welchem  das  von  dem  einen  Con- 
trahenten  gegebene  Geldzahlungsversprechen  das  Vermögen 
des  Anderen  in  keiner  Weise  vermehrt,  und  die  geschuldete 
Geldsumme  zu  keinem  Theile  in  dieses  Vermögen  kommen 
soll  oder  doch  nur  als  Provision  für  Mühewaltungen  oder  Er- 
satz gehabten  Aufwands,  ist  offenbar  kein  Kaufgeschäft. 

Dieser  Einwand  Avii-d  nun  durch  die  Berufuno;  auf  eine 
negotiorum  gestio  des  Projectanten,  welche  durch  die  das  Ein- 
zahlungsversprechen des  Zeichners  geltendmachende  Gesell- 
schaft genehmigt  Averde,  nicht  beseitigt. 

Denn  einmal  kann  von  einer  negotiorum  gestio  für  ein 
noch  nicht  bestehendes  Subject  um  desswillen  schon  nicht  die 
Rede  sein,  weil  dasselbe  keine  Geschäfte  hat,  und  vermag 
man  sich  mit  Grund  für  die  entgegengesetzte  Behauptung  auf 
das  römische  Recht  nicht  zu  berufen  ^^  Wenn  nämlich  da- 
selbst gesagt  ist,  dass  der  tutor  testamentarius,  welcher  einem 
postumus  gegeben,  nicht  Tutor  sei,  „nisi  postumus  edaiur"  und 
dass  daher,  wenn  ein  postumus  nicht  geboren,  nicht  die 
actio  tutelae,  sondern  die  actio  negotiorum  gesiorum  gegen  den- 

15)  Nämlich  auf:  1.  29  D.  (]e  negot.  gest.  (3. 5)  und  1.  19  §.  2  D.  de  testam. 
iutela  (26.  2).  So  Pohls  Actieng.,  S.  167  u.  Auerbach,  das  Gesell- 
schaftswesen, S.  258. 
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selben  gegeben  sei,  so  ist  hier  keineswegs  von  einer  negotiorum 
gestio  für  ein  erst  im  Entstehen  begriffenes  Rechtssubject  die 
Rede,  sondern  von  einer  unbeauftragten  Führung  der  Ge- 
schäfte des  Substitiitus  pupilli. 

Gegen  die  Unterstellung  einer  negotiorum  gestio  der  Pro- 
jectanten  für  die  sich  bildende  Gesellschaft  spricht  aber  fer- 
ner die  Thatsache,  dass  jene  meistens  ein  vermögensrechtli- 
ches Interesse  an  dem  Zustandekommen  des  projectirten  Ac- 
tien Vereins  haben,  theils  weil  sie  sich  bei  dessen  Capital  zu 
betheiligen  beabsichtigen,  theils  wegen  der  Uebernahme  ihnen 
angehöriger  Liegenschaften,  Bergwerke,  Fabriken  u.  s.  w., 
zu  der  der  künftige  Verein  verbunden  sein  soll,  oder  wegen 
Stellen,  die  sie  bei  diesem  bekleiden  sollen,  aus  welchem 
Grunde  ihre  auf  die  Herstellung  des  Actienunternehmens 
gerichtete  Thätigkeit  nicht  als  Besorgung  fremder  Geschäfte 
erscheint. 

EndUch  führt  jene  Auffassung  zu  der  monströsen  Con- 
struction,  wonach  die  Gründer  für  den  erst  in  Bildung  be- 
findlichen Actienverein  Mitgliedschaftsrechte  desselben  gegen 
einen  Preis  verkaufen,  mittelst  dessen  allein  das  Actienunter- 
nehmen  ermöglicht  werden  soll. 

Wie  nun  das  Geschäft  zwischen  den  Unternehmern  und 
den  einzelnen  Zeichnern  kein  Kaufgeschäft  ist,  so  lässt  es 
sich  auch  nicht  als  ein  dem  Kaufe  oder  einem  j^f^ctum  de  ven- 
dendo  ähnliches  auffassen  ^^.  Denn  eine  Aehnlichkeit  mit 
dem  Kaufe  lässt  sich  bei  der  im  Vorstehenden  bezeichneten 
Intention  der  Parteien  in  der  That  nicht  einsehen,  während 
diese  ebensowenig  die  Absicht  der  künftigen  Abschliessung 
eines  Kaufs  oder  kaufsähnlichen  Geschäfts  haben,  wie  denn 
auch  die  Analogie  eines  pactum  de  vendendo  die  Verpflichtung 
des  Subscribenten  aus  der  Actienzeichnung  nicht  erklärt. 

§.21. 

Fortsetzung.  —  Der  Character  des  durch  die  Actienzeichnung 
begründeten  Rechtsverhältnisses. 

Das  Ergebniss  der  bisherigen  Ausführungen  lässt  sich 
dahin  zusammenfassen,  dass  zwischen  den  Actienzeichnern 
in  dieser  Eigenschaft  keinerlei  Rechtsverhältniss  besteht,  son- 
dern dass  ein  solches  durch  die  Zeichnung  jedenfalls  nur  zwi- 


16)  Dageg.  Sammlung  der  Entscheidung,  des  O.  A.  G.  in  Lü- 
beck in  Hamburg.  Rechtssachen,  Bd.  I.  S.  984  fg. 
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sehen  den   Unternehmern  und   den  einzelnen  Subscrlbenten 
begründet  wird. 

Das  zwischen  diesen  Personen  bestehende  VerhäUniss 
beruht  aber  weder  auf  einem  Mandate  des  Zeichners  an  den 
Projectanten,  noch  ist  es  als  Kauf  oder  kauf  ähnliches  Geschäft 
oder  pactuin  de  vendendo  aufzufassen.  Insbesondere  besteht 
zwischen  den  Projectanten  und  den  einzelnen  Zeichnern  kein 
zweiseitiger  Vertrag.  Denn  können  zwar  aus  der  Actien- 
zeichnung,  wie  später  auszuführen,  möglicher  Weise  Subscrl- 
benten und  Unternehmer  verpflichtet  werden,  so  ist  es  ebenso 
möglich,  dass  nur  jenes  und  nicht  dieses  der  Fall  ist,  so  wie 
auch,  dass  die  Verbindlichkeiten  beider  in  verschiedenen  Zeit- 
puncten  begründet  werden. 

Doch,  um  zunächst  allein  die  Verpflichtung  der  Ac- 
tienzeichner  in's  Auge  zu  fassen,  so  fox'dern  die  Unterneh- 
mer, unter  Kundgebung  ihrer  Absicht  auf  gegebene  Grund- 
lagen einen  Actienverein  in's  Leben  zu  rufen,  jeden  im  Publi- 
cum oder  die  Bürger  eines  Staats,  die  Einwohner  einer  Stadt, 
die  Actionäre  einer  anderen  Gesellschaft  oder  gewisse  ein- 
zelne Personen  auf,  sich  bei  der  Herstellung  des  Grundcapi- 
tals  der  zu  gründenden  Verbindung  oder  eines  Theiles  des- 
selben zu  betheiligen.  Indem  sie  dieses  thun,  ist  der  Wille 
der  Projectanten  offenbar  darauf  gerichtet,  bindende  Zusagen  ^ 
wegen  dieser  Betheiligung  enj^;egen  zun  eh  meiij^  cTa  nur  durch 
solche  das  von  ihnen  projectirte  Actienunternehmen  ermög- 
licht, welches  jedenfalls  erst  dann  in's  Leben  treten  kann, 
wenn  das  veranschlagte  Stammcapital  durch  Zahlungen  oder 
rechtsverbindliche  Versprechen  zusammengebracht  ist. 

Die  Subscribenten  aber  wollen,  indem  sie  auf  die  Ab- 
sicht der  Unternehmer  eingehen,  durch  die  Actienzeichnung 
sich  zur  Betheiligung  am  Capitale  des  projectirten  Vereins 
verbindlich  machen,  wie  schon  daraus  sich  ergiebt,  dass  meist 
sofort  den  veröflfentlichten  Subscriptionsbedingungen  gemäss 
gewisse  Procente  von  dem  gezeichneten  Betrage  bezahlt  wer- 
den, oder  sonst  Caution  mittelst  Wechsel  oder  Deposition  von 
Werthpapieren  geleistet  wird.  Allerdings  wollen  und  sollen 
die  Actienzeichner  nur  bedingt  verpflichtet  sein,  nämlich  für 
den  Fall  des  Zustandekommens  des  in  Aussicht  oestellten 
Actienunternehmens,  so  wie  auch  die  Summe  ihrer  Schuld 
insoferne  unbestimmt  ist,  als  sie,  —  worauf  später  einzugehen, 
—  möglichen  Rcductioncn  unterworfen. 

Sehen  wir  jedoch  von  dieser  Möglichkeit  zunächst  ab,  so 
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ist  der  Subscribent  durch  seine  Zeichnung,  oder  mit  a.  W. 
durch  seine  gegenüber  den  Unternehmern  gegebene  Zusage 
zu  einer  gewissen  Betheiligung  beim  Capitale  des  projeetirten 
Unternehmens  verpflichtet;  ob  aber  den  Projectanten,  oder 
dem  Actienvereine  selbst,  falls  dieser  in's  Leben  treten  sollte, 
Ist  bestritten. 

Ersteres   nehmen  Einige   ohne   weiteres   an,    indem    sie 

hinzufügen,  dass  die  Unternehmer  bei  Constituirung  der  Ge- 

i   Seilschaft  mittelst  Vorlage  der  Verzeichnisse  der  gezeichneten 

f  Beträge  ihre  Rechte  aus  den  Actienzeichnungen  auf  die  Ge- 

■  neralversammlung  übertragen/.    _ 

Allein  es  ist  in  der  That  d^ese  Auffassung  unhaltbar. 

Es  unterliegt  nämlich  keinem  Zweifel,  dass  die  gezeich- 
neten  Beiträge  in  die  Casse  des  in's  Leben  getretenen  Vereins 
einzubezahlen,  und  dass  die  bei  der  Zeichnung  etwa  geleiste- 
ten Einzahlungen  eben  dieser  Casse  zu  Gute  kommen,  so- 
ferne  nicht  in  Folge  ausdrücklichen  Vorbehalts  ein  Theil  der- 
selben den  Unternehmern  als  Provision  für  deren  Mühewal- 
tungen oder  als  Ersatz  für  aufgewandte  Kosten  zufallen  soll. 
Sind  demnach  die  Actienzeichner,  wie  sie  ihre  Zusage  wegen 
Betheiligung  beim  Capitale  der  zu  gründenden  Gesellschaft 
den  Projectanten  gegenüber  gegeben,  auch  diesen  daraus  ver- 
pflichtet, so  handelt  es  sich  hier  um  ein  Recht  dieser  letz- 
teren als  Stipulanten  auf  eine  an  einen  Dritten,  den  künftigen 
Actienverein,  zu  efFectuirende  Leistung. 

Ein  solches  Recht  kann  aber  der  Promissar  nur  erwer- 
ben, wenn  die  betreflfende  Leistung  für  ihn  ein  pecuniäres  In- 
teresse hat^,  und  nur  insoweit  als  dieses  pecuniäre  Interesse 
reicht.  Sind  es  also  die  Projectanten,  welche  aus  der  Actien- 
zeichnung  berechtigt  werden,  so  sind  sie  es  jedenfalls  nur 
dann  und  nur  insoweit,  als  ihr  pecuniäres  Interesse  an  der 
vom  Actienzeichner  versprochenen  Leistung  geht,  und  kön- 
nen dieselben  folgeweise  dann  allein  verlangen,  dass  der  Sub- 
scribent sich  mit  einer  gegebenen  Summe  bei  dem  Actienun- 
ternehmen  betheilige,  wenn  der  Betrag  ihres  Interesses  dieser 
Summe  gleichkömmt;  und  beziehungsweise  nur  unter  dieser 
Voraussetzung  ein  solches  Recht  auf  die  Actiengesellschaft 
übertragen. 

Haben  nun  die  Unternehmer  allerdings,  wie  schon  früher 

1)  Walter,  Syst.  des  deutsch.  Privatrechts  §.  300. 

2)  Buchka,  die  Lehre  von  der  Stellvertretung  bei  Eingehung  von 
Verträgen,  S.  187  a.  E.  fg.  — 
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bemerkt  worden,  meist  ein  pecuniäres  Interesse  an  dem  Zu- 
standekommen der  von  ihnen  projectirten  Gesellschaft,  so  ist 
dies  doch  weder  immer,  noch  auch  nothwendig  der  Fall. 
Selbst  da  aber,  wo  ein  solches  Interesse  wirklich  vorhanden, 
ist  es  öfter  ein  unbestimmtes  und  unbestimmbares;  so  z.  B., 
wenn  Jemand  eine  Actienbäckerei  projectirt,  um  wohlfeileres 
Brod  zu  haben,  oder  irgend  ein  Actienunternehmen,  um  mit 
einer  Anzahl  von  Actien  an  dessen  künftigen  Gewinn  Theil 
zu  nehmen  oder  durch  Actien- Speculation  zu  gewinnen. 
Auch  in  solchen  Fällen  jedoch,  wo  das  pecuniäre  Interesse 
des  Projectanten  an  der  Errichtung  der  Actiengesellschaft 
sich  auf  eine  bestimmte  Summe  veranschlagen  lässt,  weil  der 
projectirte  Verein  von  ihm  eine  gegebene  Sache,  wie  z.  B. 
ein  Steinkohlenfeld,  zu  einem  bestimmten  Preise  übernehmen 
soll,  ist  der  Betrag  des  Interesses  des  Unternehmers  an  der 
Erfüllung  der  vom  einzelnen  Zeichner  übernommenen  Leistung 
ein  unbestimmtes  und  unbestimmbares,  weil  das  Zustande- 
kommen oder  Nicht-Zustandekommen  der  Gesellschaft  keines- 
wegs allein  von  derselben  abhängt. 

Sollen  es  demnach  die  Projectanten  sein,  welche  aus  der 
Actienzeichnung  berechtigt  werden,  während  der  in's  Leben 
getretene  Actienverein  nur  ex  jure  cesso  gegen  die  Subscriben- 
ten  zu  klagen  im  Stande  ist,  so  werden  jene  in  Wirklichkeit 
in  den  meisten  Fällen  keinerlei  Rechte  aus  den  Subscriptionen 
erwerben,  weil  es  ihnen  an  einem  nachweisbaren  pecuniären 
Interesse  von  einer  bestimmten  Summe  bei  der  Erfüllung 
der  zu  Gunsten  des  Actienvereins  übernommenen  Leistung 
fehlen  wird. 

Allein  es  hat  die  Actiengesellschaft,  welche  gemäss  dem 
Plane,  auf  welchen  hin  die  Actienzeichnungen  geschehen,  in's 
Leben  getreten,  Unbestrittenermassen  ein  Recht  gegen  die 
Subscribenten  auf  Zahlung  der  gezeichneten  und  definitiv 
festgestellten  Beträge  nach  Massgabe  der  im  Prospecte  oder 
in  den  Statuten  darüber  gegebenen  Bestimmungen,  —  eine 
Forderung,  welche,  da  sie  nicht  auf  eine  Cession  Seitens  der 
Projectanten  zurückzuführen  und  nicht  mit  einer  von  diesen  ab- 
geleiteten actio  utilis  geltend  gemacht  werden  kann,  als  eine 
durch  die  von  den  Actienzeichnern  den  Unternehmern  gege- 
bene Zusage  unmittelbar/'zu  Gunsten  der  Actiengesellschaft 
entstandene  betrachtet  werden  muss. 

Dieses  Ergebniss  entspricht  den  bestehenden  Verhältnis- 
sen, Avonach  die  Unternehmer  als  solche  keine  Klage  gegen 


i'i-i 
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die  Subscribenten  haben.  Denn,  abgesehen  von  den  Procen- 
ten,  welche  dem  Prospeete  gemäss  sofort  bei  der  Zeichnung 
zu  entrichten,  Procente,  welche  eine  Bedingung  der  Entge- 
gennahme der  Subscription  bilden  und  rücksichtlich  welcher 
demnach  von  keiner  Klage  die  Rede  sein  kann,  werden  die 
gezeichneten  Beträge  erst  in  die  Casse  des  constituirten  Ac- 
tienvereins  eingeworfen  und  in  Ei-manglung  hiervon  von  letz- 
terem eingeklagt. 

Ebenso  steht  jenes  Ergebniss  mit  der  Bestimmung  der 
Gesetze  im  Einklänge,  welche  Einzahlungen  auf  die  Actien 
vor  constituirter  Gesellschaft  untersagen'^,  eine  Anordnung, 
die  zweifellos  darauf  hinweist,  dass  nicht  die  Projectanten  die 
ursprünglich  aus  der  Actienzeichnung  Berechtigten  sind. 

Wird  demzufolge  der  künftige  Actienverein  aus  der  vom 
Actienzeichner  den  Unternehmern  gegebenen  Zusage  unmit- 
telbar berechtigt,  so  liegt  hier  ein  Vertrag  vor,  bei  welchem 
die  Paciscenten  und  die  Parteien  nicht  identisch^  indem  näm- 
lich daraus  für  einen  Dritten,  die  künftige  Actiengesellschaft, 
unmittelbar  Rechte  entstehen  sollen,  j)hne  dass  ein  Stellyeir- 
tretungs-Verhältniss  zwischen  dieser  und  den  das  Versprechen 
entgegennehmenden  Projectanten  bestünde. 

Ein  solcher  Vertrag  ist  nun  allerdings  nach  gemeinem 
Rechte  regelmässig  ungültig;  allein,  wie  schon  das  römische 
Recht  ausnahmsweise  einzelne  Fälle  anerkennt,  in  welchen 
der  Dritte  ein  Klagerecht  aus  einem  Vertrage  erwirbt,  der 
Handelnde  dagegen  nicht,  wie  insbesondere  aus  einer  vom 
^  «v--  i  Erblasser  dem  künftigen  Erben  stipulirten  Leistung  der  Erbe 
J^')'  (  ein  Klagerecht  erhält*/;  so  erscheint  hier  die  Zahl  dieser  Aus- 
nahmen als  durch  das  moderne  Recht  vermehrt,  da  es  zwei- 
fellos ist,  dass  der~Zeic]iner  durch  den  mit  dend  Projectanten 
mittelst  der  Actienzeichnun«:  abgeschlossenen  Vertras:  ver- 
pflichtet,  während  den  vorstehenden  Ausführungen  zufolge 
nicht  der   Unternehmer,    sondern    der  Actienverein   für   den 


3)  Ungar.  Gesetzes-Artikel  XVIII.  §.  59.  —  Bernisch.  Ge- 
setz über  Actiengesellschaften,  Art.  8.  Abs.  3.  —  Damit  sind  jedoch 

\j/^  solche  Anzahlungen  bei  der  Zeichnung,  welche  zum  Zwecke  der  Caution 

geschehen,  nicht  für  verboten  zu  erachten.  —  Nach  dem  Oesterr,  Ver- 
einsgesetze V.  1852  §.  12  darf  freilich  bei  Actienvereinen  keine  Voraus- 
zahlung unter  was  immer  für  einem  Vorwande  gefordert  werden,  bevor  die 
Bewilligung  hierzu  erwirkt  worden  ist.  — 

4)  cimst.  iin.  C.  ni  actiones  (4.  11);  —  v.  Savigny,  Obligat.  II.  S.  81. 
—  V.  Vangerow,  Pandect.  §.  608. 
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Fall,  dass  er  in's  Leben  treten  sollte,  also  eine  dritte  Person, 
und  zAvar  eine  solche,  die  zur  Zeit  des  Vertragsschlusses 
noch  eine  persona  incerta  ist ,  daraus  berechtigt  wird.  Einer 
Annahme  aber  der  vom  Subscribenten  dem  Projectanten  ge- 
gebenen Zusage  Seitens  der  zu  rechtlichem  Bestände  gelang- 
ten Actiengesellschaft  durch  ausdrückliche  Erklärung,  durch 
den  Empfang  von  Einzahlungen  oder  die  Einklagung  solcher, 
bedarf  es  um  desswillen  nicht,  weil  eine  solche  in  der  Aner- 
kennung des  Zeichners  oder  seines  Rechtsnachfolgers  als  Ac- 
tionär  liegt. 

Das  nämliche  Verhältniss  liegt  aber  auch  in  dem  früher 
(p.  186 flg.)  besprochenen  Falle  vor,  dass  Mehrere  sich  zur  Grün-    i 
düng   eines  Actienunternehmens   unter  Uebernahme   des   se-    1 
sammten  Actiencajoitals  vereinigt,  da  hier/äbgesehen  von  der     ) 
unter  diesen   Personen   zur  Bildung  einer  Actienverbindung     !     /^ 
geschlossenen   Societät,    ein   Versprechen   des  Mitstifters   an      "     J 
die  Mitstifter  zu  Gunsten  der  in  Bildung  befindlichen  Gesell- 
schaft vorhanden,   welches  sich  rechtlich  von  der  Seitens  des 
Actienzeichners    den   Projectanten    gegebenen    Zusage    nicht 
unterscheidet. 

Aus  diesem  Grunde  soll  denn  im  Folgenden  zur  Verein- 
fachung der  Darstellung  auf  dieses  letztere  Verbältniss  allein 
Rücksicht  genommen  werden.     ■.-...*/.   j':!         ,1,^ 

§.  22. 

Die  Perfection  der  durch  die  Actienzeichnung  übernom- 
menen Verbindlichkeit.   Die  Form  der  Actienzeichnung. 

Wenn  der  Actienzeichner  durch  die  den  Unternehmern 
gegenüber  gegebene  Zusage  zur  Betheiligung  beim  Grundca- 
pitale  des  zu  gründenden  Actienvereins  in  einem  gegebenen 
Verhältnisse  verpflichtet,  so  entsteht  vor  allem  im  Weiterri 
die  Frage  nach  dem  Zeitpuncte,  mit  welchem  jener  unwider- 
ruflich gebunden  ist. 

Man  hat  hier  die  Ansicht  aufgestellt,  der  Vertrag  zwi- 
schen Proponenten  und  Subscribenten  sei  erst  dann  perfect, 
wenn  der  erstere  das  Angebot  des  letzteren  ganz  oder  theil- 
weise  angenommen  und  dieser  Nachricht  hiervon  erhalten 
habe.  Die  Aufi^'orderung  nämlich  des  Unternehmers,  sich 
auf  Grund  der  von  ihm  entworfenen  Statuten  an  der  zu  bil- 
denden Gesellschaft  zu  betheiligen,  soll  ihrem  Inhalte  nach 
zu  allgemein  sein,   als  dass  darin  unmittelbare  Angebote  zu 
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bestimmten  Verträgen  erblickt  werden  könnten,  deren  An- 
nahme schon  genügen  würde,  mn  die  Perfection  dieser  Ver- 
träge herbeizuführen.  Vielmehr  soll  jene  Aufforderung  nur 
solche  Vertragsangebote  veranlassen,  durch  deren  Accepta- 
tion  Seitens  der  Proponenten  erst  wirkliche  Verträge  ent- 
stehen. Diese  Ansicht  entspreche  auch  der  Praxis.  Denn  es 
pflegten  an  verschiedenen  Orten  während  einer  voraus  be- 
stimmten Zeit  Listen  aufgelegt  zu  werden,  in  welche  jeder, 
der  sich  an  der  Gesellschaft  betheiligen  wolle,  seinen  Namen 
und  die  Anzahl  der  von  ihm  zu  nehmenden  Actien  ein- 
zeichne, wogegen  nach  Ablauf  der  gesetzten  Frist  die  Ein- 
zeichnungen,  wenn  deren  Gesammtbetrag  die  erforderliche 
Summe  übersteige,  nach  einem  bestimmten  Massstabe  redu- 
cirt  würden.  Gerade  die  Zulässigkeit  einer  solchen  Reduc- 
tion  aber  beweise,  dass  die  Aufforderung  noch  nicht  ein  eigent- 
liches Vertragsangebot  gewesen,  welches  durch  die  Erklärung 
des  Subscribenten,  es  bis  zu  einem  gegebenen  Betrage  anzu- 
nehmen, zum  perfecten  Vertrage  geworden^. 

Indessen  führt  diese  Auffassung  zu  Consequenzen,  welche 
so  sehr  mit  den  Bedürfnissen  des  Verkehrs  im  Widerspruche 
stehen,  dass  schon  hierdurch  der  Verdacht  ihrer  Unrichtig- 
keit begründet  wird.  Ist  dieselbe  nämlich  richtig,  so  können 
die  Actienzeichner  so  lange  Avillkührlich  zurücktreten,  als 
ihre  Angebote  nicht  angenommen,  d.  h.  die  Reduction  der 
gezeichneten  Beträge  nicht  geschehen,  und  ihnen  dies  nicht 
zur  Kenntniss  gebracht  ist.  Demgemäss  können  die  Projec- 
tanten  so  lange  nicht  wissen,  ob  und  zu  welchem  Theile  das 
Grundcapital  aufgebracht,  dessen  die  projectirte  Actiengesell- 
schaft  bedarf,  und  ist  es  folgeweise  möglich,  dass  nach  ge- 
schehener Reduction  der  angebotenen  Beträge,  Actienzeich- 
ner, welche  von  der  Annahme  ihrer  Angebote  oder  eines 
Theils  derselben  noch  nicht  Nachricht  erhalten  haben,  zurück- 
treten, während  in  Folge  dessen  das  erforderliche  Capital 
sich  als  nicht  zusammengebracht  erzeigt,  obwohl  die  Sub- 
scriptionen  geschlossen  und  anderweitige  Angebote  zurückge- 
wiesen worden. 

Wie  jene  Auffassung  der  Entstehung  der  Actiengesell- 
schaften  Schwierigkeiten  in  den  Weg  setzt,  die  keineswegs 
als  sachgemäss  erscheinen,  so  ist  sie  in  der  That  auch  inner- 


1)  Jolly   in   der  Zeitschr.   f.   deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.  353 
a.  E.  fg.  — 
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lieh  nicht  begründet.  Denn  es  liegt,  wie  schon  früher  aus- 
geführt worden,  in  der  Aufforderung  des  Unternehmers  oder 
des  Gründungscomite's  zu  Actienzeichnungen,  beziehungs- 
weise in  der  Eröffnung  der  Möghchkeit  zur  Vornahme  sol- 
cher, die  Kundgebung  der  Absicht,  bindende  Verpflichtungen 
wegen  Betheiligung  am  Grundcapitale  des  projectirten  Vereins 
entgegenzunehmen,  oder  mit  a.  W.  die  im  Voraus  erklärte 
Annahme  der  dem  veröffentlichten  oder  mitgetheilten  Plane 
gemäss  zu  gebenden  dessfallsigen  Zusagen,  während  mit  der 
Actienzeichnung  das  erwartete  und  zum  voraus  acceptirte 
Versprechen  ertheilt  wird,  ein  Versprechen,  Avelches  nach  der 
Absicht  der  Paciscenten  um  so  mehr  für  sofort  bindend  zu 
erachten,  als  regelmässig  schon  jetzt  für  dessen  spätere  Er- 
füllung Caution  zu  leisten  ist. 

Auch  werden  nach  den  Anschauungen  des  Verkehrs 
die  Subscribenten  als  durch  ihre  Zeichnuno;  sofort  gebunden 
angesehen,  sich  beim  projectirten  Unternehmen  nach  Verhält- 
niss  der  gezeichneten  Beträge,  und  möglicher  Weise  bis  zu 
diesen,  zu  betheiligen,  die  Unternehmer  aber  für  berechtigt 
gehalten,  sofort  auf  die  Rechtsverbindlichkeit  dieser  Zusagen 
zu  zählen,  und  auf  Grund  hiervon  die  als  geboten  erschei- 
nenden Reductionen  vorzunehmen ,  ohne  dass  sie  sich  der 
Gefahr  aussetzten,  dadurch  dem  beabsichtigten  Vereine  das 
erforderliche  Capital  zu  entziehen. 

In   diesem  Sinne   bestimmte  denn  der  Entwurf  eines 

bürgerlichen  Gesetzbuchs  f.  d.K.  Sachsen  (185:^) §.1351: 

„Die  Zeichner  werden  durch  ihre  Zeichnung,   wenn 

„der  Verein  wirklich  auf  den  Grund  der  Bekanntmachung 

„zu  Stande  kömmt,  für  den  Betrag,  zu  welchem  sie  sich 

„verbindlich  gemacht  haben,  unwiderruflich  gehalten;" 

und  wui'de  von  einem  Abgeordneten  der  Nürnberger  Con- 

ferenz   die  Aufnahme   eines  Artikels  in  den  Entwurf  des 

Allgem.  deutschen  Handelsgesetzbuchs  vorgeschlagen, 

welcher  dahin  lautete: 

„Die  Verbindlichkeit  der  Beitretenden  (nämlich  zu  dem 
„bekannt  gemachten  Plane)  ist  nach  dem  der  Grün- 
„dung  des  Vereins  unterliegenden  Plane  zu  beurthei- 
„len.  Wenn  der  Verein  hiernach  zu  Stande  kömmt, 
„so  sind  sie  für  das,  was  sie  durch  ihren  Beitritt  nach 
„dem  Plane  zugesagt  haben,  gehalten^;" 


2)  Protocolle,S.  379. 
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ein  Artikel,  dessen  Aufnahme  freilich  aus  dem  Grunde  abge- 
lehnt wurde,  weil  die  Versammlung  es  nicht  als  zu  ihrer  Auf- 
gabe gehörig  betrachtete,  über  die  darin  berührte  Frage  eine 
Entscheiduno;  zu  o;eben^. 

In  eben  jenem  Sinne  bestimmt  auch  das  Bernische 
Gesetz  über  Actiengesellschaften  Art.  8.  Abs.  2: 

„Die   Zeichnung  von  Actien,   welche   vor  Constituirung 

„der  Gesellschaft  stattgefunden  hat,   äussex't  die  gleiche 

„rechtliche   Wirkung,    wie  wenn    sie   erst  nach   diesem 

„Zeitpuncte  erfolgt  wäre." 
Wenn  hiernach  die  Actienzeichnung  für  den  Subscribenten 
bindend  ist,  wenn  derselbe  dadurch  in  einer  für  ihn  unwider- 
ruflichen Weise  zur  Betheiligung  beim  Capitale  der  projectir- 
ten  Actiengesellschaft,  deren  Zustandekommen  vorausgesetzt, 
und  zwar  mit  einer  als  Maximum  bestimmten  Summe,  ver- 
pflichtet, so  bedürfen  dagegen  die  Form  der  Actienzeichnung 
selbst  und  der  Zeitpunct  der  Perfection  dieser  letzteren  einer 
näheren  Betrachtung. 

Das  Wort  „Actienzeichnung"  deutet  auf  eine  schrift- 
liche Zusage  hin,  sich  mit  einer  gewissen  Summe,  mit  einer 
oder  mit  mehreren  Actien  oder  Actienantheilen  bei  einem  be- 
absichtigten Unternehmen  betheiligen  zu  wollen.  Eine  solche 
Verpflichtung  wird  denn  auch  gewöhnlich  schriftlich  einge- 
gangen, nämlich  mittelst  Unterzeichnung  seines  Namens  unter 
Angabe  des  Betrags,  mit  welchem  man  sich  beim  Vereins- 
capitale  betheiligen  will,  in  eine  zu  diesem  Zwecke  an  einem 
gegebenen  Orte  aufgelegte  Subscriptions-Liste.  Auch  em- 
pfiehlt sich  hier  die  Form  einer  schriftlichen  Erklärung  um 
desswillen,  weil  es  sich  um  ein  erst  künftig  zu  realisirendes 
Versprechen  handelt,  um  eine  Zusage  zu  Gunsten  einer  drit- 
ten Person,  also  einer  solchen,  welche  dieselbe  nicht  selbst 
entgegengenommen  hat,  so  wie  endlich  um  eine  Verpflich- 
tung, die  durch  den  Eintritt  verschiedener  Voraussetzungen, 
deren  sichere  Feststellung  wünschenswerth,  bedingt  ist. 

Dessenungeachtet  kann  nach  gemeinem  Rechte  zweifel- 
los die  Verpflichtung  zur  Betheiligung  beim  Grundcapitale 
einer  projectirten  Actiengesellschaft  mit  einer  gegebenen  Sum- 
me in  formloser  Weise,  also  ohne  Schrift,  eingegangen  wer- 
den, was  denn  auch  durch  einzelne  Landesgesetze  ausdrück- 
lich   anerkannt    ist.      So    bestimmt   z.  B.    das    Russische 


3)  ProtocoUe,  S.  373. 
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Keglement  über  Actiengesellscliaften  vom  6.  Dec.  1836 
Art.  28,  dass  eine  solche  Verbindlichkeit  durch  persön- 
liche oder  schriftliche  Erklärung  eingegangen  werden 
könne.  Das  Nämliche  ist  aber  auch  nach  den  verschiedenen 
Particulargesetzgebungen  anzunehmen,  welche  zwar,  indem 
sie  das  gewöhnliche  Verhältniss  im  Auge  haben,  nur  von  der 
Actienzeichnung  sprechen'^,  dessenungeachtet  aber  die 
schriftliche  Form  hier  nicht  für  obligatorisch  erklären. 

Anders  verhält  es  sich  freilich  nach  dem  Allg.  deutsch. 
Handelsgesetzbuche.  Indem  nämlich  dasselbe  (Art.  208. 
Abs.  3)  besagt: 

„Zur  Actienzeichnung    genügt    eine   schriftliche   Erklä- 

„rung",  5 
ist  hiermit  nicht  allein  die  Nothwendigkeit  einer  gerichtlichen 
oder  notariellen  Beurkundung   ausgeschlossen,   sondern  geht  y 
der  Sinn   dieser  Bestimmung   auch   dahin,   dass  eine   münd-    ' 
liehe  Erklärung:  nicht  o-enüg-end,  vielmehr  ein  i'cchtsverbind- 
liches  Versprechen  der  Betheiligung  beim  Capitale  eines  Ac- 
tienunternehmens  nur  schriftlich  gegeben  werden  kann. 

Wie  übrigens  durch  das  Gesetz,  so  kann  auch  mittelst 
der  Aufforderung  zur  Betheiligung  bei  der  projectirten  Ac- 
tieno-esellschaft  eine  schriftliche  Zusao;e,  und  ausserdem  eine 
bestimmte  Form  derselben  verlangt  sein.  So  wurde  durch 
die  Aufforderung  zur  Unterzeichnung  der  Actien  der  Frank- 
furter Bank  angeordnet,  dass  die  Anmeldungen  schriftlich 
mittelst  der  Ausfertigung  von  Briefen  nach  bestimmten  For- 
mularen geschehen  müssten,  bei  der  Einladung  zur  Zeich- 
nung von  Actien  der  Bremer  Bank  erklärt,  es  hätte  die 
Zeichnung  schriftlich  mittelst  Ausfertigung  und  Ueberrei- 
chung  von  Anmeldungen  zu  geschehen,  zu  welchen  gedruckte 
Formulare  da  und  da  zu  haben. 

Selbstverständlich  muss  aber  die  schriftliche  wie  die 
mündliche  Erklärung  keinen  Zweifel  über  die  Absicht  des 
Ausstellers,    sich  bei  dem  betreffenden  Unternehmen  bis  zu 


4)  So  das  Preuss.  Gesetz  überActiengesellsch.  vom  J.  1843, 
§.11;  das  Z  ürcherGesetzb.,  §.  1350;  das  Bernische  Gesetz  über 
Actiengesellschaften,  Art.  8.  Abs.  2.  —  Auch  nach  französ.  Rechte 
{Code  ctv.,  Art.  1341)  ist  eine  schriftliche  Form  nur  zum  Zwecke  der  Be- 
weisung  erforderlich,  und  dies  auch  allein,  wenn  es  sich  um  einen  Betrag 
von  mehr  wie  ffr.  150  handelt. 

5)  Protocolle,  S.  1035  u.  unten  §.  27. 

Ilenaud,  Acliciuiesellsch.  J/j. 
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einer  gegebenen  Summe  betheiligen  zu  wollen,  lassen;  und 
vermag  auch  diese  Absicht  auf  Seiten  desjenigen,  der  seinen 
Namen  mit  Angabe  einer  Summe  in  die  zum  Zwecke  der 
Aufnahme  von  Actienzeichnungen  aufgelegten  Listen  oder  in 
die  zu  diesem  Behufe  gedruckten  Formulare  eingetragen, 
nicht  bezweifelt  zu  werden,  so  kann  dagegen  die  blosse  Un- 
terzeichnung des  Planes  keine  Verbindlichkeit  zur  Betheili- 
gung beimCapitale  des  darin  projectirten  Vereins  begründen^, 
so  wie  auch  Zeichnungen  für  die  Errichtung  einer  Actien- 
compagnie,  deren  Fonds  noch  nicht  bestimmt,  in  der  That 
für  unverbindlich  zu  erachten^. 

Allein  es  ist  nach  der  Art  und  Weise,  wie  die  Auffor- 
derung zur  Actienzeichnung  geschehen, -eine  schriftliche  Er- 
klärung in  bestimmter  Form  vielfach  hierzu  nicht  genügend, 
indem  vielmehr  noch  anderweitige  Bedingungen  zu  diesem 
Zwecke  erfordert  werden. 

Insbesondere  wird  häufio-  durch  die  Einladuns;  zur  Ac- 
tienzeichnung  eine  mit  der  Subscription  vorzunehmende  ver- 
hältnissmässige  Anzahlung  oder  die  Deposition  sonstiger  Ver- 
mögenswerthe  verlangt.  So  sollen  z.  B.  bei  der  Zeichnung 
10  ^*/o  des  gezeichneten  Betrags  hinterlegt  werden,  mittelst 
baarer  Erlegung  in  vollwichtigen  Pistolen,  oder  mittelst  Ueber- 
reichung  einer  Bescheinigung  des  Comite's  (Hinterlegungs- 
scheines), dahin  lautend,  dass  der  Zeichner  bereits  vor  dem 
Termine  ein  bis  zu  einem  bestimmten  Betrage  für  annehmbar 
befundenes  Depositum  in  Werthpapieren  oder  acceptirten, 
hier  zahlbaren,  in  Blanco  indossirten  Wechseln  hinterlegt 
habe  ^. 

Oder  es  sind  bei  der  Zeichnung  5  /o  des  Nominalwerthes 
auf  jede  gezeichnete  Actie  baar  einzuzahlen ,  oder  durch 
Deponirung  einer  grösseren  Summe  in  Werthpapieren  zu 
sichern  ^. 

Oder  es  wird  bei  der  Einladung  zur  Zeichnuno^  schlecht- 
weg  erklärt: 


6)  Pohls,  Actiengesellsch.,  S.  20. 

7)  AndersPöhls,  Actiengesellsch.,  S.  21. 

8)  Bestimmungen  betreff  die  Zeichnung  von  Actien  der 
Bremer  Bank  (1856).  §.5. 

9)  Prospect  zur  Bildung  einer  Actien  gesellschaft  unter 
dem  Namen  „Montania,  Gesellschaft  für  Kohlenbergbau"  (Dresden, 
1858),  §.  II. 
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„Un  versement  de  IbO ßr.  par  action  sera  exige  au  moment 

„de  la  souscription  ^^. 
Der  Zweck  dieser  Anforderung,  wonach  bei  der  Zeichnung 
gewisse  Anzahknigen  zu  machen  oder  statt  dessen  entspre- 
chende AYerthobjecte  zu  hinterlegen,  ist  der,  die  Gründung 
der  projectirten  Gesellschaft  und  die  Solidität  des  Unterneh- 
mens durch  die  Ausschliessung  Unbemittelter  von  der  Sub- 
scription  zu  sichern.  Zugleich  bildet  aber  die  Erfüllung  die- 
ses Erfordernisses  eine  Bedingung  der  Perfection  der  Zeich- 
nung und  des  durch  dieselbe  zu  Stande  kommenden  Rechts- 
geschäfts. Denn  es  erklären  von  vorn  herein  die  Unternehmer, 
dass  ihre  Aufforderung  zur  Zeichnung  nur  an  diejenigen  er- 
gehe, welche  zugleich  mit  der  Subscription  eine  gewisse 
Summe  anzahlen  oder  gewisse  Werthobjecte  für  den  betref- 
fenden Betrag  hinterlegen;  sie  geben  von  vorn  herein  ihren 
Willen  kund,  dass  nur  die  Angebote  solcher  Personen,  sich 
beim  Capitale  des  projectirten  Unternehmens  zu  betheihgen, 
acceptirt  sein  sollen;  wie  dieses  denn  nicht  selten  in  den  Ein- 
ladungen zur  Subsci'iption  ausdrücklich  in  der  Form  gesagt 
ist,  es  sei  die  Annahme  der  Anmeldung  durch  das  Depositum 
bedingt  ^^  oder  es  müsse  die  Zeichnung,  so  weit  die  betref- 
fende Hinterlegung  nicht  geschehen,  als  ungültig  betrachtet 
Averden  '^. 

Auch  können  durch  den  Plan  oder  Prospect,  mittelst 
dessen  zur  BetheiHgung  bei  einem  projectirten  Actienunter- 
nehmen  aufgefordert  wird,  noch  anderweitige  Bedingungen 
aufgestellt  sein,  mit  deren  Erfüllung  allein  die  Actienzeich- 
nung  und  das  durch  dieselbe  zu  Stande  kommende  Geschäft 
perfect  wird.  So  wird  bisweilen  die  notarielle  oder  gericht- 
liche Beglaubigung  der  Unterschrift  des  Ausstellers  so  wie 
der  Thatsache,  dass  derselbe  zu  den  aufgeforderten  Personen 
gehört,  wie  z.  B.  dass  er  Bürger  einer  gewissen  Stadt  ist, 
verlangt^^  oder  die  Einreichung  der  Anmeldungen  nach  einem 
bestimmten   Formulare   in    zwei   Exemplaren   erfordert ,    von 


10)  S.  die  Programme  bei  Goldschmidt,  der  Lucca-Pistoja-Actien- 
streit,  Beil.  XIX.  S.LXX,  LXXI,  LXVIII. 

11)  S.  die  Grundsätze  undFormen  für  die  Unterzeichnung 
derActien  der  Frankfurter  Bank  (Frankfurt  1854),  §.6. 

12)  S.  die  Einladung  zur  Zeichnung  von  Actien  der  Rhein-Nahe- 
Eisenbahn-Gesellschaft,  d.  d.  Creuznach,  18.  Juny  1856. 

13)  Grundsätze  und  Formen   für  die  Unterzeichnung  der 
Actien  der  Frankfurter  Bank,  §.4. 

14* 
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welchen  das  eine,  nachdem  es  von  dem  mit  der  Entgegen- 
nahme der  Zeichnungen  beauftragten  Bankhause  unterschrie- 
ben, dem  Zeichner  zurückzustellen  ist  und  als  Bescheinigung 
für  Anmeldung  und  Caution  dienen  soll  ^*.> 

Fassen  wir  das  Gesagte  zusammen,  so  ist  das  Geschäft 
zwischen  den  Unternehmern  und  dem  zur  Betheiligung  beim 
projectirten  Actienunternehmen  Aufgeforderten  perfect,  wenn 
dieser  jenen  gegenüber  seinen  Willen  der  Betheiligung  in 
sicherer  Weise  kundgegeben.  Ist  insbesondere  zu  diesem 
Zwecke  durch  das  Gesetz  oder  die  Aufforderung  zur  Theil- 
nahme  an  einer  zu  gründenden  Gesellschaft  eine  schriftliche 
Erklärung  erfördert,  so  ist  der  Zeichner  durch  die  Eintra- 
gung seiner  Unterschrift  in  die  zu  diesem  Zwecke  aufgelegten 
Subscriptionslisten  oder  durch  Uebergabe  derselben  an  die 
Projectanten  oder  deren  Beauftragte  gebunden.  Möglicher- 
weise tritt  die  Perfection  des  Geschäfts  jedoch  nur  ein,  wenn 
die  Unterschrift  des  Zeichners  in  gewisser  Form  übergeben, 
derselbe  auch  eine  gewisse  Anzahlung  gemacht  oder  sonstige 
Caution  geleistet,  oder  endlich,  je  nach  Massgabe  der  in  der 
Aufforderung  zur  Actienzeichnung  aufgestellten  Bedingungen, 
eine  Bescheinigung  hierüber  empfangen  hat. 

§.  23. 

Der  Inhalt  der  Verpflichtung  des  Actienzeichners. 

Der  Subscribent  wird  durch  die  Actienzeichnung  zur 
Betheiligung  beim  Capitale  des  projectirten  Actienunterneh- 
mens  verpflichtet  ^ 

Diese  Verpflichtung  ist  freilich  eine  bedingte;  sie  ist  be- 
dingt durch  das  Zustandekommen  der  in  Aussicht  gestellten 
Actiengesellschaft  so  wie  durch  die  Gewährung  entsprechen- 
der Actienrechte  bei  derselben. 

Ebenso  kann  die  vom  Actienzeichner  eingegangene  Ver- 
bindlichkeit ihrem  Betrage  nach  insoferne  unbestimmt  sein, 
als  die  gezeichnete  Summe  einer  Heduction  unterworfen. 


14)  Actienzeichnung  für  das  Guben -Buxdorfer  Eisen- 
bahnunternehmen bei  Goldschmidt,  der  Lucca-Pistoja-Ac- 
tienstreit,  S.  LXVIII. 

1)  Wenn  der  Kürze  halber  nur  von  Actienzeichnern  und  Actienzeich- 
nungen  gesprochen  wird,  so  gelten  selbstverständlich  die  im  Vorstehen- 
den wie  im  Folgenden  dargestellten  Grundsätze  in  gleicher  Weise  in 
Ansehung  derjenigen,  die  nur  mündlich,  obwohl  gültig,  ihren  Willen 
der  Betheiligung  bei  einem  Actienunternehmen  kundgegeben  haben. 
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Bevor  jedoch  auf  diese  Bedingtheit  und  möghche  Unbe- 
stimmtheit der  mittelst  der  Actienzeichnung  übernommenen 
Verpflichtung  eingegangen  wird,  ist  die  Frage  zu  erörtern, 
ob  nicht  die  Actienzeichner  als  solche  anderweitige  Verbind- 
lichkeiten als  die  der  Betheiligung  beim  Capitale  des  projec- 
tirten  Unternehmens  haben. 

Diese  Frage  ist  grundsätzlich  zu  verneinen,  weil  der 
Subscribent  nach  Laut  der  Actienzeichnung  nur  die  letztge- 
nannte Verpflichtung  übernommen. 

Insbesondere  trägt  derselbe  nicht  die  Kosten  der  Zeich- 
nung so  wie  der  Provision  derjenigen,  welche  für  die  Gründer 
die  Zeichnungen  entg-eseno-enommen,  was  nicht  bloss  in  dem 
Falle  einer  ausdrücklichen  Erkläruno^  o-ilt,  dass  dieselben  ohne 
Kosten  für  die  Unterzeichner  entgegengenommen  werden. 

Ebensowenig  ist  aber  der  Subscribent  den  Unternehmern 
zu  einer  Provision  für  deren  Mühewaltungen  oder  zum  Er- 
sätze der  Auslagen  für  die  Einleitung  des  beabsichtigten  Un- 
ternehmens verpflichtet  -. 

Der  Actienzeichner  ist  vorerst  zum  Ersätze  dieser  Aus- 
lagen zweifellos  dann  nicht  verbunden,  wenn  die  Actienge- 
sellschaft  zu  Stande  gekommen,  aus  welchem  Grunde  die 
von  ihm  bei  der  Subscription  gemachte  Anzahlung,  indem 
sie  im  Zweifel  als  Caution  zu  betrachten ,  als  auf  den  über- 
nommenen Actienbetrag  geschehen  anzusehen  ist. 

Der  Actienzeichner  ist  aber  auch  dann  zum  Ersätze  jener 
Verwendungen  den  Projectanten  nicht  verpflichtet,  wenn  der 
beabsichtigte  Actienverein  nicht  in's  Leben  treten  sollte,  weil 
der  Inhalt  der  durch  die  Zeichnung  übernommenen  Vei'bind- 
lichkeit  lediglich  auf  Betheiligung  beim  Capitale  der  in  Bildung- 
begriffenen  Gesellschaft  geht.  Kömmt  diese  letztere  demnach 
nicht  zu  Stande,  so  sind  die  bei  der  Subscription  gemachten 
Einzahlungen  den  Zeichnern  unverkürzt  zurückzuerstatten, 
und  nicht  bloss  nach  Abzug  der  unumgänglich  nöthi- 
gen  Auslagen,  wie  gesetzlich  zu  bestimmen  ein  Abgeord- 
neter der  Nürnberger  Conferenz  vorschlugt. 

Anders  verhält  es  sich  freilich,  wenn  sich  die  Subscri- 
benten  ausdrücklich  zur  Thellnahme  an  den  Kosten  des  pro- 


2)  Walter,  System  des  deutsch.  Privatrechts ,  §.300.  —  Dagegen 
Beschorner,  deutsch.  Eisenbahnrecht,  §.15,  indem  er  vom  unrichtigen 
Gesichtspuncte  eines  Mandats  ausgeht. 

3)  ProtocoUe,  S.  379. 
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jectirten  Actienunternelimens  verbindlicli  gemacht,  so  z.  B. 
indem  sie  auf  Grund  eines  Programms,  worin  die  Uebernahme 
einer  solchen  Verpflichtung  besonders  voi'gesehen,  gezeichnet, 
in  welchem  Falle  sie  jedoch  kraft  ihres  hierauf  gerichteten 
Versprechens  und  nach  Massgabe  desselben,  nicht  aber  in 
ihrer  Eigenschaft  als  Actienzeichner,  zur  Tragung  jener  Aus- 
lagen verbunden. 

Ebenso  können  zugleich  mit  der  Zeichnung  anderweitige 
Verbindlichkeiten  eingegangen  werden,  wie  z.  B.  diejenige, 
sich  aus  derselben  beim  Gerichte  des  Sitzes  des  künftigen 
Vereins  verklagen  zu  lassen  ^  Allein  die  Actienzeichnung 
selbst  verpflichtet  an  und  für  sich  nur  zur  Betheiligung  beim 
Capitale  dieses  letzteren. 

Diese  Verpflichtung  ist  nun,  wie  bereits  bemerkt,  nicht 
allein  eine  bedingte,  sondern  sie  kann  zugleich  eine  solche 
sein,  welche  dem  Betrage  der  in  die  Gesellschaftscasse  ein- 
zuwerfenden Summe  nach  nicht  definitiv  festgestellt  ist. 

Zwar  ist  der  Subscribent  in  keinem  Falle  verbunden, 
sich  mit  einer  höheren  als  der  gezeichneten  Summe  beim 
Grundcapitale  des  betreffenden  Actienvereins  zu  betheiligen, 
wohl  aber  kann  diese  Summe  selbst  einer  Reduction  unter- 
worfen sein.  Sie  ist  einer  solchen  Minderung  dann  ausge- 
setzt, wenn  nach  der  Art  und  Weise,  wie  die  Actienzeich- 
nungen  gesammelt  werden,  die  Möglichkeit  gegeben,  dass 
beim  Ablaufe  der  durch  das  Programm  für  die  Subscriptionen 
bestimmten  Zeit  oder  deren  sonstigem  Schlüsse,  die  Summe 
der  gezeichneten  Beträge  die  Summe  des  veranschlagten 
Grundcapitals  oder  doch  den  Theil  desselben,  zu  dessen 
Zeichnung  aufgefordert  worden,  übersteigt;  während  eine  Re- 
duction  dann  eintreten  wird,  wenn  ein  solcher  Ueberfluss  ^virk- 
lich  vorhanden. 

Die  Bedeutung,  welche  die  Möglichkeit  einer  solchen 
nach  gewissen,  gewöhnlich  im  Plane  vorgesehenen  Grund- 
sätzen vorzunehmenden  Peduction  für  die  mittelst  der  Ac- 
tienzeichnung übernommene  Verbindlichkeit  hat,  ist  nun  die, 
dass,  wie  der  Subscribent  zwar  bis  zur  o-ezeichneten  Summe 
beim  Capitale  des  projectirten  Actienunternehmens  sich  zu 
betheiligen  verbunden,  diese  Summe  von  den  Unternehmern 
gemindert,  ja  die  durch  die  Actienzeichnung  eingegangene 
Verpflichtung  von  denselben  ganz  erlassen  werden  kann. 


4)  Statuten  des  Brackeler  Bergwevks-Vereins,  §.11. — 
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Dagegen  vermag  sich  der  Actienzeichner,  soferne  es  sich 
nur  um  seine  Verbindlichkeit  aus  der  Subscription,  nicht  aber 
um  etwaige  Rechte,  die  er  durch  dieselbe  erworben,  —  ein 
Verhältniss,  welches  späterer  Erörterung  vorbehalten  bleiben 
muss,  handelt,  nicht  darauf  zu  berufen,  dass  die  Kürzung 
der  gezeichneten  Beträge  nicht  nach  den  im  Plane  aufgestell- 
ten oder  sonst  in  Anwendung  zu  bringenden  Grundsätzen 
geschehen.  Insbesondere  kann  derselbe  gegenüber  der  in's 
Leben  getretenen  Actieng-esellschaft  die  Bezahlung  der  ge- 
zeichneten  Summe  nicht  um  desswillen  ganz  oder  theilweise 
verweigern,  weil  bei  richtiger  Reduction  der  angemeldeten 
Beträge  seine  Betheiligung  beim  Grundcapitale  auf  ein  gerin- 
geres Mass  anzusetzen  gewesen  wäre  oder  gar  ganz  hätte 
ausfallen  sollen.  Vielmehr  ist  der  Subscribent  dui'ch  seine 
Zeichnung  schlechtweg  verbunden,  die  gezeichnete  Summe 
in  die  Gasse  der  zu  Stande  gekommenen  Gesellschaft  einzu- 
werfen, wenn  dieselbe  nicht  dui'ch  die  Unternehmer  gekürzt 
worden,  eine  Kürzung,  die  er  in  keinem  Falle  verlangen 
kann,  während  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  der  Zeich- 
ner aus  seiner  Zeichnung  nicht  allein  verpflichtet,  sondern 
auch  berechtigt,  die  weiter  unten  zu  erörternde  Frage  ent- 
steht, ob  und  in  wieferne  er  sich  eine  solche  Minderung  ge- 
fallen  lassen  muss.  Dass  es  sich  aber  so  verhält,  dass  mit 
a.  W.  der  Subscribent  keinenfalls  eine  Kürzung  des  von  ihm 
gezeichneten  Betrags  oder  gar  einen  völligen  Erlass  der  von 
ihm  eingegangenen  Verbindlichkeit  fordern  kann,  ergiebt  sich 
aus  der  Natur  der  Sache,  da  jeder  Zeichner  sich  selbstständig  , 
und  ohne  Rücksicht  auf  die  Zeichnungen  Anderer  obligirt,  ,:^*'^^ 
wogegen  es  andererseits  den  Unternehmern  freistehen  muss, 
von  den  Verpflichtungen  nicht  quahficirter  Subscribenten  zu  - 
abstrahiren  und  dafür  die  übrigen  für  die  volle  Summe  der  J 
von  ihnen  übernommenen  Beiträge  festzuhalten. 

Die  mittelst  der  Actienzeichnung  eingegangene  Verbind- 
lichkeit ist  aber  nicht  allein  eine  solche,  deren  Betrag  mög- 
licher Weise  gemindert,  und  die  sogar  in  Folge  noth wendig 
gewordener  Reduction  ganz  und  gar  wegfallen  kann,  sondern 
sie  ist  durch  das  Zustandekommen  des  projectirten 
Actienvereins  bedingt. 

So  lange  also  dieser  Verein  nicht  in's  Leben  getreten, 
kann  von  einer  Verpflichtung  des  Zeichners,  den  gezeichneten 
Betrag  oder  einen  Thcil  desselben  zu  bezahlen,  nicht  die  Rede 
sein,  und  ebensowenig  von  einer  mit  Wirksamkeit  hierauf  zu 


216  Die  Herstellung  des  Grundcapitals. 

richtenden  Klage,  wie  denn  überhaupt  den  vorstehenden  Aus- 
führungen zufolge  nur  der  in  Aussicht  gestellte  Verein  selbst, 
nachdem  er  zu  rechtlichem  Bestände  gelangt,  aus  den  Zeich- 
nungen berechtigt  ist,  Svas  freilich  eine  sofortige  Anzahlung 
bei  der  Subscription  als  Sicherheitsbestellung  nicht  aus- 
schliesst. 

Kömrat  andererseits  die  projectirte  Actiengesellschaft 
nicht  zu  Stande,  so  ist  der  Zeichner  einer  jeden  Verbindhch- 
keit  aus  der  Zeichnung  entbunden,  und,  wie  bereits  früher 
bemerkt,  befugt,  von  den  Unternehmern  den  bei  der  Sub- 
scription als  Caution  einbezahlten  Betrag  ohne  Abzug  zu- 
rückzufordern, so  wie  die  Rückgabe  der  zu  dem  nämlichen 
Zwecke  hinterlegten  Werthpapiere  und  Wechsel  zu  ver- 
langen. 

Dies  ist  insbesondere  der  Fall,  wenn  durch  den  Plan 
oder  Statuten-Entwurf,  auf  welche  hin  die  Actienzeichnung 
Statt  gefunden,  ein  bestimmter  Tag  für  den  Beginn  der  Ge- 
sellschaft festgesetzt,  und  mit  diesem  Zeitpuncte  die  sämmt- 
lichen  Bedingungen  der  Perfection  des  Vereins  nicht  vorhan- 
den; oder  wenn  abgesehen  hievon  die  Projectanten  ihren  Wil- 
len kundgegeben,  das  beabsichtigte  Unternehmen  fallen  zu 
lassen,  oder  wenn  die  für  den  Bestand  der  Actiengesellschaft 
nothwendlge  Staatsgenehmigung  oder  die  für  den  bezweckten 
Betrieb  erforderliche  Concession  verweigert  worden,  oder  wenn 
sonst  die  projectirte  Unternehmung,  sei  es  in  Folge  eines 
rechtlichen  Hindernisses,  wie  z.  B.  dadurch,  dass  dieselbe 
dem  Privatverkehre  entzogen,  sei  es  durch  ein  anderweitiges 
Ereigniss,  wie  durch  Verschüttung  des  anzubauenden  Berg- 
werks, unmöglich  geworden  ist. 

Ebenso  ist  die  projectirte  Actiengesellschaft  als 
nicht  zu  Stande  gekommen  zu  betrachten,  und  der  Actien- 
zeichner  der  mittelst  der  Subscription  eingegangenen  Ver- 
bindlichkeit entbunden,  so  wie  auch  befugt,  die  gegebenen 
Cautionen  zurückzufordern,  wenn  an  die  Stelle  jener  ein 
anderweitiger  Actienverein  in's  Leben  getreten  ist,  sei 
es,  dass  ohne  die  Einwilligung  des  betreffenden  Zeichners 
der  Gegenstand  des  Unternehmens  geändert,  oder  eine  son- 
stige Veränderung  des  von  den  Gründern  voi-gelegten  Pro- 
gramms Statt  gefunden,  oder  dass  eine  Erweiterung  dessel- 
ben durch  Zusätze  geschehen,  welche  daselbst  nicht  vorge- 
sehen und  auch  nicht  in  Folge  der  Unvollständigkeit  des 
Prospectes  selbst  vorauszusehen  waren. 
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In  diesem  Sinne  bestimmt  das  Bernische  Gesetz  über 
Actiengesellschaften  (Art.  8,  Abs.  -): 

„ . . .  die  dm-ch  eine  solche  Actienzeichnung  (welche  näm- 

„lich  vor  Constituirung  der  Gesellschaft   stattgefunden) 

„übernommene  Verbindlichkeit  erlischt  jedoch,  wenn  die 

„staatliche  Genehmigung  oder  die  Constituirung  der  Ge- 

„sellschaft  nicht  erfolgt,  oder  wenn  seit  dem  Zeitpuncte 

„der  Actienzeichnung  die   ursprünglichen  Gesellschafts- 

„statuten   oder   das  von   den  Gründern  der  Gesellschaft 

„vorgelegte  Programm  verändert  oder  durch  Zusätze  er- 

„weitert  worden  sind,   ohne  dass  der  Actienzeichner  zu 

„diesen  Veränderungen    oder  Erweiterungen    seine   Zu- 

„ Stimmung  erklärt  hat." 

Der  in's  Leben  getretene  Actienverein  ist  aber  insbesondere 

dann  nicht  der  projectirte,  w^enn  die  Zahl  seiner  Actien  gegen 

das  Programm,   auf  dessen  Grund   die  Zeiclmuno-en  aufge- 

nommen,   vermehrt,   oder  deren  Betrag  vermindert  worden^, 

oder  das  veranschlagte  Grundcapital  nicht  aufgebracht  ist. 

Daher  muss  die  sefren  den  Subscribenten  aus  dessen 
Actienzeichnung  angestellte  Klage  durch  die  Behauptung  und 
beziehungsweise  den  Beweis  begründet  werden,  dass  das  pro- 
jectirte Capital  aufgebracht  sei^,  wenn  nicht  der  Beklagte  in 
das  geringere  Capital  durch  seinen  Eintritt  in  den  mit  einem 
solchen  gegründeten  Verein  eingewilligt. 

In  Ermangelung  dieser^  Einwilligung  kann  aber  an  die 
Stelle  jener  Begründung  nicht  die  andere  treten,  dass  das  bei 
Projectirung  der  Gesellschaft  veranschlagte  Caj^ital  sich  auf 
Grund  eines  revidirtcn  und  specielleren  Kostenanschlags  als 
zu  hoch  gegriffen  herausgestellt,  und  dass  die  gezeichnete 
Actienzahl  das  zur  Ausführunoj  des  beabsichtigten  Unterneh- 
mens  nöthige  Capital  ergebe^;  —  eine  Begründung,  die  selbst 
dann  nicht  zulässig,  wenn  das  veranschlagte  Capital  nicht 
hauptsächlich  als  Betriebscapital,  sondern  zur  Verwendung  in 


5)  S.  das  Bernische  Gesetz  über  Actiengesellschaften, 
Art.  19. 

6)  Pohls,  Actiengesellsch.,  S.  21;  Fussel,  sodetates  innnnu'ncttac, 
p.  37  sqq.  —  Beschorner,  deutsch.  Eisenbahnrecht,  S.  53;  Auerbach, 
das  Gesellschaftswesen,  S.  251. 

7)  Dagegen  das  Urtheil  des  O.-A.-G.  in  Lübeck  vom  22.  Oct. 
1846  (Hamburg.  Sammlung,  Bd.  I.  S.  951  fg.).  —  Seuffert,  Arch., 
Bd.  IL  no.  290.  —  Brackenhüft  in  Weiske's  Rechtslexicon,  Bd.  V. 
S.  89  not.  229.  — 
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Baulichkeiten  als  Betriebsmittel  der  Gesellschaft,  wie  z.  B.  in 
Eisenbahnen,  Schiffen  u.  s.  w.  bestimmt  ist^. 

Denn  es  ist  die  Bedingung,  unter  welcher  der  Subscri- 
bent  aus  der  Actienzeichnung  verpflichtet,  nicht  die,  dass  ein 
Actienverein  zu  einem  gegebenen  Unternehmen  mit  einem 
genügenden  Capitale  zu  Stande  komme,  sondern  vielmehr 
die  andere,  dass  die  projectirte  Actiengesellschaft  in's 
Leben  trete,  während  eine  Gesellschaft,  deren  Actiencapital 
dem  veranschlagten  nicht  gleichkömmt,  in  der  That  nicht  die 
planmässige,  gemeinte  ist. 

Von  einer  andern  Auffassung  geht  freilich  das  Zürcher 
Civilgesetzbuch  aus,  welches  (§.  1350)  bestimmt: 

„Die  Verpflichtung,   die  gezeichnete  Actie  einzuzahlen, 

„setzt  voraus,  dass  das  für  Ausführung  des  beabsichtig- 

„ten  Unternehmens  veranschlagte  Capital  durch  Actien- 

„zeichnungen  so  weit  gedeckt  worden,  dass  die  Möglich- 

„keit  der  Ausfülirung  gesichert  erscheint.     Vorbehalten 

„bleiben  nähere  Bestimmungen  darüber  in  dem  Programm 

„der  Unternehmung;" 

indem  es  die  im  Obigen  aus  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen 

verworfene  Ansicht  sanctionirt,  wonach,  abgesehen  von  einer 

entgegengesetzten  ausdrücklichen  Bestimmung  im  Pi'ospecte, 

die  Actienzeichnung   auch  dann  verbindend,   wenn  zwar  das 

veranschlagte  Grundcapital  nicht  aufgebracht,  allein  die  in's 

Leben  getretene   Gesellschaft    doch    mit   einem  genügenden 

Fonds  ausgestattet. 

Wenn  aber  in  Ermangelung  einer  derartigen  gesetzlichen 
Bestimmung  zur  Begründung  der  Klage  aus  der  Actienzeich- 
nung der  Nachweis  erforderlich,  dass  das  veranschlagte  Ca- 
pital aufgebracht,  so  genügt  zu  diesem  Zwecke  allgemeinen 
Grundsätzen  zufolge  die  Herstellung,  dass  der  Gesammtbetrag 
der  gezeichneten  Summen,  soweit  dieselben  nicht  gekürzt, 
jenem  Capitalbetrage  gleichkomme.  Dagegen  kann  der  Sub- 
scribent  der  gegen  ihn  aus  der  Zeichnung  angestellten  Klage 
die  Einwendung  entgegensetzen,  dass  das  planmässige  Capi- 
tal durch  die  stattgehabten  Subscriptionen  in  Wirklichkeit 
nicht  hergestellt,  Aveil  eine  Anzahl  Actien  nur  zum  Scheine  un- 
tergebracht-', oder  gegen  Leistungen,  deren  Werth  die  Summe 


8)  Dagegen  Brinckmann,  Handelsrecht,  8.244. 

9)  Pohls  Actiengesellsch.,  S.  22;    Beschorner,  das  deutsche  Ei- 
senbahnrecht, S.  53  a.  E. — 
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der  Actienbeträge  nicht  erreicht  (s.  §.  71),  oder  weil  gegebene 
Zeichnungen  wegen  dolus  oder  metus  rescissibel,  oder  weil 
solche  endlich  von  Handlungs-  oder  von  Zahlungsunfähigen 
gegeben  worden.  Zwar  hindert,  was  das  letztgenannte  Ver- 
hältniss  anbetrifft,  die  Insolvenz  die  Uebernahme  von  Ver- 
bindlichkeiten nicht,  und  möchte  man  hiernach  sagen,  es  sei 
das  veranschlagte  Capital  dann  wirklich  aufgebracht,  wenn 
die  sämmtlichen  Actien,  wenn  auch  zum  Theile  nur  durch 
zahlungsunfähige  Personen,  gezeichnet,  weil  auch  diese  durch 
ihre  Zeichnung  oblig^irt  seien.  Allein  es  liegt  in  der  Idee  der 
Actiengesellschaft,  dass  diese  bei  ihrer  Entstehung  einen 
realisirbaren  Fonds  habe,  und  dass  demnach  die  Forderungen, 
aus  welchen  derselbe  gebildet,  nicht  allein  vera,  sondern  auch 
bona  nomina  seien,  aus  welchem  Grunde  denn  das  projectirte 
Capital  nur  unter  dieser  Voraussetzung  im  Sinne  der  Sub- 
scribenten  als  hergestellt  erscheint  ^°. 

Kann  es  hiernach  keinem  gegründeten  Zweifel  unterlie- 
gen, dass  der  Subscribent  jeder  Verbindlichkeit  aus  der  Ac- 
tienzeichnung  frei,  wenn  sich  das  beabsichtigte  Actienunter- 
nehmen  zerschlagen,  beziehungsweise  an  die  Stelle  der  pro- 
jectirten  Gesellschaft  eine  andere  ohne  seine  Einwilligung 
substituirt  worden  ist,  so  ist  dagegen  die  Beantwortung  der 
Frage  nicht  ohne  Schwierigkeiten,  wie  es  sich  dann  verhält, 
wenn  die  Constituirung  der  Actieno-esellschaft,  für  deren  Be- 
ginn  ein  bestimmter  Termin  nicht  gesetzt,  sich  verzögert,  sei 
es,  weil  die  Actienzeichnungen  langsam  und  spärlich  fliessen 
und  das  veranschlagte  Capital  nicht  zusammen  kömmt,  sei 
es,  weil  der  Eintritt  anderweitiger  Voraussetzungen  für  das 
Zustandekommen  des  Vereins,  wie  z.  B.  die  Ertheilung  einer 
zu  dem  beabsichtigten  Unternehmen  nöthigen  Concession, 
mit  oder  ohne  die  Schuld  der  Projectanten  auf  sich  warten 
las  st. 

Von  der  einen  Seite  nämlich  ist  es  klar,  dass  eine  Ver- 
zögerung der  Perfection  der  projectirten  Gesellschaft  nicht 
der  Gewissheit,  dass  dieselbe  nicht  zu  Stande  kommen  werde, 
gleichkömmt.  Insbesondere  ist  dadurch,  dass  die  Actien- 
zeichnungen langsam  und  spärlich  fliessen,  die  Möglichkeit 
einer  Hersellung  des  veranschlagten  Grundcapitals  nicht  aus- 
geschlossen, eine  Möglichkeit,  die  selbst  dann  noch  vorhan- 


10)  Pohls,  Actiengesellsch.,  S.  22;    ßrinckmann,  Handelsrecht, 
S.  244.  — 
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den,  wenn  dieses  Capital  mit  Ablauf  der  für  die  Zeichnungen 
bestimmten  Zeit  nicht  aufgebracht,  da  die  Ansetzung  einer 
Frist  oder  eines  Termins  für  die  Vornahme  der  Anmeldungen 
keineswegs  den  Sinn  hat,  als  ob  die  Projectanten  sich  der 
Befugniss  begeben  wollten,  spätere  Subscriptionen  anzuneh- 
men, sondern  nur  in  der  Art  gemeint  ist,  dass  ihre  bishe- 
rige Einladung  zur  Betheiligung  über  die  bestimmte  Zeit 
hinaus  nicht  wirksam  sein  solle. 

Andererseits  liegt  es  aber  in  der  Natur  der  Sache,  dass, 
wenn  der  Beginn  der  Actiengesellschaft  sich,  gleichgültig  aus 
welchem  Grunde,  über  Gebühr  verzögert,  den  Zeichnern 
nicht  zugemuthet  werden  kann,  ihre  Zusage  auf  unbestimmte 
Zeit  zu  halten,  und  vielleicht  Jahre  lang  die  gemachten  Ein- 
zahlungen und  sonst  gegebenen  Cautionen  in  den  Händen  der 
Unternehmer  zu  lassen,  so  wie  die  Mittel  zur  Zahlung  der 
bei  Constituirung  der  Gesellschaft  in  deren  Gasse  einzuwer- 
fenden Raten  bereit  zu  halten". 

Die  mittelst  der  Actienzeichnung  übernommene  Verpflich- 
tung ist  vielmehr  ihrem  Wesen  nach  nicht  allein  durch  das 
planmässige  Zustandekommen  des  Actienvereins ,  sondern 
auch  dadurch  bedingt,  dass  dieser,  wenn  eine  bestimmte  Zeit 
in  dieser  Beziehung  nicht  ausdrücklich  festgesetzt,  in  ent- 
sprechender Zeit  zu  Stande  komme. 

Practisch  wird  sich  die  Sache  in  folgender  Weise  ge- 
stalten. 

Verzögert  sich  die  Constituirung  der  projectirten  Actien- 
gesellschaft über  Gebühr,  so  ist  es  möglich,  dass  die  Unter- 
nehmer dem  Subscribenten  auf  dessen  Ansuchen  und  bezie- 
hungsweise Rücktrittserklärung  die  gestellte  Caution  zurück- 
geben und  ihn  von  der  durch  die  Actienzeichnung  übernom- 
menen Verbindlichkeit  entbinden,  eine  Liberation,  zu  welcher 
dieselben,  da  sie, die  Verpflichtung  entgegengenommen,  zwei- 
fellos so  lange  befugt  sind,  als  nicht  der  Actienverein  in's 
Leben  getreten  ^^, 

Allein  es  kann  auch  der  Zeichner,  sei  es,  dass  die  Pro- 
jectanten seinem  Ansinnen  nicht  nachgekommen,  oder  dass 
er  ein  solches  an  dieselben  nicht  gestellt,  bei  ungebührlicher 
Verzögerung  des  Beginnes  der  Gesellschaft,  gegen  jene  auf 


11)  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen,  S.  252. 

12)  Dies  bezweifelt  Pohls,  Actiengesellsch.,  S.  1G3.  not.  12, 
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Rückgabe  der  geleisteten  Cautlon  klagen,  wobei  es  im  richter- 
lichen Ermessen  stehen  wird,  dem  Klagesuchen  wegen  unge- 
eiofneten  Aufschubs  der  Constituirung  der  Gesellschaft  zu 
entsprechen  oder  dasselbe  als  ungegründet  zu  verwerfen. 

Sollte  es  aber  noch  zur  Gründung  des  projectirten  Ac- 
tienvereins  kommen  und  der  Subscribent  aus  seiner  Actien- 
zeichnung  in  Anspruch  genommen  werden,  so  kann  er  dieser 
Klage  die  Einrede  ungebührlicher  Verzögerung  der  Ent- 
stehung der  Gesellschaft  entgegensetzen,  über  deren  Grund 
oder  Ungrund  der  Richter  nach  Ermessen  der  Umstände  zu 
entscheiden  haben  wird.> 

Wenn  nun  die  mittelst  der  Actienzeichnung  übernom- 
mene Verpflichtung  durch  das  planmässige  und  rechtzeitige 
Zustandekommen  des  projectirten  Vereins  bedingt  ist,  so  wM 
dagegen  die  Zeichnung  durch  veränderte  Umstände,  wie  z.  B. 
dadurch,  dass  in  Folge  vermehrter  Concurrenz  ein  o-erino;erer 
Gewinn  aus  dem  bezweckten  Unternehmen  in  Aussicht  steht, 
nicht  wirkungslos,  wenn  auch  diese  Umstände  der  Art  sein 
sollten,  dass  sie  den  Subscribenten,  falls  er  sie  gekannt  hätte, 
von  der  Actienzeichnung  zurückgehalten  haben  würden  ^-^ 
Dies  gilt  selbst  in  dem  Falle  einer  solchen  Veränderung,  dass 
statt  des  gehofften  Gewinns  nur  Schaden  aus  dem  Betriebe 
des  vorgehabten  Unternehmens  zu  erwarten  sein  sollte  ^*. 
Wenn  man  nämlich  gegen  diese  letztere  Entscheiduno;  o-eltend 
macht,  es  werde  die  anonyme  Gesellschaft  regelmässig  zum 
Zwecke  des  Gewinns  errichtet,  während,  w^o  nur  Verlust  zu 
erwarten,  keiner  der  Theilnehmer  ein  Interesse  an  der  Auf- 
rechthaltung des  Vertrags  habe,  so  beruht,  ganz  abgesehen 
davon,  dass  die  letztere  Behauptung  unrichtig,  indem  sehr 
verschiedene  Interessen  an  der  Perfection  eines  auf  Erwerb  . 
gerichteten  Actienunternehmens  vorhanden  sein  können,  diese 
Argumentation  auf  einer  Verwechslung  zwischen  dem  Zwecke 
der  projectirten  Gesellschaft,  welcher  durch  eine  Verände- 
rung der  in  Frage  stehenden  Art  weder  unerreichbar  ge- 
worden, noch  auch  selbst  geändert,  und  dem  Motive  des 
Zeichners,  das  in  der  Hoffnung  auf  Gewinn  bestand,  ein 
Motiv,  welches  auf  das  Rechtsgeschäft,  dessen  Abschlies- 
sung  es  veranlasst  hat,  ohne  Einfluss  ist,  und  das  demnach 
auch  nicht,   falls  sich  die  Unmöglichkeit  einer  Befriediguno; 


13)  Beschorner,  das  deutsche  Eisenbahnrecht,  S.  54. 

14)  Dageg.  Pohls,  Actieng.,  S.  24. 
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desselben  erzeigen  sollte,  zur  Entkräftung  der  eingegangenen 
Verbindlichkeit  führen  kann  ^^. 

Die  mittelst  Actienzeichnung  übernommene  Verpflich- 
tuno; ist  aber  nicht  bloss  durch  das  rechtzeitige  zu  Stande- 
kommen  der  projectirten  Actiengesellschaft,  sondern  auch 
durch  die  Gewährung  von  Actienrechten  im  constituirten 
Vereine  im  Verhältnisse  zu  dem  zum  Actiencapitale  zu  zah- 
lenden Betrage  bedingt. 

Die  Aufforderung  der  Unternehmer  zur  Actienzeichnung 
geschieht  nämlich  offenbar  in  dem  Sinne,  dass  die  Subscri- 
benten  nach  Verhältniss  ihrer  Betheiligung  beim  Grundcapi- 
tale  der  in  Bildung  begriffenen  Gesellschaft  Actienrechte  in 
derselben  haben  sollen;  während  die  Zeichner  sich  zu  einer 
solchen  Betheiligung  nur  unter  der  Voraussetzung  verpflich- 
ten wollen,  dass  sie  oder  ihre  Rechtsnachfolger  durch  diese 
und  im  Verhältnisse  zu  derselben  Actionäre  werden. 

Werden  demnach  einem  Zeichner  bei  Constituirung  des 
Vereins,  gleichgültig  aus  welchem  Grunde,  keine  entsprechen- 
den Actienrechte  gewährt,  so  wird  er  jeder  Verbindlichkeit 
aus  der  Zeichnung  frei,  so  wie  auch  die  IQage  der  Gesell- 
schaft auf  Zahlung  des  gezeichneten  Betrags  einer  Actie  oder 
eines  Theils  derselben  erst  dann  begründet,  wenn  dem 
Subscribenten  oder  dessen  Rechtsnachfolger  ein  Actienrecht 
gewährt  ist. 

Hieraus  ergiebt  sich  wieder  die  Unrichtigkeit  der  oben 
bereits  widerlegten  Auffassung,  wonach  das  Geschäft  zwi- 
schen Projectanten  und  Zeichner  ein  Kauf  sein  soll,  da  die 
actio  venditi  auf  Bezahlung  des 'Kaufpreises  durch  den  blos- 
sen Kaufsabschluss  ohne  Rücksicht  darauf  begründet,  ob  die 
von  der  Gegenpartei  zugesagte  Sachleistung  erfüllt  oder 
nicht  erfüllt  ist;  andererseits  aber  der  Zeichner  aus  seiner 
Zeichnung  nur  möglicher,  nicht  aber  nothwendiger  Weise 
klageberechtigt  ist,  wie  im  Folgenden  näher  auszuführen  ist. 

§.24. 

Die  Rechte  der  Zeichner  aus  der  Actienzeichnung. 

Die  Projectanten  werden,  wie  früher  gezeigt  worden, 
durch  die  Actienzeichnung^  nicht  Mandatare  der  Subscriben- 


15)  Brinckmann,  Handelsrecht,  S.  246;  Jolly  in  der  Zeitschr. 
f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XL  S.  357;  Auerbach,  das  Gesellschaftswe- 
sen, S.  252  fg. — 
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ten.  Diese  haben  demnach  gegen  jene  nicht  die  actio  mandati 
directa  auf  Erfüllung  eines  von  denselben  übernommenen  Auf- 
trags, für  die  Constituirung  der  projectirten  Actiengesellschaft 
durch  Erwirkung  von  Actienzeichnungen  und  in  anderer  Weise 
thätig  zu  sein. 

Ebensowenig  haben,  abgesehen  hiervon,  die  Zeichner 
gegen  die  Unternehmer,  welche  in  der  Vornahme  der  weite- 
ren Schritte  für  die  Perfection  des  in  Aussicht  gestellten  Ac- 
tienvereins  säumig,  eine  Klage  auf  Schadensersatz.  Sie  ent- 
behren einer  solchen  Klage  aber  nicht  um  dess willen,  weil 
hier  noch  kein  Schaden  nachgewiesen  werden  kann  ^  da  das 
Vorhandensein  eines  nachweisbaren  pecuniären  Interesses 
eines  Subscribenten  an  dem  Zustandekommen  der  Gesell- 
schaft möglich  ist,  so  z.  B.  wenn  derselbe  seinen  Betheili- 
gungsschein  verkauft  und  dem  Käufer  die  Entstehung  des 
betreffenden  Vereins  gewährleistet.  Wohl  aber  haben  die 
Zeichner  eine  Schadensersatzklage  gegen  die  säumigen  Un- 
ternehmer, welche  freilich  durch  das  nämliche  Interesse,  das 
sie  zur  Projectirung  des  Actienunternehmens  so  wie  zur  Ein- 
ladung zu  Zeichnungen  veranlasst  hat,  regelmässig  zur  Vor- 
nahme der  weiteren  Schritte,  welche  die  Perfection  der  Com- 
pagnie  erfordert,  bewogen  sein  werden,  aus  dem  Grunde  nicht, 
weil  diese  sich  gegenüber  den  Subscribenten  zu  keinerlei 
Thätigkeit  in  Betreff  der  Perficirung  der  in  Aussicht  gestell- 
ten Gesellschaft  verpflichtet. 

Das  Verhältniss  zwischen  den  Projectanten  und  dem  ein- 
zelnen Zeichner  beruht  aber  auch  nicht,  wie  bereits  früher 
ausgeführt,  auf  einem  Kaufe,  durch  welchen  jene  diesem  zur 
Gewährung  von  Actienrechten  verbunden  wären. 

Vielmehr  ist  das  zwischen  den  Unternehmern  einerseits 
und  dem  Actienzeichner  andererseits  abojeschlossene  Rechts- 
geschäft  ein  seinem  Wesen  nach  einseitiges,  durch  welches 
der  Subscribent  verpflichtet  wird,  sich  beim  Grundcapitale 
der  projectirten  Gesellschaft,  deren  Zustandekommen  voraus- 
gesetzt, und  allerdings  nur  gegen  Gewährung  entsprechender 
Actienrechte,  zu  betheiligen,  derselbe  aber  kein  selbstständiges 
Recht  auf  diese  Gewährung  erwirbt;  daher  denn  die  Behaup- 
tung unrichtig,  dass  fast  immer  ein  beiderseits  klagbares 
Rechts  verhältniss  zwischen  Gründern  und  Zeichnern  bestehet 


1)  Dies  meint  Walter,  System  des  deutschen  Privatrechts,  §.  300. 

2)  Dies  behauptet  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen,  S.  245. 
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Dass  dieses  nämlich  nicht  der  Fall,  ergiebt  sich  schon 
daraus,  dass,  wie  früher  gezeigt,  aus  dem  zwischen  den  Pro- 
jectanten  und  dem  Subscribenten  gesclilossenen  Vertrage, 
nicht  jenen,  sondern  der  Actiengesellschaft  Rechte  begründet 
werden,  welche  letztere,  als  eine  dritte  Person,  durch  die  Un- 
ternehmer wohl  berechtigt,  nicht  aber  verpflichtet  werden 
kann.  Auch  haben  die  Projectanten,  indem  sie  die  Möglich- 
keit einer  Betheiligung  bei  dem  von  ihnen  projectirten  Actien- 
unternehmen  eröffnen  oder  selbst  dazu  einladen, ^tmächst  nur 
die  Absicht,  dieses  Unternehmen  durch  Entgegennahme  von 
Betheilio-ungs-Zusagen  zu  ermöglichen,  aus  welchem  Grunde 
denn  im  Zweifel  nicht  anzunehmen,  dass  sie  sich  den  Sub- 
scribenten gegenüber  zur  Gewährung  von  Actienrechten  in 
der  constituirten  Gesellschaft  verpflichten  oder  auch  verbind- 
lich machen  wollen,  denselben  zur  Theilnahme  an  der  Ge- 
sellschaft zu  verhelfen^. 

Dass  die  Absicht,  eine  derartige  Verbindlichkeit  gegen- 
über den  Zeichnern  einzugehen,  den  Projectanten  fremd  ist, 
ergiebt  sich  unmittelbar  aus  der  Art  und  Weise,  wie  die  Auf- 
forderung zur  Actienzeichnung  gefasst;  so  z.  B.  wenn  die- 
selbe die  Bestimmung  enthält: 

„Ueber  die  Gewährung  der  Actien  der  ersten  Emission 

„bestimmt  das  Gründungscomite  der  Gesellschaft"^; 
oder,  wenn  sie  ausdrücklich  erklärt: 

„Nach   dem  Schlüsse   des  Anraeldungstermins  ^vird  das 

„Comite    noch    an    demselben    oder  spätestens   an  dem 

„darauf  folgenden  Tage  das  Resultat  der  Zeichnung  fest- 

„stellen  .... 

„Eine  Anfechtung  der  vorgenommenen  Vertheilung  ist 

„nicht  statthaft"*^; 
da  es  hier  offenbar  nach  der  Art,  wie  die  Subscriptionen  ent- 
gegengenommen worden,  durchaus  in  die  Willkühr  der  Grün- 
der gestellt,   die  Zeichner  zur  Betheiligung  bei  der  Gesell- 
schaft zuzulassen  oder  sie  davon  auszuschliessen. 

Auch  da  aber,  wo  es  an  einer  ausdrücklichen  Erklärung 


3)  Dagegen  Beschorner,  das  deutsche  Eisenbahnrecht,  S.  27  a.  E. 
u.  S.  28. — 

4)  Subscriptionsbedingungen  der  in  Dresden  unter  dem 
Namen  „Deutsche  Versicherungsgesellschaft"'  zu  errichten- 
den Actiengesellschaft  (1858'. 

5)  Bestimmungen  betreffend  die  Zeichnung  von  Actien 
der  Bremer  Bank  (1856)  §.7.— 
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der  Art  fehlt,  kann  in  der  einfachen  Bekanntmachung,  es 
werde  ein  Actiencapital  von  ...  in  so  und  so  viel  Actien  zum 
Betrage  von  . . .  zur  öffentlichen  Subscription  gestellt  *^,  die 
Absicht  der  Projectanten,  irgend  eine  Verbindlichkeit  ge- 
genüber den  Zeichnern  übernehmen  zu  wollen,  nicht  gefun- 
den werden. 

Mit  der  im  Obigen  begründeten  Behauptung,  wonach  im 
Zweifel  eine  Verpflichtung  der  Unternehmer  gegenüber  den 
Zeichnern  nicht  anzunehmen,  stimmt  denn  auch  das  Ber- 
nische Gesetz  über  Actiengesellschaften  überein,  in- 
dem es  in  Art.  19  bestimmt,  dass,  in  Ermanglung  beson- 
derer daheriger  Vorschriften  der  Statuten  oder  des 
Programms,  die  Gesellschaftsgründer  zu  entscheiden  haben, 
auf  welche  Art  und  Weise  die  gezeichneten  Actien  auf  die 
geforderte  Anzahl  zurückgebracht  werden  sollen. 

Allerdings  ist  es  nun  möglich,  wie  auch  das  eben  ange- 
zogene Gesetz  unterstellt,  dass  je  nach  der  Art  und  Weise, 
wie  die  Einladung  zur  Actienzeichnung  ergangen,  je  nach 
der  Fassung  des  Programms,  mittelst  dessen  dieselbe  ge- 
schehen, die  Projectanten  nicht  allein  Verbindlichkeiten  ent- 
gegenzunehmen beabsichtigt,  sondern  auch  den  Subscribenten 
eine  auf  deren  Theilnahme  am  projectirten  Actienvereine  ge- 
richtete Zusage  haben  geben  Avollen.  Ob  und  wann  dies  der 
Fall,  ist  eine  Thatfrage,  die  mittelst  Auslegung  des  Planes 
oder  Programms,  auf  dessen  Grund  die  Actienzeichnung  ge- 
schehen, zu  beantworten.  Namentlich  dürfte  jedoch  ein  sol- 
ches, seinem  Inhalte  und  seiner  Bedeutung  nach  demnächst 
näher  zu  untersuchendes  Versprechen  dann  anzunehmen  sein, 
wenn  die  Unternehmer  ei'klärt  haben,  sie  wären  übereinge- 
kommen, mit  sich  und  mit  denjenigen,  welche  durch  Actien- 
zeichnung sich  ihnen  zugesellen  würden,  einen  gegebenen 
Actienverein  zu  gründen,  —  oder  es  werde  durch  die  unter- 
zeichneten Projectanten  und  alle,  die  sich  mittelst  Ueber- 
nahme  von  Actien  dabei  betheilierten,  eine  Actiengesellschaft 
errichtet,  die  mit  der  Zeichnung  von  so  und  so  viel  Actien 
in's  Leben  treten  solle. 

Ebenso  weist  auf  die  Absicht  einer  solchen  Zusage  die 
Erklärung  der  Projectanten  hin,  dass  sie  eine  Betheiligung 
von zur  Verfügung  stellten  und  dass,  falls  die  Gesammt- 


6)  Programm  IL   bei  Goldschmidt,  der  Lucca-Pistoja-Actien- 
Streit,  S.  LXVIII.  — 

Ilcnaud,  Actienijescllsch.  Ig 
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summe  aller  Zeichnungen  jene  Summe  übersteigen  sollte, 
sämmtliche  Theilnehmer  sich  eine  verhältnissmässio:e  Kürzunir 
ihrer  Subscriptionsbeträge  gefallen  lassen  müssten^;  da  die 
Fassung,  wonach  die  Zeichner  sich  eine  nach  gewissen 
Grundsätzen  vorzunehmende  Reduction  gefallen  zu  lassen 
haben,  dafüi*  spricht,  dass  sie  durch  die  Zeichnung  nicht  al- 
lein verpflichtet,  sondern  auch  berechtigt  werden  sollen. 

Ein  von  den  Unternehmern  mittelst  der  Aufforderung 
zur  Actienzeichnung  den  Subscribenten  gegebenes  Verspre- 
chen begründet  aber  keinenfalls  Ansprüche  dieser  letzteren 
gegenüber  der  nachher  zu  Stande  gekommenen  Actiengesell- 
schaft,  da  die  Projectanten  weder  den  Willen,  noch  auch  die 
Macht  hatten,  diese  letztere,  also  eine  dritte  Person,  zu  obli- 
glren.  Hieran  würde  denn  auch  der  Umstand  nichts  ändern, 
dass  die  Gründer,  auf  deren  Einladung  die  Zeichnungen  statt- 
gefunden, Vorsteher  des  constituirten  Vereins  geworden,  weil 
sie  mit  den  Subscribenten  nicht  als  Vorstand  des  damals  noch 
in  Bildung  begriffenen  Unternehmens  gehandelt  und  auch  in 
dieser  Eigenschaft  nicht  handeln  konnten^. 

Vielmehr  erwirbt  unter  den  bezeichneten  Voraussetzungen 
der  Actienzeichner  nur  einen  Anspruch  gegen  die  Projectan- 
ten, dessen  Inhalt  nun  einer  näheren  Feststellung  bedarf. 

Das  Recht  der  Subscribenten  gegen  die  Unternehmer 
geht  nicht  dahin,  dass  jene  fordern  können,  in  der  Versamm- 
lung, in  welcher  sich  die  Gesellschaft  constituirt,  Stimmrechte 
auszuüben;  eine  Leistung,  an  deren  Stelle,  nachdem  deren 
Erfüllung  durch  die  Constituirung;  der  Gesellschaft  unmög- 
lieh  geworden,  ein  Schadensersatzanspruch  tritt,  dessen  Gel- 
tendmachung freilich  den  Nachweis  eines  wirklich  erlittenen 
Schadens  und  des  Betrags  desselben  voraussetzt^.  Denn  es 
ist  die  Zusicherung,  welche  die  Projectanten  den  Zeichnern 
gegeben,  mit  ihnen  eine  Actiengesellschaft  zu  errichten,  die 
Erklärung,  dass  diesen  eine  Betheilio-ung  bei  der  Gesellschaft 
nach  einem  gegebenen  Massstabe  zur  Verfügung  stehe,  of- 
fenbar mit  einer  Zusage  auf  Zuziehuno-  zur  constituirenden 


7)  ProspectderTaunus -Eisenbahn,  bei  Goldschmidt  a.a.O., 
S.  LXVII  fg. 

8)  S.  das  Urtheil  der  Heidelberg.  Juristenfacultät  in  Klage- 
sachen gegen  das  Taunus -Eisenbahncomite  (1838)  bei  Beschorner, 
deutsch.  Eisenbahnrecht,  S.  31. 

9)  So  das  angezogene  Heidelberg.  Urtheil,  bei  Beschorner, 
S. 32  flg. 
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Versammlung  des  projectirten  Actienvereins  nicht  identisch, 
während  die  Folge  eines  Ausbleibens  aus  dieser  Versamm- 
lung nach  der  Natur  der  Sache  so  wie  den  Plänen,  die  sich 
darüber  aussprechen,  lediglich  die  ist,  dass  die  daselbst  ge- 
fassten  Beschlüsse  für  die  Abwesenden  bindend  sind^^. 

Vielmehr  ist  der  Sinn  der  von  den  Unternehmern  in  die- 
ser ihrer  Eigenschaft  oegenüber  den  Zeichnern  eingegange- 
nen  Verbindlichkeit,  wenn  eine  solche  überhaupt  von  jenen 
übernommen  worden,  der  Natur  der  Sache  nach  der,  dass  die 
Subscribenten  aus  ihrer  Zeichnung  nicht  allein  zur  Betheili- 
gung am  Capitale  des  projectirten  Actienunternehmens  gegen 
Gewährung  entsprechender  Actienrechte  verpflichtet  sein,  son- 
dern dass  sie  auch  ein  Recht  auf  eine  solche  Betheiligung 
beim  Actienvereine  haben  sollen. 

Indem  aber  unseren  obigen  Ausführungen  zufolge  nicht 
der  Actien verein  selbst  obligirt  wird,  versprechen  die  Projec- 
tanten  mit  a.  W.  dem  Zeichner,  ihm  ein  oder  mehrere  Ac- 
tienrechte im  Verhältnisse  zu  der  Betheiliffung  beim  Actien- 
capitale,  zu  welcher  er  sich  verpflichtet  oder  beziehungsweise 
nach  Massgabe  einer  nach  gewissen  Grundsätzen  vorzuneh- 
menden Kürzung  verbunden  sein  wird,  zu  verschaff'en. 

Die  Unternehmer  sind,  indem  sie  eine  solche  Verpflich- 
tung eingehen,  nicht  Verkäufer;  denn  abgesehen  davon,  dass, 
wie  früher  gezeigt,  hier  von  einem  zweiseitigen  Vertrage 
nicht  die  Rede,  dass  es  auch  an  einem  Kaufpreise  fehlt,  ist 
die  von  ihnen  übernommene  Leistung  keine  Sachleistung,  son- 
dern ein  facere. 

Gegen  diese  Auffassung  lässt  sich  nicht  einwenden,  dass 
nur  die  Actiengesellschaft  ein  Mitglied  aufnehmen,  nur  sie 
die  Rechte  eines  Betheiligten  gewähren  könne,  wesshalb  eine 
Klage  gegen  die  Projectanten  auf  Betheiligung  bei  dem  Ac- 
tienunternehmen    nicht    stattfindet^:    weil   es  sich  hier   nicht 


10)  S.  die  Subscriptionsbedingungen  der  Montania,  Ge- 
sellschaft für  Kohlenbergbau  (Dresden  1858),  X. 

11)  So  das  Heidelberg.  Urtheil  in  Klagesachen  gegen  das 
Taunus-Eisenbahn-Comite  (b.  Beschorner  a.  a.  O.  S.  32)  gegen 
das  Urth.  des  Frankfurt.  Stadtgerichts  v.  September  1837,  wodurch 
Beklagter  für  schuldig  erkannt,  demKIäger  eine  . . .  Betheiligungsurkunde 
bei  dem  Unternehmen  der  anzulegenden  Eisenbahn  ...  zu  liefern  (Be- 
schorner, S.  28);  während  das  0.  A.  G.  in  Lübeck  (1840)  in  Abände- 
rung des  Ileidelb.  Urtheils  erkannte,  dass  die  Klage  richtig  auf  Bethei- 
ligung bei  der  Eisenbahn  angestellt  worden  (S.  Auerbach,  das  Gesell- 
schaftswesen,  S.  238  not.). 

15* 
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um  Aufnahme  in  den  Actien verein,  sondern  um  Verschaffung 
von  Actienrechten  handelt. 

Die  Klage  des  Zeichners  gegen  die  Projectanten  ist  re- 
o-elmässio;  erst  nach  constituirter  Gesellschaft  becrründet.  Sie 
geht  auf  Verschaffung  von  Actienrechten,  worauf  auch  die 
Verurtheilung  zu  stellen  ist;  auch  kann  jene  auf  Ersatz  des 
dem  Kläger  dm-ch  die  Säumniss  der  Beklagten  verursachten 
Schadens,  falls  derselbe  sammt  dessen  Betrage  nachAveisbar, 
gerichtet  werden. 

Die  Unternehmer  können  dem  Subscribenten  die  ver- 
spi'ochenen  Actienrechte  dadurch  verschaffen,  dass  sie  auf 
ihn  Actien  übertragen,  die  sie  als  Ersatz  für  Güter,  welche 
sie  an  die  Gesellschaft  abgetreten,  erhalten,  oder  solche,  die 
sie  fest  übernommen,  oder  dass  sie  von  anderen  Actionären 
Actien  zu  diesem  Zwecke  erwerben,  indem  sie  zugleich  die 
Handlungen  vorzunehmen  haben,  welche,  wie  z.  B.  die  Be- 
wlrkung  des  Eintrags  in  das  Actienbuch,  zu  dem  Zwecke  er- 
fordert, damit  der  Zeichner  die  ihm  zug-esicherte  Betheiligung' 
bei  der  Gesellschaft  habe.  Kommen  sie  der  Verurtheilung 
nicht  nach,  so  kann  der  Kläger  auf  seinen  Antrag  ermäch- 
tigt werden,  sich  auf  Kosten  der  Beklagten  die  ihm  gebüh- 
renden Actien  zu  verschaffen,  oder  sein  Interesse  liqui- 
diren  ^-. 

Dagegen  kann  die  Klage  des  Zeichners  gegen  die  Un- 
ternehmer nicht  statt  auf  Erfülluno;  des  ihm  gegebenen  Ver- 
Sprechens  auf  Bezahlung  der  Differenz  zwischen  dem  Curs- 
werthe  der  Actie  und  deren  Nominalbetrag  gerichtet  werden. 
Denn  hat  zwar  sowohl  nach  gemeinem  Rechte  wie  nach  dem 
AUgem.  deutsch.  Handelsgesetzb.  Art.  357  der  Käufer 
im  Falle  nicht  rechtzeitiger  Lieferung  der  Waare  die  Wahl, 
entweder  die  Erfüllung  des  Vertrags  oder  die  Differenz  zwi- 
schen dem  Kauf-  und  dem  Markt-  oder  Börsenpreise  der 
Waare  zur  Zeit  der  geschuldeten  Lieferung  zu  fordern,  so  han- 
delt es  sich  hier  nicht  um  eine  Forderung  aus  einem  Kaufe, 
und  noch  weniger  um  eine  solche  aus  einem  Handelskaufe. 

Der  Zeichner,  dem  von  den  Pz-ojectanten  die  zugesicher- 
ten Actienrechte  verschafft  werden,  ist  diesen  an  und  für  sich 
zu  keiner  Gegenleistung  verpflichtet;  wohl  aber  gegenüber 
der  Gesellschaft  aus  seiner  Zeichnung  verbunden.  Sind  je- 
doch auf  die  ihm  verschafften  Actien  anderweitige  statuten- 


12)  "Wetzeil,  Syst.  des  Civilprocesses,  S.  492.  IV. 
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massige  Einzahlungen  als  diejenigen,  welche  der  Subscribent 
bei  der  Zeichnung  gemacht,  geleistet,  so  hat  er  diese  den 
Projectanten  zu  vergüten. 

AVenn  die  Klage  des  Zeichners  gegen  die  Unterneh- 
mer auf  Verschaffung  von  Actienrechten  erst  mit  der  Con- 
stituirung  der  Gesellschaft  begründet,  so  kann  doch  unter 
Umständen  schon  früher  jenem  eine  Klage  aeo-en  diese  zu- 
stehen.  Dies  wird  dann  der  Fall  sein,  wenn  die  Projectan- 
ten nach  Massgabe  des  von  ihnen  bekannt  gemachten  Planes 
die  Verpflichtung  übernommen,  den  Subscribenten  eine  schrift- 
liche Zusicherung  der  Betheiligung  bei  der  künftigen  Gesell- 
schaft, eine  Betheiligungs-  oder  Actienpromesse  (Cer- 
tificat)  zu  liefern,  welche  weder  mit  dem  Anmeldungs- 
scheine oder  der  Interimsquittung  zu  verwechseln,  die 
den  Zeichnern  über  die  von  ihnen  bei  der  Subscriptlon  ge- 
leisteten Zahlungen  oder  hinterlegten  Werthe  ausgestellt  wird, 
noch  auch  mit  den  die  Actienscheine  vertretenden  Actien- 
promessen,  die  Namens  der  in's  Leben  getretenen  Gesell- 
schaft vor  völliger  Einzahlung  der  Actienbeträge  oder  eines 
gewissen  Theiles  derselben  ausgegeben  werden.  Selbstver- 
ständlich kann  nämlich  der  Zeichner  auch  auf  die  Erfüllung; 
eines  solchen  Versprechens,  d.  h.  auf  Lieferung  der  zuge- 
sagten Scheine  in  dem  zu  diesem  Zwecke  von  vorn  herein 
festgesetzten  Termine,  und  in  Ermangelung  eines  solchen  je- 
denfalls in  dem  Zeitpuncte,  in  welchem  anderen  in  der  nämli- 
chen Lage  befindlichen  Subscribenten  die  in  Frage  stehenden 
Urkunden  zugestellt  worden  sind,  klagen;  und  auch  im  Falle 
einer  Säumniss  den  ihm  daraus  erwiesenermassen  erwachse- 
nen Schaden  ersetzt  verlangen.  Eine  Klage  auf  die  Curs- 
differenz  ist  aber  hier  so  Avenio;  wie  nach  Constituirunsf  der 
Gesellschaft  möglich  ^^,  weil  es  sich  hier  wie  dort  nicht  um 
eine  Forderung  aus  einem  Kaufe  und  noch  weniger  um  eine 
solche  aus  einem  Handelskaufe  handelt. 

Von  einer  wirksamen  Ausklagung  der  Unternehmer  kann 
übrigens  natürlich  nur  Seitens  solcher  Zeichner  die  Rede 
sein,  welchen  eine  Betheiligung  beim  Aetienunternehmen  an- 
geboten und  beziehungsweise  zugesagt  worden.  Geschah 
demnach  z.  B.  die  Aufforderung  zur  Betheilio-uno;  bei  einer 
projectirten  Gesellschaft   an  die   Bürger  und  Handelsfirmen 


]3)  Dagegen  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen,  S.  240,  indem  er 
vom  unrichtigen  Gesichtspuncte  eines  Kaufs  ausgeht. 
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einer  Stadt,  mit  Ausschluss  der  Anstalten  und  Frauen ^^,  so 
sind  die  Projectanten  jedenfalls  nur  den  Zeichnern  verbun- 
den, welche  die  erforderten  Eigenschaften  vereinigen.  Auch 
müssen  selbstverständlich  die  Vermögensverhältnisse  des 
Zeichners  eine  Gewähr  für  die  Erfüllung  der  von  demselben 
mittelst  der  Zeichnung  übernommenen  Verbindlichkeiten  dar- 
bieten, da  die  Zahlungsfähigkeit  des  Subscribenten,  wie  be- 
reits früher  gezeigt,  die  in  der  Natur  der  Sache  begründete 
Voraussetzung  der  Wirksamkeit  der  Zeichnung  ist.  Doch 
kann  der  Zeichner  eine  aus  seiner  angeblichen  Zahlungsun- 
fähigkeit hergenommene  Einrede  der  Projectanten  durch  die 
sofortige  Hinterles-uns^  des  Betrags  der  ihm  zugesicherten 
Actien  beseitigen. 

An  Stelle  des  Zeichners  können  übrigens  dessen  Rechts- 
nachfolger gegen  die  Unternehmer  klagen,  in  welcher  Hin- 
sieht  namentlich  hervorzuheben,  dass  die  von  diesen  letzteren 
gegebene  Zusicherung  der  Verschaffung  von  Actienrechten 
übertragbar  ist  und  dass  die  eine  solche  Uebertragung  ver- 
mittelnden Betheiligungsscheine  den  Character  von  Werth- 
papieren  haben,  die  in  den  Börsenhandel  kommen  können  ^^ 

Dagegen  bedarf  es  kaum  der  Erwähnung,  dass,  wenn 
die  Summe  der  dem  Einzelnen  durch  den  Plan  gestatteten 
Zeichnung  vom  Subscribenten  überschritten  worden,  dieser, 
so  wie  er  über  den  ihm  planmässig  zur  Verfügung  gestellten 
Betrag  hinaus  nicht  verpflichtet,  so  auch  jedenfalls  nur  nach 
Massgabe  eben  dieses  Betrags  gegenüber  den  Projectanten 
berechtigt  wird. 

Andererseits  ist  derselbe  aber  keineswegs  immer  befugt, 
gerade  für  diesen  Betrag  von  den  Unternehmern  die  Ver- 
Schaffung  von  Actienrechten  zu  fordern.  Denn  es  kann 
durch  den  Prospect,  mittelst  dessen  zu  Anmeldungen  aufge- 
fordert und  eine  Betheiligung  beim  Actienunternehmen  den 
Zeichnern  zugesichert  worden,  eine  Kürzung  der  gezeichne- 
ten Beträge  für  den  Fall,  dass  die  Gesammtsumme  derselben 


14)  Grundsätze  u.  Formen  für  die  Unterzeichnung  u.  Ver- 
theilung  der  ersten  20,000  Actien  der  Fr  an  furter  Bank,  §.  2. 

15)  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen,  S.  240  i.  A.  —  Dies  ist 
übrigens  auch  hinsichtlich  solcher  Betheiligungsscheine  der  Fall,  mit  wel- 
chen keinerlei  Recht,  sondern  eine  blosse  Aussicht  auf  Betheiligung  bei 
einer  künftigen  Actiengesellschaft  verbunden.  Ueber  den  mit  solchen 
Papieren  getriebenen  Schwindel  s.  Schäffle,  deutsche  Vierteij ahr- 
schrift  1856,  Heft  4,  S.  56  fg. 


§.  24.  Die  Beeilte  der  Zeichner  aus  der  Actienzeichnung.    231 

das  benöthigte  oder  zur  Verfügung  gestellte  Capital  über- 
steigen sollte,  ausdrücklich  vorbehalten  sein,  so  wie  sich  auch 
ein  solcher  Vorbehalt  nach  der  Art  und  Weise,  wie  die 
Zeichnungen  gesammelt  worden,  von  selbst  verstehen  kann. 

Bei  einem  solchen  ausdrücklich  gemachten  oder  doch 
sich  von  selbst  verstehenden  Vorbehalte  ist  der  Anspruch 
des  Subscribenten  gegen  die  Unternehmer  auf  Verschaffung 
von  Actienrechten  und  beziehungsweise  Ausstellung  von  Be- 
theiligungsscheinen  seinem  Betrage  nach  insoferne  unbe- 
stimmt, als  dieser  letztere  durch  eine  nach  der  Gesammt- 
summe  der  stattgehabten  Actienzeichnungen  vorzunehmende 
Eepartition  festgesetzt  werden  soll.  Ebenso  ist  aber  jener 
Anspruch  in  seiner  Existenz  insoferne  unsicher,  als  er  nicht 
allein  von  dem  Zustandekommen  der  projectirten  Gesellschaft, 
sondern  auch  davon  abhängt,  dass  durch  die  in  Aussicht  ge- 
stellte Vertheilung  die  betreffende  Zeichnung  nicht  ganz  und 
gar  ausfällt.  Da  nämlich  das  Minimum  der  möglichen  Be- 
theiligung bei  einem  Actienunternehmen  regelmässig  Eine 
Actie  (unter  Umständen  Ein  Actientheil)  ist,  so  kann  die 
nothwendig  gewordene  Kürzung  der  Subscriptionsbeträge  zur 
völligen  Ausschliessung  derjenigen  führen,  welche  nur  Eine 
oder  einige  Actien  orezeichnet  haben.  Gesetzt  z.  B.  es  soll 
nach  dem  Plane,  falls  die  Zeichnungen  die  Summe  des  Ac- 
tiencapitals  übersteigen,  eine  verhältnissmässige  Repartition 
eintreten,  und  es  sind  statt  30,000  Actien  h  100  Thlr.,  welche 
für  die  Bildung  des  auf  300,000  Thb.  veranschlagten  Capi- 
tals  nöthig,  60,000  gezeichnet,  so  ist  es  klar,  dass  nur  auf 
Zeichnungen  von  200  Thlrn.  Ein  Actienanspruch  fällt,  und 
dass  diejenigen,  welche  bloss  für  Eine  Actie  subscribirt,  in 
Ausfall  kommen. 

Wie  aber  die  Zeichner  gegenüber  der  Actiengesellschaft 
keinen  Anspruch  auf  eine  richtige  Repartition  haben,  sie  viel- 
mehr für  die  ganze  gezeichnete  Summe  gegen  Gewährung 
entsprechender  Actienrechte  bei  deren  Capitale  sich  zu  be- 
theiligen verbunden  (S.  p.  215),  so  gelten  dagegen  andere 
Grundsätze  im  Verhältnisse  der  Subscribenten  zu  den  Pro- 
jectanten,  welche  ihnen  die  Verschaffung  von  Actienrechten 
zugesichert.  Diesen  letztern  o-e^enüber  brauchen  sich  nämlich 
die  Zeichner  nur  eine  richtige  Kürzung  gefallen  zu  lassen, 
aus  welchem  Grunde  denn,  wie  früher  gezeigt,  von  einer  Be- 
rechtifjun«:  derselben  ffejxen  die  Unternehmer  überall  nicht  die 
Rede   sein   kann,   wo   nach   dem  Programme  die  Repartition 
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in  die  Willkühr  der  Gründer  gestellt  oder  eine  Anfechtung 
der  vorgenommenen  Vertheilung  für  unstatthaft  erklärt  ist. 
Hiernach  können  denn  die  Subscribenten,  welche  überhaupt 
aus  der  Zeichnung  berechtigt,  falls  sie  durch  die  vorgenom- 
mene Repartltion  ausgeschlossen  oder  auf  eine  geringere 
Betheiligung  angewiesen  worden,  unter  dem  Nachweise  der 
Unrichtigkeit  jener  Berechnung  von  den  Unternehmern  die 
Verschaffung  der  ihnen  zugesicherten  und  nach  richtiger  Ver- 
theilung zukommenden  Actienrechte  fordern. 

Die  Grundsätze  aber,  nach  welchen  die  sich  als  nöthig 
herausstellende  Repartition  vorzunehmen,  sind  öfter  durch  den 
Prospect,  mittelst  dessen  zur  Actienzeichnung  eingeladen  wor- 
den, aufgestellt,  indem  laut  demselben  sämmtliche  Theil- 
nehmer  sich  eine  verhältnissmässige  Kürzung  ihrer  Subscrip- 
tionsbeträge  gefallen  lassen  müssen ^^,  oder  im  Falle  die  Sub- 
scription  die  Actienzahl  übersteigt,  eine  verhältnissmässige 
Repartition  eintreten  soll  ^^.  Nach  andern  Programmen  soll 
jeder  Unterzeichner  von  zwei  oder  mehr  Actien  wenigstens 
Eine  Actio  erhalten,  während  die  alsdann  noch  verbleibenden 
Actien  nach  dem  arithmetischen  Verhältnisse  der  die  Zahl 
von  1000  Fl.  (2  Actien)  überschreitenden  Anmeldungssummen 
vertheilt  werden,  die  bei  dieser  Vertheilung  sich  etwa  erge- 
benden Theilbeträge  unter  einer  Actiensumme  von  500  Fl. 
aber  der  Gesellschaft  selbst  anfallen,  zusammengelegt  und 
von  dieser  verwerthet  werden  sollen  ^^. 

Wo  aber  der  Plan,  auf  dessen  Grund  die  Betheiligung 
an  der  projectirten  Actiengesellschaft  zur  Verfügung  gestellt 
worden,  keine  oder  nicht  ausreichende  Bestimmungen  über 
die  Art  enthält,  wie  eine  nöthig  werdende  Reduction  der  ge- 
zeichneten Actienbeträsre  vorgenommen  werden  soll,  ist  die- 
selbe  der  Natur  der  Sache  nach  im  Verhältnisse  dieser  Be- 
träge vorzunehmen  ^^,  soweit  eine  solche  verhältnissmässige 
Kürzung  sich  mit  dem  Grundsatze  verträgt,  dass  die  Bethei- 
ligung bei  einem  Actienunternehmen  nur  mit  einer  oder  mit 


16)  Programm   des   Frankfurt.  Taunus-E  isenbahn-Comi- 
tes  bei  Goldschmidt,  der  Lucca-Pistoja-Actienstreit,  S.  LXVIII. — 

17)  Subscriptionsbedingungen     der    Montania,     Gesell- 
schaft für  Kohlenbergbau  (Dresden  1858),  III. — 

18)  Grundsätze  und  Formen  für  die  Unterzeichnung  und 
Vertheilung  der  Actien  der  Frankfurter  Bank  (1854),   §§.9.10 

19)  Dies  bestimmt  ausdrücklich  das  Russische  Reglement  von 
1836,  Art.  28. 
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mehreren  im  Voraus  festbestimmten  Summen,   die  im  Plane 
bezeichnet  sind  und  bezeichnet  sein  müssen,  möglich. 

Sind  demnach  zur  Bildung  eines  Capitals  von  300,000 
Thlr.  3000  Actien  ä  100  Thlr.  zur  Subscription  gestellt  und 
600,000  Thlr.  gezeichnet,  und  zwar  in  folgendem  Verhält- 
nisse : 

1000  Subscribenten  haben  jeder  300  Thlr.  gezeichnet 

=  300,000  Thlr., 
1000,  jeder  200  Thlr.  =  200,000  Thlr., 
1000,  jeder  100  Thlr.  =  100,000  Thlr.; 
so  hat  vorerst  jeder  Zeichner  der  ersten  Categorie  Anspruch 
auf  Eine  Actie,  und  jeder  Subscribent  der  zweiten  desglei- 
chen, womit  von  dem  veranschlagten  Grundcapitale  200,000  Thlr. 
gedeckt  sind.  Die  weitere  BetheiHgung  von  100,000  Thlrn. 
aber,  die  noch  zu  vergeben,  kann,  soferne  nicht  halbe  oder 
gar  Viertels-Actien  bei  der  projectirten  Gesellschaft  im  Pro- 
specte  in  Aussicht  genommen,  nicht  auf  die  Zeichner  der 
beiden  ersten  Categorien  für  den  auf  200,  und  beziehungs- 
weise 100  sich  belaufenden  Rest  der  einzelnen  Zeichnungen, 
und  auf  die  Subscribenten,  die  sich  überhaupt  nur  für  100 
betheiligen  zu  wollen  erklärt,  vertheilt  werden.  Vielmehr  ist 
hier  nur  der  Ausweg  einer  Verloosung  gegeben,  welche  die 
Betheiligung  beim  Actienvereine,  die  sich  nicht  verhältniss- 
mässig  vertheilen  lässt,  zum  Gegenstande  hat. 

In  diesem  Sinne  bestimmte  denn  auch  der  Entwurf 
eines  bürgerlichen  Gesetzbuchs  für  das  K.  Sachsen 
(1852),  §.  1351,  Abs.  3: 

„Im  Falle   einer  durch  zu  zahlreiche  Zeichnungen   ge- 

„schehenen   Uebersteigung  der   Zahl   der  Actien  haben 

..die  Zeichner  nur  Anspruch  auf  einen  verhältnissmUssi- 

..gen  Theil,  so  wie  Verloosung  des  Rests,  welcher  sich 

„nicht  verhältnissmässig  vertheilen  lässt,  unter  die  Zeich- 

„ner  nach  Massgabe  der  von  ihnen  gezeichneten  Actien;" 

während  in   der  Nürnberger   Conferenz   die,   aus   früher 

angedeuteten  Gründen  freilich  nicht  erfolgte  Aufnahme  eines 

Artikels  folgenden  Inhalts  in  das  Allg.  deutsche  Ilandels- 

gesetzb,  vorgeschlagen  wurde: 

„Im  Falle  einer  durch  zahlreichen  Beitritt  geschehenen 
„Uebersteigung  der  Antheile  oder  Summen,  worauf  die 
„Bekanntmachung  lautet,  haben  die  Beitretenden,  soferne 
„in  dem  Plane  nicht  etwas  anderes  bestimmt  wird,  nur 
„einen  Anspruch  auf  einen  verhältnissmässigen  Theil  so 


234  Die  Herstellung  des  Grundcapitals. 

„Avie  Verloosung  des  Rests,  welcher  sicli  nicht  verhält- 
„nissmässig  vertheilen  lässt,  unter  die  Beitretenden  nach 
„Massgabe  der  von  ihnen  gezeichneten  Antheile  oder 
„Summen.''  -^ 
Jene  Verloosung  wird  aber  in  der  Art  Statt  zu  finden  haben, 
dass  die  einzelnen  Zeichnungen  nur  dann  und  nur  insoweit 
daran  Theil  nehmen,  als  auf  dieselben  nicht  bereits  entspre- 
chende Actienansprüche  repartirt  worden.  Der  Zeichner  für 
200  Thlr.,  dem  der  Anspruch  auf  Eine  Actie  zugewiesen  wor- 
den, wird  demnach  nach  Massgabe  von  100,  d.  h.  mit  Einem 
Loose  an  der  Verloosung  Theil  nehmen,  wie  derjenige,  der 
überhaupt  nur  für  100  Thlr.  subscribirt  hat;  wälirend  der 
Zeichner,  der  sich  mit  300  Thlr.  betheiligen  zu  wollen  erklärt 
und  bei  der  Repartition  nur  den  Anspruch  auf  Eine  Actie 
zugewiesen  erhalten,  mit  zwei  Loosen  bei  der  Verloosung  be- 
theiligt sein  wird. 

Die  Zeichner,  sehen  wir,  sind  durch  die  Zeichnung  jeden- 
falls dem  Actienvereine,  falls  derselbe  in's  Leben  tritt,  bis 
zum  gezeichneten  Betrage  gegen  Gewährung  entsprechender 
Actienrechte  obligirt.  Andererseits  können  sie,  je  nach  Um- 
ständen ,  gegenüber  den  Unternehmern  den  Anspruch  auf 
Verschaffung  von  Actienrechten  im  Verhältnisse  zum  gezeich- 
neten oder  doch  nach  richtigen  Grundsätzen  gekürzten  Be- 
trase ihrer  Zeichnunjjj  erworben  haben. 

Ganz  abgesehen  davon  aber,  ob  die  Projectanten  eine 
derartige  Verpflichtung  eingegangen  oder  nicht  eingegangen, 
haften  sie  den  Zeichnern  in  jedem  Falle  wegen  doloser  un- 
richtiger Angabe  thatsächlicher  Verhältnisse  oder  Verschwei- 
gung  solcher  Umstände,  deren  Kenntniss  für  die  Beurtheilung 
der  Empfehlungswürdigkeit  des  Unternehmens  von  Bedeu- 
tung, und  die,  wenn  sie  bekannt,  einen  vorsichtigen  Geschäfts- 
mann von  der  Betheiligung  bei  demselben  abgehalten  haben 
würden.  Sie  haften  z.  B.  den  Subscribenten,  wenn  sie  bei 
der  Aufforderung  zur  Zeichnung  eine  für  den  Betrieb  der  pro- 
jectirten  Gesellschaft  nothwendige  Coucession  wissentlich  als 
für  die  Dauer  von  90  Jahren  ertheilt  angegeben,  während  sie 
nur  auf  10  Jahre  erlangt,  oder  wenn  sie  bei  der  Einladung 
zu  Zeichnungen  für  eine  Eisenbahngesellschaft  wissentlich 
verschwiegen,  dass  eine  anderweitige  Eisenbahnverbindung 
in  der  nämlichen  Richtuno;  bereits  beschlossen. 


Protocolle  S.  379  a.  E.  u.  S.  380. 
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Die  Projectanten  haften  Avegen  solcher  unrichtiger  An- 
gaben oder  des  Verschweig-ens  von  Umständen  der  bezeich- 
neten  Art  um  desswillen,  weil  in  der  Aufforderung  zu  Ac- 
tienzeichnungen  die  Ertheilung  eines  ßaths  liegt.  Nach  dem 
Satze:  „consilii  non  fraudulenti  tiulla  obligatio  est"-^,  haften 
sie  jedoch  nur  wegen  dolosen  Verhaltens,  indem  sie  unter 
dieser  Voraussetzung  von  den  Subscribenten  mit  der  actio 
doli  zum  Ersätze  des  aus  der  Befolgung  ihres  Raths  ein";e- 
tretenen  Schadens  angehalten  werden  können,  während  diese 
Klage  nach  richtiger  Ansicht  auf  eine  blosse ,  wenn  auch 
grobe  cidjDa  nicht  gegründet  zu  werden  vermag-^.  / 

§.  25. 

Zusammenstellung  der  gewonnenen  Ergebnisse.  —  Der  Ein- 
fluss  des  Umstandes,  dass  das  veranschlagte  Capital  nicht 
aufgebracht,  auf  den  rechtlichen  Bestand  des  Actienvereins. 

Das  Ergebniss  der  vorstehenden  Erörterungen  über  die 
Bedeutung  der  Actienzeichnung  und  die  daraus  entstehenden 
Rechtsverhältnisse  lässt  sich  auf  folgende  Sätze  zurückführen. 

Zwischen  den  Actienzeichnern  als  solchen  besteht  kei- 
nerlei Rechtsverhältniss ;  auch  wird  ein  solches  nicht  nothwen- 
dig  zwischen  den  einzelnen  Subscribenten  und  dem  oder  den 
Unternehmern  begründet,  indem  zwischen  diesen  Personen 
weder  ein  Mandats-,  noch  ein  Kauf-  oder  kauf  ähnliches  Ver- 
hältniss  vorliegt. 

Vielmehr  nehmen  die  Projectanten  zu  Händen  des  pro- 
jectirten  Actienvereins  das  von  ihnen  veranlasste  Verspi'cchen 
der  Actienzeichner  entgegen,  sich  beim  Capitale  des  Actien- 
unternehmens  bis  zum  gezeichneten  Betrage  gegen  Gewäh- 
rung entsprechender  Actienrechte  betheiligen  zu  wollen.  Der 
zwischen  den  Unternehmern  und  den  einzelnen  Zeichnern  ab- 
geschlossene Vertrag  ist  zum  Vortheile  eines  Dritten,  der  in 
Bildung  begriffenen  Gesellschaft,  abgeschlossen,  und  obligirt 
seinem  Wesen  nach  allein  die  Subscribenten,  obwohl  diese 
nur  in  bedingter  Weise. 

Möglich  ist  es  freilich,  dass  die  Unternehmer  nach  der 
Art  und  Weise,  wie  sie  zur  Betheiligung  bei  dem  beabsich- 
tigten Actienuntcrnehmen  aufgefordert,  den  Zeichnern  zur 
Verschaffuno:  von  Actienrechten  obligirt  sind. 


21)  1.  47pr.D.deR.  J.  (50.  17). 

22)  Goldschmidt,  der  Lucca-Pistoja-Actienstreit,  S.  81  not. 
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Allein  auch  in  einem  solchen  Falle  liegt  hier  kein  zwei- 
seitiges Geschäft  vor,  sondern  sind  durch  die  Zeichnung  zwei 
verschiedene  und  an  und  für  sich  von  einander  ganz  unab- 
häncrige  RechtsEfeschäfte  zum  Abschlüsse  grekommen.  — 

Die  Actienzeichner  sind  dem  in's  Leben  getretenen  Ver- 
eine obligirt;  sie  sind  zur  Betheiligung  bei  dessen  Capitale 
mit  dem  gezeichneten  oder  gekürzten  Betrage,  allerdings  ge- 
gen Gewährung  entsprechender  Actienrechte  verbunden,  ohne 
dass  sie  jedoch  einen  Anspruch  auf  Minderung  oder  grössere 
Herabsetzung  der  gezeichneten  Summe  hätten. 

Die  Subscribenten  haben  andererseits  gegenüber  den  Un- 
ternehmern Anspruch  auf  Verschaffung  von  Actienrechten  im 
gezeichneten  oder  gekürzten  Betrage,  wobei  sie  sich  jedoch 
jenen  gegenüber  nur  eine  richtige  Kürzung  gefallen  lassen 
müssen. 

In  jedem  Falle  sind  jedoch  die  Projectanten,  indem  sie  zur 

Zeichnung  auffordern  oder  die  Betheiligung  bei  der  projectir- 

ten  Gesellschaft  zur  Verfüg-uno;  stellen,  Ratligeber  und  dess- 
en     o  '  o 

halb  für  den  aus  einem  Consilium  fraudulentum  erwachsenen 
Schaden  verantwortlich. 

Es  kann  aber,  wie  schon  früher  gezeigt  worden  (s.p.  218  flg.), 
der  Fall  eintreten,  dass  das  für  den  projectirten  Verein  ver- 
anschlagte Stammcapital,  obw^ohl  es  gezeichnet  und  demnach 
aufgebracht  zu  sein  scheint,  sich  dennoch  als  in  AVirklichkeit 
nicht  vollständig  hergestellt  erzeigt,  weil  der  Nachweis  gelie- 
fert wird,  dass  eine  Anzahl  von  Zeichnungen  nur  zum  Scheine 
Statt  gefunden,  oder  dass  sie  von  unfähigen  oder  insolventen 
Personen  u.  s.  w.  gegeben  worden. 

Dass  ein  solches  Verhältniss  nun  das  Zustandekommen 
der  beabsichtigten  Gesellschaft  zu  hindern  geeignet,  ist  klar. 
Denn  abgesehen  davon,  dass  der  Staat  die  etwa  erforderliche 
Genehmigung  aus  dem  Grunde  verweigern  kann,  weil  sich  das 
nöthige  Capital,  des  Gesammtbetrags  der  Zeichnungen  un- 
erachtet,  als  nicht  aufgebracht  erzeigt,  können  Subscribenten 
mittelst  des  Nachweises,  dass  das  veranschlagte  Grundcapital 
in  Wirklichkeit  nicht  vorhanden  und  die  Zeit  für  den  Beginn 
der  Gesellschaft  vorüber  sei,  ihren  Rücktritt,  unter  Zurück- 
forderung  der  bei  der  Zeichnung  etwa  hinterlegten  Summen 
oder  Werthe,  erklären,  und  durch  ein  solches  Zurücktreten, 
namentlich  wenn  es  für  grössere  Summen  geschieht,  die  Un- 
ternehmer sich  genöthigt  sehen,  den  projectirten  Actien verein 
aufzuo-eben. 
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Indessen  Ist  es  möglich,  dass  auf  die  Voraussetzung  hin, 
es  sei  das  veranschlagte  Stammcapital  aufgebracht,  die  für 
die  Perfection  der  Compagnie  erforderlichen  Schritte  gesche- 
hen sind,  dass  die  Verfassung  des  Vereins  festgesetzt,  dessen 
Organe  bestellt,  die  etwa  erforderliche  Staatsgenehmigung 
eingeholt  und  erlangt  worden,  die  nöthigen  Bekanntmachun- 
gen Statt  gefunden  haben,  ja  die  Actiengesellschaft  als  solche 
in  Wirksamkeit  getreten  ist.  Stellt  sich  nun  in  einem  solchen 
Falle  heraus,  dass  ein  Theil  des  Grundcapitals ,  mit  welchem 
die  Gesellschaft  planmässig  ihre  Wirksamkeit  beginnen  sollte, 
in  Wirklichkeit  nicht  vorhanden,  weil  eine  Anzahl  Zeichnun- 
gen simulirt  oder  uno-ültio;  oder  unverbindlich  u.  s.  w.,  so  kann 
es  zwar,  wie  wir  früher  ausgeführt,  keinem  Zweifel  unterlie- 
gen, dass  die  Zeichner,  welche  nicht  in  die  Constituirung  des 
Vereins  mit  dem  geringeren  Capitale  eingewilligt,  zum  Rück- 
tritte befugt  sind,  womit  aber  noch  keineswegs,  wie  Jolly 
meint  ^,  die  Frage  erledigt,  wie  es  sich  mit  dem  rechtlichen 
Bestände  der  Actiengesellschaft  selbst  verhält. 

In  der  That  kann  es  nun  vorerst  in  Ansehung  der  Frage, 
ob  ein  Verein,  der  sich  als  Actienverein  constituirt,  rechtlich 
als  in  dieser  Eigenschaft  entstanden  zu  betrachten,  nicht  mehr 
darauf  ankommen,  ob  das  ursprünglich  veranschlagte  Capital 
vorhanden  gewesen,  sondern  nur  darauf,  ob  dasjenige  Capital, 
auf  das  hin  die  Gesellschaft  gegründet  worden,  welches  in 
deren  Statuten  bezeichnet,  und  dessen  Höhe  in  der  gesetzlich 
erforderten  Weise  bekannt  gemacht,  wirklich  aufgebracht 
worden  ist  oder  nicht. 

Aus  diesem  Grunde  ist  es  zunächst  zweifellos,  dass  wenn 
das  veranschlagte  Capital  nicht  beisammen,  sei  es,  weil  es 
nicht  vollständig);  gezeichnet  worden  oder  weil  einzelne  Zeich- 
nungen  sich  als  ungültig  oder  unverbindlich  oder  von  Zah- 
lungsunfähigen  vorgenommen,  herausgestellt,  während  der 
hierdurch  entstandene  Ausfall  mittelst  anderer  Subscriptionen 
nicht  gedeckt  worden,  dies  für  den  rechtlichen  Bestand  der 
Actiengesellschaft  dann  schlechtweg  irrelevant  ist,  wenn  in 
den  Statuten,  auf  deren  Grund  die  Constituirung  derselben 
geschehen,  die  Höhe  des  wirklich  aufgebrachten  Grundcapi- 
tals bezeichnet,  diese  auch  in  der  etwa  gesetzlich  verlangten 
Publication  bekannt  gemacht  worden  ist. 

Nicht  so  einfach  dagegen  ist  die  Beantwortung  der  PVage 


1)  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.  357.  358. 
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nach  dem  rechtlichen  Bestände  einer  als  Actienverein  consti- 
tuirten  Verbindung,  Avenn  sich  nachher  erzeigt,  dass  das  in 
den  Statuten  bezeichnete,  und  je  nach  der  massgebenden  Ge- 
setzgebung auch  öffentlich  bekannt  gemachte  anfängliche 
Stammcapital,  in  dieser  Höhe  nicht  aufgebracht  Avorden,  sei 
es  dass  die  Actienzeichnungen  diesen  Betrag  nicht  erreicht 
oder  dass  sie  zum  Theile  simulirt  oder  ungültig  u.  s.  w.  ge- 
weseü. 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  eine  Actiengesellschaft 
so  lange  rechtlich  nicht  vorhanden,  als  ihr  Grundcapital  nicht 
festgesetzt,  und,  wenigstens  nach  manchen  Gesetzen,  nicht 
öffentlich  bekannt  gemacht  ist,  so  wie  ferner,  dass  in  der  An- 
gabe einer  gewissen  Hohe  des  anfänglichen  Stammcapitals  in 
den  Statuten,  auf  deren  Grundlage  der  Actienverein  in's  Le- 
ben getreten,  die  Erklärung  liegt,  dass  dieses  Capital  wirklich 
vorhanden  sei.  Sonach  kann  es  sich  hier  allein  um  die  Frage 
handeln,  ob  der  Umstand,  dass  der  Betrag  des  wirklich  auf- 
gebrachten Actiencapitals  der  in  den  Statuten ,  und  bezie- 
hungsweise in  der  gesetzlich  erforderten  Publication  angege- 
benen Höhe  desselben  nicht  entspricht,  dass  mit  a.  W.  die 
letztere  Angabe  unrichtig,  die  Entstehung  der  Actiengesell- 
schaft als  solcher  hindert. 

Wir  glauben  dies  verneinen  zu  müssen.  Denn  kann 
allerdings  ein  Actienverein  ohne  ein  Grundcapital  weder  ent- 
stehen noch  bestehen,  ist  ferner  die  Angabe  der  Höhe  dessel- 
ben  in  den  Statuten  ein  formelles  Erforderniss  für  die  Ent- 
stehung einer  solchen  Gesellschaft,  so  ist  doch  der  rechtliche 
Bestand  einer  Actienverbindung  nicht  durch  das  Vorhanden- 
sein eines  bestimmten  Capitalbetrags  bedingt,  und  vermag 
demnach  die  Unrichtigkeit  der  Angabe  dieses  Capitals  die 
Entstehung  einer  Gesellschaft,  welche  alle  wesentlichen  Er- 
fordernisse einer  Actiengesellschaft  vereinigt,  in  dieser  letz- 
teren Eigenschaft  nicht  zu  behindern.  Die  entgegengesetzte 
Meinung,  wonach, das  wirkliche  Zusammenkommen  der  fest- 
gesetzten Summe  Avesentliches  Erforderniss  für  die  Entste- 
hung des  Actienvereins  ist-,  richtet  sich  unsers  Erachtens  von 
selbst  durch  die  Consequenz,  zu  welcher  sie  führt,  dass  näm- 


2)  So  Jolly  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XL  S.  358, 
der  übrigens,  wie  bereits  angedeutet,  die  Frage  nach  dem  rechtlichen 
Bestände  des  Actienvereins  und  diejenige  nach  der  VerbindUclikeit  des 
einzelnen  Zeichners  durch  einander  wirft. 
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Hell  ein  solcher  Verein  schon  wegen  der  Unverbindlichkeit 
einer  einzelnen  Zeichnung  als  ein  rechtlich  nie  dagewesener 
betrachtet  werden  müsste. 

Hiero;ea;en  vermao-  man  sich  mit  Grund  nicht  darauf  zu 
berufen,  dass  die  Gläubiger,  welche  Ansprüche  aus  Geschäf- 
ten, die  Namens  der  Actiengesellschaft  abgeschlossen  worden, 
hätten,  in  Folge  der  unrichtigen  Angabe  des  Grundcapitals 
zu  Schaden  kommen  könnten,  weil  sie  einem  solchen  Scha- 
den auch  bei  richtiger  Bezeichnung  der  Höhe  des  Stamm- 
capitals,  so  z.  B.  in  dem  Falle,  dass  dasselbe  bei  Beginn  der 
Wirksamkeit  des  Vereins  durch  unglückliche  Speculationen 
vermindert  worden,  ausgesetzt  sind. 

Auch  kann  ein  Gläubiger,  zu  dessen  Zahlung:  das  Ge- 
sellschafts vermögen  nicht  ausreicht,  w^enn  er  nachweist,  dass 
das  anfängliche  Grundcapital  in  der  statutenmässig  bezeich- 
neten oder  bekannt  gemachten  Höhe  von  vorn  herein  nicht 
vorhanden  gewesen,  und  dass  er,  wenn  das  angegebene  Ca- 
pital wirklich  aufgebracht  gewesen  wäre,  zur  ganzen  oder 
theilweisen  Zahlung  gelangt  sein  würde,  den  Ersatz  des  er- 
littenen Ausfalls  mit  der  actio  doli  gegen  den  oder  diejenigen 
verlangen,  welche,  wie  z.  B.  Unternehmer,  wissentlich  jene 
unwahre  Angabe  veranlasst  haben. 

Bei  Beantwortung  der  vorstehenden  Frage  haben  wir  von 
dem  Falle  abgesehen,  dass  nach  Massgabe  der  einschlagen- 
den Gesetzgebung  zur  Errichtung  eines  Actienvereins  die 
Staatsgenehmigung  erforderlich.  Wie  es  sich  nun  dann  ver- 
hält, wenn  diese  letztere  auf  die  Grundlage  von  Statuten  er- 
theilt  worden,  welche  die  Höhe  des  Grundcapitals  in  Avahr- 
heitswidriger  Weise  bezeichnet,  oder  unter  der  Voraussetzung, 
dass  ein  solches  Capital  von  einem  bestimmten  Betrage  noch 
aufgebracht  werde,  während  sich  die  Gesellschaft  mit  einem 
geringeren  Capitale  constituirt,  kann  erst  später  untersucht 
werden  (s.  §.  33). 

II.     Die  Statuten. 

Die  Bedeutung  der  Statuten;  die  Art  ihrer  Festsetzung. 
Das  Zustandekommen  einer  Actiengesellschaft  ist  nicht 
allein  dadurch  bedingt,  dass  ein  Capital  für  das  beabsichtigte 
Unternehmen  hergestellt,  sondern  auch  durch  das  Vorhanden- 
sein von  Statuten. 
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Verfolgt  nämlich  die  Actiengesellschaft,  wie  früher  ge- 
zeigt worden,  als  Ein  Ganzes  unter  eigenem  Namen  selbst- 
ständige Zwecke,  kann  sie  insbesondere  zu  ihren  Mitgliedern 
wie  zu  dritten  Personen  in  die  verschiedensten  rechtlichen 
Beziehungen  treten,  so  bedarf  sie  nothwendig  Normen,  welche 
ihren  Organismus  bestimmen;  Regeln,  welche  insbesondere 
den  Gegenstand  ihres  Unternehmens,  den  Namen,  unter  wel- 
chem sie  auftreten  soll,  die  Höhe  des  Grundcapitals  und  der 
einzelnen  Theile,  in  die  es  zerlegt,  so  wie  die  Einrichtung 
der  Willensorgane  des  Vereins,  das  Machtgebiet  und  die  Art 
der  Bestellung  derselben  festsetzen.  Es  bedarf  mit  a.  W. 
jeder  Actienverein  einer  Verfassung,  welche  gegeben  sein 
muss,  ehe  und  bevor  derselbe  zur  rechtlichen  Existenz  ge- 
langen kann. 

Während  es  nun  Corporationen  giebt,  deren  Verfassung, 
wie  z.  B.  diejenige  der  Gemeinden  und  anderer  mit  dem 
Staatsorganismus  zusammenhängender  Körperschaften,  durch 
allgemeine  Rechtssätze  gegeben  ist,  so  dass  es  einer  beson- 
deren Festsetzung  der  Organisation  des  einzelnen  Vereins 
nicht  bedarf,  verhält  es  sich  der  Natur  der  Sache  nach  hin- 
sichtlich der  Actiengesellschaften  anders.  Denn  einerseits 
verfolgt  jede  Actienverbindung  ihren  eigenen,  von  demjeni- 
gen anderer  Vereine  der  Art  verschiedenen  Zweck,  welchem 
die  Gesellschafts-Verfassung  angepasst  sein  muss;  anderer- 
seits sind  die  Grundlagen  der  einzelnen  Actienvereine  ver- 
schieden. Gehört  zwar  zu  einer  solchen  Gesellschaft  immer- 
hin ein  Grundcapital,  welches  in  eine  Anzahl  Theile  zerlegt, 
so  ist  die  Höhe  dieses  Capitals  bei  den  einzelnen  Actien- 
vereinen  eine  verschiedene,  und  ebenso  die  Zahl  und  der  Be- 
trag der  einzelnen  Theile,  in  die  es  eingetheilt.  Auch  kön- 
nen Art  und  Bedeutung  des  Actienunternehmens  eine  ver- 
schiedene Einrichtung  der  Vereinsorgane,  eine  einfachere  oder 
complicirtere  Zusammensetzung  derselben,  eine  Erleichterung 
oder  Erschwerung  in  Betreff  der  Uebertragung  der  Mitglied- 
schaftsrechte u.  s.  w.  erfordern. 

Hiernach  ist  denn  für  jede  einzelne  Actiengesellschaft 
eine  besondere  Festsetzung  der  Vereinsverfassung  nötliig,  und 
ein  Actienverein  als  solcher  so  lange  nicht  zu  Recht  bestehend, 
als  diese  Anordnung  nicht  in  ausreichender  Weise  ge- 
schehen ist. 

Bei  dieser  Sachlage  kann  es  die  Aufgabe  einer  Gesetz- 
gebung über  Actiengesellschaften  nicht  sein,   die  Verfassung 
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aller  derartigen  Vereine,  die  sich  unter  deren  Herrschaft  bil- 
den, zu  regeln,  oder  sie  auch  nur  subsidiär,  d.  h.  für  den 
Fall,  dass  es  an  einer  besonderen  Festsetzung  derselben  für 
eine  gegebene  Actienverbindung  fehlen  sollte,  zu  bestimmend 
Vielmehr  liegt  es  einer  solchen  Gesetzgebung  in  dieser  Hin- 
sicht nur  ob,  indem  sie  die  mannigfachen  Gestaltungen, 
welche  die  Verschiedenheit  der  Verkehrsbedürfnisse  mit  sich 
bringt,  autonomischer  Bestimmung  überlässt,  einerseits  dar- 
auf hinzuwirken,  dass  die  besonderen  Satzungen,  durch 
welche  die  Verfassung  eines  jeden  einzelnen  Actienvereins 
festzustellen  ist,  dies  in  genügender  Weise  thun,  andererseits 
dafür  zu  sorgen,  dass  diese  besonderen  Normen  nichts  ent- 
halten, was  mit  dem  Wesen  der  Actiengesellschaft  unverträg- 
lich oder  entschieden  zu  einem  Misbrauche  dieser  Vereinsform 
führen  könnte. 

Diese  Satzungen,  welche  die  Verfassung  eines  gegebe- 
nen Actienvereins  bestimmen  und  ohne  welche  derselbe  nicht 
entstehen  kann,  bilden  denn  auch  den  Avesentlichen  Inhalt  der 
s.  g.  Statuten  einer  Actiengesellschaft,  aus  welchem  Grunde 
diese  sich  bisweilen  schlechtweg  als  Verfassungsartikel  be- 
zeichnen 2,  und  auch  in  der  Gesetzessprache,  wie  in  der  Ham- 
burg. Verordnung  vom  28.  December  1835  (§.  9)  unter 
diesem  Namen  vorkommen. 

Sprechen  sich  demnach  die  in  den  Statuten  enthaltenen 
Normen  nicht,  wie  Jolly^  sagt,  zunächst  immer  nur  über 
die  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Betheiligten  aus,  so 
sind  dieselben  allerdings  gewöhnlich  nicht  blosse  Verfassungs- 


1)  Ein  solches  subsidiäres  Normalstatut  giebt  das  englische  Recht 
in  einem  Verwaltungsregulativ  [liegulations  for  manage inenl  »f  the 
c<i7npanrj),  welches  nur  insoweit  zur  Anwendung  kömmt,  als  nicht  durch 
Associationsartikel  für  die  betretfende  Gesellschaft  etwas  anderes 
angeordnet  worden  (Actiengesellschafts-Acten  1856,  1857Th.I.IX. 
u.  Güterbock,  die  engl.  Actiengesellschaftsgesetze,  S.  18  not.  28).  Doch 
muss  für  jede  Actiengesellschaft,  ausser  den  Associations-Artikeln, 
die  wegfallen  können,  indem  sie  alsdann  durch  das  gesetzliche  Verwal- 
tungsregulativ ersetzt  werden,  ein  Associationsmemorandum  aufge- 
stellt werden,  worin  Namen,  Zweck  der  Gesellschaft,  der  Theil  des  König- 
reichs, woselbst  diese  ihren  Sitz  haben  soll,  Nominalbetrag  des  Capitals 
und  Zahl  und  Betrag  der  Actien,  so  wie  die  beschränkte  oder  unbe- 
schränkte Haftbarkeit  der  Actionäre  bestimmt  sein  müssen.  Actien- 
gesellsch. -Acten  1850,  1857,  Th.  I.  V. 

2)  So  z.  B.  die  Verfassungsartikel  der  Leipziger  Feuer- 
Versicherungs-Anstalt  auf  Actien  (1819). 

3)  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.  317. — 
Rcnaud,  Actiemjescllsch.  Iß 
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normen.  Denn  zur  Verfassung-  der  Gesellschaft  o-ehören  na- 
mentlich  nicht  die  in  sehr  vielen  Statuten  vorkommenden 
Bestimmungen  über  die  Dividenden-  und  Zinsan&prüche  der 
Actionäre,  über  deren  Rechte  bei  neuen  Actien-Emissionen, 
über  die  Art  der  Einzahlung  der  ausstehenden  Actienbeträge, 
über  die  Folgen  einer  in  dieser  Hinsicht  stattfindenden  Säum- 
niss,  über  die  Zeit  und  Art  der  Bilanz- Aufnahme ,  über  die 
schiedsrichterliche  Entscheidung  entstehender  Rechtsstreitig- 
keiten u.  a.  d.  m.,  mag  auch  die  Aufnahme  derartiger  Fest- 
setzungen noch  so  gewöhnlich,  ja  zweckmässig  oder  gar  ge- 
setzlich vorgeschrieben  sein. 

Die  Verfassungs-Bestimmungen  der  Statuten  finden  sich 
aber  weder  regelmässig,  noch  auch  gewöhnlich  in  einem  be- 
sonderen Abschnitte  derselben  zusammengefasst,  was  selbst 
von  dem  Falle  gilt,  dass  das  betrefi^ende  Statut  eine  Rubrik 
„Organisation  der  Gesellschaft"  oder  „Verwaltung  der  Ge- 
sellschaft" enthält^.  Zur  Verfassung  des  Actienvereins  ge- 
hören nämlich  nicht  allein  die  unter  solchen  Rubriken  enthal- 
tenen Normen  über  die  verschiedenen  Organe  der  Gesell- 
schaft, deren  Einrichtung,  Bestellung,  Zusammen-  oder  Ne- 
beneinander-Wirken  und  Machtgebiet,  sondern  namentlich  auch 
die  Bestimmungen  über  Zweck  und  Namen  des  Vereins, 
Höhe  des  Grundcapitals  und  der  einzelnen  Theile  desselben, 
über  die  Zulässigkeit  oder  Beschränkung  der  Uebertragung 
der  Actienrechte,  und  die  Fassung  der  Actienurkunden  auf 
bestimmte  Namen  oder  als  Inhaberpapiere.  Es  ist  mit  a.  W. 
die  Verfassung  der  Actiengesellschaft  der  InbegriflT  der  Nor- 
men, welche  Zweck,  Grundlage,  Mitgliedschaft  und  Namen 
des  Vereins,  ohne  welchen  derselbe  nicht  als  Ein  Ganzes 
auftreten  kann,  so  wie  Gestaltung,  Bestellung,  Wirkungskreis 
und  überhaupt  die  sonstigen  Verhältnisse  der  Organe  des  Ge- 
sellschaftswillens bestimmen. 

Die  Frage  nach  der  Entstehung  der  Statuten,  mit  ihren 
auf  die  Gesellschafts  Verfassung  bezüglichen  und  anderweiti- 
gen Normen,  lässt  sich  nun  nicht  ohne  weiteres  mittelst  der 
Bemerkung  abthun,  es  seien  dieselben  ein  Ausfluss  der  dem 
Actienvereine  als  Corporation  zustehenden  Autonomie  ^,  weil 
es  sich  zunächst  um  Satzungen  handelt,   die  zum  Theile  we- 


4)  Anders    Hermann,    der  Rechtscharacter  der  Actienvereine,  S. 
48  fg. 

5)  So  Herrn  ann ,  der  Rechtscharacter  der  Actienvereine,  S.  62.  — 
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nio-stens  2;eo;eben  sein  müssen,  bevor  die  Actieno-esellschaft 
in's  Leben  getreten,  deren  Vorhandensein  mit  a.  W.  eine  Be- 
dingung der  Perfection  dieser  letzteren  ist. 

In  der  That  kommen,  um  zunächst  von  einer  Betrachtung 
der  thatsächhchen  Verhähnisse  auszugehen,  die  Statuten  einer 
Actiengesellschaft  in  sehr  verschiedener  Weise  zu  Stande, 
eine  Verschiedenheit,  die  zum  Theile  mit  der  verschiedenen 
Art,  wie  das  Grundcapital  zusammengebracht  wird,  zusam- 
menhängt. 

Einmal  findet  es  sich,  dass  mehrere  Personen  sich  zur 
Errichtung  eines  Actienunternehmens  auf  Grundlasce  bei-eits 
entworfener  Statuten  unter  Zeichnung  des  gesammten  Actien- 
capitals  vereinigen,  wovon  p.  182  Beispiele  gegeben  worden 
sind.  Unterliegt  es  hier  keinem  Zweifel,  dass  die  in  solchen 
Statuten  enthaltenen  Normen  vereinbarte,  d.  h.  unter  Ueber- 
einstimmung  der  Gründer  aufgestellte  sind,  so  ist  doch  der 
Act  ihrer  Aufstellung  in  der  That  kein  Vertrag,  d.  h.  keine 
Einigung  des  Willens  der  Theilnehmer  bezüglich  eines  Rechts- 
Verhältnisses.  Denn  es  handelt  sich  hier  weder  um  die  Be- 
gründung, Aenderung  oder  Aufhebung  eines  Rechtsverhält- 
nisses der  Mitstifter  zu  einander,  noch  überhaupt  zunächst 
um  ein  Rechtsverhältniss,  d.  h.  eine  Summe  von  Rechten 
und  Pflichten,  sondern  vielmehr  um  die  Schaffung  eines 
neuen  Rechtssubjects,  einer  Privatcorporation,  deren  erste 
Mitglieder  die  Unternehmer  sein  wollen.  Diese  setzen  denn 
tue  Satzungen  des  projectirten  Actienvereins  mittelst  einseitiger, 
wiewohl  übereinstimmender  Willenserklärung  fest,  und  kann 
zwar  der  einzelne  Gründer  nicht  willkührlich  davon  abgehen 
und  einseitige  Aenderungen  derselben  vornehmen,  so  hat 
dies  seinen  Grund  darin,  dass  sich  die  Mitstifter  nur  auf  die 
Grundlage  der  gemeinschaftlich  aufgestellten  Normen  ver- 
pflichtet haben,  für  die  Errichtung  des  beabsichtigten  Unter- 
nehmens thätig  zu  sein  vmd  sich  bei  dessen  Capitale  zu  be- 
theiligen. 

Wie  demnach  in  dem  unterstellten  Falle  die  Statuten 
ihre  Entstehung  nicht  einem  Vertrage  verdanken,  so  bilden 
sie  dagegen  allerdings  eine  lex  contractus  für  die- wechselsei- 
tige Obligation,  durch  welche  die  Unternehmer  sich  unter 
einander  verbindlich  gemacht,  für  die  Errichtung  des  projec- 
tirten Actienvereins  zu  Avirken,  und  ebenso  für  die  Verpflich- 
tung, welche  die  Mitstifter  einander  gegenüber  zu  Gunsten 
der  in  Bildung   begriffenen  Gesellschaft  wegen  Betheiligung 

16* 
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bei  deren  Capital  eingegangen.  Gesellschaftsregel  aber 
oder  Satzungen  des  in's  Leben  getretenen  Actien- 
V  er  eins  "werden  jene  Normen  nicht  durch  Vertrag,  sondern 
dadurch,  dass  die  Gesellschaft  auf  deren  Grundlage  consti- 
tuirt  worden,  oder  dass  mit  a.  W.  die  Mitstifter  und  ersten 
Actionäre  dieselben  gemeinschaftlich  als  Gesellschaftsnorm 
anerkannt,  während  jeder  spätere  Actionär  den  nämlichen  Re- 
o-eln  durch  seinen  Eintritt  in  den  Verein  sich  unterwirft. 

Die  besprochene  Art  und  Weise  der  Festsetzung  der 
Statuten  eines  Actienvereins  ist  aber  weder  die  einzige,  noch, 
die  häufigste.  Vielmehr  kömmt  es  vielfach  vor,  dass  dieje- 
nigen, die  ein  Actienunternehmen  ins  Leben  rufen  wollen, 
ohne  dass  sie  sich  beim  Actiencapitale  betheiligten  oder  doch 
dasselbe  ganz  übernähmen,  Statuten  entwerfen,  auf  welche 
hin  sie  zu  Actienzeichnungen  auffordern,  indem  sie  dieselben 
gedruckt  den  Aufgeforderten  mittheilen,  oder  bei  der  Einla- 
dung zur  Subscription  die  Häuser  angeben,  bei  denen  die 
Statuten  zu  haben,  oder  die  Buchhandlung,  bei  welcher  sie 
erschienen  sind.  Oft,  wiewohl  nicht  immer,  geschieht  hier 
die  Aufforderung  zu  Zeichnungen  unter  der  ausdrücklichen 
Erklärung,  dass  jeder  Subscribent  sich  durch  die  Zeichnung 
im  Voraus  den  Bestimmungen  der  angelegten  Statuten  unter- 
werfe^, oder  dass  die  Zeichner  durch  die  Subscription  aner- 
kannten, es  sei  ihnen  der  Statutenentwurf  in  allen  Theilen  be- 
kannt ^  u.  s.  w. 

In  einem  solchen  Falle  geschieht  die  ursprüngliche  Fest- 
setzung der  Statuten  bald  durch  den  alleinigen  Projectanten, 
bald  durch  die  übereinstimmende  Willenserklärung  der  meh- 
reren Unternehmer,  während  diejenigen,  welche  auf  Grund 
eines  solchen  Entwurfs  Actien  zeichnen,  sich  zur  Betheiligung 
beim  Capitale  einer  Gesellschaft  verpflichten,  deren  Norm  die 
darin  enthaltenen  Satzungen  sein  sollen.  Sind  hier  auch  die 
thatsächlichen  Vorgänge  andere  wie  unter  der  zuerst  bespro- 
chenen Voraussetzung,  so  ist  doch  die  Art  und  Weise,  wie 
die  Statuten  zu  Stande  kommen,  ihrem  Wesen  nach  von  der 
früher  erörterten  nicht  verschieden.     Hier  wie  dort  werden 


6)  Prospect  zur  Bildung  einer  Actiengesellschaft  unter 
dem  Namen  „Montania,  Gesellschaft  für  Kohlenbergbau"- 
(Dresden  1858)  IX. 

7)  Statuten  u.  Subscriptionsbedingungen  der  in  Dresden 
unter  demNaraen  „Deutsche Versicherungsgesellschaft"  zu 
errichtenden  Actiengesellschaft  (Dresden  1858). 
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nämlich  die  Statuten  durch  einseitige  Willenserklärung  fest- 
gesetzt, während  sie  die  lex  contractus  bilden,  unter  welcher 
die  mehreren  Unternehmer  sich  w^echselseitig  ihre  Wirksam- 
keit für  die  Errichtung  des  projectirten  Unternehmens  zuge- 
sagt. Hier  wie  dort  sind  ferner  die  Uebernehmer  der  Ac- 
tien,  Projectanten  wie  andere  Subscribenten,  nur  unter  der 
Voraussetzung  zur  Betheiligung  bei  dem  Capitale  der  in  Bil- 
dung begriffenen  Gesellschaft  verpflichtet,  dass  letztere  auf 
die  Grundlage  der  betreffenden  Satzungen  zu  Stande  kömmt. 
Hier  wie  dort  endlich  werden  diese  Normen  nicht  durch  Ver- 
trag zur  Gesellschaftsregel  erhoben,  sondern  dadurch,  dass 
der  Actienverein  auf  deren  Grundlage  constituirt  wird,  oder 
dass  mit  a.  W.  die  sämmtlichen  ursprünglichen  Actionäre, 
Unternehmer  wie  Zeichner,  diese  als  Gesellschaftsnorm  aner- 
kannt, sich  ihr  in  dieser  Eigenschaft  unterworfen  haben. 

Indessen  können  die  Statuten  einer  Actiengesellschaft 
noch  in  einer  dritten  Art  zu  Stande  kommen. 

Nicht  selten  findet  es  sich  nämlich,  dass  die  Einladung 
zu  Actienzeichnungen  nicht  auf  die  Grundlage  bereits  ent- 
worfener Statuten,  sondern  lediglich  auf  diejenige  eines  Pla- 
nes oder  Prospects,  in  welchen  der  Zweck  des  in's  Leben  zu 
rufenden  Actienunternehmcns  sammt  der  Höhe  des  dazu  er- 
forderUchen  Capitals  und  der  Actien,  in  die  dasselbe  einge- 
theilt,  angegeben  sind.  Dass  in  einem  solchen  Plane  be- 
reits ein  Theil  der  Satzungen  des  projectirten  Actienvereins 
enthalten,  kann  unseren  früheren  Erörterungen  zufolge  kei- 
nem Zweifel  unterliegen,  so  Avie  es  nicht  weniger  klar  ist, 
dass  diese  Normen  durch  die  einseitige  Willenserklärung  des 
oder  der  Projectanten  aufgestellt  sind,  wiewohl  sie  die  Grund- 
lagebilden, aufweiche  hin  die  Zeichner  sich  zur  Betheiligung 
beim  Capitale  der  in  Aussicht  gestellten  Gesellschaft  ver- 
pflichten. Andererseits  ist  es  aber  augenscheinlich,  dass 
durch  einen  derartigen  Plan  die  Verfassung  des  projectirten 
Vereins  nicht  in  ausreichender  Weise  festgesetzt  ist,  dass  es 
namentlich  an  einer  Bestimmung  des  Namens  fehlt,  unter 
welchem  derselbe  thätig  werden  soll,  und  dass,  wenn  auch 
dieser  Namen  durch  den  Plan  bereits  bestimmt  sein  sollte. 
Normen  über  die  Zusammensetzung  und  Bestellung  des  Vor- 
standes u.  s.  w.  mangeln.  Da  nun,  wie  wir  bereits  gezeigt, 
die  Verfassung  der  in  Bildung  begriffenen  Actiengesellschaft 
in  ausreichender  Weise  bestimmt  sein  muss,  damit  dieselbe 
zu    rechtlichem   Bestände   gelangen    kann,    so    entsteht    die 
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Frage  nach  der  Art  und  Weise,  wie  die  Gesellschafts-Statu- 
ten, deren  wesentlich  noth wendiger  Inhalt  nur  zum  Theile 
durch  den  Prospect  vorausbestimmt  worden,  zu  Stande  zu 
bringen  sind. 

Dass  diese  VervoUständio-uno;  der  Statuten  nicht  einsei- 
tig  durch  den  Projectanten  oder  durch  das  Gründungscomite 
geschehen  kann,  wenn  nicht  das  Keclit  hierzu  im  Plane  aus- 
drücklich vorbehalten  sein  sollte,  liegt  in  der  Natur  der  Sache. 
Denn  haben  auch  die  Subscribenten  durch  ihre  Zeichnung 
die  Verbindlichkeit  eingegangen,  sich  beim  Capitale  der  pro- 
jectirten  Gesellschaft,  falls  dieselbe  planmässig  zu  Stande 
kommen  sollte,  zu  betheiligen,  so  ist  doch  im  Zweifel  nicht« 
anzunehmen,  dass  sie  sich  in  Ansehung  der  im  Prospecte 
nicht  vorgesehenen  Organisation  des  Vereins  beliebigen  Fest- 
setzungen der  Unternehmer  unterwerfen  wollten. 

Vielmehr  liegt  es  offenbar  sowohl  in  der  Absicht  dieser 
letzteren,  indem  sie  auf  einen  die  Verfassung  des  projectirten 
Vereins  nicht  ausreichend  bestimmenden  Plan  zu  Zeich- 
nungen einladen,  als  auch  im  Willen  der  Subscribenten,  dass 
die  künftigen  Actionäre  die  Statuten  der  beabsichtigten  Ge- 
sellschaft auf  Grundlage  der  im  Prospecte  vorgesehenen  Nor- 
men vervollständigen  sollen. 

Andererseits  weist  aber  die  Natm'  der  Sache  darauf  hin, 
dass  zu  einer  solchen  Festsetzung  nicht  Einstimmigkeit  der 
Actienzeichner  erfordert  sein  kann,  da  eine  solche  nicht  allein 
öfter  nicht  zu  erzielen  sein  würde,  sondern  das  Erforderniss 
einer  Uebereinstimmung  aller  Betheihgten  es  in  die  Hand  des 
einzelnen,  selbst  böswilligen  Subscribenten  legen  würde,  durch 
seinen  Dissens  das  Zustandekommen  der  Statuten  und  sonach 
auch  des  Actienvcreins  zu  hindern. 

Der  einzio-e  bei  der  unterstellten  Sachlao;e  ffejjebene  Wes^ 
einer  Festsetzung  der  Statuten  ist  hiernach  der,  dass  dieselbe 
in  einer  Versammlung  der  Actienzeichner  geschieht,  in  wel- 
cher durch  Stinnnenmehrheit  beschlossen  wird.  Selbstver- 
ständlich sind  aber  zu  einer  solchen  Versammlung,  deren 
Zusaramenberufung  Sache  der  Unternehmer  ist,  nur  diejeni- 
gen Subscribenten  zu  laden,  die  in  dem  projectirten  Vereine 
Actienrechte  haben  sollen,  also  namentlich  nicht  diejenigen, 
deren  Zeichnungen  uno-ültio:  oder  in  Folge  stattgehabter  Re- 
duction  der  gezeichneten  Beträge  ganz  ausfallen.  Haben 
übrigens,  wie  dies  nach  Massgabe  des  Plans  möglich  ist,  die 
Projectanten  gegenüber  den   Zeichnern   keine  Verpflichtung 
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wegen  Verschaffung  von  Actienrechten  übernommen,  so  stellt 
es  in  deren  freiem  Ermessen,  welche  Subscribenten  sie  zu 
der  betreffenden  Versammlung  einladen  wollen. 

Wie  aber  diese  letzteren  bei  der  in  Bildung  begriffenen 
Gesellschaft  in  verschiedenem  Masse  interessirt  sind,  nämlich 
je  nach  der  Zahl  der  Actienrechte,  die  ihnen  im  Verhältnisse 
ihrer  Zeichnungen  oder  des  reducirten  Betraj^s  derselben  zu- 
kommen,  so  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  sie,  soferne 
im  Plane  nicht  anderweitige  Bestimmungen  in  dieser  Hin- 
sicht getroffen,  in  jener  Versammlung  so  viele  Stimmen  füh- 
ren, als  die  Zahl  ihrer  künftigen  Actienrechte  beträgt,  woge- 
gen die  abwesenden  Subscribenten  durch  die  Beschlüsse  der 
anwesenden  gebunden  werden. 

Diesen  in  der  Natur  der  Sache  begründeten  Sätzen  ent- 
sprechend bestimmte  denn  auch  der  Entwurf  eines  bür- 
gerlichen Gesetzbuches  für  das  K.  Sachsen  (1852) 
§.  1351  Abs.  4: 

„Bei  der  Berathung   über   die  Begründung  des  Vereins 
„entscheidet  Stimmenmehrheit  nach  Zahl  der  Actien'"'"; 
während    in    der   Nürnberger   Conferenz    die    Aufnahme 
eines  Artikels  in  das  Allgem.  deutsche  Handelsgesetz- 
buch beantragt  wurde,  welcher  dahin  lautete: 

„Bei   der  Berathung   über  die  Regulirung  des   Vereins 
„nach    Massgabe    des    Planes    entscheiden    Beschlüsse, 
„welche  von  der  Mehrheit  der  Erschienenen  in  desshalb 
„anberaumten  Versammlungen  nach  gehöriger  Vorladung 
„der  Betheiligten  gefasst  werden.   Hierbei  gewährt,  wenn 
„dieserhalb    nichts    Besonderes    bestimmt    worden,    bei 
„Vereinen,   bei  welchen   die  Betheiligung  nach  Vermö- 
„gensantheilen  berechnet  wird,  jeder  Antheil  dem  Inha- 
„ber  eine  Stimme"^; 
ein  Vorschlag,  der,  wie  schon  früher  bemerkt,  nebst  den  übri- 
gen,  welche  die  Regulirung  der  aus  den  Vorverhandlungen 
für  die  Errichtuno;  der  Actiengesellschaft  entstehenden  Ver- 
hältnisse  bezweckten,   um  desswillen  keine  Berücksichtigung 
fand,   weil   es   die  Conferenz   nicht  für  ihre  Aufgabe  erach- 
tete,  dessfallsige  Normen  in  das  Handelsgesetzbuch  aufzu- 
nehmen. 

Die  Mehrheitsbeschlüsse  der  Actienzeichner  können 
aber  nur  auf  die  Grundlage  des  Planes,  d.  h.  unter  unverän- 


8)  Trotocolle,  S.  380. 
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derter  Aufnahme  der  in  diesem  letzteren  aufoestellten  Satzungen 
in  die  Statuten,  gefasst  werden,  während  eine  Abweichung 
von  denselben  insoferne  nur  unter  Uebereinstimmung  aller, 
der  erschienenen  wie  der  abwesenden  Subscribenten  stattfin- 
den kann,  als  die  Nicht-EinAvilligenden  sonst  an  ihre  Zeich- 
nung nicht  gebunden  ^. 

Die  Entstehung  der  Statuten  einer  Actiengesellschaft 
lässt  sich  demnach,  wie  sie  auch  vor  sich  gehen  mag,  nicht 
auf  einen  Vertrag  zurückführen.  Vielmehr  sind  dieselben 
bald  durch  Einen  Projectanten,  bald  durch  die  übereinstim- 
mende Willenserklärung  der  mehreren  Unternehmer,  bald 
durch  Majoritätsbeschiuss  der  künftigen  Actionäre  aufgestellt. 
Können  nun  allerdings  die  in  den  Statuten  enthaltenen  Nor- 
men oder  einzelne  derselben,  nämlich  diejenigen,  die  bereits 
im  Prospecte  aufgestellt,  lex  contractus  für  die  Verhältnisse 
der  Unternehmer  zu  einander  so  wie  für  die  mittelst  der  Ac- 
tienzeichnungen  zu  Gunsten  der  in  Bildung  begriffenen  Ge- 
sellschaft eingegangenen  Verbindlichkeiten  sein,  so  sind  doch 
die  Vereinstatuten  als  solche  keine  Vertragsnorm.  Denn  es 
beruht  deren  Geltung  nicht  auf  einem  Vertrage  der  Actionäre 
oder  künftigen  Actionäre  unter  einander  oder  mit  der  künfti- 
gen Gesellschaft,  sondern  auf  einer  Unterwerfung  unter  die- 
selben  und  deren  Anerkennung  als  Vereinsnorm  Seitens  aller 
einzelnen  anfänglichen  Mitglieder  der  projectirten  Gesell- 
schaft oder  doch,  nach  Umständen,  der  Majorität  derselben. 

Es  ist  demnach  durchaus  unrichtig,  wenn  nicht  bloss  in 
der  Theorie  die  Statuten  als  die  Gesellschaftsverträge  der 
anonymen  Societäten  bezeichnet  ^°,  sondern  auch  in  der  Ge- 
setzessprache Statut  und  Gesellschaftsvertrag  als  gleichbedeu- 
tende Ausdrücke  gebraucht  ^^  oder  gar  die  Statuten  als  „der 
Vertrag  über  die  zu  bildende  Actiengesellschaft  bestimmt 
werden'^. 

§.  27. 

Die  Form  der  Statuten. 

Die  innere  Form  der  Statuten  ist  nach  dem  Wesen  der- 
selben als  eines  Inbegriffs  von  Regeln,  durch  welche  die  Or- 


9)  Anders  Hermann,   der  Rechtscharacter  der  Actienveveine,    S. 
60  fg.     —     10)  So  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen,  S.  259. 

11)  Preuss.    Ges.  über  Actiengesellsch.,   §.  1.  —  Allgem. 
deutsch.  Handelsg.  Art.  208  Abs.  2. 

12)  Bernisch.  Gesetz  über  Actiengesellsch.  Art.  3  Abs.  2.  — 
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ganisation  der  Actiengesellschaft  bestimmt,  deren  Thätigkeit 
und  Beziehungen  nach  aussen  wie  nach  innen  normirt  werden 
sollen,  gewöhnlich  die  imperativische.  Sie  lauten  regelmässig 
dahin:  der  Zweck  der  Gesellschaft  ist  ...,  der  Verein  führt 
den  Namen  ...;  derselbe  hat  seinen  Sitz  u.  s.  w. 

Während  indessen  auf  diese  Fassung  der  statutenmässl- 
gen  Satzungen  an  und  für  sich  nichts  ankömmt,  verhält  es 
sich  anders  in  Ansehung  der  Frage,  ob  die  Willenserklä- 
rung, auf  welcher  die  Statuten  beruhen,  einer  äusseren  Form 
bedarf. 

Die  meisten  Schriftsteller,  welche  sich  mit  der  Erörte- 
rung dieses  Punctes  befasst,  sind  davon  ausgegangen,  es  handle 
sich  hier  um  einen  Gesellschaftsvertrag,  von  welchem  Ge- 
sichtspuncte  aus  Manche  sich  mit  der  Aufstellung  des  Satzes 
begnügt  haben,  nach  gemeinem  Rechte  sei  die  Errichtung 
der  Actiengesellschaft  formlos  ^,  während  andere  meinten,  es 
Hessen  sich  bei  den  Eigenthümlichkeiten  der  Actiengesellschaf- 
ten  hier  schwerlich  die  gemeinrechtlichen  Regeln  über  Con- 
sensualcontracte  zur  Anwendung  bringen  und  sei  demnach 
wohl  eine  schriftliche  Vollziehuno;  des  Vertrag-s  für  erforder- 
lieh  zu  halten-.  Namentlich  hat  aber  Jolly^,  indem  er  sich 
hierfür  insbesondere  auf  eine  angebliche  Gewohnheit  berufen, 
die  Nothwendigkeit  einer  schriftlichen  Aufzeichnung  der  Ver- 
tragsbedingungen als  einer  für  das  Zustandekommen  des  Ac- 
tienvereins  unentbehrlichen  Form  betont,  ohne  dass  er  jedoch 
näher  auf  diese  Form  und  auf  die  Frage,  wer  die  schriftliche 
Aufzeichnung  zu  unterschreiben,  eino^eo-anofen  wäre. 

Andere  Schriftsteller  endlich  verlangen  ohne  weitere  Be- 
gründung für  die  Errichtung  einer  anonymen  Gesellschaft  re- 
gelmässig eine  öffentliche  Urkunde  "^. 

Es  ist  wohl  unbedingt  zuzugeben,  dass  sich  kaum  eine 
Actiengesellschaft  finden  dürfte,  deren  Statuten  nicht  in  mehr 
oder  weniger  vollständiger  Weise  einen  schriftlichen  Aus- 
druck erhalten  hätten.  Ob  aber  in  solchen  Scripturen  eine 
Form  für  die  Errichtung  der  Actiengesellschaft  zu  finden, 
ob  jene  ferner  als  eine  rechtlich  nothwendige  Form  zu  be- 
trachten, ist  freilich  eine  andere  Frage. 


Ij  Fussel,  sncielates  innominatae ,  p.  31  sqq.  —  Thol,  Handels- 
recht, §.44.  2.  — Brinckmann,  Handelsrecht,  §.  62. 

2)  Pohls,  Actiengesellsch. ,  S.  154.  Gengier,  deutsch.  Privat- 
recht, S.  509.     —     3)  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,Bd.  XI.  S.  346fg. 

4)  Bender,  Handlungsrecht,  §.  154. 
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So  viel  steht  ausser  Zweifel,  class  wenn  es  sich  hier  um 
eine  rechtlich  nothwendige  schriftliche  Form  handelt,  einem 
derartigen  Erfordernisse  nicht  schon  dadurch  genügt  sein 
wird,  dass  die  Statuten  überhaupt  durch  Schriftzeichen,  Scrip- 
tur,  Druck,  Lithographie,  festgehalten,  sondern  nur  mittelst 
deren  Fassung  in  eine  beweisende  Urkunde.  Hier  würd 
sich  aber  die  Frage  erheben,  zu  welcher  Art  von  Instrumen- 
ten eine  solche  Urkunde  ihrem  Inhalte  nach  gehört,  ob  sie 
als  ein  Vertrags-Document  oder  als  eine  Urkunde  über  eine 
einseitige  AYillenserklärung  zu  betrachten,  wer  ferner  in  dem 
einen  wie  dem  anderen  Falle  als  Aussteller  zu  fungiren  und 
das  Instrument  mit  seiner  Unterschrift  zu  vollziehen  hat,  — 
Fragen,  die  in  der  Theorie  nicht  aufgeworfen  oder  mangel- 
haft erörtert  und  die  ihrer  Lösung  durch  die  Gesetzgebungen, 
welche  eine  schriftliche  Form  für  die  Gesellschafts-Statuten 
verlangen,  nicht  näher  gebracht  worden  sind. 

Bevor  jedoch  hierauf  eingegangen  wird,  soll  zunächst 
untersucht  werden ,  ob  nach  gemeinem  Rechte  in  der  That  die 
schriftliche  Aufzeichnung  der  Statuten  eine  für  das  Zustande- 
kommen des  Actienvereins  rechtlich  unentbehrliche  Form  ist. 

Wie  bereits  bemerkt,  wird  kaum  eine  Actiengesellschaft 
entstehen,  ohne  dass  deren  Statuten  oder  doch  einzelne  dazu 
gehörige  Satzungen  vorher  mittelst  Versinnlichung  durch 
Schriftzeichen  einen  dauernden  Ausdruck  erhalten  hätten.  Die 
Aufforderung  zu  Actienzeichnungen  geschieht  vielfach  auf 
Grund  gedruckter  Statuten  oder  auf  Grund  eines  gedruckten, 
lithographirten  oder  geschriebenen  Prospects,  worin  die  Grund- 
lagen des  projectirten  Unternehmens  bestimmt  sind.  Wird 
ferner  eine  Actiengesellschaft  zunächst  nur  unter  mehreren 
Mitgründern,  welche  sich  für  das  gesammte  Actiencapital  ver- 
pflichtet, in's  Leben  gerufen,  so  wird  auch  hier  regelmässig 
eine  schriftliche  Redaction  der  Statuten,  gewöhnlich  mittelst 
Druckes,  schon  um  desswillen  nicht  ausbleiben,  damit  sowohl 
den  Vereinsorganen  wie  den  Actienkäufern  die  Kenntniss- 
nahme  derselben  nicht  erschwert  sei. 

Allein  es  kann  hieraus  nicht  mit  Jolly  gefolgert  werden, 
dass  die  Anwendung  einer  schriftlichen  Form  zur  Errich- 
tuns:  von  Actieno-esellschaften  unbestritten  sei,  und  dass  es 
sich  demnach  nur  darvun  handeln  könne,  ob  aus  jener  steten 
Anwendung  auf  die  rechtliche  Nothwendigkeit  der  Form  zu 
schliessen.  Denn  von  einer  schriftlichen  Form  kann  nur  da 
die  Rede  sein,  wo  eine  beweisende  Urkunde  über  eine  That- 
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Sache  oder  ein  sonstiges  Verhältnis s  aufgenommen  wird  und 
beziehungsweise  aufzunehmen  ist.  Ist  dagegen  eine  Urkunde 
an  sich  durchaus  beweisunkräftig,  liegt  deren  Bedeutung  ins- 
besondere nur  darin,  dass  sie  den  Inhalt  einer  Willenserklä- 
rung fixirt,  ohne  die  Willenserklärung  selbst  zu  enthalten,  so 
dass  sie  gänzlich  irrelevant  ist,  wenn  nicht  die  Thatsache 
nachgewiesen  wird,  dass  der  Disponent  auf  diese  Urkunde 
als  die  den  Inhalt  seines  Willens  enthaltende  Form  hingewie- 
sen, so  ist  hier  überall  von  einer  schriftlichen  Form  im 
technischen  Sinne  nicht  zu  sprechen.  Wenn  wir  aber  davon 
ausgegangen,  dass  es  kaum  eine  Actiengesellschaft  geben 
dürfte,  deren  Statuten  nicht  schon  vor  deren  Errichtuno-  in 
mehr  oder  weniger  vollständiger  Weise  einen  schriftlichen 
Ausdi'uck  erhalten,  so  ist  dies  in  solcher  Allgemeinheit  nur 
in  dem  Sinne  zu  verstehen  und  auch  nur  in  dem  Sinne  rich- 
tig, dass  von  den  Projectanten  auf  schriftlich  redigirte  Nor- 
men hingewiesen  wird,  ohne  dass  die  betreffenden  Urkunden 
selbst  und  an  und  für  sich  nothwendig  irgend  eine  Beweis- 
kraft hätten. 

Nehmen  wir  den  Fall,  bei  einer  öffentlichen  Aufforderuno- 
zu  Actienzeichnungen  ist  auf  Statuten  hingewiesen,  die  in 
einer  gegebenen  Buchhandlung  im  Drucke  erschienen  und  zu 
haben  sind,  oder  die  im  Anmeldungslocale  aufliegen,  so  kann 
man  hier  unmöglich  von  einer  schriftlichen  Aufzeichnung  als 
Form  sprechen.  Diese  gedruckten  Urkunden  sind  an  und 
für  sich  durchaus  beweisunkräftig  und  sonach  als  rechtliche 
Form  nicht  zu  betrachten;  eine  Relevanz  wird  denselben  nur 
insoferne  zukommen,  als  anderweitig  nachgewiesen  wird,  dass 
die  Unternehmer  die  darin  enthaltenen  Normen  als  die  von 
ihnen  aufgestellten  anerkannt,  dass  auf  diese  die  Zeichnungen 
geschehen  und  die  Gesellschaft  sich  auf  diese  Grundlage  con- 
stituirt  hat.  Verweigert  ein  Unterzeichner  z.  B.,  nachdem 
der  Verein  in's  Leben  getreten,  die  Bezahlung  des  gezeich- 
neten Betrags  um  desswillen,  weil  der  Verein  nicht  in  der 
durch  die  Statuten,  auf  deren  Grund  die  Subscriptionen  Statt 
gehabt,  vorgesehenen  Weise  zu  Stande  gekommen,  so  kann 
er  sich  zu  diesem  Zwecke  auf  gedruckte  Statuten  nur  dann 
mit  Wirksamkeit  berufen,  Avenn  der  Beweis  vorhanden,  dass 
auf  deren  Inhalt  die  Aufforderung  zur  Subscription  und  die 
Zeichnung  selbst  geschehen,  ein  Beweis,  der  sich  aus  dem 
gedruckten  Exemplare  selbst  nimmenuehr  ergeben  wird.  Be- 
ruft sich  ferner  ein  Actionär  gegenüber  dem  Actienvcrcine 
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auf  die  gedruckten  Statuten  desselben,  so  wird  diese  Beru- 
fung jedenfalls  nur  dann  von  Erfolg  sein  können,  wenn  es 
anderweitig  feststeht,  dass  die  Gesellschaft  sich  auf  die  Grund- 
lao^e  der  darin  enthaltenen  Normen  gebildet  hat.  Eine  Ori- 
ginalurkunde  aber,  die  von  den  Unternehmern  und  den  Zeich- 
nern oder  von  den  einen  oder  den  anderen,  oder  von  einigen 
dieser  Personen  unterschrieben  wäre,  und  als  deren  Abschrift 
die  gedruckten  Statuten  erschienen,  wird  sich  keineswegs  im- 
mer vorfinden. 

Wir  wollen  hiermit  das  Vorkommen  einer  schriftlichen 
Form  für  die  Feststellung  der  Statuten  eines  zu  gründenden 
Actienvereins  auch  in  Ländenn,  in  denen  eine  solche  nicht 
durch  das  Gesetz  geboten,  keineswegs  in  Abrede  stellen; 
wohl  aber  leugnen  wir  die  stete  Anwendung  einer  solchen 
schriftlichen  Form,  eine  Anwendung,  für  welche  man  sich 
nicht  darauf  berufen  kann,  dass  der  Errichtung  der  Actien- 
gesellschaft  gewöhnlich,  wenn  nicht  immer,  gewisse  Scriptu- 
ren  vorausgehen. 

Hiermit  fällt  aber  das  Hauptargument  Jolly's,  welcher 
von  der  steten  Anwendung  auf  die  rechtliche  Nothwendigkeit 
einer  schriftlichen  Form  für  die  Errichtung  der  Gesellschafts- 
Statuten  schliesst,  dahin. 

Indessen  ist  mit  diesem  negativen  Ergebnisse  die  Frage 
nicht  erledigt,  ob  die  schriftliche  Aufzeichnung  der  Statuten 
eine  nothwendige  Form  für  die  Errichtuno;  eines  Actienver- 
eins  ist,  wo  die  einschlagende  Gesetzgebung  eine  solche  nicht 
ausdrücklich  verlangt. 

Wir  glauben  dies  verneinen  zu  sollen,  freilich  nicht  mit 
Rücksicht  darauf,  dass  nach  heutigem  Rechte  die  Regel  für 
die  Formlosigkeit  der  Verträge  spricht,  da  hier  von  keinerlei 
Vertrag  die  Rede,  —  wohl  aber  desshalb,  weil  wir  im  AVesen 
des  Actienvereins  keinerlei  Momente  für  die  Nothwendigkeit 
einer  derartigen  Form  zu  finden  vermögen. 

Ist  die  Actiengesellschaft  nämlich  allerdings  ein  mehr 
oder  weniger  complicirter  Organismus,  hat  dieselbe  öfter  die 
Bestimmung,  die  Lebenszeit  ihrer  ursprünglichen  Mitglieder 
zu  überdauern,  lässt  sie  auch  einen  Wechsel  ihrer  Theilhaber 
unter  Lebenden  zu,  während  deren  Satzungen  endlich  für 
diejenigen,  welche  zum  Vereine  in  Beziehungen  treten,  mass- 
gebend sind,  so  folgt  hieraus  jedenfalls  nur  die  Nothwendig- 
keit, dafür  zu  sorgen,  dass  der  Inhalt  der  Vereinsstatuten 
jeder  Zeit  leicht  und  mit  Sicherheit  zu  erkennen.  Ein  solches 
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Erforderniss,  welches  in  gleicher  Weise  bei  anderen  Prlvat- 
corporationen  besteht,  führt  jedoch  keineswegs  zur  Nothwen- 
digkeit  einer  schriftlichen  Form.  Denn  es  ist  z.  B.  möglich, 
dass  sich  ein  Actienverein  auf  die  Grundlao-e  gedruckter  Sta- 
tuten  constituirt  hat,  ohne  dass  hierüber  eine  Beweisurkunde 
aufgenommen  wäre,  während  jeder  ursprüngliche  Actionär  die 
Satzungen  kennt,  auf  deren  Grundlage  die  Gesellschaft  sich 
gebildet,  und  jeder  spätere  Actionär  mit  diesen  Normen,  deren 
Summe  und  Inhalt  innerhalb  des  Kreises  aller  Betheilig-ten 
notorisch,  bekannt  gemacht  wird,  so  wie  auch  die  Erforschung 
derselben  durch  die  von  der  Actiengesellschaft  selbst  getrof- 
fene Anordnung  erleichtert  sein  kann,  wonach  ein  Exemplar 
der  Statuten  an  einem  gegebenen  Orte  aufbewahrt  bleiben 
soll.  5. 

Mit  diesem  Ergebnisse  stimmen  denn  auch  einzelne  par- 
ticuläre  Gesetze  und  Gesetzesentwürfe  überein. 

So  verlangen  weder  das  Oesterreich.  Vereinsgesetz 
von  1852  noch  das  Zürcher'sche  und  das  Solothurni- 
sche  Civilgesetzbuch  eine  schriftliche  Form  für  die  Sta- 
tuten der  Actienverbindungen,  und  bedürfen  diese  Satzungen 
auch,  wenigstens  unter  gewissen  Voraussetzungen,  der  Staats- 
genehmigung ^,  so  setzt  dies  allerdings  der  Natur  der  Sache 
nach  eine  schriftliche  Vorlage  voraus,  nicht  aber  eine  schrift- 
liche Form,  d.  h.  eine  beweisende  Urkunde,  in  welche  die 
Statuten  gefasst  sein  müssten. 

Ebensowenig  aber  ist  in  dem  K.  Sächsischen  Ent- 
würfe eines  bürgerl.  Gesetzbuches  (1852),  §§.  1351  fg. 
von  einer  schriftlichen  Form  für  die  Errichtung  von  Actien- 
vereinen  die  Rede. 

Im  Gegensatze  hierzu  verlangen  nun  allerdings  sehr  viele 
Gesetze  für  die  Statuten  der  Actiengesellschaften  eine  solche 
Form,  und  zwar  entweder  einfache  Schrift,  oder  notarielle 
oder  gerichtliche  Aufnahme,  indem  die  Beobachtung  dieser 
Form  eine  Bedingung  für  die  rechtliche  Entstehung  des  Ac- 
tienvereins  bilden  soll.  Eine  derartige  Form  wird  aber  bald 
in  Ansehung  aller  Actiengesellschaften,  bald  nur  in  Betreff 
derjenigen,  die  zu  gewerbsmässigem  Handelsbetriebe  errichtet 
werden  sollen,  erfordert.  — 


5)  Statuten  der  Actiengesellschaft  der  Papierfabrik,  in 
Worblaufen  bei  Bern  (1859),  §.  53.  — 

6)  Oesterreich.  Vereinsgesetz,  §§.  lu.  8:    Zürcher  Gesetz- 
buch, §§.22.23.  —  Solothurner  Gesetzb.,  §.1218. 
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Was  voi-erst  die  Gesetzgebungen  anbetrifft,  welche  eine 
schriftliche  Form  für  die  Statuten  aller  Actien Verbindungen 
verlangen,  so  o-ehört  hierher  vor  allem  das  Russische  lie- 
glement  vom  J.  1836,  nach  welchem  zum  Zwecke  der  Er- 
langung der  für  die  Entstehung  des  Actienvereins  nöthigen 
Staatsgenehmigung  dem  betreffenden  Gesuche  ein  mit  der 
Unterschrift  der  Gründer  versehener  Statuten-Entwurf  der 
Staatsbehörde  vorzulegen  (Art.  50),  und  die  genehmigten  Sta- 
tuten von  neuem  mit  diesen  Unterschriften  zu  vollziehen  sind 
(Art.  56). 

Ebenso  müssen  nach  eno^lischem  Rechte  das  Asso- 
ciations-Meraorandum  und  die  Associationsartikel, 
falls  solche  aufgestellt  werden  (s.  ^.26  not.  1),  von  den  Unter- 
nehmern ,  wenigstens  sieben  an  der  Zahl  und  regelmässig 
nicht  mehr  wie  zwanzig,  unterzeichnet,  und  die  Unterschrif- 
ten von  mindestens  Einem  Zeugen  beglaubigt  werden  ^. 

Nach  dem  Bernischen  Gesetze  über  Actiengesell- 
schaften  (Art.  3  Abs.  2)  soll  „der  Vertrag  über  die  zu  bil- 
dende Actiengesellschaft  (die  Statuten)  schriftlich  abgefasst" 
werden,  während  endlich  das  Preuss.  Gesetz  über  Ac- 
tiengesellschaften  vom  9.  Nov.  1843  (§.  2)  gerichtliche 
oder  notarielle  Aufnahme  des  Gesellschafts-Vertrags  (Statuts) 
verlangt. 

Zahlreicher  sind  die  Gesetzgebungen,  welche  für  die  Sta- 
tuten der  Actiengesellschaften,  bei  denen  der  Gegenstand  des 
Unternehmens  in  Handelsgeschäften  besteht,  eine  schriftliche 
Form  verlangen. 

Vor  allem  gehört  hierher  der  Code  de  commerce,  welcher 
Art.  40  den  Grundsatz  aufstellt: 

„Les  societes  anonymes  ne  peuvent  etre  formees  que  i^ar  des 

„actes  j)uhlics"; 
ein  Satz,  der  wörtlich  in  den  Regolam.  provv.  des  Kirchen- 
staats, Art.  39,   übergegangen*^,  während  ihn  das  Portu- 
giesische Handelsgesetzbuch  Art.  539  in  der  Fassung 
wiedergiebt: 

„As  companhias  so  podem  ser  formadas  por  escriptu- 

„ras  puhlicas", 


7)  Actiengesellschaftsacten,  1856,  1857,  Th.  I.  §.  III.  u.  §.  XI. 
und  Güterbock,  die  englischen  Actiengeseilschaftsgesetze,  S.  2  u.  3.  — 

8)  „Le  societä  anonime  non  possono  esser  formale  die  per  mezzo  di 
atli  pubblici.^^ 
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der  Code  de  commerce  du  canton  de  Frihourg  Art.  46  und 
das  Waadländische  Gesetz  über  Handelsgesellschaf- 
ten Art.  25  aber  mit  den  Worten: 

fjLa  societe  anonyme  ne  peut  etre  form^ee  que  2?ar  acte  au- 

„thentique." 
Der  Spanische    Handelscodex    stellt   in  Ansehung   der 
Handelsgesellschaften  überhaupt  (Art.  284)  den  Grundsatz  auf: 

„Tode  contrato  de  sociedad  se  ha  de  rediicir  ä  escritura 

„publica,  otorgada  con  las  solemnidades  de  derecho", 
während  das  Holländische  Handelssresetzbuch  in  An- 
sehung  der  Actienvereine  verordnet  (Art.  38): 

„De  akte  van  vennootschap  moet  notariell  worden  ver- 

„leden,  op  straffe  van  niegtiglieid." 
Nach  den  Ungarischen  Gesetzes-Artikeln  XVIH.  §.  55 
und  §.61  müssen  diejenigen,  welche  eine  Actiengesellschaft 
gründen  wollen,  dem  Wechselgerichte  schriftlich  Zweck,  Ca- 
pital, Actienzahl  und  die  vorläufigen  Statuten  des  projectirten 
Vereins  angeben,  und  werden  diese  letzteren,  nachdem  die 
Gesellschaft  constituirt,  durch  den  Ausschuss  unterschrieben 
und  im  Namen  des  Vereins  beim  Wechselgerichte  protocollirt, 
wogegen  das  Serbische  Handelsgesetzbuch  §.  41  die 
gerichtliche  Bestätigung  des  Vertrags,  durch  welchen  eine 
anonyme  Gesellschaft  eingegangen  wird,  fordert. 

Das  Allgera,  deutsche  Handelsgesetzbuch  endlich 
bestimmt  (Art.  208  Abs.  2  u.  3): 

„Ueber  die  Errichtung  und  den  Inhalt  des  Gesellschafts- 

„vertrags  (Statuts)  muss  eine  gerichtliche  oder  notarielle 

„Urkunde  aufgenommen  werden.'* 

„Zur  Actienzeichnung  genügt  eine  schriftliche  Erklä- 

„rung." 
Ergiebt  sich  nun  aus  dieser  Zusammenstellung,  dass  sehr 
viele  Gesetze  eine  schriftliche  Form  für  die  Statuten  der  Ac- 
tiengesellschaften  überhaupt  oder  doch  derjenigen,  welche  zum 
gewerbsmässigen  Betriebe  von  Handelsgeschäften  errichtet 
werden  sollen,  verlangen,  ja  dass  manche  Gesetzgebung  sich 
hier  nicht  mit  einer  Privatschrift  begnügt,  sondern  eine  öffent- 
liche, notarielle  oder  gerichtliche  Beurkundung  erfordert,  so 
macht  die  Anwendung  dieser  Bestimmungen  doch  um  dess- 
willen  Schwierigkeiten,  weil  dieselben  von  der  Auffassung 
ausgehen,  als  ob  die  Statuten  ein  Gesellschafts- Vertrag  seien, 
Avährend  ihnen  dieser  Character  in  der  That  abgeht.  Beruhen 
vielmehr  die  Statuten  unseren  früheren  Ausführuno-en  zufolge 
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auf  einseitigen  Willenserklärungen  eines  oder  mehrerer  Unter- 
nehmer, denen  sich  diejenigen,  welche  Mitglieder  des  Actien- 
vereins  werden  wollen,  jeder  für  sich  und  ohne  Rücksicht  auf 
die  anderen  unterworfen,  oder  sind  sie  auch  je  nach  Umstän- 
den der  Inhalt  eines  Majoritäts-Beschlusses  der  künftigen 
Actionäre,  so  entsteht  noth wendig  die  Frage,  wer  die  die 
Vereins-Satzungen  enthaltende  Urkunde  zu  unterzeichnen  hat, 
und  beziehungsweise  bei  einer  gesetzlich  erforderten  nota- 
riellen oder  gerichtlichen  Aufnahme  als  Comparent  fungi- 
ren  muss. 

Ausdrückliche  Bestimmungen  finden  sich  in  dieser  Hin- 
sicht nur  in  der  Eussischen,  Englischen  und  Ungari- 
schen Gesetzgebung,  welche  ein  von  den  Gründern  un- 
terzeichnetes Instrument  verlangen  und  auch  für  genügend 
erklären. 

Allein  wie  verhält  es  sich,  wo  es  an  einer  solchen  gesetz- 
lichen Vorschrift  fehlt,  insbesondere  nach  den  Gesetzgebun- 
gen, welche  die  Statuten  als  einen  Gesellschaftsvertrag  auf- 
fassen; welches  sind  hier  die  angeblichen  Paciscenten,  oder 
mit  a.  W.  diejenigen,  welche  die  Urkunde  zu  vollziehen,  be- 
ziehungsweise bei  deren  notariellen  oder  gerichtlichen  Auf- 
nahme mitzuwirken  haben? 

Zwei  Gesetzes-Entwürfe  haben  sich  hierüber  mit  Rück- 
sicht auf  die  notarielle  Beurkundung  der  Statuten  ausgespro- 
chen, nämlich  der  Würtembergische  und  der  Preussi- 
sche  Entwurf  eines  Handelsgesetzbuchs. 

Jener,  welcher  übrigens  die  Bezeichnung  der  Statuten 
als  Vertrag  vermieden,  bestimmte  (Art.  247): 

„Die  Gründung  der  Gesellschaft  und  deren  Bedingungen 

„müssen  von  den  Actienunternehmern  unterzeichnet  und 

„darüber  eine  Notariatsurkunde  ausgefertigt  werden,  um 

„rechtlich  gültig  und  verbindlich  für  die  Theilnehmer  zu 

„sein." 
Der  Preussische  Entwurf  aber  drückte  sich  (Art.  181  Abs. 
2  u.  3)  dahin  aus: 

„Der  Gesellschafts-Vertrag  muss   von  den   Gründern 

„der  Gesellschaft  vor  einem  Notar  abgeschlossen  werden. 
„Die  übrigen  Gesellschafter  können  ihre  Beitrittserklä- 

„rung  zum  notariellen  Vertrage   durch   eine   schriftliche 

„Urkunde  abgeben." 
Diese  Bestimmungen   des  Preussischen  Entwurfs   waren 
nun,  wenn  man  von  deren  Redaction  absieht,  im  Allgemeinen 
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zweifellos  die  der  Sache  entsprechenden,  und  die  Gründe,  aus 
welchen  sie  in  der  Nürnberger  Conferenz  gleich  bei  der 
ersten  Lesung  verworfen  wurden,  unstichhaltig.  Wie  sehr 
nun  auch  innerhalb  dieser  Commission  sich  eine  Verschieden- 
heit und  Unklai-heit  der  Ansichten  über  das  Wesen  der  Sta- 
tuten und  den  Character  des  Acts,  dui'ch  welchen  sie  festge- 
setzt werden,  kund  gab,  wie  wenig  befriedigend  die  definitive 
Fassung  ist,  welche  an  Stelle  der  Vorschriften  des  Preussi- 
schen  Entwurfs  beliebt  wurde,  so  dürfte  hier  doch  der  Ort 
sein,  den  Gang  der  Verhandlungen  der  Conferenz  in  Ansehung 
der  öffentlichen  Beurkundung  der  Regeln  der  Actiengesell- 
schaften  näher  zu  betrachten,  bevor  auf  die  Beantwortung  der 
Frage  übergegangen  wird,  wer  bei  einer  gesetzlich  erforder- 
ten schriftlichen,  notariellen  oder  gerichtlichen  Aufnahme  der 
Satzuno-en  eines  Actienvereins  mitzuwh'ken  hat. 

Obwohl  der  Preussische  Entwurf  von  der  unrichti- 
gen Ansicht  ausging,  als  ob  die  Actiengesellschaft  auf  dem 
Wege  eines  Vertrags  (Gesellschafts -Vertrags)  zu  Stande 
komme,  trug  er  doch  dem  Umstände  Rücksicht,  dass  gewöhn- 
lich ein  Actienverein  bei  seiner  Entstehung  nicht  allein  die- 
jenigen, welche  das  Unternehmen  ins  Leben  gerufen,  sondern 
noch  anderweitige  Personen,  Avelche  auf  die  Aufforderung 
jener  sich  beim  Actiencapitale  betheiligt,  zu  Mitgliedern  hat, 
während  es  doch  der  Umständlichkeit  und  der  Kosten  halber 
nicht  angeht,  eine  Mitwirkung  aller  zukünftigen  ersten  Ac- 
tionäre  bei  der  notariellen  Festsetzung  der  Statuten  zu  ver- 
langen. Indem  man  aber  daran  festhielt,  es  sei  zum  Schutze 
des  Publicums  wie  der  späteren  Actionäre  die  sichere  Feststel- 
lung der  Bedingungen  des  Gesellschafts  Vertrags  nöthig,  un- 
terschied man  zwischen  den  Gründern  und  den  Actienzeich- 
nem,  und  verlangte  nur  von  jenen  die  Mitwirkung  zum 
notariellen  Abschlüsse,  wogegen  von  Seiten  dieser  eine  schrift- 
liche Beitrittserklärung  genügen  sollte  '\ 

In  der  Nürnberger  Conferenz  wurde  nun  zwar  das 
Unjuristische  einer  Auffassung,  welche  einen  Gesellschafts- 
vertrag zwischen  Gründern  und  Zeichnern,  d.  h.  zwischen 
Personen,  die  sich  wechselseitig  nicht  kennen  und  auch  nicht 
obligirt  sein  wollen,  unterstellt,  und  die  zugleich  eine  Ab- 
schliessung  dieses  Vertrags  durch  einige  der  künftigen  Gesell- 


9)  S.  dieMotive  zumEntwurfe  eines  Handelsgesetzbuchs 
für  diePreuss.  Staaten,  S.  91  u.  S.  83. 

Renaud,  Aclieiiyeseltsch.  J  J 
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schafter  vor  Notar  erfordert,  daneben  aber  mittelst  Privat- 
schrift vorgenommene  Beitrittserklärungen  der  übrigen  gestat- 
tet, nicht  hervorgehoben,  wohl  aber  zweierlei  gegen  den  Ent- 
wurf o-eltend  Seemacht. 

Das  Eine  Bedenken  war,  dass  nach  der  Fassung  des 
Entwurfs  die  den  Gründern  beitretenden  Gesellschafter  so 
angesehen  werden  könnten,  als  ob  sie  gleichfalls  Gründer  und 
nicht  blosse  Actionäre  wären.  Dies  sei  aber  höchst  bedenk- 
lich; denn  in  der  Regel  behielten  sich  die  Gründer  gewisse 
VoiTCchte  vor,  welche  für  die  ganze  Dauer  der  Gesellschaft 
auf  deren  Einkommen  ruhten,  eine  Last,  die  nur  dann  erträg- 
lich sei,  wenn  man  sie  im  Voraus  bestimmt  übersehe,  wenn 
also  die  Zahl  der  Gründer  eine  feste  sei.  Der  Entwurf  lasse 
nun  die  Auslegung  zu,  wonach  zu  den  bevorzugten  Gründern 
noch  andere  in  unbestimmter  Zahl  hinzutreten  und  hierdurch 
die  Lasten  der  Einkünfte  unendlich  vermehren  könnten. 

Von  einer  anderen  Seite  Murde  geltend  gemacht,  es  sei 
nicht  abzusehen,  warum  nachdem  bei  den  übrigen  Gesell- 
schaften die  schriftliche  Errichtung  nicht  gefordert  worden, 
bei  den  Actienvereinen  der  blosse  Beitritt  auch  nur  Eines 
Actionärs  schriftlich  erfolgen  müsse;  —  worauf  denn,  nach- 
dem der  Preussische  Abgeordnete  die  Erklärung  abgegeben 
hatte,  der  Abs.  3  des  Art.  181:  „die  übrigen  Gesellschafter 
können  ihre  Beitrittserklärung  zum  notariellen  Vertrage  durch 
eine  schriftliche  L^rkunde  abareben",  bezwecke  eig-entlich  nur 
die  Bestimmung  der  Voraussetzungen  und  Formen,  unter  de- 
nen von  den  Gründern  die  Staatsgenehmigung  für  den  von 
ihnen  aus^esonnenen  und  verabredeten  Verein  nachgesucht 
werden  müsse,  die  Streichung  dieses  Absatzes  als  eines  sol- 
chen, dem  keinerlei  civilrechtliche  Bedeutung  zukomme,  be- 
schlossen wurde  ^'^. 

In  dieser  Weise  trat  an  die  Stelle  der  Bestimmungen  des 
Preussischen  Entwurfs  in  dem  von  der  Redactions-Com- 
raission  ausgearbeiteten  Entwürfe  erster  Lesung  die  Fas- 
sung (Art.  186  Abs.  2): 

,,Der  Gesellschaftsvertrag  (das  Statut)  muss    vor  einem 

„Notar  oder  vor  Gericht  abgeschlossen  werden." 
Offenbar    lag    hierin    ein    Rückschritt    im   Verhältnisse    zum 
Preuss.  Entwürfe,  dessen  Vorschriften  aus  nichtigen  Grün- 
den beseitigt  worden  waren. 


10)  Protocolle,  S.  316  fg. 


§.  27.    Die  Form  der  Statuten.  259 

Denn  gestattete  derselbe  zuntichst  den  Zeichnern,  welche 
nicht  Gründer  wären,  ihre  Beitrittserklärung  zum  notariellen 
Vertrage  mittelst  Privatschrift  abzugeben,  so  konnte  dies 
doch  unmöglich  dahin  verstanden  werden,  als  ob  der  blosse 
Zeichner  durch  seine  allerdings  nicht  ausgeschlossene  Mit- 
wirkung bei  Aufnahme  der  Statuten  durch  Notar  oder  Gericht 
die  Eigenschaft  eines  Mitstifters  erlangen  würde,  weil  gewiss 
nur  diejenigen  als  Gründer  zu  betrachten  und  die  diesen  letz- 
teren vorbehaltenen  Rechte  anzusprechen  haben,  welche  das 
Actienunternehmen  ausgesonnen  und  zu  den  Actienzeichnun- 
gen  aufgefordert,  —  Personen  und  Firmen,  die  durch  den 
Plan  oder  in  sonstiger  Weise  ausreichend  bestimmt  sind. 

Der  Schluss  aber,  es  lasse  sich,  da  die  übrigen  Gesell- 
schaftsverträge formlos,  nicht  einsehen,  warum  der  blosse 
Beitritt  eines  Actionärs  schriftlich  geschehen  müsse,  beruhte 
auf  einem  völligen  Verkennen  der  gänzlichen  Verschiedenheit 
der  hier  einschlagenden  Verhältnisse.  So  wurde  denn  auch 
bei  Berathung  des  Entwurfs  erster  Lesung  vom  Referenten 
mit  Entschiedenheit  auf  die  Wiederaufnahme  einer  Bestim- 
mung des  Inhalts,  dass  diejenigen,  welche  sich  zur  Betheili- 
gung beim  Capitale  der  projectirten  Gesellschaft  verpflichteten, 
dies  schrifdich  thun  müssten,  gedrungen,  indem  er  mit  Grund 
hervorhob,  wie  eine  solche  Vorschrift  nicht  bloss  eine  politi- 
sche, sondern  auch  eine  civilrechtliche  Bedeutung  habe,  da 
die  schriftliche  Beitrittserklärung  die  Grundlage  für  die  Be- 
urtheilung  vielfacher  civilrechtlichcr  Verhältnisse  der  Zeichner 
zur  Gesellschaft  sei,  und  eine  Reihe  von  Bestimmungen  des 
Gesetzes,  wie  z.  B.  diejenige  wegen  der  unbedingten  Haf- 
tung der  Subscribenten  für  gewisse  Procente  bei  Inhaber- 
Actien,  ohne  eine  schriftliche  Verpflichtung  keinen  sichern 
Boden  hätten. 

Andererseits  hob  der  Referent  hervor,  dass  die  nunmeh- 
rige Fassung  des  Entwurfs  zu  der  Ansicht  Veranlassung  gebe, 
als  ob  jeder  Zeichner  seinen  Beitrittsact  notariell  oder  gericht- 
lich vornehmen  müsse.  Dies  pflege  aber  nicht  zu  geschehen, 
und  sei  auch  eine  solche  Bestimmung  der  Auffassung  der 
Versammlung  nicht  entsprechend.  Gewöhnlich  werde  die  ge- 
richtliche oder  notarielle  Errichtung  des  Gesellschaftsvertrags 
(Statuts)  nur  von  einigen  Personen  vorgenommen,  die  man 
die  Gründer  der  Gesellschaft  nenne,  wenn  sich  auch  nicht 
verkennen  lasse,  dass  diese  Bezeichnung  eine  mehr  factische, 
wie  juristische  Bedeutung  habe.     Da  jedoch  gegen  den  im 
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Preuss.  Entwürfe  gebrauchten  Ausdruck  „Gründer  der 
Gesellschaft"  Bedenken  erhoben  worden  seien,  so  werde 
die  Fassung  vorgeschlagen: 

„Der  Gesellschafts-Vertrag  (das  Statut)  muss  vor  einem 

„Notar  oder  vor  Gericht  von  einer  Anzahl  Gesellschafter 

„beurkundet  werden. 

„Die  übrigen  Gesellschafter  können  durch  schriftliche 

„Urkunden  ihren  Beitritt  erklären."  ^^ 
Indessen  vermochte  dieser  Antrag  keine  Majorität  zu  verei- 
nigen, theils  weil  die  Versammlung  von  verschiedenen  An- 
sichten darüber  ausging,  was  unter  dem  Gesellschaftsvertrage 
hier  zu  verstehen,  ob  nämlich  ein  juristischer  Act  oder  eine 
Summe  von  Bestimmungen,  theils  weil  man  jene  Fassung  für 
eine  nicht  auf  alle  Arten  des  Zustandekommens  der  Vereins- 
Statuten  passende  erachtete. 

Zwar  wurden  die  vorgeschlagenen  Bestimmungen  von 
einer  Seite  für  den  Fall  als  angemessen  betrachtet,  dass  die- 
jenigen, welche  die  Gesellschaft  zu  gründen  beabsichtigt,  das 
Statut  unter  sich  festgestellt  und  darauf  die  Zeichnung  des 
Actiencapitals  veranlasst,  indem  man  davon  ausging,  es  handle 
sich  hier  nicht  um  den  Vertrags- Abschluss,  welcher  durch 
den  Beitritt  der  einzelnen  Zeichner  vor  sich  gehe,  sondern 
um  die  Errichtung  einer  Urkunde  über  den  Inhalt  der  künf- 
tio;en  Verträsje  zum  Zwecke  der  Herstelluno;  eines  unveränder- 
liehen,  jedem  Betheiligten  zugänglichen  Beweismittels  über 
diejenigen  Modalitäten,  auf  welche  hin  die  Actionäre  den  Bei- 
tritt zugesichert  oder  wirklich  vollzogen  hätten. 

Andererseits  wurde  aber  geltend  gemacht,  an  manchen 
Orten  komme  es  vor,  dass  diejenigen,  welche  die  Gründung 
einer  Actiengesellschaft  vorhätten,  die  Statuten  entwürfen  und 
selbst  vorläufig  das  gesammte  Actiencapital  zeichneten.  Hier 
müsse  nun,  wie  mehrere  Abgeordnete  meinten,  —  der  Ge- 
sellschafts-Vertrag als  der  juristische  Act  des  Vertragsschlus- 
ses aufgefasst  und  sonach  von  allen  Gesellschaftern  notariell 
errichtet  werden. 

Von  mehreren  Mitgliedern  endlich  wurde  eine  dritte  Art 
der  Errichtung  der  Actiengesellschaft  in's  Auge  gefasst,  die- 
jenige nämlich,  welche  in  der  Art  vor  sich  gehe,  dass  auf 
einen  blossen  Prospect  die  Actienzeichnungen  gesammelt  wür- 
den, und  dann  durch  eine  Generalversammlung  die  definitive 


11)  ProtocoUe,  S.  1034.  1035. 


§.  27.     Die  Form  der  Statuten.  261 

Feststellung  des  Statuts  und  die  Errichtung  des  Gesellschafts- 
vertrao-s  Statt  finde.  In  einem  solchen  Falle,  sao-te  man,  werde 
der  Gesellschaftsvertrag  als  der  Rechtsact  des  Vertragsschlus- 
ses wirklich  von  allen  Actionären  zugleich  errichtet,  und  sei 
es  angemessen,  von  einer  gerichtlichen  oder  notariellen  Be- 
urkunduno;  desselben  abzusehen  und  sich  mit  einer  schrift- 
liehen  Erklärung  zu  begnügen. 

Mit  Rücksicht  hierauf  wurde  denn  von  einem  Mitgliede 
die  Fassung  vorgeschlagen: 

„Der  Gesellschaftsvertrag  (Statut)  muss  schriftlich  abge- 

„schlossen  werden", 
während  ein  anderes  Mitglied,  indem  es  unter  dem  Gesell- 
schaftsvertrage nicht  den  Act  des  Vertragsabschlusses,  son- 
dern eine  Summe  von  Bestimmungen  verstand,  die  andere 
Fassung  wollte,  es  müsse  der  Gesellschaftsvertrag  schriftlich 
beurkundet  werden. 

Indessen  wurde,  nach  Verwerfung  dieser  verschiedenen 
Vorschläge,  durch  Majoritätsbeschluss  ein  anderweitiger  An- 
trag angenommen,  welcher  mit  Rücksicht  darauf,  dass  erfah- 
rungsmässig  die  Gesellschaftsverträge  in  sehr  verschiedener 
Weise  errichtet  würden,  hier  aber  von  den  Vorverhandlungen 
ganz  abzusehen  sei,  dahin  gestellt  worden: 

„Ueber   die  Constituirung  der  Gesellschaft  und  die  Er- 

„richtung  des  Gesellschafts-Vertrags  (Statuts)  muss  eine 

„gerichtliche  oder  notarielle  Verhandlung  aufgenommen 

„w^erden,  die  Zeichnung  von  Actien  muss  schriftlich  er- 

„folgen"!-; 
Bestimmungen,  die,  obwohl  in  veränderter  Redaction,  in  den 
Entwurf  zweiter  Lesung  (Art.  194)   aufgenommen  wur- 
den,  und  die   nunmehr  den  Art.  208  Abs.  2  u.  3  des  Allg. 
deutsch.  Handelsgesetzbuchs  bilden. 

Man  ersieht  aus  dieser  Darstellung,  wie  in  der  Nürn- 
berger Conferenz  die  drei  verschiedenen  Arten,  wie  erfah- 
rungsmässig  die  Actiengcsellschaften  und  deren  Statuten  zu 
Stande  kommen,  zur  Sprache  gebracht  wurden,  und  wie  sich 
ferner  daselbst  das  Gefühl  kundgab,  dass  diese  Verschieden- 
heit auch  geeignet  sei,  auf  die  Form  der  Beurkundung  des 
angeblichen  Gesellschaftsvcrtrags  einzuwirken;  wie  aber  die 
Versammlung,  indem  sie  daran  festhielt,  es  müssten  die  Ver- 
einssatzungen mittelst  einer  öffentlichen  Urkunde  festgestellt, 
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die  Zeichnungen  aber  wenigstens  durch  Privatschrift  ge- 
schehen, sich  lediglich  darauf  beschränkte,  dies  vorzu- 
schreiben. 

Somit  bleibt  auch  für  das  Allgem.  deutsche  Han- 
delsgesetzbuch die  oben  bereits  angedeutete  Frage  oifen, 
wer  bei  einer  gesetzlich  für  die  Statuten  vorgeschriebenen 
Form,  mag  diese  in  einer  Privatschrift  oder  in  einer  nota- 
riellen oder  gerichtlichen  Beurkundung  bestehen,  mitzuwir- 
ken hat. 

Ein  Aufschluss  hierüber  findet  sich  in  den  bisherio-en 
Bearbeitungen  der  Actiengesellschaften  nicht,  selbst  nicht  bei 
den  Schriftstellern,  welche  dieses  Institut  nach  Gesetzen  be- 
handelt, die  für  die  Statuten  und  beziehuno-sweise  die  Gründun«; 
von  Actienvereinen  eine  bestimmte  Form  verlangen.  Theils 
nämlich  begnügen  sich  die  Einen  mit  der  einfachen  Aufstel- 
lung des  Satzes,  dass  es  Sache  der  Gründer  sei,  die  nota- 
rielle Aufnahme  des  Gesellschaftsacts  zu  bewirken  ^^,  theils 
unterstellen  die  Anderen,  indem  sievon  einem  Gesellschafts- 
vertrage ausgehen,  dass  alle  Coutrahenten ,  also  oifenbar  alle 
ursprünglichen  (künftigen)  Actionäre  hier  mitzuwirken  haben  ^*. 
Allein  es  ist  die  erstere  Ansicht  ungenügend,  nämlich  für 
den  Fall,  dass  die  Statuten  nicht  durch  die  Gründer,  sondern 
durch  eine  Versammlung  der  Actienzeichner  beschlossen  wer- 
den, die  letztere  dagegen  im  Widerspruche  mit  den  An- 
schauungen und  Bedürfnissen  des  Verkehrs. 

Ueberhaupt  ist  es  diese  Vertragstheorie,  welche  bisher 
die  Lehre  von  der  Entstehung  der  Actieng-esellschaften  ver- 
dunkelt,  und  die  gänzlich  aufgegeben  werden  muss. 

Weder  beruhen  nämlich  die  Statuten  auf  vertragsmässi- 
ger  Festsetzung,  noch  wird  auch  der  Actienverein  selbst  durch 
einen  Vertrag  errichtet. 

Jenes  ist  früher  (§.  26)  gezeigt  worden,  dieses  ergiebt 
sich  aus  Folgendem. 

Allerdings  wird  die  Bildung  einer  Actiengesellschaft  nur 
durch  Verträge  ermöglicht,  durch  Verträge  zwischen  den 
mehreren  Gründern,  durch  Verträge  der  Unternehmer  mit  den 
einzelnen   Zeichnern.     Dageo-en   verdankt   der   Actienverein 


13)  Holtius,  Voorlezingen,  zu  Art,  38;  Lan  ge,  fZe  societaie  anonymay 
p.  37.  — 

14)  Ti'oplong,  conirat  de  societe,'No.2b2;  Pardessus,  droit  com- 
inercial,tom..lll.^.l3S-  Delangle,  ftocieles  coinmerc,  II.  p.  150;  Bra- 
vard, sncietes  commerc.^  p,  193  i.  f.  u.  A.  — 
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selbst  seinen  rechtlichen  Bestand  keinem  Vertrage.  Ein  sol- 
cher Vertrag  müsste  nämlich  offenbar  zwischen  denjenigen 
geschlossen  werden,  welche  die  ursprünglichen  Mitglieder  der 
Gesellschaft  sein  sollen.  Allein  es  kennen  sich  diese  Perso- 
nen und  Firmen  vielfach  nicht,  so  wie  sie  sich  auch  um  ein- 
ander nicht  kümmern.  Und  wird  der  Actienverein  auch  un- 
ter den  mehreren  Gründern,  welche  zusammen  das  gesammte 
Actiencapital  gezeichnet,  allein  in's  Leben  gerufen,  so  entsteht 
er  dessenungeachtet  nicht  durch  Vertrag.  Die  mehreren  Mit- 
stifter haben  sich  allerdings  wechselseitig  verpflichtet,  ein 
projectirtes  Actienunternehmen  durch  gemeinschaftliche  Mit- 
tel in's  Leben  zu  rufen;  sie  haben  sich  ferner  zur  Betheili- 
gung mit  gegebenen  Summen  beim  Capitale  des  künftigen 
Actienvereins  oblio-irt.  Wird  nun  zwar  die  Actieno-esellschaft 
durch  solche  Verträge  vorbereitet,  so  hat  sie  ihren  Ent- 
stehungsgrund  auch  hier  weder  in  einem,  noch  in  mehreren 
Verträgen,  weil  sie  kein  Rechtsverhältniss,  sondern  ein  selbst- 
ständiger Organismus,  ein  Rechtssubject  ist,  und  es  sich  bei 
Schaffung  desselben  weder  um  die  Begründung  eines  obliga- 
torischen Verhältnisses,  noch  unmittelbar  um  die  Uebertra- 
gung  oder  Constituirung  von  Rechten  handelt.  Der  Wille 
der  Mitunternehmer,  derjenige  der  Projectanten  und  Zeichner 
ist  freilich  auf  den  nämlichen  Zweck,  die  Bildung  eines  Ac- 
tienvereins gerichtet;  allein  es  beruht  die  Entstehung  dieses 
letzteren  schon  um  desswillen  auf  keinem  Vertrage,  weil  es 
hier  an  dem  Stoffe  eines  solchen  Rechtsgeschäfts  fehlt,  da 
weder  die  Begründung,  noch  die  Abändeinmg  oder  Aufhe- 
bung von  Rechtsverhältnissen  bezweckt  wird. 

Wenn  hiernach  die  Gesetze  den  Grundsatz  aufstellen,  es 
sei  der  Vertrag  über  die  zu  bildende  Gesellschaft 
schriftlich  abzufassen,  oder  es  könne  eine  anonyme 
Gesellschaft  nur  mittelst  einer  öffentlichen  Urkunde 
gegründet  werden,  oder  es  müsse  die  Gesellschafts- 
Acte  notarialisch  aufgenommen  werden,  so  kann  der 
Sinn  dieser  Bestimmungen  nur  der  sein,  dass  über  Errich- 
tung und  Lihalt  der  Statuten  eine  schriftliche,  notarielle  oder 
gerichtliche  Urkunde  aufzunehmen  ist,  eine  Aufnahme,  in 
Ansehung  welcher  die  Grundsätze  über  Errichtung  von  Ver- 
tragsinstrumenten keine  Anwendung  finden. 

Vielmehr  ist  hier  der  Natur  der  Sache  nach  in  folgender 
AVeise  zu  unterscheiden. 

Soll  eine  Actiengesellschaft  in's  Leben  gerufen  werden^ 
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deren  ursprüngliche  Actlonäre  die  Gründer  allein,  welche  sich 
für  das  gesammte  Actiencapital  verpflichtet,  sein  sollen,  so  ist 
das  öffentliche  Instruin cnt  über  Errichtung  und  Inhalt  der 
Statuten  auf  Antrag  und  in  Gegenwart  der  sämmtlichen  Mit- 
stifter aufzunehmen,  und  auch  von  diesen  zu  unterschreiben, 
wenn  eine  Unterschrift  der  Parteien  durch  die  Art  der  öffent- 
lichen Urkunde  nach  Massgabe  der  einschlagenden  Gesetz- 
gebung erfordert,  oder  eine  durch  dieselbe  verlangte  Privat- 
urkunde hergestellt  werden  soll. 

So  ist  z.  B.  über  Errichtung  und  Inhalt  der  Statuten 
der  societe  generale  de  credit  mohilier  unter'ra  19.  November 
1852  in  Paris  eine  Notariatsurkunde  auf  Antrag  und  in  Ge- 
genwart sämmtlicher  ursprünglicher  Theilnehmer  der  zu  grün- 
denden Actiengesellschaft,  beziehungsweise  ilu-er  Vertreter 
aufgenommen  worden,  nachdem  die  Comparenten  vor  dem  No- 
tare erklärt: 

„qu'ils  entendent  fixer,  ainsi  qii'il  siiit,  les  hases  et  les  sta- 

„tuts  d'une  societe   anonyme  sous  la  denoniination   de  so- 

„ciete  generale  de  credit  mohilier." 
Handelt  es  sich  dagegen  um  einen  Actienverein,  dessen  erste 
Mito-lieder  die  Gründer  nebst  anderen  Actienzeichnern  sein 
sollen,  und  deren  Statuten  von  jenen  zum  Zwecke  der  Samm- 
lung von  Subscriptionen  festgesetzt  worden  sind,  so  ist  die 
öffentliche  Urkunde  über  Errichtung  und  Inhalt  der  Statuten 
auf  Antrag  und  in  Gegenwart  der  Stifter,  so  wie  beziehungs- 
weise mit  deren  Unterschriften  aufzunehmen. 

Ein  solches  Verfahren  ist  nicht  allein  durch  die  oben 
entwickelten  Grundsätze  gerechtfertigt,  sondern  entspricht 
auch  der  Praxis  ^^. 

So  liegt  uns  z.  B.  eine  in  Cöln  im  J.  1856,  also  unter 
der  Herrschaft  des  Preussischen  Gesetzes  vom  J.  1843, 
nach  welchem  ,,der  Gesellschaftsvertrag  gerichtlich  oder  no- 
tariell aufzunehmen  oder  zu  vollziehen  ist"  (§.  2),  über  Er- 
richtung und  Inhalt  der  Statuten  des  Brackeler  Bergwerk- 
Vereins  vollzo2:ene  Notariatsurkunde  vor,   laut  der  vor  dem 


15)  Urth.  desK.  Rhein.  A.-G.-H.  v.  8. Febr.  1847,  im  Arch.  f.  Civil- 
und  Criminalrecht  der  Preuss.  Rheinprovinzen,  Bd.  41,  Abth.  1.  S.  175  fg., 
und  vom  7.  April  1847  in  dem  nämlichen  Archive  Bd.  42  Abth.  2  S. 
147  %.  Daher  denn  insbesondere  ein  von  der  Gesellschaft  verklagter  Ac- 
tienzeichner  seine  Zahlungsverbindlichkeit  nicht  aus  dem  Grunde  bestrei- 
ten kann,  -sveil  er  bei  Errichtung  der  durch  das  Gesetz  verlangten  öfFentli- 
chen  Urkunde  nicht  mitgewirkt  habe. 


§.  27.   Die  Form  der  Statuten.  265 

K.  Preussisclien  Notar  Cardauns  sechs  im  Instrumente 
näher  bezeichnete  Personen  und  resp.  Vertreter  von  Firmen 
erschienen,  in  Ansehung  welcher  bezeugt  wird: 

„Die  Herren,  Compai-enten  erklärten,  sie  seien  überein- 
„gekommen,  eine  Actiengesellschaft  unter  dem  Namen 
„  „Brack.  ßergw.-V."  unter  sich  und  mit  denjenigen  Per- 
„sonen,  welche  durch  Actienzeichnung  sich  ihnen  zuge- 
„sellen  werden,  zu  errichten,  und  hätten  die  Statuten  die- 
„ser  Gesellschaft  festgesetzt,  wie  folgt:  . . . ." 
wobei  das  Instrument  ausser  durch  Notar  und  Zeuo;en  durch 
die  sechs  Gründer  unterschrieben  ist. 

Laut  einer  anderen  im  nämlichen  Jahre  in  Dortmund 
aufgenommenen  Notariatsurkunde  erklären  die  Herren  Com- 
parenten  (5  Personen): 

„dass  sie  sich  auf  Grund  der  hiermit  überreichten  Sta- 
„tuten    als    eine  Actiengesellschaft    unter    dem    Namen 
„„Bergbau-Gesellschaft  Borussia"  constituirt  hätten  und 
„ersuchen  wollten,    das   überreichte   Statut   notariell  zu 
„"verlautbaren", 
während  nach  §.  4  dieser  Statuten  die  Gesellschaft  in  Wirk- 
samkeit  treten   soll,    sobald   der  K.  Regierung  zu  Arnsberg 
die  geschehene  Zeichnung  von  1625  Actien  in  authentischer 
Form  nachgewiesen  sein  wird. 

Eine  weitere  Notariatsurkunde,   welche  unter  der  Herr- 
schaft des  mit  dem  Code  de  commerce  übereinstimmenden  Ba- 
dischen Handelsrechts  aufgenommen  worden,  lautet: 
„Geschehen  zu  Heidelberg,  den  30.  November  1858 
vor 
Grossh.  Districtsnotar  H.  Pezold,  hier  Avohnhaft 
in  Gegenwart 
der  beiden  rechtsgültigen  Zeugen  NN . . . 
sind  erschienen  (folgen  die  Namen  von  4  Personen): 
„Dieselben  erklären : 
„Wir  sind  übereingekommen,   vorbehaltlich  der  Genehmi- 
„gung  Grossh.  Staatsregierung,   unter  uns  und  mit  denje- 
„nigen,  welche  sich  durch  Erwerbung  von  Actien  noch  be- 
„theiligen  werden,  im  Sinne  desArtik.  29  fg.  des  Badisch. 
„Handelsrechts     eine     unbenannte     Gesellschaft     unter 
„den  in  dem  folg-enden  Statut  enthaltenen  Bedinofuno^en  zu 
„bilden  und  1)itten,  diese  unsere  Willenserklärung  zu  öffent- 
„lichem  Glauben  zu  beurkunden;" 
worauf  nun  die  Statuten  und  am  Schlüsse  die  Unterschrif- 
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ten  der  Comparenten  sammt  denjenigen  von  Zeugen  und  No- 
tar folgen. 

Eine  o-anz  ähnlich  lautende  Notariatsurkunde  wurde  im 
J.  1860  in  Genf,  also  unter  der  Herrschaft  des  Code  de 
commerce,  über  die  Statuts  de  la  societS  generale  Suisse  de 
memdserie  et  parqueterie  aufgenommen. 

Doch  wäre  es  unnütz,  die  Zahl  der  hier  einschlagenden 
Beispiele  zu  vermehren.  Wohl  aber  dürfte  die  Bemerkung 
nicht  überflüssig  sein,  dass,  wenn  die  Errichtung  einer  Ac- 
tieno-esellschaft  von  einem  Einzelnen  auf  Grund  bereits  ent- 
worfener Statuten  unternommen  werden  sollte,  zur  öffentli- 
chen Beurkundung  derselben  die  Wirksamkeit  dieses  Einen 
Projectanten  genügen  müsste,  gleichgültig  ob  dieser  bei  dem 
projectirten  Unternehmen  mit  Acticn  betheiligt  oder  nicht  be- 
theiligt, weil  es  sich  hier,  wie  bereits  gezeigt,  nicht  um  die 
Abschliessung  oder  Beurkundung  eines  Gesellschafts  Vertrags, 
sondern  um  die  Feststellung  einer  einseitigen  Willenserklä- 
rung sammt  deren  Inhalt  handelt. 

Indessen  wird  in  einem  solchen  Falle  häufiger  die  Ein- 
sammlung von  Actienzeichnungen  auf  die  Grundlage  eines 
Planes  geschehen,  worin  nicht  ausreichende  Bestimmungen 
über  die  Organisation  des  projectirten  Vereins  enthalten,  und 
die  definitive  und  umfassende  Festsetzung  der  Gesellschafts- 
reo-el  einer  Versammlung  der  Actienzeichner  überlassen  blei- 
ben. Sind  nun  die  Statuten  in  solcher  Weise  festgestellt,  so 
wird  die  gerichtliche  oder  notarielle  Urkunde  über  Errichtung 
und  Inhalt  derselben  Namens  der  Versammlung  durch  eine 
von  ihr  damit  beauftragte  Person,  sonst  aber  durch  deren 
Vorsitzer  und  Schriftführer,  auf  Grund  eines  am  zweckmäs- 
sigsten  durch  einen  Notar  über  deren  Berathungen  und  Be- 
schlussfassungen aufgenommenen  Protocolls,  zu  erwirken  sein. 

Wo  aber  für  Errichtung  und  Inhalt  der  Statuten  gesetz- 
lich eine  bestimmte  Form  verlangt,  ist  dieses  Formrequisit 
von  dem  Erfordernisse  staathcher  Genehmigung  ganz  und 
srar  unabhänorio;  da  es  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  dass  der 
Grund  jener  Form  nicht  in  der  Nothwendigkeit  emer  V  orlage 
an  die  Staatsbehörde  zu  suchen.  Denn  es  kann  diese  Vorlage 
in  Ermangelung  entgegenstehender  Gesetzes -Bestimmung 
mittelst  irgend  einer  schriftlichen  Fassung  der  Vereins- 
satzungen geschehen,  während  die  ertheilte  Staatsgenehmi- 
gung auf  dem  vorgelegten  Statuten-Exemplare  beurkundet 
wird.     In  diesem  Sinne  verlangt  denn  das  Allg.  deutsche 
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Handelsgesetzbuch  auch  bei  Actiengesellschaften,  welche 
nach  Massgabe  der  Landesgesetzgebung  einer  staatlichen  Ge- 
nehmigung nicht  bedürfen,  die  Aufnahme  einer  gerichtlichen 
oder  notariellen  Urkunde  über  Errichtung  und  Inhalt  der  Sta- 
tuten (Art.  249  verb.  mit  Art.  208  Abs.  2). 

Ist  aber  ferner  die  Fassung  der  Statuten  in  bestimmter 
Form  durch  das  Gesetz  nur  für  solche  Actiengesellschaf- 
ten,  bei  denen  der  Gegenstand  des  Unternehmens  in  Han- 
delsgeschäften besteht,  erfordert,  Avas  im  Zweifel  überall  an- 
zunehmen, wo  jenes  Formrequisit  durch  die  Handelsgesetz- 
gebung eines  Landes  aufgestellt  ist,  so  hat  es  in  Ansehung 
der  Satzungen  anderer  Actien vereine,  soferne  nicht  auch  für 
diese  durch  ein  anderweitiges  Gesetz  eine  bestimmte  Form 
verlangt,  bei  den  oben  erörterten  Grundsätzen  des  gemeinen 
Rechts  sein  Bewenden,  und  ist  demnach  eine  formelle  Beur- 
kundung der  Statuten  selbst  in  dem  Falle  nicht  für  nöthig 
zu  erachten,  dass  diese  der  Staatsbehörde  vorgelegt  w^erden 
müssen. 

Fragt  man  nun  nach  der  Bedeutung  der  für  die  Statu- 
ten der  Actienvereine  gesetzlich  verlangten  Form,  so  kann 
es  vorerst  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  im  Sinne  der  Ge- 
setze, welche  die  Aufnahme  einer  Privat-  oder  einer  gericht- 
lichen oder  notariellen  Urkunde  über  Errichtung  und  Inhalt 
der  Gesellschaftsregel  verlangen,  Ergänzungen  oder  Abän- 
deruno;en  derselben  nicht  in  anderer  Weise  sollen  daro-ethan 
werden  können  ^'^,  aus  welchem  Grunde  denn  dieselben  der 
nämlichen  Form,  welche  für  die  ursprüngliche  Festsetzung 
der  Vereinssatzungen  erfordert,  auch  da  bedürfen  ^^,  wo  dies 
durch  das  Gesetz  nicht  ausdrücklich  erklärt  ist  ^^. 

Was  aber  die  Folgen  einer  Unterlassung  jener  Form 
anbetrifft,  so  sind  dieselben  in  einzelnen  Gesetzen  ausdrück- 
lich bestimmt. 

So  verlangt  insbesondere  das  Holländische  Handel s- 
gesetzb.  Art.  38  die  notarielle  Aufnahme  der  Gesellschafts- 
Acte  bei  Strafe  der  Nichtigkeit,   aus  welchem  Grunde  denn 


16)  Jolly  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.  349  fg. 
—  Code  de  conmierve,  Art.  4 1 ;  llegoUnv. provv.  des  Kirchenstaats  Art. 
40;  Spanisch.  Handelscodex  Art.  287 — 289;  Serbisch.  Ilandelsg. 
§.42. 

17)  Allgem.  deutsch.  Hand  eis  g.  Art.  214.  —  Bern.  Gesetz  v. 
1860  Art.  3. 

18)  S.  z.  B,  das  Preuss.  Gesetz  über  Actieng.  V.  1843  §.  4. 
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nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  die  Actiengesellschaft  so 
lange  rechtlich  als  nicht  bestehend  zu  betrachten,  als  jener 
Form  in  Ansehung  ihrer  Statuten  nicht  Genüge  geleistet 
ist  1^. 

Das  Nämliche  ist  aber  auch  nach  dem  Code  de  commerce 
Art.  40  und  den  demselben  nachgebildeten  Gesetzgebungen 
(S.  p.  254  flg.)j  welche  den  Grundsatz  aufstellen,  dass  anonyme 
Gesellschalten  nur  mittelst  öffentlicher  Urkunde  gebildet  wer- 
den können,  anzunehmen. 

Dagegen  entsteht  die  Frage,  wie  es  sich  mit  den  Folgen 
einer  Unterlassung  jener  Form  nach  den  Gesetzgebungen  ver- 
hält, welche  dieselben  weder  ausdrücklich  noch  implicite  fest- 
gesetzt haben,  wie  dies  z.  B.  in  Ansehung  des  Preussi- 
schen  Gesetzes  v.  1843  §.  2,  des  Bernischen  Ge- 
setzes V.  1860  Art.  3  und  des  Allgem.  deutsch.  Han- 
del sg.  Art.  208  der  Fall  ist. 

Dass  nach  Massgabe  solcher  Gesetze  die  etwa  erforder- 
liche Staatsgenehmigung  so  lange  zu  verweigern,  bis  die 
Statuten  der  projectirten  Actiengesellschaft  in  der  gesetzli- 
chen verlangten  Form  vorgelegt,  und  dass  ferner  auch  so 
lange  die  vorgeschriebene  amtliche  Veröffentlichung  der  Ge- 
sell schaftsregel  zu  unterbleiben,  unterliegt  keinem  Zweifel, 
aus  welchem  Grunde  denn  die  Entstehung  des  Actienvereins 
als  solchen  so  lange  behindert  sein  kann,  als  jenem  Formre- 
quisite nicht  Genüge  gethan  ist. 

Sollten  jedoch  die  zur  Errichtung  einer  Actiengesell- 
schaft nöthige  Staatsgenehmigung  und  amtliche  Bekanntma- 
chung auf  Grund  von  Statuten  erfolgt  sein,  welche  nicht  in 
der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Form  festgesetzt,  so  könnte 
ein  solcher  Formmangel  um  so  weniger  dem  rechtlichen  Be- 
stände des  Actienvereins  als  solchen  entgegengesetzt  werden, 
als  derselbe  durch  die  Staatsgenehmigung  in  der  That  geho- 
ben und  die  Statuten  durch  deren  amthche  Veröffentlichung 
in  sicherer  Weise  beurkundet.  In  diesem  Sinne  erklärt  denn 
auch  das  Allgem.  deutsche  Handelsgesetzbuch,  nach- 
dem es  bestimmt,  es  müsse  über  die  Errichtung  und  den  In- 
halt des  Statuts  eine  gerichtliche  oder  notarielle  Urkunde  auf- 
genommen werden  (Art.  208),  vor  erfolgter  Genehmigung  und 
Eintragung  in  das  Handelsregister  bestehe  die  Actiengesell- 


19)  Holtius,   Voorlezingen,  zu  Art.  38  Abs.  2.  —  S.  ferner  Wür- 
temb.  Entw.  Art.  247  u.  die  kotive  dazu  S.  220. 
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Schaft  als  solche  nicht  (Art.  211  Abs.  1),  wogegen  es  nirgends 
besagt,  dass  dieselbe  auch  dann  nicht  bestehe,  wenn  Geneh- 
misfuno:  und  Eintrafjuno;  auf  eine  den  gesetzlichen  Formbe- 
Stimmungen  nicht  entsprechende  Grundlage  geschehen. 

In  der  nämlichen  Weise  ist  aber  ein  Actienverein,  zu 
dessen  Errichtung  es  zwar  keiner  Staatsgenehmigung,  wohl 
aber  amtlicher  Bekanntmachung  der  Statuten  bedarf,  um  dess- 
willen  nicht  als  rechtlich  nicht  entstanden  zu  betrachten,  weil 
diese  Veröffentlichung  geschehen,  ohne  dass  die  Vereins- 
satzungen in  der  gesetzlichen  vorgeschriebenen  Weise  festge- 
setzt worden  wären -'^. 

Daeresren  dürfte  es  sich  allerdings  dann  anders  verhalten, 
wenn  weder  Staatsgenehmigung,  noch  eine  amtliche  Bekannt- 
machung der  Statuten,  wohl  aber  eine  gewisse  Form  dersel- 
ben gesetzlich  erfordert,  da  eine  solche  im  Zweifel  als  im  In- 
teresse des  Publicums  verlangt  und  demnach  als  eine  die 
Existenz  des  Actienvereins  als  solchen  bedingende  zu  betrach- 
ten sein  möchte. 

§•  2S. 

Der  wesentliche  Inhalt  der  Statuten. 

Die  Frage  nach  dem  wesentlichen  Inhalte  der  Statu- 
ten eines  Actienvereins  kann  in  verschiedenem  Sinne  ge- 
meint sein. 

Sie  kann  auf  die  Bestimmungen  bezogen  werden,  welche 
die  Satzungen  der  Gesellschaft  enthalten  müssen,  damit  sie 
die  erforderliche  Staatsgenehmigung  erhalten;  sie  kann  sich 
ferner  auf  den  Inhalt  beziehen,  welcher  zu  dem  Zwecke  nö- 
thig,  damit  die  vorgeschriebene  Veröffentlichung  in  der  vom 
Gesetze  verlang-ten  Vollständig-keit  geschehe  und  dem  An- 
trage  auf  amtliche  Bekanntmachung  stattgegeben  werde;  sie 
kann  aber  endlich  von  den  Normen  gemeint  sein,  welche  in 
dem  Sinne  wesentlich,  dass  die  Actiengesellschaft  als  solche 
so  lange  nicht  zu  Recht  besteht,  als  jene  durch  die  Gesell- 
schaftsreffcl  nicht  o:egeben. 

Indem  nun  sehr  viele  Gesetze  sich  über  den  nothwendi- 
gen  Inhalt  der  Statuten  der  Actienvereine  gar  nicht  ausspre- 
chen, stellen  andere,  wie  das  Preussische  Gesetz  v.  9.  No- 
vember 1843  §.  2  und  das  Bernische  Gesetz   v.  27.  No- 


20)  Allgem.  deutsch.  Handelsg.  Art.  208  Abs.  2,  211  Abs.  1  u. 
Art.  249. 
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vember  1860  Art.  4,  an  diesen  Inhalt  bestimmte  Anforde- 
rungen, ohne  sich  jedoch  über  die  Bedeutung  eines  Mangels 
in  dieser  Beziehung  zu  erklären. 

Das  englische  Recht  dagegen  verlangt,  dass  das  nach 
einem  gesetzlich  aufgestellten  Formulare  abzufassende  Asso- 
ciationsmemorandum  eine  Reihe  gegebener  Bestimmungen 
zum  ZAvecke  der  Registrirung  der  Actiengesellschaft  ent- 
halte^; das  Russische  Reglement  v.  1836  (Art.  50)  erfor- 
dert das  Nämliche  in  Ansehung  des  dem  Gesuche  um  Er- 
theilung  der  staatlichen  Concession  beizulegenden  Statuten- 
Entwurfs,  während  das  Allgem.  deutsche  Handelsge- 
setzbuch endlich  die  Anordnungen  festsetzt,  welche  die 
Statuten  einerseits  zum  Zwecke  der  Staatsgenehmigung,  an- 
dererseits zum  Zwecke  der  Eintragung  in  das  Handelsregi- 
ster, w^enn  jene  Genehmigung  nicht  erfordert,  geben  müssen^. 

Die  Erörterung  dieser  Puncte  späterer  Ausfübrung  vor- 
behaltend, haben  wir  es  hier  zunächst  nur  mit  der  Frage  zu 
tliun,  w^elches  der  wesentliche  Inhalt  der  Statuten  in  dem 
Sinne  ist,  dass  der  rechtliche  Bestand  des  Actienvereins  als 
durch  das  Vorhandensein  bezüglicher  Bestimmungen  bedingt  er- 
scheint, eine  Frage,  welche  in  keinem  Gesetze  eine  ausdrückliche 
Beantwortung  erhalten.  Dessenungeachtet  ist  aber  deren  prac- 
tische  Bedeutung  einleuchtend.  Sie  tritt  insoferne  hervoi*,  als, 
wie  ein  Verein  ohne  Statuten  kein  Actienverein  sein  kann,  so 
auch  eine  Gesellschaft  mit  unvollkommenen  Statuten,  d.  h. 
solchen,  denen  es  an  wesentlichen  Anordnungen  in  diesem 
Sinne  mangelt,  rechtlich  als  Actiengesellschaft  nicht  besteht. 
Aus  diesem  Grunde  wird  denn  nicht  allein  einem  Vereine 
mit  unvollständigen  Satzungen  die  zum  Bestände  als  Actien- 
gesellschaft erforderliche  Staatsgenehmigung  und  amtliche 
Bekanntmachung,  ganz  abgesehen  von  dessfallsigen  aus- 
drücklichen Gesetzesbestimmungen,  zu  verweigern  sein,  son- 
dern ein  solcher  auch,  wenn  selbst  diese  formellen  Be- 
dino-unj^en  der  Perfection,  w^as  durch  Versehen  möojlich,  zu 
dessen  Gunsten  eingetreten  sein  sollten,  als  Actienverein  nicht 
betrachtet  werden  können. 


1)  Actiengesellschafts-Acten  1856,  1857  Th.  I.Art.  V.u.  VII. 

2)  Allgem.  deutsch.  Handelsgesetzb.  Art.  209  u.  Art.  249  u. 
•unten  §.35.  —  Dass  der  Art.  209  keine  civilrechtliche  Bedeutung  habe,  und 
die  Statuten  nicht  um  desswillen  für  nichtig  anzusehen,  weil  sie  dem  einen 
oder  anderen  der  daselbst  aufgestellten  Erfordernisse  nicht  entsprächen, 
Murde  in  der  Nürnberger  Conferenz  ausdrücklich  anerkannt. 


§.  28.    Der  wesentliche  Inhalt  der  Statuten.  271 

Wir  haben  schon  früher  zwei  Arten  von  Bestimmungen 
in  den  Statuten  der  Actienvereine  unterschieden,  nämlich 
einerseits  solche,  die  sich  auf  die  Verfassung  der  Gesellschaft 
beziehen.  Normen,  die  passend  als  Verfassungs-Artikel 
bezeichnet  werden,  und  andererseits  anderweitige  Satzungen, 
wie  sich  solche  wieder  in  grosser  Mannigfaltigkeit  und  in  Be- 
treff sehr  verschiedener  Verhältnisse  in  den  Regeln  der  ein- 
zelnen Actiengesellschaften  vorfinden. 

Wesentlich  für  den  rechtlichen  Bestand  eines  solchen 
Vereins  sind  nun  jedenfalls  nur  die  Verfassungs- Artikel,  wie- 
wohl nicht  alle  Normen  dieses  Inhalts,  wie  sie  gewöhnlich  in 
den  Statuten  vorzukommen  pflegen,  oder  deren  Aufnahme  in 
die  Gesellschaftsregel  gar  gesetzlich  vorgeschrieben  ist.  Denn 
es  ist  im  Zweifel  eine  solche  Vorschrift  nicht  in  dem  Sinne 
auszulegen,  als  ob  deren  Nichtbeachtung  die  Nichtigkeit  der 
Statuten  zur  Folge  hätte  und  demnach  den  Rechtsbestand  des 
Actienvereins ,  dessen  sonstige  Perfectionsbedingungen  gege- 
ben, hinderte,  indem  sich  vielmehr  der  wesentliche  Inhalt  der 
Statuten  nur  aus  dem  Wesen  der  Actiengesellschaft  selbst 
ergiebt. 

Hiernach  müssen  aber  die  Statuten  vor  allem  den  Ge- 
genstand des  Actienunternehmens  bezeichnen^.  Indem 
nämlich  dieser  Gegenstand  nicht  schon  an  und  für  sich  mit 
dem  Actienvereine  gegeben,  wie  etwa  der  Zweck  einer  Ge- 
meinde durch  das  Wesen  einer  derartigen  universitas  jyersona- 
Tum,  bedarf  derselbe,  da  er  bei  den  einzelnen  Actien- Verbin- 
dungen ein  sehr  verschiedener  sein  kann,  bei  jeder  einer 
besonderen  Festsetzung. 

Ferner  gehört  zum  wesentlichen  Inhalte  der  Statuten  die 
Bestimmung  des  Namens,  der  Firma  der  Gesellschaft 
(s.  §.  7),  weil  diese  ihrem  Wesen  nach  als  Ein  Ganzes  in  die 
verschiedensten  rechtlichen  Beziehungen  zu  treten  bestimmt 
und  demzufolge  eines  Namens  benöthigt  ist,  unter  welchem 
sie  als  selbstständiges  Rechtssubject  ihre  Wirksamkeit  ent- 
falten soll. 


3)  Diese  Bezeichnung  fordern  alle  Gesetze,  die  überhaupt  den  Inhalt 
der  Statuten  bestimmen.  —  Russ.  Reglement  von  1836,  Art.  50; 
l'reuss.  Gesetz  vom  9.  Nov.  1843,  §.  2;  Ungarische  Gesetzes- 
Artikel,  XVIII,  §.  55;  Oesterr.  Vereinsgesetz  von  1852,  §,  9. 
Englische  Actiengesellschaftsacte  von  18üG,  1857,  Th.  I.  Art.  V. 
■ — Bernisches  Gesetz  von  ISGO,  Art.  4.  Allg.  deutsch.  Handels- 
ges.,  Art.  209. 
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Ebenso  wesentlich  ist  aber  weiter  die  Angabe  der 
Höhe  des  Grundcapitals  so  wie  der  einzelnen  Theile, 
in  welche  dasselbe  zerlegt  (s.  §.  5).  Denn  es  gehört  zum 
Wesen  einer  Actienverbindung,  dass  diese  auf  die  Grundlage 
eines  zu  einer  bestimmten  Geldsumme  veranschlagten  Capi- 
tals,  welches  jeder  willkührlichen  Verminderung  entzogen  und 
zu  diesem  Zwecke  durch  die  Vereinsverfassung  festgesetzt 
sein  muss,  errichtet  wird,  während  es  im  Begriffe  eben  jener 
Vereinsform  liegt,  dass  dieses  Capital  in  eine  Anzahl  Theile 
zerlegt  ist,  mittelst  welcher  eine  nach  Massgabe  derselben 
sich  berechnende  Betheiligung  am  Unternehmen  ermöglicht. 

Endlich  erscheinen  als  ein  Avesentlicher  Theil  der  Statu- 
ten Normen  über  die  Zusammensetzung  der  Vereins- 
vorstandschaft, wo  nicht  etwa,  wie  dies  nach  englischem 
Rechte  der  Fall,  das  Gesetz  in  einem  subsidiären  Normal- 
Statute  diese  Organisation  bestimmt  hat,  aus  welchem  Grunde 
denn  nach  der  letztgenannten  Gesetzgebung  das  Associa- 
tion s  m  e  m  o  r  an  d  u  m  nur  Zweck,  Namen,  Höhe  des  Capitals  und 
der  Actien,  Sitz  der  Gesellschaft  und  die  beschränkte  Haftbarkeit 
der  Actionäre  zu  bestimmen  braucht,  während  die  die  Ein- 
richtung der  Gesellschaftsverwaltung  festsetzenden  Associa- 
tionsartikel  wegfallen  können  (s.  p.  241  not.  1).  In  Erman- 
gelung aber  eines  solchen  gesetzlichen  Verwaltungsregu- 
lativs  kann  ein  Actienverein  als  solcher  der  Natur  der  Sache 
nach  so  lange  nicht  bestehen,  als  er  nicht  Noi'men  über  die 
Gestaltung  des  Organs  hat,  welches  mit  seiner  regelmässigen 
Vertretung  so  wie  überhaupt  mit  dem  Vollzuge  des  Gesell- 
schafts-Willens betraut  sein  solH. 

Die  Aufnahme  anderweitiger  als  der  bezeichneten  Nor- 
men in  die  Statuten  erscheint  dagegen  nicht  als  wesentlich  in 
dem  Sinne,  dass  der  rechtliche  Bestand  der  Actiengesellschaft 
als  solcher  dadurch  bedingt  wäre,  —  wenn  man  vom  engli- 
schen Rechte  absieht,  nach  welchem  die  beschränkte  Haft- 
barkeit der  Actionäre  im  Associations-Memorandum  ausdrück- 
lich erklärt  sein  muss%  wenn  der  Verein  eine  Actienverbindung 
in  der  o-ewöhnlichen  Bedeutung  des  Worts  sein  soll. 

Insbesondere  gilt  jenes  zunächst  von  einer  statutenmässi- 


4)  Russ.  Reglement  vom  J.  1836,  Art.  50.  —  Preuss.  Gesetz 
vom  3.  Nov.  1845,  §.2;  Bernisch.  Gesetz  vom  J.  1860,  Art.  4.  Allg. 
deutsch.  Handels^.,  Art.  209. 

5)  Actiengesellschafts-Acten,  1856,  1857.  Th.  I.  Art.  V.  und 
Güterbock,  die  englischen  Actiengesellschaftsgesetze ,  S.  4u.  5. 
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gen  Festsetzung  des  Sitzes  der  Gesellschaft,  da  in  Ermange- 
lung einer  solchen  derselbe  allgemeinen  Grundsätzen  zufolge 
da  anzunehmen  ist,  wo  der  Sitz  der  Geschäftsführung  des 
Vereins  ist^. 

Doch  soll  hiermit  die  Zweckmässigkeit  einer  bezüglichen 
Bestimmung  durch  die  Statuten  um  so  weniger  bestritten  wer- 
den, als  über  den  Ort,  woselbst  die  Geschäftsführung  der 
Gesellschaft  Statt  findet,  allerdings  Zweifel  bestehen  können. 

Ebensowenig  erscheint  aber  eine  Bestimmung  der  Zeit- 
dauer des  Unternehmens  in  den  Statuten  unter  irgend  einer 
Voraussetzung  als  wesentlich.  Denn  findet  sich  eine  derartige 
Festsetzung  daselbst  nicht  vor,  so  muss  die  Actiengesellschaft 
als  eine  auf  ewige  Zeiten  eingegangene  betrachtet  werden, 
soferne  nicht  etwa  der  Gegenstand  des  Unternehmens  ein  sei- 
ner Natur  nach  vorübergehender  ist. 

Auch  die  statutenmässige  Bezeichnung  der  Eigenschaft 
der  Actien,  ob  sie  auf  Inhaber  oder  auf  Namen  gestellt  wer- 
den sollen,  ist  um  desswillen  nicht  wesentlich,  weil  ein  Ac- 
tienverein  sehr  wohl  ohne  Actienurkunden,  und  demnach  ohne 
Normen  über  die  Fassung  derselben  in's  Leben  treten  und 
bestehen  kann,  —  wogegen  es  in  Ermangelung  statutenmässi- 
ger  Regelung  Sache  eines  Corporations-Beschlusses  sein  wird, 
zu  bestimmen,  ob  Actienscheine  auszugeben  und  in  welcher 
Form  diese  gefasst  werden  sollen. 

Ferner  gehören  nicht  zum  wesentlichen  Inhalte  der  Sta- 
tuten Grundsätze  über  die  Aufnahme  der  Bilanz,  über  Be- 
rechnung und  Auszahlung  des  Gewinnes,  so  wie  über  die  Art 
und  Weise,  wie  die  Prüfung  der  Bilanz  erfolgen  soll;  weil 
die  bezüglichen  Normen,  so  zweckmässig  es  auch  sein  mag, 
wenn  sie  von  vorn  herein  festgestellt  sind,  in  der  That  nicht 
auf  die  Verfassung  der  Actiengesellschaft  sich  beziehen. 

Auch  Bestimmungen  über  die  Art  der  Bestelluno;  des 
Vorstandes  und  die  Formen  für  die  Legitimation  der  Mitglie- 
der desselben  sind  keineswegs  wesentlich,  da  In  Ermangelung 
statutenmässiger  Regelung  jene  Bestellung  durch  Majoritäts- 
beschluss  der  Actionäre  allgemeinen  Grundsätzen  zufolge  zu 
geschehen  hat,  und  eben  solche  Grundsätze  über  die  Formen 
für  die  Legitimation  der  Vorstandsmitglieder  entscheiden. 

Das  Nämliche  gilt  aber  weiter,  wo  es  an  bezüglichen 


6)  Seuffert,  Arch.  f.  Entscheidungen  der  obersten  Gerichte,  Bd.  III. 
no.  375. 

Renaud,  Aiticnucsellsch.  Ig 
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Satzungen  in  den  Statuten  fehlt,  in  Ansehung  der  Bedingun- 
gen des  Stimmrechts  der  Actionäre,  der  Form,  in  welcher 
dasselbe  auszuüben,  der  Form  der  Zusammenberufung  der 
Vereinsmitglieder,  so  wie  der  Gegenstände,  über  welche  nicht 
schon  durch  einfache  Stimmenmehrheit  beschlossen  werden 
kann,  während  endlich  eine  besondere  Form  für  die  von  der 
Gesellschaft  ausgehenden  Bekanntmachungen  an  sich  nicht 
nöthig  ist  und  es  nur  darauf  ankömmt,  dass  jede  Veröffent- 
lichung in  zweckentsprechender  Weise  geschieht,  —  aus  wel- 
chem Grunde  denn  statutenmässige  Normen  in  allen  diesen 
Beziehungen  nicht  als  wesentlich  erscheinen. 

§.  29. 

Die  Wirksamkeit  der  Statuten. 

Die  Wirksamkeit  der  Statuten  ist  nicht  nach  den  Grund- 
sätzen über  diejenige  der  Verträge  zu  beurtheilen^  da  jene 
nicht  auf  Vertrag,  sondern  auf  einseitiger  Willenserklärung 
beruhen. 

Indem  aber  der  Inhalt  dieser  AVillenserklärung  durch  die 
sämmtlichen  ursprünglichen  Theilhaber  der  Gesellschaft  oder 
durch  Majoritätsbeschluss  der  künftigen  Actionäre  als  Ver- 
einsnorm anerkannt  worden,  bilden  die  Statuten  nicht  allein 
das  Grundgesetz  des  Vereins,  dessen  Organisation  sie  bestim- 
men, sondern  überhaupt  die  Regel  für  alle  rechtlichen  Be- 
ziehungen der  Gesellschaft  zu  deren  Organen,  wie  zu  deren 
Mitgliedern. 

Insbesondere  sind  einmal  die  Statuten  für  die  Verhält- 
nisse des  Vorstandes  zur  Actiengesellschaft  massgebend,  in- 
dem jener  nicht  allein  zur  Innehaltung  der  daselbst  seinen 
Vollmachten  gestellten  Gränzen  verbunden^,  sondern  auch 
sonst  die  statutenmässig  ihm  auferlegten  Verpflichtungen,  wie 
z.  B.  in  Ansehung  der  Buchführung,  der  Eechnungsablegung, 
der  Berufung  von  Generalversammlungen,  der  Deposition 
einer  Anzahl  Actien  u.  s.  w.  zu  erfüllen  hat,  so  wie  ihm  an- 
dererseits die  Ansprüche  zustehen,  welche  die  Vereinssatzun- 
gen den  Vorstehern,  wie  z.  B.  in  Betreff  von  Tantiemen, 


1)  Dagegen  Pohls,  Actiengesellscii.,  S.  176  fg. — 

2)  Russ.  Reglement  vonl836,  Art. 38;  Ungar.Gesetzes-Artik., 
XVm.  §.  64;  Engl.  Actiengesellschafts-Acten  von  1856,  1857 
(Verwaltungsregulativ,  Art.  46),  bei  Güterbock,  die  englischen 
Actiengesellsch.,  S.  31.  — Allg.  deutsch.  Handels  gesetzb.,  Art.  231. 
Abs.  1.— 
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zuerkennen.  Die  Statuten  sind  aber  nicht  als  Vertragsuorm 
für  den  Vorstand  bindend,  so  wenig  als  dessen  statutenmässi- 
gen  Ansprüche  vertragsmässige  sind.  Vielmehr  sind  jene  hier 
um  desswillen  massgebend,  weil  die  Vorstandsmitglieder  auf 
Grund  der  Gesellschaftsregel  angestellt  sind,  während  sie  in 
ihrer  Eigenschaft  als  Vorgesetzte  der  Actienverbindung  zu 
dieser  in  keinem  Vertragsverhältnisse  stehen,  ohne  dass  hier- 
durch jedoch  Verträge  zwischen  einzelnen  Vorstehern  und  der 
Gesellschaft,  wie  z.  B.  zum  Zwecke  der  Zusicherung  fester 
Gehalte,  ausgeschlossen  wären. 

Es  sind  aber  ferner  die  Statuten  für  die  Verhältnisse  der 
Actionäre  zum  Actienvereine  massgebend.  Sie  sind  hier  nicht 
bloss  für  die  verfassungsmässigen  Rechte  und  Pflichten  der 
Vereinsmitglieder,  A\'ie  deren  Stimmrecht,  die  Befugniss  zur 
Uebertragung  der  Vereinsmitgliedschaft,  die  Verpflichtung 
Gesellschaftsbeamtungen  anzunehmen,  entscheidend,  sondern 
regeln  auch  die  anderweitigen  Befugnisse  und  Verpflichtungen 
derselben,  mag  es  sich  um  Dividenden-Ansprüche,  um  Rechte 
auf  Actien  späterer  Emissionen,  um  die  Raten  und  Termine 
für  die  Einzahluno;  der  Actienbeträge  oder  endlich  um  die 
Folo-en  einer  verzög-erten  Erleguno-  dieser  letzteren  handeln. 

In  allen  diesen  Beziehungen  sind  aber  die  Statuten  nicht 
allein  für  die  ursprünglichen  Actionäre  so  wie  für  diejenigen, 
welche  durch  Universalsuccession  an  deren  Stelle  getreten, 
massgebend,  sondern  für  die  Vereinsmitglieder  überhaupt, 
ohne  dass  zu  diesem  Zwecke  eine  ausdrückliche  Bestimmung 
daselbst  nöthig  wäre,  wie  eine  solche  allerdings  nicht  selten 
in  folgender  oder  ähnlicher  Fassung  vorkömmt: 

„Den  gegenwärtigen  Statuten  unterwirft  sich  jeder  Ac- 
„tionär  durch  die  Thatsache,  indem  er  entweder  für  die 
„Betheiligung  an  dem  Actienunternehmen  unterschreibt, 
„oder  ein  Actiendocument  erwirbt."^ 
Die  Wirksamkeit  der   Statuten    o-ecrenüber  den   Gesell- 
Schaftsmitgliedern   beruht  aber  wieder  nicht  auf  einem  Ver- 
trage,  sowenig  Avie  überhaupt  das  Verhältniss  des  Actionärs 
zum  Vereine   ein  vertragsmässiges  ist,   obwohl  es  allerdings 
durch  einen  Vertrag  mit  den  Unternehmern,   mit  einem  an- 
deren Actionär  oder  mit  der  neue  Actien  emittirenden  Gesell- 
schaft selbst  vermittelt  sein  kann.      Vielmehr  gründet  sich 


3)  Stat.  der  Frankf.  Bank,  Art.  81;  Stat.  der  Frankf.  Hypo- 
theken-Bank (1862j,  §.57.— 

18* 
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jene  bindende  Kraft  der  Statuten  so  wie  auch  die  daraus  ent- 
springende Berechtigung  auf  die  Thatsache  des  Eintritts  in 
die  Actiengesellschaft,  indem  derjenige,  welcher  Mitglied  eines 
Vereins  wird,  hierdurch  einerseits  den  Vereinsgesetzen,  wel- 
cher Art  diese  auch  sein  mögen,  sich  unterwirft,  andererseits 
aber  der  durch  diese  Gesetze  den  Vereinsangehörigen  gebo- 
tenen Vortheile  theilhaftig  wird,  was  gleichmässig  vom  Ein- 
tritte in  den  Staat  wie  in  die  Gemeinde,  in  die  Markgenos- 
senschaft wie  in  die  Actiengesellschaft  gilt. 

In  diesem  Sinne  sagt  das  Bernische  Gesetz  über 
Actiengesellschaften  vom  J.  1860  in  allerdings  unvoll- 
ständiger Weise  (Art.  15): 

„Durch  rechtsverbindliche  Zeichnung  oder  Uebemahme 

„von   Actien    einer    unter    diesem   Gesetze    constituirten 

„Actiengesellschaft  tritt  der  Actionär  den  Gesellschafts- 

„statuten  bei  und  unterwirft  sich  denselben,  so  wie  den 

„statutengemässen  Gesellschaftsbeschlüssen." 

Die   Statuten  sind  aber  weiter  für  die  Verhältnisse  Dritter 

zum  Actienvereine  jedenfalls  insoferne  massgebend,    als  es 

sich  um  die  Geltendmachung  von  Rechten  der  Gesellschaft 

o-eo-enüber  von  Actionären,  oder  von  Rechten  des  Actionärs 

geirenüber  der  Actienverbiudung  handelt. 

Daher  ist  insbesondere  die  Gesellschaftsregel  für  die 
Gläubiger  der  Gesellschaft,  welche  Rechte  dieser  letzteren 
kraft  einer  Cession  oder  auf  dem  Wege  der  Execution  gegen 
Actionäre  geltend  machen  wollen,  bindend,  und  sind  nicht 
weniger  die  statutenmässigen  Bestimmungen  über  Mortifica- 
tion  der  Actienbriefe  gegenüber  jedwelchem  Inhaber  dieser 
letzteren  (s.  §.  45)  entscheidend. 

Daher  kann  ferner  der  s.  g.  Cessionar  von  Actien,  einer 
anonymen  Gesellschaft,  deren  Statuten  zur  Wirksamkeit  einer 
solchen  Abtretung  die  Umschreibung  in  einem  Actienbuche 
vorschreiben,  sich  zur  Begründung  des  verlangten  Eintrags 
auf  diese  Vorschrift  berufen,  und  kann  ihm  derselbe  Seitens 
des  Actienvereins  nicht  aus  dem  Grunde  verweigert  werden, 
weil  ihn  als  Dritten  die  Statuten  so  lange  nicht  angiengen,  als 
"er  nicht  mittelst  Eintragung  wirklich  Actionär  geworden'*. 
Denn  ist  die  Abtretung  der  Actien  nicht  statutenmässig  un- 
tersagt oder  an  die  Einwilligung  der  Gesellschaft  geknüpft, 


4)  Urtheil  des  Grossh,  Bad,  Oberhofgerichts  vom  27.  Oct. 
1S57  (imMagaz.  für  Badische  Rechtspflege,  Bd.  III.  S.  447). 
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so  ist  die  durch  die  Statuten  zur  Vollendung  des  Uebertrao-s 
erforderte  Umschreibung  als  jedem  Actionär,  welcher  sein 
Actienrecht  veräussern  ^yill,  zugesichert  zu  betrachten,  und 
kann  der  Cessionar  einer  Actie  dieselbe  auf  Grund  hiervon 
verlangen. 

Allein  auch  abgesehen  von  dem  Falle,  dass  es  sich  um 
die  Geltendmachung  von  Rechten  der  Gesellschaft  gegen  die 
Actionäre  oder  von  Befugnissen  dieser  letzteren  gegen  jene 
Seitens  dritter  Personen  handelt,  sind  die  Statuten  für  diese 
insoferne  massgebend,  als  sie  die  Verfassung  des  Vereins  be- 
stimmen. Da  nämlich  die  Actiengesellschaft  als  solche  nur 
auf  Grund  ihrer  Verfassung  besteht,  muss  diese  von  Jedem 
anerkannt  werden,  welcher  zum  Vereine  in  irgend  welche 
rechtliche  Beziehung  tritt.  Daher  sind  denn  z.  B.  die  statu- 
tenmässigen  Formen  für  die  Legitimation  der  Vorstandsmit- 
glieder, so  wie  die  Bestimmungen  der  Statuten  über  die  Zeit- 
dauer des  Unternehmens  auch  für  dritte  Personen  ohne  wei- 
teres massgebend. 

Anders  verhält  es  sich  dagegen  in  Ansehung  solcher 
Anordnungen  der  Statuten,  welche  nicht  den  Character  von 
Verfassungsartikeln  haben,  indem  dieselben,  —  wie  z.  B.  die- 
jenigen, welche  die  Befugniss  des  Vorstandes  zur  Vertretung 
der  Gesellschaft  beschränken,  Dritten  nur  insoferne  entofegen- 
gesetzt  werden  können,  als  diese  auf  deren  Grundlage  con- 
trahirt  haben. 

Kommen  hiernach  die  Statuten  im  Vei'hältnisse  der  Ac- 
tiengesellschaft zu  deren  Organen  so  wie  zu  den  Actionären 
und  denjenigen,  welche  Rechte  von  diesen  ableiten,  nicht  als 
Vertragsnormen  in  Betracht ;  sind  dieselben  ferner  Dritten 
gegenüber,  insoferne  als  sie  die  Vereinsverfassung  bestimmen, 
unbedingt  massgebend,  so  wirken  sie  allerdings  in  ihren  wei- 
teren Bestimmungen  gegen  dritte  Personen  nur  als  lex  con~ 
iractus;  und  ist  es  demzufolge  ungenau,  wenn  das  Bernische 
Gesetz  über  Actiengesellschaften  vom  J.  1860  Art.  5 
besagt : 

„Die  Statuten  der  Actiengesellschaft  sind  sowohl  für  die 
„inneren  Verhältnisse  massgebend,  wie  auch  als  Grund- 
„lage  ihrer  Beziehungen  zu  dritten  Personen; . .  " 
An  der  Natur  und  Wirksamkeit  der  Statuten  ändert  aber  an 
sich  der  Umstand  nichts,  dass  dieselben  vom  Staate  geneh- 
migt, so  wie  es  auch  in  den  angedeuteten  Beziehungen  nicht 
darauf  ankömmt,  ob  diese  Genehmigung  Seitens  der  gesetz- 
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gebenden  Gewalt  oder  eines  anderen  Staatsorgans  ertheilt\ 
Denn  ist  auch  je  nach  Massgabe  der  einschlagenden  Gesetz- 
o-ebuno-  zum  rechthchen  Bestände  eines  Actien Vereins  die 
staathche  Genehmigung  desselben  sammt  dessen  Statuten  er- 
fordert, und  muss  diese  Genehmigung  je  nach  der  Verschie- 
denheit des  örtlichen  Rechts  von  der  höchsten  Gewalt  oder 
iro-end  einer  anderen  Behörde  ausgehen,  so  verändern  die  Ver- 
einssatzungen dadurch  ihren  rechtlichen  Character  nicht,  so 
dass  sie  durch  die  staatliche  Bestätigung  zum  Inhalte  eines 
Gesetzes  oder  einer  Verordnung  würden,  während  sie  ohne 
diese  als  blosse  Vertragsnormen  zu  betrachten  wären.  Nur 
da,  wo  die  Statuten  ein  dem  Actienvereine  ertheiltes  Privile- 
oium  enthalten,  wie  z.  B.  dasjenige,  kraft  dessen  Sachen, 
w^elche  der  Gesellschaft  zu  Faustpfand  gegeben,  gegen  die- 
selbe nicht  ohne  Gewährung  der  vollen  Pfandforderung  sollen 
vindicirt  w^erden  können  (s.  p.  177),  ist  insoweit  deren  Geneh- 
mio-ung  durch  den  Staat  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dieselbe 
zum  rechthchen  Bestände  des  Vereins  selbst  erforderlich,  nö- 
thio-,  so  wie  es  auch  wesentlich  darauf  ankömmt,  von  welchem 
Staatsorgane  das  Privilegium  gegeben  worden  ist. 

Die  Frage  nach  der  Natur  der  Statuten  und  dem  Grunde 
ihrer  bindenden  Ivraft  ist  aber  in  den  Ländern  des  französi- 
schen Rechts  auch  in  Ansehung  der  Zulässigkeit  eines  Cas- 
sationsrecurses  wegen  Verletzung  derselben  von  Bedeutung. 
Bei  Beurtheilung  der  Statthaftigkeit  eines  solchen  Recurses 
kömmt  es  zunächst  nicht  darauf  an,  ob  die  Statuten  landes- 
herrlich genehmigt  worden  sind  oder  nicht,  da  die  landesherr- 
liche Genehmigung  deren  Character,  wie  bereits  gezeigt,  nicht 
verändert  und  der  Zweck  einer  solchen  Genehmigung  nicht 
der  ist,  denselben  die  Eigenschaft  einer  landesherrhchen  Ver- 
ordnung zu  verleihen^.  Ebensowenig  ist  aber  die  Ansicht 
gerechtfertigt,  wonach  über  die  Zulässigkeit  des  Recurses 
hier  schlechtwes:  die  Grundsätze  über  Cassation  von  Urthei- 
len  wegen  Vertragsverletzung  entscheiden  sollen,  und  das 
Rechtsmittel  demnach  nur  dann  für  begründet  zu  erachten, 
wenn  das  Gericht  sich  TN-illkührlich  über  Bestimmungen  der 


5)  DagegenPöhls,  Actiengesellsch. ,  S.  176. 

6)  So  auch  der  Cassationshof  zu  Darmstadt  durch  Urtheil 
vom  14.  Febr.  1859  gegen  die  Ausführungen  des  Staatsanwalts  (Zeit sehr, 
für  das  gesammte  Handelsrecht,  Bd.  III.  S.  562  fg.).  S.  ferner 
Bravard,  traue  des  societes  conunercial.,  p.  191,  und  dazuDemangeat, 
1.  c.  not.  1. 
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Statuten  hinwes'o-esetzt  oder  unter  dem  Scheine  der  Ausle- 
ffuno;  klarer  und  unzweideutig-er  Anordnuno;en  willkührlich 
andere  substituirt  hat^^.  Indem  vielmehr  die  Vereinssatzungen, 
soferne  sie  sich  auf  die  Verfassung  der  Actiengesellschaft  be- 
ziehen, den  Character  wahrer,  wiewohl  autonomischer  Rechts- 
normen haben,  die  nämliche  Eigenschaft  aber  ferner  über- 
haupt den  Bestimmungen  der  Statuten  über  das  Verhältniss 
der  Gesellschaft  zu  deren  Organen  wie  zu  den  Actionären 
zukömmt,  sind  Recurse  wegen  Verletzung  der  Statuten  inso- 
weit nach  Analogie  der  Grundsätze  zu  beurtheilen,  welche 
über  Cassationsrecurse  wegen  Gesetzes -Verletzungen  ent- 
scheiden. 


III.    Die  Bestellung  der  Vereinsorgane;  die  Constituirung. 

§.30. 

Grundsätze. 

Wenn  zur  Entstehung  eines  Actienvereins  einerseits  ein 
Grundcapital  und  andererseits  Statuten  erforderlich,  so  sind 
mit  dem  Vorhandensein  dieser  doppelten  Voraussetzung  der 
Xatur  der  Sache  nach  nicht  alle  Bedingungen  der  Perfection 
der  Actiengesellschaft  gegeben.  Denn  ist  dieselbe  ein  Orga- 
nismus, ja  in  der  That  eine  universitas  'personarum,  so  ge- 
nügt es  offenbar  nicht,  wenn  die  Normen  ihrer  Organisation 
vorhanden,  sondern  ist  ausserdem  nöthig,  dass  der  Verein 
wirklich  Organe  hat,  da  allein  unter  dieser  Voraussetzung 
die  Möglichkeit  vorliegt,  dass  die  Actiengesellschaft  als  solche 
die  zur  Erreichung  ihrer  Zwecke  gebotene  Thätigkeit  ent- 
wickele. 

Zwar  möchte  man  sagen,  es  sei  ein  solches  Vereinsorgan 
von  selbst  gegeben,  denn  es  bilde  die  Gesammthelt  der  Ac- 
tlenzeichner,  deren  Zeichnungen  durch  die  erforderlich  gewor- 
dene Reduction  nicht  ganz  beseitigt,  oder  mit  a.  W.  die  Ge- 
sammthelt der  Betheiligten  das  höchste  Organ  der  Actienge- 
Seilschaft.  Indessen  wäre  eine  solche  Auffassung  unrichtig, 
weil  die  Generalversammlung,  die  allerdings  als  oberstes  Or- 
gan des  Actienvereins  erscheint,  nicht  mit  der  Gesammthelt 
der  Actienzeichner  oder  der  Betheillgten  zusammenfällt,  son- 


17)  So  der  Cassationshof  zu  Darmstadt  in  dem  in  der  vorigen 
Note  angeführten  Urtheile;  und  der  Herausgeber  von  Bravard  (De- 

mangeat)  traut  des  sodetes  conunerciales,  p.  191  not.  1  — 
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dern  eine  auf  orehörisje  Laduno;  an  bestimmtem  Orte  und  zu 
bestimmter  Zeit  Statt  findende  Zusammenkunft  von  Actionä- 
ren  ist.  Hiernach  setzt  die  Generalversammlung  selbst  ein 
anderweitiges  Gesellschaftsorgan  voraus,  durch  welches  sie 
zusammenberufen  wird,  so  wie  sie  auch  kein  ständiges  Organ 
des  Vereins  bildet  und  demzufolge  unfähig  zu  einer  fortge- 
setzten Vertretung,  so  wie  zur  Entfaltung  dauernder  Thätig- 
keit  ist.  Die  Actiengesellschaft  erfordert  aber  ihi-em  AVesen 
nach  eine  ständige  Behörde,  welcher  deren  regelmässige  ge- 
richtliche wie  aussergerichtliche  Vertretung  so  wie  die  Zu- 
sammenberufung der  Generalversammlungen  obliegt,  oder 
mit  a.  "W.  einen  Vorstand,  dessen  Vorhandensein  auch 
durch  sämmtliche  Gesetze  vorausgesetzt  wird^,  während  das 
Allgem.  deutsche  Handelsgesetzbuch  Art.  227  aus- 
drücklich besagt: 

„Jede  Actiengesellschaft  muss  einen  Vorstand  haben." 
Indem  nun  ein  Vorstand  zum  Wesen  der  Actiengesellschaft 
gehört,  vermag  dieselbe  nicht  eher  in's  Leben  zu  treten,  bis 
jener  bestellt  ist;  —  wogegen  das  Nämliche  nicht  in  An- 
sehung der  etwaigen  übrigen  Organe  gilt,  welche,  wie  ein 
Aufsichts-  oder  Verwaltungsrath,  durch  die  Statuten  vorge- 
sehen sind,  es  müssten  denn  diese  den  Bestand  des  Actien- 
vereins  als  solchen  von  der  vollständig-en  Organisation  dessel- 
ben  abhängig  gemacht  haben. 

"Wenn  aber  zum  rechtlichen  Bestände  der  Actiengesell- 
schaft ein  Vorstand  bestellt  sein  muss,  so  kann  man  hinsicht- 
lich der  Art  der  Bestellung  desselben  nicht  auf  die  dessfall- 
sigen  statutenmässigen  Bestimmungen  verweisen,  da  die  Sta- 
tuten  erst  mit  constituirter  Gesellschaft  in  AVirksamkeit  treten. 
Ebensowenig  kann  aber  jene  Besetzung  als  Sache  eines  Be- 
schlusses der  Generalversammlung  bezeichnet  werden,  weil 
eine  Generalversammlung  der  Actionäre  gleichfalls  erst  dann 
möglich  ist,  wenn  der  Actienverein  als  solcher  besteht. 

Vielmehr  findet  sich  eine  doppelte  Art  der  anfänglichen 
Bestellung  des  Vorstandes  einer  Actiengesellschaft. 

Die  eine  Art  ist  die,  dass  die  Gründer  zugleich  mit  der 
von  ihnen  vorgenommenen  Festsetzung  der  Statuten  die  Mit- 


1)  Code  de  commerce,  Art.  31;  Spanisch.  Handelscodex,  Art. 
277.  Portugies.  Handelscod.,  Art.  541;  Holland.  Handelsg., 
Art.  44;  Preuss.  Gesetz  v.  9.  Nov.  1843,  §.19;  —  Zürcher  Gesetz- 
buch, §.  1355;  Bernisch.  Gesetz  über  Actiengesellsch.  V.  J.  1860, 
Art.  30. 
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glieder  des  anfänglichen  Vorstandes  bezeichnen.  Dies  ge- 
schieht gewöhnhch  in  der  Form  eines  eigenen  den  Statuten 
einverleibten  §.,  in  welchem  erklärt  wird,  dass,  als  transito- 
rische  Bestimmung  oder  in  Ausnahme  von  den  statutenmäs- 
sigen  Grundsätzen  über  die  Art  der  Bestellung  des  Vorstandes, 
derselbe  aus  den  und  den  daselbst  bezeichneten  Personen  be- 
stehen solle.  Eine  solche  Ernennung  geschieht  bald  „bis 
zur  ersten  Generalversammlung"  ^  bald  für  eine  An- 
zahl Jahre,  5,  6,  7,  10  Jahre,  oft  mit  der  Bestimmung,  dass 
nach  Ablauf  dieser  Zeit  zunächst  nur  eine  theilweise  Erneue- 
rung der  Vorsteher  nach  Massgabe  der  zu  deren  Bestellung 
durch  die  Statuten  aufgestellten  Vorschi'iften  statthaben  solle, 
so  wie  ferner  mit  der  weiteren  Vorsorge,  wonach  innerhalb 
jenes  Zeitraums  der  Vorstand  sich  schlechtweg  oder  doch 
provisorisch,  d.  h.  bis  zur  nächsten  Generalversammlung,  zu 
ergänzen  hat. 

Eine  Besetzung  des  anfäno-lichen  Vorstandes  durch  die 
Gründer  findet  sich  aber  nicht  bloss  dann,  wenn  diese  letzteren, 
'  indem  sie  das  gesammte  Actiencapital  übei-nommen,  allein  die 
ursprünglichen  Actionäre  sein  wollen^,  sondern  auch  bei  sol- 
chen Actien vereinen ,  deren  Grundcapital  durch  die  Unter- 
nehmer auf  dem  Wege  einer  Aufforderung  Anderer  zu  Ac- 
tienzeichnungen  aufgebracht  wird,  indem  die  Subscribenten 
mittelst  der  Zeichnung  den  Statuten  sowohl  wie  dem  ihnen 
mitgetheilten  Vorschlage  wegen  der  anfänglichen  Vorstands- 
Besetzung  beitreten^. 

Wenn  aber  mittelst  des  Statuten-Entwurfes  oder  Planes, 
auf  dessen  Grund  die  Actienzeichnungen  aufgenommen  wor- 
den, eine  vorläufige  Bestellung  des  Vorstandes  der  zu  grün- 
denden Gesellschaft  nicht  Statt  gefunden  hat,  so  muss  dieselbe, 
gleichgültig  ob  dies  im  Prospecte  ausdrücklich  vorgesehen 
worden^  oder  nicht,  durch  eine  Versammlung  der  Subscri- 


2)  Notariatsurkunde  vom  28.  Febr.  1856  über  die  Constituirung  der 
Bergbau-Gesellschaft  Borussia.  —  Stat.  der  Frankfurter  Hypothe- 
ken-Bank (1862)  §.  17.— 

3)  Stat.  der  k.  k.  priv.  Österreich.  Staatseisenbahn g.  §.  20. 

4)  Stat.  der  Bad.  Wollenmanufactur  Mannheim  (1856),  §. 
51;  des  Brackeler  Bergwerk-Vereins  (1856),  §.  20;  der  Frank- 
furterRückversicher. -G.  (1857),  Art.  16;  der  Actien- G.  für  Spin- 
nerei u.  Weberei  an  der  hohen  Mark  (1857),  Art.  17;  der  Deutsch. 
Versicherungs-Gesellschaft  in  Dresden  (1858),  §.  28.  — 

5)  Frospect  zur  Bildung  der  Actieng.  Montan ia,  Gesellschaft  für 
Kohlenbergbau  (Dresden  1858}  IX.  X. 
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benten  vorgenommen  werden'^,  und  zwar  in  Ermanglung  an- 
derweitisrer  Vorausbestiramuno;  nach  den  nämlichen  Grund- 
Sätzen,  welche  für  die  Festsetzung  der  vorher  nicht  oder  nicht 
ausreichend  bestimmten  Statuten  durch  eine  solche  Versamm- 
lung gelten. 

Das  Erforderniss  einer  Bestellung  des  Vorstandes  für  die 
Perfection  der  Actiengesellschaft  fällt  übrigens  selbstverständ- 
lich nach  den  Gesetzgebungen  hinweg,  welche  gewisse  Per- 
sonen mit  der  interimistischen  Vereinsvorstandschaft  betrauen; 
wie  namentlich  nach  englischem  Rechte,  nach  welchem, 
so  lano-e  Directoren  nicht  ernannt  sind,  die  Unterzeichner  des 
Associations-Memorandum's  in  jeder  Beziehung  als  Directo- 
ren anzusehen'^,  so  wie  nach  dem  Russischen  Reglement 
vom  J.  1836  (Art.  35,  36),  welchem  zufolge  die  Gründer  die 
Stelle  des  Vorstandes  bis  zu  dessen  Ernennung  durch  die  Ge- 
neralversammlung zu  versehen  haben. 

Wenn  den  vorstehenden  Ausführungen  zufolge  die  Ent- 
stehung der  Actiengesellschaft  als  solcher  nach  dem  Wesen 
derselben  durch  Dreierlei  bedingt  ist,  nämlich  durch  das  Vor- 
handensein von  Grundcapital,  Statuten  und  Vorstand, 
so  braucht  dagegen  das  Actiencapital  zu  jenem  Zwecke  weder 
ganz,  noch  theilweise  einbezahlt  zu  sein,  w^o  dies  nicht  etwa 
als  Bedingung  der  Perfection  des  Vereins  durch  den  Plan 
oder  Statuten-Entwurf  ausdrücklich  vorgesehen,  oder  durch 
das  Gesetz  zur  allgemeinen  Vorschrift  erhoben  ist,  in  welcher 
Hinsicht  die  Bestimmung  des  Holländischen  Handels- 
gesetzbuchs (Art.  51),  Avonach  die  Actiengesellschaft  ihren 
Anfang  nicht  eher  nehmen  kann,  bis  mindestens  10 ^jo  des 
gemeinschaftlichen  Capitals  eingezahlt,  Beachtung  verdient*. 

Dasesen  bedarf,  um  hier  zunächst  von  den  Erfordernis- 
sen  staatlicher  Genehmigung  und  öffentlicher  Bekanntma- 
chung abzusehen,  der  Augenblick  der  Perfection  einer  Ac- 
tiengesellschaft, hinsichtlich  welcher  jene  drei  Voraussetzungen 
gegeben,  einer  näheren  Bestimmung. 

6)  So  auch  die  Ungarisch.  Gesetzesartik.  XVIII.  §.  58,  welche 
nur  auf  diesen  Fall  reflectiren. 

7)  Actiengesellschafts-Acten  1856,  1857  (Verwaltungsre- 
gulativ Art.  45)  b.  Güterbock,  die  englischen  Actiengesellschaftsge- 
setze,  S.  30. 

8)  De  vennoolscliap  zal  hären  aanvang  niet  kunnen  nemen,  ten  wäre 
ten  minste  den  ten  hmderd  van  het  f/emeenschappeiijk  kapüaal  gestört  zij}'- 
—  Der  Würtenib.  Entwurf  Art.  269  verlangt  das  Nämliche  nur  für  den 
Beginn  des  Geschäftsbetriebs. 


§.  30.   Grundsätze.  283 

Diese  bietet  alsdann  keine  Schwierigkeiten,  wenn  die  Ac- 
tienzeichner  zu  einer  Versammlung  zusammengetreten,  welche 
den  Actienverein  constituirt  hat,  sei  es  dass  dies  mittelst  Fest- 
setzunor  der  Statuten  und  Bestellung  des  Vorstandes  oder 
durch  das  eine  oder  andere  geschehen^.  Dass  nämlich  mit 
dem  Schlüsse  einer  solchen  s.  g.  constituirenden  Versamm- 
lung die  Actiengesellschaft  ins  Leben  getreten,  ohne  dass  zu 
diesem  Zwecke  eine  ausdrückliche  Constituiruno;s-Erkläruno^ 
erforderlich  wäre,  wenn  nur  die  Subscribenten  zum  Zwecke 
der  Constituirung  zusammengekommen,  vermag  an  sich  kei- 
nem Zweifel  zu  unterliegen,  sobald  alle  Perfectionsbedingungen, 
die  das  Wesen  der  Actiengesellschaft  und  positive  Gesetze 
mit  sich  bringen,  vorhanden,  und  auch  diejenigen  erfüllt 
sind,  die,  wie  z.  B.  die  Erlangung  einer  gewissen  Concession, 
der  besondere  Zweck  der  Gesellschaft  oder  auch  der  Statu- 
ten-Entwurf erfordern.  In  dieser  letzteren  Hinsicht  verlangen 
denn  einzelne  Statuten  die  Einzahlung  gewisser  Procente  des 
Actiencapitals ,  bevor  die  Gesellschaft  zur  Erklärung  schrei- 
tet, dass  sie  constituirt  sei  ^'^. 

Wo  aber  die  Satzungen  der  projectirten  Gesellschaft  be- 
reits in  ausreichender  Weise  durch  die  Gründer  bestimmt, 
durch  dieselben  oder  auch  durch  das  Gesetz  der  anfänaliche 
Vereinsvorstand  bestellt,  und  daher  eine  constituirende  Ver- 
sammlung zu  diesem  Zwecke  nicht  nöthig,  auch  die  Statuten 
den  Beginn  der  Gesellschaft  nicht  auf  den  Tag  ihrer  Consti- 
tuirung setzen  ^^,  ist  ein  besonderer  Constituirungs-Act  für 
die  Perfection  der  Actienverbindung  keineswegs,  wie  manche 
Schriftsteller  annehmen  ^-,  nothwendig. 

Dies  unterliegt  vorerst  für  den  Fall  keinem  Zweifel,  dass 
die  Statuten,  auf  deren  Grund  die  Actienzeichnungen  entge- 
gengenommen worden,  einen  bestimmten  Tag  für  den  Be- 
ginn der  projectirten  Gesellschaft  festgesetzt  haben  ^^;  da 
sämmtliche  Betheiligte,  indem  sie  auf  eine  solche  Bestimmung 
hin  gezeichnet,   dadurch  ihren  Willen  kundgegeben  haben. 


9)  Ungarische  Gesetzesartikel  Art  XVIII.  §.  58. 

10)  Stat.  der  k.  k.  priv.  Carl-Ludwig-Bahn  (1857)  §.  5;  der 
Theiss-Eisenb.-G.  §.5. — 

11)  Stat.  der  k.  k.  priv.  Österreich.  Staatseisenbahn-G. 
§.5.- 

12)  So  Brinckmann,  Handelsrecht,  S.  248;  Auerbach,  das  Gesell- 
schaftswesen, S.  22G;  und  wohl  auchBeseler,  System  des  deutsch.  Pri- 
vatrechts, Bd.  HL  S.  303  u.  Bd.  I.  S.  381. 

13)  Stat.  der  Badisch.  Wollenmanufa ctur  Mannheim,  §.  5. 
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dass  der  Actlenverein  an  dem  betreffenden  Tage  beginne, 
was  offenbar  einem  Beschlüsse  der  Subscribenten  in  einer 
s.  g.  constituirenden  Versammlung  gleichkömmt. 

Das  Nämliche  gilt  aber  auch  in  dem  allerdings  häufigeren 
Falle,  dass  die  Statuten,  auf  deren  Grund  die  Actienzeich- 
nungen  geschehen,  einen  dies  incertus  für  den  Beginn  des  Ac- 
tienvereins  bestimmt  haben;  —  so  z.  B.  wenn  sie  besagen, 
dass  die  Actienverbindung  mit  dem  Tage  der  staat- 
lichen Genehmigung  in  Wirksamkeit  treten^*,  oder 
nach  erlangter  Staatsgenehmigung  definitiv  consti- 
tuirt  sein  solle  ^\  oder  dass  sie  nach  erhaltener  staat- 
licher Genehmigung  als  constituirt  zu  betrachten, 
sobald  die  Einzahlung  eines  Drittels  der  im  Sub- 
scriptionswege'auszugebenden  Actien  erfolgt^*^,  oder 
sobald  der  Staatsregierung  die  Emission  von  so  und 
so  viel  Actien  und  die  darauf  bewirkte  Einzahlung 
von  ...  nachgewiesen^^,  oder  dass  die  Gesellschaft 
constituirt  sei  und  sofort  ihre  Wirksamkeit  beginne, 
sobald  sich  der  Fonds  auf  eine  gegebene  Summe  be- 
laufe^^,  oder,  sobald  sämmtliche  Actien  gezeichnet 
und  eine  Einzahlung  von  25%  des  Nominalbetrags 
auf  dieselben  geleistet ^^.  Auch  hier  ist  nämlich  eine 
förmliche  Constituirun^serkläruno;  mittelst  Beschlusses  einer 
Versammlung  der  Actienzeichner,  sobald  Statuten  und  Vor- 
stand bestimmt  sind,  um  desswillen  völlig  überflüssig,  weil 
sämmtliche  Betheiligte  ihren  Willen  durch  die  Zeichnung 
kundgegeben  haben,  dass  die  Actiengesellschaft  an  dem  be- 
treffenden Tage,  dessen  Eintritt  freilich  noch  ungewiss  war, 
als  solche  rechtlich  entstehen  solle. 

Eine  Anzeige  aber  an  die  Actionäre,  dass  der  Tag  nun 
eingetreten  und  demnach  die  Gesellschaft  als  constituirt  zu 
betrachten,  in  der  für  die  Bekanntmachungen  des  Vereins 
statutenmässio;  vorcreschriebenen  Weise,  ist  der  Natur  der  Sache 
nach  geboten,   und  nicht   bloss   dann  vorzunehmen,   wo   sie 


14)  S tat.  der  k.  k.  priv.  Kaiserin  Elisab.-Bahn-G.,  §.  5. 

15)  Statuts  de  la  societe  generale  Suisse  de  menuiserie  et  parqueterie 
(1860)  Art.  4. 

16)  Stat.  der  k.  k.  priv.  Graz-Köflacher-Eisenb.-  u.  Berg- 
bau-G.  §.  16. 

17)  Coburg-Gothaische   Creditgesellschaft,    §.   6;    Berg- 
bau-Gesellschaft Borussia,  §.  4. 

18)  Stat.  der  Wiener  Ersten  Immobilien- G.  §.  3. 

19)  Stat.derFrankfurt.Hypothekenbank(1862)§.  4. 


§.  30.   Grundsätze.  285 

durch  die  Statuten  ausdrücklich  vorgesclu'ieben  ist  2'^.  In 
gleicher  Weise  sind  übrigens  die  Actionäre,  wo  durch  die 
Statuten  ein  bestimmter  Tag  für  den  Beginn  der  Gesellschaft 
festgesetzt,  mit  dem  Vorhandensein  der  verschiedenen  Perfec- 
tionsbedingungen,  wie  der  Unterbringung  der  Actien,  der  Er- 
langung der  etwa  erforderlichen  Staatsgenehmigung  u.  s.  w. 
bekannt  zu  machen.  Indessen  steht  die  Unterlassung  einer 
solchen  Bekanntmachung  an  sich  der  Perfection  der  Actien- 
gesellschaft  nicht  entgegen,  und  ist  dieselbe  nur  insoferne 
rechtliche  Folgen  nach  sich  zu  ziehen  geeignet,  als  ein  Ac- 
tienzeichner  auf  Grund  davon,  dass  er  von  der  Entstehung 
des  Actienvereins  keine  Kunde  gehabt  und  diesen  demnach 
als  nicht  zur  rechten  Zeit  zu  Stande  gekommen  betrachten 
konnte,  unter  Umständen  in  der  Lage  sein  dürfte,  seine  Ver- 
bindlichkeit aus  der  Zeichnung  zu  bestreiten. 

Ja  selbst  in  dem  Falle  endlich,  dass  die  Subscriptions- 
bedingungen  keinerlei  Zeitpunct  für  den  Beginn  des  Actien- 
vereins festgesetzt,  dürfte  ein  förmlicher  Constituirungs-Act 
für  überflüssig  zu  erachten  sein,  da  es  hier  im  Willen  sämmt- 
licher  Betheiligten  liegt,  dass  die  Actiengesellschaft  als  solche 
in's  Leben  treten  soll,  sobald  alle  Perfectionsbedinffuno-en  der- 
selben  zusammentreffen.  Daher  ist  denn,  um  das  Gesagte 
zusammenzufassen,  ein  förmlicher  Constituirungs-Beschluss 
nur  dann  für  erforderlich  zu  erachten,  wenn  die  Statuten 
einen  solchen  für  den  Beginn  der  Gesellschaft  verlangen,  so 
wie  abgesehen  davon,  Avenn  eine  constituirende  Versammlung 
für  die  Vervollständio-uno-  der  Vereinssatzungen  oder  die  Be- 
stelluno;  des  Vorstandes  nöthig  ist. 

Mit  dieser  Auffassung  stimmt  denn  auch  das  Bernische 
Gesetz  über  Actiengesellschaften  vom  J.  1860  inso- 
ferne überein,  als  es  keinen  förmlichen  Act  der  Constituirune: 
verlangt,  sondern  eine  Gesellschaft,  deren  wesentliche  Be- 
dingungen als  Actienverein  gegeben,  abgesehen  von  ander- 
weitigen statutenmässigen  Bestimmungen,  von  einem  gesetz- 
lich festgesetzten  Zeitpuncte  an  als  rechtlich  constituirt  be- 
trachtet.    Denn  es  besagt  dieses  Gesetz  (Art.  7): 

„Von  dem  Tage  an,  an  welchem  die  in  Art.  6  vorge- 
„schriebene  zweite  Veröffentlichung  des  Genehmigungs- 
„beschlusses  (nämlich  der  Staatsgenehmigung)  Statt  fin- 
,,det,  ist,  soferne  die  Statuten  der  Gesellschaft  den  Zeit- 


20)  Stat.  der  Graz-Kö flacher  Eisen b.-u.  Bergbau- G.  §.  16. 
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„punct  ihrer    Constituirung    nicht    noch    weiter    hlnaus- 

„rücken,  die  Actiengesellschaft  unter  dem  gegenwärtigen 

„Gesetze  rechthch  constituirt." 
Das  perficirende  Moment  für  die  Actiengesellschaft  ist  dem- 
nach allerdings  die  Constituirung,  d.  h.  die  Kundgebung  des 
Willens,  dass  der  projectirte  Verein  mit  einer  gegebenen  Ver- 
fassung und  einem  durch  gegebene  Personen  anfänglich  ge- 
bildeten Vorstande  ins  Leben  trete,  eine  Willenserldärung, 
die  jedoch  keine- förmliche,  ja  nicht  einmal  eine  ausdrückliche 
zu  sein  braucht.  Der  constituirende  Wille  ist  aber  derAVille 
der  künftigen  ursprünglichen  Actionäre,  und  zwar  je  nach 
Umständen  ein  Majoritätsbeschluss  oder  ein  von  jedem  der 
künftigen  Theilnehmer  einzeln  und  ohne  Rücksicht  auf  die 
anderen  kundgegebener  Entschluss. 

Wie  sonach  unseren  früheren  Ausführungen  zufolge  die 
Statuten  der  Actiengesellschaft  nicht  auf  Vertrags  massiger 
Festsetzung  beruhen,  so  gelangt  auch  der  Verein  selbst  nicht 
durch  Vertrag  zur  Perfection. 

Denkbar  ist  es  nun  freilich,  dass  eine  Verbindung,  welche 
die  durch  das  Wesen  der  Actiengesellschaft  erforderten  Be- 
dingungen, nämlich  Grundcapital,  Statuten  und  Vorstand, 
vereinigt,  und  die  ferner  als  constituirt  zu  betrachten,  dessen- 
unoeachtet  als  Actienverein  noch  nicht  zu  Recht  besteht. 
Wir  reflectiren  hier  nicht  auf  den  Fall,  dass  der  Zweck  des 
Vereins  besondere  Voraussetzungen  seiner  Existenz,  wie  z.  B. 
die  Erlano-unof  einer  Concession  für  das  beabsichtigte  Unter- 
nehmen,  mit  sich  bringt.  Indem  wir  vielmehr  die  allgemei- 
nen Bedinguno-en  der  Entstehuno-  einer  Actiengesellschaft 
ohne  Rücksicht  auf  den  Gegenstand  ihres  Unternehmens  fest- 
zustellen haben,  haben  wir  im  Folgenden  noch  auf  die  Erör- 
terung der  doppelten  Frage  einzugehen,  ob  hierzu  einerseits 
Staatsgenehmigung,  andererseits  öffentliche  Bekanntmachung 
nÖthicf. 


IV.   Die  Staatsgenehmigung. 
§.31. 

Das  Erforderniss  der  Staatsgenehmigung  an  und  für  sich. 

Nach  gemeinem  Rechte  ist  bekanntlich  die  Frage  sehr 
bestritten,  ob  zur  Entstehung  einer  Actiengesellschaft  Staats- 
genehmigung {Ocirol)  nöthig  ist  oder  nicht. 


§.  31.    Das  Erforderniss  der  Staatsgenelimigung  etc.     287 

Diese  Genehmigung  fällt  jedenfalls  nicht  mit  derjenigen 
zusammen,  deren  das  beabsichtigte  Vereins-Unternehmen  be- 
dürftig sein  kann,  so  wenig  wie  mit  der  staatlichen  Einräu- 
mung von  Befugnissen,  welcher  die  Gesellschaft,  wie  z.  B. 
eines  Expropriationsrechts,  zur  Verwirklichung  ihres  Zwecks 
bedarf  ^  Wenn  demnach  ein  Verein,  indem  er  irgend  ein 
Privilegium  nachsucht,  dem  Staate  zu  diesem  Behufe  mit- 
telst Vorlage  seiner  Statuten  Einsicht  in  seine  Mittel  und 
Zwecke  gewähren  muss,  so  liegt  in  der  auf  eine  solche 
Grundlage  ertheilten  Bewilligung  jenes  Begehrens  noch  nicht 
die  Ertheilung  der  für  den  Bestand  als  Actiengesellschaft  etwa 
erforderlichen  Staatsgenehmigung. 

Die  beregte  Streitfrage  bewegt  sich  aber  schlechtweg 
auf  dem  Rechtsgebiete,  indem  deren  Sinn  dahin  geht,  ob  das 
AVesen  der  Actiengesellschaft  nach  Massgabe  des  geltenden 
gemeinen  Rechts,  also  wenn  und  insoweit  es  an  ausdrückli- 
chen Bestimmungen  der  Landesgesetzgebung  oder  zweifel- 
loser particulärer  Gewohnheit  fehlt,  eine  staatliche  Genehmi- 
gung zu  deren  rechtlichem  Bestände  erfordert.  Daher  muss 
die  Entscheidung,  mag  sie  bejahend  oder  verneinend  ausfal- 
len, für  alle  Arten  von  Actienvereinen  die  nämliche  sein;  da- 
her hat  ferner  das  Erforderniss  der  Staatso;enehmis:uno;,  wenn 
es  nach  gemeinem  Rechte  anzunehmen  sein  sollte,  keine 
eigentlich  polizeiliche  Bedeutung  und  hängt  dasselbe  in  kei- 
ner Weise  mit  einem  besonderen  Aufsichtsrechte  der  Staats- 
gewalt über  Actiengesellschaften  zusammen  (S.  §.  Ib).  Eben- 
desshalb  ist  es  endlich  auch  ungeeignet,  so  lange  es  sich 
nicht  de  lege  ferenda  handelt,  für  die  Entscheidung  jener  Con- 
troverse  politische  Gründe  heranzuziehen,  indem  man  sich 
namentlich  darauf  beruft,  dass  eine  Einmischuns:  des  Staats 
wegen  der  Eigenthümlichkeit  der  kaufmännischen  Geschäfte 
schwierig,  hemmend  und  doch  unzureichend  sei,  letzteres  na- 
mentlich desshalb,  weil  die  Besorgnisse,  welche  das  Wesen 
der  Actiengesellschaft  als  Capital-Vereinigung  mit  sich  bringe, 
nicht  bloss  bei  Begründung  der  Societät,  sondern  auch  bei 
Ausführung  ihrer  Pläne  bestünden,  Avährend  eine  fortgesetzte 
Staatsaufsicht  als  durchaus  unangemessen  erscheine^. 

Bei  der  angedeuteten  Sachlage  liegt  es  nun  in  der  Natur 


1)  Dies  übersieht  Fussel,  societät.  innoniinatae,  p.  33  sqq. 

2)  Gans,  Bcitr.  zur  Revision  derpreuss.  Gesetzgeb.,  Bd.I.  Abth.2.  S. 
181fg.  —  Centralorgan  für  den  deutsch.  Handelsstand  von  Löhr 
(Cöln  1862),  no.  8,  S.  67  fg. 
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der  Sache,  dass  auf  die  Beantwortung  der  Frage  nach  der 
Noth wendigkeit  staatlicher  Genehmigung  die  Verschiedenheit 
der  Ansichten  über  die  juristische  Natur  der  Actiengesellschaffc 
von  massgebendem  Einflüsse  sein  muss. 

So  verneinen  consequent  die  Vertreter  der  reinen  Socie- 
täts-Theorie  dieses  Erforderniss ,  indem  sie  von  der  gemein- 
rechtlichen Formlosigkeit  der  Errichtung  einer  Gesellschaft 
ausgehen  ^. 

Hiermit  stimmen  aber  auch  diejenigen  überc»"n,  welche 
den  Actienverein  als  eine  Gesellschaft  mit  formeller  Einheit 
betrachten^.  Es  stützen  sich  nämlich  diese  Schriftsteller 
darauf,  dass  weder  ein  gemeinverbindliches  Gesetz,  noch  eine 
derartige  Gewohnheit  die  Staatsgenehmigung  hier  vorschreibe, 
während  die  Actiengesellschaft  keine  mit  einem  positiven  Ge- 
setze im  Widerspruche  stehende  Gestaltung  sei. 

Auch  die  Vertheidiger  der  genossenschaftlichen  Natur 
der  Actiengesellschaft  erachten  deren  staatliche  Genehmigung 
nicht  für  nothwendig^,  weil  sie  überhaupt  Genossenschaften 
ohne  eine  solche  entstehen  lassen  wollen. 

Andere  Schriftsteller  dagegen  verlangen  eine  solche  Ge- 
nehmigung aus  dem  Grunde  unbedingt,  weil  die  Haftung 
eines  jeden  Theilhabers  auf  dessen  Einlage  beschränkt'',  oder, 
wie  Andere  bestimmter  sich  ausdrücken,  weil  es  sich  hier 
um  ein  Verhältniss  von  so  anomaler  Beschaffenheit  handle, 
dass  es  durch  Privatwillkühr  nicht  begründet  werden  könne  ^; 
ein  Gedanke,  welchen  ein  französischer  Rechtslehrer  ^  mit  den 
Worten  wiedergegeben,  mit  welchen  er  den  durch  den  Code 
de  commerce  verlangten  Octroi  rechtfertigt: 

„La  societe  ayionyme  est  completement  en  dehors  du  droit 

„commun." 
Indessen  bedarf  diese  Art  der  Begründung  des  Erfordernisses 
staatlicher  Genehmio-uno;  schon  um  desswillen  keiner  Wider- 


3)  Thöl,  Handelsrecht,  §.  44.  2.  —  Walter,  System  des  deutschen 
Privatrechts,  §.  299;  Pfeifer, Jurist.  Personen,  S.  44. 

4)  Jolly  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.  344  fg.; 
Brinckmann,  Handelsrecht,  S.  247;  Reyscher  in  der  Zeitschr.  f. 
deutsch.  Recht,  Bd.  XHI.  S.  399  fg. 

5)  Mittermaier,  Grunds,  des  deutsch.  Privatrechts,  §.  557  zu  not. 
15;  Beseler,  System,  §§.223  u.  71;  Bluntschli,  deutsch.  Privatrecht, 
§.139.  3. — 

6)  Eichhorn,  Einl.  in  das  deutsche  Privatrecht,  §.  387. 

7)  Brackenhöft  in  Weiske's  Rechtslexicon,  Bd.  V.  S.  90. 

8)  Bravard,  Iruiledes  sucietes  commercp.lSb. 


§.31.    Das  Erforderniss  der  Staatsgenelimigung  etc.     289 

legung,  weil  sie,  wie  bereits  früher  gezeigt,  auf  einer  unrich- 
tigen Prämisse,  derjenigen  nämlich  von  der  anomalen  Natur 
der  Actiengesellschaft,  beruht,  während  sie  andererseits  zu 
der  Ton  ihren  Vertheidigern  nicht  gemeinten  Consequenz  füh- 
ren würde,  wonach  eine  solche  Gesellschaft  nur  durch  ein 
Gesetz  in's  Leben  gerufen  werden  könnte^. 

Vielmehr  lässt  sich  jenes  Erforderniss,  wenn  es  über- 
haupt besteht,  abgesehen  von  einer  landesgesetzlichen  Fest- 
setzung ,  welche  durch  Zweckmässigkeitsgründe  veranlasst 
sein  kann,  nur  aus  der  Natur  des  Actienvereins  als  einer  juri- 
stischen Person  und  beziehungsweise  Corporation  begründen. 
Freilich  sind  auch  diejenigen,  welche  diese  unsers  Erachtens 
allein  richtige  Auffassung  vertreten,  hierüber  nicht  einig. 
Theils  leugnen  dieselben  die  Nothwendigkelt  staatlicher  Ge- 
nehmlo-uno;  zur  Entstehuno-  einer  Actieno-esellschaft  desshalb, 
weil  eine  solche  nur  in  Ansehung  der  Corporationen  mit  staats- 
rechtlichen Zwecken  bestehe  ^'\  theils  aus  dem  anderen  Grunde, 
Aveil  für  unser  heutiges  Recht  der  allgemeine  Rechtssatz  gelte, 
wonach  Corporationen,  öffentliche  wie  private,  gleich  den  na- 
türlichen Personen  entstünden,  so  dass  ein  Verein,  der  sich, 
wie  dies  bei  der  Actiengesellschaft  der  Fall,  seinem  Wesen 
nach  als  Corporation  qualificire,  einer  constitutio  personalis 
nicht  bedürfe  ^K 

Unsers  Erachtens  ist  hier  davon  auszugehen,  dass  es 
immerhin  nach  unserm  gemeinen  Rechte  einer  staatlichen  Ge- 
nehmigung bedarf,  damit  ein  sich  hlei-zu  qualificirender  Ver- 
ein Anspruch  habe  als  Corporation  anerkannt  zu  werden, 
einer  Genehmigung,  die  freilich  durch  einen  allgemeinen 
Rechtssatz,  wie  durch  eine  speclelle  Concession  {constitutio 
personalis)  oder  auch  mittelst  thatsächllcher  Anerkennung  Sei- 
tens der  Staatsgewalt  gegeben  sein  kann.  Kann  nun  diese 
Meinung,  welche  zu  begründen  hier  nicht  der  Ort,  zweifellos 
als  die  gemeine  bezeichnet  werden^-,  so  ist  dagegen  die  wei- 
tere Ansicht  zu  bestreiten,  wonach  es  heutzutage  einen  all- 
gemeinen Rechtssatz  geben  soll,  kraft  dessen  Vereine,  die 
sich  ihrem  Wesen  nach  hierzu  quallficiren,  als  Corporationen 
anerkannt  sind,  und  sonach  einer  besonderen  Concession  über- 


9)  Jolly  inderZeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.  345  fg. 

10)  Auerbach,  Gesellschaftswesen,  ö.  284  fg. 

11)  Unger  in  der  Krit.  Ueberschau,  Bd.  VI.  S.  148  fg.  u.  S.  153. 

12)  V.  Savigny,  Syst.,  II.  S.  275  fg.;     Pfeifer,  Jurist.  Personen, 
S.  36fg.;    Puchta,  Pandecten,  §.28;    Arndts,  Pandecten,  §.44. 

lienaud,  Actieiifiesellsch.  IQ 
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all,  wo  nicht  die  Landesgesetzgebung  ausdrücklich  etwas 
anderes  vorgeschrieben,  nicht  bedürfen.  Denn  vermag  man 
sich  hierfür  auf  die  einschlagenden  Bestimmungen  des  römi- 
schen Rechts,  deren  Sinn  übrigens  zweifelhaft,  um  dess willen 
nicht  zu  berufen,  weil  dieselben  juris  puhlici  sind  ^^,  so  lässt 
sich  aus  den  übrigen  Quellen  des  gemeinen  Rechts  ein  Rechts- 
satz des  fraglichen  Inhalts  nicht  darthun  ^^. 

Hiernach  kann  denn  in  Ansehung  der  Actiengesellschaf- 
ten,  sobald  man  deren  corporativen  Character  einräumt,  die 
Frage  nur  die  sein,  ob  es  eine  allgemeine  Rechtsregel  giebt, 
welche  dieselben  als  juristische  Personen  anerkennt,  oder  ob 
dies  nicht  der  Fall.  Da  nun  entschieden  ein  derartiger  Rechts- 
satz im  gemeinen  Rechte  nicht  besteht,  weder  ein  Gesetz, 
noch  eine  Gewohnheit  dieses  Inhalts  sich  nachweisen  lassen, 
so  folgt  hieraus,  dass  zur  Entstehung  eines  Actienvereins  eine 
besondere  Staatss^enehmio-ung  erforderlich  ist^^,  —  eine  An- 
sieht,  mit  welcher  die  Oberappellationsgerichte  in  Dresden^^ 
und  Stuttgart  ^^  übereinstimmen. 

Allerdings  giebt  es  nun  Staaten,  nach  deren  particulärem 
Rechte  Actienvereine  ohne  besondere  Staatsgenehmigung  ent- 
stehen können. 

Dahin  gehören  insbesondere  Hamburg ^^,  Bremen  und 
England,  in  welchem  letzteren  Lande  Actiengesellschaften, 
soferne  sie  nicht  wegen  der  öffentlichen  Natur  ihres  Zweckes 
durch  Parlamentsacte  constituirt  werden  müssen,  durch  blosse 
Registrirung  incorporirt  werden,  d.  h.  als  solche  in's  Leben 
treten  ^^. 

Doch  befolgt  die  srrosse  Mehrzahl  der  Landessresetzge- 


13)  Puchta,  Pandecten,  §.28. 

14)  Seuffert,  Archiv  für  Entscheidungen  der  obersten  Gerichte, 
Bd.  XIII.  no.  206.     S.  auch  Keller,  Pandecten,  S.  73. 

15)  Morstadt  zu  Marten's  Grundriss,  S.  82;  Heise,  Handels- 
recht, S.  68;  Kuntze,  Inhaberpapiere,  S.  511;  Holtius,  roorlezingen, 
I.  p.  132. 

16)  Kritz,  Sammlung  von  Rechtsfällen,  Bd.  III.  S.  314  fg.;  — 
Seuffert,  Archiv  f.  Entscheidung,  der  obersten  Gerichte,  Bd.  I.  no.  54. 

17)  Seuffert,  Archiv,  Bd.  XII.  no.  58  und  Zeitschr.  f.  das  ge- 
sammte  Handelsrecht,  Bd.  I.  8.172. 

18)  Pohls,  Actiengesellsch.,  S.  32. 

19)  Actiengesellschaftsacten  von  1856,  1857.  Th.  I.  Art.  XIII. 
und  Güterbock,  die  engl.  Actiengesellschaftsgesetze ,  S.  3  not.  4,  und 
über  die  Versicherungsgesellschaften  Schwebemeyer,  das  Actienge- 
sellsch afts- Bank-  und  Versicherungs- Wesen  in  England,   S.  146  fg. 
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bungen,  allerdings  zum  Theile  aus  polizeilichen  Gründen,  ein 
abweichendes  System,  indem  sie  jedoch  theils  in  Ansehung 
des  Umfangs,  in  welchem  sie  die  staatliche  Genehmiffuns: 
verlangen,  theils  in  Betreff  der  Organe,  welche  dieselbe  zu 
ertheilen  haben,  wesentlich  von  einander  abgehen. 

Bald  ist  nämlich  jene  Genehmigung  für  Actiengesell- 
schaften  überhaupt,  bald  nur  für  gewisse  Vereine  dieser  Art 
erfordert,  auch  deren  Ertheilung  bald  dem  Staatsoberhaupte, 
beziehungsweise  dem  Träger  der  höchsten  Staatsgewalt  vor- 
behalten, bald  Sache  des  Ministeriums,  der  Executivbehörde 
oder  des  Gerichts,  während  endlich  einzelne  Gesetzgebungen 
je  nach  dem  Zwecke  des  projectirten  Vereins  eine  Genehmi- 
gung durch  das  eine  oder  andere  Organ  der  Staatsgewalt  ver- 
langen. 

Zu  den  Gesetzgebungen,  welche  zur  rechtlichen  Ent- 
stehung der  Actiengesellschaften  überhaupt  die  staatliche  Ge- 
nehmigung erfordern,  gehören  namentlich  die  Russische, 
Preussische,  Oesterreichische  und  Bernische. 

Nach  dem  Russischen  Reglement  von  1836  Art.  2 
kann  sich  keine  Actiengesellschaft  ohne  specielle  Ermächti- 
gung der  Regierung  bilden,  welche  vom  Minister-  oderReichs- 
rathe  ertheilt  wird,  letzteres,  wenn  es  sich  zugleich  um  die 
Gewährung  von  Privilegien  an  den  sich  bildenden  Verein  han- 
delt (Art.  55). 

Nach  dem  Preussischen  Gesetze  vom  9.  Nov.  1843 
§.  1  können : 

„Actiengesellschaften  mit  den  in  diesem  Gesetze  bestimm- 

„ten  Rechten  . . .  nur  mit  landesherrlicher  Genehmigung 

„errichtet  werden.     Der  Gesellschaftsvertrag  (das  Statut) 

„ist  zur  landesherrlichen  Bestätigung  vorzulegen." 

Nach  dem  Oesterreich.   Vereinsgesetze    vom  26.  Nov. 

1852  §.  1  ist  die  besondere  Bewilligung  der  Staatsverwaltung 

zur  Errichtung  aller  Arten  von  Actienvereinen  erfordert,  eine 

Bewilligung ,    die  regelmässig  vom  Ministerium   des   Innern 

ertheilt  wird  (§.  4). 

Nach  dem  Bernischen  Gesetze  vom  J.  1860  endlich, 
können  Actiengesellschaften  überhaupt  nur  mit  Genehmigung 
des  Staats  rechtsgültig  gebildet  werden  (Art.  1),  während 
diese  Genehmigung  regelmässig  von  der  Executivbehörde, 
dem  Regierungsrathe,  ausnahmsweise  aber  vom  grossen  Rathe 
ertheilt  wird,  nämlich  dann,  wenn  es  sich  um  Actien vereine 
handelt,  welche  zu  ihrem  Geschäftsbetriebe  die  Einräumung 

19* 


292  Die  Staatsgenelimigung. 

solcher  Befugnisse  beanspruchen,  zu  deren  Ertheilung  nur  die 
letztgenannte  Behörde  competent  ist. 

Andere  Gesetzgebungen  unterwerfen  dagegen  nur  gewisse 
Actien^esellschaften  dem  Erfordernisse  staatlicher  Genehmi- 
gung. 

So  bedürfen  nach  dem  Privatrechtlichen  Gesetz- 
buche des  Cantons  Zürich  §.  22: 

„Die  Actienverbindungen,   welche   auf  industrielle   oder 

„andere  öconomische  Unternehmungen  gerichtet  sind,  ... 

„der  Genehmigung  des  Regierungsraths;" 
eine  Bestimmung,  die  sich  in  der  nämlichen  Fassung  in  dem 
Civilgesetzbuche  für  den  Canton  Solothurn  §.  1218 
vorfindet. 

Hierher  gehören  auch  die  Handelsgesetzgebungen, 
welche  für  die  Errichtung  von  Actiengesellschaften  staatliche 
Genehmignng  erfordern,  da  dieses  Erforderniss  selbstverständ- 
lich nur  von  solchen  Actienvereinen  zu  verstehen,  bei  welchen 
der  Gegenstand  des  Unternehmens  in  Handelsgeschäften  be- 
steht-''. Während  jedoch  da,  wo  die  allgemeine  Landesge- 
setzgebung nur  gewisse  Actiengesellschaften  der  Staatsgeneh- 
miffuno;  unterwirft,  die  Statthafti":;keit  freier  Bildung  in  An- 
sehung  aller  übrigen  Actienvereine  anzunehmen,  ist  ein  solcher 
Schluss  aus  der  Handclsü-esetzgebuno;  nicht  zu  ziehen,  da 
diese  als  eine  besondere  die  Actienverbindungen,  die  sich  nicht 
als  Handelsgesellschaften  qualificiren ,  in  keiner  Weise  be- 
trifft. Aus  diesem  Grunde  wird  denn  hier  die  Frage  nach 
dem  Erfordernisse  staatlicher  Genehmigung  zur  Errichtung 
anderweitiger  Actiengesellschaften,  wo  es  in  dieser  Hinsicht 
an  ausdrücklichen  Gesetzesbestimmungen  mangelt,  nach  den 
Grundsätzen  des  allgemeinen  Landesrechts,  und  in  deren  Er- 
mangelung nach  denjenigen  des  gemeinen  Rechts  zu  entschei- 
den sein  (s.  auch  p.  170  und  not.  18). 

Unter  den  Handelsgesetzgebungen,  welche  für  die  Er- 
richtung von  Actiengesellschaften  Staatsgenehmigung  verlan- 
gen, ist  vor  Allem  der  Code  de  commerce  zu  nennen,  welcher 
(Art.  37)  bestimmt: 

„La  societe  anonyme  ne  j^^i-it  exister  qu'avec  Vautorisation 
„de  Vempereur  et  avec  son  appo'obation  poicr  l'acte  qui  la 

20)  Anders  freilich  nach  dem  Würtemb.  Entw.  eines  Handels- 
gesetz b.  Art.  244  verbunden  mit  Art.  243,  nach  welchem  für  die  Errich- 
tung einer  auf  Gewinn  berechneten  Actiengesellschaft  die 
Genehmigungder  Regierung  erfordert;  s.  auch  die  Motive,  S.  218. 
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„constitue;  cette  apjvohation  cloit  etre  donnee  dansla  forme 

„prescrife  pour  les  reglements  d'administration  p)uhlique." 
Nach  dem  Holländischen  Handelsgesetzbuche  Art. 
36  und  37  kann  ebenfalls  eine  anonyme  Gesellschaft  nur  mit 
Einwilligung  des  Königs,  dem  zu  diesem  Zwecke  die  Statu- 
ten einzusenden  sind,  entstehen. 

Der  Regolam.  jvovv.  des  Kirchenstaats  Art.  36  Avie- 
derholt  die  Bestimmungen  des  Code  de  commerce  Art.  37, 
jedoch  mit  der  Modification,  dass  statt  der  Ermächtigung  des 
Staatsobei'haupts  diejenige  der  Regierung  (coW  autorizazione 
del  Governo  e  sua  app)rovazione)  verlangt  ward. 

Ebenso  fordert  das  Portugiesische  Handelsgesetz- 
buch Art.  546  die  Genehmigung  der  Regierung  {do  Governo), 
das    Handelsgesetzbuch    von    Buenos-Ayres    vom    J. 

1859  (Art.  405)  diejenige  der  Executivgewalt  {poder  ejecutivo). 
DerHandelscodex  des  Canton's  Freiburg  bestimmt 

(Art.  44): 

„La  societS  anonyme  ne  p)eut  exister  qu'avec  Vautorisation 
„du  Conseil  cVEtat  et  Vapprohation  de  l'acte  qid  la  con- 
„stitue;" 
womit  das   Waadtländische   Gesetz   über  Handelsge- 
sellschaften vom  14.  Dec.  1852  Art.  23  übereinstimmt. 

Dagegen  verordnet  das  Neuenburgische  Decret  über 
anonyme  Gesellschaften  vom  3.  Dec.  1852,  welches  zur  Er- 
gänzung der  loi  sur  quelques  matieres  commerciales  vom  3.  Juni 
1833  erlassen  worden,  Art.  1: 

„La  sociSte  anonyme  ne  peut  exister  qu'avec  Vautorisation 
„du  Grand-conseil  et  avec  son  apjyrohation  pour  l'acte  qui 
„la   constitue:    le  Grand-conseil  statue  sur  le  rapport   du 
„Conseil  cVEtat." 
Nach  dem  Serbischen  Handelsgesetzbuche  vom  J. 

1860  kann  eine  namenlose  Gesellschaft  nur  mit  Kenntniss- 
nahme  des  Finanzministeriums  eri'ichtet  werden,  welches  zu- 
erst das  Programm  einer  solchen  Gesellschaft  und  später  auch 
ihre  Statuten  zur  Einsicht  nimmt  und  genehmigt  (§.  38),  wäh- 
rend die  durch  das  Gesetz  erforderte  gerichtliche  Bestätigung 
der  Statuten  erst  nach  vorausgegangener  Bewilligung  des  Mi- 
nisteriums geschehen  darf  (§.  41). 

Nach  dem  Spanischen  Handelscodex  endlich  bedür- 
fen die  Statuten  einer  anonymen  Gesellschaft  zu  ihrer  Wirk- 
samkeit der  Genehmigung  {aj>rohacio7i)  des  Plandelsgerichts, 
in  dessen  Bezirke  der  Verein  errichtet  werden  soll  (Art.  293), 
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und  sind  dieselben  nur  dann  der  königlichen  Bestätigung  zu 
unterbreiten,  wenn  die  Gesellschaft  eines  von  der  höchsten 
Gewalt  zu  ertheilenden  Privilegiums  bedarf  (Art.  294). 

Während  so  die  meisten  Handelsgesetzgebungen  dieAc- 
tienvereine,  freilich  wieder  in  verschiedener  Weise,  von  der 
staatlichen  Genehmigung  abhängig  machen,  gehen  die  Un- 
garischen Gesetzesartikel  von  einem  anderen  Systeme 
aus,  indem  sie  nur  dann,  wenn  die  zu  errichtende  Actienge- 
sellschaft  keine  reine  Handelsgesellschaft  ist,  die  Unterbrei- 
tung der  Statuten  an  die  Statthalterei  anordnen  (XVIII.  §.  55). 

§.32. 

Fortsetzung.  —  Das  Erforderniss  staatlicher  Genehmigung 
nach  dem  AUg.  deutschen  Handelsgesetzbuche. 

Wenden  wir  uns  nun  zum  Allg.  deutschen  Handels- 
o-esetzbuche  und  den  demselben  vorausgegangenen  Vorar- 
beiten, so  bestimmte  der  Entwurf  eines  allg.  Handels- 
gesetzbuchs für  Deutschland  (von  der  durch  das  Reichs- 
ministeriura  der  Justiz  niedergesetzten  Commission)  Art.  74: 

„Eine  Actiengesellschaft  besteht  nicht,   wenn  nicht  der 

„Gesellschafts- Vertrag  von  der  Regierung  desjenigen  Ein- 

„zelstaates  genehmigt  ist,  in  welchem  sie  errichtet  wird;" 
woo-esen  der  Preussische  Entwurf  Art.  181  Abs.  1  ver- 
fügte : 

„Actieno-esellschaften    können    nur    mit    landesherrlicher 

„Genehmigung  errichtet  werden." 
Diese  Bestimmung  wurde  theils  durch  Rücksichten  auf  die 
Gesellschaftsgläubiger,  denen  in  Ermangelung  persönlich  haf- 
tender Gesellschafter  die  erforderlichen  Garantien  zu  verschaf- 
fen seien,  theils  dui'ch  solche  des  allgemeinen  Interesses  mo- 
tivirt,  damit  nämlich  die  von  jeder  bestimmten  Persönlichkeit 
der  Theilnehmer  abgetrennte  Gesellschaft  als  selbstständige 
Handelsperson  in's  Leben  geführt,  die  Solidität  des  Unter- 
nehmens verbüro-t,  und  bei  der  ausserordentlichen  Grösse  der 
durch  Actien  zusammenzubringenden  Capitalien  zugleich  ver- 
hütet werde,  dass  die  Geldmacht  solcher  Gesellschaften  in 
einer  dem  allgemeinen  Wohlstande  und  der  Landesindustrie 
nachtheiligen  Weise  verwendet  werde  ^ 

Dessenungeachtet  Avurde  bereits  bei  der  ersten  Lesung 
in  der  NürnbergerConferenz  von  den  Abgeordneten  Ham- 


1)  Motive  zum  Preuss.  Entwürfe,  S.  91. 
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burgs  die  Streichung  jener  Bestimmung  mit  allen  ihren  Con- 
sequenzen  beantragt,  indem  dieselben  in  einem  in  Anlage  dem 
Protoeolle  beigegebenen  Vortrao-e  aus  allgemeinen  volkswirth- 
schaftlichen  Gründen  so  wie  den  Anforderungen  des  commer- 
ciellen  Interesses  den  Nachweis  zu  liefern  versuchten,  dass  es 
nicht  bloss  unnöthig,  sondern  überwiegend  nachtheilig  sei, 
wenn  künftig  die  Errichtuno-  von  Actiengesellschaften  von 
einer  obrigkeitlichen  Genehmigung,  welche  unter  anderem 
eine  vorgäng-ige  Prüfung  der  Statuten  von  Staatswegen  vor- 
aussetze,  abhängig  gemacht  werden  solle.  Insbesondere  führ- 
ten die  Hamburgischen  Abgeordneten  zu  diesem  Zwecke  aus, 
dass,  wenn  es  allerdings  in  der  Natur  der  menschlichen  Dinge 
liege,  dass  je  wohlthätiger  eine  Sache  bei  verständiger  und 
massiger  Anwendung  sei,  um  so  leichter  und  nachtheiliger 
ein  Missbrauch  derselben  zu  werden  pflege,  hauptsächlich  nur 
Ein  Mittel  ^eo-en  einen  derartio;en  Missbrauch,  so  weit  er  sich 
auf  die  davon  berührten  Interessen  der  Privaten  beziehe,  ge- 
geben sei,  nämlich  die  eigene  Erfahrung  des  Publicums. 
Diese  führe  die  Einzelnen  zur  Anwendung  der  erforderlichen 
Vorsicht  vmd  Mässigung,  um  sich  vor  Schaden  in  Acht  zu 
nehmen,  ohne  dass  sie  sich  dabei  vorzugsweise  auf  die  ober- 
vormundschaftliche  Fürsorge  des  Staats  verliessen.  Je  mehr 
aber  die  Gesetzgebung  specielle  Vorschriften  erlasse,  um  den 
Einzelnen  geo;en  die  Folo;en  eigener  Unvorsichtigkeit  in  Schutz 
zu  nehmen  und  in  dessen  Privatinteresse  vor  geschäftlichen 
Verlusten  zu  bewahi-en,  desto  langsamer  und  schwächer  ent- 
wickele sich  der  Natur  der  Sache  nach  die  erforderliche  Um- 
sicht beim  Publicum ,  und  um  so  mehr  werde  auf  andere 
Weise  schlauen  und  gewissenlosen  Unternehmern  deren  Trei- 
ben erleichtert.  Ein  schlagendes  Beispiel  hierzu  gebe  die 
fallit  gewordene  Royal-British-Bank,  bei  welcher  Schwindel 
und  Missbräuche,  wie  sie  nie  ärger  bei  einem  Actienunterneh- 
men  vorgekommen.  Statt  gefunden  hätten,  trotz  der  durch 
die  englischen  Gesetze  über  Actienbanken  vom  J.  1844  erfor- 
derten Staatsgenehmigung  und  den  vielen  speciellen  Vorschrif- 
ten dieser  Gesetze,  —  Bestimmungen,  welche  die  Betheiligten 
dazu  geführt  hätten,  sich  auf  die  gesetzliche  Füi'sorge  zur 
Abwendung  aller  Missbräuche  zu  verlassen,  satt  dass  sie  selbst 
zur  rechten  Zeit  ihr  eigenes  Interesse  gewahrt  hätten^. 


2)  Protoeolle,  S.  319  fg.  (Anlage).  —  In  ähnlicher  Weise  wurde 
bei  der  Sanctionirung  des  Holland.  Handelsjiresetzbuchs  sowohl 
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Auf  diese  Gründe  gestützt  erklärten  die  Antragsteller, 
dass  sie  für  den  Fall  einer  Verwerfung:  ilires  Antrasfs  auf 
Streichung  des  Art.  181  Abs.  1  des  Preuss.  Entwurfs 
sammt  allen  dessen  Consequenzen  ihrem  Staate  das  Recht 
vorbehalten  müssten,  hier  eine  particularrechtliche  Ausnahme 
zu  statuiren,  und  das  von  ihnen  vertretene  in  Hamburg 
wohlbewährte  System  beizubehalten  ^. 

Und  in  der  Tliat  Hess  sich  das  Gewicht  dieser  Gründe 
nicht  verkennen"*,  so  wie  auch  dass  die  Mitwirkung  des  Staats 
bei  Errichtung  einer  Actiengesellschaft ,  wie  schon  Gans  be- 
merkt (s.  p.  287  a.  E.),  von  vorn  herein  ungeeignet,  dem 
sich  beim  Actienunternehmen  betheiligenden  Publicum  einen 
ausreichenden  Schutz  zu  gewähren.  Andererseits  konnte  auch 
vom  Erfordernisse  specieller  Staatsgenehmigung  um  desswil- 
len  abgesehen  werden,  weil  das  deutsche  Handelsgesetzb.  zwar 
nicht  ausdrücklich,  wohl  aber  durch  Sanctionirung  einer  Reihe 
von  Consequenzen  die  jm'istische  Persönlichkeit  der  Actien- 
gesellschaften  anerkannt.  War  sonach  die  Frage  nach  der 
Nothw^endigkeit  specieller  Genehmigung  des  einzelnen  Actien- 
vereins  lediglich  eine  Frage  der  Zweckmässigkeit,  so  kam  für 
deren  Bejahung  in  Betracht,  dass  es  sich  hier  nicht  bloss  um 
eine  im  Interesse  der  Privaten  zu  treffende  und  zu  diesem 
Zwecke  allerdings  theils  illusorische,  theils  unzureichende 
Massregel  handelte,  sondern  wesentlich  auch  um  die  unmit- 
telbare Sorge  für  das  öffentliche  Wohl,  —  um  ein  Mittel  in 
der  Hand  des  Staats,  durch  welches  dieser  in  den  Stand  ge- 
setzt Averden  sollte,  zu  verhüten,  dass  die  Geldmacht  solcher 
Gesellschaften,  wie  die  Motive  zum  Preuss.  Entwürfe  sich 
ausdrückten,  in  einer  dem  allgemeinen  Wohlstande  und  der 
Landesindustrie  nachtheiligen  Weise  verwendet  werde. 

Indessen  liess  sich  die  Nürnberger  Conferenz  auf 
eine  Erörterung  der  Gründe  für  und  wider  das  Erforderniss 
specieller  Staatsgenehmigung  nicht  ein.  Vielmehr  wurde,  wie 
die  Protocolle  (S.  314  fg.)  melden,  nach  einer  kui-zen  De- 
batte allseitig  anerkannt,  dass  bezüglich  der  Frage,  ob  die 
Errichtung  von  Actieno-esellschaften  von  der  Einholung  staat- 


innerhalb  der  General-Staaten,  wie  auch  namentlich  in  einer  Denkschrift 
der  Amsterdamer  Handelskammer  gegen  das  Princip  der  Staatsgenehmi- 
gung, wiewohl  ohne  Erfolg,  angekämpft.  S.  de  Lange,  de  societaie 
anonyma,  p.  28  sqq. — 

3)  Protocolle,  S.  314. 

4)  S.  auch  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen,  S.  289  fg. 
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liclier  Genehmigung  abhängig  zu  machen  sei  oder  nicht,  zwei 
Systeme  sich  gegenüber  stünden,  von  denen  jedes  nach  den 
in  den  verschiedenen  Staaten  bestehenden  Verhähnissen  als 
gerechtfertigt  erscheine,  "während  mit  Rücksicht  auf  die  Ver- 
schiedenheit der  örtHchen  und  staatHchen  Verhähnisse  von 
keinem  Staate  erwartet  werden  könne,  dass  er  das  nach  reifer 
Erfahrung  entsprechend  befundene  System  aufgebe,  um  sich 
das  andere  anzueignen.  Daher  einigte  man  sich,  ohne  dass 
es  einer  Abstimmung  bedurft  hätte,  dahin,  der  Particular- 
Gesetzgebung  bezügUch  der  Wahl  zwischen  diesen  beiden 
Systemen  nicht  vorzugreifen,  und  in  diesem  Sinne  einen  Satz 
in  das  Gesetz  aufzunehmen. 

Zu  diesem  Zwecke  geschah  denn  ein  doppelter  Vorschlag 
einer  anderweitigen  Fassung  des  Art.  181  Abs.  1  des  Preuss. 
Entwurfs. 

Nach  dem  einen  sollte  derselbe  dahin  lauten: 
„Inwieferne  die  Errichtung  einer  Actiengcsellschaft  der 
„landesherrlichen  Genehmigung  bedarf,  ist  in  besondem 
„Gesetzen  bestimmt;" 
wogegen  von  anderer  Seite  die  Fassung  vorgeschlagen  wurde: 
„Actiengesellschaften    können    nur    mit  landesherrlicher 
„Genehmigung   errichtet  werden,   wenn   und   soweit   die 
„Reo-ieruno;   eines   Landes   die  Einholung   einer   solchen 
„Genehmigung  allgemein  oder  in  einem  einzelnen  Falle 
„verlangt." 
Doch  wurde    gegen    diese  Fassungsvorschläge   eingewendet, 
das  System,  wonach  Staatsgenehmigung  erfordert,  und  das- 
jenige ,    wonach   sie  nicht   erfordert  werde ,    verlangten   zum 
Theile  andere  Bestimmungen,  aus  welchem  Grunde  denn  der 
Entwurf  bei  Festsetzuno-  der  Vorschi'iften  über  Actiengesell- 
Schäften  nothwendig  von  dem  einen  oder  dem   anderen  aus- 
gehen müsse.     In  diesem  Sinne  trug  nun  der  Referent  dar- 
auf an,   das  System  des  Preuss.  Entwurfs  bei  Berathung 
und  Beschlussfassung  über  die  die  Actienvereine  betreffenden 
Bestimmungen  festzuhalten  und  am  Schlüsse  des  Titels  einen 
allgemeinen  Satz  in  das  Gesetz  aufzunehmen,  wonach  es  der 
Landesgesetzsfcbung  vorbehalten  bleibe  zu  bestimmen,  dass  es 
der  staatlichen  Genehmigung  zur  Errichtung  von  Actiengesell- 
schaften überhaupt  oder  doch  einzelner  Arten  derselben  nicht 
bedürfe,  —  ein  Antrag,  der  zum  Beschlüsse  ei'hoben  ward'*. 


5)  Protocolle,  S.  315  fg.  u.  S.  371  a.  E.  fg. 
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ö" 


So  finden  wir  denn  in  dem  von  der  Redactionscommis- 
sion  auf  Grundlage  der  in  erster  Lesung  gefassten  Beschlüsse 
ausgearbeiteten  Entwürfe  den  Art.  181  Abs.  1  des  Preuss. 
Entwurfs  mit  der  Modification  wieder,  dass  an  die  Stelle 
der  landesherrlichen  die  staatliche  Genehmigung  getre- 
ten ist  (Art.  186): 

„Actiengesellschaften  können  nur  mit  staatlicher  Geneh- 

„migung  errichtet  werden"; 
daneben  aber  einen  weiteren  Artikel  des  Inhalts  (Art.  227): 

„Den  Landesgesetzen  bleibt  vorbehalten  zu  bestimmen, 

„dass   es   der   staatlichen   Genehmigung  zur  Errichtung 

„von  Actiengesellschaften  im  Allgemeinen  oder  von  ein- 

„zelnen  Arten  derselben  nicht  bedarf." 
Der  erstere  Artikel  gieng  unverändert  in  den  Entwurf  zweiter 
(Art.  194)  und  dritter  Lesung  (Art.  208)  über,  während  der 
letztere  bereits  in  zweiter  (Art.  235),  und  dann  in  dritter  Le- 
sung (Art.  249)  einen  Zusatz  erhielt,  dessen  nächster  Zweck 
es  war,  die  Abweichungen  vom  Gesetze  zu  bezeichnen,  welche 
dann  eintreten,  wenn  nach  Massgabe  der  Particulargesetzge- 
bung  zur  Errichtung  einer  Actiengesellschaft  Staatsgenehmi- 
suno:  nicht  erfordert  ist. 

Man  hat  hier  die  Anlage  des  deutschen  Handelsge- 
setzbuchs getadelt  und  dieselbe  als  das  Ergebniss  eines 
logisch  unrichtio-en  Verfahrens  bezeichnet. 

Das  Erforderniss  staatlicher  Genehmigung,  sagt  man, 
gehört  auch  nach  diesem  Gesetzbuche  nicht  zu  den  gemein- 
schaftlichen Erfordernissen  der  Actiengesellschaft,  sondern 
erscheint  als  ein  Postulat  der  Particulargesetzgebungen,  da 
das  Gesetzbuch  die  Actienvereine  als  solche  ohne  Staatsge- 
nehmigung anerkennt,  wo  dieselbe  nicht  durch  das  einschlä- 
gige Particulargesetz  erfordert.  Sonach  hätte  man  zunächst 
die  Vorschriften  über  Actiengesellschaften  ganz  ohne  Rück- 
sicht auf  die  staatliche  Genehmigung  geben  und  dann  in 
einem  Schlussartikel  bestimmen  sollen,  dass  es  der  Landes- 
gesetzgebung vorbehalten  bleibe,  die  Nothwendigkeit  staat- 
licher Genehmigung  zur  Errichtung  von  Actiengesellschaften 
überhaupt  oder  von  einzelnen  Arten  derselben  vorzuschreiben, 
unter  Bezeichnung  der  Consequenzen  einer  solchen  Anord- 
nung *". 


6)  Goldschmidt,  Gutachten  über  den  Entwurf  eines  deutschen 
Handelsgesetzbuchs  in  der  Zeitschr.  f.  das  gesammte  Handels- 
recht, Beilage-Heft  zu  Bd.  HI.  S.  87  fg. 
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Lässt  sich  nun  zwar  nicht  leugnen,  class  das  all  gem. 
deutsche  Handelsgesetzbuch  in  dieser  Weise  an  Ueber- 
sichtlichkeit  gewonnen  haben  würde,  so  hätte  hierbei  dagegen 
der  Sinn  der  Mehrheit  der  Nürnberger  Versammlung 
seinen  ■  richtigen  Ausdruck  nicht  erhalten.  Denn  es  gieng 
diese  Absicht  dahin,  das  Erforderniss  staatlicher  Genehmigung 
eines  jeden  Actienvereins  als  Regel  aufzustellen,  wogegen 
man  auf  Antrag  der  Abgeordneten  Hamburgs  zugab,  dass 
diese  alloremeine  Regel  in  dem  Sinne  keine  absolut  verbind- 
liehe  sein  solle,  dass  es  den  Landesgesetzen  vorbehalten  bleibe, 
ihr  in  Ansehuno;  aller  Actieno-esellschaften  oder  einzelner 
Arten  derselben  zu  derogiren.  Es  war  demnach  eine  Art  von 
cassatorischer  Clausel,  welche  das  deutsche  Handelsge- 
setzbuch hier  aufnahm,  und  daher  consequent  und  nicht 
unlogisch,  wenn  es  bei  Aufstellung  seiner  einzelnen  Bestim- 
mungen über  Actiengesellschaften  von  dem  ano-enommenen 
Principe  der  nöthigen  Staatsgenehmigung  ausgieng,  während 
es  andererseits  den  P\ill  vorsah  und  regelte,  dass  die  einzelne 
Landesgesetzgebung  jenes  Erforderniss  beseitigt. 

Ist  sonach  die  Regel  des  allg.  deutschen  Handels- 
gesetzbuches die,  dass  Actiengesellschaften  nur  mit  staat- 
licher Genehmigung  errichtet  w^erden  können  (Art.  208  Abs.  1) 
und  vor  Erlangung  derselben  als  solche  nicht  bestehen  (Art.  2 11), 
so  bleibt  es  dagegen  den  Landesgesetzen,  wie  bereits  bemerkt, 
vorbehalten,  zu  bestimmen,  dass  es  einer  solchen  Genehmi- 
gung zur  Errichtung  von  Actiengesellschaften  im  Allgemeinen 
oder  von  einzelnen  Arten  derselben  nicht  bedarf  (Art.  249), 
ein  Vorbehalt,  von  welchem  unter  den  bisher  erlassenen  Ein- 
führungsgesetzen das  Grossh.  Badische  bereits  Gebrauch 
gemacht.     Dasselbe  bestimmt  nämlich  (Art.  32): 

„Zur  Gründung  von  Actiengesellschaften  (oder  Comman- 
„ditgesellschaften  auf  Actien)  ist  Staatsgenehmigung  in 
„der  Regel  nicht  erforderlich. 

,, Ausnahmsweise  ist  sie  für  solche  Gesellschaften  dann 
,,nothwendig,  wenn  dieselben  Bank-  und  Creditgeschäfte, 
„Sach-  oder  Lebensversicherungen  einschliesslich  der 
„Leibrentenverträge  zum  Gegenstande  ihres  Unterneh- 
„mens  machen  wollen;" 
Bestimmungen,  welche  im  Commisslonsberichte  der  ersten 
Kammer'',  dem  auch  der  Bericht  der  Commission  der  zweiten 

7)  Erstattet  durch  Jolly  (Beilage  no.  233  zum  Protocolle  der  8ten 
Sitzung  vom  2-1.  Febr.  1862). 
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Kammer  beitrat,  dadurcli  motivirt  wurden,  dass  während 
einerseits  jede  ii-gend  entbehrliche  Hemmung  des  Privatver- 
kehrs als  schädlich  zu  vermeiden,  andererseits  die  Zahl  der 
Leichtgläubigen  ausserordentlich  gross  sei,  welche  die  Be- 
theiligung an  einer  durch  die  Regierung  genehmigten  Gesell- 
schaft ohne  alle  weitere  Untersuchung  für  unbedenklich  hiel- 
ten, aus  welchem  Grunde  denn  das  Erforderniss  staatlicher 
Genehmigung  nur  da  gerechtfertigt  sei,  wo  wegen  der  beson- 
deren Beschaffenheit  des  Geschäftsbetriebs  einer  Gesellschaft 
aus  unrichtiger  und  misolider  Leitung  desselben  nachtheilige 
Folgen  für  den  Volkswohlstand  überhaupt  zu  besorgen  seien. 
Für  den  Fall  dagegen,  dass  es  bei  der  Regel  des  Allg, 
deutschen  Handelsgesetzbuchs  verbleibt  oder  dass  doch 
nach    Massgabe    der    einschlao-enden    Particularo;esetz2:ebun2: 

o  o  o  Ä  o 

zur  Errichtunof  gewisser  Actienojesellschaften  staatliche  Ge- 
nehmigung  erfordert,  wurde  in  der  Nürnberger  Conferenz 
anerkannt,  dass  hier  zunächst  die  Genehmigung  der  Staats- 
reoieruno;  2;emeint  sei,  dass  aber  die  Fras'C,  welche  Organe 
der  Staatsgewalt  zur  Ertheilung  dieser  Genehmigung  berech- 
tigt  seien,  oder  ob  und  inwieferne  auch  die  verschiedenen 
Factoren  der  Gesetzgebung  hierzu  mitzuwirken  hätten,  nach 
dem  Staatsrechte  jedes  einzelnen  Staats  zu  entscheiden  sei^. 
Hiernach  ist  denn  nach  den  Einführung sgesetzen 
von  Preussen  (Art.  12  §.  1),  Nassau  (§.  9),  Bayern  (Art. 
39),  Grossh.  Hessen  (Art.  31),  Schwarzburg-Sonders- 
hausen (§.  21),  Sachsen-Meiningen  (§.  20),  Waldeck- 
Pyrmont  (§.  9),  Anhalt-Bernburg  (Art.  10  §.  1),  welche 
es  bei  der  vom  Allg.  deutschen  Handelsgesetzbuche 
aufgestellten  Regel  belassen,  zur  Errichtung  von  Actien- 
vercinen  landesherrliche  Genehmigung  nöthig,  nachdem 
Coburg,  Einführungs-G.  Art.  18  diejenige  der  Staats- 
regierung, während  nach  dem  Grossh.  Badischen  Ein- 
führungsgesetze (Art.  32)  die  hier  nur  ausnahmsweise  er- 
forderte Staatsgenehmigung  von  dem  Handelsministerium 
ertheilt  wird^. 

§.  33. 

Die  Einholung  der  Staatsgenehmigung;  deren  Ertheilung 
und  Bedeutung. 

Die  zur  Errichtung  einer  Actiengesellschaft  erforderliche 

Staatsgenehmigung  setzt  selbstverständlich  ein  auf  deren  Er- 

8)  ProtocoUe,  S.  1038.  — 

9)  Keine  Bestimmung  über  das  hier  competente  Organ  der  Staatsge- 
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theilung  gerichtetes  Gesuch  voraus,  welches  der  Natur  der 
Sache  nach  von  dem  oder  den  Gründern  oder  auch  von  den- 
jenigen auszugehen  hat,  welche  die  constituirende  Versamm- 
luno;  der  Actienzeichner  damit  beauftragt. 

Das  Gesuch  ist  durch  Mittheilung  von  Zweck,  Mitteln, 
Namen  und  Organisation  des  projectirten  Actienvcreins  zu  be- 
gründen, zu  welchem  Behufe  die  Statuten  oder  der  Statuten- 
Entwurf  der  Staatsbehörde  vorzulegen  sind. 

So  verlangt  das  Russische  Reo-lement  v.  J.  1836 
Art.  50  ausdrücklich,  dass  dem  Gesuche  um  Ertheilung  der 
Staatsgenehmigung  ein  Entwurf  der  Statuten  beigelegt  werde; 
das  Holländische  Handelsgesetzbuch  Art.  36  aber  die 
Einsendung  des  Acts  der  Errichtung  der  Gesellschaft  oder 
eines  Entwurfs  desselben  an  den  König,  das  Solothurnische 
Civil gesetzbuch  §.  1218  die  Vorlage  der  Statuten  an  den 
Eegierungsrath,  das  Oesterreich.  Vereinsgesetz  von  1852 
§.  8  endlich,  dass  das  Gesuch  um  die  Bewilligung  zur  Er- 
richtung eines  Vereins  den  Plan  des  Unternehmens  mit  mög- 
lichster Vollständio;keit  darlege  und  mit  allen  hierzu  nöthigen 
Belegen,  wozu  insbesondere  die  Gesellschaftsverträge  und 
Statuten  gehörten,  belegt  sei.  In  demselben  Sinne  bestimmt 
das  Preussische  Gesetz  vom  9.  Nov.  1843  §.1,  dass  der 
Gesellschafts- Vertrag  (das  Statut)  zur  landesherrlichen  Ge- 
nehmigung vorzulegen,  während  nach  dem  Bernischen  Ge- 
setze V.  1860  Art.  3  die  Statuten  in  einem  dem  Originale 
gleichlautenden  Doppel  der  competenten  Staatsbehörde  mit 
dem  Gesuche  um  Ertheiluno;  der  staatlichen  Genehmigung 
eingereicht  werden  müssen. 

Die  durch  die  Natur  der  Sache  gebotene  Vorlage  der 
Statuten  erfordert  an  und  für  sich  keine  bestimmte  Form  der 
Urkunde,  in  welcher  dieselben  enthalten,  ja  nicht  einmal,  dass 
diese  Urkunde  eine  Beweisurkunde  sei.  Dies  gilt  selbst  in 
dem  Falle,  dass  der  Bestand  der  Actiengesellschaft  durch  die 
Aufnahme  eines  öffentlichen  Instruments  über  Errichtung 
und  Inhalt  der  Statuten  bedingt,  dessen  Kosten  so  lange  ver- 
mieden werden  können,  als  die  Entstehung  des  projectirten 
Vereins  wegen  möglicher  Verweigerung  der  Staatsgenchmi- 
gung  unsicher  ist  ^ 


walt  enthalten  das  K.  Sächsische,  Frank furt'sche  u.  Oesterreich. 
Einführungs-Gesetz. 

Ij  Holtius,  Vtturlezingen,  I.  p.  133  a.  E.  — 
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Anders  verhält  es  sich  nun  allerdings  nach  manchen 
Landesgesetzgebuno-en. 

O  ö  O 

So  muss  nach  dem  Russischen  Reglement  vom  J. 
1836  Art.  50  der  dem  Gesuche  um  Ertheilung  der  Staatsge- 
nehmigung beizulegende  Statuten -Entwurf  mit  den  Unter- 
schriften der  Gründer  versehen  sein. 

So  soll  nach  dem  Bernischen  Gesetze  v.  1860  Art. 
3  der  Vertrag  über  die  zu  bildende  Gesellschaft  (die  Sta- 
tuten) schriftlich  abgefasst  und  dann  seinem  ganzen  In- 
halte nach  in  dem  amtlichen  Blatte  des  Cantons  veröffentlicht 
werden,  während  nach  erfolgter  Verschreibung  der 
Gesellschaftsstatuten  dieselben  in  einem  dem  Origi- 
nale gleichlautenden  Doppel  der  Staatsbehörde  vorzule- 
gen sind. 

Ebenso  sind  im  Sinne  des  Preussischen  Gesetzes 
vom  9.  Nov.  1843  (§§.  1  u.  2)  die  gerichtlich  oder  notariell 
aufgenommenen  oder  vollzogenen  Statuten  zur  landesherrli- 
chen Bestätigung  vorzulegen,  so  wie  auch  nach  dem  Allg. 
deutschen  Handelsgesetzbuche  (Art.  208)  die  Vorlage 
der  gerichtlichen  oder  notariellen  Urkunde,  die  über  Errich- 
tung und  Inhalt  der  Statuten  aufzunehmen,  zum  Zwecke  der 
Erlangung  der  staatlichen  Genehmigung  als  geboten  er- 
scheint. Denn  drückt  sich  auch  dieses  Gesetzbuch  dahin  aus: 
„Actiengesellschaften  können  nur  mit  staatlicher  Ge- 

„nehmigung  errichtet  werden. 

„Ueber    die   Errichtung    und  den   Inhalt  des   Gesell- 

„schaftsvertrags  {Statuts)  muss  eine  gerichdiche  oder  no- 

„tarielle  Urkunde  aufgenommen  werden;" 
ohne  dass  ausdrücklich  gesagt  wäre,  dass  die  Vorlage  eines 
solchen  Instruments  zur  Einholung  der  Staatsgenehmigung 
nöthig,  so  ergiebt  sich  doch  aus  den  Verhandlungen  der 
Nürnberger  Conferenz,  dass  es  mit  im  Sinne  jenes  Arti- 
kels lag,  die  Formen  für  jene  Einholung  zu  bestimmen  -. 

Ist  mit  dem  Gesuche  um  Ertheilung  der  Staatsgeneh- 
migung den  vorstehenden  Ausführungen  zufolge  die  Vorlage 
der  Statuten  des  projectirten  Actienvereins  zu  verbinden,  so 
gilt  das  Nämliche  an  und  für  sich  nicht  von  den  Actienzeich- 
nungen.  Vielfach  kömmt  es  sogar  vor,  dass  die  Staatsge- 
nehmigung eingeholt  wird,  ehe  und  bevor  das  anfängliche 
Grundcapital  gezeichnet,  ja  zu   dessen  Zeichnung  aufgefor- 


2)  Protocolle,  S.  317. 
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clert  worden,  indem  das  Vertrauen  des  Publicums  in  das  be- 
absichtigte Actienunternehmen  durch  jene  Concession  be- 
gründet werden  soll;  —  ein  Verfahren,  welches  mit  der 
später  zu  besprechenden  Verpflichtung  des  Staats,  den  Beleg 
der  Herstellung  des  angegebenen  Stammcapitals  zu  fordern, 
in  der  Art  sich  vereinigen  lässt,  dass  die  Staatsgenehmigung 
unter  der  Bedingung  dieses  Nachweises  ertheilt  wird. 

Ein  derartijTes  Verfahren  ist  aber  auch  nach  dem  Allo;. 
deutschen  Handelsgesetzbuche  nicht  ausgeschlossen. 
Denn  verlangt  dasselbe  (Art.  208)  zur  Actienzeichnung  eine 
schriftliche  Erklärung,  während  besagter  Artikel,  wie  schon 
früher  bemerkt,  mit  die  Formen  zur  Einholung  der  Staatsge- 
nehmigung bestimmen  sollte,  so  ist  dessenungeachtet  damit 
eine  nachträgliche  Vorlage  der  Actienzeichnungen  nicht  aus- 
geschlossen. 

Anders  verhält  es  sich  dagegen  nach  französischem 
Rechte,  nach  welchem  eine  instruction  ministh'ielle  vom 
22.  October  1817  eingehende,  auch  in  anderer  Hinsicht  von 
den  entwickelten  Grundsätzen  abweichende  Bestimmungen 
über  die  Form,  in  welcher  die  zur  Errichtung  einer  Actien- 
gesellschaft  nöthige  Genehmigung  des  Staatsoberhaupts  ein- 
zuholen, in  folgenden  Worten  giebt: 

„Les  individus  qui  veulent  former  une  socUte  anonyme 
„adressent  leur  petition  au  prSfet  de  leur  dejyartement  et  ä 
„Paris  au  prefet  de  police. 

„La  petition  est  signee  par  tous  les  actioiinaires,  ä  moins 
„que  l'acte  social  par  eux  sotiscrit  ne  contienne  une  dele- 
„gation  et  un  pouvoir  ä  cet  effet  ä  un  ou  plusieurs  d'entre 
„eux. 

„Lorsque  la  societe  a  pour  ohjet  une  exploitation  placee 
„dans  im  autre  departement  que  le  siege  de  son  administra- 
„tion,  la  Petition  adressee  au  prefet  du  domicile  oü  eile 
„s'etahlit,  est  communiquSe  par  les  parties  au  prefet  du 
„Heu  de  l'exploitation. 

„La  petition  nest  pas  admise,  si  eile  n'est  accompagnee 
„de  l'acte  public  constituant  la  societe  et  contenant  Ven- 
„gagement  des  associes  en  teile  forme,  que  leur  mise  so- 
„ciale  ou  leur  promesse  de  la  fournir  soit  ferme  et  irre- 
„vocahle,  sous  la  seule  condition  que  Vapprohation  de  S.  M. 
„sera  accordee. 

„Les  Statuts  pour  Vadministration  sociale  seront  pro- 
„duits  en  meme  tems  que  l'acte  constitutif  et  peuvent  en 


304  Die  Staatsgenelimigung'. 

„faire  j^CLrtie,  S'ils  sont  separes  et  qu'ils  ne  soient  remis 
„d'ahord  que  sous  seing  prive,  ils  doivent  etre  signes  de 
„tous  les  Interesses  et  contenir  soumission  de  rediger  le 
„tout  en  acte  ijuhlic,  lorsqite  le  ministre  de  l'intSrieur^  le 
„requerra.  L' ordonnance  d'approhation  n'est  prSsentee  ä 
„la  signature  du  roi  que  sur  le  vic  de  l'acte  public. 

„Une  copie  simple  des  actes  publics  doit  etre  remise  en 
„meme  tems  pour  rester  deposh  dans  les  bureaux  du  mi- 
„nistere. 

„Les  actes  sociaux  doivent  enoncer: 
„L'affaire  ou  les  affaires  que  la  societe  se  propose  cVentre- 
„prendre,  et  la  designation  de  celui  de  leurs  objets  qui  lui 
„servira  de  denomination;  le  domicile  social;  le  tems  de  sa 
„durSe;  le  montant  du  capital  que  la  sociStS  devra  posse- 
„der;  la  maniere  dont  il  sera  forme  soit  par  des  sousctip- 
„tions  personnelles  fixes  ou  transmissibles,  soit  en  actions  ä 
„ordre  ou  au  porteur;   les   delais   dans  lesquels  le  capital 
„devra  etre  realise  et  le  mode  d'administration." 
Der  Beschluss   über  Ertheilung  oder  Verweigerung  der 
staatlichen  Genehmio-ung  ist  selbstverständlich  erst  nach  vor- 
ausgegangener   causae  cognitio  zu  fassen ,   deren  Gegenstand 
nur  wenige  Gesetzgebungen,  und  diese  auch  meist  in  unvoll- 
ständiger Weise,  bestimmen. 

So  soll  nach  dem  Russischen  Reglement  v.  J.  1836 
Art.  53  u.  13  die  staatliche  Prüfung  auf  die  Uebereinstim- 
muno;  des  Statuten-Entwurfs  mit  den  allgemeinen  Gesetzen 
und  mit  den  Anordnungen  des  Reglements  selbst,  auf  die 
Gewährleistung  der  Rechte  und  Interessen  der  Actionäre,  und 
der  Rechte  Dritter,  so  wie  endlich  darauf  sich  beziehen,  ob 
der  Gesellschaftszweck  ein  augenscheinlich  unmöglicher  oder 
den  Gesetzen,  der  guten  Sitte  oder  öffentlichen  Ordnung  zu- 
widerlaufender ist  und  ob  derselbe  endlich  die  Interessen  des 
Staatsschatzes  oder  der  Industrie  gefährdet. 

Nach  dem  Holländisch.  Handelsgesetzbuche  Art. 
37  wird  die  Könio-liche  Bewillisfuno;  ertheilt,  wenn  die  Ge- 
Seilschaft  nicht  mit  den  ejuten  Sitten  oder  der  öffentlichen 
Ordnung  in  Widerspruch  tritt,  und  deren  Statuten  den  Be- 
stimmungen des  Gesetzbuchs  (Art.  38 — 55)  entsprechen. 


3)  Seit  der  Ordonnance  vom  20.  Januar  1828  Art.  1  der  Minister 
des  Handels  und  Ackerbaues. 
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Nach  dem  Zürcher  Civilgesetzbuche  §.  22  bezieht 
sich  die  staathche  Prüfung: 

„auf  den  Zweck  der  Actiengesellschaft  und  auf  die  Soli- 
„dität  der  Unternehmung.    Ergiebt  sich,  dass  die  öfFent- 
„liche  Wohlfahrt  oder  der  Credit  durch  dieselbe  gefähr- 
„det  würde,  so  ist  die  Genehmigung  zu  versagen. 
Nach  dem   Solothurnischen  Civilgesetzbuche  §.  1218 
Abs.  2  soll  die  verlangte  Staatsgenehmigung  ertheilt  werden: 
„wenn  die  Gesellschaft  sich  ausweist,   dass   sie  genug- 
„sarae  öconomische  Kräfte  besitze  und  ihre  innere  Ein- 
„richtung  gehörig  geordnet  sei;" 
während  nach    dem   Oesterreich.   Vereinsgesetze  v.   J. 
1852  §.  14  die  Bewilligung  zur  Errichtung  eines  Vereins  nur 
dann  ertheilt  werden  kann,  wenn: 

„a)  der  Zweck  des  Vereins  erlaubt  ist,  und  nach  dem 
„Gesetze  der  Gegenstand  eines  Vereins  sein  darf; 

„b)  die  Bewilligungswerber  nach  ihren  persönlichen 
„Verhältnissen,  und  avo  es  nöthig  ist,  auch  nach  ilu-en 
„Vermögens-Umständen,  für  die  aufrechte  Ausführung 
„des  Unternehmens  Beruhigung  gew^ähren  oder  wenig- 
„stens  kein  gegründetes  Bedenken  wegen  Verfolgung  un- 
„ erlaubter  Nebenzwecke  obwaltet,  und 

„c)  wenn  der  Plan  des  Unternehmens  und  dessen  Be- 
„lege  den  gesetztlichen  Anforderungen  und  den  eintre- 
„tenden  öffentlichen  Kücksichten  entsprechen." 
Am  vollständigsten  drückt  sich  jedoch  auch  hier  wieder  die 
oben  ang-ezoo-ene  französische  Ministerial-Instruction 
vom  22.  October  1817  aus.  Nachdem  dieselbe  nämlich  be- 
stimmt: 

„Elle  (la  loi)  s'est  donc  rherve  de  constater: 
„Qu'une  teile  societS  n'est  pas  un  piege  tendu  ä  la  crS- 
„dulite; 

„Que  l'objet  de  la  speculation  est  licite  et  rSel;  qii'il 
„existe  non  un  vain  prospectiis  sur  une  idie  sans  consis- 
„tance,  mais  dejä  un  acte  social,  xm  fonds  d'engagement 
„qui  assure  V entreprise ,  des  actionnaires  veritahles  et  non 
„simplement  des  associh  fictifs  qui  ne  ßgureraient  en  appa- 
„rence  que  pour  provoquer  des  engagemens  rSels; 

„Que  les  capitaux  ^inonces  existent  effectivement  ou  que 
„le  versement  en  est  sufß.samment  assurS; 
„Qu'ils  sont  proportionnes  ä  l' entreprise: 
„Que  les  Statuts  qui  en  etablissent  l'administrationoffrent 

licnaud,  Aiiicnyefivllsch.  20 
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„aux  associes  wie  garantie  7norale,  et  en  tout  cas  des 
„moyens  de  surveillance  et  Vexercice  des  droits  qui  leurap- 
„partiennent  sur  Vemploi  de  leurs  deniers",  wird  verordnet : 

„1*^.  Les  prefets  des  departemens,  et  le  prefet  de  police 
„ä  Paris,  transmettent  la  petition  ä  eux  adressee,  et  les 
„pieces  precedemment  indiquSes,  au  ministre  secretaire  d'etat 
„de  rinterieur.  Ils  y  joignent  leur  avis,  informations 
„prises  sur  les  points  ci-apres:  En  p>remier  Heu,  si  l'en- 
„treprise  n'est  pas  contraire  aux  lois,  aux  moeurs,  ä  la 
„bonne  foi  du  commerce  et  au  hon  ordre  des  affaires  en 
„g^neral;  ou  si  eile  ne  präsente  pas  quelque  vice  qui  en 
„rende  le  succes  improhahle,  et  la  proposition  ä  des  action- 
„naires  inconvenante; 

„En  second  Heu,  sur  les  qualites  et  la  77ioralitS  des  sou- 
„scrijyteurs,  particulierement  dans  le  cas  pyx'vu  no.  3,  pa- 
„ragraplie  precSdeiit,  ou,  des  iritiressh  pour  le  quart  du  ca- 
„pital  ä  rSunir  sont  seuls  connus  et  doivent  rechercher  des 
„coassocih,  et  specialement  sur  le  personnel  des  administra- 
„teurs,  s'ils  sont  designes;  —  En  troisihne  Heu,  sur  la  suf- 
„flsance  des  moyens  des  souscripteurs ,  de  maniere  ä  s'as- 
„surer  qu'ils  sont  en  etat  de  rcaliser,  soit  ä  l'ouverture  de 
„la  sociiHf},  soit  aux  termes  p)rescrits,  la  mise  pour  laquelle 
„ils  entendent  s'i)it^resser. 

„2*^.  Les  pieces  produites  et  les  avis  des  prefets  doivent 
„mettre  le  ministre  de  l'interieur  en  Stat  de  reconnaitre: 
„en  premier  Heu,  si  les  conditiotis  de  Vacte  social  et  des 
„Statuts  sont  conformes  aux  lois,  particulierement  aux  Art. 
„21,22  suiv.  jusqu'ä  40  c.comm.,  et  si  les  regles  indiquSes 
„par  la  presente  instruction  ont  ete  suivies;  —  En  second 
„Heu,  si  Vohjet  de  la  societe  est  licite;  En  troisihne  Heu, 
„si  le  capital  est  süffisant,  s'il  est  assurS,  pri7icipale7nent 
„quand  une  pa7'tie  ne  doit  etre  fournie  que  successivemenf, 
„et  si  e7i  ce  cas  lajjortion  reelleme7it  versee  offre  assez  de  garan- 
„tie; — En  quatHeme  Heu,  si  dans  les  Statuts  relatifs  ä  la 
„gestion,  ä  la  reddition  des  comptes ,  au  partage  des 
„hSnSfices  ou  pertes,  les  intt^rets  et  les  droits  de  tous  les 
„memhres  de  la  societe  sont  garantis  convenahleme7it  et 
„dans  toute  Vetendue  que  comporte  une  societe  sans  7'espon- 
„sahilitS  personnelle;  —  Enfin,  si  l'admi7iist7'atio7i  delaso- 
„cietS  offre  les  garanties  inorales  qui  importent  aux  int^- 
„resst'S  et  au  public." 
Gehen  wir  näher  auf  den  Gegenstand  der  staatlichen  Prii- 
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fung,  von  deren  Ergebniss  die  Ertheilung  oder  Verweigerung 
der  nachgesuchten  Staatsgenehraigung  abhängt,  ein,  so  muss 
sich  dieselbe,  abgesehen  von  der  Form  der  Vorlage,  der  Na- 
tur der  Sache  nach  auf  dreierlei  erstrecken,  nämlich  auf 
Zweck,  Statuten  und  Grundcapital  des  projectirten  Actien- 
vereins. 

In  Ansehung  des  Zwecks  der  Gesellschaft  ist  nicht  allein 
zu  untersuchen,  ob  derselbe  ein  erlaubter,  mit  der  Sittlich- 
keit und  öffentlichen  Ordnung  nicht  im  Widerspruche  stehen- 
der ist^,  sondern  ob  er  nicht  geeignet,  die  öffentliche  Wohl- 
fahrt zu  gefährdend 

Was  aber  die  Statuten  anbetrifft,  so  ist  einerseits  deren 
Vollständigkeit,  andererseits  deren  Uebereinstimraung  mit  den 
absolut  gebietenden  und  verbietenden  Gesetzes-Vorschriften 
zu  prüfen.  — 

In  Ansehung  der  Vollständigkeit  der  Statuten  versteht 
es  sich  nun  von  selbst,  dass  dieselben  so  lange  nicht  zu  be- 
stätigen, beziehungsweise  die  projectirte  Gesellschaft  so  lange 
nicht  zu  genehmigen,  als  jene  nicht  den  Inhalt  enthalten,  wel- 
cher zum  Bestände  eines  Actienvereins  wesentlich  (S.  §.  28). 
Indessen  verlangen  manche  Gesetze  Behufs  der  staatlichen 
Genehmigung  eine  grössere  Vollständigkeit  der  Statuten 
als  zu  jenem  Zwecke  an  und  für  sich  erforderhch.  Dies 
thun  insbesondere  die  oben  ausgeschriebene  französische  Mi- 
nisterialverordnung  vom  22.  October  1817,  das  Russische 
Reglement  v.  1836  Art.  50  und  das  Allgem.  deutsche 
Handelsgesetzbuch,  welches  letztere  (Art.  209)  anordnet: 
„Der  Gesellschaftsverti*ag,  dessen  Genehmigung  erfol- 
„gen  soll,  muss  insbesondere  bestimmen: 

„1.  die  Firma  und  den  Sitz  der  Gesellschaft; 
„2.  den  Gegenstand  des  Unternehmens; 
„3.  die   Zeitdauer  des  Unternehmens,   im   Falle   das- 
„selbe  auf  eine  bestimmte  Zeit  beschränkt  sein  soll; 

„4.  die  Höhe  des  Grundcapitals  und  der  einzelnen  Ac- 
„tien  oder  Actienantheile; 

„5.  die  Eigenschaft  der  Actien,  ob  sie  auf  Inhaber 
„oder  auf  Namen  gestellt  werden  sollen,  ingleichen  die 
„etwa  bestimmte  Zahl  der  einen  und  der  anderen  Art, 
„sowie  die  etwa  zugelassene  Umwandlung  derselben; 


4)  So  sagt  der  Würtemberg.  Entwurf  Art.  245. 

5)  Bluntschli,  Erläuterung,  zum  Zürcher  Gesetzb.  §.  22  no.  2. 

20* 
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„6.  die  Grundsätze,  nach  welchen  die  Bilanz  aufzu- 
„nehmen  und  der  Gewinn  zu  berechnen  und  auszuzah- 
„len  ist,  so  wie  die  Art  und  Weise,  wie  die  Prüfung  der 
„Bilanz  erfolgt; 

„7.  die  Art  der  Bestellung  und  Zusammensetzung  des 
„Vorstandes  und  die  Formen  für  die  Legitimation  der 
„Mito-lieder  desselben  und  der  Beamten  der  Gesell- 
„Schaft; 

„8.  die  Form,  in  welcher  die  Zusammenberufung  der 
„Actionäre  geschieht; 

.,9.  die  Bedingungen  des  Stimmrechts  der  Actionäre 
„und  die  Form,  in  welcher  dasselbe  ausgeübt  wird ; 

„10.  die  Gegenstände,  über  welche  nicht  schon  durch 
„einfache  Stimmenmehrheit  der  auf  Zusammenberufung 
„erschienenen  Actionäre,  sondern  nur  durch  eine  grössere 
„Stimmenmehrheit  oder  nach  anderen  Erfordernissen  Be- 
„schluss  gefasst  werden  kann; 

„11.  die  Form,   in  welcher  die  von  der  Gesellschaft 
„ausgehenden    Bekanntmachungen   erfolgen,    so  wie  die 
„öffentHchen  Blätter,   in  welche  dieselben  aufzunehmen 
„sind," 
Ist  nun  der  Sinn  dieser  Anforderungen,  wie  sie  das  AI  lg. 
deutsche  Handelsgesetzbuch  und  die  oben  angezogenen 
Verordnungen  an  den  Inhalt  der  Statuten  stellen,   der,   dass 
so  lange  diese  denselben  nicht  entsprechen,   das  Gesuch  um 
Ertheilung    der    Staatsgenehmigung    zu    deren    Vervollstän- 
digung oder  Berichtigung  zurückzugeben  ist^,  so  hat  sich  die 
staatliche  Prüfung  ferner  darauf  zu  beziehen,  ob  die  vorge- 
legte Gesellschaftsregel  nicht  in  der  einen  oder  anderen  Be- 
ziehung im  Widerspruche  mit  absoluten  Gesetzesvorschriften 
steht,   wie  z.  B.  wo  das  Allgem.  deutsche  Handelsge- 
setzbuch gilt,   mit  Art.  217  desselben,   wonach  Zinsen  von 
bestimmter  Höhe  oder  Dividenden- Vertheilungen  nach  halb- 
jährigen  Bilanzen   den  Actionären   nicht  zugesichert   werden 
dürfen,  oder  mit  Art.  222,  laut  welchem  die  Ausgabe  von  In- 
haber-Actien  vor  Einzahlung  des  ganzen  Nominalbetrags  un- 
tersagt. 

Dass  es  auch  hier  der  Staatsgewalt  obliegt,  die  nachge- 
suchte Genehmigung  so  lange  zurückzuhalten,  bis  eine  ent- 
sprechende Aenderung  der  Statuten  geschehen,    ist   in  der 


6)  ProtocoUe,  S.  1038  verb.  mit  S.  326. 
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Natur  der  Sache  begründet,  wogegen  allerdings  die  Frage 
entsteht,  in  welcher  Weise  die  Aenderungen  oder  Vervoll- 
ständigungen vorzunehmen,  welche  nöthig  sind,  um  die  Ver- 
einsregel mit  den  Gesetzen  und  gesetzlichen  Anforderungen 
in  Einklang  zu  bringen. 

Die  Beantwortung  dieser  Frage  unterliegt  dann  keiner 
Schwierigkeit,  Avenn  eine  von  der  Staatsgewalt  möglicher 
Weise  zu  verlano-ende  Aenderuno;  oder  Erg-änzuno;  der  Sta- 
tuten  in  den  Subscriptionsbedingungen  vorgesehen  worden, 
wie  z.  B.  durch  die  Bestimmung,  es  erklärten  die  Subscri- 
benten  durch  die  Zeichnung,  dass  sie  alle  Abänderungen 
oder  Vervollständigungen  des  Statuten-Entwurfs,  welche  die 
Staatsregierung  vor  dessen  definitiver  Genehmigung  für  er- 
forderlich erachten  sollte,  im  Voraus  anerkennten^,  oder 
durch  einen  als  transitorische  Bestimmunj^  in  die  Sta- 
tuten  aufgenommenen  §.  des  Inhalts,  es  Averde  den  und  den 
Mitstiftern  der  Gesellschaft  Auftrag  und  Vollmacht  ertheilt, 
die  landesherrliche  Genehmigung  nachzusuchen  so  wie  die 
Abänderungen  und  Zusätze  zu  den  Statuten  Namens  der 
jetzigen  und  künftigen  Actionäre  anzunehmen,  welche  die 
Staatsregierung  vorschreiben  oder  empfehlen  werde  '^.  Sollte 
dagegen  die  nöthig  werdende  Aenderung  oder  Ergänzung  der 
Statuten  nicht  vorgesehen  worden  sein,  so  kann  eine  solche 
regelmässioj  allein  mit  Einwilliguno;  aller  Actienzcichner,  durch 
einen  Majoritätsbeschluss  derselben  aber  nur  dann  vorgenom- 
men werden,  wenn  die  abzuändernden  oder  zu  vervollständi- 
genden Statuten  selbst  durch  eine  constituirende  Versamm- 
lung festgesetzt  worden  ^. 

Die  der  Ertheiluno;  oder  Verweio-eruno;  der  staatlichen 
Genehmigung  vorauszuschickende  Prüfung  hat  sich  endlich 
auf  das  Grundcapital  des  projectirten  Actienvereins  zu  er- 
strecken. In  dieser  Hinsicht  hat  der  Staat  einerseits  zu  un- 
tersuchen, ob  das  veranschlagte  Acticncapital  in  einem  rich- 
tigen  Verhältnisse    zur    beabsichtigten   Unternehmung   steht. 


7)  Subscriptionsbedingungen  der  in  Dresden  unter  dem 
Namen  „Deutsche  Versicherungs-Gesellschaft"  zu  errichten- 
den Actiengesellschaft,  no.  8. 

8)  Statut  des  Brackeler  Bergvverks-Vereins  §.  43.  S.  auch 
Arch.  f.  das  Civil-  u.  Criminalrecht  der  Preuss.  Rheinprovin- 
zen  N.  F.,  Bd.  XXXIV.  1.  S.  17ä  flg. 

9)  Unbestimmt  äussert  sich  Beschorner,  das  deutsche  Eisenbahn- 
recht, S.  38  a.  E.  — 
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andererseits  zu  prüfen,  ob  das  angegebene  anfängliche  Stamm- 
capital  in  "Wirklichkeit  vorhanden  ist.  Da  dieses  nämlich 
die  Grundlage  bildet,  auf  welcher  der  Actlenverein  in's  Le- 
ben treten  soll,  so  ist  der  Staat  um  so  mehr  verpflichtet,  die 
Realität  dieser  Basis  einer  genauen  Untersuchung  zu  unter- 
werfen, als  er  dadurch,  dass  er  eine  Actienge Seilschaft, 
welche  das  in  ihren  Statuten  bezeichnete  Grundcapital  nicht 
hat,  ohne  sorgfältige  Prüfung  genehmigt,  sich  an  der  gegen- 
über den  Zeichnern  wie  dem  Publicum  begangenen  Täu- 
schung betheiligt.  In  dieser  Hinsicht  hat  demnach  der  Staat 
nicht  allein  den  Nachweis  zu  fordern,  dass  dieses  Capital  ge- 
zeichnet, sondern  auch  so  weit  möglich  die  Ernstlichkeit  der 
Zeichnungen  und  die  Zahlungsfähigkeit  der  Zeichner  zu  er- 
forschen, so  Avie  auch  darauf  zu  dringen,  dass  die  Leistungen, 
welche  an  die  Stelle  des  Geldbetrags  von  Actien  treten  sol- 
len, nur  auf  Grundlage  einer  richtigen  Schätzung  in  die  Ge- 
sellschaft eingeworfen  werden. 

"Wird  daher  die  Staatsgenchmigung  für  eine  Gesell- 
schaft nachgesucht,  deren  anfängliches  Actiencapital  nicht 
oder  nicht  ganz  gezeichnet,  so  ist  jene  jedenfalls  nur  unter 
der  Bedingung  zu  ertheilen,  dass  der  Nachweis  der  stattge- 
habten Zeichnung  des  betreffenden  Capitals  geführt  wird  ^^'. 

Nach  der  französischen  Ministerial- Instruction 
vom  22.  October  1817  soll  übrigens  unter  einer  solchen  Vor- 
aussetzung; die  Staatsgenehmio-uno;  nur  dann  gegeben  wer- 
den,  wenn  die  Gründer  zusammen  wenigstens  einen  Viertel 
des  Grundcapitals,  die  Actien,  welche  für  eine  Erfindung, 
ein  Geheimniss  oder  künstlerische  Leistungen  gewährt  wer- 
den sollen,  nicht  eingerechnet,  übernommen,  während  die 
Ordonnanz,  welche  den  projectirten  Actienverein  genehmigt, 
eine  Frist  zu  bestimmen  hat,  innerhalb  Avelcher  der  Rest  der 
Actien  untergebracht  sein  muss  ^^ 


10)  Pi-euss.  Gesetz  über  die  Eisenbahnunternehmungen 
vom  3.  November  1838  §.1:  ,, .  .  .  wird  in  Folge  dieser  Prüfung  Unsere 
„landesherrliche  Genehmigung  ertheilt,  so  hat  das  Handelsministerium  . . . 
,;eine  Frist  festzusetzen,  binnen  welcher  Ser  Nachweis  zu  führen  ist,  dass 
„das  bestimmte  Actiencapital  gezeichnet . .  ." 

11)  „Si  les  souscripteurs  de  Vacte  social  Joint  u  la  pe'lilion  ne  complttent 
„pas  eux  seuls  la  socielequi  doit  etre  formee,  et  s'ils  declarent  avoir  Vintention 
„f?e  la  compleler  lorsq'ue  seulement  ils  auronl  refu  Vapprohation  du  i-oi,  ils 
,,doioent  co7iiposer  au  moins  le  quart  en  somme  du  caj/ital  reel,  non  compris 
^,les  actions  dont  il  vient  d'tlre parle  au  no.  2.  —  E71  ce  ca.",  si  Sa  Majestejuge 
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Allerdings  vermag  nun  selbst  die  gewissenhafteste  Prü- 
fung der  für  die  wirkliche  Herstellung  des  angegebenen  Grund- 
capitals  beigebrachten  Belege  Seitens  der  Staatsbehörde  keine 
volle  Sicherheit  in  dieser  Beziehung  zu  gewähren,  da  die  Be- 
hörde vielfach  ausser  Stande  sein  wird,  simulirte  Zeichnungen 
von  wirklichen  zu  unterscheiden,  sie  auch  der  Natur  der  Sache 
nach  weder  die  Fähigkeit  der  Subscribenten  sich  zu  obligiren, 
'  noch  auch  die  etwaige  Rescissibilität  einzelner  Actienzeich- 
nungen  prüfen  kann.  Aus  diesem  Grunde  ordnet  denn  das 
Holland.  Handelsgesetzbuch  Art.  50  zum  Zwecke  grös- 
serer Sicherheit  an,  dass  die  königliche  Bewilligung  so  lange 
nicht  zu  ertheilen,  bis  die  Gründer  mindestens  den  fünften 
Theil  des  Grundcapltals  übernommen,  während  für  die  Un- 
terbringung der  übrigen  Actien  eine  Frist  anzusetzen,  die 
durch  den  König  verlängert  werden  kann. 

Wenn  dem  Beschlüsse  über  das  Gesuch  um  Ertheilunc: 
der  zur  Errichtung  einer  Actiengesellschaft  nöthigen  Staats- 
genehmigung eine  Prüfung  vorauszugehen  hat,  deren  Gegen- 
stand im  Vorstehenden  bezeichnet  worden,  so  ist  die  Mög- 
lichkeit nicht  ausgeschlossen,  dass  eine  solche  Beschlussfas- 
sung ohne  caiisae  cognitio  oder  doch  ohne  eine  sorgfältige  und 
ausreichende  Untersuchung  vor  sich  geht,  in  welcher  Hin- 
sicht insbesondere  die  Frage  nach  dem  rechtlichen  Bestände 
einer  auf  Grund  eines  solchen  mangelhaften  Verfahrens  ge- 
nehmigten Actiengesellschaft  entsteht. 

Hier  kann  es  nun  zunächst  keinem  Zweifel  unterliegen, 
dass  der  Recht sbestand  eines  derartigen  Vereins  nicht  auf 
Grund  der  Rechts-  oder  Sittenwidrigkeit  oder  der  Gemeino-e- 
fährlichkeit  des  Zweckes  desselben  beanstandet  zu  werden 
vermag,  da  die  hierzu  competente  Administrativ-Gewalt  die- 
sen Zweck  mittelst  Genehmigung  der  Gesellschaft  gebilligt. 
Ebensowenig  kann  aber  eine  solche  Beanstandung  auf  Grund 
der  Un Vollständigkeit  der  Vereins-Statuten  Statt  finden,  wenn 
nur  dieselben  den  durch  die  Natur  eines  Actienvereins  gebo- 
tenen wesentlichen  Inhalt  einer  solchen  Gesellschaftsreo-el  ent- 
halten  (s.  §.  28).     Auch  dann  aber  ist  der  rechtliche  Bestand 


„ä  propos  (Tautoriser  In  sucie'ie,  Voräunnance  regle  le  delai  dans  lequel  le 
,y'<u7plus  des  souscriptiinis  doü  etre  coniplete. 

„On  duit  bien  remarquer ,  que  faute  d^avoir  rempli  ceile  cimdition  au 
„iemps  prescril,  rauloriitatiim  devient  conime  non  avenue,  ä  moins  que  sa 
„]\laje.'<le  ne  permeüe  ä  la  sociele,  s'il  ij  a  Heu,  et  du  consentcinent  des  in- 
„le'resses,  de  reduire  son  plan  au  copital  qiielte  a  reiiniJ^ 
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einer  Actiengesellschaft  nicht  in  Frage  zu  stellen,  wenn  deren 
Statuten  in  Foloje  unterlassener  oder  mangelhafter  Prüfung 
ohne  vorherige  Ausmerzung  der  darin  enthaltenen  gesetzwidri- 
gen Bestimmungen  genehmigt  worden  sein  sollten,  wiewohl 
die  Ungültigkeit  der  mit  den  Gesetzen  in  Widerspruch  ste- 
henden statutenmässigen  Anordnungen  ausser  Zweifel  steht ^-. 
Selbst  der  Umstand  endlich,  dass  eine  Actiengesellschaft  die 
staatliche  Genehmigung  erhalten,  deren  statutenmässiges 
Grundcapital  zu  dem  beabslclitigten  Unternehmen  nicht  aus- 
reichend, vermag  dem  rechtlichen  Bestände  des  Actienvereins 
nicht  entgegenzustehen;  weil  ein  entsprechendes  Capital  zwar 
zum  Gedeihen,  nicht  aber  zur  Entstehung  oder  überhaupt  zur 
Existenz  einer  solchen  Gesellschaft  erforderlich.  Sollte  aber 
die  Staatsgenehmigung  auf  Grund  eines  durch  die  Statuten 
festgesetzten  Capitals  ertheilt  worden  sein,  welches  sich  spä- 
ter als  in  Wirklichkeit  nicht  zusammengebracht  erzeigt,  so 
haben  wir  schon  früher  ausgeführt,  dass  die  Unwahrheit  der 
statutenmässigen  Angabe  des  anfänglichen  Stammcapitals  an 
sich  die  Entstehung  der  Actieno-esellschaft  als  solcher  nicht 
hindert  (s.  p.  237  flg.)?  aus  welchem  Grunde  es  denn  hier  allein 
fraglich  sein  kann,  ob  die  zur  Errichtung  eines  derartigen 
Vereins  nöthige  Staatsgenehmigung  um  desswillen  als  nicht 
ertheilt  zu  betrachten,  weil  die  Voraussetzung,  unter  welcher 
sie  gegeben,  sich  in  AVirklichkeit  als  nicht  vorhanden  erzeigt. 
Diese  Frage  ist  jedoch  unsers  Erachtens  zu  verneinen,  weil 
die  staatliche  Genehmigunij;  möglicher  Weise  bei  Angabe 
eines  geringeren  Capitals  nicht  verweigert  worden  wäre,  der 
Staat  sich  auch  mit  den  ihm  für  die  Aufbringung  des  statu- 
tenmässigen Actiencapitals  beigebrachten  Belegen  zufrieden- 
gestellt hat,  während  es  endlich  selbst  im  Falle  absichtlicher 
Täuschung  nicht  im  Sinne  der  Staatsbehörde  liegen  kann, 
dadurch,  dass  sie  die  gegebene  Concession  als  nicht  ertheilt 
betrachtet.  Unschuldige  zu  Verlust  zu  bringen.  Dagegen 
kann  allerdings  der  Umstand,  dass  das  durch  die  Statuten 
angegebene  Grundcapital  in  Wirklichkeit  nicht  aufgebracht, 
falls  dasselbe  nicht  später  vervollständigt  worden  sein  sollte, 
zur  Auflösung  der  Gesellschaft  führen,  wenn  sich  nämlich 
aus  deren  Bilanz  ergeben  sollte,  dass  jener  Fonds  zu  einem 
grösseren  Theile  (nach  dem  Allg.  deutschen  Handelsge- 
setzb.  Art.  240  zur  Hälfte)  nicht  vorhanden. 


12)  Bravard,  traite  des sGcie'les commerciales ,  p.  192  i.  A. 
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Verweig-ert  aber  die  Staatsbehörde  die  erbetene  Geneli- 
miffuns:,  so  entscheidet  das  Staatsrecht  des  betreffenden  Staa- 
tes  darüber,  ob  und  in  wieferne  ein  Recurs  gegen  einen  sol- 
chen Beschluss  möglich;  während  nur  wenige  Gesetze  über 
Actienofesellschaften  Bestimmunoen  in  dieser  Hinsicht  enthal- 
ten,  und  unter  diesen  namentlich  das  Bernische  Gesetz 
von  1860  (Art.  2)  verordnet: 

„von  einem  allfälligen  Abschlag  der  Genehmigung  durch 

,,den  Regierungsrath    findet  Berufung    an   den    grossen 

„Rath  statt." 
Ebenso  bestimmt  das  Staatsrecht  des  einzelnen  Staates  die 
Form,  in  welcher  die  staatliche  Genehmigung  zu  ertheilen. 
Doch  verfügt  der  Code  de  commerce  Art.  37,  mit  welchem  der 
Regolam.  2'>rovv.  des  Kirchenstaats  Art.  36  übereinstimmt, 
dass  diese  Genehmigung  in  der  für  Reglemente  der  öffentli- 
chen Verwaltung  vorgeschriebenen  Form  zu  geben. 

Die  Staatsgenehmigung  kann  übrigens  ohne  oder  mit 
einem  Vorbehalte  ertheilt  werden;  ein  solcher  ist  z.  B.  der 
schon  früher  erwähnte  des  binnen  bestimmter  Zeit  zu  liefern- 
den Nachweises,  dass  das  statutenmässige  Grundcapital  ge- 
zeichnet, oder  derjenige  der  Constituirung  der  Gesellschaft 
innerhalb  einer  gegebenen  Frist  unter  der  Darlegung,  dass 
gewisse  Procente  des  Actiencapitals  eingezahlt  ^^.  Auch  kann 
die  Gewähruno;  der  nachgesuchten  staatlichen  Concession  von 
der  voro-änojio-en  Erfülluno;  o-ewisser  Anforderungen  abhängig 
gemacht  werden,  wie  von  der  Leistung  gewisser  Garantien 
(s.  §.  18)  und  insbesondere  der  Aufnahme  gegebener  Bestim- 
mungen, die  an  sich  das  Gesetz  nicht  erfordert,  in  die  Sta- 
tuten. So  verlangt  z.  B.  der  französische  Staatsrath,  dass 
die  Statuten,  die  er  bestätigen  soll,  enthalten^*:  1)  die  aus- 
drückliche Bestimmung  der  Dauer  der  Gesellschaft;  2)  die 
Festsetzung  der  Capital-Einbusse ,  mit  welcher  der  Verein 
aufgelöst  werden  soll;  3)  Grundsätze  über  die  Bildung  eines 
Reservefonds,  4)  die  Bestimmung,  dass,  wenn  der  Reserve- 
fonds erlischt  und  das  Grundcapital  angegriffen ,  so  lange 
keine  Dividendenaustheilung  Statt  finden  soll,  bis  der  GescU- 
schaftsfonds  vollständio;  wiederherjrestellt  ist;  während  in  die 


13)  Auszug  des  Protocolls  des  Senats  der  freien  Stadt 
Frankfurt  vom  23.  Juli  1857  (die  Genehmigung  der  Frankf.  llück- 
versicherungs-Gesellschaft  betreff.). 

14)  Ministerial-lnstruction  vom  11.  Juli  1818,  nach  Einholung 
des  Gutachtens  des  Staatsraths  erlassen. 
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Ordonnanz,  durch  welche  die  anonyme  Gesellschaft  genehmigt 
wii'd,  die  Clausel  einzuverleiben,  wonach  im  Falle  der  Nicht- 
Ausführung oder  Verletzung  der  Statuten,  die  Regierung  zur 
Zurücknahme  der  ertheilten  Genehmio^ung  befuo-t  sein  soll. 

Die  Bedeutung  der  Staatsgenehmigung,  wo  diese  erfor- 
dert, ist  aber  die,  dass  eine  der  verschiedenen  Perfectionsbe- 
dino-uno^en  des  Actienvereins  o-eo-eben,  nämlich  die  zu  dessen 
rechtlichem  Bestände  nöthige  staatliche  Anerkennung.  Wie 
also  die  Actiengesellschaft  als  solche  vor  erfolgter  Genehmi- 
gung nicht  entsteht,  so  besteht  sie  nicht  immer  mit  derselben, 
nämlich  so  lange  nicht,  als  deren  sonstige  Perfectionsbedin- 
2:un2;en  nicht  vorhanden.  Am  Character  des  Actienvereins 
ändert  aber  die  Staatsgenehmigung  nichts,  aus  welchem  Grunde 
denn  eine  Actiengesellschaft,  Avelche  dieselbe  nachgesucht  und 
erlangt  hat,  obwohl  sie  nach  Massgabe  der  einschlagenden 
Gesetzgebung  nicht  nöthig  war,  sich  von  solchen  Actienver- 
bindungen,  in  Ansehung  welcher  dies  nicht  geschehen,  in 
keiner  Weise  unterscheidet. 

Auch  giebt  die  Staatsgenehmigung  an  sich  der  betreffen- 
den Gesellschaft  keinerlei  Vorrechte,  so  dass  ein  anderer 
Verein,  welcher  das  nämliche  Unternehmen  bezAveckt,  in  glei- 
cher Weise  genehmigt  werden  kann^^,  so  wie  jene  auch  keine 
Garantie-Uebernahme  in  Ansehung  des  Actienunternehmens 
enthält  i*^. 

Nothwendige  Consequenz  des  Erfordernisses  staatlicher 
Genehmigung  zur  Errichtung  einer  Actiengesellschaft  ist  aber, 
dass  jene  ebenfalls  zu  jeder  Statuten-Aenderung  nöthig,  da 
in  der  That  der  Verein  nur  auf  die  Grundlage  der  vorgeleg- 
ten Gesellschaftsregel  die  erforderliche  Concession  erhalten, 
so  wie  auch  die  Fortsetzung  des  Vereins  über  die  statuten- 
mässio;  bestimmte  Zeit  hinaus  der  Bewillio^unj;  der  Staatsg-e- 


15)  Bravard,  societes  commerc,^  p.  190. 

16)  Bravard,  sncie'tes  commerc,  p.  190  no.  2;  Auerbach,  das 
Gesellschaftswesen,  S.  289  a.  E.  und  S.  290.  —  O.  A.  G.  in  Lübeck 
(Hamburg.  Sammlung,  Bd.  I.  S.  991  fg.).  Russ.  Reglement  vom 
J.  1836  Art.  4;  Oesterreich.  Vereinsgesetz  vom  26.  NoA^  1852  §.  20: 
„Aber  auch  die  Bewilligung  zur  Errichtung  eines  Vereins  hat  nur  die  Be- 
,,deutung  einer  Concession  oder  Zulassung  und  schliesst  keineswegs  die 
„Erklärung  in  sich,  dass  die  Staatsverwaltung  die  Errichtung  des  Unter- 
„nehmens  und  die  zur  Erreichung  des  beabsichtigten  Zweckes  gewählten 
„Mittel  entsprechend  finde,  oder  dass  das  Unternehmen  die  davon  erwar- 
„teten  Vortheile  gewähren  werde.  —  Es  ist  Sache  der  Theilnehmer,  sich 
„hievon  selbst  die  erforderliche  Ueberzeugung  zu  verschaffen." 
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walt  um  desswillen  bedarf,   weil  die  ursprüngliche  Genehmi- 
gung nur  für  die  zuerst  bestimmte  Zeit  gegeben. 

In   diesem  Sinne  verordnet  denn  das   Holland.   Han- 
delsgesetzbuch Art.  36  Abs.  3: 

„Bij  elke  verandering  in  de  vooricaarden  en  de  verlenging 
„der  vennootscliap ,    loordt   gelijhe    l:oninhUjhe   heioilliging 
„vereischt;" 
und  ebenso  das  Preuss.  Gesetz  vom  9.  Nov.  1843  §.  4: 

„Jede  Veränderung  oder  Verlängerung  des  Geselischafts- 
„vertrags  bedarf  ebenfalls  der  landesherrlichen  Geneh- 
„migung." 
Das  Solothurn.  Civilgesetzbuch  §.  1218  verfügt,  dass 
allfällige  spätere  Aenderungen  der  Statuten  der  Genehmigung 
des  Regierungsraths  vorzulegen;  während  nach  dem  O ester- 
reich. Vereinsgesetze  von  1852  §.  21  : 

„Aenderungen  der  genehmigten  Gesellschaftsregeln  und 
„überhaupt   der  durch  Bewilligung  des   Vereins    vorge- 
„zeichneten  Bestimmungen,  um  Wirksamkeit  zu  erlangen, 
„der  Genehmigung  (bedürfen),  die  denselben  Anordnun- 
„gen  unterliegt,  wie  die  ursprüngliche  Bewilligung." 
In  gleicher  Weise  äussern  nach  dem  Bernischen  Gesetze 
vom  J.  1860  Art.  25  die  Beschlüsse,  welche  eine  Verände- 
rung in  den  Statuten  oder  eine  Verlängerung  der  Actienge- 
sellschaft  über  die  statutenmässig  festgesetzte  Zeitdauer  hin- 
aus bezwecken,  eine  rechtliche  Wirksamkeit  erst  dann,  „wenn 
füi'    dieselben    die    Genehmigung    derjenigen    Staatsbehörde, 
welche  die  Statuten   der  Gesellschaft  sanctionirt,    auf  die  in 
Art.  3  und  5  bestimmte  Weise  eingeholt  worden." 

Nach   dem    Allg.    deutschen    Handelsgesetzbuche 
Art.  214  endlich  bedarf 

„jeder  Beschluss  ...,   Avelcher  die  Fortsetzung  der  Ge- 
„sellschaft  oder  eine  Abänderung  der  Bestimmungen  des 
„Gesellschaftsvertrags  zum  Gegenstande  hat ...  zu  seiner 
„Gültigkeit  ...  der  staatlichen  Genehmigung," 
einer  Genehmigung,  welche  von  dem  nämlichen  Organe  der 
Staatsgewalt,   dem   die  Bewilligung   der  Errichtung  der  Ge- 
sellschaft zukömmt,  zu  ertheilen'^,   deren  Erforderniss  dage- 
gen bei  solchen  Actienvereincn  wegfällt,  die  nach  Massgabe 


17j  Preuss.Einführ.-G.  Art.  r2§.  1;  Nassau.  Einführ.-G.  §.  9; 
Bayer.  Einführ.-G.  Art.  39;   (irossh.  Hess.  Einführ.-G.  Art.  11.  — 
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der  Landesgesetzgebung  ohne  Staatsgenehmigung  entstehen 
können  (Art.  249). 

Ebenso  folgt  weiter  aus  dem  Erfordernisse  staatlicher 
Genehmigung  zur  Errichtung  einer  Actiengesellschaft,  dass 
jene  auch  zu  einer  theilweisen  Rückzahlung  des  Grundcapi- 
tals  an  die  Actionäre  nöthig  ^^,  so  Avie  sie  nicht  weniger  end- 
lich zu  einer  Fusion  erforderlich  ist  (s.  §.  78). 

Andere  Consequeuzen,  wie  z.  B.  das  Recht  der  Staats- 
gewalt, einen  Actien verein  wegen  einer  gegebenen  Verminde- 
rung seines  Grundcapitals  aufzulösen  (s.  §.  77),  zieht  das 
Erforderniss  der  staatlichen  Genehmigung  für  die  Errichtung 
von  Actienverbindungen  nur  da  nach  sich,  wo  dasselbe  einen 
polizeilichen  Character  hat,  eine  Eigenschaft,  welche  sich 
sammt  deren  Folgen  nur  nach  Massgabe  der  einzelnen  Lan- 
dessesetzo-ebuno;  bestimmen  lässt.  Das  Recht  des  Staates 
aber,  eine  Gesellschaft,  abgesehen  von  dem  Falle  bedeutender 
Capital-Einbusse,  unter  gewissen  Voraussetzungen  aufzuhe- 
ben, ist  an  und  für  sich  von  jenem  Erfordernisse  unabhängig. 

Die  Frao;e,  ob  eine  Actienjjesellschaft  der  Staatsgeneh- 
migung  bedürftig,  ist  wie  diejenige  nach  den  Bedingungen 
ihres  rechdichen  Bestandes  überhaupt  nach  dem  Rechte  zu 
beurtheilen,  welches  am  Orte  ihres  Sitzes  gilt  (s.  S.  163). 
Aus  diesem  Grunde  ist  denn  die  Privatrechtsfähigkeit  eines 
ausländischen  Actienvereins,  welcher  nach  der  örtlichen  Ge- 
setzgebung, der  er  unterworfen,  zu  Recht  besteht,  im  Inlande 
anzuerkennen,  ohne  dass  derselbe  die  durch  das  inländische 
Gesetz  erforderte  Staatsgenehmigung  nachgesucht  und  erlangt 
zu  haben  brauchte. 

Zwar  ist  der  französische  Cassationshof  in  einem 
Bescheide  vom  1.  Aug.  1860^^  von  einer  entgegengesetzten 
Auffassuno;  ausc:e2;ano;en,  indem  er  erkannte,  dass  eine  in  der 
Schweiz  constituii'te  und  von  der  dortigen  Staatsregierung 
genehmigte  Actiengesellschaft,  wenn  sie  nicht  die  staatliche 
Autorisation  in  Frankreich  erwirkt,  einen  Franzosen  nicht  vor 
den  französischen  Gerichten  belangen  könne,  weil  sie  ohne 
diese  Autorisation  im  Inlande  keine  gesetzliche  Existenz  habe. 
Denn  es   stelle  sich,   so  lautete  die  Motivirung  dieses   Be- 


18)  S.  oben  p.  62  und  Allg.  deutsch.  Handelsgesetzb.  Art.  248 
und  249. 

19)  Journal  duPalais,  Jahrg.  18G1,  p.  101,  undGredy,  Zusam- 
menstellung der  Entscheidungen  der  Cassationshüfe ,  Th.  I.  (18G2)  S.  30 
no.  10. 
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scheides,  der  Art.  37  des  Code  de  commerce  wesentlich  als  ein 
der  öffentlichen  Ordnung  angehöriges  Polizei-Gesetz  dar,  wel- 
ches in  Frankreich  so  gut  für  den  Ausländer  wie  für  den 
Inländer  verbindlich  {Code  civ.,  Art.  3);  derselbe  bezwecke, 
die  Staatsangehörigen  gegen  waghalsige  und  schlecht  geleitete 
Unternehmungen  zu  schützen,  aus  welchem  Grunde  nicht  an- 
genommen werden  könne,  dass  das  Gesetz  ausländischen 
Gesellschaften  in  dieser  Beziehung  einen  Vorzug  vor  den  in- 
ländischen gestatten  Avollte.  Unseres  Erachtens  beruht  jedoch 
diese  Entscheidung,  welche  die  Rechtlosigkeit  aller  ausländi- 
schen Actiengesellschaften  in  Frankreich  ausspricht,  einerseits 
auf  einer  Verwechselung  zwischen  der  Privatrechtsfähigkeit 
dieser  Vereine  und  der  Befugniss  derselben,  ihr  Unternehmen 
im  Inlande  zu  betreiben,  andererseits  auf  einer  unrichtigen 
Auslegung  des  Art.  37  des  Code  de  commerce.  Denn  es  ge- 
hört dieser  Artikel  zweifellos  nicht  zu  den  „lois  de  police  et 
de  sürete",  von  welchen  der  Art.  3  des  Code  civil  spricht,  Ge- 
setzen, welche  das  Verhalten  derjenigen,  die  auf  dem  Staats- 
gebiete sich  aufhalten,  betreffen,  und  daher  für  dieselben 
ohne  Kücksicht  auf  deren  Staatsangehörigkeit  als  verbindlich 
erklärt  werden,  xiuch  bezieht  sich  der  Art.  37  des  Code  de 
commerce  der  Natur  der  Sache  nach  nur  auf  anonyme  Gesell- 
schaften, die  sich  im  Inlande  bilden,  in  welchem  Sinne  er 
denn  durch  die  Ministerial-Instruction  vom  22.  Oct. 
1817  aufgefasst,  da  diese  die  Eingabe  des  Gesuches  um 
Staatsgenehmlo-uno;  beim  Präfecten  des  Domicils,  welches  die 
Gesellschaft  annimmt,  verordnet. 

V.    Die  öffentliche  Bekanntmachung. 
§.34. 

Das  Erforderniss  der  öffentlichen  Bekanntmachung  im  All- 
gemeinen   und    nach    den    verschiedenen    Landesgesetzge- 
bungen. 

Eine  öffentliche  Bekanntmachunfj  der  Errlchtunfj  einer 
Actiengcsellschaft  ist  nach  gemeinem  Rechte  nicht  erfordert; 
weder  ist  eine  Veröffentlichung  der  Statuten,  noch  auch  die- 
jenige der  Constituirung  des  Vereins  oder  selbst  der  Erthei- 
lung  der  Staatsgenehmigung  vorgeschrieben  ^. 

Die  Existenz  eines  Actienvereins  wird  aus  dessen  Auf- 


1)  Thöl,   Handelsrecht,   §.  44.  2:     Brinckmann,   Handelsrecht, 
S.  247;   Gengier,  deutsches  Privatrecht,  S.  509. 
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treten  im  Verkehre,  aus  der  Anerkennung  desselben  in  dieser 
Eigenschaft  durch  das  Publicum,  die  Gerichte  und  sonstigen 
Staatsbehörden  entnommen  werden.  Freilich  wird  die  Qua- 
lification  einer  Gesellschaft  als  Actienverbindun^  nicht  immer 
aus  dem  Namen,  unter  welchem  dieselbe  auftritt,  ersichtlich 
sein,  weil  auch  die  auf  das  Princip  der  Gegenseitigkeit  ge- 
gründeten Vereine  namenlose  Firmen  führen.  Allein  es  hat 
sich  derjenige,  welcher  mit  einer  solchen  Firma  Geschäfte 
eingeht,  nach  der  Natur  des  betreffenden  Vereins  zu  erkundi- 
gen, während  der  Mitcontrahent  einer  Actiengesellschaft  wis- 
sen muss,  dass  nur  deren  Vermögen  den  Gläubigern  haftet. 
Will  ein  solcher  die  Höhe  des  Grundcapitals  so  wie  die  son- 
stigen Grundlagen,  auf  welche  die  Gesellschaft  gegründet, 
kennen,  so  kann  er,  bevor  er  in  geschäftliche  Beziehungen 
zu  derselben  tritt,  die  Vorlage  der  Statuten  fordern,  obwohl 
die  daselbst  bezeichnete  Höhe  des  Stammcapitals  in  der  That 
noch  keine  Garantie  darbietet,  da  dasselbe  möglicher  Weise 
in  diesem  Betrage  von  vorn  herein  nicht  vorhanden  o;ewesen 
oder  sich  auch  seither  vermindert  hat;  —  daher  denn  weit 
mehr  als  jene  statutenmässige  Angabe  der  Credit,  dessen  der 
Actienverein  geniesst,  zur  Beruhigung  derjenigen,  welche  mit 
ihm  Geschäfte  abschliessen,  zu  dienen  geeignet  ist. 

Wenn  nach  gemeinem  Rechte  eine  öffentliche  Bekannt- 
machung zur  Errichtung  einer  Actiengesellschaft  nicht  erfor- 
dert, so  verhält  es  sich  dagegen  nach  der  grossen  Mehrzahl 
der  Landesgesetzgebungen  anders,  wiewohl  dieselben  nicht 
allein  in  Ansehung  der  Art  und  Weise,  wie  die  vorgeschrie- 
bene Publication  geschehen  soll,  sondern  auch  in  Betreff  der 
Folgen,  die  sie  an  deren  Unterlassung  knüpfen,  von  einander 
abweichen,  indem  sie  bald  nur  Geldstrafen  hier  eintreten  las- 
sen, bald  die  rechtliche  Entstehung  des  Actienvereins  von  der 
voro-eschriebenen  Veröffentlichuno;  abhänffio-  machen.  Auch 
ist  hier  nicht  zu  übersehen,  dass  einzelne  Gesetze  nur  in 
Ansehung  gewisser  Actiengesellschaften,  nämlich  derjenigen, 
die  einer  staatlichen  Genehmigung  bedürfen,  eine  öffentliche 
Bekanntmachung  anordnen^,  während  die  von  den  Handels- 
gesetzgebungen erforderte  Publicität  nur  auf  die  Actienver- 
eine  Anwendung  findet ,  bei  welchen  der  Gegenstand  des 
Unternehmens  in  Handelsg-eschäften  besteht. 


2)  Zürcher  Civilgesetzb.,  §§.  23.  24.   —   Solothurn.  Civil- 
gesetzb.,  §.  1219. 
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Was  nun  zunächst  den  Gegenstand  der  vorgeschriebenen 
Pubhcation  anbetrifft,  so  sind  vor  allem  die  Statuten^  oder 
doch  ein  Auszug  aus  denselben^  bekannt  zu  machen,  ausser- 
dem aber  die  Staatsgenehmigung,  wo  eine  solche  für  die  Er- 
richtung: der  Actienoresellschaft  erforderlich  ^ 

In  Ansehung  der  Art  und  Weise,  wie  die  gesetzlich  an- 
geordneten Bekanntmachungen  statthaben  sollen,  gehen  die 
Landesgesetzgebungen  wesentlich  auseinander,  so  wie  auch 
manche  eine  doppelte  Publication  verlangen,  von  denen  die 
eine  Seitens  der  Gesellschaft,  die  andere  Seitens  der  Staats- 
behörde, deren  Einwilligung  zur  Gründung  des  Vereins  nö- 
thig,  auszugehen  hat. 

Nach  einzelnen  Gesetzgebungen  genügt  die  Deposi- 
tion der  Statuten  bei  dem  Handelsgerichte. 

So  bestimmt  z.  B.  die  Hamburgische  Verordnung 
vom  28.  Decemb.  1835  §.  9: 

„Alle  anonymen  Gesellschaften  ohne  Ausnahme  müssen 
„ihre    Pläne   oder    sonstigen    Verfassungsartikel    sarnmt 
„den   Vollmachten  .  .  .  bei  dem  Handelsgerichte   depo- 
„niren    und    zugleich    ihre    Directoren,    Bevollmächtig- 
„ten,  Agenten  oder  sonstigen   Geschäftsführer  namhaft 
„machen." 
Ebenso  schreibt  die  Bremische  Verordnung,  die  Er- 
richtung und  Aufhebung  von  Handelsfirmen  und  Procuren 
betreffend,  vom  6/13.  Februar  1860,  §.  5  vor: 

„Jede  Actiengesellschaft,  welche  im  Bremischen  Staats- 
„gebiet  ihr  Domicil  hat,  ist  verpflichtet  ihre  Statuten  und 
„sonstigen  Verfassungsartikel  in  glaubhafter  Form  und 
„zwar  vor  dem  Beginn  ihres  Geschäftsbetriebs  gerichtlich  zu 
„deponiren  und  dabei  die  Personen  zur  Anzeige  zu  bringen, 
„Avelche  statutenmässig  die  Gesellschaft  zu  vertreten  ha- 
„ben.  Die  Anzeige  muss  von  den  Vertretern  der  Ge- 
„sellschaft  schriftlich,  unter  ihrer  persönlichen  vollstän- 
„digen  Namensunterschrift,  mit  Beifügung  eines  Dupli- 
„cats  oder  einer  anerkannten  Abschrift  ihrer  Leijitima- 


3)  Hamburg.  Verordnung  V.  28.  Dec.  1835  §.9.  —  Bremische 
Verordnung  v.  6.  Febr.  1800  §.  5. 

4)  ZürcherGesetzb.§.23. 

5)  Code  de  co77im.,  Art.  45]  Rer/olam.  prnvv.  des  Kirchenstaats, 
Art.  44.  Holland.  Handelsg.,  Art.  38;  Preuss.  Gesetz  v.  9.  Nov. 
1843  §.  3;  Bern.  Gesetz  v.  1800  Art.  3  u.  6;  Serbisch.  Handelsge- 
setzbuch §.  44. 
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„tion  so  wie  ihrer  Handschrift,   in  der  Art,   wie  sie  für 
„die  Gesellschaft  zeichnen  wollen,  verfügt  werden." 

Nach  englischem  Rechte  werden  das  Associationsme- 
morandum  und  die  etwaigen  Associationsartikel  dem  vom 
Handelsamte  ernannten  Registrar  der  Actiengesell- 
schaften  zur  Registrirung  übergeben,  während  Jeder- 
mann die  von  diesem  Beamten  aufbewahrten  Documente  ein- 
sehen und  eine  von  demselben  zu  beglaubigende  Abschrift 
oder  einen  derartigen  Auszug  von  solchen  Urkunden  for- 
dern kann^. 

Nach  den  Ungarisch.  Gesetzesartikeln  XVHI.  §§. 
55.  61  u.  62  sind  die  Statuten  beim  Wechselgerichte 
einzureichen  und  zu  protocolliren,  und  ist  deren  freie 
Einsicht  daselbst  zu  gestatten. 

Andere  Gesetze  verlangen  die  Eintragung  der  Sta- 
tuten und  beziehungsweise  der  Staatsgenehmigung 
in  das  Handelsregister  und  deren  Veröffentlichung, 
wenigstens  im  Auszuge,  mittelst  der  Zeitungen;  so 
das  Spanische  Handelsgesetzbuch  Art.  295,  das  Por- 
tugiesische Art.  540,  der  Handelscod.  des  Canton 
Freiburg  Art.  48  und  das  Neuenburgische  Decret  über 
anonyme  Gesellschaften  v.  3.  Dec.  1852  Art.  2^ 

Nach  dem  Russischen  Reglement  vom  J.  1836  Art. 
56  werden  die  Statuten  sammt  der  Staatsgenehmigung  einer- 
seits durch  den  Senat,  andererseits  durch  die  Gesellschaft, 
welche  letztere  die  ihr  obliegende  Publication  mittelst  der 
öffentlichen  Blätter  vorzunehmen  hat,  veröffentlicht. 

Nach  dem  Code  de  commerce  Art.  45,  mit  welchem  der 
Regolam.  provv.  des  Kirchenstaats  Art.  44  wörtlich  überein- 
stimmt, ist  die  landesherrliche  Genehmigung  sammt  den  Sta- 
tuten {Vacte  d'associatioii)  mittelst  Anschlags  am  Locale 
des  competenten  Handelsgerichts  bekannt  zu  ma- 
chen, Avälu-end  die  Regierung  die  einem  Vereine  ertheilte 
Staatsgenehmiguno;  in  den  Moniteur  so  wie  in  das  Bul- 
letin  des  lois  einrücken  lässt®. 


6)EnglischeActiengesellschaftsacten  1856,  1857,  Th.LXII. 
u.  Th.  IV.  CVI.  —  S,  auch  Güterbock,  die  englischen  Actiengesell- 
schaftsgesetze,  S.  8  not.  11.  — 

7)  S.  auch  der  Würtemberg.  Entwurf. 

8)  Bravard,  traite des societes  commerc,  p.  194. 195. 
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Nach  dem  Waadtländischen  Gesetze  über  Han- 
delsgesellschaften V.  14.  December  1852  Art.  30  sind  die 
Statuten  sammt  der  Staatsgenehmigung  in  der  Kanzlei  des 
Erstinstanz-Gerichts  niederzulegen  und  eine  Anzeige,  dass 
dies  geschehen,  in  das  amtliche  Blatt  aufzunehmen. 

Das  Preussische  Gesetz  vom  9.  November  1843 
§.  3  dagegen  verlangt  die  Bekanntmachung  des  bestätigten 
Gesellschaftsvertrags  durch  das  Amtsblatt  desjenigen  Regie- 
rungsbezirks, in  welchem  die  Gesellschaft  ihren  Sitz  hat,  und 
die  Aufnahme  einer  Anzeige  von  der  Bestätigung  des  Vereins 
in  die  Gesetzes-Sammlung.  Doch  soll  in  diese  letztere  die 
vollständige  Aufnahme  des  Gesellschaftsvertrags  dann  Statt 
finden,  wenn  der  Gesellschaft  die  Ausstellung  von  Actien  auf 
jeden  Inhaber  gestattet  oder  Vorrechte  über  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes  (v.  1843)  hinaus  beigelegt  worden,  oder  im  Sta- 
tute die  Anordnungen  dieses  Gesetzes  abgeändert  sind. 

In  durchaus  eigenthümlicher  Weise  sind  aber  nach  dem 
Bernischen  Gesetze  v.  J.  1860  Art.  3  die  Statuten  eines 
projectirten  Actienvereins,  ehe  die  Staatsgenehmigung  nach- 
gesucht worden,  ihrem  ganzen  Inhalte  nach  in  dem  amtlichen 
Blatte  des  Cantons  zu  veröffentlichen,  während  es  den  Grün- 
dern obliegt,  nach  erlangter  staatlicher  Genehmigung  den  be- 
treffenden Beschluss  wörtlich  in  zwei  auf  einander  folgenden 
Nummern  des  nämlichen  Blattes  bekannt  zu  machen  (Art.  6). 

Am  vollständigsten  hat  jedoch  das  Holländische  Han- 
delsgesetzbuch Art.  33  dem  Principe  der  Publicität  hier 
Rechnung  getragen,  indem  es  nicht  allein  bestimmt,  dass  die 
Statuten  sammt  der  königlichen  Genehmigung  in  die  dazu 
bestehenden  öffentlichen  Register  so  wie  mittelst  des  officiel- 
len  Tageblatts  veröffentlicht  werden  sollen.,  sondern  auch  die 
Anzeige  der  Gründung  der  anonymen  Gesellschaft  unter  An- 
gabe der  Nummer  des  Amtsblattes,  worin  deren  Statuten  ab- 
gedruckt, mittelst  der  (nicht  officiellen)  Zeitungen  anordnet. 

Wie  die  einzelnen  Landeso;esetz<Tebuno;en  in  Ansehuno- 
der  Art  der  von  ihnen  vorgeschriebenen  Bekanntmachung 
auseinandergehen,  so  befolgen  sie  auch  hinsichtlich  der  Fol- 
gen einer  Nichtbeachtung  der  bezüglichen  Vorschriften  ver- 
schiedene Systeme. 

Nach  der  ausdrücklichen  Bestimmung  einiger  Gesetze 
zieht  eine  derartige  Versäumniss  nur  Strafe  nach  sich,  ohne 
dass  sie  auf  den  rechtlichen  Bestand  der  Gesellschaft  von 
Einfluss  wäre.     So  nach  der  Hamburg.  Verordnung  vom 

R c n (i  u  d,  Actiemjesdlscli.  Ol 
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28.  December  1835  §.  16,  nach  der  Bremischen  Verord- 
nung vom  6/13.  Februar  1860  §§.  5  u.  20  und  nach  dem 
Neuenburgischen  cUcret  concernant  les  sociSUs  anonymes 
vom  3.  December  1852  Art.  2  verbunden  mit  der  loi  sur 
quelques  matieres  commerciahs  vom  3.  Juni  1833  Art.  19 
und  23. 

Nach  der  ausdrücklichen  Erklärung  anderer  Gesetze  ist 
dageo^en  die  Entstehuno;  des  Actienvereins  als  solchen  durch 
die  Erfüllung  der  gesetzlichen  Vorschriften  in  Ansehung  der 
Bekanntmachung  der  Statuten,  und  beziehungsweise  der  Staats- 
genehmigung bedingt.  —  So  verhält  es  sich  nach  dem  Por- 
tugies.  Handelsgesetzb.  Art.  541,  dem  Holländischen 
Handelsgesetzb.  Art.  39,  nach  dem  Zürcher  Civilge- 
setzb.  Art.  24,  dem  Waadtländ.  Gesetze  vom  14.  De- 
cember 1852  Art.  30,  nach  englischem  Rechte^,  so  wie 
nach  dem  Bernischen  Gesetze  v.  J.  1860  Art.  7. 

AVeitere  Gesetze  endlich,  zu  denen  namentlich  der  Code 
de  commerce  Art.  45,  der  Regolam.  provv.  des  Kirchenstaats 
Art.  44,  das  Spanische  Handelsgesetzbuch  Art.  295, 
das  Russische  Reglement  von  1836  Art.  56,  die  Unga- 
rischen Gesetzesartik.  XVIII.  §§.  55.  61.  62  und  das 
Preussische  Gesetz  v.  1843  §.  3  gehören,  enthalten  kei- 
nerlei Bestimmung;  über  die  Folgen  einer  Unterlassuno^  der 
vorgeschriebenen  Bekanntmachungen. 

Im  Zweifel  wird  man  aber  den  rechtlichen  Bestand  eines 
Actienvereins  von  der  Beobachtung  der  gesetzlichen  Bestim- 
mungen über  die  Publication  der  Statuten  desselben  so  w-ie 
der  erforderlichen  Staatsgenehmigung  nicht  abhängen  lassen 
dürfen,  da  eine  derartige  Veröffentlichung  in  der  That,  wie 
wir  früher  gezeigt,  durch  das  Wesen  der  Actiengesellschaft 
nicht  erfordert,  so  zweckmässig  auch  dahin  zielende  Vorschrif- 
ten sein  mögen. 

Insbesondere  ist,  was  den  Code  de  commerce  anbetrifft, 
die  Ansicht  für  die  richtige  zu  erachten,  welche  einem  Vereine, 
der  sich  sonst  als  Actiengesellschaft  qualificirt,  die  Eigen- 
schaft einer  solchen  nicht  um  desswillen  absjDricht,  weil  die 
durch  Art.  45  vorschriebene  Publication  nicht  Statt  gehabt  ^", 


9)  Actiengesellschafts-Acten  V.  1856,  1857,  Th.  I.  XIII. 

10)  So  auch  erkannt  durch  einen  Bescheid  des  Appellationsge- 
richts zu  Nancy  vom  22. December  1842  bei  Bravard  soae/escommerc, 
p.  195  not.  1. 
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während  die  Vertreter  der  entgegengesetzten  Meinung  ^^  sich 
ohne  Grund  auf  Art.  46  des  Code  de  commerce  berufen ,  wel- 
cher, wie  die  daselbst  gemachte  Verweisung  auf  die  Art.  42, 
43  u.  44  zeigt,  lediglich  auf  die  Collectiv-  und  Commanditge- 
sellschaft  Bezug  hat  ^^. 

Das  Erforderniss  einer  öffentlichen  Bekanntmachuno;  bei 
Errichtung  der  Actiengesellschaft,  wo  dasselbe  besteht,  bringt 
aber  folgeweise  die  Nothwendigkelt  anderweitiger  Publicatio- 
nen  mit  sich. 

Insbesondere  w^ird  jede  Abänderung  der  Statuten  so  wie 
eine  Fortsetzung  der  Gesellschaft  über  die  ursprünglich  fest- 
gesetzte Zeit  hinaus  in  der  nämlichen  Weise  wie  die  anfäng- 
liehe  Gesellschaftsregel  zu  publiciren  sein  '^,  und  eine  solche, 
falls  die  Bekanntmachung  des  ursprünglichen  Statuts  Be- 
dingung der  rechtlichen  Existenz  der  Actiengesellschaft  war, 
auch  nur  bei  einer  derartigen  Publication  rechtliche  Wirk- 
samkeit äussern  können  ^K  —  Auch  ist  schon  früher  be- 
merkt worden,  dass  der  Beschluss  theilweiser  Rückzahlung 
des  Grundcapitals  an  die  Actionäre  da  einer  Veröffentlichung 
bedarf,  wo  die  Statuten  der  Actiengesellschaft  bei  deren  Er- 
richtung bekannt  gemacht  werden  mussten  (S.  p.  63). 

Von  der  Bekanntmachung  der  Auflösung  des  Actlen- 
vereins  dagegen  kann  erst  später  die  Rede  sein. 

§.35. 

Fortsetzung.    —    Das    Erforderniss    öffentlicher    Bekanntma- 
chung nach  dem  Allg.  deutschen  Handelsgesetzbuche. 

Das  Allg.  deutsche  Handelsgesetzbuch  hat  das 
Princip  der  Publlcität  in  Ansehung  der  Errichtung  von  Ac- 
tiengesellschaften  In  der  Art  sanctionirt,  dass  die  Statuten 
und  die  Staatsgenehmigung,  falls  das  Erforderniss  dieser 
letzteren  nicht  nach  Massgabe  der  einschlagenden  Landesge- 


il) Arretdela  cour  de  Paris  \.  26.  Januar  1855  (bei  Bravard  a.  a.  0. 
p.  1 96  not.) ;  T  r  o  p  1  o  n  g ,  conir.  de  sodeleno.  252;Malepeyre&Jourdain, 
traue  des societescommerc,  p.  179;  Alauzet,  commenl.ducod.  d.  comm.,  no. 
237  u.  239;  Delangle,  societ.  commerc,  tom.  II.  no.  566—568;  Bedar- 
ride,  droit  commerc.^  tom.  II.  no.  394. 

12)  Par des s u s,  cowAs- de  (//7>27  com?«.,  tom.  III.  no.  1042  bis;  —  Bra- 
vard, so«e7.  commerc,  p.  195  a.  E.  flg.  — 

13)  Preuss.  Gesetz  v.  9.  Nov.  1843  §.4.  —  Ungar.  Gesetzes- 
artik.  XVIII.  §.  65. 

14)  Bernisch.  Gesetz  v.  1860  Art.  25.  AVaadtländ.  Gesetz 
V.  14.  December  1852  Art.  31. 

21* 
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setzgebung  wegfällt,  in  das  Handelsregister  eingetragen  und 
im  Auszuge  veröffentlicht  werden  müssen,  während  der  Ac- 
tienverein  als  solcher  vor  der  Eintragung  in  das  Handelsre- 
gister nicht  besteht  (Art.  210.  211.  249). 

Das  Handelsgericht,  in  dessen  Handelsregister  diese  Ein- 
tragung geschehen  soll,  ist  dasjenige,  in  dessen  Bezirke,  wie 
der  Art.  210  sich  ausdrückt,  die  Gesellschaft  ihren  Sitz  hat, 
oder  genauer  gesagt,  ihren  Sitz  nach  Massgabe  der  einzutra- 
genden Statuten  haben  soll. 

Gegenstand  des  Eintrags  sind  die  Staatsgenehmigung, 
wo  diese  erfordert,  so  wie  die  Statuten,  welche  letzteren  gleich- 
zeitig mit  jener  einzutragen  sind. 

Zum  Zwecke  dieser  Eintragung  ist  aber  dem  Handels- 
gerichte die  Staatsgenehmigung  in  der  dieselbe  enthaltenden 
Urkunde  (der  Genehmigungsurkunde  (Art.  210))  so  wie 
das  Statut  in  notarieller  oder  g-erichtlicher  Beurkun- 
düng  vorzulegen  (Art.  208  Abs.  2),  und  der  nachgesuchte 
Eintrag  so  lange  zu  verweigern,  bis  diesen  Formbestimmungen 
Genüge  geleistet  ist,  wiewohl  eine  ohne  Beobachtung  dieser 
Formerfordernisse  geschehene  Eintrao-un^  um  desswillen  nicht 
ungültig  wäre  und  die  Entstehung  des  Actienvereins  als  sol- 
chen nicht  behindern  würde  (s.  §.  27  a.  E.). 

Der  Anmeldung  Behufs  der  Eintragung  braucht  weder 
die  Bescheinigung,  dass  der  gesammte  Betrag  des  Actienca- 
pitals  durch  Unterschriften  gedeckt,  noch  auch  diejenige,  dass 
ein  Theil  desselben  eingezahlt,  beigefügt  zu  sein,  —  was  auch 
in  dem  Falle  gilt,  dass  die  betreffende  Actiengesellschaft  der 
staatlichen  Genehmigung;  nicht  bedarf  ^ 

Auch  kann  die  Eintragung  in  das  Handelsregister  nicht 
aus  dem  Grunde  verweigert  werden,  weil  die  Statuten,  deren 
staatliche  Genehmigung  erfolgt,  nicht  alle  die  Bestim- 
mungen enthalten,  welche  der  Art.  209  verlangt,  da  ein  sol- 
cher Inhalt  nur  zum  Zwecke  der  Erlanscuno-  der  Staatsge- 
nehmigung  erfordert.  Wohl  aber  ist  jener  Eintrag,  ungeach- 
tet der  stattgehabten  Genehmigung  der  Statuten,  so  lange 
nicht  vorzunehmen,  als  diese  nicht  in  solcher  Vollständigkeit 
vorliegen,  dass  der  vom  Handelsgerichte  zu  veröffentlichende 
Auszug  den  gesetzlich  vorgeschriebenen  Inhalt  (Art,  210)  ha- 
ben kann. 


1)  Anders  bei  der  Actiencommanditgesellschaft.  AUgem,  deut- 
sches Handelsgesetzb.  Art.  177.  —  S.  auch  v.  Kräwell,  zu  Art.  210 
Anmerk.  1.  — 
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Fällt  daseien  nach  Massgabe  der  einschlagenden  Lan- 
desgesetzgebung  das  Erforderniss  staatlicher  Genehmigung 
für  die  Errichtung  einer  iVctiengesellschaft  hinweg,  so  soll 
die  Eintragung  in  das  Handelsregister  nicht  eher  erfolgen, 
bis  die  Statuten  die  Bestimmungen  enthalten,  welche  sonst 
zur  Erlangung  jener  Genehmigung  erfordert  sind  ^. 

In  keinem  Falle  ist  jedoch  der  wirklich  stattgehabte  Ein- 
trag um  desswillen,  weil  die  eingetragenen  Statuten  unvoll- 
ständig, ja  dieselben  sogar  nicht  alle  die  Bestimmungen  ent- 
halten, welche  in  dem  zu  veröifentlichenden  Auszuge  bekannt 
gemacht  werden  sollen,  ungültig  und  der  Actienverein  als 
solcher  als  nicht  zuKecht  bestehend  zu  betrachten,  wenn  nur 
die  eingetragene  Gesellschaftsregel  die  Normen  enthält,  die 
das  Wesen  der  Actiengesellschaft  erfordert  (S.  §.  28). 

Statuten  und  Genehmigungsurkunde  sind  aber  ihrem 
ganzen  Inhalte  nach  in  das  Handelsregister  einzutragen. 

Zwar  wurde  gegen  die  Fassung  des  Art  181  des  Preus- 
sischen  Entwurfs: 

„Der    Gesellschaftsvertrag    und     die    Genehmigungsur- 

„kunde  müssen  in  das  Handelsregister  des  Orts,  wo  die 

„Gesellschaft  ihre  Hauptniederlassung  hat,   eingetragen 

„werden" 
in  der  Nürnberger  Conferenz  Seitens  eines  Abgeordne- 
ten  geltend  gemacht,  es  genüge,  wenn  das  Handelsgericht  den 
Gesellschaftsvertrag  bloss  in  einem  Auszuge  in  das  Handels- 
register eintrage  und  sodann  veröffentliche,  und  dabei  an- 
zeige,  dass  die  vollständige  Ausfertigung  der  Statuten  beim 
Handelsgerichte  zu  Jedermann's  Einsicht  bereit  liege,  Avorauf 
demgemäss  beschlossen  Avard,  den  4.  Absatz  des  Art.  181  in 
diesem  Sinne  zu  fassen^.  Dessenungeachtet  wurde  schon  im 
Entwürfe  zweiter  Lesung  (Art.  188)  und  endlich  bei  der  de- 
finitiven Redaction  (Art.  210)  nur  die  Veröffentlichung 
im  Auszuge  angeordnet,  wogegen  bei  der  Fassung  des  Ge- 
setzes: 

„Der    Gesellschaftsvertrag    und    die    Genehmigungsur- 

„kunde  müssen  ....  in  das  Handelsregister  eingetragen 

„und  im  Auszuge  veröffentlicht  werden," 
kein  Zweifel  darüber  bestehen  kann,  dass  die  Eintragung  der 


2)  AUg.  deutsch.  Ilandelsg.  Art.  249.  —  Grossh.  Badische 
Verordnung  über  die  Führung  der  Handelsregister  v.  3.  October  1862, 
§.45.— 

3)  Protocolle,  S.  318. 
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Statuten  und  der  Genehmigungsurkuncle  deren  ganzem  In- 
halte nach  in  das  Handelsregister  Statt  zu  finden  hat'^. 

Wiewohl  nun  das  Handelsregister  öffentlich,  dessen  Ein- 
sicht während  der  gewöhnlichen  Dienststunden  einem  Jeden 
gestattet,  auch  Abschriften  von  den  Eintragungen  verlangt 
werden  können  (Allg.  deutsch.  Hände Isg.  Art.  12),  so  soll 
doch  noch,  wie  dies  bei  Eintragungen  in  jenes  Register  dieRe- 
o-el  (Art.  13),  eine  Veröffentlichung  des  Eintrags  mittelst  der 
öffentlichen  Blätter  geschehen,  welche  der  Richter  am  Jah- 
resschlüsse zu  den  von  ihm  vorzunehmenden  Bekanntma- 
chungen bezeichnet  hat  (Art.  14). 

Doch  hat  diese  Veröffentlichung  zur  Vermeidung  grösserer 
Kosten  nur  in  einem  Auszuge  zu  geschehen^,  welcher  sich 
auf  die  Genehmigungsurkunde  und  die  Statuten  beziehen 
muss. 

In  jener  Hinsicht  ist  die  Thatsache  der  Genehmigung 
sammt  dem  Datum  der  Genehmigungsurkunde  bekannt  zu 
machen;  in  letzterer  Beziehung  muss  der  Auszug  enthalten 
(Art.  210): 

1.  das  Datum  des  Gesellschaftsvertrags,  d.  h.  das  Datum 
der  über  die  Errichtung  und  den  Inhalt  der  Statuten 
aufgenommenen  gerichtlichen  oder  notariellen  Urkunde; 

2.  die  Firma  und  den  Sitz  der  Gesellschaft; 

3.  den  Gegenstand  und  die  Zeitdauer  des  Unternehmens, 
wenn  letzteres  statutenmässig  auf  eine  bestimmte  Zeit  be- 
schränkt sein  sollte; 

4.  die  Höhe  des  Grundcapitals  und  der  einzelnen  Actien 
oder  Actienantheile; 

5.  die  Eigenschaft  derselben,  ob  sie  auf  Inhaber  oder  auf 
Namen  gestellt  sind; 

6.  die  Form,  in  w^elcher  die  von  der  Gesellschaft  ausgehen- 
den Bekanntmachungen  erfolgen,  so  wie  die  öffentlichen 
Blätter,  in  welche  dieselben  aufzunehmen  sind. 

Ausserdem  ist,  wenn  in  den  Statuten  eine  Form  bestimmt 
sein  sollte,  in  welcher  der  Vorstand  seine  Willenserklärungen 


4)  Anders  nach  der  Grossh.  Badisch.  Verordnung  über  die  Füh- 
rung der  Handelsregister  v.  3.  Oct.  1862  §.45,  nach  welcher  nicht  der  ganze 
Inhalt  des  Gesellschaftsvertrags  und  seiner  Beilagen  einzutragen,  sondern 
der  Eintrag  nur  die  in  §.  209  des  Allg.  deutsch.  Handelsg.  geforderten 
Angaben  zu  umfassen  hat. 

5)  Protolle,  S.  318. 
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kundzugeben  und  für  die  Gesellschaft  zu  zeichnen  (Art.  229), 
auch  diese  Bestimmung  zu  veröffentlichen. 

Indessen  ist  der  Eechtsbestand  der  Actiengesellschaft 
nicht  davon  abhängig,  dass  das  Handelsgericht  seiner  Ver- 
pflichtung wegen  Veröffentlichung  jenes  Auszugs  nachge- 
kommen, sondern,  was  den  Grundsatz  der  Publicität  anbe- 
trifft, nur  die  Eintragung  der  Staatsgenehmigung  und  der 
Statuten,  beziehungsweise  dieser  letzteren  allein,  wo  jene  Ge- 
nehmigung nach  Massgabe  der  Landesgesetzgebung  nicht 
erfordert,  in  das  Handelsregister  in  dem  Sinne  wesentlich, 
dass  die  Actiengesellschaft  als  solche,  ehe  und  bevor  dieser 
Eintrag;  geschehen,  nicht  besteht^. 

Ebenso  ausserwesentlich  sind  auch  die  anderweitigen 
Publicationen,  welche  die  Einführungsgesetze  des  Allg. 
deutschen  Handelsgesetzbuchs  anordnen,  wie  die  Be- 
kanntmachung der  Statuten  und  der  Genehmigungsurkunde 
durch  das  Amtsblatt  des  Reglerungsbezirks,  in  welchem  die 
Gesellschaft  ihren  Sitz  hat,  so  wie  die  Aufnahme  einer  An- 
zeige von  der  landesherrlichen  Genehmigung  der  Errichtung 
des  Vereins  in  die  Gesetzes-Sammlung  ^  oder  die  öffentliche 
Bekanntmachung  des  Gesellschaftsvertrags  und  der  Geneh- 
migungsurkunde im  Verordnungswege  ^. 

Hat  übrigens  eine  Actiengesellschaft  Zweigniederlas- 
sungen, so  muss  dies  bei  jedem  Handelsgerichte,  in  dessen 
Bezirke  sich  eine  solche  befindet,  Behufs  der  Eintragung  in 
das  Handelsregister  angemeldet  werden.  Die  Anmeldung 
soll  die  Firma  und  den  Sitz  der  Gesellschaft,  so  wie  den 
Gegenstand  und  die  Zeitdauer  des  Unternehmens  bezeichnen 
(Art.  212);  auch  muss  zugleich  der  Nachweis  geliefert  wer- 
den, dass  die  Eintragung  der  Statuten  nebst  Genehmigungs- 
urkunde  bei    dem    Handelsgerichte    der  Hauptniederlassung 


6)  AUgem.  deutsch.  Hände Isg.,  Art.  211  u.  Art.  249.  —  Protoc, 
S. 1449.  1450. 

7)  Preuss.  Einführungsg.,  Art.  12  §.  3;  Bayerisch.  Einfüh- 
rungsg.,  Art.  39;  Anhalt-Bernburg,  Art.  10  §.  3.  —  Die  Kosten  der 
Bekanntmachung  durch  das  Amtsblatt  tragt  die  Gesellschaft. 

8)  Grossh.  Hessisch.  Einführungsg.,  Art.  11.  Nach  dem 
Coburgischen  Einführungsgesetze  Art.  19  ist  der  landesherrlich 
bestätigte  Vertrag  seinem  vollen  Inhalte  nach  in  die  Gesetzes -Samm- 
lung aufzunehmen.  Ebenso  nach  dem  Schwarzburg-Sondershaus. 
Gesetze  §.  21;  Sachsen  -  Meiningen  §.  20;  Waldeck-Pyr- 
mont  §.  11. 
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bereits  erfolort  ist  ^.  Doch  hat  die  Unterlassunsr  crehöri- 
ger  Anmeldung  zu  diesem  Zwecke  weder,  wie  sich  von 
selbst  versteht,  für  den  Bestand  der  Actiengesellschaft,  noch 
auch  für  denjenigen  der  Zweigniederlassung  rechtliche  Fol- 
gen, indem  das  Handelsgericht  lediglich  die  Mitglieder  des 
Vorstands  zur  Befolgung  der  betreuenden  Vorschriften  von 
Amtswegen  durch  Ordnungsstrafen  anzuhalten  hat  (Art.  212 
Abs.  2).  — 

Dagegen  erkennt  das  AUgem.  deutsche  Handelsge- 
setzb.  die  aus  dem  Erfordernisse  öffentlicher  Bekanntma- 
chung- für  die  Errichtuno;  eines  Actienvereins  den  oben  ent- 
Avickelten  Grundsätzen  zufolge  sich  ergebende  Consequenz 
an,  wonach  jeder  Beschluss,  welcher  die  Fortsetzung  der  Ge- 
sellschaft über  die  statutenmässig  bestimmte  Zeit  hinaus  oder 
eine  Abänderung  der  Statuten  zum  Gegenstande  hat,  in  der 
nämlichen  Weise  wie  die  anfängliche  Gesellschaftsreo-el  zu 
veröffentlichen  ist.  Daher  muss  ein  solcher  Beschluss  nebst 
der  Genehmigungsurkunde,  wo  derselbe  der  staatlichen  Ge- 
nehmigung bedarf,  in  gleicher  Weise  wie  die  Statuten  und 
die  Concession  zur  Errichtung  des  Vereins  bei  dem  Han- 
delsgerichte, in  dessen  Bezirke  die  Gesellschaft  ihren  Sitz 
hat,  in  das  Handelsregister  eingetragen  und  im  Auszuge  ver- 
öffentlicht werden,  während  derselbe  so  lange  keine  recht- 
liche Wirkung  hat,  als  jener  Eintrag  nicht  geschehen  (Art. 
214).  Dagegen  steht  der  Wirksamkeit  eines  solchen  Be- 
schlusses die  Unterlassung  der  dem  Handelsgerichte  oblie- 
genden Veröffentlichung  durch  die  Zeitungen  so  wenig  im 
Wege,  Avie  diejenige  der  landesgesetzlich  erforderten  Be- 
kanntmachung durch  das  Amtsblatt  und  Aufnahme  in  die 
Gesetzessammlung^''.  Dass  ein  derartiger  Beschluss  übri- 
gens auch  bei  Ordnungsstrafe  bei  den  Handelsgerichten,  in 
deren  Bezirke  die  Actiengesellschaft  Zweigniederlassunsfen 
hat,  zum  Zwecke  der  Eintragung  anzumelden,  versteht  sich 
dann  von  selbst,  wenn  derselbe  die  Firma  oder  den  Sitz  des 
Vereins,  den  Gegenstand  oder  die  Zeitdauer  des  Unterneh- 
mens betrifft  (Art.  214).  — 


9)  Allgem.  deutschesHandelsg.,  Art. 21  Abs. 3.  —  v.  Kr ä well, 
zu  Art.  212. — 

10)  Preussisches  Einführungsg.  Art.  12  §.  3;  Bayerisches 
Jsinführungsg.  Art.  39 ;Grossherzo gl.  Hessisch.  Einführungsg. 
Art.  11. 
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VI.    Die  Kosten  für  die  Errichtung   der  Actiengesellschaft,    so 
wie  die  Recttsverhältnisse  aus  Handlungen,    welche  Namens 
eines  Actienvereins  vorgenommen,  bevor  derselbe  zu  recht- 
lichem Bestände  gelangt. 

§.  3G. 

Grundsätze. 

Die  Gründuno^  einer  Actienffesellschaft  kann  refjelmässio; 
nicht  ohne  mehr  oder  weniger  bedeutende  Kosten  vor  sich 
gehen.  Theils  sind  zum  Zwecke  der  Veranschlagung  des  er- 
forderlichen Grundcapitals  so  wie  der  Erlangung  von  Actien- 
zeichnungen  Pläne  und  Vermessuno-en  aufzunehmen,  wie  z.  B. 
in  Beziehung  auf  ein  Steinkohlenfeld,  zu  dessen  Ausbeutung 
die  Gesellschaft  gebildet  werden  soll,  theils  sind  Gutachten 
über  die  Rentabilität  des  projectirten  Unternehmens  einzuho- 
len und  durch  den  Druck  zu  verbreiten.  Auch  können  fer- 
ner Spesen  an  die  Bankhäuser  zu  bezahlen  sein,  welche  die 
Actienzeichnungen  entgegennehmen,  so  wie  Auslagen  für  den 
Druck  der  Statuten,  für  deren  notarielle  oder  gerichtliche  Be- 
urkundung u.  s.  w.  zu  machen  sind. 

Alle  diese  Kosten  sind  von  dem  oder  den  Unternehmern 
der  Gesellschaft  auszulegen,  welche  denn  auch  allein  denjeni- 
gen haften,   mit  welchen  sie  die  bezüo-lichen  Verträo;e  abge- 

CD  ^  O  O  O 

schlössen  haben.     Dies   gilt  nicht   bloss  in  dem  Falle,   dass 
die  Subscriptionsbedingungen  ausdrücklich  erklären: 

„die  Kosten  der  Errichtung  der   Gesellschaft  bis   zum 
„Tage  der  Generalversammlung,  insbesondere  die  Spesen 
„für  die  Zeichnung  so  wie  für  sonstige  Vorarbeiten  wer- 
„den  von  den  Unternehmern  getragen"  ^ 
sondern  auch  dann,   wenn  sich  die  Gründer  durch  den  Plan 
oder  die  Statuten,  auf  welche  hin  zu  Actienzeichnungen  auf- 
gefordert   worden,    den  Ersatz    ihrer   Auslagen    vorbehalten 
haben;   ein  Vorbehalt,   der   bald   durch  die  Bestimmung  ge- 
schieht: 

„Die  von  den  Conccssionären  bestrittenen  Vorauslagen 
„werden  der  Gesellschaft  in  Rechnung  gebracht  und  von 
„dieser  nach  Richtigstellung  dieser  Auslagen  vergütet"-, 


1)  Subscriptionsbedingunjj^en  d.  Montania  ,, Gesellschaft 
für  Kohlenbergbau,"  Dresden  1858. 

2)  Stat.  der  k.  k.  priv.  Galizisch.  Carl-Ludwig-Bahn,  §.6; 
Stat.  der  Th eis s -Eisenbahn -G.,  §.  7.  — 
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bald  auch  in  der  Art,  dass  nach  Massgabe  der  Subscrlptions- 
Bedingungen  die  Zeichner  eine  sofortige  Einzahlung  zur  Be- 
streitung der  Auslagen  für  Vorarbeiten  leisten  müssen,  die 
ihnen  jedoch  bei  Bezahlung  der  ersten  Rate  der  Actienbeträge 
in  Anrechnung  gebracht  werden  solH. 

Immerhin  sind  es  aber  die  Gründer  allein,  welche  dem 
Dritten  für  die  bei  diesem  bestellten  Vorarbeiten  haften,  dem 
Gerichte  oder  Notar  die  Taxen  für  die  von  ihnen  verlangte 
Beurkundung  der  Statuten,  dem  Staate  die  Sportein  für  die 
nachgesuchte  Concessions-Ertheilung  zu  entrichten  haben, 
während  von  mehreren  Unternehmern  der  oder  diejenigen, 
welche  die  betreffende  Bestellung  gemacht,  dem  Dritten  ver- 
pflichtet sind.  Allerdings  kann  nun  der  Stifter  vom  Mitstif- 
ter den  verhältnissmässigen  Erlass  seiner  Auslagen  mit  der 
actio  'pro  socio  fordern  (S.  p.  186),  und  können  die  Unterneh- 
mer von  dem  zu  Stande  gekommenen  Actienvereine  kraft 
ausdrücklichen  Vorbehalts  oder  particulären  Rechtssatzes  ihre 
Kosten  ersetzt  verlangen  (S.  §.  74);  allein  es  sind  dies  in  der 
That  weder  eigenthümliche,  noch  auch  mit  der  projectirten 
Actiengesellschaft  in  rechtlichem  Zusammenhange  stehende 
Verhältnisse,  da  die  gedachten  Auslagen  zwar  zum  Zwecke 
der  Gründung  einer  Actienverbindung,  nicht  aber  Namens 
derselben  gemacht  worden. 

Nicht  so  einfach  dagegen  ist  die  Beurtheilung  der  Ver- 
hältnisse, welche  daraus  entstehen,  dass  Namens  einer  Actien- 
gesellschaft gehandelt  wird,  welche  zwar  projectirt,  allein  we- 
gen Mangels  an  der  einen  oder  anderen  Perfectionsbedingung 
noch  nicht  zu  Recht  bestehend  ist.  Ein  solcher  Mangel  kann 
darin  liecren,  dass  die  zur  Entstehuno;  des  Actienvereins  als 
solchen  nöthig-e  Staatsofenehmiofung  oder  öffentliche  Bekannt- 
machung  nicht  erfolgt,  Fälle,  auf  welche  die  hier  [einschlagen- 
den Gesetze  allein  zu  reflectiren  pflegen.  Es  kann  aber  auch 
der  Actienverbindung,  in  deren  Namen  gehandelt  worden,  an 
anderweitigen  Perfectionsbedingungen  fehlen,  wie  an  ausrei- 
chend bestimmten  Statuten  oder  an  der  Bestellung  eines 
Vereinsvorstandes. 

Ist  nun  Namens  einer  zwar  beabsichtigten,  allein  als  sol- 
chen nicht  zu  Recht  bestehenden  Actiengesellschaft  gehandelt 
worden,  als  ob  sie  bereits  bestünde,  sind  Klagen  Namens  der- 
selben angestellt  und  Einlassungen  auf  Klagen  bewirkt,  Ver- 


3)  Stat.  derllhein-Nahe-Eisenbahng.,  §.  8. 
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träge  abgeschlossen,  Eintragungen  in  die  Grundbücher  vor- 
genommen worden,  so  ist  es  zunächst  klar,  dass  man  bei 
Beurtheilung  der  aus  einem  solchen  vorzeitigen  Handeln  ent- 
standenen Verhältnisse  davon  ausgehen  muss,  es  existire  hier 
überall  kein  Actienverein  *. 

Es  ist  demnach  die  Meinung  durchaus  unrichtig,  dass 
die  rechtlich  als  solche  nicht  bestehende  Compagnie  doch  je- 
dem Dritten,  welcher  in  gutem  Glauben  mit  ihr  contrahirt,  für 
die  übernommenen  Verbindlichkeiten  verhaftet  bleibe^.  Denn 
es  kann  ein  rechtlich  als  solcher  nicht  bestehender  Actien- 
verein  keine  Verpflichtungen  eingehen  und  demzufolge  auch 
nicht  aus  derartigen  Verbindlichkeiten  verhaftet  bleiben. 

Ebensowenig  ist  eine  solche  Gesellschaft  im  Stande,  Ei- 
genthum  und  andere  dingliche  Rechte  oder  Forderungen  zu 
erwerben,  während  Eintragungen,  die  auf  deren  Namen  in  die 
Grund-  oder  Hypothekenbücher  geschehen,  null  und  nichtig 
sind  und  dadurch,  dass  der  Actienverein  später  rechtlich  ent- 
steht, nicht  convalesciren. 

Auch  hat  endlich  ein  Verein,  so  lange  er  rechtlich  als 
Actiengesellschaft  nicht  besteht,  keine  persona  standiin  judicio, 
wie  auch  das  Oberappellationsgericht  in  Dresden  in  An- 
sehung einer  als  Actienverbindung  constituirten,  vom  Staate 
nicht  genehmigten  Gesellschaft  erkannt  *',  aus  welchem  Grunde 
derselbe  denn  weder  zu  klagen,  noch  beklagt  zu  werden 
vermag. 

Eine  andere  Frage  ist  dagegen  die,  ob  Handlungen, 
welche  Namens  einer  in  der  That  als  solcher  nicht  bestehen- 
den Actiengesellschaft  vorgenommen  worden,  schlechterdings 
wirkungslos,  oder  ob  denselben  nicht  vielmehr  eine  rechtliche 
Wirksamkeit  zukommen  kann. 

Man  hat,  freilich  nur  mit  Rücksicht  auf  den  Fall,  dass 
Namens  einer  nicht  autorisirten  Actiengesellschaft,  wo  staat- 
liche Genehmigung  nothwendig,  gehandelt  worden,  behauptet, 
eine  solche  Handlung  sei  null  und  nichtig,  weil  eine  gesetzlich 
verbotene,  und  daher  aus  den  in  Beziehung  auf  eine  derartige 
Gesellschaft  in's  Leben  getretenett  Verhältnissen  durchaus 
keine  Klage  weder  den  Theilhabern  unter  und  gegen  einan- 
der, noch  gegen  Dritte  einzuräumen,   wogegen  allei'dings  die 


4)  JoUy  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XL  S.  361. 

5)  SoPöhls  Actieng.,  S.  38. 

6)  Kritz,  Rechtsfälle,  Bd.  III.   S.  3U  flg.  —  Seuffert,  Archiv, 
Bd.  1. 110.  04.  — 
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rechtlich  nicht  existirende  Compagnie,  ungeachtet  ihrer  Nicht- 
Existenz, dem  Dritten,  welcher  in  gutem  Glauben  mit  ihr 
contrahirt ,  für  die  übernommene  Verbindlichkeit  verhaftet 
bleibe^;  —  oder  es  sei  aus  einer  solchen  illegalen  Gesellschaft 
keinerlei  Klage  zu  gestatten,  ausser  wenn  die  Vorsteher  den 
Mano-el  verheimlicht  und  Dritte  dadurch  veranlasst  hätten, 
mit  dem  Vereine  in  Rechtsverhältnisse  zu  treten,  in  welchem 
Falle  o-ewen  die  Personen,  welche  den  Namen  einer  Actien- 
o-esellschaft  missbraucht,  eine  Klage  ex  dolo  auf  Ersatz  des 
Interesses  zulässig  sei^. 

Indessen  verdienen  diese  Meinungen  keine  Billigung. 
Denn  kann,  wie  schon  früher  gezeigt,  eine  rechtlich  als  solche 
nicht  bestehende  Actiengesellschaft  weder  klagen,  noch  ver- 
klao"t  werden,  so  sind  dessenungeachtet  Handlungen,  die  Na- 
mens eines  derartigen  Vereins  vorgenommen  worden,  nicht 
ungültig  oder  nur  insoferne  von  Bedeutung,  als  sie  eine  actio 
doli  zu  begründen  vermögen,  so  wenig  als  dies  hinsichtlich 
solcher  Geschäfte  der  Fall  ist,  die  Jemand  als  Institor  abge- 
schlossen, obwohl  er  kein  Institor  war. 

Ebenso  unrichtig  ist  aber  die  weitere  Ansicht,  wonach 
der  rechtlich  als  solcher  nicht  bestehende  Actienverein,  in 
dessen  Namen  Rechtsgeschäfte  eingegangen  worden,  von  dem 
Gesichtspuncte  einer  Societät,  der  provisorische  Vorstand 
aber,  welcher  Namens  der  Gesellschaft  gehandelt,  als  Insti- 
tor, Complementar,  Mandatar  zu  betrachten  sein  solP.  Ist 
zwar  diese  Auffassung  in  das  Preuss.  Gesetz  über  die  Ei- 
senbahnunteraehmungen  vom  3.  Nov.  1838  übergegangen, 
dessen  §.  8  erklärt: 

„So  lange  die  Bestätigung  (des  Statuts  der  Actiengesell- 
„schaft)  nicht  erfolgt  ist,  bestimmen  sich  die  Verhältnisse 
„der  Gesellschaft  und  ihrer  Vertreter  nach  den  allgemei- 
,,nen  gesetzlichen  Vorschriften  über  Gesellschafts-  und 
„Mandats  vertrage" ; 


7)  Pohls,  Actienges.,  S.  37  fg. 

8)  Reyscher  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XIII. 
S.  402  u.  403. 

9)  Brackenhöft  in  "Weiske's  Rechtslexicon,  Bd.V.  S.  90;  Urth. 
des  Berlin.  Obertribunals  vom  27.  Jan.  1852  inStriethorst,  Arch. 
für  Rechtsfälle,  Bd.  IV.  no.  65.  S.  303  und  Kletke,  Zeitschr.  für  Han- 
dclsgesetzgeb.,  Jahrg.  I.  S.  130  fg.  —  Delangle,  des  socieles  commerc., 
tc:n.  IL  no.  478. 
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und  scheint  auch  das  Bernische  Gesetz  von  1860  sich  die- 
selbe in  den  Worten  des  Art.  8  angeeignet  zu  haben: 

„Bis  zu  ihrer  rechthchen  Constituirung  unter  diesem  Ge- 
„setze  bleibt  die  Gesellschaft  in  allen  Beziehungen  den 
„allgemeinen  civilrechtlichen  Normen  unterworfen", 
so  ist  doch  eine  solche  Construction  unsers  Erachtens  durch- 
aus unzulässig^*'. 

So  lange  nämlich  der  Actienverein  als  solcher  nicht  zu 
Recht  besteht,  ist  ledioflich  eine  Mehrheit  von  Personen  vor- 
banden,  von  denen  jede  sich  in  einem  gegebenen  Verhältnisse 
bei  dem  projectirten  Actienunternehmen  betheiligen  will. 

Es  sind  entweder  mehrere  Gründer  da,  die  zusammen 
einen  Actienverein,  dessen  Capital  sie  allein  zusammenlegen 
sollen,  in's  Leben  rufen  wollen;  oder  es  sind  Unternehmer 
und  anderweitige  Actienzeichner  vorhanden,  oder  Projectan- 
ten,  die  sich  selbst  bei  der  in  Bildung  begriffenen  Gesellschaft 
nicht  zu  betheiligen  beabsichtigen,  und  Subscribenten.  Kann 
nun  allerdings,  wie  früher  gezeigt  (p.  18ö),  zwischen  den 
mehreren  Mitstiftern  eine  auf  Errichtung  der  projectirten  Ac- 
tienverbindung  gerichtete  Societät  bestehen,  so  sind  dieselben 
doch  in  der  Eigenschaft  als  künftige  Actionäre  keine  socii; 
ebensowenig  sind  aber  die  Zeichner  socii  der  Gründer,  so  wie 
auch  die  mehreren  Subscribenten  unter  einander  in  gar  kei- 
nem Rechtsverhältnisse  stehen.  So  wenig  als  die  perfect 
gewordene  Actieng-esellschaft  eine  Societät  im  civilrechtlichen 
Sinne  dieses  Wortes  ist,  ist  der  in  Bildung  begriffene  Actien- 
verein unter  diese  Rechtsform  zu  brino-en,  mao^  nun  zu  dessen 
Perfection  nur  die  staatliche  Genehmigung  oder  ein  ander- 
weitiges wesentliches  Erforderniss  fehlen. 

Wenn  nun  die  in  Bildung  begriffene  Actienverbindung 
keine  Societät  ist,  so  nimmt  sie  selbstverständlich  diesen 
Character  dadurch  nicht  an,  dass  Namens  des  Actienvereins 
gehandelt  wird,  als  ob  derselbe  rechtlich  bestünde.  Gleich- 
gültig ist  es  hierbei,  ob  die  Namens  der  Actiengesellschaffc 
abgeschlossenen  Geschäfte  durch  diejenigen  eingegangen  wor- 
den, welche  kraft  der  Statuten  oder  eines  Beschlusses  der 
künftigen  Actionäre  den  Vorstand  des  Actienvereins  bilden 
sollen ,  oder  durch  andere  Personen ;  ob  ferner  diejenigen, 
welche  im  Namen  der  noch  nicht  zu  Recht  bestehenden  Ac- 


10)  S.  auch  Jolly  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI. 
S.  361  a.  E.  u.  S.  362. 
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tienverbindung  contrahirt,  dies  ohne  oder  mit  Auftrag  der 
künftigen  Actionäre,  aller  oder  einiger  derselben,  gethan. 
Denn  es  wird  an  und  für  sich  durch  die  gemeinschafdiche 
Ertheilung  eines  Mandats  ein  Sociefäts-Verhältniss  nicht  ins 
Leben  gerufen,  während  der  Umstand,  dass  es  der  Vorstand 
des  künftigen  Actienvereins  ist,  welcher  Namens  desselben 
gehandelt,  als  ob  dieser  bereits  existirte,  um  desswillen  irre- 
levant, weil  eben  die  Actiengesellscliaft  als  solche  und  dem- 
zufolge auch  deren  Vorstand  rechtlich  nicht  besteht. 

Hiernach  ist  es  denn  unzulässig,  bei  Beurtheilung  der 
Rechtsverhältnisse  aus  Geschäften,  welche  Namens  eines  in 
WirkUchkeit  als  solchen  nicht  bestehenden  Actienvereins  ge- 
schlossen worden,  die  künftigen  Actionäre,  alle  oder  einzelne 
derselben,  als  gewöhnliche  socii  oder  als  Mitglieder  einer  offe- 
nen Handelsgesellschaft,  und  diejenigen,  welche  für  die  Ac- 
tienverbindung  gehandelt,  als  Mandatare  oder  Institoren  zu 
betrachten,  oder  gar  den  Handelnden  als  Complementar  und 
die  Theilhaber  der  künftigen  Gesellschaft  als  dessen  stille 
Gesellschafter  aufzufassen. 

Vielmehr  ist  hier  davon  auszugehen,  dass  derjenige,  wel- 
cher im  Namen  eines  noch  nicht  zu  Recht  bestehenden  Ac- 
tienvereins handelt,  sich  so  gerirt,  als  ob  er  dies  auf  Grund 
erhaltener  Vollmacht  thäte,  während  er  in  der  That  eine  solche 
Vollmacht  schon  um  desswillen  nicht  hat,  weil  der  angebliche 
Vollmachto-eber  nicht  existirt.  Der  Vorstand  der  künftigen 
Actiengesellschaft  handelt,  als  ob  er  wirklicher  Vorstand  wäre, 
oder  es  contrahirt  sonst  Jemand  Namens  der  Actienverbin- 
dung,  als  ob  er  hierzu  bevollmächtigt,  obwohl  es  ihm  an  einem 
solchen  Auftrage  gebricht. 

In  jedem  Falle  handelt  hier  der  Vertreter  der  Actienge- 
sellschaft ohne  Vollmacht  Seitens  des  angeblichen  Principals, 
ohne  dass  er  legltlmirt  wäre,  Namens  desselben  das  Geschäft 
abzuschliessen,  wobei  er  in  dieser  Weise  mit  oder  ohne  Wil- 
len der  künftigen  Actionäre  thätig  sein  kann. 

Betrachten  wir  zunächst  den  letzteren  und  einfacheren 
Fall  und  nehmen  wir  an,  der  statutenmässige  Vertreter  des 
künftigen  Actienvereins  oder  ein  sonstiger  angeblicher  Be- 
vollmächtigter hat  für  Rechnuno^  und  im  Namen  desselben  auf 
eigene  Faust  Rechtsgeschäfte  abgeschlossen,  als  ob  die  Ac- 
tiengesellschaft als  solche  bereits  bestünde,  so  ist  es  klar, 
dass  aus  einem  derartigen  Geschäfte  diese  letztere  schon  um 
desswillen  nicht  verpflichtet  wird,  weil  sie  nicht  besteht,   so 
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wie  class  auch  die  künftigen  Actionäre  daraus  nicht  verbunden 
werden,  da  weder  in  ihrem  Namen,  noch  mit  ihrem  Willen 
contrahirt  Avorden  ist.  Kann  unter  so  bewandten  Umständen 
von  einer  Haftung  des  Fonds  der  künftigen  Actiengesellschaft 
für  die  von  deren  Vertreter  eingegangenen  Verbindlichkeiten 
nicht  die  Rede  sein^^,  so  niuss  derjenige,  welcher  Namens 
des  Actienvereins  Geschäfte  abgeschlossen,  als  ob  derselbe 
zu  Recht  bestünde,  als  Contrahent  für  eio;ene  Rechnung  ^el- 
ten  ^^,  wie  dies  in  Ansehung  einer  Person  anzunehmen,  die, 
obwohl  sie  nicht  Institor  war,  ein  Geschäft  in  dieser  Eigen- 
schaft eingegangen^^.  Es  ist  derselbe  demnach  dem  Diitten 
gegenüber,  mit  welchem  er  contrahirt,  allein  verpflichtet  wie 
berechtigt,  so  wie  er  wegen  Ausgabe  von  Actien  haftet^*  und 
auch  den  Actienzeichnern  zum  Ersätze  verbunden  ist,  wenn 
er  eine  solche  Schuld  mit  den  von  diesen  zum  Fonds  der 
künftigen  Actiengesellschaft  eingeschossenen  Geldern  bezahlt 
haben  und  letztere  nicht  zu  Stande  kommen  sollte. 

Ein  solcher  Vertreter  der  künftigen  Actiengesellschaft 
haftet  aber  aus  den  Namens  derselben  vorgenommenen  Hand- 
lungen mit  seinem  ganzen  Vermögen  und  nicht  allein  bis  zum 
Betrage  des  Grundcapitals  des  projectirten  Vereins ,  sollte 
auch  auf  die  Grundlage  der  diesen  Betrag  bezeichnenden  Sta- 
tuten contrahirt  worden  sein.  Denn  auch  die  Actienffesell- 
Schaft  wird,  wo  sie  überhaupt  obligirt  ist,  nicht  bloss  bis  zum 
Betrage  ihres  Actiencapitals,  sondern  schlechtweg  verpflichtet, 
obwohl  natürlich  nur  in  deren  Vermögen,  soweit  dasselbe 
reicht,  exequirt  werden  kann. 

Wer  also  im  Namen  einer  Actiengesellschaft  handelt, 
bevor  diese  als  solche  zu  Recht  besteht,  haftet  pex'sönlich, 
und  zwar  mit  seinem  ganzen  Vermögen,  für  die  eingegange- 
nen Verbindlichkeiten. 

Haben  aber  Mehrere  zusammen  ein  Rechtsereschäft  im 
Namen  einer  Actien  Verbindung,  die  als  solche  rechtlich  nicht 
bestand,  abgeschlossen,  so  haften  sie  daraus  solidarisch,  da 
der  Dritte,  welcher  mit  jenen  contrahirte,  bei  wirklicher  Be- 
vollmächtigung derselben  eine  Klage  sreo^en  den  Actienverein 


11)  ProtocoUe,  S.  1450. 

12)  Jolly  in  derZeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XL  S.  363; 
Pardessus,  cours  de  droit  commerc,  tom.  III.  (6.  edil.),  p.  140. 

13)  Thöl,  Handelsrecht  (4.  Aufl.),  S.  165  i.A.;  —  Buchka,  Stell- 
vertietun«^,  S.  238;  —  (ioldschmidt,  Lucca-Pistoja,  S.  17. 

14;  ProtocoUe,  S.  1039.  — Lange,  de  sucitlaie  anonjina,  p.  80  sq. 
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auf  Bezahlung  seiner  ganzen  Forderung  gehabt  haben  würde, 
und  er  demnach  mit  Einer  Klage  zu  dieser  Zahlung  muss 
gelangen  können. 

In  diesem  Sinne  bestimmt  denn  das  Portugiesische 
Handelsgesetzbuch  Art.  541,  freilich  nur  mit  Rücksicht 
auf  den  Fall,  dass  die  gesetzlich  erforderte  Veröffentlichung 
der  Statuten  der  Actiengesellschaft  nicht  geschehen,  dass  die 
Administratoren  und  Directoren  des  Vereins  persönlich  und 
solidarisch  Dritten  aus  den  Verträgen  haften,  welche  diese 
vor  jener  Veröffentlichung  mit  der  Compagnie  abgeschlossen^'^, 
eine  Bestimmung,  welche  in  gleicher  Weise  im  Holland. 
Handelscodex  Art.  39  sich  vorfindet ^*^. 

In  dem  nämlichen  Sinne  verordnet  das  Zürcher'sche 
Civilgesetzbuch  §.  24: 

„AVenn  derartige  Actienvereine  (nämlich  solche,  die  der 
,, staatlichen  Genehmigung  bedürfen),  ohne  vorher  die 
„staatliche  Genehmigung  erhalten  und  die  öffentliche 
„Kundmachung  besorgt  zu  haben,  Verträge  abschliessen 
„und  Schulden  eingehen,  so  haften  den  dritten  Credito- 
„ren  gegenüber  zunächst  die  Vorsteher  der  Gesellschaft 
„und  diejenigen  Personen,  welche  im  Namen  dersel- 
„ben  gehandelt  haben,  jeder  unmittelbar  für  die  ganze 
„Schuld;" 
während  das  Waadtländische  Gesetz  über  die  Handels- 
gesellschaften vom  14.  Dec.  1852  Art.  30  Abs.  2  erklärt: 

„Les  directeurs  de  la  societe  anonyme  sont  obliges  per- 
„sonnellement  et  solidairement  envers  les  tiers,  jusqu'au 
„moment  de  la  puhlication  prescrite  par  le  present  ar- 
„ticle." 

Offenbar  umsichtiger  wie  diese  Gesetze  drückt  sich  jedoch 
das  Allg.  deutsche  Handelsgesetzbuch  Art.  211  Abs.  2 
dahin  aus: 

„Wenn  vor  erfolgter  Genehmigung  und  Eintragung  in 
„das  Handelsregister  im  Namen  der  Gesellschaft  gehan- 


15)  „Os  adininistradores  ou  directores  d\ima  companhia  seräo  ohrigados 
„pessoal  e  solidariainente  para  com  ierceiros,  que  tractem  com  a  companhia 
„ate  o  momento,  em  que  tiver  logar  a  inscrip<;äo  da  conlracto  della  no 
„registro  publico  do  commercio.^^ 

16)  „Zoo  lang  de  hij  hei  vorige  arlikel  vermelde  inschrijüing  en  hekend- 
„making  niel  hehben  plaals  gehad,  zijn  de  besiuurders ,  vor  hunne  hande- 
„lingen,  persoonlijk  en  elk  voor  hei  geheel,  aan  derden  verbünden."  S.  auch 
den  Würtemberar.  Entw  Art.  249  Abs.  1. 
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„clelt  worden  ist,   so   haften  die  Handelnden  persönlich 

„und  solidarisch;" 
da  die  Vorsteher  des  künftigen  Actienvereins  zweifellos  nicht 
für  die  Handlungen  verantwortlich  sein  können,  welche  an- 
dere angebliche  Bevollmächtigte  in  dessen  Namen  vorgenom- 
men, vielmehr  diese  letzteren  daraus  haften;  wie  denn  über- 
haupt die  Vorsteher  einer  noch  nicht  zu  Recht  bestehenden 
Actieno-esellschaft   keine   besondere    rechtliche   Stelluno-  ein- 

o  o 

nehmen  ^^. 

Jene  Sätze,  Avelche  übrigens,  wie  bereits  bemerkt,  nicht 
allein  in  dem  Falle  Anwendung  finden,  dass  die  projectirte 
Actien Verbindung;  wegen  man^-elnder  Staatsg^enehmio-uno-  oder 
öffentlicher  Bekanntmachung  nicht  zu  Recht  besteht,  sondern 
überall  gelten,  wo  Namens  einer  Actiengesellschaft  gehandelt 
worden,  der  es  an  irg-end  einer  der  wesentlichen Bedino-ung-en 
einer  solchen  gebricht,  unterliegen  dann  keinerlei  Anstände, 
wenn  der  Dritte,  mit  welchem  Namens  des  Actienvereins  con- 
trahirt  wurde,  Kenntniss  von  jenem  Mangel  nicht  hatte  und 
nicht  haben  musste. 

Dagegen  entstellt  die  Frage ,  ob  jene  Haftung  derer, 
welche  im  Namen  der  nicht  zu  Recht  bestehenden  Actienver- 
bindung  gehandelt,  auch  dann  eintritt,  wenn  der  Dritte,  mit 
welchem  sie  contrahirt,  wusste  oder  wissen  musste,  dass  die 
Actiengesellschaft  als  solche  nicht  existirte;  eine  Frage,  die 
man  unter  der  Voraussetzung  verneint  hat,  dass  der  ohne  Auf- 
trag Handelnde  nicht  für  die  Genehmigung  einstehen  zu  wol- 
len erklärt  habe  ^^  Indessen  passen  die  zur  Begründung 
dieser  Ansicht  angezogenen  Gesetze  *^,  nach  Avelchen  der  Kauf 
einer  entwendeten  oder  verbrannten  Sache  ungültig,  wenn 
beide  Theile  den  Verlust  der  Sache  kannten,  derselbe  für  den 
Verkäufer  nicht  bindend  ist,  wenn  nur  der  Käufer  darum 
wusste,  ganz  und  gar  nicht  hierher,  da  in  dem  in  Frage  ste- 
henden Falle  von  einem  dolus  nicht  die  Rede  ist.  Wird  viel- 
mehr ein  Vei'trag  Namens  eines  Actienvereins  abgeschlossen, 
der  als  solcher  nicht  zu  Recht  besteht,  während  dies  demje- 
nigen, mit  welchem  der  angebliche  Vertreter  der  Gesellschaft 
contrahirt,  bekannt  ist,  so  kann  der  Sinn  eines  solchen  Ge- 
schäfts nur  der  sein,  dass  es  zwar  für  Rechnung  der  projec- 


17)  Motive  zum  Preuss.  Entw.,  S.  91  a.  E.  u.  S.  92. 

18)  Auerbach,  das  (iesellschaftswesen  ,  S.  263  u.  S.  265. 

19)  1.  34  §.  3,  1.  57  §.  3  D.  de  cmtr.  e?nt.  (18.  1). 

Ren  (lud,  Acticitficsellscli.  OO 
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tirten  Actienverbindung,  allein  unter  den  beiden  paciscirenden 
Parteien  in  der  Art  abgeschlossen,  dass  diese  daraus  berech- 
tigt und  verpflichtet  sein  sollen  ^^ 

Daher  entspricht  die  Bestimmung  des  Allg.  deutsch. 
Handelsgesetzb.  Art.  211  Abs.  2,  wonach,  wenn  vor  er- 
folgter Genehmigung  und  Eintragung  in  das  Handelsregister 
im  Namen  der  Gesellschaft  gehandelt  worden  ist,  die  Han- 
delnden ohne  weitere  Unterscheidung  persönlich  und 
solidarisch  haften  sollen,  durchaus  dem  gemeinen  Rechte,  und 
hat  jene  keineswegs  bloss  den  handelspolitischen  Grund,  wel- 
cher bei  Motivirung  des  Preuss.  Entwurfs  Art.  181  Abs.  5 
hervorgehoben  worden ^^.  Fassen  wir  das  Gesagte  zusammen, 
so  werden  diejenigen,  welche,  sei  es  als  angebliche  Vorsteher, 
sei  es  als  anderweitige  Beauftragte  Namens  einer  nicht  zu 
Recht  bestehenden  Actiengesellscliaft  Rechtsgeschäfte  abge- 
schlossen haben,  als  ob  dieselbe  als  solche  existirte,  daraus 
berechtigt  und  mit  ihrem  ganzen  Vermögen  verpflichtet,  und 
zwar  in  letzterer  Hinsicht  solidarisch,  wenn  Mehrere  zusam- 
men gehandelt.  Dagegen  werden  die  künftigen  Actionäre  als 
solche  aus  derartigen  Handlungen  weder  berechtigt,  noch  ver- 
pflichtet, aus  welchem  Grunde  denn  die  Gläubiger  auf  die 
von  denselben  in  den  Fonds  des  projectirten  Vereins  einge- 
worfenen Beiträge  nicht  greifen  können. 

Die  Actienzeichner  sind  als  solche  aber  auch  dann  nicht 
aus  jenen  Geschäften  verbunden,  wenn  die  Handelnden  zah- 
lungsunfähig sein  sollten,  falls  nicht  das  positive  Gesetz,  wie 
dies  das  Zürcher  Civilgesetzbuch  §.  24  thut-^,  deren 
subsidiäre  Haftung  ausspricht,  eine  Haftung,  welche  jedoch, 
wie  sie  sich  civilistisch  nicht  begründen  lässt,  so  auch  den 
Grundsätzen  der  Billigkeit  widerspricht,  da  der  Actienzeich- 
ner als  solcher  weder  nothwendig  bei  dem  Abschlüsse  der 
betreffenden  Geschäfte  sich  betheiligt,  noch  auch  daran  Schuld 


20)  Jolly  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Kecht,  Bd.  XI.  S.  363 
a.  E.  u.  S.  364. 

21)  Motive  zum  Preuss.  Entw.,  S.  91. — 

22)  Dieses  Gesetzbuch  fügt,  nachdem  es  bestimmt,  dass  die  Vor- 
steher und  sonstigen  Personen,  welche  Namens  der  nicht  genehmigten 
oder  veröfi'entlichten  Actiengesellschaft  gehandelt,  den  Dritten  solidarisch 
haften,  bei:  „und  überdem,  wenn  diese  Personen  nicht  zahlungsfähig 
„sird,  auch  die  einzelnen  Actionäre  ebenso  solidarisch  über  den  Betrag 
„des  Actiencapitals  hinaus.  Im  Verhältnisse  zu  einander  aber  haften  die 
,, Actionäre  nach  Massgabe  ihrer  Actien." 
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trägt,  dass  die  projectirte  Actiengesellschaft  nicht  perfect  ge- 
worden. 

Indessen  ist  es  möglich,  dass  die  Unternehmer  der  Ac- 
tiengesellschaft oder  der  für  die  projectirte  Actienverbindmig 
bestellte  Vorstand  oder  eine  sonstige  Person  mit  dem  Willen 
sämmtlicher  oder  einiger  Subscribenten  Geschäfte  mit  Dritten 
Namens  des  Actienvereins  abschliessen,  als  ob  derselbe  zu 
Recht  bestünde. 

Man  ist  hier  von  der  Auffassung  ausgegangen,  die  künf- 
tigen Actionäre  ertheilten  dem  Geschäftsführer  den  Auftrag, 
gewisse  Geschäfte  für  sie  vorzunehmen,  indem  sie  jedoch  der 
Vollmacht  o-leich  die  Beschränkunoj  beifüsten,  wonach  sich 
jeder  nur  bis  zu  einer  gewissen  Summe  verpflichten  lassen 
wolle.  Daher  hafteten  dieselben  dem  Dritten,  mit  welchem 
ihr  Mandatar  contrahirt,  nur  jyro  rata,  und  zwar  der  Einzelne 
nur  bis  zum  Belaufe  der  von  ihm  versprochenen  Einlage. 
Daneben  sei  nun  allerdings  der  Geschäftsführer  dem  Dritten 
persönlich  und  in  solidum  verbunden,  weil  er  ihm  das  Ver- 
sprochene nicht  leisten  könne,  nämlich  die  Befriedigung  aus 
der  Gesellschaftscasse,  oder  weil  er  mit  a.  W.  die  anonyme 
Gesellschaft  als  Auftraggeberin  zu  stellen  ausser  Stande  sei-^. 

Allein  es  geht  diese  Auffassung  von  theilweise  unrichti- 
gen Grundlagen  aus. 

Derjenige,  welcher  mit  einem  Dritten  Namens  eines  pro- 
jectirten  Actienvereins  als  Vorstand  oder  sonstiger  Bevoll- 
mächtigter contrahirt,  als  ob  die  Actiengesellschaft  als  solche 
zu  Recht  bestünde,  gilt  nach  den  früher  ausgeführten  Grund- 
sätzen als  Contrahent  für  eigene  Rechnung,  und  wird  demnach 
aus  dem  betreffenden  Geschäfte  allein  berechtigt,  wie  er  auch 
daraus  verpflichtet  wird.  Gleichgültig  ist  es  hierbei  zunächst, 
ob  der  Handelnde  aus  Auftrag,  mit  dem  Willen  Anderer  das 
Geschäft  eingegangen,  weil  dieses  nicht  in  deren  Namen  abge- 
schlossen worden. 

Freilich  hat  der  Dritte,  welcher  mit  dem  Mandatar  con- 
trahirt hat,  eine  utihs  actio  ad  exemplum  institoriae  gegen  den 
Mandanten;  und  möchte  es  allerdings  zu  bezweifeln  sein,  dass 


23)  Jolly  inderZeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.  364fg.; 
Auerbach,  das  GesellschaftsAvesen ,  S.  264  fg.  —  Obertribunal  in 
Stuttgart  bei  Seuffert,  Arch.,  Bd.  XII.  no.  58.  S.  auch  Pardessus, 
cours  de  droit  coinmerc,  tom.  III.  (Gerne  edit.)  p.  140.  141,  der  jedoch  für 
den  Fall  der  Zahlungsunfähigkeit  dem  Fonds  der  nicht  approbirten  Gesell- 
schaft die  Zeichner  solidarisch  haften  lässt  (p.  16.5  sq.). 

22* 


340    Die  Kosten  für  die  Errichtung  der  Actiengesellschaft  etc. 

im  vorliegenden  Falle  diese  Klage  gegeben,  weil  derjenige, 
welcher  Namens  des  Actienvereins  contrahirte,  bei  Schliessung 
des  Vertrags,  rücksichtlich  dessen  er  als  der  eigentliche  Con- 
trahent  zu  betrachten,  keinen  Bezug  auf  seine  wirklichen 
Vollmachtgeber  genommen'^*,  so  kann  dagegen  der  Geschäfts- 
führer der  Actienzeichner,  welcher  Namens  der  Actiengesell- 
schaft Geschäfte  mit  Dritten  eingegangen,  nicht  allein  diesen 
die  ihm  gegen  seine  Auftraggeber  zustehende  actio  mandaü 
contraria  cediren,  sondern  bedarf  auch  der  Dritte  im  Falle  der 
Zahluno-sunfähiffkeit  seines  Paciscenten  einer  solchen  Cession 
nicht  ^•''. 

Fragt  man  aber  nach  dem  Umfange,  in  welchem  der 
Actienzeichner,  in  dessen  Auftrag  Namens  der  projectirten, 
allein  noch  nicht  zu  Recht  bestehenden  Actiengesellschaft  mit 
einem  Dritten  contrahirt  Avorden,  seinem  Mandatar  und  be- 
ziehungsweise ex  jure  cesso  oder  auf  Grund  einer 'vtilis  actio 
dem  Dritten  haftet,  so  wird  eine  beschränkte  Haftung  dessel- 
ben um  desswillen  behauptet,  weil  er  gleich  bei  Ertheilung 
des  Auftrasres  bestimmt  habe,  er  wolle  sich  nur  bis  zu  einer 
gewissen  Summe  verpflichten  lassen,  oder  weil,  wie  Auer- 
bach, das  Gesellschaftswesen,  S.  204  fg.,  sich  ausdrückt, 
weder  der  erklärte  Wille  der  Actienzeichner  auf  unbeschränkte 
Haftbarkeit  gehe,  da  sie  ja  nur  als  Actienverein  und  nicht 
als  offene  Gesellschafter  aufgetreten,  noch  auch  jene  vom 
dritten  Contrahenten  erwartet  werden  konnte,  weil  derselbe 
ja  nur  mit  einer  Actiengesellschaft  zu  contrahiren  vermeinte. 

Indessen  bedarf  zunächst  die  völlige  Verkehrtheit  dieser 
letztern  Argumentation  kaum  einer  eingehenderen  Darlegung. 
Offenbar  vermag  nämlich  die  beschränkte  Haftung  der  Ac- 
tienzeichner, in  deren  Auftrag  Namens  der  Actiengesellschaft 
Geschäfte  mit  Dritten  abgeschlossen  worden,  nicht  dadurch 
begründet  zu  werden,  dass  jene  nur  als  Actienverein  auftre- 
ten wollten,  da,  abgesehen  davon,  dass  nicht  noth wendig  alle 
Subscribenten  sich  bei  jener  Vollmachtsertheilung  betheiligt 
zu  haben  brauchen,  so  lange  die  Actienverbindung  rechtlich 
nicht  besteht,  der  Wille  als  solche  aufzutreten  gänzlich  irre- 
levant ist,  und  andererseits,  falls  es  sich  anders  verhielte,  die 
Actienzeichner  gleich  wie  wirkliche  Actionäre  Aveder  dem 
Geschäftsführer,   noch  auch  dem  Dritten,   mit  welchem  die- 


24)  Buchka,  Stellvertret. ,  S.  47. 

25)  Arg.  1.  2  D.  de  imtltor.  ad.  (14.  3). 


§.  36.   Grundsätze.  341 

ser  contraliirt,  unmittelbar  zu  irgend  etwas  verbunden  sein 
würden. 

Ebenso  verwerflich  ist  aber  auch  die  behutsamer  gefasste, 
allein  der  Sache  nach  mit  der  eben  besprochenen  übereinstim- 
mende Ausführung  Jolly's  S.  364,  wonach  die  Absicht  be- 
schränkter Haftung  sich  in  dem  Willen  der  Actienzeichner 
kundsriebt,  soweit  möolicli  als  Actieno-esellschaft  zu  o^elten. 

Dass  freilich  von  einem  Actienzeichner,  der  in  eine  Na- 
mens des  noch  nicht  zu  Recht  bestehenden  Actienvereins  vor- 
zunehmende Handlung  einwilligt,  eine  nur  beschränkte  Haf- 
tung- übernommen  werden  kann,  soll  nicht  in  Abrede  gestellt 
werden,  während  zu  leugnen  ist,  dass  eine  solche  als  Regel 
aufzustellen. 

Es  ist  z.  B.  zweifellos  möglich,  dass  der  s.  g.  jiroviso- 
rische  Vorstand  einer  noch  nicht  in's  Leben  getretenen  Ac- 
tienverbindung  in  deren  Interesse  einen  Ankauf,  wie  denjeni- 
gen einer  Fabrik,  deren  Concurrenz  zu  befürchten  wäre, 
beschlossen  und  dass  dieser  Ankauf  mit  Rücksicht  darauf, 
dass  er  vom  Actienvereine  übernommen  werden  soll,  in  dessen 
Namen  eingegangen  Avird,  und  zwar  mit  dem  Willen  mehrerer 
oder  aller  Subscribenten,  von  denen  der  eine  oder  der  andere, 
mehrere  oder  alle  erklären,  nur  bis  zu  einer  gewissen  Summe, 
bis  zum  Betrage  der  von  ihnen  bereits  gemachten  Einzah- 
lungen oder  der  übernommenen  Actien  einstehen  zu  wollen. 

Hat  aber  eine  solche  ßestimmunsr  Seitens  eines  Actien- 
Zeichners  bei  Ertheilung  des  Auftrags  nicht  Statt  gefunden, 
so  vermögen  wir  in  der  That  einen  Grund  für  die  Unterstel- 
lung des  Willens  beschränkter  Haftung  nicht  einzusehen. 
Denn  hat  sich  jener  allerdings  nur  bis  zu  einer  gewissen 
Summe  zur  Betheiligung  beim  Capitale  der  zu  gründenden 
Gesellschaft  verpflichtet,  so  ist  diese  Beschränkung  doch  un- 
möglich im  Verhältnisse  zu  demjenigen,  welchem  ein  Auftrag 
zu  Gunsten  der  projectirten  Actienverbindung  gegeben  wird, 
massgebend.  Wie  man  sich  aber  ferner,  wie  bereits  gezeigt, 
hier  nicht  auf  die  Absicht  der  Subscribenten  berufen  kann, 
so  weit  möglich  als  Actiengesellschaft  zu  gelten,  weil  eine 
solche  Absicht  auf  etwas  rechtlich  Unmögliches  gerichtet,  so 
vermag  endlich  für  jene  beschränkte  Haftung  ebensowenig 
geltend  gemacht  zu  werden,  dass  das  Interesse  der  Actien- 
zeichner bei  dem  von  ihnen  aufgetragenen  Geschäfte  im  Ver- 
hältnisse zu  ihrer  Actienbetheiligung  stehe,  weil  es,  abge- 
sehen davon,  dass  es  sich  in  dieser  Beziehuno:  anders  verhalten 
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kann,   in  Ansehung  der  Verbindlichkeit   des  Mandanten  auf 
die  Grösse  des  Interesses  desselben  nichts  ankömmt. 

Ist  hier  aber  ein  Grund  beschränkter  Haftuno;  der  Ac- 
tienzeichner  an  und  für  sich  und  abgesehen  von  ausdrückli- 
cher Beredung  nicht  vorhanden,  so  müssen  diese  ihrem  Man- 
datare, resp.  demjenigen,  der  ex  jure  cesso  oder  utiliter  die 
actio  mandati  contraria  gegen  sie  anstellt,  unbeschränkt  und 
in  solidum  einstehen  ^^. 

Hiermit  stimmt  denn  auch  das  Allgem.  deutsche 
Handelsgesetzb.  Art.  211  Abs.  2  überein,  wenn  es  be- 
stimmt, dass  falls  vor  erfolgter  Genehmigung  und  Eintragung 
in  das  Handelsregister  im  Namen  der  Gesellschaft  o-ehandelt 
worden,  die  Handelnden  persönlich  und  solidarisch  haften, 
während  in  der  Nürnberger  Conferenz  wiederholt  aner- 
kannt worden,  dass  unter  den  „Handelnden"  selbstverständ- 
lich auch  die  etwaigen  Auftraggeber  2^,  also  nicht  allein  die 
geschäftsführenden  Mitglieder,  sondern  auch  alle  diejenigen 
Zeichner,  mit  deren  Willen  gehandelt  worden,  gemeint  seien -^. 
Auch  nach  diesem  Gesetzbuche  haften  jedoch  die  Auftrag- 
geber dem  Dritten,  mit  welchem  der  Geschäftsführer  Namens 
des  Actienvereins  contrahirt,  nun  auf  Grund  einer  Cession 
der  actio  inandati  contraria,  so  wie  abgesehen  von  einer  sol- 
chen im  Falle  der  Zahlungsunfähigkeit  des  Mandatars,  wäh- 
rend es  sich  von  selbst  versteht,  dass  eine  Beschränkung  ihrer 
Haftung  mittelst  ausdrücklicher  Erklärung  bei  Ertheilung  des 
Auftrags  zulässig. 

Es  ist  nun  allerdings  möglich,  dass  der  projeetirte  Ac- 
tienverein,  in  dessen  Namen  gehandelt  worden,  ehe  derselbe 
als  solcher  bestand,  später  zur  rechtlichen  Existenz  gelangt 
und  die  in  seinem  Namen  abgeschlossenen  Geschäfte  ratiha- 
birt,  eine  Ratihabition,  zu  welcher  derselbe  berechtigt,  nicht 
aber  verpflichtet  ist.  Geschieht  dies,  so  werden,  da  die  nach- 
folgende Genehmigung  gleich  dem  vorausgegangenen  Auf- 
trage wirkt  und  andererseits  hier  von  Geschäften  die  Eede, 
welche  Namens  der  Actiengesellschaft  eino:eo;ano;en  worden, 
die  Geschäftsführer  wie  die  Zeichner,  aus  deren  Auftrag  jene 
gehandelt,  von  jeder  Verpflichtung  liberirt,  und  gehen  die 
übernommenen  Verbindlichkeiten  wie  die  erworbenen  Rechte 
auf  die  Actienverbinduns:  über. 


26)  1.  59  §.  3  D.  mandati  (17.  1.)  — 

27)  Protocolle,  S.  1039.     —     28)  Protocolle,  S.  1450. 
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In  diesem  Sinne  bestimmt  denn  auch  das  Bernische 
Gesetz  V.  J.  18G0  Art.  8: 

„Verpflichtmigen,  welche  vor  diesem  Zeitpmicte  (nämlich 
„demjenigen  der  rechtlichen  Constituirung  der  Actienge- 
„sellschaft)  Namens  der  Gesellschaft  eingegangen  worden 
„sind,  können  später  von  der  constituirten  Actiengesell- 
„ Schaft  übernommen  werden,  und  es  sind  in  diesem 
„Falle  ...  die  Gläubiger  schuldig,  die  Actiengesellschaft 
„als  Schuldner  anzuerkennen." 


KAPITEL  III. 

Die  Verfassung  der  Actiengesellschaft. 

I.   Die  Mitgliedschaft. 

§.37. 

Die  Fähigkeit  zur  Mitgliedschaft;   —   deren  Erwerbung  im 
Allgemeinen. 

Fähig  Mitglied  einer  Actiengesellschaft  zu  sein  ist  in  der 
Kegel  jede  Person,  eine  physische  wie  eine  juristische,  und 
daher  auch  der  Staat,  welcher  nicht  selten  bei  Actienvereinen, 
insbesondere  solchen,  deren  Zweck  in  näherer  Beziehung  zum 
öffentlichen  Interesse  steht,  als  Actionär  betheiligt  ^  Ebenso 
können  aber  Handelsgesellschaften,  Collectiv-  wie  Comman- 
ditgesellschaften,  auf  ihre  Firma  hin  Actionäre  sein. 

Fähig  sind  ausländische  wie  inländische  Personen  und 
Gesellschaften^,  Männer  wie  Frauen,  und  stellen  auch  die 
Subscriptionsbedingungen  bisweilen  Beschränkungen  in  An- 
sehung der  Zulassung  zur  Actienzeichnung  auf,  indem  sie 
z.  B.  nur  Staatsangehörigen  und  inländischen  Handelsfirmen, 
mit  Ausschliessung  der  Anstalten  und  der  Weiber  die  An- 
meldung gestatten  (S.  p.  229  a.  E.  flg.),  so  haben  jene  ihren 
Grund  theils  in  dem  Wunsche,  gewissen  Personen  vor  ande- 
ren die  Betheiligung  beim  beabsichtigten  Actienunternehmen 
zu  ermöglichen,  theils  in  der  bezweckten  Erleichterung  der 
Beitreibung  der  Actienbeträge,   während  sie  andere  Personen 


1)  S tat.  der  Hessisch.  Lud wigs-Eis enb.-G.,§§.  48  flg. — 
2)Stat.  derOesterr.  Creditanstalt,§.  12. 
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und  Firmen  vom  Erwerbe  der  Yereinsmitgliedschaft  nicht  aus- 
schliessen. 

Ebenso  sind  gut  wie  schlecht  beleumdete,  solvente  vr'ie 
zahlungsunfähige  Personen  fähig,  Mitglieder  einer  Actienge- 
sellschaft  zu  sein,  da  in  der  That  nach  dem  Wesen  einer  sol- 
chen Verbindung  eine  persönliche  Qualification  der  Actionäre 
nicht  erfordert  und  die  denselben  in  dieser  Eigenschaft  etwa 
obliegenden  Verpflichtungen,  weil  regelmässig  nur  auf  Geld 
gehend,  ebensogut  von  Anderen  erfüllt  werden  können.  Da- 
her werden  zwar  öfter  durch  die  Statuten  der  einzelnen  Ac- 
tiengesellschaften  diejenigen,  welche  in  Concurs  gefallen,  für 
unfähio;  zu  o-ewissen  Rechten,  wie  zur  Stimmführung;  in  den 
Generalversammlungen,  erklärt,  und  würd  ferner  die  Verpflich- 
tung der  Actionäre,  welche  in  Vermögensverfall  gerathen 
oder  ihre  Zahlungen  eingestellt,  zur  Sicherheitsbestellung  we- 
gen der  geschuldeten  Actienbeti'äge  ausgesprochen,  oder  der 
Verkauf  der  denselben  gehörigen  Actien  zum  Zwecke  der 
Befriedigung  des  Vereins  angeordnet,  wogegen  nur  wenige 
Statuten  Zahlungsunfähige  schlechtweg  von  der  Vereinsmit- 
gliedschaft ausschliessen  ^. 

Hiernach  ist  denn  auch  der  Satz  unrichtig,  dass  die 
Fähigkeit,  Mitglied  einer  Actiengesellschaft  zu  werden,  durch 
die  Fähigkeit  bedingt,  sich  rechtlich  zu  verbinden*,  da  mit 
dem  Actienrechte  nicht  nothwendig  Verpflichtungen  verbun- 
den und  solche,  wo  dies  auch  der  Fall,  durch  Andere  über- 
nommen werden  können. 

Ist  aber  insbesondere  ein  Actienverein  Handelsgesell- 
schaft, so  sind  die  Personen,  welchen,  wie  jNlilitärs  und  Geist- 
lichen, oder  wie  öff'entlichen  Mäklern  der  gewerbsmässio;e 
Betrieb  von  Handelsgeschäften  überhaupt  oder  doch  von 
Handelsgeschäften  der  Art,  wie  diejenigen  sind,  welche  den 
Gegenstand  des  Unternehmens  des  Actienvereins  bilden,  un- 
tersagt ist,  doch  nicht  unfähig,  Theilhaber  einer  solchen  Ge- 
sellschaft zu  sein,  da  es  diese  letztere  ist,  welche  das  Han- 
delsgewerbe betreibt,  aus  Avelchem  Grunde  denn  auch  eine 
Frau  um  desswillen,  weil  sie  Actionärin  einer  Handelsgesell- 
schaft ist,  nicht  als  Handclsfrau  zu  betrachten. 

Verschieden  aber  von  der  Frage  nach  der  Fähigkeit,  Mit- 
glied eines  Actienvereins  zu  sein,  ist  diejenige  nach  der  Er- 


3)  Stat.  derFrankfurt.  Bank,  §.  12.— 
4,1  So  Pohls  Actien;;.  S.  1(57. 


§.  38.   Die  Erwerbung  von  Actienrecliten  etc.  345 

Werbung  einer  solcben  Theilbaberschaft,  Dass  diese  nach 
Theilen  des  Grundcapitals,  gleichen  oder  ungleichen  (Actien), 
geschieht,  dass  sie  ferner  mit  einem  oder  mit  mehreren  einem 
solchen  Theile  entsprechenden  Kechten  (Actienrecliten)  Statt 
finden  kann,  ist  bereits  früher  gezeigt  worden.  Doch  kann 
nach  einzelnen  Statuten  kein  Mitglied  der  Gesellschaft  mehr 
wie  eine  gegebene  Zahl  von  Actien  haben  ^,  eine  Regel,  von 
der  bisweilen  die  Gründer^  oder  auch  der  König  und  die 
Prinzen  des  köni(2;l.  Hauses  ausgenommen  sind  ^. 

Die  Erwerbung  der  Mitgliedschaft  geschieht  aber  bei  oder 
nach  Entstehung  der  Actiengesellschaft;  sie  kann  ferner  durch 
Actienscheine  auf  Namen  oder  auf  den  Inhaber  erleichtert 
werden,  Avährend  endlich,  abgesehen  von  dem  Falle,  dass  In- 
haber-Actien  ausgestellt,  nach  einer  Reihe  von  Statuten^  und 
Gesetzen'^  nur  derjenige  gegenüber  der  Gesellschaft  als  Ac- 
tionär  gilt,  der  in  dieser  Eigenschaft  im  Actienbuche  ein- 
getragen (S.  p.  88  a.  E.  flg.). 

§.38. 

Die  Erwerbung  von  Actienrechten  bei  Entstehung  der 
A  c  t  i  e  n  g  e  s  e  1 1  s  c  h  a  f  t. 

Die  Erwerbung  der  Eigenschaft  als  Action'är  bei  Con- 
stituirung  der  Gesellschaft  setzt  zweierlei  voraus,  nämlich 
einerseits  das  wirkliche  Zustandekommen  des  projectirten  Ac- 
tienvereins  und  andererseits  die  Anerkennung  als  Mitglied 
desselben  bei  dessen  Constituiruno;. 

Die  Actienzeichnung  kann  zur  Erwerbung  dieser  Mit- 
gliedschaft führen,  wogegen  der  Actienzeichner  nicht  ohne 
weiteres  Theilhaber  der  zu  Stande  gekommenen  Actienver- 
bindung  ist.   Denn  nicht  allein  ist  der  Subscribent,  wie  früher 


5)  Stat.  der  deutsch.  Versicherungsg.  in  Dresden,  §.  12. 

6)  Frankfurt.  Rückversicher  ungsg.,  Art.  10. 

7)  Aachen,  u.  München  er  Feuerversicheru  ngsg.,  §.  2.  — 

8)  Stat.  der  Danziger  Privatactien-Bank,  §.  8;  des  Berliner 
Gassen -Vereins,  §.  7;  der  Provinz.  Actien-Bank  in  Posen, 
§.  5.  - 

9)  Code  de  commerce,  \rX.  36;  Jier/olam, provv.  des  Kirchenstaats 
Art.  35;  Preuss.  Gesetz  v.  9.  Nov.  i843  §.  12. —  Freiburg.  Ilandels- 
codex,  Art.  43;  Neuenburg.  Decret  v.  3.  Dec.  1802,  Art.  3;  Waadt- 
lünd.-Gesetz  v.  14.Dec.  18.32,  Art. 22;  Englisch.  Actiengesellsch.- 
Acten  1856,  1857,  Th.  I.  XX.;  Serbisch.  Handelsg.  §.  37;  Allgem. 
deutsch,  Handelsg.,  Art.  223. 
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gezeigt,  aus  seiner  Zeichnung  möglicher  Weise  lediglich  ver- 
pflichtet, sondern  geht  sein  Recht  aus  derselben,  wo  ein  sol- 
ches vorhanden,  nur  auf  Verschaffung  von  Actienrechten, 
während  die  Actienzeichnung  keinenfalls  ein  durch  das  Zu- 
standekommen der  beabsichtigten  Gesellschaft  bedingtes  Ac- 
tienrecht  begründet. 

Wird  viehuehr  der  Zeichner  sowie  derjenige,  aufweichen 
er  seine  Ansprüche  und  beziehungsweise  Anwartschaften 
übertragen,  nur  dadurch  Actionär,  dass  er  Seitens  des  in's 
Leben  tretenden  Actienvereins  als  Mitglied  anerkannt  wird, 
so  geschieht  diese  Anerkennung  weder  nothwendiger,  noch 
auch  gewöhnlicher  Weise  mittelst  der  Aushändigung  von 
Actienbriefen,  da  nicht  bloss  ein  Actienverein  ohne  solche 
bestehen  kann,  sondern  die  Actienscheine,  wenn  überhaupt, 
erst  nach  voller  Einzahlung  der  Actienbeträge  oder  doch  nach- 
dem ein  bestimmter  Theil  derselben  in  die  Gesellschaftscasse 
eingeworfen  worden,  ausgegeben  Averden. 

Die  Anerkennung  als  Actionär  bei  Bildung  des  Actien- 
vereins geht  in  anderer,  und  zwar  in  verschiedener  Weise 
vor  sich. 

Wird  zunächst  eirfe  Actiengesellschaft  zwischen  mehre- 
ren Unternehmern,  welche  zusammen,  jeder  zu  einer  gewis- 
sen Anzahl  Theile,  deren  Grundcapital  zu  stellen  übernom- 
men, in's  Leben  gerufen,  so  geschieht  die  Anerkennung  der 
Mitstifter  als  der  alleinigen  anfänglichen  Actionäre  dadurch, 
dass  sich  die  Gesellschaft  auf  Grundlage  von  Statuten  con- 
stituirt,  welche  dieselben  unter  Angabe  der  von  ihnen  über- 
nommenen Acticn  als  Theilhaber  des  Actienunternehmens 
bezeichnen. 

Das  Nämliche  gilt  aber  ferner  in  Ansehung  der  Gründer, 
wo  diese  zuo-leich  mit  anderen  Actienzeichnern  die  Gesellschaft 
in's  Leben  rufen. 

Was  aber  die  blossen  Actienzeichner  anbetrifft,  so  ge- 
schieht deren  Anerkennung  als  Vereinsmitglieder  dadurch, 
dass  sie  an  der  constituirenden  Versammlung  als  künftige 
Actionäre  Theil  nehmen,  oder  dass  sie  doch  dazu  geladen, 
oder  dass  sie  von  der  zu  Stande  gekommenen  Gesellschaft 
zur  Ausübung  der  Mitgliedschaftsrechte  zugelassen  Averden. 

Je  nach  Massgabe  der  Subscriptionsbedingungen  werden 
übrigens  denjenigen,  welche  die  ersten  Actionäre  sein  sollen, 
Interimsscheine  vor  oder  bei  Constituirunfj  der  Gesellschaft 
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ausgestellt^,  während  die  ersten  Actionäre  selbst  kraft  der 
Statuten  oder  des  Gesetzes,  wie  die  Gesellschaft  in's  Leben 
tritt,  in  das  Actienbuch  eingetragen  werden. 

Uebrio;ens  kann  der  Zeichner  seine  durch  die  Zeichnung 
erworbenen  Ansprüche  oder  blossen  Hoffnungen  mittelst  der 
Terschiedensten  Geschäfte,  Kauf,  Tausch,  Schenkung  auf  an- 
dere übertragen,  eine  Uebei'ti'agung,  welche  mittelst  Bethei- 
ligungs-Promessen,  die  Seitens  der  Gründer  ausgestellt,  er- 
leichtert sein  kann. 

Ein  solches  Geschäft,  und  insbesondere  ein  Kauf,  durch 
welchen  eine  Betheiligungspromesse  veräussert  worden,  ist 
aber  nicht  um  desswillen  ungültig,  weil  die  projectirte  Actien- 
gesellschaft  nicht  zu  Stande  kömmt,  da  eben  ein  künftiges 
Recht  und  beziehungsweise  eine  blosse  Hoffnung  Gegenstand 
des  Vertrags  war.  Hieran  ändert  auch  der  Umstand  nichts, 
dass  das  Kaufgeschäft  in  der  Form  eines  Verkaufs  von  Ac- 
tien  abgeschlossen  worden,  wenn  nur  zur  Zeit  des  Vertrags- 
schlusses der  Käufer  wusste  oder  wissen  musste,  dass  der 
betreffende  Actienverein  erst  noch  in  Bildung;  begriffen^. 

§.39. 

Die  Erwerbung  von  Actienrechten  nach  Entstehung  der 
Actiengesellschaft,  und  zwar  durch  Succession. 

Die  Erwerbung  der  Mitgliedschaft  in  einer  bereits  be- 
stehenden Actiengesellschaft  kann  in  doppelter  Weise  ge- 
schehen, nämlich  durch  unmittelbare  oder  mittelbare  Succes- 
sion in  Actienrechte  eines  oder  mehrerer  der  ursprünglichen 
Actionäre,  oder  ohne  Rechtsnachfolge. 

AVas  nun  zunächst  die  Uebertragung  der  Mitgliedschaft 
in  einem  Actienvereine  von  einer  Person  oder  Firma  auf  eine 


1)  Stat.  der  Montania-Gesellschaft  für  Kohlenbergbau, 
§.5.- 

Interimsschein  der  Montania. 

„Inhaber  dieses  Interims-Scheines  hat  sich  bei  der  genannten  Gesell- 

„schaftmit  200  Thlr.  im  30.  Thlr.  Fusse  betheiligt  und  hierauf  bis  jetzt 

„Thaler  —  .  .  eingezahlt  und  besitzt  daher  verhältnissmässigen  Antheil  an 
„dem  Eigenthume,  Gewinne  und  Verluste  der  Gesellschaft  nach  Massgabe 
„der  Statuten  der  Gesellschaft  und  des  Prospects,  denen  er  durch  die  Be- 
„theiligung  sich  unterworfen  hat. 

„Nach  erfolgter  voller  Einzahlung  des  Betrags  von  200  Thalern  wird 
„dieser  Interimsschein  gegen  Einhändigung  einer  Actio  nebst  Dividenden- 
,, leiste  und  Dividendenscheinen  ausgetauscht." 

2)  Lauckhard,Kechtsfulle,Bd.  VIII.  S.  178  flg. 
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andere  anbetrifft,  so  ist  eine  solche  der  Regel  nach  zulässig, 
weil  es  nach  dem  Wesen  der  Actienverbindung  auf  die  Indi- 
vidualität ihrer  Mitglieder  nicht  ankömmt,  und  die  Actie 
demnach  kein  mit  ihrem  ersten  Erwerber  fest  verknüpftes 
ßecht  ist  ^  Demzufolge  können  Actienrechte  nicht  allein 
vererbt,  sondern  auch  durch  Singular-Succession  übertragen 
werden.  In  dieser  letzteren  Beziehung  kann  aber  der  Ac- 
tionär  nicht  bloss  die  reinen  Vermögensrechte,  welche  die 
Actie  ihm  giebt,  ohne  und  wider  den  Willen  der  Gesellschaft 
abtreten ',  sondern  das  Actien-  oder  Mitgliedschaftsrecht  über- 
haupt sammt  allen  Ausflüssen  desselben,  obwohl  er  sich 
freilich  seiner  etwaigen  Verbindlichkeiten  gegenüber  dem  Ac- 
tienvereine  nicht  ohne  dessen  Willen  durch  Stellung  eines 
anderen  Schuldners  zu  entledigen  vermag.  Die  Zulässig- 
keit  freier  Uebertraguns  des  Actienrechts  ist  aber  auch  nicht 
dadurch  bedingt,  dass  der  Actienbetrag  ganz  einbezahlt ^, 
weil  die  Actie  ein  blosses  Recht  und  nicht  Recht  und  Pflicht 
ist,  während  allerdings  der  für  den  Actienbetrag  ursprünglich 
Obligirte  für  denselben  unter  allen  Umständen  verbunden 
bleibt  und  die  von  ihm  dafür  gegebenen  Sicherheiten  fort- 
haften, Avenn  nicht  die  Gesellschaft  in  etwas  Anderes  ein- 
o-ewilligt  hat.  Daher  ist  denn  endlich  die  Abtretung  einer 
Actie,  deren  Betrag  nicht  ganz  einbezahlt,  nicht  davon  ab- 
hängig, dass  der  Actienschein  ausgefertigt  und  übergeben*, 
weil  es  ebenso  unrichtig  ist,  dass  eine  nicht  liberirte  Actie 
nur  mit  Einwilligung  der  Gesellschaft  veräussert  werden  könne, 
wie  die  Behauptung  falsch,  der  Zeichner  erlange  im  Zweifel 
mit  dem  Actienscheine  das  Recht,  mit  demselben  die  Ver- 
pflichtung zur  Ergänzung  der  Actie  abzutreten. 

Die  freie  Uebertragbarkeit  der  Actienrechte  ist  denn  auch 
durch  eine  Reihe  von  Statuten  und  Gesetzen  anerkannt. 

Sie  ist  es  selbstverständlich  durch  die  Statuten,  welche 
die  Ausstellung  von  Actienbriefen  auf  den  Inhaber  oder  an 
Ordre    gestatten,     und    abgesehen   hiervon   in    einer   Reihe 


1)  S.  oben  p.  71.  —  Heise,  Handelsrecht,  S.  70;  JoUy  in  der 
Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.  410  flg. —  Keller,  Tandect. 
§.  349.     liange,  de  societate  anonyma,  p.  57. 

2)  Dies  meint  Thöl,  Handelsrecht,  §.  47. 

:5)  Dagegen  Kritz,  Rechtsfälle,  Bd.  HI.  S.  346  flg.;  —  Brinck- 
mann,  Handelsrecht,  S.  237;  Walter,  Syst.,  §.  303.  — 

4)  Wie  Reyscher  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht  Bd.  XHI.  S.  411 
meint. 
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von  Gesellschaftsregeln,  wiewohl  In  verschiedener  Formuli- 
rung,  ausgesprochen. 

Bald  erklären  dieselben  nämlich  schlechtweg: 

„die  Actien  sind  veräusserlich"  ^ 
oder 

„die  Actien  können  weiter  cedirt  und  auf  andere  gesetz- 

„liche  Weise  übertragen  werden"  *', 
oder 

„die  Actien  sind  übertragbar   sowohl  durch  Vererbung, 

„Schenkung  oder  zur  Ausstattung,  als  durch  Verkauf"^, 
bald  drücken  sie  sich  mit  Rücksicht  auf  die  Actienscheine, 
welche  die  Uebertragung  der  Actienrechte  vermitteln,  da- 
hin aus: 

„Das  Eigenthum  der  Actien  kann  auf  jede  rechtsgültige 

„AVeise  verändert  werden"  ^. 
Allein  auch  die  Gesetze  erkennen  die  principielle  freie  Ueber- 
trasbarkeit  der  Actienrechte  ohne  Rücksicht  darauf  an,  ob  die 
Actienbeträge  einbezahlt  sind  oder  nicht. 

So  geht  der  Code  de  commerce  Art.  35.  36  davon  aus, 
dass  Actienr-echte,  gleichgültig  ob  Urkunden  auf  den  Inhaber 
darüber  ausgestellt  worden  sind  oder  nicht,  abgetreten  wer- 
den können,  indem  er  für  den  einen  und  anderen  Fall  die 
Form  einer  solchen  Abtretung  regelt. 

Mit  der  Fassung  dieses  Gesetzbuchs  stimmen  hier  aber 
der  Regolam.  provv.  des  Kirchenstaats  Art.  34  u.  35,  der 
Portugiesische  Handelscodex  Art.  544,  das  Handels- 
gesetzbuch des  Cantons  Freiburg  Art.  42  u.  43,  das 
Neuenburg.  Gesetz  über  einige  Handelsrechtsver- 
hältnisse V.  3.  Juni  1833  Art.  17  nebst  Decret  v.  3.  De- 
cember  1852  Art.  3,  das  Waadtländische  Gesetz  v.  14.  De- 
cember  1852  Art.  21  u.  22,  so  wie  das  Serbische  Han- 
delsgesetzbuch V.  J.  1860  §§.  36.  37  überein. 

Ebenso  erklärt  das  Russische  Reolement  v,  J.  1836 

CT* 

Art.  29,  dass  jeder  Eigenthümer  von  Actien  oder  Actien- 
promessen  frei  darüber,  Avie  über  jedes  andere  bewegliche  Gut 
verfügen  könne. 


5)  Stat.  der  Zürcher  Bank  ,§.  6. 

6)  Stat.   der  k.  k.   priv.  Donau-Dampfschiffahrts-Gesell- 
Bchaft,  §.  4;  der  Niederösterr.  Escompte-Gesellsch. ,§.  7. 

7)  Stat.  derZuckerfabrikHeilbronn,§.5.  — 

8)  Stat.  des  Berlin.  Cassenvereins,  §.  6;  der  Danziger  Pri- 
vatactienbank,§.  8.  — 
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Noch  bestimmter  drückt  sich  das  Zürcher  Civilge- 
setzbuch  §.  1347  dahin  aus: 

„Sowohl  die  Namen-Actien  als  die  Inhaber-Actien  sind 
„im  Zweifel  übertragbar.     Sie  können  wie  andere  Ver- 
„mögensrechte  veräussert  oder  verpfändet  worden;" 
während  das   Solothurn.   Civilgesetzbuch  §.  1220  ver- 
ordnet: 

„Die  Actien  können  zu  jeder  Zeit  an  andere  Personen 
„abgetreten  werden;" 
und  §.  1222: 

„Allfällige  in  dem  Vertrage  vorgeschriebene  Beschrän- 
„kungen,  in  Beziehung  auf  Veräusserung  der  Actien,  ver- 
„binden  ein  Mitglied,  das  vergeldstaget  wird,  nicht  mehr. 
„Die  Actie  des  Geldstagers  wird  wie  anderes  Eigen- 
„thum  desselben  versteigert." 
Das  Bernische  Gesetz  vom  Jahre  1860  bestimmt  (Ar- 
tikel 21): 

„Die  Uebertragbarkeit  voll  einbezahlter  Actien  kann  we- 
„der    durch    die   Statuten    noch  durch   sonstige  Anord- 
„nungen  oder  Beschlüsse  einer  Beschränkung  unterworfen 
„werden.   Dagegen  kann  die  Uebertragbarkeit  von  nicht- 
„liberirten  Actien,  welche  auf  bestimmte  Inhaber  lauten, 
„in  rechtverbindlicher  Weise  durch  die  Gesellschaftssta- 
„tuten  beschränkt  werden;  solche  Beschränkungen  seh wä- 
„chen  oder  beeinträchtigen  jedoch  nie  die  Rechtsgültig- 
„keit  derjenigen  Uebertragungen,  welche  ohne  Rücksicht 
„auf   die  Einwilligung    des   Eigenthümers    Statt    finden 
„(z.  B.  durch  Versteigerung,  Geltstag,  Intestaterbfolge, 
„Verehelichung),  oder  welche  erst  auf  den  Todestag  des- 
„selben  rechtlich  wirksam  werden    (z.   B.   durch  letzte 
„Willens  Verordnung). 
Auch  sollen  nach  Art.  13  des  nämlichen  Gesetzes  durch 
die  Statuten  angeordnete  Beschränkungen  der  Uebertragbar- 
keit der  Actien,   die  auf  bestimmte  Inhaber  lauten,   auf  den 
ausgegebenen  Actienscheinen  bemerkt  sein. 

Nicht  weniger  setzen  das  Preussische  Gesetz  vom 
9.  Nov.  1843  §.  13  und  das  Allgem.  deutsche  Handels- 
gesetzbuch Art.  223  die  freie  Uebertragbarkeit  auch  bei 
Actien,  deren  Betrag  nicht  vollständig  einbezahlt,  voraus, 
während  das  englische  Recht,  obwohl  es  die  Begebbarkeit  der 
Actien  anerkennt,  doch  der  Gesellschaft  das  Recht  giebt,  die 
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Registrirung  des  Uebertrags  von  Actien,  rück  sichtlich  wel- 
cher ihr  noch  etwas  geschuldet,  zu  verweigern  ^. 

Möglich  ist  es  nun  allerdings,  dass  die  Uebertragung 
der  Actienrechte  durch  die  Statuten  einer  Gesellschaft  Be- 
schränkungen unterworfen,  die  in  sehr  verschiedener  Richtung 
vorkommen  können,  soferne  nicht  das  einschlagende  Landes- 
gesetz hier  gewisse  Gränzen  gezogen,  wie  dies  z.  B.  durch 
das  oben  angeführte  Bernische  Gesetz  Art.  21  in  An- 
sehung  voll  einbezahlter  Actien  geschehen. 

Auch  ist  die  Uebertragung  der  Actienrechte  wie  deren 
primitive  Erwerbung  der  Natur  der  Sache  nach  durch  deren 
Untheilbarkeit  gegenüber  der  Actiengesellschaft  insoferne  be- 
schränkt, als  diese  für  jede  Actio  nur  Ein  Mitglied  anerkennt, 
wo  nicht  etwa  die  Actien  in  Actienantheile  zerlegt  sind,  die 
allerdings  in  verschiedenen  Händen  sein  können  (S.p.  71flg.). 
Daher  erklären  denn  auch  sehr  viele  Statuten,  dass,  wenn  das 
Eigenthum  einer  Actio  auf  Mehrere  übergehe,  diese  durch 
Verständigung:  oder  Veräusserung  die  Actie  wieder  in  Eine 
Hand  zu  bringen  hätten  ^°,  oder  dass  die  mehreren  Rechts- 
nachfolger Eines  Actionärs  ihre  Rechte  durch  Eine  Person 
wahrnehmen  lassen  müssten*^;  Sätze,  die  sich  von  selbst  ver- 
stehen, und  die  daher  auch  da,  wo  sie  nicht  ausdrücklich  aus- 
gesprochen, in  Anwendung  kommen  müssen. 

Die  Vereins-Mitgliedschaft,  sahen  Avir,  kann  einmal 
durch  Universal- Succession  erworben  werden,  durch 
gesetzliche,  testamentarische  oder  vertragsmässige  Erbfolge. 
Gegenüber  der  Actiengesellschaft  gilt  aber  nur  derjenige  als 
Actionär,  der  sich  als  alleiniger  Erbe  des  verstorbenen  Theil- 
habers  oder  als  der  Miterbe  ausgewiesen,  auf  dessen  Erbtheil 
das  betreffende  Actienrecht  gefallen,  und  welcher  je  nach  den 
Statuten  oder  dem  einschlagenden  Gesetze  auf  Grund  hier- 
von als  Gesellschafts-Mitglied  in  das  Actienbuch  eingetragen 
worden  ist.  Sind  übrigens  Actien-  oder  Interimsscheiue  aus- 
gegeben, so  können  ausser  jenem  Ausweise  besondere  Eegi- 
tiraationsbedingungen  erfordert  sein,  während  jedoch  bei  In- 


9)  Actiengesellschaftsacte    1856,   1857,  Anhang,   Verwal- 
tungsregulativ, §§.  10  — 14  u.  §.  7. 

10)  Stat.   der  Frankfurt.  Bank,    Art.   11;    der  Providentia, 
Frankfurt.  Versicherungsg.  §.  8. 

11)  Stat.  der  Darmstädter  Bank  §.  11;  des  Brackeler  Berg- 
■\verks-Verein8  §.  12. 
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haber-Actien  oder  -Interirascertificaten  das  blosse  Papier  leglti- 
mirt  und  der  Eintrag  in's  Actienbuch  wegfällt. 

Auch  kann,  abgesehen  von  der  Untheilbarkeit  der  Ac- 
tienrechte,  welche  die  mehreren  Miterben  nöthigt,  sich  über 
denjenigen  von  ihnen,  der  die  Actie  auf  seinen  Erbtheil  neh- 
men soll,  zu  vereinigen  und  in  Ermangelung  einer  Verständi- 
gung die  Actie  zu  verkaufen,  eine  solche  Veräusserung  auf 
Grund  der  Statuten  geschehen  müssen,  wenn  diese  die  Be- 
stimmung enthalten,  wonach  eine  Actie,  die  durch  Erbrecht 
(oder  Schenkung)  einer  Person  zugefallen,  welche  von  dem 
Gesellschaftsvorstande  nicht  anerkannt  wird,  binnen  kurzer 
Zeit  (so  zwei  Monaten)  an  eine  diesem  genügende  Person  über- 
tragen werden  muss^^;  wogegen  anderweitige  statutenmässige 
Anordnungen  sich  auf  den  später  zu  erörternden  Fall  bezie- 
hen, dass  der  Betrag  der  vererbten  Actie  nicht  voll  einbe- 
zahlt ist^^. 

Ein  Wechsel  in  der  Mitgliedschaft  des  Actienvereius 
kann  aber  auch  durch  eine  Singular-Succession  gesche- 
hen, welche  mittelst  der  verschiedensten  Geschäfte,  durch 
Kauf,  Tausch,  Schenkung,  Bestellung  als  dos  oder  Vermächt- 
niss  bewirkt  werden  kann. 

Was  insbesondere  den  Verkauf  von  Actienrechten  anbe- 
trifft, so  kann  ein  solcher  vom  Actionär  selbst,  oder  von  einem 
Dritten  vorgenommen  werden;  so  durch  die  Concursgläubiger 
jenes,  oder  durch  einen  einzelnen  Creditor  auf  dem  Wege 
einer  Urtheils-Execution,  oder  indem  derselbe  ein  ihm  an  der 
Actie  oder  am  ganzen  Vermögen  seines  Schuldners  zustehen- 
des Pfandrecht  geltend  macht.  In  dem  einen  wie  in  dem 
anderen  Falle  ist  das  Kaufgeschäft  nach  allgemeinen  Grund- 
sätzen zu  beurtheilen,  und  ist  insbesondere  der  Verkauf  von 
Actien,  wie  z.  B.  von  Spielbank- Actien,  nicht  um  desswillen 
anfechtbar,  weil  der  Käufer  wusste,  dass  eine  bedeutende 
Dividenden-Austheilung  beschlossen  sei.  Denn  es  hat  im 
Handel,  und  zwar  auch  bei  Fonds-  und  Actiengeschäften, 
jeder  Contrahent  die  Aufgabe  zu  lösen,  durch  Anwendung 
von  Aufmerksamkeit ,  Betriebsamkeit  und  Scharfsinn  eine 
möglichst  zuverlässige  Ansicht   über  die  künftigen  Conjunc- 


12)  Stat.  der  k.  k.  priv.  ersten  Versicherungsgesellsch.  in 
Wien,  §.9. — 

13)  So  die  Bestimmung,  dass  die  Actiengesellschaft  von  den  Erben 
Bürgschaft  für  die  Zahlung  des  Actienbetrags  verlangen  kann.  —  Stat. 
der  Aachen.  undMünchen.  Feuer-Versicher.-G.,  §.  7. 
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turen  sich  zu  verscliaffen.  Dagegen  hat  er  hierbei  auf  Un- 
terstützung Seitens  des  anderen  Theiles  nicht  zu  rechnen,  ein 
Satz,  von  welchem  nur  da  eine  Ausnahme  Statt  findet,  wo 
entweder  durch  eine  gesetzhche  Vorschrift  die  Mittheilung 
von  Umständen,  welche  dem  anderen  Theile  unbekannt,  zur 
Pflicht  gemacht  ist,  oder  wo  ausnahmsweise  der  Gang  der 
Verhandluno-eu  ein  Recht  des  betreffenden  Contrahenten  auf 
vollständige  Mittheilung  des  dem  anderen  Theile  Bekannten 
begründet  ^^. 

Auch  hier  gilt  übrigens  gegenüber  der  Actiengesellschaft 
nur  derjenige  als  Actionär,  der  sich  über  den  rechtmässigen 
Erwerb  der  Actie  ausgewiesen  und  beziehungsweise  als  Ver- 
einsmitglied in  das  xVctienbuch  eingetragen  worden  ist.  Doch 
fallen  sowohl  dieser  Eintrag  wie  jene  Nachweisung  hinweg, 
wenn  Actien-  oder  Interimsscheine  auf  den  Inhaber  ausgege- 
ben worden,  da  deren  Innehabung  allein  als  Actionär  gegen- 
über dem  Vereine  legitimirt. 

Die  an  sich  freie  Veräusserung  der  Actienrechte  ist  denn 
auch  durch  ein  bezüglich  derselben  der  Gesellschaft  statuten- 
mässio;  zustehendes  Vorkaufsrecht  nicht  ausgeschlossen^^ 

O  CD  -^ 

obwohl  in  einem  solchen  Falle  der  vorgehabte  Verkauf  unter 
Bezeichnung  des  Käufers  und  des  vereinbarten  Kaufpreises 
dem  Actienvereine  kundgegeben  werden  muss  ^''. 

Wohl  aber  ist  die  Uebertragung  der  Actien  durch  die 
Statuten  einzelner  Gesellschaften  beschränkt,  indem  sie  hier- 
füi'  die  Zustimmung  des  Vereinsvorstandes,  in  dessen  Will- 
kühr  deren  Ertheilung  oder  Xicht-Ertheilung  gelegt  ist,  ver- 
langen^^, oder  doch  dieselbe  bei  Actien,  deren  Betrag  nicht 
vollständig  einbezahlt  ist,  erfordern  ^^,  Bestimmungen,  deren 
Bedeutung  nicht  die  ist ,  dass  eine  ohne  Einwilligung  des 
Vorstandes  geschehene  Veräusserung  ungültig,  sondern  nur 
dahin  geht,   dass  sie  gegenüber  dem  Actienvereine  so  lange 


14)  Urth.  des  O.  A.  G.  in  Lübeck  vom  28.  Dec.  1858  (in  der 
Frankfurt.  Sammlung  der  O.  A.  G.  Erkenntnisse,  Bd. IV. S.  267 fg. 
undimN.  Arch.  f.  Handelsrecht,  Bd.  III.  S.  247  fg.). 

15)  Stat.  des  Vereins  chemischer  Fabriken  in  Mannheim, 

16)  Stat.  der  Zuckerfabrik  Heilbronn,  §.  5;  der  Heidel- 
berger Ultramarin-Fabrik,  Art.  7.  — 

17}  Stat.  derk.  k.  ersten  österr.  Versicher. -Ges.  in  Wien,  §.8; 
Aachen-Münchener  Feuer-Versicher.-Ges.,  §.  6;  Frankfurt. 
Ilückversicher.-Ges.,  Art.  9;     Deutschen  Phönix,  §.19. 

18;  Deutsche  Versicher.-Ges.  inDresden,  §.14. 
licnaud,  Aclicwicselhch.  23 
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unwirksam,  als  jene  Einwilligung  nicht  erlangt  worden.  Im 
Falle  des  Concurses  eines  Actionärs  werden  derartige  Be- 
schränkuno;en  ihre  Wirksamkeit  darin  äussern,  dass  der  Ver- 
kauf  der  betreffenden  Actien  an  Personen,  die  der  Gesellschaft 
genehm,  wird  Statt  finden  müssen,  obwohl  eine  grundlose 
Verweigerung  der  Genehmigung,  durch  welche  die  Verwer- 
thung  der  Actien  zum  Vortheile  der  Concursgläubiger  ver- 
hindert würde,  füi'  unstatthaft  zu  erachten  ^^,  ja  nach  einzelnen 
Gesetzgebungen  solche  statutenmässige  Beschränkungen  in 
der  Gant  eines  Vereinsmitglieds  ganz  und  gar  wirkungslos 
sind  ^°. 

Anlangend  den  juristischen  Character  der  Uebertragung 
von  Actienrechten  sprechen  nun  vielfach  nicht  allein  Schrift- 
steller und  Statuten,  sondern  auch  die  Gesetze  von  einer 
Cession,  indem  sie  hierbei  auf  eine  Cession  von  Forde- 
rungen reflectiren  ^^. 

Allein  es  ist  das  Actienrecht,  d.  h.  die  ein  Vermögens- 
recht bildende  Mito;liedschaft  im  Actienvereine,  keine  Forde- 
rung  und  daher  deren  Uebertragung  nicht  als  Cession  einer 
Forderunof  aufzufassen.  Dies  kann  um  so  weniger  der  Fall 
sein,  als  mit  der  Veräusserung  der  Actie  der  bisherige  Ac- 
tionär  schlechtweg  aus  der  Gesellschaft  ausscheidet,  und  der 
Erwerber  Mitglied  derselben  wird  und  nicht  etwa  bloss  die 
Mitgliedschaftsrechte  Namens  seines  Vorgängers  ausübt;  — 
was  alles  mit  dem  Wesen  der  Cession  als  eines  mandatum  in 
rem  suani  sich  nicht  verträgt.  Indem  aber  der  neue  Erwerber 
des  Actienrechts  Cessionar  des  bisherigen  Actionärs ,  von 
welchem  er  es  erworben,  nicht  ist,  werden  ihm  vom  Actien- 
vereine Einreden  aus  der  Person  seines  Vorgängers  nicht  ent- 
gegengesetzt werden  können,  und  wird  insbesondere  dem  von 
ihm  geltend  gemachten  Ansprüche  auf  Dividenden  keine  Com- 
pensationseinrede  aus  einer  Forderung,  welche  die  Gesellschaft 
gegen  seinen  Auetor  hat,  entgegenstehen^^. 


19)  S.  auch  JoUy  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI. 
S.  389. 

20)  Civilgesetzb.  des  Cantons  Solothurn,  §.  1222;  Bernisch. 
Gesetz  v.  1860  Art.  21.— 

21)  Code  de  commerce ,  Art.  35.36;  Regolam.  provv.  des  Kirchen- 
staats, Art.  34  u.  Art.  35.  —  Spanisch.  Handelsgesetzb.,  Art.  282. 
283.) —  Preuss.  Gesetz  über  Eisenbahnunternehmungen  vom 
3.  Nov.  1838§.  2.— 

22)  Joliy  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.  412. — 
S.  jedoch  §.  67  zu  not.  22  fg.  — 
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Allein  auch  auf  eine  Novation  ist  der  in  Frage  stehende 
AVechsel  der  Vereinsmitgliedschaft  nicht  zurückzuführen^^. 

Zwar  behauptet  man,  es  stünden  die  Actionäre  als  solche 
unter  einander  in  einem  gewöhnlichen  obligatorischen  Ver- 
hältnisse und  involvire  demnach  der  Uebero;ano;  der  Mit- 
gliedschaft  in  einem  Actienvereine  von  einer  Person  auf  eine 
andere  immer  ein  Ausscheiden  eines  bisher  in  einem  obliga- 
torischen Nexus  stehenden  Subjects  aus  diesem  und  die  Auf- 
nahme eines  neuen  Subjects  an  dessen  Stelle,  eine  Eechts- 
wirkung,  welche  eben  eine  Novation  sei. 

Indessen  geht  diese  Argumentation  von  unrichtigen  Prä- 
missen aus.  Denn  nicht  allein  stehen  die  Actionäre  als  solche, 
M'ie  früher  bereits  ausgeführt,  unter  einander  in  keinem  obli- 
gatorischen Verhältnisse,  sondern  ist  ein  solches  Verhältniss 
auch  keineswegs  nothwendig  zwischen  Actionären  und  Ac- 
tiengesellschaft  vorhanden.  Jedenfalls  ist  aber  das  Actien- 
recht  kein  Forderungsrecht,  während  auch  da,  avo  der  Actionär 
Schuldner  des  Vereins  ist,  dem  er  angehört,  jenes  Recht, 
welches  einen  obligatorischen  Character  nicht  hat,  mit  dieser 
obligatorischen  Verbindlichkeit  in  keiner  Weise  verwachsen. 
Indem  es  sich  aber  bei  der  Veräusserung  von  Actien  um  die 
Uebertragung  des  Vereinsmitgliedschaftsrechts,  d.  h.  eines 
blossen  Rechts,  und  nicht  der  etwaigen  Verpflichtungen  des 
Actionärs  handelt,  fehlt  es  hier  an  der  noth wendigen  Voraus- 
setzung einer  jeden  Novation,  nämlich  an  einer  bestehenden 
Obligation,  so  wie  an  den  Wirkungen  einer  solchen,  nämlich 
dem  Untergange  eines  Rechtsverhältnisses,  da  man  im  Ernste 
nicht  zu  behaupten  vermag,  dass  das  Actienrecht  des  Käu- 
fers oder  Donatars  ein  anderes  wie  dasjenige  des  Verkäufers 
oder  Schenkers  sei.  Allerdings  kann  nun  mit  der  Uebertra- 
gung eines  Actienrechts  eine  Novation  sich  verbinden,  nämlich 
in  Ansehung  der  etwaigen  Schuld  des  Veräusserers  an  die 
Actiengesellschaft;  allein  es  ist  eine  solche  Verbindung  eine 
rein  zufällige,  und  eine  derartige  Novation,  die  späterer  Erör- 
terung vorzubehalten,  nach  ganz  anderen  Grundsätzen,  wie 
die  Abtretung  der  Actie  selbst  zu  beurtheilen. 

Der  Wechsel  der  Mitgliedschaft  im  Actienvereine  mit- 
telst Erwerbs  des  Actienrechts  eines  bisherißren  Actionärs 
geschieht  demnach,  wo  sie  nicht  durch  Universalerbfolge  vor 
sich  geht,  mittelst  Singular- Succession,  einer  Succession, 


23)  Dagegen  Jolly  a.  a.  O.  S.  412  fg. 
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welche,  wie  schon  früher  bemerkt,  durch  die  verschiedensten 
Kechtsgeschäfte  bewirkt  werden  kann,  und  zu  der  die  Ein- 
wilHsfuns  der  Gesellschaft  nur  im  Falle  ausdrücklicher  Fest- 
Setzung  nöthig. 

Die  Veräusserung  eines  Actienrechts  ist  aber  keineswegs 
dadurch  bedingt,  dass  bezüglich  desselben  ein  Actiendocu- 
ment  oder  eine  sonstige  Beweisurkunde  ausgegeben,  indem 
vielmehr  die  Actien  in  gleicher  AVeise  übertragbar  sind,  wenn 
die  Gesellschaft  keine  Actienbriefe  ausgiebt  -^,  oder  dieselben, 
beziehungsweise  die  die  Actienurkunden  vertretenden  Scheine 
noch  nicht  ausgehändigt  worden. 

AllerdinQ-s  ist  nun  der  Umstand,  dass  über  die  Vereins- 
niit^liedschaft  ein  Actienbrief  oder  ein  denselben  vertretender 
Interimsschein  ausgestellt  worden,  geeignet,  auf  die  Form 
der  Veräusserung  des  Actienrechts  einzuwirken. 

Ein  solches  Papier  kann  nämlich  nach  Massgabe  der 
Statuten  oder  der  Landesgesetzgebung  diese  Veräusserung 
insoferne  erschweren,  als  dieselbe  gegenüber  dem  Actienver- 
eine  nur  durch  dessen  Uebergabe  an  den  Erwerber  als  per- 
fect  erscheint  und  sonach  der  Vollendung  des  Ueberti-ags  der 
Verlust  oder  Untergang  der  Urkunde  so  lange  entgegensteht, 
als  nicht  ein  anderes  Document  Seitens  der  Gesellschaft  aus- 
gestellt Avorden.  Auch  kann  ferner  der  Actienschein,  wenn 
er  nicht  an  den  Inhaber  lautet,  die  Uebertragung  des  Actien- 
rechts insoferne  erschweren,  als  die  Statuten  zu  diesem  Zwecke 
eine  Bescheinigung  auf  dem  Papiere  selbst,  möglicher  Weise 
sogar  unter  Beobachtung  gewisser  Förmlichkeiten,  erfordern. 

Andererseits  kann  aber  die  Veräusserung  eines  Actien- 
rechts durch  das  darüber  ausgestellte  Document  erleichtert 
sein,  was  dann  der  Fall  sein  wird,  wenn  dasselbe  an  den  In- 
haber lautet,  oder  als  Ordre-Papier  gefasst  oder  kraft  Ge- 
setzes als  solches  zu  betrachten  ist. 

Gerade  wegen  dieser  Bedeutung  der  Actienbriefe  gestat- 
ten denn  viele  Statuten  dem  Actionär  die  sofortige  Aushändi- 
gung eines  solchen  gegen  die  alsbaldige  Erlegung  des  Betrags, 
nach  dessen  Einzahlung  allein  die  Actienscheine  ausgegeben 
werden  sollen,  zu  verlangen,  wenn  auch  sonst  die  Actien- 
summc  nur  in  successiven  Raten  zu  berichtigen  ist. 

Wenn  demzufolge  der  Actienbrief  oder  der  denselben 


24")  Pohls,  Actiengesellsch. ,   S.  245.  —  Würtemberg.  Entw., 
Art.  253  Abs.  2.  —  S.  oben  p.  92.  — 


§.  39.    Die  Erwerbung  vöu  Actienrecliteu  etc.  357 

vertretende  Interimsschein  in  formeller  Hinsicht  bei  der  Ueber- 
tragung  eines  Actienrechts  von  Bedeutung,  so  wird  durch 
das  Vorhandensein  eines  solchen  Papieres  an  dem  Gegen- 
stande und  der  Natur  des  betreffenden  Geschäfts  nichts  ge- 
ändert. 

Ungeachtet  des  Actienscheines  haben  nämlich  der  Kauf, 
der  Tausch,  die  Schenkung  u.  s.  w.,  welche  einen  Wechsel 
in  der  MitgHedschaft  des  Actienvereins  herbeiführen  sollen, 
nicht  das  Papier,  sondern  das  Actienrecht  zum  unmittelbaren 
Geo-enstande,  mas  jene  Urkunde  übrio;ens  auf  den  Inhaber 
oder  auf  Namen,  und  im  letzteren  Falle  an  Ordre  oder  nicht 
an  Ordre  jrestellt  sein  "-^. 

Insbesondere  ist  der  Verkauf  einer  Actie  nicht  eine  emtio 
vcnditio  rei  in  dem  Sinne,  dass  das  Papier  das  Kaufsobject 
wäre,  sondern  der  Verkauf  eines  Rechts,  wiewohl  nicht  eine 
venditio  nominis,  da  das  Actienrecht  eine  Forderung  nicht  ist. 

Allerdings  ist  nun  der  Veräusserer  des  Actienrechts  dem 
Erwerber  aus  dem  Veräusserungsgeschäfte  zur  Uebergabe 
des  Actienbriefes,  mittelst  dessen  die  Legitimation  gegenüber 
der  Gesellschaft  erleichtert  ist,  und  durch  welchen  auch  jenem 
Rechte  eine  grössere  Circulationsfähigkeit  gegeben  sein  kann, 
verpflichtet;  allein  es  hat  diese  Verbindlichkeit  ihren  Grund 
nicht  darin,  dass  das  Papier  Object  des  Geschäfts  wäre,  son- 
dern vielmehr  in  dem  Umstände,  dass  die  Verbindhchkeit  des 
Veräusserers  zu  dessen  Uebergabe  im  Sinne  der  Disposition 
über  das  Actienrecht  liegt. 

Dass  aber  dieses  letztere  der  Gegenstand  der  in  Frage 
stehenden  Geschäfte  ist,  ergiebt  sich  unseres  Erachtens  zwei- 
fellos schon  daraus,  dass  die  Theilhaberschaft  am  Actienver- 
cine  auch  dann  veräussert  werden  kann,  wenn  kein  Actiendo- 
cument  oder  sonstiger  dasselbe  vertretender  Schein  ausgegeben. 
Ist  nämlich  in  einem  solchen  Falle  offenbar  das  Actienrecht 
das  Object  des  Geschäfts,  so  vermag  doch  unmöglich  der 
Umstand  etwas  hieran  zu  ändern,  dass  ein  Papier  ausgegeben 
worden,  Avelches  Beweisurkunde  für  jenes  Recht  und  möglicher 
Weise  auch  ein  Mittel  leichterer  Uebertragung  desselben  ist. 

In  diesem  Sinne  bezeichnen  denn  sowohl  das  Preuss. 
Gesetz  vom  9.  Nov.  1843  §.  13  wie  das  Allg.  deutsche 
Handel sgesetzb.  Art.   222   u.  223   die   Uebertragung  der 


2j)  Anders  Kuntze,   Inhaberpapiere,   S.  704.    —    S.  aber   Gold- 
schmidt, der  Lucca-Pi.stoja-xYctienstreit,  S.  63  fg. 
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Actie  als  eine  Uebertragung  des  Anrechts  des  Actio- 
närs,  während  allerdings  der  gewöhnhche  Sprachgebrauch, 
der  auch  dem  Allg  deutsch.  Handelsgesetzb.  nicht  fremd 
gebheben  (Art.  183  und  Art.  271),  mit  Rücksicht  darauf,  dass 
der  Wechsel  in  der  MitgHedschaft  des  Actienvereins  gewöhn- 
lich mittelst  derUebergabe  des  Actienbriefes,  falls  ein  solcher 
ausgegeben,  vollzogen  wird,  den  Uebergang  des  Actienrechts 
mit  demjenigen  des  Eigenthums  am  Papiere  identificirt. 

Der  Umstand  aber,  dass  ein  Actienschein  ausgestellt 
worden,  ändert  auch  nichts  an  den  Rechtswirkungen  des  Actes, 
durch  welchen  ein  Wechsel  in  der  Vereinsmitgliedschaft  her- 
beigeführt wird.  Daher  ist  es  ebenso  unrichtig,  die  Ueber- 
tragung des  Actienrechts  zwar  als  Regel  auf  eine  Novation 
zurückzuführen,  jedoch  eine  andere  Auffassung  für  den  Fall 
zu  substituiren ,  dass  der  Actienbrief  an  den  Inhaber  oder  an 
Ordre  lautet^*"',  wie  es  falsch  ist,  für  diesen  letzteren  Fall  das 
Vorhandensein  einer  Novation  zu  betonen  ^^. 

Zwar  sind  wir  weit  entfernt,  die  Bedeutung  der  Ordre- 
und  Inhaberpapiere  zu  verkennen.  Sie  ermöglichen  bei  For- 
derungen eine  Rechtswirkung,  die  sonst  nicht  Statt  finden 
kann ,  nämlich  die  vollständige  Uebertragung  des  Forderungs- 
rechts an  den  Inhaber  und  beziehungsweise  Indossatar.  Hier 
handelt  es  sich  jedoch  nicht  um  eine  Obligation,  sonderm  um 
ein  eigenthümliches,  seinem  ganzen  Wesen  nach  veräusser- 
liches  Recht,  dessen  Uebertragung  wie  ohne  Papier,  so  durch 
Recta-,  Ordre-  und  Inhaber- Papiere  möglich  ist.  Die  Be- 
deutung der  beiden  zuletzt  genannten  Formen  ist  demnach  bei 
Actienbriefen  nicht  die  nämliche  wie  bei  Urkunden  über  Obli- 
gationen, womit  jedoch,  wie  aus  dem  Nachfolgenden  sich 
ergeben  wird,  keineswegs  deren  Bedeutungslosigkeit  behaup- 
tet werden  soll. 

§.40. 

Fortsetzung.  —  Die  Uebertragung  der  Actienrechte  bei 
Namen-Actien. 

Die  Actienscheine  oder  Urkunden  über  die  Theilhaber- 
schaft  an  einem  Actienvereine  können  alle  oder  zum  Theile 
als  Namen-Actien  ausgestellt  (s.  p.  79  fg.),  und  diese  Pa- 
piere Ordre-  oder  Recta-Papiere  sein. 


26)  SoJollyinderZeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd. XI.S.414 fg. 

27)  SoKuntze,  Inhaberpapiere,  S.  515. 
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In  dem  einen  wie  dem  anderen  Falle  werden  die  Actien- 
briefe  dm'cli  anderweitige  Beweisurkunden,  s.  g.  Actiencer- 
tificateS  Interimsscheine  ^,  Actieninterimsscheine^, 
Interimsquittungen^  oder  Quittungsbogen^  vertreten, 
welche  nach  den  Statuten  der  Gesellschaft  an  die  Stelle  der 
Actiendocumente  ausgegeben  werden,  wo  die  Aushändigung 
dieser  letzteren  erst  nach  Einbezahlung  des  vollen  oder  doch 
eines  bestimmten  Theiles  des  Actienbetrages  geschehen  soll, 
wenn  nicht  in  Ansehung  dieser  Vertretung  statutenmässige 
Beschränkungen,  wie  z.  B.  diejenige,  wonach  die  Umschrei- 
bung solcher  provisorischer  Urkunden  nur  mit  Genehmigung 
des  Vereins- Vorstandes  Statt  findet,  aufgestellt  sind^. 

Die  Uebertragung  des  Actienrechts  erfordert  aber  bei 
Nominal- Actien  und  beziehungsweise  Interimsseheinen,  mögen 
dieselben  Ordre-Papiere  sein  oder  nicht,  keineswegs  nothwen- 
dig  eine  Bescheinigung  auf  dem  Papiere;  und  gilt  auch  im 
Verhältnisse  zur  Actiengesellschaft  der  neue  Erwerber  erst 
dann  alsActionär,  wenn  er  dem  Vereine  seinen  Erwerb  nacli- 
gewiesen,  so  ist  selbst  zu  diesem  Zwecke  an  und  für  sich  die 
Vorlage  des  auf  Namen  lautenden  Actien-  oder  Interimsschei- 
nes nicht  nöthig  (s.  §.  43). 

Anders  verhält  es  sich  freilich  nach  Massgabe  der  Sta- 
tuten, welche  eine  Umschreibung  des  Actienbriefes  oder  Cer- 
tificats  auf  den  Namen  des  neuen  Erwerbers  verlangen'',  oder 
die  einen  schriftlichen  Cessionsvermerk  auf  der  Actienurkunde 
für  die  Eintragung  in  das  Actienbuch  fordern  ^,  so  wie  nach 
den  Gesetzen,  welche  zum  letztgenannten  Zwecke  die  Vor- 
lage der  Actien  vorschreiben. 

Ist  aber  auch  durch  Statuten  oder  Gesetz  die  Vorlage 
des  Actien-   oder  Interimsscheines   zur  Erlangung  der  Aner- 


1)  Stat.  der  Darmstädter  Bank,  §.7. — 

2)  Stat.  der  Leipzig-Dresdener  Eisenbahn-Comp.,  §.  5; 
derBremer  Bank;  §.5. 

3)  Stat.  der  Kais.  Ferdinands-Nordbahn,  §.18. 

4)  Stat.  der  Braunschw.  Bank,  §.4;  der  Rostocker  B  ank, 
§.6;  der  Actienges.  für  Spinnerei  und  Weberei  an  der  hohen 
Mark,  Art.  13. 

5)  Stat.  der  Leipziger  Bank,  §.6. 

6)  Stat.  der  Kais.  Ferdinands-Nordbahn,  §.  18. 

7)  Stat.  der  Leipz.  Bank,  §.6;  der  Lübecker  Privatbank, 
§.6;   derNorddeutsch.  Bank  in  Hamburg,  §.10. — 

8)  Stat.  der  Kitterschaftl.  Privatbank  in  Pommern,  §.  6; 
der  Pro  vinzial- Actienbank  in  Posen,  §.8. 
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kennung  als  Gesellschaftsmitglied,  sei  es  mittelst  Umschrei- 
buno;  der  Urkunde  auf  den  Namen  des  neuen  Erwerbers,  oder 
durch  Eintrag  desselben  in  das  Actienbuch,  erfordert,  so  ent- 
steht die  Frage  nach  den  weiteren  Voraussetzungen,  unter 
denen  eine  solche  Anerkennung  verlangt  werden  kann,  und  die 
Actiengesellsoliaft  dieselbe  vorzunehmen  verpflichtet  und  be- 
rechtigt ist. 

Zur  Beantwortung  dieser  Frage  ist  zu  unterscheiden,  ob 
die  Urkunde,  auf  deren  Vorlage  ein  solches  Ansuchen  ge- 
schieht, indossirt  ist  oder  nicht. 

Ist  letzteres  der  Fall,  sei  es  weil  der  Schein  Eecta-Papier, 
oder  weil  derselbe,  obw'ohl  begebbar,  nicht  mit  einem  Indos- 
samente versehen  worden,  so  kann  der  Präsentant  die  Um- 
schreibung und  beziehungsweise  Eintragung  nur  auf  Grund 
eines  Nachweises  des  Erwerbs  des  Actienrechts  fordern,  und 
dies  auch  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  eine  Veräusse- 
rung  der  betreffenden  Art  den  Statuten  nicht  zuwiderläuft  und 
auch  nicht  nach  Massgabe  derselben  der  Einwilligung  der 
Gesellschaft  bedarf. 

Wenn  diese  letztere  demnach  zweifellos  berechtigt  ist, 
den  Nachweis  des  Erwerbs  des  Actienrechts  von  demjenigen 
zu  verlangen,  der  die  Umschreibung  der  Actie  auf  seinen  Na- 
men oder  seine  Eintragung  in  das  Actienbuch  als  Actionär 
nachsucht,  so  ist  sie  auch,  abgesehen  von  anderweitigen  Be- 
stimmungen der  Statuten  oder  Landesgesetze,  hierzu  ver- 
pflichtet, Aveil  der  Actienverein  an  und  für  sich  verbunden  ist, 
Actienrechte,  die  ihm  gegenüber  als  erworben  gelten,  so 
lange  als  den  Erwerbern  gehörig  zu  betrachten,  bis  der  recht- 
mässige Uebergang  derselben  auf  Andere  feststeht. 

Aus  diesem  Grunde  verlangen  denn  einzelne  Statuten, 
dass  die  s.  g.  Cession  von  Namenactien  vor  zwei  Mitgliedern 
der  Direction  Statt  finde  ^,  während  Andere  zur  Umschrei- 
bung einer  solchen  Actie  auf  den  Namen  des  neuen  Erwerbers 
einen  Antrag  des  bisherigen  Eigenthümers  oder  eines  gesetz- 
lichen Vertreters  desselben  fordern  ^'\ 

Allein  es  besteht  die  Verpflichtung  der  Actiengesellschaft, 
keinen  Wechsel  in  den  Personen  der  Träger  der  Actienrechte 
ohne  Nachweis  der  Rechtmässigkeit  des  angemeldeten  Ueber- 
oano-s  anzuerkennen  und  beziehungsweise  in  das  Actienbuch 


9)  Stat.  (lerHamburg.Bank,§.6. 
10)  Stat.  der  Norddeutsch.  Bank  in  Hamburg,  §.  10. 
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einzutragen,  Avie  aus  dem  Vorstehenden  sich  ergiebt,  auch  da, 
v,o  die  Statuten  in  dieser  Hinsicht  nichts  bestimmen,  -wobei 
es  übrigens  an  und  für  sich  gleichgükig  ist,  ob  jener  Nach- 
weis durch  eine  s.  g.  Cessionserklärung  vor  dem  Yereins- 
vorstande  oder  mittelst  einer  öffentHchen  Beurkundung  der 
stattgehabten  Abtretung  auf  dem  Actien-  oder  Interimsscheine 
oder  ausserhalb  desselben  geliefert  wird. 

Indem  jedoch  durch  ein  solches  Erforderniss  des  Nach- 
weises des  rechtlichen  üebergangs  eines  Actienrechts  und 
die  Verpflichtung  der  Gesellschaft,  jenen  Beweis  zu  prüfen, 
nicht  allein  der  Actienverkehr  erschwert,  sondern  insbesondere 
der  Verein  selbst  belästigt  wird,  bestimmen  manche  Statuten, 
es  seien  die  Nominal-Actien  durch  eine  eigene  Urkunde  oder 
durch  eine  auf  den  Schein  eingeschriebene  Cession  zu  über- 
tragen, wobei  jedoch  die  Gesellschaft  für  die  Aechtheit  der 
Abtretungsurkunde  nicht  hafte  ^^,  oder  es  geschehe  die  Ein- 
tragung in  das  Actienbuch  auf  einen  unbescheinigten  Ces- 
sionsvermerk  in  clorso  der  Actio  ^-,  —  Bestimmungen,  deren 
Sinn  oflfenbar  kein  anderer  ist,  als  dass  die  Actienverbindung 
berechtigt  sein  solle,  ohne  Nachweis  des  Erwerbs  des  Actien- 
rechts denjenigen  als  Actionär  anzuerkennen,  der  gewisse  für 
einen  solchen  Erwerb  sprechende  äussere  Momente ,  wie 
das  Papier  und  eine  angebliche  Abtretungserklärung  bei- 
bringe, Avogegen  sie  der  Gesellschaft,  wie  auch  einzelne  Statu- 
tcn  ausdrücklich  erklären  ^^,  die  Befugniss  nicht  entziehen, 
einen  wirklichen  Beweis  jener  Erwerbung  zu  fordern. 

Die  nämliche  Bedeutung  hat  aber  auch  die  Anordnung- 
anderer  Statuten,  wonach  die  Uebertragungen  von  Namen- 
Actien  durch  n;emeinschaftllche  Anzeio-en  des  Cedenten  und 
Cessionars  zur  Kenntnlss  der  Verwaltung  zu  bringen,  welche 
verlangen  könne,  dass  die  Unterschriften  jener  Anzeigen  no- 
tariell oder  gerichtlich  beglaubigt  würden  ^^. 

Etwas  anderes  scheint  uns  aber  auch  Im  Sinne  der  Sta- 
tuten nicht  zu  liegen,  welche  für  die  Uebertragung  des  Elgen- 
thums  an  der  Actio  eine  vom  Veräusserer  und  Erwerber  zu 
unterzeichnende  schriftliche  Erkläruno-  mit  dem  Belfüiren  er- 


11)  Stat.  derOesterr.  Creditanstalt,  §.13;  der  (rraz-Kö fla- 
cher Eisenbahn-  und  Bergbau-G.  §.  6;  der  Theiss-Eisen- 
bahn-G.,  §.  11.— 

12)  Stat.  derllostockerRank,  §.  49.— 

13)  Stat.  der  Magdeburg.  Privatbank,  §.  10. 

14)  Stat. derLuxemburg.  Intern ation. -Bank,  §.  11.  — 
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fordern,  dass  dieselbe  keiner  öfFentlichen  Beglaubigung  be- 
dürfe ^^,  oder  die  schlechtweg  nur  besagen,  es  habe  die 
Uebertraofunof  der  auf  einen  bestimmten  Namen  lautenden 
Actien  mittelst  einer  dem  Scheine  beigefügten  oder  auf  die- 
sen selbst  geschehenen  Cession  zu  geschehen  ^^. 

Wenn  demnach  sehr  viele  Statuten  dem  Actienvereine 
gestatten,  einen  Wechsel  in  dessen  Mitgliedschaft  auf  Vorlage 
des  Actienscheins  so  wie  gewisser  äusserer  Momente,  welche 
den  rechtmässigen  Uebergang  des  Actienrechts  zwar  beschei- 
nigen, nicht  aber  beweisen,  anzuerkennen  und  beziehungs- 
weise in  das  Actienbuch  einzutragen,  wogegen  sie  jenem  die 
Befugniss  nicht  entziehen,  in  der  in  Frage  stehenden  Be- 
ziehung einen  vollen  Beweis  zu  fordern,  so  befolgen  die  ver- 
schiedenen Landesgesetzgebungen,  um  von  denjenigen  abzu- 
sehen, die,  wie  das  Preussische  Gesetz  vom  9.  November 
1843,  keine  einschlagenden  Bestimmungen  enthalten  und  in 
deren  Gebieten  demnach  in  Ermangelung  statutenmässiger 
Vorschriften  die  früher  entwickelten  allgemeinen  Grundsätze 
entscheiden  müssen,  hier  verschiedene  Systeme. 

Die  Einen  gehen  von  dem  unseren  obigen  Erörterungen 
zufolge  im  gemeinen  Rechte  begründeten  Satze  aus,  wonach 
die  Actiengesellschaft  bei  Uebertragungen  von  Namen-Actien 
nicht  allein  berechtigt,  sondern  auch  verpflichtet  ist,  die  An- 
erkennung als  Actionär  und  beziehungsweise  die  Eintragung 
in  das  Actienbuch  nur  auf  gelieferten  Beweis  des  rechtmässi- 
gen Erwerbs  des  Actienrechts  vorzunehmen. 

Dahin  gehört  zunächst  der,  Code  de  commerce  Art.  36, 
mit  welchem  der  Regolam.  j^rovv.  des  Kirchenstaats  Art. 
35,  das  Handelsgesetzbuch  des  Cantons  Freiburg  Art. 
43,  das  Neuenburgische  Decret  vom  3.  December  1852 
Art.  3  und  das  Waadtländische  Gesetz  über  Handels- 
gesellschaften vom  14.  December  1852  Art.  22  wörtlich 
übereinstimmen,  indem  er  in  Ansehung  der  Actien,  deren 
Eigenthum  mittelst  Eintrags  in  den  Registern  der  Gesellschaft 
hergestellt  ist,  eine  Cession  erfordei't: 

„par  ime  declaration  de  transfert  inscrite  sicr  les  rSgistres 


15)  Stat.  des  Brackeler  Bergwerks -Vera  ins,  §.  13;  der 
Kölnisch.  Privatbank,  §.8;  der  Danziger  Privatactien-Bank, 
§.8;  der  Königsberg.  Privat-Bank,  §.  8;  derProvinzial-Actien- 
BankinPosen,§.  8.  — 

16)  Stat.  der  WienerErsten  Immobilien- G.,  §.  5.  — 
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„et  signee  de  celui  qui  fait  le  transfert  oit  d'un  fonde  de 
„pouvoir"  (S.  p.  90). 

Hiermit  stimmen  aber  auch  dem  Sinne  nach  das  Rus- 
sische Reglement  v.  J.  1836  Art.  29,  das  Portugiesi- 
sche Handelsgesetzbuch  Art.  545,  der  Holländische 
Handelscodex  Art.  42^^  und  das  Serbische  Handels- 
gesetzbuch Art.  37,  so  wie  nicht  weniger  das  englische 
Recht  ^^  überein. 

Andere  Gesetze  dagegen  haben  das  von  einer  grossen 
Anzahl  von  Statuten  befolgte  System,  wonach  die  Actienge- 
sellschaft  bei  Namen-Actien  die  Anerkennung:  des  ano;eblichen 
Erwerbers  eines  Actienrechts  als  Actionär  von  dem  Beweise 
eines  rechtmässigen  Erwerbs  desselben  abhängig  zu  machen 
berechtigt,  nicht  aber  verpflichtet  ist,  zur  allgemeinen  Regel 
erhoben. 

In  diesem  Sinne  bestimmt  denn  das  Zürcher  Civil- 
gesetzbuch  §.  1348: 

„Der  nachfolgende  Erwerber  einer  Namenactie  wird  von 
„der  Gesellschaft  erst  dann  anerkannt,  wenn  derselben 
„von  dem  Erwerbe  Kenntniss  gegeben  worden  ist.  Die 
„Gesellschaft  ist  berechtigt,  Bescheinigung  darüber  zu 
„verlangen,  dass  der  vorhergehende  Actionär  seine  Rechte 
„auf  den  Nachfolger  übertragen  habe  oder  diese  in  recht- 
„mässiger  Weise  auf  ihn  übergegangen  seien." 
In  dem  nämlichen  Sinne  erklärt  das  Bernische  Gesetz 
vom  J.  1860  Art.  20: 

„Eine  Actiengesellschaft,  Welche  Namen-Actien  ausgiebt, 
„ist   erst  dann    schuldig,    den    nachfolgenden  Erwerber 
„eines  solchen  Papiers  in  dieser  Eigenschaft  anzuerken- 
„nen,   wenn   derselbe   ihr  von  dem  Erwerb  des  Papiers 
„Kenntniss  gegeben  und  auf  Verlangen  die  Rechtmässig- 
„keit  des  Erwerbs  bescheinigt  hat," 
Bestimmungen,  welche  insoferne  mangelhaft  gefasst  sind,  als 
sie   die  Frage  offen  lassen,   ob  der  Actien-  oder  Interims- 
schein bei  Anmeldung  des  Uebergangs  des  Actienrechts  der 
Gesellschaft  vorzulegen  und  ob  dieselbe  berechtigt  ist,   einen 
vollen  Beweis  des  behaupteten  Erwerbs  zu  fordern.  — 

Besser  ist  nun  allerdings  das  Allgem.  deutsche  Han- 
delsgesetzbuch   (Art.  223  verbunden  mit  Art.  183)   ge- 

17)  S.  auch  den  Würtemberg.  Entwurf,  Art.  253  Abs.  2. 

18)  Actiengesellschafts-Acten  1856,  1857,  Verwaltungsre- 
gulativ, §.  10-14  (b.  Güterbock  a.  a.  O.,  S.  20). 
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fasst,  indem  nach  dessen  ausdrücklicher  Bestimmuno-  zurEin- 
trao-unof  in  das  Actienbuch,  durch  die  bei  Namen- Actien  die 
Geltung  als  Actionär  gegenüber  der  Actiengesellschaft  be- 
dingt ist,  letzterer  die  Actie  sammt  dem  Nachweise  des  Eigen- 
thumsübergangs  vorzulegen,  auch  der  Actienverein  zur  Prü- 
funo- dieser  Legitimation  berechtigt,  nicht  aber  verpflichtet  ist, 
Anordnungen,  welche  in  den  Motiven  zum  Preussischen 
Entwürfe  dadurch  gerechtfertigt  wurden,  dass  die  Vorlegung 
der  Actienbriefe  nöthig  sei,  um  etwa  vorhandene  rechtmässige 
Besitzer  derselben  zu  schützen,  wogegen  bei  einer  Verpflich- 
tuno- des  Vereins  zur  Prüfung  der  Legitimation  nicht  sel- 
ten störende  AVeitläufigkeiten  und  Streitigkeiten  entstehen 
würden  ^'^ 

Hiernach  ist  denn  die  Actiengesellschaft  nicht  berech- 
tigt, den  angeblichen  neuen  Erwerber  eines  Actienreclits  ohne 
Vorlage  des  auf  Namen  lautenden  Actien-  oder  Interims- 
Scheines  so  wie  des  Nachweises  des  behaupteten  Rechtser- 
werbs, wie  z.  B.  einer  schriftlichen  Abtretungserklärung  Sei- 
tens des  bisherigen  Actionärs  oder  einer  Beurkundung  des 
auf  dem  Executionswege  an  den  Betreflenden  gemachten 
Verkaufes,  oder  der  Beerbung  des  seitherigen  Lihabers,  mit- 
telst Eintrags  in  das  Actienbuch  als  Actionär  anzuerkennen, 
wosreo-en  es  in  deren  Ermessen  steht,   ob  und  inwieferne  sie 

o      O  ... 

sich  mit  der  beigebrachten  Legitimation,  wie  z.  B.  einer  in 
blosser  Privatschrift  vorgelegten  s.  g.  Cessionserklärung,  deren 
äussere  Unverdächtigkeit  vorausgesetzt,  begnügen,  oder  die 
Nach  Weisung  der  Aechtheit  der  betreff'enden  Unterschrift  ver- 
langen will. 

Zweifellos  können  übrigens  auch  im  Geltungsgebiete  des 
Allo-em.  deutschen  Handelsgesetzbuchs  die  Statuten 
einer  Actiengesellschaft  gewisse  äussere  Formen  festsetzen, 
wie  z.  B.  eine  Abtretungserklärung  auf  dem  Actienbriefe,  bei 
deren  Vorhandensein  allein  die  Umschreibung  im  Actien- 
buche  gestattet  sein  soll,  oder  sogar  einen  solchen  Eintrag 
vom  Beweise  des  Uebero-anos  des  Actienreclits  abhängen  las- 
sen,  beziehungsweise  die  Prüfung  der  Legitimation  der  Ge- 
sellschaft zur  Pflicht  machen. 

Auch  schliesst  das  Allgem.  deutsche  Handelsge- 
setzbuch endlich  die  statutenmässige  Anordnung  nicht  aus, 
Avonach  die  im  Actienbuche   stattg-ehabte  Um  schreib  uns:  auf 


19';  Motive  zum  Preuss.  Entw.,  Art.  172  ;S. 
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dem  Actienbriefe  selbst  Seitens  des  Vercinsvorstands  zu  be- 
merken, eine  Vorschrift,  die  sich  in  vielen  Statuten  vorfindet-*', 
vmd  welche  die  Sicherung  des  Publicums  in  der  Art  bezweckt, 
dass  aus  dem  Actienscheine  immer  derjenige  ersichtlich,  wel- 
cher gegenüber  der  Actiengesellschaft  als  Actionär  gilt. 

Wenn  nun  zur  Anerkennung  als  Actionär  Seitens  des 
Actienvereins  nach  Massgabe  der  Statuten  oder  Gesetze  die 
Vorlao-e  des  Actien-  oder  Interimsscheines  so  wie  des  Nach- 
weises  des  Uebergangs  des  Actienrechts  erfordert,  so  kann 
der  Erwerber  eines  solchen  dasselbe  dagegen  weiter  veräus- 
sern, ohne  dass  er  eine  derartige  Anerkennung  und  beziehungs- 
weise den  hierzu  etwa  nöthigen  Eintrag  in  das  Actienbuch 
nachgesucht  und  erlangt  hätte,  während  der  weitere  Acqui- 
rent,  der  sich  von  der  Gesellschaft  als  deren  Mitglied  aner- 
kennen lässt,  gegenüber  dieser  als  unmittelbarer  Rechtsnach- 
folger desjenigen  gilt,  der  zuletzt  im  Actienbuche  als  Eigen- 
thümer  der  Actie  verzeichnet. 

Indem  wir  bisher  in  Ansehung  der  Ucbertragung  der 
Actienreclite  bei  Namen-Actien  von  der  Voraussetzung  aus- 
gegangen, dass  jene  ohne  Indossament  geschehen,  haben  wir 
nunmehr  die  Bedeutuno;  dieser  Rechtsform  zu  dem  genannten 
Zwecke  zu  untersuchen. 

Dieselbe  ist  vorerst  selbstverständlich  nur  unter  der  Vor- 
aussetzung anwendbar,  dass  das  Papier  Ordre-Papier  ist, 
während  die  Indossirung  eines  nicht  begebbaren  Actien-  oder 
Interimsscheines  jedenfalls  nur  als  einfache  Abtretungs-Er- 
klärung wirken  kann.  Unterliegt  es  nun  keinem  Zweifel, 
dass  eine  solche  Urkunde  dann  begebbar,  wenn  sie  an  Ordre 
lautet  oder  die  Vereinsstatuten  ausdrücklich  die  Indossirung 
der  Namen-Actien  gestatten  -^ ,  so  entsteht  dagegen  für  den 
Fall,  dass  es  an  der  einen  und  anderen  dieser  Voraussetzungen 
fehlt,  die  Frage,  ob  die  Vermuthung  für  oder  gegen  die  Be- 
gebbarkeit  der  Actienbriefe  streitet.  ^lan  kann  sich  für 
jenes  offenbar  nicht   auf  die  AVechselbriefe   berufen,   welche 


20)  Stat.  der  Frankfurt.  Rückversicher.  -  G.,  Art.  9;  der 
deutschen  Versicherunj;s-G.  in  Dresden,  §.  10;  der  Mittel- 
deutschen Creditbank  in  Meinini^en,  §.  12;  des  Brackeler 
Bergwerk- Vereins,  §.  13:  der  Kunigsberger  Privatbank,  §.8. — 

21)  Stat.  der  Frankfurt  Bank,  Art.  8;  der  Oesterreich.  Na- 
tionalbank, §.  7;  der  Oesterreich.  Creditanstalt,  §.  13;  der 
Kaiser  Ferdinands  Nordbahn,  §.  18;  der  Parqueterie-Gesell- 
Schaft  in  Interlacken,  §.5. 
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gesetzlich  als  Orclrepapiere  präsumirt  Averden,  weil  die  Ac- 
tiendocumente  keine  Wechsel  sind,  wogegen  andererseits  für 
die  entgegengesetzte  Ansicht  die  gemeinen  Schuldverschrei- 
bungen, die  im  Zweifel  als  ßecta-Papiere  zu  betrachten,  nicht 
angezogen  Averden  können,  da  die  Actien  eben  keine  Schuld- 
scheine, sondern  vielmehr  Urkunden  über  die  Theilhaberschaft 
an  einer  Actiengesellschaft  sind.  Erwägt  man  jedoch  einer- 
seits, dass  das  Actienrecht  seinem  Wesen  nach  frei  veräusser- 
lich,  dass  es  ferner  durch  Singular-Succession  übergeht,  so 
wie  es  endlich  einen  Gegenstand  des  Verkehrs  bildet,  anderer- 
seits aber,  dass  bei  Papieren,  die  auf  Namen  lauten,  das  In- 
dossament gerade  die  Form,  welche  die  Uebertragung  des  in 
dem  Scheine  beurkundeten  Rechts  erleichtert  und  den  Ver- 
kehr mit  demselben  ermöglicht,  so  wird  man  im  Zweifel  Ac- 
tienbriefe  als  Ordre-Papiere  zu  betrachten  haben. 

So  ist  auch  z.  B.  in  Frankreich,  ungeachtet  des  Still- 
schweigens des  Code  de  commerce,  die  Begebbarkeit  der  Ac- 
tien in  Theorie  und  Praxis  anerkannt  ^^  und  muss  dieselbe 
nicht  weniger  nach  gemeinem  deutschem  Rechte  angenommen 
werden  ^^. 

Nach  dem  Allg.  deutschen  Handelsgesetzbuche 
(Ai't.  223  verbunden  mit  Art.  182)  ist  übrigens  in  Ansehung 
der  Namen-Actien  von  Handelsgesellschaften  jeder  Zweifel  in 
dieser  Hinsicht  durch  die  ausdrückliche  Bestimmung  besei- 
tigt, wonach  die  'Uebertragung  solcher  Actien  durch  Indossa- 
ment geschehen  kann. 

Indessen  sind,  wie  bereits  bemerkt,  die  Actiendocumente 
nur  im  Zweifel  indossirbar,  und  kann  ihnen  die  Eigenschaft 
der  Beo-ebbarkeit  sowohl  durch  die  Clausel  ,, Nicht  an  Ordre" 
oder  gleichbedeutende  dem  Namen  des  ersten  Actionärs  auf 
dem  Briefe  beigefügte  Worte,  wie  auch  durch  ein  ausdrückli- 
ches Indossirungs- Verbot  in  den  Vereins- Statuten  oder  durch 
die  daselbst  für  die  Uebertragung  der  Actienrechte  geforderte 
Einwillisfung  des  Vereins  entzojjen  sein. 

Die  für  die  Ordre-Qualität  der  Actienbriefe  bestehende 
Vermuthung  findet  jedoch  keine  Anwendung  auf  die  Certifi- 


22)  Troplong,  omtr.  de  snciete\  no.  146;  Bedarride,  droit  com- 
mercial,  tom.  I.  no.  318.  —  S.  auch  die  Motive  zum  Würtemb.  Entw., 
Art.  253.— 

23)  S.  auch  Zeit  sehr.  f.  dasgesammte  Handelsrecht,  Bd.  VI. 
S.176  no.  11.  —  A.  M.  scheintzusein  Jolly  inderZeitschr.  f.  deutsch. 
Ilecht,Bd.XI.  S.  418. 


§.  40.    Die  Ucbcrtragung  der  Actienreclite  etc.  367 

cate,  Promessen-  oder  Inferimssclieine,  welche  an  Stelle  jener 
bis  zur  Einzahlung  des  vollen  Actienbetrags  oder  eines  be- 
stimmten Theiles  desselben  ausgegeben  worden.  Denn  kön- 
nen zwar  diese  Papiere  zweifellos  an  Ordre  gestellt  werden, 
soferne  nicht  das  Gegentheil  durch  die  Statuten  bestimmt  ^^ 
oder  auch  durch  die  letztern  für  indossirbar  erklärt  sein  2^,  so 
ist  doch  deren  Begebbarkeit  um  desswillen  nicht  zu  ver- 
muthen,  weil  gerade  der  Umstand,  dass  der  Actienschein 
selbst  noqh  nicht  ausgegeben,  im  Zweifel  gegen  die  Annahme 
spricht,  dass  das  Papier  und  beziehungsweise  das  darin 
bekundete  Recht  der  freien  Circulation  anheimgegeben  wer- 
den sollte^''. 

Wo  nun  der  Actien-  oder  Interimsschein  begebbar,  ist 
zwar  die  Uebertragung  des  Actienrechts  mittelst  Indossirung 
des  Paj)iers  möglich,  wogegen  sie  auch  in  anderer  Weise, 
nämlich  wie  bei  nicht  indossirbaren  Namen-Actien ,  Statt  fin- 
den kann.  In  diesem  Sinne  bestimmt  denn  das  Allgem. 
deutsche  Handelsgesetzbuch  (Art.  223  verbunden  mit 
Art.  182): 

„die  Uebertragung  (der  auf  Namen  lautenden  Actien) 

„kann  durch  Indossament  geschehen." 

Doch  ist  hiermit  die  statutenmässige  Anordnung  nicht 
ausgeschlossen,  wonach  zur  Anerkennung  als  Actionär  Sei- 
tens der  Gesellschaft  eine  Indossirung  der  Namen-Actien 
durch  den  letzten  Besitzer  erfordert  ^^ 

Was  aber  die  Form  des  Indossaments  eines  Actienbriefs 
oder  Interimsscheins  anbetrifft,  so  ist  sie  der  Natur  der  Sache 
nach  die  nämliche  wie  bei  Wechseln;  insbesondere  kommen 
hier  nach  dem  Allg.  deutschen  Handelsgesetzbuche 
(Art.  223  verbunden  mit  Art.  182)  die  Art.  11— 13  der  Allg. 
deutschen  Wechselordnung  zur  Anwendung ^^. 

Die  Indossaments-Erklärung  muss  demnach  auf  der  Ac- 
tio, einer  Copie  oder  Allonge  geschehen;  sie  kann  ferner  mit 
Angabe  des  bürgerlichen  Namens  oder  der  Firma  des  Indos- 
satars (vollständiges  Indossament)  oder  ohne  eine  solche 
als  Indossament  auf  den  Inhaber  oder  als  Blanco-Indos- 


24)  Stat.  du  Credit  mohilier,  Art.  20. 

25)  Stat.  der  Kaiser  Ferdinand s  Nordbahn,  §.  18. 

26)  S.  auch  die  Protocolle,  S.  337  u.  S.  1045. 

27)  Stat.  der  Oesterr.  Nationalbank.,  §.  7. 

28)  S.  auch  die  Protocolle,  S.  5072,  5073.  — 


368  Die  Mitgliedscliaft. 

sament  Statt  finden-^,  während  das  Geschäft  durch  das 
Nehmen  des  indossirten  Papiers  perfect  wird. 

Fräo-t  man  aber  nach  der  Bedeutunsr  des  Indossaments 
einer  Actie  und  nach  den  Unterschieden  zwischen  derUeber- 
tragung  eines  Actienrechts  mittelst  und  derjenigen  ohne  Giri- 
rung  des  Actienbriefs,  so  ist  in  dieser  Hinsicht  nicht  auf  die 
Verschiedenheiten  des  Indossaments  und  der  Cession  zu  ver- 
weisen, weil  es  sich  hier,  wie  früher  gezeigt,  überhaupt  nicht 
um  eine  Forderung,  und  daher  auch  nicht  um  die  Cession 
einer  solchen  handelt,  sondern  um  eine  Singular-Succession 
in  die  Theilhaberschaft  am  Actien vereine,  eine  Rechtswirkung, 
Avelche  in  o-leicher  Weise  durch  eine  Indossiruno*  des  Actien- 
Scheines,  wie  durch  eine  s.  g.  Cessionserklärung  auf  diesem 
Papiere  oder  ausserhalb  desselben  herbeigeführt  werden  soll. 

Ebenso  gilt  der  Indossatar  eines  Actienbriefs  so  wenig 
wie  der  s.  g.  Cessionar  einer  Actie  der  Actiengesellschaft 
2;e";enüber  ohne  weiteres  als  Actionär,  indem  der  eine  wie 
der  andere  vielmehr  zu  diesem  Zwecke  einer  Anerkennuno: 
in  dieser  Eigenschaft  bedarf,  welche  je  nach  Massgabe  der 
Statuten  oder  Gesetze,  und  insbesondere  auch  nach  dem 
Allo:em.  deutschen  Handelso-esetzbuche,  mittelst  Ein- 
traffuno;  in  das  Actienbuch  zu  geschehen  hat. 

Zwar  möchte  man  letzteres  für  den  Fall  bezweifeln,  dass 
das  letzte  Indossament  der  Actie  auf  den  Inhaber  lautet  oder 
171  hianco  gefasst,  da  hier  das  Papier  in  einem  gewissen  Sinne 
Inhaberpapier  (unvollkommenes  Inhaberpapier)  geworden. 
Da  jedoch  dessenungeachtet  der  Actienbrief  eine  Nominal- 
Actie  bleibt,  so  muss  es  auch  in  einem  solchen  Falle  bei  der 
Vorschrift  des  Statuts  oder  Gesetzes,  wonach  im  Verhältnisse 
zur  Gesellschaft  nur  diejenigen  als  die  Eigenthümer  dieser 
Actien  angesehen  werden,  die  als  solche  im  Actienbuche  be- 
zeichnet sind,  sein  Bewenden  behalten.  Dies  ist  insbeson- 
dere auch  nach  dem  Allgem.  deutsch.  Handelsgesetz- 
buche (Art.  223  verbunden  mit  Art.  182  und  183)  anzunehmen. 

Dagegen  tritt  die  Bedeutung  der  Indossirung  der  Na- 
men-Aetie  allerdings  in  folgenden  Beziehungen  hervor: 

Vorerst  kann  der  Actionär,  auf  dessen  Namen  der  Ac- 
tienschein  lautet,  sein  Actienrecht  durch  ein  ausgefülltes 
Giro  oder  durch  ein  Indossament  auf  den  Inhaber  oder 
in  hianco  übertrafen. 


29)  Motive  z.  Preuss.  Entw.,  S.  88.  —  Protocolle,  S.  343  a.  E. 


§.  40.   Die  Uebertragung  der  Actienreclite  etc.  369 

Zu  jenem  Zwecke  genügt  die  Unterschrift  des  Indossan- 
ten, die  deutliche  Kundgebung  der  Absicht  zu  indossiren  un- 
ter Bezeichnunof  des  Indossatars  mit  dessen  Namen  oder 
Firma,  wobei  jedoch  wegen  der  Untheilbarkeit  des  Actien- 
rechts  ein  Theihndossament  nicht  zulässig;  zu  diesem  ist 
soo;ar  die  blosse  Unterschrift  des  Indossanten  mit  Namen  oder 
Firma  auf  der  Hückseite  des  Actienbriefs  oder  der  Abschrift 
oder  auf  der  Allonge  ausreichend. 

Der  in  hianco  oder  auf  den  Inhaber  indossirte  Actien- 
schein  kann  aber  auch  ohne  Indossament  durch  blosse  Ueber- 
gabe  des  Papiers  weiter  begeben,  das  Actienrecht  also  mit- 
telst blosser  Tradition  der  Urkunde  Aveiter  übertragen  Averden. 
Eine  solche  Begebung  geschieht  mit  oder  ohne  Ausfüllung 
auf  den  Namen  des  Nehmers,  in  welchem  letzteren  Falle  die- 
ser das  Actienrecht  durch  die  blosse  Uebergabe  des  Scheines 
weiter  zu  veräussern  im  Stande  ist.  Der  in  hianco  oder  auf 
den  Inhaber  indossirte  Actienbrief  kann  aber  wie  derjenige, 
welcher  auf  Namen  indossirt  worden,  auch  durch  Indossament 
weiter  begeben  werden. 

Durch  die  Zulässigkeit  des  Indossaments  ist  demnach 
die  Uebertragung  des  Actiem-echts  erleichtert;  sie  ist  es  in 
formeller  Beziehung,  sie  ist  es  aber  weiter  auch  insoferne,  als 
der  Erwerber  der  Actie  sich  nur  darum  zu  kümmern  braucht, 
dass  die  Reihe  der  Giro's  eine  ununterbrochene,  und  dass  die 
Indossamente  nicht  ihrer  äusseren  Beschaffenheit  nach  für 
Jedermann  ersichtliche  Spuren  der  Fälschung  an  sich  tragen, 
wogegen  keinerlei  Nothwendigkeit  für  ihn  vorliegt,  die  Aecht- 
heit  der  Indossaments-Unterschriften  zu  prüfen. 

Dies  hat  aber  seinen  Grund  in  der  anderweitigen  Bedeu- 
tung des  Indossaments  der  Actienbriefe,  wonach  nämlich  die 
der  Actiengesellschaft  bei  Namen-Actien  an  und  für  sich  zu- 
kommende Verpflichtung  und  Befugniss,  die  Legitimation 
desjenigen,  welcher  sich  zur  Anerkennung  als  Actionär  mel- 
det, zu  prüfen,  gegenüber  dem  Indossatar  beschränkt  ist. 

Ist  nämlich  zunächst  den  früher  entwickelten  allgemeinen 
Grundsätzen  zufolge  der  Actienverein,  von  abweichenden  Be- 
stimmungen der  Statuten  und  Gesetze  abgesehen,  verbunden, 
vom  angeblichen  Erwerber  eines  Actienrechts  den  Nachweis 
dieses  Erwerbs  zu  fordern,  bevor  er  ihn  als  Actionär  aner- 
kannt und  beziehungsweise  in  dieser  Eigenschaft  in  das  Ac- 
tieubuch  einträgt,  so  ist  diese  Verpflichtung  gegenüber  dem 
Präsentanten  eines  indossirten  Actienbriefs  beschränkt.    Denn 

Rena  u  d ,  Aclkmjcsclluch.  OA 
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es  ist  hier  die  Actiengesellscliaft,  vorausgesetzt,  dass  die 
Reihe  der  Indossamente  ununterbrochen,  und  dass  diese  keine 
äusserhch  ersichthchen  Spuren  der  Fälschung  an  sich  tragen, 
nur  verpflichtet,  sich  von  der  Identität  des  Präsentanten  mit 
dem  letzten  Indossatar  zu  versichern,  —  eine  Constatirung, 
die  selbstverständlich  da  wegfällt,  wo  das  letzte  Indossament 
in  hianco  gefasst  oder  auf  den  Inhaber  lautet,  wogegen  der 
Actienverbindung  keinenfalls  die  Prüfung  der  Aechtheit  der 
sämmtlichen  Indossamente  oder  auch  nur  des  letzten  Giro's 
obliegt. 

Freilich  fällt  diese  Bedeutung  des  Indossaments  nach 
den  Gesetzgebungen  weg,  die,  wie  das  Allgem.  deutsche 
Handelsgesetzbuch,  das  Zürcher'sche  Civilgesetz- 
buch  und  das  Bernische  Gesetz  v.  1860  die  Actienge- 
Seilschaft  bei  Uebertragungen  von  Namen-Actien  überhaupt 
für  nicht  verpflichtet  zur  Prüfung  der  Legitimation  des  an- 
geblichen neuen  Erwerbers  erklären. 

Dagegen  kömmt  auch  nach  diesen  Gesetzgebungen  dem 
Indossamente  des  Actienbriefs  die  anderweitige  Bedeutung 
zu,  dass  das  in  dieser  Hinsicht  dem  Actienvereine  zustehende 
Prüfungsrecht  beschränkt  ist.  Es  ist  derselbe  nämlich,  wenn 
die  Reihe  der  Indossamente  ununterbrochen  und  deren  äussere 
Beschaffenheit  auch  nicht  Spuren  begangener  Fälschung  zeigt, 
offenbar  nur  befugt,  vom  Präsentanten  den  Nachweis  der 
Identität  mit  dem  auf  dem  Actienscheine  bezeichneten  letzten 
Nehmer,  nicht  aber  denjenigen  der  Aechtheit  sämmtlicher  In- 
dossamente oder  auch  nur  des  letzten  Giro's  zu  fordern. 
Dies  erffiebt  sich  unseres  Erachtens  aus  der  Analogie  des 
AVechsels  ^'^.  Wie  nämlich  der  AVechselschuldner  nicht  be- 
fugt ist,  den  Beweis  der  Aechtheit  der  Indossamente  zu  ver- 
langen, weil  er  ohne  denselben  sicher  zahlt  und  demnach 
kein  Interesse  an  einer  solchen  Darlegung  hat,  so  ist  auch 
die  Actiengesellscliaft  nicht  für  berechtigt  zu  erachten,  den 
Beweis  der  Aechtheit  der  Giro's  zum  Zwecke  der  Anerken- 
nung des  Nehmers  des  indossirten  Actienbriefs  als  Actionär 
zu  fordern,  da  sie  einer  Aechtheitsprüfung  nicht  bedarf,  um 
eine  solche  Anerkennung  ohne  Gefahr  vorzunehmen.  Recht 
und  Pflicht  Seitens  des  Leistungspflichtigen,  von  einer  Prüfung 
der  Aechtheit  der  Indossamente  abzusehen,  folgen  gleichmäs- 
sig  aus  dem  Wesen  des  Ordrepapiers ,  welches  nur  in  dieser 


30)  Mein  Lehrb.  des  Wechselrechts  (2.  Aufl.),  S.  161  flg.  — 
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Weise   seinen  Zweck   erfüllen   kann,   den  Verkehr  mit   dem 
durch  dasselbe  repräsentirten  Rechte  zu  erleichtern. 

Freilich  stellt  das  Allofem.  deutsche  Handelsge- 
setzbuch  (Art.  223  verbunden  mit  Art.  183)  in  Ansehung 
der  Namen-Actien  ganz  allgemein  den  Grundsatz  auf,  es  sei 
die  Gesellschaft  zur  Prüfung  der  Legitimation  derjenigen, 
welche  sich  Behufs  der  Eintragung  als  Actionär  in  das  Actien- 
buch  angemeldet,  berechtigt,  nicht  aber  verpflichtet.  Indessen 
sind  die  Gränzen  dieses  Prüfungsrechts  hier  nicht  festgesetzt, 
und  ist  durch  diese  Bestimmunfj  demnach  die  Einschränkuno- 
dieser  Befugniss,  wie  sie  das  Wesen  des  indossirten  Papieres 
mit  sich  bringt,  nicht  für  ausgeschlossen  zu  erachten.  Unter 
so  bewandten  Umständen  macht  es  denn  auch  keine  Schwie- 
rigkeiten, wenn  jenes  Gesetzbuch  (Art.  223  verb.  mit  Art.  182) 
nur  in  Ansehung  der  Form  der  Nominal-Actien  auf  dieAllg. 
deutsche  W.  O.  (Art.  11  —  13)  verweist,  während  der  Art. 
305  die  Bestimmungen  des  letztgenannten  Gesetzes  über  Prü- 
fung der  Legitimation  des  Inhabers  allein  in  Betreff  der  kauf- 
männischen Ordre-Papiere  für  massgebend  erklärt. 

Wenn  die  Indossirung  der  Namen-Actien  den  vorstehen- 
den Ausführungen  zufolge  nicht  bloss  die  Uebertraa-unsf  des 
Actienrechts,  sondern  auch  die  Anerkennunj^  als  Actionär  im 
V^erhältnisse  zur  Actiengesellschaft  erleichtert^',  so  begründet 
jene  dagegen  an  und  für  sich  keine  Haftungspflicht  des  In- 
dossanten. Denn  es  ist  das  Giro  hier  eine  blosse  Form  für 
die  Begebung  des  Actienrechts,  die  sich  an  die  verschieden- 
sten Rechtstitel  anlehnen  kann,  und  die  sonach  nicht  wie  das 
ein  trassirtes  Wechselversprechen  enthaltende  Wechselindos- 
sament eine  Haftungsverbindlichkeit  des  Gebers  zu  erzeugen 
vermag. 

Schon  aus  diesem  Grunde  kann  denn  von  einem  sprin- 
genden Regresse  des  Indossatars  einer  Actie  nicht  die  Rede 
sein.  Hat  derselbe  gegen  seinen  Giranten,  so  z.  B.  weil  dieser 
ihm  ein  fremdes  Actienrecht  oder  eine  Actie  einer  aufo^elösten 
oder  insolventen  Gesellschaft  verkauft,  einen  Regressanspruch, 
so  steht  ihm  diese  Befugniss  nicht  gegen  den  Indossanten  als 
solchen,  sondern  gegen  seinen  Verkäufer  zu.  Allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen  zufolge  wird  aber  ein  solcher  Anspruch 
auf  Gewährleistung  gegen  den  Indossanten  des  Indossanten, 


31)  Ueber  den  Einfluss  des  Indossaments  auf  die  Vindication  des 
Actienbriefes ,  s.  §.  44. 
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sollte  jener  auch  Verkäufer  des  letzteren  gewesen  sein,  nur 
ex  jure  cesso  geltend  gemacht  werden  können  ^^. 

Häufiger  aber  noch  wie  bei  nicht  indossirten  Actien  wird 
hier  der  Fall  eintreten,  dass  der  Indossatar  des  Actienbriefes 
denselben  durch  weiteres  Giro  oder  auch  bei  einem  unvoll- 
ständigen Indossamente  durch  blosse  Begebung  überträgt, 
ohne  dass  er  seine  Anerkennung  als  Actionär  Seitens  der 
Gesellschaft  erwirkt  hätte,  in  welchem  Falle  der  Xehmer,  zu 
dessen  Gunsten  die  Umschreibung  im  Actienbuche  Statt  findet, 
im  Verhältnisse  zum  Actienvereine  als  unmittelbarer  Rechts- 
nachfolger des  zuletzt  eingetragenen  Actionärs  gelten  wird. 

§.  41. 

Fortsetzung.  —  Die  Uebertragung  der  Actienrechte  bei 
Inhaber-Actien. 

Wie  die  Actienbriefe  einer  gegebenen  Gesellschaft  ganz 
oder  zum  Theile  als  Inhaber-Papiere  ausgestellt  sein  können 
(s.  p.  70  fg.),  so  gilt  das  Nämliche  von  den  Certificaten  oder 
Interimsscheinen,  welche  jene  Urkunden  auf  so  lange  vertre- 
ten, bis  der  Actienbetrag  ganz  oder  doch  zu  einem  bestimmten 
Theile  einbezahlt  ist  ^,  wo  nicht  Statuten  oder  Gesetz  eine 
solche  Ausstellung  verbieten. 

Die  Uebertragung  des  Actienrechts  kann  auch  hier  mit- 
telst der  verschiedensten  Geschäfte  geschehen,  während  der 
durch  einen  solchen  Uebertrag  bewirkte  Wechsel  in  der  Ver- 
einsmitgliedschaft ebenfalls  durch  eine  Singular- Succession 
herbeigeführt  wird,  Avelche  durch  die  Uebergabe  des  Papiers 
vermittelt  wird. 

Das  Actienrecht  wird  durch  die  blosse  Uebergabe  des 
auf  den  Inhaber  lautenden  Actien-  oder  Inhaberscheines  und 
nur  durch  diese  übertragen,  vorausgesetzt,  dass  dieselbe  vom 
ersten  Nehmer  oder  dessen  Rechtsnachfolger  in  der  Absicht 
geschieht,  die  Vereinsmitgliedschaft  auf  den  weiteren  Nehmer 
übergehen  zu  lassen,  und  nicht  etwa  bloss  zum  Zwecke  der 
Verpfändung  des  Actienrechts  oder  der  Deposition  der  Ur- 
kunde ^. 

Doch  gilt  gegenüber  dem  Actienvereine  jeder  Inhaber 
des  Actienbriefes  als  Actionär. 


32)  1.59  D.  de  evict.  (21.  2).  —  Goldschmidt,  der  Lucca-Pistoja- 
Actienstreit,  S.  96  fg.  — 

1)  Stat.  der  GothaerBank,  Art.  7;   der Hannöv.  Bank,  §.  G. 

2)  Mein  Aufsatz  in  der  Krit.  Ueberschau,  Bd.  V.  S.  419. 


§.41.    Die  Uebertragung  der  Actien  etc.  373 

In  diesem  Sinne  sagen  denn  die  Statuten: 
„Actionär  ist,  wer  eine  oder  mehrere  Actien  besitzt"^; 
oder 

„bei  den  Actien  au  porteur  wird  die  Eigenschaft  als  Ac- 
„tionär  ledigUch  durch  den  Besitz  bedingt"  * ; 
oder 

„die  Uebertragung  der  Actien  erfolgt  durch  die  einfache 
„Uebergabe  des  Actiendocuments"  ^; 
oder 

„la  cession  des  actions  au  jyorteur  s'opere  j)ar  la  tradition 
„du  titre"^'. 
Wenn  aber  auch  die  Gesetze,  wie  der  Code  de  commerce  Axt. 
35,  der  Regolam.  provv.  des  Kirchenstaats  Art.  34,  das 
Portugiesische  Handelsgesetzb.  Art.  544,  der  Frei- 
burg. Handelscodex,  Art.  42,  das  Waadtländische 
Gesetz  über  Handelsgesellschaften  Art.  21  und  das 
Serbische  Handelsgesetzb.  §.  36  sich  in  der  zuletzt  be- 
zeichneten Weise  ausdrücken,  oder  wie  das  Zürcher  Civil- 
gesetzbuch  §.  1349  Abs.  1  erklären: 

„Die  Inhaberactien   gehen  mit  dem  Besitze  der  Actien- 

„urkunde  über.    Wer  im  Besitze  einer  solchen  Actie  ist, 

„und  nur  wer  es  ist,   wird  dadurch  als  Actionär  legiti- 

,,mirt", 

so  haben  diese  Bestimmungen  wie  die  oben  angezogenen  der 

Statuten  keinen  anderen  Sinn,  als  dass  im  Verhältnisse  zum 

Actienvereine  jeder  Inhaber  des  Actienscheines  und  nur  dieser 

als   Actionär  gilt,    wogegen  mit   dem   blossen  Besitze   einer 

solchen  Urkunde  das  Actienrecht  in  AVirklichkeit  noch  nicht 

erworben. 

Dies  ist  denn  auch  durch  das  allerdings  eigenthümlich 
gefasste  Bernische  Gesetz  über  Actiengesellschaften 
vom  J,  1860  Art.  22  in  folgenden  Worten  ausdrücklich  an- 
erkannt : 

„Die  Uebertragung  von  Actien,  welche  auf  jeden  Inhaber 
„lauten ,  geschieht  vermittelst  Uebergabe  des  Papiers 
„von    Hand    zu    Hand.      Der   wirkliche    Besitzer    eines 


■3)  Stat.  der  Leipz.  Bank,  §.48. 

4)  Stat.  der  deutsch.  Versicherungs-G.  in  Dresden,  §.  11. 

5)  Stat.  der  Wiener  Ersten  Immobilien- G.,  §.  5;  der  K. 
Elisabeth-Bahn-G.,  §.  10;  der  Carl-Ludwig-Bahn,  §.  9;  der 
Graz-Köflacher  Eisenbahn-  u.  Bergbau-Ges.,  §.6. 

6)  Comp.  Neufdidteloise  cCexporlation,  Art.  12. 
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„solchen  Papiers  gilt  als  dessen  rechtmässiger  Eigenthü- 
„mer,  und  Niemand  ist  berechtigt,  von  ihm  einen  weiteren 
„Nachweis  über  die  Rechtmässigkeit  seines  Erwerbes  zu 
„verlangen.     Vorbehalten  bleiben  jedoch: 

„1.    Das  Recht   der  Strafgerichts-   und  Polizeibehör- 

„den,  Papiere  auf  jeden  Inhaber,  deren  Besitz  der  gegen- 

„wärtio"e  Inhaber  vermittelst  eines  Verbrechens  oderVer- 

„gehens  an  sich  gebracht  hat,  an  denjenigen  zurückzu- 

„stellen,  welchem  sie  wideiTcchtlich  entzogen  worden  sind". 

„2.    Die  Eigenthumsklage  eines  früheren  Inhabers  des 

„auf  jeden  Inhaber  lautenden  Papieres,  soferne  der  Klä- 

„ger  beweist,    dass   ihm   der   Beklagte   den   Besitz   des 

„Papieres  auf  unredliche  Weise  und  gegen  seinen  Willen 

„entzogen  habe  und  noch  zur   Zeit  der  Anstellung   der 

„Klage  Inhaber  des  nämlichen  Papieres  sei." 

Wie  aber  jeder  Inhaber  des  Actienbriefes  im  Verhältnisse  zur 

Actiengesellschaft  als  Actionär  zu  betrachten,  so  kömmt  hier 

eine  Eintragung  eines  Wechsels  der  Vei'einsmitgliedschaft  in 

das  Actienbuch  der  Natur  der  Sache   nach  nicht  vor,   w'enn 

auch  nach  Massgabe   landesgesetzlicher  Anordnung   die  Ac- 

tienzeichner  in  ein  solches  Buch  unter  Angabe  der  Zahl  und 

Ordnungsnummern  der  ihnen  ausgehändigten  Inhaber-Actien 

eingetrao-en  werden  sollen  ^. 

Während  nun  Inhaber-Actien  durch  die  Gesellschaft  in 
Namen-Actien  verwandelt  Averden  können,  so  kann  eine  der- 
artige Umwandlung  nicht  durch  den  Inhaber  des  Papieres 
geschehen,  und  ist  schon  früher  ausgeführt  worden,  dass  eine 
von  einem  solchen  bewirkte  Aussercurssetzung  der  Urkunde 
gegenüber  dem  Actien vereine  unwirksam  ist,  indem  letzterer 
nach  wie  vor  den  Inhaber  als  Actionär  anerkennen  darf  und 
muss  (s.  p.  83  a.  E.  fg.).  Dagegen  ist  die  Aussercurssetzung 
der  Inhaber-Actien  nicht  ohne  alle  Wirkung,  da  sie,  abge- 
sehen von  dem  Verhältnisse  zur  Gesellschaft,  das  Papier  in 
eine  Nominalactie  verwandelt,  als  welche  es  insbesondere  bei 
einer  Vindication  zu  behandeln  sein  wird. 

§.42. 

Der  Erwerb  von  Actienrechten  während   des  Bestandesder 
Gesellschaft  ohne  Rechtsnachfolge. 

Während  des  Bestandes  des  Actienvereins  können  Ac- 
tienrechte  ohne  Succession  zunächst  inFolo-e  davon  erworben 


7)  Bernisch.  Gesetz  von  1860,  Art.  26  u.  oben  p.  89. 
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werden,  dass  die  Gesellschaft  ihr  Grundcapital  mittelst  Emis- 
sion neuer  Actien,  d.  h.  mittelst  der  Bildung  neuer  Theil- 
haberrechte,  und  beziehungsweise  Ausgabe  bezüglicher  Papiere 
vermehrt,  eine  Vermehrung,  die  durch  die  Statuten  vorge- 
sehen sein  kann,  nicht  aber  nothwendig  vorgesehen  sein  muss, 
während  die  neuen  Actienrechte  den  ursprünglich  geschaffenen 
(den  St ammactien)  durchaus  gleichgestellt,  oder  auch  gegen- 
über denselben  in  irgend  einer  Weise  bevorzugt  sein  können 
(privilegirte  oder  Prioritäts-Actien),  s.  §.  72.  — 

In  diesen  verschiedenen  Fällen  treten  die  Erwerber  der 
Actien  späterer  Emissionen  nicht  mittelst  Succession  in  die 
Actiengesellschaft  ein;  sie  treten  nicht  an  die  Stelle  bisheriger, 
nunmehr  ganz  oder  theilweise  ausgeschiedener  Mitglieder, 
sondern  gesellen  sich  den  dermalie-en  Actionären  mittelst  neu 
geschaffener  in  ihr  Vermögen  übergegangener  Actienrechte 
hinzu. 

Diese  neuen  Actienrechte,  mögen  sie  von  den  Gründern 
oder  anderen  bisherigen  Actionären,  oder  sonst  von  Dritten 
acquirirt  worden  sein,  werden  durch  einen  mit  der  Ac- 
tiengesellschaft abgeschlossenen  Kauf  erworben. 

Der  Actienverein  verkauft  ein  zu  gründendes  Recht,  da 
das  Actienrecht  so  lange  nicht  besteht,  als  dasselbe  nicht 
einen  Träger  gefunden;  doch  ist  dieses  Recht  in  dem  Augen- 
blicke als  constituirt  zu  betrachten,  in  welchem  die  Inhaber- 
Actie  dem  Erwerber  ausgehändigt,  oder  je  nach  Massgabe 
des  Statuts  oder  Gesetzes  dem  Käufer  die  auf  dessen  Namen 
ausgestellte  Actienurkunde  übergeben  oder  derselbe  als  Ac- 
tionär  im  Actienbuche  eins'etrag-en  ist. 

Die  Erwerbung  eines  Actienrechts  bei  Emission  einer 
neuen  Actien- Serie  unterscheidet  sich  von  derjenigen,  welche 
mittelst  Kaufes  einer  einem  Actionär  gehörigen  Actio  geschieht. 
Succedirt  nämlich  in  diesem  letzteren  Falle  der  Käufer  in  ein 
zu  Gunsten  eines  Anderen  ursprünglich  begründetes  Recht 
und  kann  er  demnach  in  die  Lage  kommen,  zum  Zwecke  der 
Erhaltung  desselben  Verbindlichkeiten  seines  Auetors  zu  er- 
füllen, während  er  die  erkaufte  Befugniss  durch  ein  Verschul- 
den seines  Urhebers  wie  insbesondere  durch  Versäumniss  einer 
diesem  obliegenden  Einzahlung,  verlieren  kann,  so  ist  in 
jenem  Falle  von  keiner  Succession  die  Rede,  also  auch  nicht 
von  Pflichten  aus  der  Person  eines  Auetors  so  Avie  von  der 
^löglichkeit  eines  Verlustes  der  Actie  Avegen  Nichterfüllung 
einer   diesem   obliegenden   Verbindlichkeit.     Auch   vermögen 
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hier  Beschränkungen  Platz  zu  greifen,  wie  sie  dort  nicht  mög- 
hch  sind,  nämhch  statutenmässige  Festsetzungen  in  Ansehung 
der  Verkaufsbedingungen,  wie  z.  B.  diejenige,  dass  die  Ac- 
tien  der  späteren  Emissionen  nicht  unter  pari  sollen  verkauft 
werden  dürfen  ^. 

Die  Erwerbung  eines  Actienrechts  bei  Emission  einer 
neuen  Actien-Reihe  unterscheidet  sich  aber  auch  von  derjeni- 
gen, welche  dadurch  geschieht,  dass  eine  Person  oder  Firma 
bei  Constituirung  der  Gesellschaft  Actionär  wird,  da  in  die- 
sem letzteren  Falle,  wie  früher  gezeigt,  kein  Kauf  vorhanden, 
und  insbesondere  weder  der  Actionär  Käufer,  noch  der  Ac- 
tienverein  Verkäufer  ist. 

Der  Verkauf  der  zum  Zwecke  einer  Vermehrung  des 
Grundcapitals  zu  schaffenden  neuen  Actienrechte  durch  die 
Gesellschaft  kann  aber  an  die  Gründer  oder  an  sonstige  Ac- 
tionäre,  oder  an  die  Inhaber  mehrerer  Stammactien,  welche 
häufig  ein  statutenmässiges  Recht  auf  die  Ueberlassung  sol- 
cher Actien  al  pari  haben,  oder  endlich  an  andere  Personen 
oder  Firmen,  an  diese  aus  freier  Hand  oder  mittelst  Verstei- 
gerung an  der  Börse  geschehen. 

Indessen  werden  die  neu  zu  emittirenden  Actien  hier 
vielfach  auf  einem  zwiefachen  anderen  Wege  untergebracht, 
nämlich  mittelst  Subscription  oder  Negociation  ^. 

Der  Weg  der  Subscription  besteht  darin,  dass  die  Ge- 
sellschaft die  betreffenden  Actienrechte  zu  einem  bestimmten 
Curse  öffentlich  zur  Zeichnung  anbietet,  wobei  sie  um  der 
grösseren  Verbreitung  willen  die  Zeichnungslisten  nicht  allein 
an  ihrem  Verwaltungs-Sitze,  sondern  gewöhnhch  an  verschie- 
denen grösseren  Handelsplätzen  durch  Banquiers  auflegen 
lässt^  gerade  in  der  Weise,  wie  dies  bei  der  Aufforderung 
zur  Subscription  von  Actien  eines  zu  gründenden  Vereins  zu 
geschehen  pflegt. 

Der  Zeichner  kauft  mittelst  seiner  Subscription  das  ihm. 
'durch  die  öffentliche  Aufforderung  angebotene  künftige  Ac- 
tienrecht  um  den  durch  diese  Einladung  bezeichneten  Curs- 
preis.  Der  Kaufvertrag  ist  mit  der  Zeichnung  perfect,  obwohl 
möglicher  Weise  nur  bedingt  abgeschlossen,  wenn  nämlich 
durch  die  Aufforderung  zur  Subscription,  sei  es  ausdrücklich, 


1)  S.z.B.  die  Statuten  der  Lübecker  Privatbank,  §.4. 

2)  Goldschmidt,  der  Lucca-Pistoja-Actienstreit,  S.  23  fg. 

3)  Goldschmidt,  a.  a.  O.  S.  13. 
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sei  es  auch  nach  der  Art,  wie  dieselbe  geschehen,  eine  Re- 
duction  vorbehalten  worden,  in  Folg-e  deren  eine  Zeichnuno- 
bald  ganz,  bald  für  einzelne  der  gezeichneten  Actien  beseitigt 
werden  kann.  Der  Käufer  hat  mit  der  Perfection  des  Ver- 
trags und  beziehungsweise  dem  Eintritte  der  Bcdlno-uno'  g^e- 
genüber  der  Gesellschaft  Anspruch  auf  Uebergabe  des  in 
Aussicht  gestellten  Papleres,  während  er  mit  der  Aushändi- 
gung desselben  und  resp.  mit  seiner  Eintragung  in  das  Ac- 
tlenbuch  die  Vereinsmitgliedschaft  erwirbt. 

Der  Banquier  aber,  welcher  vom  Actienvereine  mit  der 
Entgegennahme  der  EInzelchnungen  beauftragt,  ist  Unter- 
händler, in  welcher  Eigenschaft  er  denjenigen,  die  in  die 
von  ihm  aufgelegten  Zelchnungsbögen  subscribirt,  weil  er  mit 
denselben  In  keinem  contractlichen  Verhältnisse  steht ,  nur 
wegen  dolus,  also  insbesondere  für  den  ihnen  doloser  Weise 
durch  unrichtige  Angaben  verursachten  Schaden  haftet^. 

Es  kann  jedoch  die  Actiengesellschaft  die  neu  zu  schaf- 
fenden Actienrechte  auch  durch  Negociatlon  unterbringen, 
indem  sie  die  Gesammtheit  dieser  Rechte  einem  oder  mehreren 
Bankhäusern  um  einen  gewissen  Preis  überlässt,  während 
diese  einen  Gewinn  durch  weitere  Uebertragung  derselben, 
sei  es  durch  Einzelnbegebung  oder  mittelst  Eröffnung  einer 
Subscriptlon  oder  durch  weitere  Negociatlon  bezwecken.  Hier 
ist  das  betreifende  Bankhaus  Käufer  und  nicht  Unterhändler; 
es  kauft  von  dem  Actienvereine  eine  Anzahl  zu  constitulren- 
der  Actienrechte  zu  einem  bestimmten  Curse  ^ 

Möglich  Ist  nun,  der  Banquier  verkauft  die  von  der  Ge- 
sellschaft erworbenen  Actienrechte,  nachdem  sie  bereits  durch 
Aushändigung  der  au  porteur  lautenden  Actienschelne  oder 
durch  Eintragung  auf  seinen  Namen  im  Actienbuche  consti- 
tuirt  sind.  In  welchem  Falle  die  Käufer  als  seine  Rechtsnach- 
folger Mitglieder  des  Vereins  werden. 

Möglich  ist  es  aber  auch,  der  Banquier  verkauft  die 
künftigen  Actienrechte;  er  verkauft  sie  mit  a.  W.,  ehe  er 
durch  Eintrag  In  das  Actienbuch,  ein  Eintrag,  der  nach  Mass- 
gabe der  Statuten  für  die  Gesammtzahl  der  von  Ihm  erkauften 
Actien  vielleicht  gar  nicht  einmal  statthaft  wäre,  oder  durch 
Uebergabe  der  bezüglichen  Actienpapiere  Actionär  geworden, 
unter   welcher  Voraussetzung    seine   Käufer  gegenüber   der 


4)  Goldschmidt,  der  Lucca-ristoja-Actienstreit,  S.  13  fg. 

5)  Goldschmidt,  a.a.O.  S.  14. 
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Actlenverbinclung  das  Vereinsmitgliedschaftsrecht  In  unmittel- 
barer Weise,  d.  h.  nicht  auf  dem  Wege  einer  Rechtsnachfolge, 
erwerben. 

Aehnllche  Verhältnisse,  wie  bei  der  Emission  neuer 
Actien-Serien,  können  übrigens  dadurch  entstehen,  dass  ein 
Actienrecht  wegen  nicht  rechtzeitiger  Einzahlung  des  Actien- 
betrages  eingezogen  wird,  während  die  Gesellschaft  befugt 
ist,  an  die  Stelle  der  erloschenen  ActIeA  neue  zu  creiren  und 
für  ihre  Rechnung  zu  verkaufen  (s.  §.  G9).  Denn  es  handelt 
sich  auch  hier  um  neu  zu  gründende  Actienrechte,  wobei  die- 
jenigen, welche  sie  von  dem  Vereine  erwerben,  Mitglieder 
desselben  ohne  Eintritt  in  die  Rechte  eines  bisherigen  Actio- 
närs  werden. 

§.43.        • 

Die  Legitimation  als  Actionär;    die  Bedeutung  des  Actien- 

briefes;    die  Dividenden-  und  Zinsscheine,   die  Talons  und 

die  Berechtigungs-Scheine. 

Die  Frao-e  nach  den  Grundsätzen,  welche  von  der  Legi- 
timation  als  Actionär  gelten,  entsteht  in  derThat  nur  im  Ver- 
hältnisse des  einzelnen  angeblichen  Mitgliedes  einer  Actien- 
gesellschaft  zu  dieser  letzteren  selbst.  Sie  entsteht  demnach 
nicht  Im  Verhältnisse  des  einzelnen  Actionärs  zum  anderen, 
da  die  Actionäre  als  solche  in  keiner  rechtlichen  Beziehung 
zu  einander  stehen;  sie  entsteht  aber  auch  nicht  Im  Verhält- 
nisse des  einzelnen  angeblichen  Actionärs  zum  Dritten,  an 
welchen  jener  sein  Actienrecht  übertragen,  verkaufen  oder  ver- 
schenken Avill,  weil  es  Sache  dieses  letzteren  ist,  in  Ansehung 
der  wirklichen  Betheiligung  desselben  beim  Actienunterneh- 
men  die  Belege  zu  fordern,  die  er  für  nöthig  erachtet. 

Die  Frage  nach  der  Legitimation  als  Actionär  gegenüber 
dem  Actienverelne  hat  eine  dreifache  Seite.  Die  eine,  auf 
welche  im  Vorstehenden  bereits  wiederholt  eingegangen  wer- 
den musste,  Ist  die,  wann  gilt  eine  Person  oder  Firma  im 
Verhältnisse  zur  Actiengesellschaft  als  Erwerber  eines  Actlen- 
rechts?  die  zweite  ist  die  nach  dem  Verluste  eines  solchen 
Rechts  gegenüber  der  Actienverblndung,  wogegen  die  dritte 
endlich  die  Bedingungen  betrifft,  unter  welchen  die  einzelnen 
Befugnisse  eines  Actionärs  gegenüber  dem  Vereine  geltend 
gemacht  werden  können. 

Um  nun  zunächst  auf  die  beiden  ersteren,  eng  mit  einan- 
der zusammenhängenden  Fragen  einzugehen,  so  ist  wiederholt 
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hervorgehoben  worden,  wie  der  Erwerber  eines  Actienrechts 
im  Verhäknisse  zur  Gesellschaft  nicht  immer  als  Actionär 
gilt,  woraus  denn  folgt,  dass  Jemand  ungeachtet  des  Ver- 
lustes seiner  Actie  doch  Seitens  des  Vereins  als  Mitglied  an- 
zusehen sein  kann. 

Doch  sind  zur  näheren  Erörterung  dieses  Verhältnisses 
drei  Hauptfälle  von  einander  zu  unterscheiden. 

Der  eine,  seltenere,  allein  doch  mögliche  Fall  ist  der, 
dass  eine  Actiengesellschaft  keinerlei  Scheine  oder  Beweis- 
urkunden über  den  Erwerb  der  Mito-liedschaft  auso-iebt. 

o  o 

Hier  kann  statutenmässig  die  Einrichtung  getroffen  sein, 
wonach  die  ersten  Actionäre  in  ein  dazu  bestimmtes  Register 
einzutragen,  und  auch  die  Uebertrasuni;  der  Actienrechte 
gegenüber  der  Gesellschaft  nur  mittelst  Eintrages  des  neuen 
Erwerbers  in  das  nämliche  Register  geschieht^;  eine  Einrich- 
tung, die  auch  durch  die  Gesetzgebungen  angeordnet,  welche 
auf  das  in  Frage  stehende  Verhältniss  reflectiren  (s.  p.  89  fg.). 
Unter  einer  solchen  Voraussetzung  gilt  derjenige,  der  das 
Actienrecht  in  der  That  nicht  mehr  hat,  doch  im  Verhältnisse 
zum  Actienvei'cine  so  lange  als  Actionär,  als  nicht  ein  ander- 
weitiger Eintrag  in  das  Gesellschaftsregister  Statt  gefunden, 
während  die  betreffende  Umschreibung  nur  mittelst  des  Nach- 
weises des  Ueberganges  des  Actienrechts  gefordert  und  vor- 
o-enoramen  werden  kann. 

Der  zweite  in  Ansehung  der  Legitimation  des  Actionärs 
in  Betracht  zu  ziehende  Fall  ist  der,  dass  der  Actienverein 
auf  Namen  lautende  Papiere  ausgiebt.  Solche  Actien-  oder 
Interims-Scheine  sind  Beweisurkunden  für  die  Betheilio-unc; 
der  darin  benannten  Person  oder  Firma  am  Actienunterneh- 
men  (s.  p.  77),  Urkunden,  welche  auch,  abgesehen  von  an- 
derAveitigen  Bestimmungen  der  Statuten  oder  Gesetze,  nur  in 
dieser  Eigenschaft  in  Betracht  kommen. 

Hiernach  muss  die  Actiengesellschaft  denjenigen  als  Ac- 
tionär anerkennen,  welcher  als  solcher  im  Papiere  benannt 
ist,  oder  welcher  von  diesem  unmittelbar  oder  mittelbar  das 
Actienrecht  erwiesenermassen  erworben. 

Dagegen  ist  die  Eigenschaft  als  Actionär  auch  im  Ver- 
hältnisse zum  Vereine  nicht  an  das  Papier  geknüpft.     Denn 


1)  Stat.  der  Lebens  Versicherungsgesellschaft  „La  Suisse'\ 
§§.16.18. 
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vorerst  kann  Jemand  bei  Gründung  des  Vereins  Aetionär 
sein,  ohne  dass  er  einen  Actien-  oder  Interimsschein  hätte. 
Ferner  kann  das  Actienrecht  vom  Aetionär,  welcher  einen 
solchen  auf  seinen  Namen  lautenden  Schein  hat,  ohne  die 
Urkunde  übertragen  werden,  gleich  wie  eine  Forderung  ohne 
die  Uebergabe  des  betreffenden  Schuldscheines  cedirt,  Eigen- 
thum  ohne  Tradition  der  Beweisurkunde  für  den  Eigenthums- 
erwerb  des  Veräusserers  übertragen  werden  kann.  Ist  dem- 
zufolge auch  im  Verhältnisse  zur  Gesellschaft  derjenige  als 
Aetionär  anzusehen,  welcher,  wenn  selbst  ohne  das  Papier, 
den  Nachweis  liefert,  dass  er  unmittelbar  oder  mittelbar  in 
das  Actienrecht  des  ursprünglich  Berechtigten  succedirt,  so 
ändert  hieran  auch  der  Umstand  an  und  für  sich  nichts,  dass 
nach  Statuten  oder  Gesetz  nur  derjenige  gegenüber  dem  Ac- 
tienvereine  als  Aetionär  gilt,  welcher  als  solcher  im  Actien- 
buche  eingetragen ,  indem  dieser  Eintrag  auch  ohne  den 
Actien-  oder  Interimsschein  wird  verlangt  werden  können. 
Wie  aber  ein  Wechsel  in  der  Vereinsmitgliedschaft  selbst 
gegenüber  der  Gesellschaft  ohne  das  Papier  Statt  finden  kann, 
so  geht  auch  mit  dem  Untergange  oder  Verluste  einer  solchen 
Urkunde  das  Actienrecht  nicht  verloren. 

So  steht  die  Sache  nach  allgemeinen  Grundsätzen,  wäh- 
rend es  sich  allerdings  nach  vielen  Statuten  und  Gesetzen 
anders  verhält. 

Vorerst  gehen  manche  Statuten,  wie  schon  früher  gezeigt 
worden,  davon  aus,  dass  auch  bei  Nominal-Actien  die  Ueber- 
tragung  des  Actienrechts  nur  mittelst  Uebergabe  des  Actien- 
oder  Interimsscheines  in  einer  gegenüber  der  Gesellschaft 
wirksamen  Weise  geschehen  kann,  indem  sie  die  Vorlage 
dieser  Urkunde  zum  Zwecke  der  Umschreibung  auf  den 
Namen  des  neuen  Erwerbers  oder  der  Eintragunof  des- 
selben  in  das  Actienbuch  verlangen  (s.  p.  359),  dagegen 
allerdings  öfter  die  Verpflichtung  der  Gesellschaft  zur 
Prüfung  der  Legitimation  des  Präsentanten  erleichtern  (s. 
p.  361).  Kann  hier  demnach  eine  Succession  in  das  Ac- 
tienrecht im  Verhältnisse  zur  Actiengesellschaft  nur  mit- 
telst Besitzes-Erwerbes  am  Actien-  oder  Interimsscheine  ge- 
schehen, so  ist  dessenungeachtet  die  Eigenschaft  als  Aetionär 
nicht  in  dem  Sinne  an  das  Papier  geknüpft,  dass  sie  mit  dem 
Verluste  desselben  verloren  gienge,  da  die  nämlichen  Sta- 
tuten anerkennen,  dass  der  Eigenthümer  eines  verlorenen 
Actienscheines    Anspruch    auf  Ausstellung    eines    Duplicats 
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habe^  oder  class  araortisirte  Actien  dem  Eigenthümer  durch 
neue  Documente  zu  ersetzen  ^. 

Auch  in  Ermano-eluno-  desfallsiffer  statutenmässio;er  Be- 
stimmun2:en  ist  aber  nach  dem  Allg;.  deutsch.  Handels- 
gesetz  buche  (Art.  223  verb.  mit  Art.  183),  wie  schon  früher 
bemerkt,  die  Vorlegung  des  auf  Namen  lautenden  Actien-  oder 
Interimsscheines  zur  Eintragung  in  das  Actienbuch,  durch 
welche  die  Anerkennung  als  Actionär  Seitens  der  Gesellschaft 
bedingt,  erfordert,  während  die  Gesellschaft  nicht  verpflichtet, 
den  vom  Inhaber  zugleich  mit  dem  Actienbriefe  vorzulegen- 
den  Nachweis  des  Erwerbes  des  Actienrechts  zu  prüfen;  und 
auch  die  Vorlegung  des  Actien-  oder  Interimsscheines  zum 
Zwecke  des  Eintrages  nur  für  den  Fall  einer  Succession  in 

das  Mito'liedschaftsrecht  eines  Anderen  verlano-t  ist. 

o  o 

Ist  sonach  je  nach  Statuten  oder  Gesetz  der  auf  Namen 
lautende  Actienbrief  nicht  blosses  Beweismittel,  indem  dessen 
Innehabung  vielmehr  eine  der  Bedineuno^en  der  Anerkennung: 
als  Actionär  Seitens  des  Actienvereins  bilden  kann,  so  er- 
scheint ausserdem  der  Actienschein,  soferne  er  begebbar,  als 
ein  Mittel,  wodurch  die  Uebertragung  des  Actienrechts  er- 
leichtert wird.  Dessenungeachtet  ist  auch  hier  das  Actienrecht 
keineswegs  an  die  Namenactie  geknüpft,  weil  der  blosse  Be- 
sitz des  Papieres  selbst  gegenüber  der  Gesellschaft  nicht  als 
Actionär  legitimirt,  und  auch  zur  Eintragung;  in  dieser  Ei^en- 
Schaft  in  das  Actienbuch  nicht  genügt,  wo  nicht  der  begebbare 
Actienbrief  indossirt  und  das  Giro  ein  unvollständiges  ist,  — 
weil  ferner  diese  Eintragung  nur  da  durch  die  Vorlage  der 
Urkunde  bedingt,  wo  es  sich  um  den  Erwerb  des  Actienrechts 
durch  Succession  handelt,  während  endlich  dieses  Recht  mit 
dem  Abhandenkommen  oder  Untergange  des  Papieres  nicht 
verloren  geht,  obwohl  dessen  weitere  Veräusserung  §o  wie 
die  Geltendmachung  der  Befugnisse  eines  Vereinsmitgliedes 
dadurch  allerdings  behindert  sein  können. 

Noch  anders  verhält  es  sich  endlich  in  Ansehung  der 
Actien-  und  Interimsscheine  auf  den  Inhaber,  indem  diesel- 
ben ihrer  Natur  nach,  und  nicht  allein  kraft  statutarischer 
oder  gesetzlicher  Bestimmung,  nicht  blosse  Beweismittel  sind, 
sondern  das  noth wendige  Mittel  zur  Uebertragung  des  Actien- 
rechts sowohl  unter  den  Parteien,  wie  gegenüber  dem  Actien- 


2)  Stat.  der  Provinzial-Actienbank  in  Posen,  §.  11. 

3)  Stat.  der  Norddeutschen  Bank  in  Hamburg,  §.  15. 
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vereine  bilden.  Denn  nicht  allein  kann  hier,  wie  wir  früher 
gezeigt,  das  Actienrecht  nur  mittelst  Uebergabe  des  Papiers 
abgetreten  werden,  eine  Abtretung,  zu  w^elcher  jedoch  die 
blosse  Tradition  der  Urkunde  nicht  genügt,  sondern  legitimirt 
im  Verhältnisse  zur  Actiengesellschaft  die  blosse  Innehabung 
des  Scheins  als  Actionär. 

Dessenungeachtet  geht  auch  hier  mit  dem  Untergange 
oder  Abhandenkommen  des  Papiers  das  Actienrecht  nicht 
verloren,  wiewohl  dadurch  bis  zur  Ausstellung  eines  Du- 
plicats  die  Geltendmachung  der  aus  der  Theilhaberschaft  am 
Actienunternehmen  fliessenden  Befugnisse  oder  doch  dieje- 
nige einzelner  Rechte  dieser  Art  behindert  sein  kann. 

Indem    wir   nun    auf   die  Erörterung  der  Bedinguno;en 

O  DO 

übergehen,  unter  denen  diese  Befugnisse  gegenüber  der  Ge- 
sellschaft geltend  gemacht  werden  können,  werden  wir,  die 
practische  Seite  der  Frage  im  Auge  haltend,  von  solchen 
Actienvereinen  absehen,  die  keine  Actien-  oder  Interims- 
scheine ausgeben. 

Gehen  wir  zunächst  von  der  Voraussetzung  aus,  dass 
die  über  die  Actienrechte  ausgestellten  Urkunden  auf  Namen 
gefasst,  so  ist  an  sich  deren  Präsentation  zur  Ausübung  der 
Rechte,  welche  aus  der  Vereinsmitgliedschaft  fliessen,  weder 
nöthig,  noch  auch  genügend;  —  jenes  um  desswillen,  weil 
die  auf  Namen  lautenden  Actienscheine  oder  Certificate  an 
sich  blosse  Beweisurkunden  sind,  die  durch  anderweitigen 
Nachweis  des  Erwerbs  des  Actienrechts  ersetzt  werden  kön- 
nen, dieses  aber  aus  dem  Grunde,  weil  der  Inhaber  der  Ur- 
kunde nicht  nothwendig  mit  der  berechtigten  und  von  der  Ge- 
sellschaft als  Actionär  anerkannten  Person  identisch  ist. 

Gilt  insbesondere,  wie  dies  nach  vielen  Statuten  und  Ge- 
setzen und  insbesondere  auch  nach  dem  Allgem.  deut- 
schen Handelsgesetzbuche  der  Fall  ist,  hier  nur  derjenige 
im  Verhältnisse  zur  Gesellschaft  als  Actionär,  welcher  in 
dieser  Eigenschaft  im  Actienbuche  eingetragen,  so  bedarf  der 
Eingetragene  zur  Ausübung  der  Mitgliedschaftsrechte  des 
Actien-  oder  Interimsscheines  nicht,  indem  ihm  zu  jenem 
Zwecke  lediglich  der  Nachweis  seiner  Identität  mit  dem  im 
Actienregister  als  Actionär  Bezeichneten  obliegt,  ein  Beweis, 
welcher  selbstverständlich  durch  die  Vorzeio-un»;  des  Actien- 
documents  nicht  hergestellt  zu  werden  vermag. 

Da  jedoch  ein  solcher  Identitäts-Beweis  nicht  Immer  so- 
fort geführt  werden  kann,  so  sind  durch  die  Statuten  vielfach 
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in  Ansehung  der  Legitimation  der  Actionäre  für  die  Aus- 
übuno;  einzelner  ihnen  in  dieser  Eigenschaft  zukommender 
Befugnisse  besondere  Anordnungen  getroffen,  welche  theils 
die  Theilnahme  an  den  Generalversammlungen,  theils  den 
Bezug  der  Dividenden  und  s.  g.  Zinsen  betreffen. 

Was  zunächst  die  Theilnahme  an  den  Generalversamm- 
lungen anlangt,  so  findet  sich  hier  vielfach  in  den  Statuten 
oder  Reglementen  die  Bestimmung,  wonach  jene  nur  auf 
Grund  von  Eintrittskarten  gestattet  wird,  in  denen  die  Zahl 
der  dem  betreffenden  Actionäre  zustehenden  Stimmen,  falls 
derselbe  überhaupt  stimmberechtigt,  bezeichnet  ist*.  Diese 
Karten  können  einige  Tage  vor  Abhaltung  der  Generalver- 
sammlung auf  persönliches  oder  schriftliches  Ansuchen  bei 
der  Gesellschaft  erhoben  werden,  die  zum  Zwecke  der  Ver- 
abfolgung derselben  sich  von  der  Identität  des  Angemeldeten 
mit  dem  als  Actionär  Eingetragenen  zu  vergewissern  hat. 
Denn  ist  auch  die  Actiengesellschaft  nach  vielen  Statuten 
und  Gesetzen,  und  insbesondere  dem  Allgem.  deutschen 
Handelsgesetzbuche,  nicht  verbunden,  die  ihr  zum  Zwecke 
einer  Umschreibung  im  Actienbuche  vorgelegten  Nachweise 
des  angeblichen  Uebergangs  eines  Actienrechts  zu  prüfen,  so 
ist  sie  dagegen  allerdings  verpflichtet,  nur  denjenigen,  welcher 
der  von  ihr  als  Actionär  Anerkannte  wirklich  ist,  zur  Aus- 
übuno;  von  Mito-liedschaftsrechten  zuzulassen.  Doch  können 
selbstverständlich  auch  hier  die  Statuten  Erleichterunofen  in 
Ansehung  der  Legitimation  eintreten  lassen,  in  welcher  Hin- 
sicht sich  z.  B.  die  Bestimmung  vorfindet,  wonach  der  Aus- 
weis über  die  statutenmässige  Berechtigung  zur  Theilnahme 
an  der  Generalversammlung  Seitens  des  Namen- Actionärs 
durch  Angabe  der  Nummern  der  auf  dessen  Namen  im  Ge- 
sellschaftsregister eingetragenen  Actien  geschehen  kann^,  eine 
Angabe,  die  selbstverständlich  durch  die  Vorlage  der  Actien- 
oder  Interimsscheine  ersetzt  wird*". 

Zum  Zwecke  der  Erhebung  der  Dividenden  und  s.  g. 
Zinsen  werden  dagegen  oft  auch  den  auf  Namen  lautenden 
Actienurkunden  Dividenden-  und  Zinsscheine  beiofcofe- 


4)  Stat.  der  Frankfurt.  Rückversicherungs-G.,  Art.  28;  der 
Providentia,  Frankfurt.  Versiehe rungs-G.,  §.  45. 

5)  Stat.    der  Providentia,    Frankfurt.   Versicherungs-G. 
§•  4.>. 

(j)  Stat.  der  Berlin-Frankfurter-Eisenbahn-G.  §.  28. 
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ben,  die  als  Inliaberpapiere  gefasst  sind'',  und  auf  die  dem- 
nächst zurückzukommen  sein  wird. 

Bei  Actien-  oder  Interimsscheinen  aber,  die  auf  den  In- 
haber oder  in  hianco  lauten,  geschieht  die  Legitimation  zum 
Zwecke  der  Ausübung  der  verschiedenen  Mitgliedschafts- 
rechte an  und  für  sich  durch  die  Vorzeigung  des  Actien- 
briefs,  eine  Präsentation,  die  zu  diesem  Zwecke  um  desswil- 
len  genügend,  weil  im  Verhältnisse  zur  Actienverbindung 
jeder  Inhaber  des  Papiers  als  Actionär  gilt,  während  sie  aus 
dem  Grunde  nöthig,  weil,  so  lange  wenigstens  die  Urkunde 
nicht  erwiesenermassen  untergegangen  oder  als  kraftlos  er- 
klärt worden,  nur  der  Inhaber  als  Vereinsmitglied  angesehen 
wird. 

Insbesondere  geschieht  demnach  die  Legitimation  zur 
Theilnahme  an  der  Generalversammlung  durch  Vorweisung 
des  Inhaberscheines  beim  Eintritte  in  dieselbe^.  Doch  findet 
sich  auch  hier  die  Einrichtung,  wonach  den  Besitzei'n  von  In- 
haber-Actien  die  Theilnahme  an  einer  Generalversammlung 
nur  auf  Einlasskarten  gestattet  wird,  v/elche  die  Zahl  der  dem 
betreffenden  Inhaber  zustehenden  Stimmen  bezeichnen.  Zur 
Erlangung  solcher  Eintrittskarten  ist  aber  die  Production  der 
Actienscheine  entweder  beim  Eintritte  in  das  Local  der  Ver- 
sammluno;^,  oder  schon  eine  bestimmte  Zeit  vorher  erfor- 
dert^°,  ausserdem  aber  bisweilen  auch  die  gleichzeitige  Ein- 
reichung eines  Nummern- Verzeichnisses  ^^  oder  sogar  die  De- 
position der  Actiendocumente  bei  dem  Gesellschaftsvorstande 
verlangt,  in  welchem  letzteren  Ealle  die  Einlasskarte  die  Zahl 
der  hinterlegten  Actien  zu  bezeichnen  hat  ^-,  oder  der  hierüber 
ausgestellte  Empfangschein  zur  Theilnahme  an  der  General- 
versammlung; legitimirt  ^^. 

Auch  zur  Erhebung  der  Dividenden  und  Zinsen  ist  aber 
an    und    für   sich   die   Vorlegung    des    au  porteur   gestellten 


7)  Stat.  der  Frankfurt.  Rückversicherungs-G.,  Art.  7;  der 
Badisch.  WoUenmanufactur-Fabrik  Mannheim,  §.  14. 

8)  Stat.  derLeipziger  Bank,  §.  74. 

9)  Stat.  der  Montania,  Gesellschaft  für  Kohlenbergbau, 
§.  2G. 

10)  Stat.  der  Rhein -Nahe-Eisenb.-G.,  §.26. 

11)  Stat.    der  Providentia,   Frankfurt.  Versicherungs  -  G. 
§.  45. 

12)  Stat.  der  Wiener  Ersten  Imm  obilien-G.,  §.21. 

13)  Stat.    der   socieie  generale  Sidsse  de  menuiserie  et  parqiieterie , 
Art.-  41 


Art.  41 
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Actien-  oder  Interimsscheines  nöthig  und  ausreichend  ^*,  wo 
nicht,  wie  dies  bereits  in  Ansehung  der  Namen-Actien  her- 
vorgehoben worden,  den  Inhaber  -  Actien  an  den  Vorzei- 
ger lautende  Dividenden-  und  resp.  Zinsscheine  beigegeben 
sind  ^^ 

Die  Bedeutung  dieser  Dividenden- Scheine  oder 
-Coupons  und  beziehungsweise  der  Zinsscheine,  Zins- 
abschnitte oder  -Coupons  ist  aber,  gleichgültig  ob  sie  Na- 
men- oder  Inhaber- Actien  beigegeben,  die,  dass  die  blosse 
Innehabung  des  Papiers  und  nur  diese  zur  Erhebung  der  be- 
treffenden Dividenden  oder  Zinsen  gegen  Aushändigung  des 
Abschnitts  legitimirt,  und  dass  demnach  die  Vorlegung  des 
Actienbriefs  selbst,  obwohl  die  demselben  beigegebenen  Scheine 
dessen  Nummer  tragen, 

„Dividendenschein  zur  Actie  No.  .  ." 
zu  einem  solchen  Bezüge  nicht  erforderlich,  während  anderer- 
seits die  Dividenden-  und  Zinsansprüche  ohne  das  Actienrecht 
mittelst  der  blossen  Uebergabe  der  bezüglichen  Scheine  ne- 
gociirt  werden  können  ^^. 

Soferne  es  sich  hier  jedoch  um  wahre  Zinsen  handelt, 
deren  mögliches  Vorkommen  später  untersucht  werden  soll, 
verliert  der  Zinsanspruch  durch  die  Ausstellung  des  auf  den 
Vorzeiger  lautenden  Zinsabschnitts  seinen  accesorischen  Cha- 
racter  nicht,  aus  welchem  Grunde  denn  der  Zinsschein  bedeu- 
tungslos wird,  wenn  das  Recht  aus  der  Einzahlung  des  Ac- 
tienbetrags,  auf  welches  der  Zinsanspruch  sich  gründet,  vor 
dem  Termine  erloschen,  auf  den  das  Papier  gestellt  ^''. 

Das  Nämliche  gilt  aber  auch  hinsichtlich  der  Dividen- 
denscheine insoferne,  als  wenn  das  Actienrecht,  wie  z.  B.  in 
Folge  versäumter  Einzahlung  des  darauf  geschuldeten  Be- 
trags, vor  dem  Termine  erlischt,  auf  welchen  der  Schein  lau- 
tet, dieser  hierdurch  werthlos  wird^^     Denn  ist  in  der  That 


14)  Stat.  des  Lugauer  Steinkohlen-Abbau-Vereins  West- 
phalia,  §.  11. 

15)  Stat.derLeipzigerBank,  §§.  109.  110;  der  Berlin-Frank- 
furt. Eisenbahn-G.  §.  18;  der  Montania,  Gesellschaft  für  Koh- 
lenbergbau, §.  10. 

16)  Kuntze,  Inhaberpapiere,  S.  517. — 

17)  Dageg.  Kuntze,  Inhaberpapiere,  S.  610  flg.  —  S.  aber  meinen 
Aufsatz  in  der  Zeit  sehr.  f.  d.  gesammteHandelsrecht,  Bd.I.  S.475. 
—  Protocolle,  S.  434. 

18)  Ausdrücklich  anerkannt  durch  das  Grossh.  Hessische  Ge- 
PiCnaud,  Actienyesellsch.  O Tj 
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der  Dividendenschein  ein  Inhaberpapier,  durch  dessen  Aus- 
stellung die  Erhebung  und  Veräusserung  des  Anspruchs  auf 
den  auf  eine  in  der  Urkunde  bezeichnete  Actie  fallenden 
Theil  des  Reingewinns  der  Gesellschaft  erleichtert  werden 
soll,  so  kann  von  einem  solchen  Ansprüche  von  dem  Augenr 
blicke  an  nicht  mehr  die  Rede  sein,  wo  das  betreffende  Ac- 
tienrecht  zu  bestehen  aufgehört  hat. 

Indem  jedoch  die  Dividenden-  und  Zinsscheine  den  Ac- 
tienbriefen  nur  für  eine  gewisse,  grössere  oder  geringere 
Anzahl  von  Jahren  beigegeben  werden,  während  nach  Ablauf 
dieser  Zeit  die  Gesellschaft  und  das  betreffende  Actienrecht 
fortbestehen  und  sonach  die  Emission  einer  neuen  Reihe 
(Serie)  jener  Scheine  nöthig  werden  kann,  werden  bisweilen 
mit  den  Actienurkunden  Leisten  zu  denselben  oder  Talons 
als  Inhaberpapiere  ausgestellt,  laut  welchen  der  Inhaber  gegen 
deren  Rückgabe  die  Aushändigung  einer  neuen  Serie  von 
Dividenden-  und  beziehungsweise  Zinscoupons  nebst  Talon 
von  dem  Vereine  zu  fordern  berechtigt  sein  soll,  sobald  die 
Zeit,  für  weiche  die  erste  Reihe  ausgegeben,  um  ist. 

Die  Bedeutung  solcher  Talons  ist  aber  nicht  bloss  die, 
dass  die  Actiengesellschaft  berechtigt,  dem  Inhaber  der  Ur- 
kunde die  neue  Serie  der  Dividenden-  und  Zinsscheine  aus- 
zuhändigen, sondern  dass  letzterer  auch  eine  solche  Ueber- 
gabe  zu  verlangen  befugt  sein  soll,  ohne  dass  er  zu  diesem 
Zwecke  den  Actienschein  vorzulegen  hätte,  wogegen  die  Prä- 
sentation desselben,  selbst  wenn  er  au  porteur  lautet,  hierzu 
nicht  genügt. 

Unrichtig  ist  demnach  die  Meinung '^"j  dass  als  der 
eigentlich  Berechtigte,  welcher  nöthigenfalls  eine  Klage  auf 
Ausstellung  der  neuen  Scheine  gegen  den  Emittenten  anstel- 
len könnte,  immer  der  Inhaber  des  Hauptpapiers  anzusehen 
sei,  da  in  der  That  nicht  einzusehen  ist,  wie  sich  diese  Be- 
hauptung mit  der  Fassung  eines  Talons: 

„Vorzeiger  dieses  Talons  erhält  gegen  Rückgabe  dessel- 

„ben  die  fernere  Serie  der  Dividenden-Scheine  der  Rhein- 

„Nahe-Eisenbahn-Gesellschaft  ausgehändigt ;" 
oder: 

„Inhaber  dieser  Leiste  erhält  nach  Ablauf  dieser  Frist 


setz  vom  20.  Juli  1858  wegen  Amortisation  der  auf  Inhaber  lautenden  in- 
ländischen Schuldurkunden,  Art.  20.  —  Dageg.  Kuntze,  Inhaberpapiere, 
S.  615  flg. 

19)  So  Kuntze,  Inhaberpapiere,  S .  617. 
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„gegen  Rückgabe  derselben  eine  neue  Leiste  und  die 

„dazu  gehörigen  Dividendenscheine"  ^^, 
verträgt. 

Dagegen  wird  allerdings  der  Talon  mit  dem  Erlöschen 
des  Actienrechts,  auf  welches  er  sich  bezieht,  resp.  mit  der 
Entkräftung  des  Actienscheines,  dessen  Nummer  er  trägt, 
völlig  werthlos^^,  in  welcher  Hinsicht  jedoch  diese  Art  Pa- 
piere sich  nicht,  wie  Schumm^^  und  Kuntze^^  meinen,  von 
den  Zinsabschnitten  und  Dividendenscheinen  unterscheiden. 
Können  hiernach  mittelst  solcher  Leisten  auch  Dividenden- 
und  Zinsansprüche,  für  die  noch  keine  Scheine  ausgegeben 
sind,  Gegenstand  des  Verkehrs  sein,  so  läuft  der  Erwerber 
hierbei  allerdings  die  Gefahr  einer  völligen  Entwerthung  des 
Papiers  in  Folge  Erlöschens  des  Actienrechts,  eine  Gefahr, 
die  übrigens  in  gleicher  Weise  bei  Erwerbung  von  Dividen- 
den- und  Zinsscheinen  in  Ansehung  noch  nicht  verfallener 
Ansprüche  vorhanden. 

Neben  den  Dividenden-  Zinsscheinen  und  Talons  kom- 
men endlich,  da  wo  den  Inhabern  von  Stammactien  oder  einer 
gewissen  Zahl  solcher  ein  Vorrecht  auf  Actien  späterer 
Emissionen  zugesichert,  hierauf  bezügliche  auf  den  Vorzei- 
ger lautende  Berechtigungs-Scheine  vor,  welche  bei- 
spielsweise folgendermassen  gefasst: 

„Der  Inhaber  dieses  Scheins  Ist  berechtigt,  von  heute 

„ab  bis  30.  Juni  1858  täglich  In  seiner  Wahl  eine  Actie 

„der  Bank  für  Handel  und  Industrie  zu    250  Gulden 

„gegen  gleichzeitige  Einzahlung  des  Nominalbetrags  zu 

„beanspruchen." 

„Darmstadt  15.  Febr.  1857 

„Bank  für  Handel  u.  Industrie"  ^*. 
und  die.  Indem  sie  den  Character  wahrer  Schuldscheine  auf 
den  Inhaber  haben,  mit  den  Actien-  und  Interimsscheinen 
nicht  zu  verwechseln  sind. 


20)  Formular  in  den  Stat.  derMontania,  Gesellschaft  für 
Kohlenbergbau. 

21)  Grossh.  Hessische  Gesetz  v.  20.  Juli  1858  über  Amortisation 
der  auf  Inhaber  lautenden  Schuldurkunden,  Art.  20. 

22)  Amortisation,  S.  84,     —     23)  Inhaberpapiere,  S.  617. 

24)  Solche  Berechtigungsscheine  kommen  übrigens  auch  in  Ansehung 
der  zu  creirenden  Actien  vor,  welche  dem  Vereinsvorstande  zur  Verfügung 
gestellt  sind,  wie  z.  B.  zur  Erfüllung  von  Obligationen  der  Gesellschaft. 
—  (Christ),  über  Inhaberpapier  und  Wechseleinrede,  Heidelberg  1860, 
S.  1  flg. 

25* 
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Können  sonach,  gleichgühig  ob  die  Actienbriefe  auf  den 
Inhaber  oder  auf  Namen  lauten,  die  einzelnen  Ausflüsse  aus 
der  Vereinsmitgliedschaft  ohne  die  Actie  ausgeübt  werden, 
wie  die  Theilnahme  an  den  Generalversammlungen  auf  Grund 
von  Einlasskarten,  der  Bezug  von  Dividenden  und  Zinsen 
mittelst  der  Dividenden-  oder  Zinscoupons,  die  Erhebung  der 
Dividenden-  oder  Zinsscheine  auf  Grund  der  Talons,  das 
Recht  auf  den  Erwerb  neu  zu  emittirender  Actien  mittelst 
Vorzeigung  der  Berechtigungs-Scheine,  so  kann  selbstver- 
ständlich die  Umwandlung  der  Actienurkunde  jedenfalls  nur 
auf  deren  Vorlage  hin  erreicht  werden,  während  die  Legiti- 
mation der  Actionäre  zum  Zwecke  der  Theilung  des  Vermö- 
gens der  aufgelösten  Gesellschaft  späterer  Erörterung  vorbe- 
halten bleiben  muss  (S.  §.  87). 

§.44. 

Die  Vindication  der  Actienbriefe. 

Das  Interesse  desActionärs  an  der  Wiedererlanofunof  des 
verlornen  Besitzes  der  Actienurkunde  kann  an  sich  keinem 
Zweifel  unterliegen,  mag  das  Papier  auf  einen  bestimmten 
Namen,  oder  auf  den  Inhaber,  beziehungsweise  tn  hianco 
lauten. 

Bei  Namen- Actien  bedarf  der  Actienberechtigte,  je  nach 
Statut  oder  Gesetz,  der  Innehabung  des  Papiers,  um  seine 
Anerkennung  als  Actionär  durch  die  Gesellschaft  mittelst 
Umschreibung  der  Urkunde  oder  Eintragung  in  das  Actien- 
buch  zu  erlangen  oder  wiederzuerlangen,  beziehungsweise  um 
die  Vermerkung  eines  anderen  in  dieser  Eigenschaft  zu  hin- 
dern. Auch  braucht  jener  ferner  die  Urkunde,  um  Abneh- 
mer für  das  Actienrecht  zu  finden;  denn  ist  zwar  die  Ueber- 
tragung  dieses  letzteren  unter  den  Paciscenten  auch  ohne  die 
Uebergabe  des  Papiers  möglich,  so  wird  sich  ein  Abnehmer 
der  Actie,  so  lange  der  Actien-  oder  Interimsschein  nicht 
übergeben  werden  kann,  um  desswillen  nicht  finden,  weil  die 
Anerkennung  als  Actionär  durch  die  Gesellschaft  nach  Sta- 
tuten oder  Gesetz  durch  die  Vorlage  der  Urkunde  bedingt  ist, 
und  auch  nur  das  Papier  die  Negociirung  mittelst  Indossa- 
ments ermöglicht. 

Noch  grösser  ist  aber  das  Interesse  desjenigen,  welcher 
ein  Recht  auf  den  Actienbrief  hat,  die  verlorene  Innehabung 
desselben  wieder  zu  erlangen,  wenn  dieser  auf  den  Inhaber  oder 
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in  hianco  lautet,  da  hier  sowohl  die  Uebertragung  des  Actien- 
rechts  wie  die  Anerkennung  als  Actionär  Seitens  der  Gesell- 
schaft durch  den  Besitz  der  Urkunde  bedingt  ist. 

Dass  nun  unter  Umständen  die  verlorene  Innehabung 
des  Papiers,  gleichgültig  ob  dasselbe  auf  Namen  oder  auf  den 
Inhaber  lautet,  mittelst  einer  Spolien-  oder  einer  Contracts- 
klage,  der  Actio  depositi,  pigneratitia  u,  s.  w.  wieder  erlangt 
werden  kann,  versteht  sich  von  selbst,  wogegen  die  Frage 
einer  Erörterung  bedarf,  wie  es  sich  mit  der  Vindication  der 
Actienbriefe  verhält. 

Lautet  nun  zunächst  der  Actienschein  auf  einen  bestimm- 
ten Namen,  so  kann  die  unbeschränkte  Zulässigkeit  einer  Vin- 
dication desselben,  soferne  nicht  die  einschlagende  Particular- 
Gesetzgebung  die  Eigenthumsklage  in  Ansehung  derFahrniss 
überhaupt  beschränkt,  keinem  Zweifel  unterliegen.  Dies  gilt 
auch  von  den  indossirten  Namen-Actien,  rücksichlich  welcher 
nach  gemeinem  Rechte  die  Analogie  der  Vindication  indossir- 
ter  Wechselbriefe  entscheiden  muss  ^  — 

Doch  bedarf  für  das  Geltungsgebiet  des  Allg.  deutsch. 
Handelsgesetzbuchs  die  Vindication  indossirter  Actien- 
scheine  einer  besonderen  Erörterung,  indem  hier  die  Frage 
entsteht,  ob  und  in  wieferne  dieselbe  gegen  den  legitimirten 
Inhaber  des  Papiers  zulässig  ist.  Während  nämlich  der 
Art.  223  verbunden  mit  Art.  182,  welcher  die  Begebbarkeit 
der  Namenactien  anerkennt,  nur  in  Betreff  der  Form 
des  Indossaments  auf  die  Bestimmungen  der  Allgem. 
deutschen  W.  O.  (Art.  11 — 13)  verweist,  bestimmt  der 
Art.  305,  dass  „für  Papiere,  welche  an  Ordre  lauten  und 
„welche  durch  Indossament  übertragen  werden  können",  auch 
„in  Betreff  der  Verpflichtung  des  Besitzers  zur  Herausgabe" 
die  Vorschriften  gelten  sollen,  welche  die  Allg.  deutsche 
W.  O.  Art.  74  hinsichlich  des  Wechsels  enthält.  Freilich 
verweist  der  Art.  305  in  Ansehung  der  Ordrepapiere,  auf 
welche  dieser  Grundsatz  Anwendung  finden  soll,  auf  die 
Art.  301 — 304,  woselbst  lediglich  von  Urkunden  über  ein- 
seitige obligatorische  Verhältnisse  die  Rede  ist,  während  den 
Actiendocumentcn  dieser  Character  nicht  zukömmt  und  auch 
die  Bestimmung  des  Art.  303,  wonach  der  Schuldner  nur 
gegen  die  Aushändigung  des  quittirten  Ordrebriefes  zu  er- 
füllen verpflichtet,  auf  die  Actien  nicht  passt. 


1)  S.  mein  Lehrb.d.  Wechselrechts,  §.89. 
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Dessenungeachtet  scheint  aber  die  Nürnberger  Con- 
ferenz  hier  auch  auf  die  Actiendocumente,  soferne  dieselben 
indossirbar,  reflectirt  zu  haben,  wie  aus  den  Verhandlungen 
über  den  Art.  229  des  Preussischen  Entwurfs  sich  er- 
giebt^,  und  demzufolge  im  Sinne  des  Allgem.  deutschen 
Handelsgesetzbuchs  anzunehmen  zu  sein,  dass  der  Vin- 
dicant  einer  indossirten  begebbaren  Namenactie  gegen  den 
nach  Art.  36  der  Allgem.  deutsch.  W.  O.  legitimirten  Be- 
sitzer derselben  nur  unter  der  Voraussetzung  durchzudringen 
vermag,  dass  diesem  böser  Glauben  oder  grobe  Fahrlässig- 
keit bei  der  Erwerbung  der  Actio  nachgewiesen  wird  ^.  — 

Sind  übrigens  Namen- Actien ,  gleichgültig  ob  dieselben 
begebbar  oder  nicht  begebbar,  ob  sie  indossirt  oder  nicht  in- 
dossirt,  von  einem  Kaufmanne  in  dessen  Handelsbetriebe 
veräussert  und  übergeben  worden,  so  erlangt  nach  dem  Allg. 
deutschen  Handelsgesetzbuche  Art.  306  der  redliche 
Erwerber  das  Eigenthum,  auch  wenn  der  Veräusserer  nicht 
Eigenthümer  war,  während  das  früher  begründete  Eigenthum 
erlischt,  jedoch  unter  der  Voraussetzung,  dass  das  Papier 
nicht  verloren  oder  gestohlen  gewesen^. 

Was  aber  die  Inhaber- Actien  anbelangt,  so  sprechen 
für  die  unbeschränkte  Zulässigkeit  der  Vindication  derselben, 
soferne  nicht  die  Landesgesetzgebung  die  Eigenthumsklage 
in  Ansehung  der  Mobilien  überhaupt  beschränkt  ^,  die  näm- 
lichen Gründe  wie  für  diejenige  der  au  porteur  Schuldscheine^, 
wogegen  die  Beschränkungen,  welchen  die  Eigenthumsklage 
in  Ansehung  der  letztgenannten  Art  von  Papieren  durch  die 
Particulargesetzgebung  unterworfen  ^,  auf  die  Inhaber- Actien 
um  desswillen  keine  Anwendung  finden,  weil  diese  eben  keine 
Schuldverschreibungen  sind. 

Anders  verhält  es  sich  natürlich  nach  den  Particular- 


2)  Protocolle,  S.  431  flg.  u.  S.  440. 

3)  S.  mein  Lehrb.d.  Wechselrechts,  §.89. 

4)  Allg.  deutsch.  Handelsg.,  Art.  306  verbunden  mit  Art.  307  u. 
Art.  271.  —  Durch  diese  Bestimmung  werden  übrigens  die  Landesgesetze 
nicht  berührt,  welche  für  den  Besitzer  noch  günstigere  Bedingungen  ent- 
halten, Art.  308. 

5)  Lauckhard,  Rechtsfälle  mit  Entscheidungen  der  französisch, 
und  belgischen  Gerichtshöfe  N.  F.  Bd.  VIII.  (Carlsruhe  1862),  S.  31  flg. 

6)  S.  meinen  Aufs,  in  d.  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.XIV. 
S.  346  flg.;  Kuntze,  Inhaberpapiere,  S.  676  flg. 

7)  Mein  Aufs.  a.  a.  O.,  S.  351  flg.;  Kuntze,  Inhaberpapiere, 
S.  685  flg. 
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rechten,  welche  die  Inhaber- Actien  in  Betreff  der  Vindication 
ausdrücklich  den  auf  den  Vorzeiger  lautenden  Schuldbriefen 
gleichstellen. 

So  schliesst  z.  B.  das  Meiningische  Gesetz  vom 
9.  April  1850^  ausdrücklich  die  Eigenthumsklage  bei  den 
öffentlichen  auf  den  Inhaber  lautenden  Schuldurkunden  aus, 
während  alle  von  den  mit  Bestätigung  der  betreffenden  Re- 
gierung (der  inländischen  oder  einer  ausländischen)  versehenen 
Actiengesellschaften  auf  den  Inhaber  ausgestellten  Theil- 
nahmescheine,  nebst  den  dazu  gehörigen  Zinsleisten,  Zinsab- 
schnitten und  Dividendenscheinen  als  zu  den  öffentlichen 
Schuldbriefen  gehörig  erklärt  werden. 

So  bestimmt  ferner  das  Zürcher  Civilgesetzbuch 
§.  1349,  dass  für  die  Vindication  von  Inhaberactien  die  in 
Ansehung  der  au  porteur  Schuldscheine  gegebenen  Grund- 
sätze zur  Anwendung  kommen,  wonach  denn  die  Eigenthums- 
klage hier  nur  gegen  einen  Besitzer,  dessen  unredlicher  Be- 
sitzeserwerb nachgewiesen  werden  kann,  möglich  ist  (§. 
1106). 

Ebenso  können  nach  dem  Grossh.  Hessischen  Ge- 
setze vom  20.  Juli  1858,  wegen  Amortisation  der  auf  Inha- 
ber lautenden  inländischen  Schuldurkunden  Art.  19,  und  dem 
Nassau.  Gesetze  vom  2.  Juni  1860  über  Amortisation, 
Vindication  und  Verjährung  von  Inhaberpapieren  §.  17,  Inha- 
beractien wie  au  porteur  lautende  Schuldverschreibungen  mit- 
telst der  Eigenthumsklage  nur  von  demjenigen  zurückgefor- 
dert werden,  der  solche  in  bösem  Glauben  an  sich  ge- 
bracht hat. 

Dagegen  bestimmt  das  Bernische  Gesetz  über  Ac- 
tiengesellschaften V.  J.  1860  Art.  22  unmittelbar  in  Ansehung 
der  Inhaber-Actien,  dass  die  Eigenthumsklage  eines  früheren 
Inhabers  nur  insoferae  zulässig,  als  der  Kläger  beweist, 

„dass  ihm  der  Beklagte  den  Besitz  des  Papiers  auf  un- 

„redliche  Weise  und  gegen  seinen  Willen  entzogen  habe 

„und  noch  zur  Zeit  der  Anstellung  der  Klage  Inhaber 

„des  nämlichen  Papiers  sei." 
Nach    dem    Allgem.    deutschen    Handelsgesetzbuche 
(Art.  307  verbunden  mit  Art.  306)  aber  können  Inhaber-Ac- 
tien gegen  den  redlichen  Besitzer  nicht  vindicirt  werden,  in- 

8)  Heimbach,  Nachträge  zum  Lehrbuche  des  particulären  Privat- 
rechts der  zu  dem  0.-A,-Gericht  zu  Jena  vereinten  Länder,  Jena  1853, 
S.  160. 
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dem  dieser,  gleichgültig,  ob  er  das  Papier  von  einem  Kauf- 
manne in  oder  ausserhalb  dessen  Handelsbetriebs  oder  von 
einem  Nichtkaufmanne  erworben  und  übergeben  erhalten  ^ 
mit  der  Besitzesergreifung  das  Eigenthum  am  Papiere  auch 
dann  erlangt,  wenn  dasselbe  ein  gestohlenes  oder  verlorenes 
vs^ar;  eine  Bestimmung,  die  auf  Inhaber-Actien  jeder  Art  und 
sonach  nicht  allein  auf  diejenigen,  w^elche  von  Handelsgesell- 
schaften ausgegeben,  falls  dieselben  nicht  ausser  Cours  ge- 
setzt ^^,  Anwendung  findet,  —  durch  welche  jedoch  die  Lan- 
desgesetze nicht  berührt  werden,  die  für  den  Besitzer  noch 
günstigere  Bedingungen  enthalten  (Art.  305). 

Die  Frage  aber,  ob  ein  Actienbrief  ein  Inhaber-  oder 
Namen-Papier,  ist  nach  dem  ostensibeln  Inhalte  der  Actie  zu 
beantworten.  Lautet  demnach  eine  solche  Urkunde,  —  wie 
das  bei  den  Actien  der  Düsseldorfer  Dampfschiffahrts- 
Gesellschaft  der  Fall,  dahin,  dass  die  Actie  den  Inha- 
ber auf  Grund  des  Statuts  bei  der  Gesellschaft  Nn. 
betheilige,  während  die  Statuten  bestimmen,  es  genüge  der 
alleinige  Besitz  der  Actien  für  deren  eigenthümliche  Erwer- 
bung nicht,  indem  vielmehr  zu  diesem  Zwecke  eine  Einschrei- 
bung des  Uebertrags  auf  den  neuen  Erwerber  hinzukommen 
müsse,  so  ist  die  Actie  dessenungeachtet  als  Inhaberpapier 
zu  betrachten,  und  richtet  sich  deren  Vindication  nach  den 
von  diesen  letzteren  geltenden  Grundsätzen  ^^ 

Die  Vindication  der  Dividenden-  und  Zinsscheine,  der 
Talons  und  Berechtigunjjs-Scheine  ist  aber  nach  den  nämli- 
chen  Grundsätzen  wie  diejenige  der  Inhaber-Actien,  be- 
ziehungsweise nach  den  Bestimmungen  zu  beurtheilen,  welche 
von  der  Eigenthumsklage  in  Ansehung  der  Schuldverschrei- 
bungen au  porteur  gelten,  da  diese  Papiere  den  letzteren 
Character  haben,  obwohl  der  darin  bekundete  Anspruch  ein 
nur  eventueller  sein  kann. 


9)  Die  Fassunff  des  Art.  307  lässt  es  nicht  zweifelhaft,  wie  Kräwell, 
das  All g.  deutsche  Handelsg.  zu  diesem  Artikel  Anmerkung  1  meint,  ob 
die  Veräusserung  zwar  von  einem  Kaufmanne,  nur  nicht  in  dessen  Han- 
delsbetriebe, vorgenommen  worden  sein  müsse,  oder  ob  jede  Veräusserung 
hierher  gehöre.  — 

10)  Protocolle,  S.  4612,  u.  oben  §.  41  a.  E.  — 

11)  Urth.  des  Cassations-Hofs  in  Darmstadt  vom  13.  Juni 
1861  in  der  Zeitschr,  für  das  gesammte  Handelsrecht,  Bd.  VI. 
S.  168  fls.  — 
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§.  45. 

Die  Mortification  der  Actienbriefe;  deren  Untergang. 

Die  Vindication  eines  Actienbrlefs  setzt  selbstverständ- 
lich voraus,  das  die  Urkunde  in  fremder  Innehabung  sich  be- 
findet und  deren  Besitzer  demjenigen  bekannt,  der  als  Kläger 
auftreten  will,  aus  welchem  Grunde  denn  die  Eigenthumsklage 
dann  gehindert  ist,  wenn  der  Inhaber  des  Actienscheins  un- 
bekannt. Die  Eigenthumsklage  ist  aber  nicht  bloss  gehin- 
dert, sondern  unmöglich,  wenn  der  Actienbrief  unterge- 
gangen ist. 

Sind  diese  beiden  Fälle  sonach  an  sich  wesentlich 
verschieden,  indem  in  jenem  die  Vindication  durch  die  Ent- 
deckung des  Besitzers  der  Urkunde  jeden  Augenblick  er- 
möglicht werden  kann,  während  sie  in  diesem  mit  dem 
Eigenthumsrechte  selbst  erloschen,  so  können  dieselben  doch 
in  practischer  Beziehung  insoferne  zusammenfallen,  als  einer- 
seits das  abhanden  gekommene  Papier  möghcher  Weise  un- 
tergegangen sein  kann,  jedenfalls  der  Verlierer  keine  Sicher- 
heit darüber  hat,  dass  dies  nicht  geschehen,  andererseits  der 
Untergang  des  Papiers  öfters  nur  ein  muthmasslicher  oder 
doch  nicht  voll  zu  beweisender  sein  wird. 

Geht  nun  zunächst  bei  Nominalactien  das  Actienrecht 
mit  dem  Abhandenkommen  oder  dem  Untergange  des  Papiers 
nicht  verloren,  ist  insbesondere  der  als  Actionär  im  Actien- 
buche  Eingetragene  dadurch  selbst  an  der  Ausübung  der 
Mitgliedschaftsrechte  nicht  verhindert,  so  ist  jenes  Recht  doch 
ohne  das  Papier  nicht  negociirbar  und  kann  hier  auch  das 
eigenthümliche  Verhältniss  eintreten,  wonach  der  rechtmässige 
Erwerber  der  Actie,  derjenige,  an  welchen  dieselbe  von  dem 
im  Actienbuche  Eingetragenen  veräussert  worden  ist,  sich 
ausser  Stande  befindet,  seine  Eigenschaft  als  Gesellschafts- 
mitglied zur  Anerkennung  zu  bringen,  weil  eine  solche  Aner- 
kennung nach  Statut  oder  Gesetz  die  Vorlage  des  Actien- 
scheins erfordert.  Noch  misslicher  ist  aber  das  Abhanden- 
kommen wie  der  Untergang  des  Papiers  bei  Inhaber-Actien; 
denn  geht  auch  in  einem  solchen  Falle  das  Actienrecht  nicht 
verloren,  so  kann  doch  die  Ausübung  aller  oder  einzelner 
Mitofliedschaftsrechte  durch  das  Fehlen  der  Urkunde  verhin- 
dert  sein.  Ist  nun  aber  die  Wiedererlangung  des  Papiers, 
der  Nominal-  oder  Inhaberactie,  sei  es  dermalen,  sei  es 
schlechtweg  unmöglich,   so  entsteht  die  Frage,   ob   es   nicht 
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Mittel  und  Wege  giebt,  den  aus  dem  Abhandenkommen  oder 
Untergange  des  Actienbriefs  an  und  für  sich  entspringenden 
Nachtheilen  vorzubeugen. 

Ein  solches  Mittel  ist  nun  allerdings  denkbarer  Weise 
in  der  Amortisation  des  Actienbriefes  so  wie  in  der  Ausstel- 
lung eines  Duplicats  für  den  verlorenen  oder  untergegangenen 
Schein  Seitens  der  Gesellschaft  gegeben,  in  welcher  Hin- 
sicht zunächst  zu  untersuchen  ist,  wie  es  sich  nach  gemeinem 
Rechte,  in  Ermangelung  hier  einschlagender  statutenmäs- 
siger  Bestimmungen,  in  Ansehung  dieser  doppelten  Einrich- 
tung verhält. 

Betrachtet  man  zu  diesem  Zwecke  zunächst  die  Nominal- 
Actien,  so  möchte  man  hier  beim  ersten  Anblicke  von  der 
Ansicht  ausgehen,  es  könne  hinsichthch  einer  solchen  Ur- 
kunde eine  s.  g.  Privatamortisation  Statt  finden,  d.h.  das 
Actiendocument  durch  eine  vom  Actionär  der  Gesellschaft 
übergebene  schriftliche  Erklärung  (einen  Mortifications- 
oder  Amortisations-Schein)  entkräftet  werden,  wie  eine 
solche  bei  einer  gemeinen  Schuldverschreibung  im  Verhält- 
nisse des  Gläubigers  zum  Schuldner  möglich  ist^.  Indessen 
dürfte  eine  solche  Privatamortisation  nur  die  Bedeutung  ha- 
ben, den  Actienverein  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass 
das  Papier  ohne  den  Willen  des  Actionärs  aus  dessen  Inneha- 
bung  gekommen,  und  die  Gesellschaft  veranlassen,  es  mit 
der  Prüfung  der  Legitimation  eines  anderweitigen  zur  Anerken- 
nungais Gesellschaftsmitglied  sich  meldenden  Besitzers  genauer 
zu  nehmen.  Eine  Pflicht  jedoch,  diese  Legitimation  zu  prüfen, 
w^o  sie  an  und  für  sich  nicht  besteht,  dürfte  eine  Privatamor- 
tisation nicht  begründen,  und  ebensowenig  dieselbe  die  Ge- 
sellschaft berechtigen,  dem  nach  den  oben  entmckelten  Grund- 
sätzen legitimirten  Inhaber  des  indossirten  Actienbriefs  die 
Anerkennung  als  Actionär  zu  versagen. 

Hat  hiernach  eine  Privatamortisation  der  Namen-Actie 
lediglich  eine  thatsächliche  Bedeutung,  so  entsteht  im  Wei- 
teren die  Frage,  ob  hier  eine  gerichtliche  Mortification  in  der 
Art  zulässig,  dass  bei  fruchtloser  Edictalladung  des  unbe- 
kannten Inhabers  der  Urkunde  diese  von  Gerichtswegen  für 
kraftlos  erklärt  werden  kann.  Wir  meinen,  dass  dies,  in  Er- 
mangelung anderweitiger  particularrechtlicher  oder  statuten- 
mässiger  Bestimmung,  —  auf  welche  Verhältnisse  später  ein- 

1)  Schumm,  die  Amortisation,  S.  8  flg.  — 
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zugehen,  entschieden  zu  verneinen.  Denn  wollte  man  auch 
zugeben,  dass  der  Richter  nach  heutigem  Gerichtsgebrauche 
auch  ausserhalb  eines  Rechtsstreites  unbekannte  Interessenten 
zur  Anmeldung  öifentlich  auffordern  kann,  so  ist  er  doch 
keinenfalls  befugt,  ohne  gesetzliche  oder  anderweitige  für  die 
Betheihgten  bindende  Norm  dies  unter  Androhung  eines  die- 
selben beeinträchtigenden  Nachtheiles  zu  thun^  und  im  Falle 
erfolgloser  Ladung  dieses  Präjudiz  zu  verfügen.  Der  Rich- 
ter ist  aber  um  so  weniger  berechtigt,  eine  Nominalactie  in 
Folg-e  nicht  rechtzeitio-er  Anmeldung  ihres  Inhabers  für  kraft- 
los  zu  erklären,  als  der  Nachweis  von  Seiten  des  Mortifican- 
ten,  dass  er  an  dem  abhanden  gekommenen  Papiere  das 
Eigenthum  erworben,  die  Möglichkeit  einer  späteren  Eigen- 
thumserwerbung  an  demselben  Seitens  des  dermaligen  Inha- 
bers oder  doch,  beim  Ordrepapiere,  eines  diesen  gegenüber 
der  Actieno-esellschaft  vollkommen  le^itimirenden  Besitzes 
nicht  ausgeschlossen  ist. 

Aus  den  nämlichen  Gründen  ist  aber  auch  bei  Inhaber- 
actien  die  Zulässigkeit  eines  gerichtlichen  Mortifications- Ver- 
fahrens in  Abrede  zu  stellen,  da  sich  eine  gemeine  Gewohnheit, 
welche  ein  solches  hier  oder  bei  Inhaberpapieren  überhaupt 
zuliesse,  nicht  nachweisen  lässt,  und  auch  aus  der  Natur  und 
Bestimmung  dieser  letzteren,  mögen  sie  Schuldscheine  oder 
andere  Urkunden  sein,  die  Nothwendigkeit  eines  solchen  Ver- 
fahrens sich  nicht  ergiebt^. 

Abgesehen  also  von  anderweitigen  particularrechtlichen 
oder  statutenmässigen  Bestimmungen  kann  der  Actionär  Aveder 
bei  Namen-,  noch  bei  Inhaber-Actien  die  gerichtliche  Amor- 
tisation des  verlorenen  oder  angeblich  untergegangenen  Ac- 
tienscheines  verlangen. 

Bei  Namen-Actien  kann  er  die  Gesellschaft  dadurch,  dass 
er  sie  vom  Abhandenkommen  oder  angeblichen  Untergange 
des  Papieres  iuKenntniss  setzt,  veranlassen,  einem  unberech- 
tigten Inhaber  des  Actienbriefes  die  Anerkennung  als  Ac- 
tionär zu  versagen,  ohne  dass  er  jedoch,  wo  die  Gesell- 
schaft an  und  für  sich  zur  Prüfung  der  Legitimation  des 
Präsentanten   nicht   verbunden,    ein   Recht   auf  eine    solche 


2)  Wetzeil,  System  des  Civilprocesses ,  S.  756. 

3)  Mein  Aufs,  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XIV. 
S.  353  fg. —N.Archiv  für  Handelsrecht,  Bd.  I.  S.  12fg.;  Kuntze, 
Inhaberp.,  S.  720;  B  eseler,  System  des  deutschen  Privatrechts,  Bd.  III. 
S.  330. 
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Prüfung  erlangte  oder  dass  der  Actienverein  durch  jene  An- 
zeige berechtigt  würde,  dem  gehörig  legitlmirten  Inhaber 
des  indossirten  Actienbriefes  die  Anerkennung  als  Actionär 
zu  versagen. 

Bei  Inhaber-Actien  nützt  sogar  die  dem  Actienvereine 
gemachte  Anzeige  von  dem  Abhandenkommen  des  Papieres 
nichts,  weil  die  Actienverbindung  berechtigt  und  verpflichtet, 
den  Besitzer  des  Actienscheines  als  Actionär  anzuerkennen. 

Auch  kann  der  Actionär,  der  das  Papier  verloren,  gleich- 
gültig ob  dasselbe  auf  Namen  oder  auf  den  Inhaber  lautete, 
von  der  Gesellschaft  die  Ausstellung  eines  Duplicatscheines 
nicht  verlangen;  diese  auch  einen  solchen  nicht  ohne  Gefahr, 
gegen  welche  sie  sich  nur  durch  Cautionsleistung  sicher  zu 
stellen  vermag,  aushändigen,  weil  sie  bei  Namen-  wie  bei 
Inhaber-Actien  in  die  Lage  kommen  kann,  einen  anderweiti- 
gen Inhaber  der  abhanden  gekommenen  Urkunde  als  Actionär 
anerkennen  zu  müssen,  was  auch  bei  einem  ihr  gelieferten 
Beweise  des  Unterganges  des  Papieres  möglich,  da  ein  sol- 
cher Beweis  die  Möglichkeit,  dass  letzteres  noch  vorhanden, 
nicht  ausschliesst,  und  jedenfalls  dem  Dritten  nicht  entgegen- 
gesetzt werden  kann. 

Freilich  ist  der  Gerichtsgebrauch  hier  nicht  selten  den 
Actionären  günstiger. 

So  hat  das  Appellations-Gericht  in  Paris  erkannt,  dass 
ein  Actionär  mittelst  Nachweises,  dass  ihm  die  Inhaber-Actie 
gestohlen  worden,  und  gegen  ausreichende  Sicherheitsbestel- 
lung, die  Ausstellung  eines  neuen  Actienscheines  verlangen 
könne,  während  der  Cassatlonshof  den  gegen  dieses  Urtheil 
gerichteten  Kecurs  unter'm  15.  Nov.  1841  mittelst  der  Moti- 
virung  verwarf: 

„Ättendu  que   le  fait    de    Vacquisition    des    actions    avait 

„constituS  le  defendeur  actionnaire  et  proprietaire  des  dettes 

„actives; 

„Quil  n' avait  pas  perdu  cette  qualite  par  la  privation 

„resultant  du  vol  ä  lui  fait  et  constate  par  arret  de  cour 

„d'assises"  *. 
In  dem  nämlichen  Sinne  hat  denn  auch  die  Corte  di  appello 
di  Torino  unter'm  28.  Dec.  1860  entschieden^. 


4)  Delangle,  des  socieles  commerciales ,  tom.  II.  no.  470.     Dalloz, 
repertoii-e,  tom.  XL.  7n.  societe,  no.  1576  suiv.  — 

5)  Giunaprudenza  commerdale  ilaliana,  dall' av.  Antonio  Caveri, 
Vol.  I.  parte  seconda  p.  150. 
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Wenn  nach  gemeinem  Rechte  ein  gerichthches  Mortifica- 
tions-Verfahren  in  Ansehung  abhanden  gekommener  Actien- 
briefe nicht  zulässig,  so  kann  auch  in  den  Ländern  der  AI  lg. 
deutsch.  W.  O.  davon  nicht  die  Rede  sein,  deren  Bestim- 
mungen über  die  Mortification  der  Wechsel  (Art.  73)  hier  in 
Anwendung  zu  bringen,  während  das  Allgem.  deutsche 
Handelsgesetzb.  (Art.  305)  diese  Anwendung  nur  in  Betreff 
der  an  Ordre  lautenden  Anweisungen  und  Verpflichtungs- 
scheine der  Kaufleute  (Art.  301)  vorgeschrieben,  ausserdem 
über  die  Mortification  der  Urkunden  keine  Anordnungen 
enthält. 

Anders  verhält  es  sich  dagegen  nach  einzelnen  Particu- 
largesetzgebuncjen,  welche  entweder  ein  Mortificationsverfah- 
ren  in  Ansehung  verlorener  oder  vermisster  Urkun- 
den überhaupt*",  oder  in  Betreff  der  au  jooW^wr  Schuldscheine 
unter  der  Erklärung,  dass  dasselbe  auch  auf  Inhaber- Actien 
Anwendung  finden  solle,  gestatten. 

Zu  den  letzteren  Gesetzgebungen  gehört  insbesondere 
das  Zürcher  Civilgesetzb.  §.  1349,  nach  welchem  auf  den 
Vorzeiger  lautende  Actien  wie  andere  Inhaberpapiere 

„auf  Anordnung    des   Gerichts    nach    vorausgegangener 

„Prüfung  des  Falles   und   erfolglos  gebhebener  öffentli- 

„cher  Aufforderung" 
amortisirt  v/erden  können  (§.  1107). 

Ebenso  gehört  ferner  das  Grossherzogl.  Hess.  Ge- 
setz vom  20.  Juli  1858  hierher,  demzufolge  auf  den  Inhaber 
lautende  Actienscheine  wie  Schuldverschreibungen  au  porteur, 
die  unter  Autorität  einer  inländischen  Behörde  aufgenommen 
worden,  gerichtlich  für  kraftlos  erklärt  werden  können  (Art. 
19),  wenn  der  Antragsteller  unter  Bezeichnung  der  Urkunde 
mit  deren  Unterscheidungsmerkmalen  seine  Angabe,  dass 
ihm  dieselbe,  —  wo  möglich  auch,  wann  und  wie  —  zu  Grunde 
gegangen  oder  abhanden  gekommen,  genügend  bescheinigt 
(Art.  1);  während  nach  stattgehabter  Mortification  der  Actien- 
verein  verbunden  ist,  dem  Mortificanten  ein  Duplicat  auszu- 
stellen (Art.  8),  und  auch  eine  Kraftloserklärung  in  Ansehung 
der  auf  den  Inhaber  lautenden  Talons,  nicht  aber  der  Divi- 
denden-Scheine, rücksichtlich  welcher  nur  eine  Zahlungs-Sperre 
zulässig,  gestattet  ist  (Art.  20);  —  Bestimmungen,  die  im 


6)  Allg.  Preuss.  Gerichts- Ordn.,  Th.  I.  Tit.  51.  §§.  120  —  140, 
und.Anhang,  §§.  384.  385. 
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Wesentlichen  das  Nassau.  Gesetz  vom  2.  Juni  1860  über 
Amortisation,  Vindication  und  Verjährung  von  Inhaberpapie- 
ren (§§.  17  u.  18)  —  sich  angeeignet  hat. 

Wo  dagegen  die  Particulargesetzgebung  eine  gerichtliche 
Amortisation  nur  in  Beziehung  auf  gewisse  Arten  von  Inha- 
berpapieren, wie  den  Staatspapieren  und  landschaftlichen  Obli- 
gationen, anerkennt'',  finden  die  betreffenden  Bestimmungen 
selbstverständlich  auf  die  Actiendocumente,  und  beziehungs- 
weise Inhaber-Actien  keine  Anwendung^. 

Bei  der  verhältnissmässig  geringen  Zahl  von  Gesetzen, 
welche  eine  gerichtliche  Kraftloserklärung  der  Actienbriefe, 
und  eine  solche  auch  nur  bei  Actienscheinen ,  die  auf  den  In- 
haber gestellt  sind,  zulassen,  verdienen  die  Bestimmungen 
sehr  vieler  Statuten,  wonach  eine  Amortisation  in  Verlust 
eerathener  oder  auch  verlorener  und  vernichteter  Actien-  und 
Interimsscheine,  ja  der  Dividenden-Coupons,  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  jene  Urkunden  auf  Namen  oder  auf  den  Inhaber 
lauten,  gestattet^,  eine  um  so  grössere  Beachtung. 

Bevor  jedoch  auf  die  einschlagenden  hier  wieder  in  sehr 
verschiedener  Weise  gefassten  Anordnungen  der  Statuten  ein- 
gegangen wird,  dürfte  es  nöthig  sein,  die  Bedeutung  und 
Rechtsverbindlichkeit  solcher  Bestimmungen  in  den  Gebieten, 
deren  Gesetzgebung  eine  Mortification  der  Actienbriefe  nicht 
kennt  und  woselbst  eine  solche  demnach  an  und  für  sich  un- 
statthaft, zu  untersuchen. 

In  dieser  Hinsicht  kann  es  nun  vorerst  keinem  Zweifel 
unterliegen,  dass  die  statutenmässigen  Vorschriften  über  Mor- 
tification der  Actienscheine  für  die  Actiengesellschaft  insoferne 
bindend  sind,  als  diese  eine  nach  Massgabe  der  Statuten  für 
kraftlos  erklärte  Actienurkunde  als  eine  rechtlich  nicht  mehr 


7)  So  z.  B.  das  Sachs.  Mandat  vom  26.  Januar  1775  und  der  Be- 
fehl vom  25.  Juni  1777;  ferner  die  Hannöv.  Verordnung  über  die 
Legitimat.  der  Landesgläubiger  und  die  Mortificat.  abhan- 
dengekommener landschaftlicher  Schuldverschreibungen  v. 
20.  Januar  1826;  und  das  Hamburg.  Gesetz  wegen  Mortification 
abhanden  gekommener  Hamburg.  Staatsschuldscheine  auf 
Inhaber  vom  12.  Aug.  1846. 

8)  S.N.Archiv  für  Handelsrecht,  Bd.  I.  S.  12. 

9)  Stat.  der  Leipz.  Bank,  §.42;  der  Berlin-Frankfurter  Ei- 
senbahn-G.,  §.  14;  der  Wiener  Ersten  Immobilien-G.,  §.  7;  der 
Carl-Ludwig-Bahn,  §.  19;  der  Montania,  Gesellschaft  für 
Kohlenbergbau,  §.  13;  der  Thuringia,  Bergbau-  und  Hütten- 
Actien-G. ,  §.  10;  des  Brackeler  Bergwerks- V.,  §.  10. 
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bestehende  betrachten  muss,  und  demzufolge  weder  den  In- 
haber des  au  porteur  lautenden  Papieres  als  Actionär  anzu- 
erkennen ,  noch  auch  den  Präsentanten  einer  amortisirten 
Namenactie  als  Gesellschaftsmitglied  in  das  Actienbuch  ein- 
zutragen berechtigt  ist.  Allein  es  sind  die  Bestimmungen  der 
Statuten  über  die  Kraftloserklärung  der  Actienscheine  auch 
für  die  Inhaber  dieser  letztern  bindend,  da  dieselben  auf  Grund 
der  von  ihnen  besessenen  Actienurkunden  nur  als  Actionäre 
oder  als  Rechtsnachfolger  oder  Gläubiger  solcher  Rechte  gel- 
tend machen  können,  während  der  Actionär  in  dieser  seiner 
Eigenschaft  den  Statuten  unterworfen,  und  diese  sonach  auch 
denjenigen  entgegenstehen,  die  als  Successoren  oder  Credito- 
ren  eines  Actionärs  wirkliche  oder  vermeintliche  Rechte  aus- 
üben wollen. 

Wie  demnach  der  Richter  überhaupt  befugt  ist,  auch 
ausserhalb  eines  Rechtsstreites  unbekannte  Interessenten  zur 
Anmeldung  öffentlich  aufzufordern,  so  ist  er  auf  Grund  der 
Statuten  einer  Actiengesellschaft  zweifellos  berechtigt,  dies 
unter  dem  Präjudize  einer  Kraftloserklärung  des  Papieres  für 
den  Fall  nicht  rechtzeitiger  Meldung  des  Inhabers  zu  thun, 
und  ist  die  erfolgte  Mortifications-Erklärung  sowohl  gegenüber 
dem  wirklichen  Besitzer  der  Urkunde  wie  gegenüber  der  Ac- 
tienverbindung  wirksam  ^^. 

Allein  es  ist  der  Richter  zu  einer  solchen  öffentlichen 
Aufforderung  und  beziehungsweise  Kraftloserklärung  von  Ac- 
tien  auf  Grund  der  Statuten  der  betreffenden  Gesellschaft 
nicht  bloss  berechtigt,  sondern  auch  unter  der  Voraussetzung 
gehöriger  Angehung  und  Bescheinigung  verpflichtet,  —  gleich- 
gültig ob  die  Vereinsstatuten  die  staatliche  Genehmigung 
oder  nicht  erhalten  haben,  wo  eine  solche  gesetzlich  nicht 
erfordert  ist,  weil  es  Pflicht  einer  jeden  öffentlichen  Behörde 
ist,  innerhalb  des  ihr  an  sich  zukommenden  Wirkuno-skreises 
einem  Jeden  nicht  allein  zur  Geltendmachung,  sondern  auch 
zur  Sicherstellung  von  Rechtsansprüchen  den  verlangten  Vor- 
schub zu  leisten,  so  weit  sich  dieser  mit  der  bestehenden 
Rechtsordnung  überhaupt  verträgt  und  dadurch  Rechte  Drit- 
ter nicht  verletzt  werden. 

In  diesem  Sinne  bestimmen  denn  sowohl  das  Gross- 
herzogl.  Hess.  Gesetz  vom  20.  Juli  1858,  wie  das  Nas- 


10)  N.  Archiv  f.  Handelsrecht,  Bd.  I.  S.  13. 
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Bauische  Gesetz  vom  2.  Juni  1860  über  Amortisation  von 
Inhaberpapieren,  jenes  in  Art.  24,  dieses  in  §.  21: 

„Ist  bereits  einer  Gesellschaft  oder  sonstigen  Anstalt  in 
„ihren  landesherrlich   bestätigten   Statuten  ^^    das   Kecht 
„eingeräumt ,    von  ihr  selbst   auf  Inhaber  ausgefertigte 
„Actien,    Dividenden-,    Pfand-    oder  Depositenscheine, 
„die    zu   Grunde    gegangen    oder    abhanden    gekommen 
„sind,   zu   amortisiren,   so  finden  bei  diesen   Urkunden 
„auch  künftig  die  Bestimmungen  der  Statuten  Anwen- 
„dung." 
Gehen  wir  nun  näher  auf  die  Amortisation  der  Actienbriefe, 
die  auf  Grund  der  Gesellschafts-Statuten  geschehen  soll,  ein, 
so  ist  das  Gericht,   bei  welchem  das  Mortifications-Gesuch 
anzubringen,   dasjenige,   in  dessen  Bezirke  der  Actienverein 
seinen  Sitz  hat,  wie  die  Statuten  anerkennen,  die  sich  in  die- - 
ser  Hinsicht  äussern  ^^,    und   auch  nach   denjenigen,  welche 
lediglich  von  einer  Kraftloserklärung   durch  das  competente 
Gericht  sprechen  ^^,  nach  Analogie  der  von  der  Mortification 
der  au  porteur  Schuldscheine  ^*  so  wie  der  Wechsel  ^^  gelten- 
den Grundsätze  anzunehmen  ist. 

In  Ansehung  der  Voraussetzungen  aber,  unter  welchen 
die  Amortisation  eines  Actien-  oder  Interimsscheines  verlansrt 
werden  kann,  drücken  sich  die  Statuten  in  verschiedener 
"Weise  aus. 

Die  einen  gestatten  ein  Mortifications- Verfahren  wegen 
verlorener  oder  untergegangener  Quittungsbogen, 
Actien,  Zins-  und  Dividendenscheine^^,  wegen  verlo- 
rener oder  untergegangener  Actien,  Interimsscheine, 
oderDividendenscheine  so  wie  Leisten^^,  wegen  ver- 
lorener oder  vernichteter  Actien^'*,  während  andere  nur 


11)  Diese  Bestätigung  war  schon  vor  der  Einführung  des  AI  lg. 
deutsch.  Handelsgesetzb.  im  Grossherz.  Hessen,  so  wie  in  Nassau 
nöthig. 

12)  Stat.  der  Leipz.  Bank,  §.42:  derMontania,  Gesellsch. 
für  Kohlenbergbau,  §.  18. 

13)  Stat.  der  k.  k.  priv.  Galiz.  Carl-Ludwig-Bahn,  §.19. 

14)  Mein  Aufs,  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XIV. 
S.  356  fg. 

15)  Allg.  deutsche  W.O.,  Art.  73. 

16)  Stat.  der  Leipz.  Bank,  §.42.— 

17)  Stat.  der  Montania,  §.13. — 

18)  Stat.  der  Thuringia,  Bergbau-  u.  Plütten- Actien-G., 
§.  10;   des  Berlin.  Cassen-Vereins,  §.8. — 
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von  der  Kraftloserklärung  verlorengegangener  Actien^^ 
oder  in  Verlust  gerathener  Actien  oder  Coupons 
sprechen  2^. 

Auch  nach  den  letztgenannten  Statuten  kann  aber  zwei- 
fellos die  Mortification  des  angeblich  untergegangenen  Actien- 
scheines  verlangt  werden,  da  das  Papier  in  der  That  für  den 
Mortificanten  abhanden  gekommen,  der  angebliche  Untergang 
desselben  aber  um  so  weniger  einer  öffentlichen  Aufforderung 
des  Inhabers  zur  Anmeldung  unter  dem  Präjudize  der  Kraft- 
loserklärung entgegensteht,  als  diese,  wenn  die  Urkunde  in 
Wirklichkeit  nicht  mehr  vorhanden,  Niemand  benachtheiligt. 

Die  Mortification  des  verlorenen  oder  untergegangenen 
Actienscheines  kann  aber  der  Actionär  oder  angebliche  Ac- 
tionär  verlangen,  wobei  jedoch  in  Ansehung  der  Legitimation 
des  Imploranten  zu  unterscheiden  ist,  ob  es  sich  hierbei  um 
eine  Namen-  oder  Inhaber- Actie  handelt. 

Für  jenen  Fall  bezeichnen  einzelne  Statuten  den  im  Ac- 
tienbuche  eingetragenen  Eigenthümer  als  denjenigen,  welcher 
die  Kraftloserklärung  des  abhanden  gekommenen  Actienbriefes 
zu  fordern  befugt  ist-^,  wogegen  freilich  die  meisten  in  dieser 
Hinsicht  keine  Andeutung  geben.  Indem  aber  das  Mortifi- 
cations- Verfahren  die  Wiedererlangung  des  Papieres  mittelst 
Vindication  desselben  gegen  den  sich  meldenden  Inhaber, 
oder  die  Erlangung  eines  Duplicatscheines  für  den  Fall,  dass 
die  Actie  in  Folge  nicht  rechtzeitiger  Anmeldung  des  Be- 
sitzers kraftlos  erklärt  wird,  bezweckt,  setzt  die  Mortification 
ein  Recht  des  Mortificanten  an  der  Urkunde  voraus,  und  er- 
fordert demzufolofe  die  Beo-ründunof  des  Amortisationsgesuches 
zwar  nicht  den  Beweis  des  Eigenthumserwerbes  an  der  Actie, 
welcher  ausserhalb  eines  Rechtsstreites  nicht  möglich,  wohl 
aber  die  Bescheinigung  eines  solchen  Erwerbes.  Diese  Be- 
scheinigung wird  durch  den  Nachweis  o-eliefert,  dass  der  Mor- 
tificant  als  Actionär  im  Actienbuche  einsetrae^en:  sie  kann 
aber  auch  in  anderer  Weise,  wie  durch  die  Glaubhaftmachung 
erbracht  werden,  dass  jener  die  Actie  vom  Eingetragenen  er- 
worben. 

Auch  bei  Inhaber-Actien  ist  zur  Begründuns:  des  Morti- 


19)  Stat.  der  Berlin- Frankfurt.  Eisenb.-G.,  §.  14;  des 
Brackeler  Bergwerk-Vereins,  §.  10;  der  Danziger  Privatac- 
tienbank,  §.11;  der  Carl-Ludwig-Bahn-G.,  §.19. 

20)  Stat.  der  Wiener  Ersten  Immobilien-G.,  §.  7. — 

21)  Stat.  des  Brackeler  Bergwerk-Vereins,  §.  10. 
Jtcntntd,  Acticmjescllsch.  2G 
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fications-Gesuches  die  Bescheinigung  des  Eigenthumserwerbes 
des  Mortificanten  am  Papiere  nÖthig.  Denn  gilt  zwar  gegen- 
über der  Actiengesellscliaft  der  blosse  Inhaber  des  au  porteur 
lautenden  Actienbriefes  als  Actionär,  so  ist  derselbe  doch  um 
desswillen  noch  nicht  am  Papiere  berechtigt,  während  ein 
solches  Recht  der  Natur  der  Sache  nach  zur  Begründung  eines 
Gesuches  um  Kraftloserklärung  der  Urkunde  nöthig  ist.  Wo 
freilich  nach  Massgabe  der  einschlagenden  Gesetzgebung,  wie 
z.B.  nach  dem  AUg.  deutsch.  Handelsgesetzb.  (Art.  307 
verb.  mit  306),  das  Eigenthum  an  der  Inhaber-Actie  durch 
redlichen  Besitzeserwerb  erworben  wird,  genügt  zur  Legiti- 
mation des  Mortificanten  die  Bescheinigung  des  gehabten  Be- 
sitzes. — 

Ausser  der  zu  seiner  Legitimation  erforderlichen  Be- 
scheinigung hat  aber  der  Mortificant  bei  Namen-  wie  bei 
Inhaber-Actien  das  anderweitige  Fundament  seines  Amorti- 
sations-Gesuches zu  bescheinigen,  nämlich,  dass  das  Papier 
ihm  abhanden  gekommen  oder  dass  es  untergegangen  sei. 

Die  Bedeutung  der  wirklich  erfolgten  Mortification  ist 
aber,  wie  schon  früher  bemerkt,  die,  dass  das  Actiendocu- 
ment  kraftlos  wird  und  demnach  jede  rechtliche  Bedeutung 
verliert. 

Ausserdem  aber  begründet  jene  Kraftloserklärung  nach 
allen  Statuten,  die  eine  solche  gestatten,  einen  Anspruch  ge- 
genüber der  Actiengesellschaft  auf  Ausstellung  eines  neuen 
Actienscheines  an  Stelle  des  mortificirten,  mochte  dieser  übri- 
gens auf  Namen  oder  auf  den  Inhaber  lauten  ^^. 

Den  Anspruch  auf  Ausstellung  der  neuen  Urkunde,  wel- 
che nach  einzelnen  Statuten  mit  einer  neuen  Nummer  zu  ver- 
sehen ^^  nach  anderen  als  „Duplicat"  zu  bezeichnen  ist^^,  hat 
derjenige,  zu  dessen  Gunsten  der  Mortificationsbescheid  er- 
gangen. Bei  Namen-Actien  insbesondere  kann  dies  der  im 
Actienbuche  als  Actionär  Eingetragene  oder  ein  Anderer  sein. 


22)  Stat.  der  Leipz.  Bank,  §.  42;  der  Berlin-Frankfurter 
Eisenb.-G.,  §.14;  des  Berliner  Cassen-Vereins,  §.8;  derDan- 
ziger  Privatactien-Bank,  §.  11;  des  Brackeler  Bergwerk- 
Vereins,  §.  10;  der  Thuringia,  §.  10;  der  Montania,  §.14;  der 
Carl-Ludwig-B.,  §.19;  der  Wiener  Ersten  Immobilien-Gesell- 
schaft, §.  7. 

23)  Stat.  der  Berlin-Frankfurt.  Eisenb.-G.,  §.  14. 

24)  Stat.  der  Montania,  Gesellschaft  für  Kohlenbergbau, 
§.  14. 
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in  welchem  Falle  dieser  letztere  auf  das  empfangene  Dupli- 
cat  seine  Eintragung  in  das  Actienregister  zu  verlangen  be- 
fugt ist. 

Ist  aber  das  Mortifications-Erkenntniss  zu  Gunsten  von 
Jemand  ergangen,  welcher  das  Actienrecht  bereits  veräussert, 
so  kann  der  Erwerber  von  jenem  die  Aushändigung  des  dem- 
selben ausgestellten  Duplicats  verlangen,  da  die  Veräusserung 
des  Actienrechts,  wenn  sie  auch  ohne  das  Papier  geschehen, 
doch  ein  Recht  auf  Uebergabe  des  ursprünglichen,  wie  des 
an  dessen  Stelle  getretenen  Actienscheines  begründet. 

Wenn  den  bisherigen  Ausführungen  zufolge  sehr  viele 
Statuten  eine  gerichtliche  Amortisation  der  Actienbriefe  ge- 
statten, so  gehen  andere  noch  weiter,  indem  sie  eine  ausser- 
gerichtliche  Mortification  in  der  Art  zulassen,  dass  auf  die 
Anzeige  des  Abhandenkommens  oder  der  Vernichtung  eines 
Actiendocumentes  der  Gesellschaftsvorstand  mittelst  wieder- 
holter Bekanntmachung  in  den  öffentlichen  Blättern  den  In- 
haber zur  Anmeldung  auffordert  und  in  Ermangelung  einer 
solchen,  nach  Ablauf  einer  statutenmässig  bestimmten  Fiist, 
die  von  der  letzten  öffentlichen  Bekanntmachung  an  läuft,  den 
Schein  in  den  nämlichen  Zeitungen  für  erloschen  erklärt, 
worauf  denn  dem  Antrao-steller  g-egen  einen  von  ihm  in  be- 
glaubigter  Form  auszustellenden  Mortifications- Schein  ein 
neues  Document  aussrefertig-t  wird^^. 

Andere  Statuten  gestatten  eine  solche  aussergerichtliche 
Amortisation  nur  in  Ansehung  der  Quittungsbogen  und  Divi- 
dendenscheine, nicht  aber  hinsichtlich  der  Actienbriefe,  die 
nur  gerichtlich  mortificirt  werden  können  ^^,  während  noch 
andere  Gesellschaftsregeln  endlich  es  dem  Ermessen  des  Vor- 
standes anheimgeben,  dem  letzten  im  Actienbuche  eingetra- 
genen Eigenthümer  eine  neue  Ausfertigung  des  Actienscheines 
auf  eine  aussergerichtliche  Ungültigkeitserklärung  des  abhan- 
den  gekommenen  auszuhändigen,  oder  zu  diesem  Zwecke  eine 
vom  Actionär  zu  erwirkende  gerichtliche  Kä-aftloserklärung  zu 
verlangen  -''. 


25)  Stat.  des  Lugauer  Steinkohlen-Abbau-Ver eins  West- 
phalia,  §.  8. 

26)  Stat.  der  Thüringia,  Bergbau-  und  Hüttengesellsch. 
§•  10. 

27)  Stat.  des  Vereins  chemischer  Fabriken  in  Mannheim, 
§.  16. 

26* 
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Mit  der  gerichtlichen  wie  aussergerichtlichen  Amortisation 
nicht  zu  verwechseln  ist  aber  die  Cassirung  eines  Actien- 
scheines  wegen  Abnutzung  oder  sonstiger  Beschädigung,  ge- 
gen Ausfertigung  einer  neuen  Urkunde  Seitens  der  Gesell- 
schaft. Denn  hier  handelt  es  sich  nicht  um  den  juristischen 
Act  der  Kraftloserklärung  einer  möglicher  Weise  in  dritter 
Hand  befindlichen  und  noch  vollkommen  brauchbaren  Ur- 
kunde, der  ein  anderer  Schein  substituirt  werden  soll,  sondern 
lediglich  darum,  ohne  Präjudiz  für  irgend  Jemand,  einen  un- 
brauchbar gewordenen  oder  unbrauchbar  zu  werden  drohen- 
den Originalbrief  durch  einen  anderen  zu  ersetzen,  welcher 
daher  jedenfalls  die  nämliche  Nummer  wie  der  cassirte  er- 
hält ^s. 

Es  kann  demnach  eine  solche  neue  Ausstellung  nur  auf 
die  Präsentation  und  gegen  die  Rückgabe  des  zu  cassirenden 
Exemplares,  auf  welchem  alle  Merkmale,  die  zur  Constati- 
rung  der  Identität  desselben  nöthig,  noch  ersichtlich  sein  müs- 
sen^-', geschehen,  während  andererseits  beim  Vorhandensein 
jener  Voraussetzungen  ein  öffentliches  Aufgebot  hier  so  wenig 
nöthig  ist,  wie  bei  Namen-Actien  eine  Vermerkung  der  neuen 
Ausstellung  im  Actienbuche,  falls  eine  solche  nicht  durch  die 
Statuten  geboten  wird^*^. 

Der  Anspruch  auf  Ausfertigung  eines  neuen  Actien- 
scheines  an  Stelle  des  unbrauchbar  gewordenen  ist  übrigens 
auch  ohne  ausdrückliche  Anerkennung  durch  die  Statuten  be- 
gründet, und  zwar  bei  Namenactien  zu  Gunsten  des  als  Ac- 
tionär  im  Actienbuche  Eingetragenen^^,  bei  Inhaberpapieren 
zu  Gunsten  des  Actienbesitzers  schlechtweg. 

Selbstverständlich  hat  jedoch  der  Antragsteller  hier  so- 
wohl wie  beim  Mortificationsverfahren  die  Kosten  zu  tragen. 


28)  Stat.   des  Berlin.  Cassen-Vereins,   §.  8;     derDanziger 
Privatactien-Bank,  §.11. — 

29)  Stat.  der  Danzig.  Privatactien-Bank,  §.115    der  Hess. 
Ludwigs-Eisenbahn-G.,  §.54. 

30)  Stat.  des  Berlin.  Cassen-Vereins,  §.  8;     der  Danziger 
Privatactien-Bank,  §.  11. 

31)  Stat.  des  Vereins  chemischer  Fabriken  in  Mannheim,, 
§.  16.— 
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II.    Die  Organe  der  Actiengesellschaft. 
§.46. 

Die  Organe  der  Actiengesellschaft  im  Allgemeinen. 

Die  Actiengesellschaft  bedarf,  "wie  schon  früher  gezeigt 
worden  (s.  §.  30),  gewisser  Organe,  ohne  welche  sie  nicht 
bestehen  kann;  sie  bedarf  mit  a.  W.  einer  Vertretung  durch 
natürliche  Personen  in  der  Art,  dass  dasjenige,  was  diese  als 
deren  Repräsentanten  beschliessen  und  thun,  als  Beschluss 
und  Handlung  des  Actienvereins  gilt. 

Das  einfachste  und  natürlichste  Organ  der  Actiengesell- 
schaft ist  nun  die  Generalversammlung  der  Actionäre,  wie 
dies  in  der  Gemeinde  die  Gemeindeversammlung,  in  der  Mark- 
genossenschaft das  Märkerding  ist.  Jene  Versammlung  ist 
aber  auch  das  höchste  Organ  der  Actienverbindimg,  dasje- 
nige, dessen  Beschlüsse  als  der  unmittelbarste  Ausdruck  des 
Corporations-Willens  gelten.  Dessenungeachtet  ist  dieselbe 
ein  unvollkommenes  Organ,  weil  sie,  indem  ihr  die  Eigen- 
schaft der  Ständigkeit  abgeht,  ausser  Stande  ist,  in  fortge- 
setzter unimterbrochener  Weise  die  Interessen  des  Vereins  so 
wie  der  einzelnen  Gesellschaftsmitglieder  zu  wahren,  —  weil 
sie  ferner  einem  steten  Wechsel  in  den  Personen  ihrer  Theil- 
nehmer  ausgesetzt  und  dadurch  so  Avie  durch  den  möglichen 
Mangel  an  jeder  Geschäftskenntniss  bei  der  Mehrzahl  dersel- 
ben, endlich  durch  die  Unbehülflichkeit  einer  möglicher  Weise 
sehr  zahlreichen  Versammlung  und  die  Schwierigkeit,  sie  zu- 
sammenzuberufen,  zur  Führung  der  Vereins-Geschäfte  un- 
tauglich ist. 

Diese  Unvollkommenheit  des  Organs  der  Generalver- 
sammlunjT  und  das  mit  deren  Unständinkeit  gegebene  Erfor- 
derniss  einer  Zusammenberufung  derselben,  so  oft  deren 
Beschlussfassung  als  nöthig  oder  zweckmässig  erscheint,  er- 
fordern mit  Nothwendigkeit  ein  anderweitiges  Oi'gan  der  Ac- 
tiengesellschaft, welches,  durch  eine  oder  mehrere  physische 
Personen  gebildet,  zugleich  ein  ständiges  und  nicht  einem 
steten  Wechsel  der  Mitfjlieder  auso:esetztes  ist.  Dieses  Or- 
gan  ist  es,  welchem  der  Natur  der  Sache  nach  regelmässig 
die  gerichtliche  wie  die  aussergerichtliche  Vertretung  der  Ge- 
sellschaft zukömmt,  und  das,  weil  es  der  gesammten  Ge- 
schäftsführung derselben  vorgesetzt,  obwohl  es  den  Beschlüs- 
sen der  Generalversammlung  unterworfen,  als  Vorstand  des 
Vereins  bezeichnet  wird. 
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Indessen  sind  die  Organe  vieler  Actiengesellschaften  nicht 
auf  die  Generalversammlung  und  den  unter  sehr  verschiedenen 
Bezeichnungen  vorkommenden  Vorstand  beschränkt,  indem 
vielmehr  der  Organismus  der  einzelnen  Actienvereine  öfter 
ein  weit  complicirterer  ist. 

Namentlich  hat  bei  grösseren  Actiengesellschaften  die 
Unbeholfenheit  der  Generalversammlung,  die  Schwierigkeit 
und  Langwierigkeit  der  Berufung  einer  solchen,  zur  Aufstel- 
lung eines  weiteren  Organs  geführt,  welchem,  indem  es  eine 
Mittelstufe  zwischen  dieser  und  dem  Vorstande  bildet,  eine 
Reihe  der  derselben  an  sich  zukommenden  Attribute  über- 
wiesen worden  sind. 

A.    Die  Generalversammlung. 
§.  47. 

Begriff  der  Generalversammlung.  —  Die  Berechtigung  zur 
Theilnahme  an  derselben. 

Die  Generalversammlung  (Jassemblee  generale,  ge- 
neral  meeting)  ist  eine  Zusammenkunft  von  Actionären  einer 
Gesellschaft,  w^elche  in  dieser  ihrer  Eigenschaft  auf  gehörige 
Einberufung  an  einem  zum  Voraus  bestimmten  Orte,  zu  einer 
zum  Voraus  bestimmten  Zeit  zusammentreten. 

Die  Generalversammlung  ist  nicht  die  Gesammtheit  der 
Mitglieder  einer  gegebenen  Actiengesellschaft,  sondern  eine 
Zusammenkunft  von  Actionären,  deren  rechtliche  Bedeu- 
tuns:  durch  das  Ausbleiben  Einzelner,  die  zur  Theilnahme  an 
derselben  berechtigt,  nicht  gehindert  ist,  während  auch  nicht 
alle  Erschienenen  nothwendig  ein  Stimmrecht  haben.  — •  Ge- 
neralversammlung ist  aber  auch  keineswegs  jede  Zusammen- 
kunft der  Mitglieder  eines  Actienvereins ,  wenn  selbst  aller 
Mitglieder,  wie  solche  Versammlungen  nicht  selten  zur  Be- 
rathung  gemeinschaftlicher  mit  der  Betheiligung  bei  einem 
Actienunternehmen  zusammenhängender  Interessen  vorkom- 
men, sondern  nur  die  Zusammenkunft,  welche  auf  eine  ord- 
nungsmässige  Berufung  an  einem  zum  Voraus  bestimmten 
Orte,  zu  einer  voraus  bestimmten  Zeit  Statt  findet.  Die  Ge- 
neralversammlung ist  demnach  endlich  auch  nicht  die  Actien- 
gesellschaft selbst,  sondern  ein  Organ  dieser  letzteren,  als 
welches  sie  ausdrücklich  in  einer  Reihe  von  Statuten  bezeich- 
net wird ',   aus  welchem  Grunde  sie  denn  nicht  als  Principal 

1)  R.  Hermann,  der  Rechtscharacter  der  Actienvereine,  S.  49  fg. 
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im  Verhältnisse  zu  dem  mit  der  Führung  der  Vereinsgeschäfte 
Beauftragten  betrachtet  werden  kann^. 

In  Ansehuno-  nun  der  Befugniss  zur  Theilnahme  an  den 
Generalversammkingen  ist  zwischen  dem  Rechte  daselbst  zu 
erscheinen  und  der  Stimmberechtigung  in  denselben  zu  unter- 
scheiden. 

Das  Recht  in  den  Generalversammlungen  zu  erscheinen, 
deren  Verhandlungen  und  Beschlussfassungen  anzuwohnen, 
ja  Anträge  daselbst  zu  stellen,  steht  der  Regel  nach  allen, 
auch  den  nicht  stimmberechtigten  Actionären  zu  ^,  wenn  nicht 
die  Statuten  diesen  letzteren,  wie  z.  B.  Frauen*^  und  Besitzern 
von  Inhaberactien  ^  auch  den  Zutritt  zu  jenen  Versammlungen 
absprechen. 

Ebenso  hat  jeder  Actionär  im  Zweifel  ein  Stimmrecht  in 
den  Generalversammlungen  und  zwar  in  der  Art,  dass  er  da- 
selbst soviele  Stimmen  führt,  als  ihm  Actienrechte  zustehen, 
ein  Princip,  welches  in  der  Natur  der  Sache  begründet'',  und 
auch  durch  das  Allg.  deutsche Handelsgesetzb.  Art.  224. 
Abs.  2  ausdrücklich  in  den  Worten  anerkannt  worden: 

„Jede  Actie  gewährt  dem  Inhaber  eine  Stimme,  wenn 

„nicht  der  Gesellschafts-Vertrag  ein  Anderes  festsetzt"  ^ 
Manche  Landesgesetzgebungen  beschränken  jedoch  die  Zahl 
der  Stimmen,  die  ein  Actionär  in  den  Generalversammlungen 
zu  führen  berechtigt  sein  soll,  indem  sie  hierbei  freilich  wie- 
der verschiedene  Systeme  befolgen. 

Nach  den  Einen,  so  nach  dem  Zürcher  Civilgesetzb. 
(§.  1353  verb.  mit  §.  33),  soll  Niemand  daselbst  mehr  wie 
einen  Drittheil  sämmtlicher  Actien  repräsentiren  können,  wäh- 
rend nach  Anderen  ein  Actionär  nicht  mehr  wie  eine  bestimmte 
Zahl  von  Stimmen  in  seiner  Person  vereinigen  soll,  die  wie- 


2)  S.  p.  104undProtoc.  S.  1065. 

3)  Stat.  der  Berlin-Frankfurt.  Eisenb.-'G.,  §.  27;  Hess. 
Ludwigsbahn-G.,  §.  31;  Niedersächs.  Bank  in  Bückeburg, 
§.  24. 

4)  Stat.  der  Berlin-Frankfurt.  Eisenb.-G.,  §.  29;  Frank- 
furt. Bank,  Art.  57;    Frankf.  Hypothekenbank,  §.37. 

5)  Stat.  der  Darmstädter  Bank  fürHandel  undlndustrie, 
§.  32;  Darmstädter  Bank  für  Süddeutschland,  §.  32. 

6)  Gans,  Beiträge  zur  Revision  der  Preuss.  Gesetzg.,  Bd.  I.  Abth.  2. 
S.  186;  Pohls,  Actiengesellsch.,  S.  198;  Heise,  Handelsrecht,  S.  69; 
Beschorner,  Eisenbahnrecht,  S.  76. 

7)  S.  auch  dönEntw.  eines  bürgerl.  Gesetzbuchs  f.  das  K, 
Sachsen  (1852),  §.  1354, 
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der  entweder  absolut  oder  nach  einem  gegebenen  Verhältnisse 
festgesetzt  ist. 

In  jenem  Sinne  ordnen  die  Ungarischen  Gesetzes- 
Artikel  XVIII.  §.  60  an,  dass  in  den  Generalversammlungen 
jeder  Actionär  für  Eine  Actie  Eine  Stimme,  jedoch  nie  mehr 
wie  zehn  Stimmen  haben  solle. 

In  diesem  Sinne  bestimmt  das  Holland.  Handelsge- 
setz b.  Art.  54,  dass  kein  Actionär  mehr  wie  sechs  Stimmen 
führen  soll,  wenn  das  Gesellschaftscapital  in  hundert  oder 
mehr  Actien  eingetheilt,  und  mehr  wie  drei  Stimmen,  wenn 
weniger  Actien  vorhanden  ^. 

Nach  engl.  Rechte  endlich  hat,  freilich  nur  in  Erman- 
p-eluns:  anderweitioer  Anordnuno;  in  den  Associations-Ar- 
tikeln,  jeder  Actionär  füi'  je  eine  Actie  bis  zu  zehn  je  eine 
Stimme,  dann  für  je  fünf  Actien,  die  er  über  die  ersten  zehn 
hinaus  bis  zu  hundert  besitzt,  ebenfalls  je  eine  Stimme,  und 
für  je  zehn  Actien,  die  ihm  über  die  ersten  hundert  gehören, 
ebenfalls  je  eine  Stimme  ^. 

Verdienen  nun  derartige  allgemeine  gesetzliche  Vorschrif- 
ten, die  übrigens,  wie  aus  Vorstehendem  sich  ergiebt,  bald 
für  alle,  bald  nur  für  gewisse  Arten  von  Actiengesellschaften, 
insbesondere  diejenigen ,  bei  welchen  der  Gegenstand  des 
Unternehmens  in  Handelsgeschäften  besteht,  gegeben,  soferne 
sie  in  absolut  bindender  Weise  aufgestellt,  keine  Bilhgung, 
weil  der  Gesammtbetrag  des  Actiencapitals  und  die  Zahl  der 
Actien  bei  den  einzelnen  Gesellschaften  unendlich  verschie- 
den, und  auch  den  Missständen,  die  aus  einer  übergrossen 
Anhäufung  von  Actien  In  Einer  Hand  entspringen,  durch 
statutenmässige  Anordnungen  entgegengetreten  werden  kann^*^, 
so  kommen  in  der  That  auch  in  den  Statuten  die  verschieden- 
sten Beschränkungen  des  Stimmrechts  der  Actionäre  vor. 

Freilich  bezwecken  diese  statutenmässigen  Beschränkun- 
gen keineswegs  alle,  eine  zu  grosse  Anhäufung  von  Stimmen 
in  Einer  Hand  unmittelbar  zu  verhindern.  Indem  manche  viel- 
mehr den  Zweck  verfolgen,  einer  Umgehung  der  zuerst  er- 
wähnten Anordnungen  vorzubeugen,  oder  auch  Mitglieder,  die 


8)  S.  auch  den  Würtemberg.  Entwurf,  Art.  267;  Entw.  eines 
Handelsgesetzb.  f.  Deutschland  (von  der  durch  das  Reichsministe- 
rium der  Justiz  niedergesetzten  Commission),  Art.  97.  — 

9)  Actiengesellschafts- Acten,  1856,  1857;  Anhang,  Ver- 
•waltungsregulativ,  §.38  (bei  Güter  bock  a.  a.  O.  S.  29). 

10)  Motive  zumPreuss.  Entwürfe,  S.  93  i.  A. 
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bei  einem  zu  fassenden  Beschlüsse  unmittelbar  betheiligt  sind, 
von  einer  Einwirkung  auf  denselben  auszuschliessen,  AA-'ährend 
andere  endlich  in  einer  dem  Wesen  der  Actiengesellschaft 
nicht  entsprechenden  Weise  einzelne  Actionäre  mit  Rücksicht 
auf  deren  persönliche  Qualification  von  jedem  Stimmrechte 
ausschliessen. 

Zu  den  statutenmässigen  Beschränkungen  der  letztge- 
nannten Art  gehören  diejenigen,  welche  den  juristischen 
Personen  und  den  Frauen^'  oder  den  Actionären,  die  fal- 
lirt^-,  jedes  Stimmrecht  absprechen,  oder  dieses  vom  Lan- 
desindigenate  und  dem  Genüsse  der  bürgerlichen 
liechte^^  abhängig  machen;  —  Beschränkungen,  die  freilich 
nur  in  den  Statuten  solcher  Vereine,  welche  bloss  Namen- 
Actien  ausgeben,  sich  vorfinden  und  die  ihrer  Natur  nach  auf 
die  Besitzer  von  Inhaber-Actien  unanAvendbar. 

Wegen  ihrer  unmittelbaren  Betheiligung  bei  dem  zu  fas- 
senden Beschlüsse  sind  aber  öfter  die  Actionäre,  welche  Mit- 
glieder des  Vorstandes  oder  sonst  Beamte  der  Gesellschaft 
sind,  von  der  Ausübung  ihres  Stimmrechts  bei  Beschlüssen 
ausgeschlossen,  die  auf  die  Verwaltung  oder  Geschäftsfüh- 
rung Bezug  haben  *^,  oder  von  der  Theilnahme  an  Wahlen, 
welche  der  Generalversammlung  zukommen  ^^ 

Auch  ist  bei  Actienvereinen,  welche  Nominal-  und  In- 
haber-Actien ausgeben,  den  Besitzern  der  letzteren  vielfach 
jedes  Stimmrecht  in  den  Generalversammlungen  zu  dem 
Zwecke  abgesprochen,  um  einer  Umgehung  des  statutenmässi- 
gen Verbots  einer  zu  grossen  Anhäufung  von  Stimmrechten 
in  Einer  Hand  vorzubeugen  ^^. 

Besonders  häufig  sind  jedoch  die  statutenmässigen  Vor- 
schriften, welche  unmittelbar  einer  zu  o-rossen  Anhäufuno;  von 


11)  S tat.  der  Frankfurt.  Bank,  Art.  57;  der  K.  priv.  Actien-G. 
der  bayer.  Ostb.,  §.  14. 

12)  Stat.  der  Aachen-Münchener  Feuer-Versicherungs-G., 
§§.  9.32. 
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Stimmen  in  Einer  Hand  entgegenzutreten  bezwecken,  Vor- 
schriften, die  sich  freihch  wieder  in  sehr  verschiedener  Art 
vorfinden. 

Am  häufigsten  kömmt  wohl  die  Bestimmung  vor,  wo- 
nach kein  Actionär  mehr  wie  eine  bestimmte  Zahl  von  Stim- 
men, 5,  10,  15,  20,  24,  25,  40,  50,  60  in  der  Generalver- 
sammlung haben  soll'^,  —  eine  Anordnung,  von  welcher  bis- 
weilen eine  Ausnahme  zu  Gunsten  des  Staats,  dem  eine  grös- 
sere Anzahl  von  Stimmen  gestattet,  gemacht  ist  ^^. 

Die  Statuten,  welche  ein  solches  Maximum  der  Stimmen 
festsetzen,  befolgen  hierbei  jedoch  wieder  verschiedene  Sy- 
steme: 

Nach  den  Einen  nämlich  soll  zwar  jeder  Actionär  Eine 
Stimme  haben,  dagegen  die  Zahl  der  Stimmen  nur  mit  einer 
bestimmten  Zahl  von  Actien  sich  vermehren,  —  eine  Ver- 
mehrung, welche  entweder  in  gleichem  Verhältnisse  zur  Zahl 
der  Actien  geschehen   soll,   so  dass   z.  B.  mit   1 — 5  Actien 

1  Stimme,  —  mit  6 — 10  Actien  2  Stimmen,  mit  11 — 15  Ac- 
tien 3  Stimmen,  mit  16 — 20  Actien  4  Stimmen  u.  s.  w.  ver- 
bunden^^, oder  welche  in  ungleichem  Verhältnisse  vor  sich 
geht,   indem  z.  B.   1 — 4  Actien  1  Stimme,    5  — 10  Actien 

2  Stimmen,  11 — 20  Actien  3  Stimmen,  21— 35  Actien  4  Stim- 
men, 36 — 50  Actien  5  Stimmen,  51 — 75  Actien  6  Stimmen, 
76—100  Actien  7  Stimmen,  101—150  Actien  8  Stimmen, 
151 — 200  Actien  9  Stimmen,  201  und  mehr  Actien  9  Stim- 
men gewähren  sollen^*'. 

Nach  anderen  Statuten  soll  nur  der  Besitz  einer  bestimm- 
ten Anzahl  von   Actien  ein  Stimmrecht  in  der  General ver- 


17)  Stat.  der  Leipzig.  Bank,  §.68;  der  Hessisch.  Ludw.-Ei- 
senb.-G.,  §.  12;  der  Frankfurt.  Rückversicher.-G.,  Art.  29;  der 
Actien-G.  f.  Spinnerei  u.  Weberei  an  der  HohenMark,  Art.  30; 
derHeidelberg.  Ultramarin-Fabrik,  Art.22;  des  Lugauer  Stein- 
kohlen-Abbau- Vereins  Westphalia,§.  15;  desBrackeler  Berg- 
werk-Vereins,  §.  35;  des  Vereins  chemischer  Fabriken  in 
Mannheim,  §.  33;  —  Frankfurt.  Hypotheken-Bank,  §.  37. 

18)  Stat.   der  anonym.  Gesellsch.    der  vereinigten  Pach- 
tungen des  Kurhauses  und  der  Mineralquellen  zu  Homburg 
v.d.H.,§.  IL- 
IO) Stat.  der  Deutch.  Versicher.-G.  in  Dresden,  §.52;  der 

Aach. -München.  Feuer-Versicherungs-Gesellsch.,  §.32. 

20)  Stat.  der  Leipziger  Bank,  §.  68;  der  Thüringer  Bank, 
§.53. 
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Sammlung  geben,  so  derjenige  von  2  Actien^^,  von  drei-^, 
vier^^  fünf-'^  sechs -^  acht-*^  oder  zwanzig  Actien-^. 

Wo  aber  das  einfache  Stimmrecht  an  eine  bestimmte 
Zahl  von  Actien  geknüpft  ist,  ist  in  Ermangelung  anderwei- 
tiger Anordnung  der  Statuten  und  innerhalb  des  von  densel- 
ben  festgesetzten  Maximums  der  Stimmen  anzunehmen,  dass 
der  einzelne  Actionar  so  viele  Stimmen  hat,  als  er  die  Ac- 
tienzahl,  mit  welcher  Eine  Stimme  verbunden,  in  mehrfacher 
Zahl  besitzt,  also  so  viele  Stimmen,  als  er  zwei  oder  drei  oder 
vier  oder  fünf  u.  s.  w.  Actien  mehrfach  hat  -^. 

Doch  kömmt  auch  hier  eine  Vermehrung  der  Zahl  der 
Stimmen  in  ungleichem  Verhältnisse  zur  Zahl  der  Actien  vor, 
indem  z.  B.  mit  20  Actien  1  Stimme,  mit  50  Actien  2  Stim- 
men, mit  100  Actien  3  Stimmen,  mit  200  Actien  4  Stimmen, 
mit  400  Actien  5  Stimmen  u.  s.  w.  verbunden  sein  sollen  -^. 
Indessen  ist  mit  der  Andeutung  dieser  Hauptsysteme  die  un- 
endliche Mannio-faltio-keit  der  in  Ansehuno;  des  Stimmrechts 
in  den  Generalversammlungen  durch  die  Statuten  getroffe- 
nen Anordnungen  nichts  weniger  wie  in  erschöpfender  Weise 
bezeichnet. 

Als  anderweitige  Modalitäten  kommen  nämlich  folgende 
Bestimmungen  vor: 

Jeder  Actionar  soll  stimmberechtigt  sein,  keiner  aber, 
welches  auch  die  Zahl  seiner  Actien  sein  möge,  mehr  wie 
Eine  Stimme  haben  ^*^;  oder  es  ist  das  Stimmrecht  in  den 


21)  Stat.  der  Actien- G.  f.  Spinnerei  u.  Weberei  a.  d.  Hohen 
Mark,  Art.  30. 

22)  Stat.  der  Heidelberg.  Ultramarin-Fabrik,  Art.  22;  der 
Gesellsch.  f.  Spinnerei  u.  Weberei  Offenburg,  §.  19;  der  Mon- 
tania,  §.  19. 

23)  Stat.  der  Frank  fürt.  Hypothekenbank,  §.  37.— 

24)  Stat.  der  Frankfurt.  Ilückversicher.-G.,  Art,  29;  des 
Brackel.  Bergwerk-Vereins,  §.  30. 

25)  Stat.  des  Lugauer  Kohlen-Abbau-Vereins  Westphalia, 
§.  15. 

26)  Stat.  derHessisch.Ludw.-Eisenb.-G.,  §.  12. 

27)  Stat.  der  Darmstädt.  Bank  f.  Handel  u.  Industrie,  §.  36; 
der  Darm  st  ädt.  Bank  f.  Süd  deutsch  land,§.  3G;  des  Kurhauses  in 
Homburg,  §.  11.  — 

28)  Stat.  der  Hessisch.  Ludw.-Eisenb.-G.,  §.  12;  des  Lu- 
gauer Steinkohlen-Abbau-Vereins  Westphalia,  §.  16;  des  Kur- 
hausesin  Homburg,  §.  11.  — 

29)  Stat.  der  O es terr.  Credit anstalt,§.  24. 

30)  .Stat.  de  la  hanque  cantonule  Vaudoise,  Art.  02. 
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Generalversammlungen  an  den  Besitz  einer  bestimmten  An- 
zahl, wie  z.  B.  von  40  Actien,  geknüpft,  während  ein  Gesell- 
schaftsmitglied nie  mehr  wie  Eine  Stimme  für  sich  führen 
kann  ^' ;  oder  es  werden  die  Generalversammlungen  durch  die 
höchst  Betheiligten  gebildet,  wie  z.  B.  durch  die  Zweihundert 
stärksten  Actionäre,  deren  Verzeichniss  eine  gewisse  Zeit  vor 
der  Einberufung  der  Versammlung  festzustellen  ist^-. 

Andere  Statuten  endlich  statuiren  eine  Verschiedenheit 
der  Stimmberechtigung  je  nach  der  Verschiedenheit  der  Ac- 
tien, indem  sie  insbesondere  die  Inhaber  der  au  porteur  Ac- 
tien in  einem  geringeren  Masse  wie  diejenigen  von  Namen- 
Actien  als  stimmberechtigt  anerkennend^,  oder  mit  jeder 
Stamm- Actie  Eine  Stimme  verbinden,  während  nur  fünf 
Prioritäts- Actien  ein  solches  Stimmrecht  gewähren  sollen^*. 

Indem  aber  von  der  Legitimation  der  Actionäre  zum 
Zwecke  der  Theilnahme  an  den  Generalversammlungen  früher 
gesprochen  worden  (S.  §.  43),  bedarf  im  Weitern  die  Frage 
der  Erörterung,  ob  und  inwieferne  die  stimmberechtigten  Mit- 
glieder eines  Actienvereins  ihr  Stimmrecht  durch  Vertreter 
ausüben  lassen  können. 

Dass  eine  Stellvertretunof  hier  nicht  o^anz  auso-eschlossen 
sein  kann,  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  da  nämlich  eine 
solche  zu  Gunsten  solcher  Actionäre  zulässig  sein  muss, 
welche,  wie  juristische  Personen  und  Personen,  die  unter 
Vormundschaft  stehen,  nur  durch  nothwendige  Vertreter  han- 
deln können. 

In  diesem  Sinne  erklären  denn  manche  Statuten,  dass 
Körperschaften  durch  einen  ihrer  Vorstände,  Minderjährige 
durch  ihre  Vormünder  in  der  Generalversammlung  vertreten 
werden  ^'^. 

Ebenso  muss  aber  eine  Stellvertretung  in  Ansehung  der 
Handelsgesellschaften,  Collectiv-  und  Commanditgesellschaf- 


31)  Stat.  derCarl-Ludwig-Bahng.  §§.  22.  29;  der  Versiche- 
rungs-G.  Agrippina  in  Cöln,  §.  30;  der Rheinschiffahrts-Asse- 
curanz-G.  in  Mainz,  Art.  32. 

32)  Slat.  de  la  societe  generale  du  credit  mohiUer,  Art.  43;  du  Credit 
foncier  de  France,  Art.  38. 

33)  Stat.  des  deutsch.  Phönix,  §.  38  verb.  mit  §.  12. 

34)  Stat.  der  Zuckerfabrik  Heilbronn,  §.  15. — 

35)  Stat.  der  Oesterr,  Creditanstalt,  §.  26;  der  Weimar. 
Eank,  §.  54;  der  Thüring.  Bank,  §.  54;  der  Mitteldeutsch.  Cre- 
ditbank  in  Meiningen,  §.  39;  der  Heidelberg.  Ultramarin- 
i'abrik,  Art.  22;  der  Spinnerei  u.  Weberei  Offenburg,  §.  22.  — 
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ten,  zulässig  sein,  welche  unter  ihrer  Firma  Actienrechte  er- 
worben haben  ^^. 

Ist  aber  die  Statthaftigkeit  einer  Vertretung  solcher  Per- 
sonen und  Gesellschaften  überall  anzunehmen,  wo  jene  nicht 
kraft  der  Statuten  eines  jeden  Stimmrechts  entbehren,  so  ist 
diese  Repräsentation,  abgesehen  von  einer  entgegengesetzten 
ausdrücklichen  Anordnung  ^^,  auch  nicht  der  statutenmässigen 
Beschränkung  unterworfen,  wonach  sonst  eine  Vertretung  der 
Actionäre  nur  durch  andere  Vereinsmitglieder  erlaubt,  indem 
vielmehr  die  juristische  Person  durch  ihren  Vorstand,  der  Be- 
vormundete durch  seinen  Vormund  ^^,  die  Handelsgesellschaft 
durch  ihren  Geschäftsführer  repräsentirt  wird,  mögen  nun 
diese  Vertreter  selbst  stimmberechtigte  Actionäre  sein  oder 
nicht.  —  Auch  findet  hier  ebensowenig;  die  anderweitise  in 
vielen  Statuten  vorkommende  Beschränkung  Anwendung,  wo- 
nach kein  Actionär  mehr  wie  eine  bestimmte  Zahl  von  Stim- 
men für  sich  und  in  Vertretung  Anderer  in  der  Generalver- 
sammlung zu  führen  berechtigt  sein  soll,  während  endlich  die 
Bestimmung  der  Gesetze  oder  Statuten,  kraft  welcher  ein 
Vorsteher  der  Gesellschaft  andere  Stimmen  wie  die  seinigen 
zu  vertreten  nicht  befugt,  auf  die  hier  in  Frage  stehenden  Re- 
präsentationsfälle keine  Anwendung  finden. 

In  diesem  Sinne  bestimmt  denn  das  Zürcher  Civilge- 
setzbuch  §.  1354: 

„Kein  Geschäftsführer  der  Actiengesellschaft  darf  in  der 
„Versammlung  der  Actionäre  andere  Stimmen  vertreten 
„als  diejenigen,  welche  ihm  selber  zugehören,  oder  deren 
„natürHcher  Vertreter  er  z.  B.  als  Vormund  seiner  Frau 
„oder  Kinder  ist." 
Indessen  ist  die  Zulässigkeit  einer  Repräsentation  bei  Aus- 
übung des  Stimmrechts  in  der  Generalversammlung  auf  die 
besprochenen  Fälle   nicht  beschränkt,    vielmehr  eine   solche 
allgemeinen  Grundsätzen  zufolge  für  schlechtweg  statthaft  zu 
erachten^'',  und  zwar  nicht  allein  durch  MitgHeder  oder  stimm- 
berechtigte Mitglieder  der  Gesellschaft,   soferne  nicht  in  der 


36)  Stat.  der  Oesterr.  Creditanstalt,  §.  26. 

37)  Stat.  der  k.  k.  priv.  Donau  -  Dampfschiffahrts  -  Gesell- 
schaft, §.  19. 

38)  Englische  Actiengesellschaftsacten    1856,    1857,    An- 
hang: Verwaltungsregulativ,  §.  39. 

39)  Engl.  Actiengesellschafts-A.  1856,  1857,  Anhang:  Ver- 
■waltung8regulativ,§.42. 
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einen  oder  anderen  Beziehungen  statutenmässige  Beschrän- 
kuno;en  vorkommen. 

In  dieser  Hinsicht  ist  nicht  allein  durch  einzelne  Statu- 
ten persönliches  Abgeben  der  Stimmen  durch  die  Actionäre 
erfordert'^*',  oder  eine  freiwillige  Stellvertretung  nur  bei  aus- 
wärts wohnenden  Vereinsmitgliedern  gestattet  ^^,  sondern  häu- 
fiirer  die  Anordnuno;  o;etrofFen,  dass  sich  die  stimmberechtig- 
ten  Actionäre  nur  durch  Actionäre  ^- ,  oder  durch  Actionäre, 
welche  in  dem  Bezirke,  in  welchem  die  Gesellschaft  ihren 
Sitz  hat,  wohnhaft  ^^  oder  durch  stimmberechtigte  Vereins- 
mitglieder vertreten  lassen  können '^^  Doch  finden  sich  hier 
nicht  selten  Ausnahmen  zu  Gunsten  der  Ehefrauen,  welche 
sich  ohne  weiteres  durch  ihre  Ehemänner'*^  oder  durch  Ehe- 
mann, Sohn  oder  Bruder  ^"^  in  den  Generalversammlungen 
sollen  repräsentiren  lassen  können,  so  wie  zu  Gunsten  von 
Handlungsfirmen,  denen  es  gestattet,  sich  durch  einen  Pro- 
curaträger  vertreten  zu  lassen''^. 

Dao^esren  findet  sich  vielfach  die  weitere  statutenmässige 
Beschränkung,  wonach  bei  der  freiwilligen  Stellvertretung 
eines  Actionärs  durch  einen  anderen  Letzterer  nie  mehr  wie 
eine  bestimmte  Anzahl  Stimmen,   sei  es  eigener,  sei  es  von 


40)  Stat.  derK.  Ferdinands  Nordbahn,  §,  39. 

41)  Pohls,  Actieng.,  S.  20.5. 

42)  So  das  engl.  Verwaltungsregulativ  (od.  subsidiäre  Normal- 
statut) f.  Actiengesellsch.,  §.  43.  —  Stat.  der  Berlin-Frankfurt. 
Eisenb.-G.,  §.  29;  der  Spinnerei  u.  Weberei  Offenburg,  §.  22; 
der  Actiengesellsch.  der  Papierfabrik  Worblauf  en  bei  Bern, 
§.  28. 

43)  Stat.  der  Aachen.  Münchener  Feuerversicherungs-G., 
§.  32. 

44)  Stat.  der  Frankfurt.  Rückversicher.-G.,  Art.  29;  der 
Darmstädt.  Bank  f.  Süddeutschland,  §.  34;  der  Oesterr.  Cre- 
ditanstalt,  §.26;  der  Wiener  Ersten  Immobilien-G.  §.  23;  der 
Carl-Ludw.-Bahn-G.,  §.  22;  der  Weimar.  Bank,  §.  54;  der  Ac- 
tieng. f.  Spinnerei  u.  Weberei  an  der  Hohen  Mark,  Art.  28; 
des  Lugauer  Steinkohlen-Abbau-Vereins  Westphalia,  §.  16; 
des  Brack elerBergwerkvereins,§.  32. 

45)  Stat.  der  Oesterr.  Creditanstalt,  §.  26;  der  Weimar. 
Bank,  §.54;  der  Thüring.  Bank,  §.54;  der  Mitteldeutsch.  Cre- 
ditbank  in  Meiningen,  §.  39;  der  Cölnischen  Privatbank, 
§.  40. 

46)  Stat.  der  Heidelberg.  Ultramarin-Fabrik,  Art.  22. 

47)  Stat.  der  Mitteldeutsch.  Creditbank  in  Meiningen,  §. 
39;  der  Cölnisch.  Privatbank,  §.  40;  des  Brackeler  Bergwerk- 
Vereins,  §.  32;  der  Spinner  ei  u.  Weberei  Offen  bürg,  §.  22.  — 


§.  47.   Begriff  der  Generalversammlung  etc.  415 

einem  oder  mehreren  Mitactionären  aufgetragener,  haben 
kann^^,  oder  auch,  ausser  den  ihm  selbst  angehörigen,  nicht 
mein-  wie  eine  bestimmte  Anzahl  Stimmen  in  Vollmacht  zu 
führen  befugt  sein  solH^. 

Dass  übrigens  derjenige,  welcher  als  Repräsentant  eines 
stimmberechtigten  Actionärs  an  einer  Generalversammlung 
Theil  nehmen  will,  sich  in  jener  Eigenschaft  legitimiren  muss, 
versteht  sich  von  selbst. 

Bei  Inhaber-Actien,  falls  mit  den  durch  dieselben  reprä- 
sentirten  Actienrechten  eine  Stimmberechtigung  verbunden, 
geschieht  diese  Legitimation  durch  Vorlage  des  Actienschei- 
nes,  sei  es  beim  Eintritte  in  die  Versammlung,  sei  es  eine  ge- 
wisse Zeit  vorher  zum  Zwecke  des  Empfangs  einer  Einlass- 
karte. —  Diese  Präsentation  ist  nothwendig,  und  an  sich 
genügend  ^°,  wenn  auch  aus  dem  Papiere  nicht  ersichtlich, 
ob  dessen  Besitzer  an  der  Generalversammlung  kraft  eio:enen 
oder  fremden  Rechts  sich  betheiligen  will.  Wo  jedoch  der 
Actionär  als  solcher  nur  eine  bestimmte  Zahl  von  Stimmen 
daselbst  zu  führen  berechtigt  ist,  während  er  als  Bevollmäch- 
tigter Anderer  eine  weitere  Anzahl  Stimmen  geltend  machen 
kann,  da  muss  zu  diesem  letzteren  Zwecke  der  Inhaber  einer 
Mehrzahl  von  au  porteur  lautenden  Actienbriefen  bescheini- 
gen, dass  und  welche  derselben  er  in  Vollmacht  hat  ^^ 

Bei  Namen-Actien  genügt  an  sich  die  Vorlage  der  Ac- 
tienscheine  nicht,  um  sich  als  Vertreter  eines  Actionärs  zu 
legitimiren,  so  wie  jene  andererseits  hierzu  nicht  nöthig  ist. 
Vielmehr  ist  die  Beibringung  des  Verhältnisses  erfordert, 
welches  zur  Repräsentation  des  im  Actienbuche  als  Actionär 
Vermerkten  berechtigt,  wie  eines  Tutorium's  oder  Curatorium's, 
einer  Anstellungs-  oder  Vollmachtsurkunde,  von  deren  Aecht- 
heit  sich  zu  vergewissern  der  Gesellschaft  obliegt. 

In  diesem  Sinne  verlangt  denn  das  englische  Verwal- 
tungsregulativ §.  42,  dass  der  (freiwillige)  Stellvertreter  in 


48)  Stat.  der  Frankfurt.  Rückversicher.-G.,  Art.  29;  der 
Oesterr.  Creditanstalt,  §.  24;  der  WienerErstenImmobilieng. 
§.  23. 

49)  Stat.  derFrankfurt.  Bank,  Art.  61;  derDarmstädt.  Bank 
für  Süddeutschland,  §.  36;  der  Carl-Ludw.-Bahn,  §.  29;  der 
Actiengesellsch.  für  Spinnerei  u.  Weberei  an  der  Hohen  Mark, 
Art.  30. 

50)  Stat.  derdeutsch.  Versicher. -G.  in  Dresden,  §.  51. 

51)  Stat.  des  LugauerKohlen-Abbau -Vereins Westphalia, 
§§. 15. 16, 
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einer  schriftlichen,  vom  Besteller  unterschriebenen,  und  falls 
dieser  eine  Korporation  ist,  mit  deren  Gemeinsiegel  untersie- 
gelten Urkunde  ernannt  werde;  in  dem  nämlichen  Sinne 
fordern  manche  Statuten  Seitens  desjenigen,  welcher  einen 
stimmberechtigten  Actionär  in  der  Generalversammluno-  ver- 
treten  will,  die  Beibringung  einer  öffentlich  beglaubigten  Voll- 
macht^-, während  andere  auch  hier  die  Legitimation  erleich- 
tern und  selbst  bei  Naraen-Actien  die  Vorweisung  der  Actien- 
docuraente  der  Vorlage  einer  Procura  für  die  Vertretung 
ofleichachten  ^^. 

Die  statutenmässlgen  Bestimmungen,  wonach  Niemand  in 
den  Generalversammlungen  mehr  wie  eine  bestimmte  Zahl 
von  Stimmen  zu  führen  berechtigt  sein  soll,  können  nun  al- 
lerdings leicht  dadurch  umgangen  werden,  dass  die  Besitzer 
einer  grösseren  Zahl  von  Actien  eine  Anzahl  derselben  vor 
der  Generalversammlung  an  andere  Personen,  welche  sie  über 
die  Art  und  Weise,  wie  dieselben  stimmen  sollen,  instruiren, 
zum  Scheine  abgeben. 

Eine  solche  Umgehung  jener  Beschränkungen  ist  insbe- 
sondere bei  Actienurkunden  erleichtert ,  die  au  porteur 
lauten,  indem  es  hierzu  nur  einer  Uebergabe  der  Pa- 
piere an  die  peronae  interpositae  bedarf;  sie  ist  jedoch  auch 
bei  Naraen-Actien  in  der  Art  möglich,  dass  dieselben  zum 
Scheine  abgetreten  werden  und  sich  die  neuen  Erwerber  vor 
der  Generalversammlung  in  das  Actienbuch  eintragen  las- 
sen,  während  nach  stattgehabter  Versammlung  eine  neue  Um- 
schreibung auf  den  Namen  der  Begeber  geschieht. 

Die  Statuten  der  einzelnen  Actienvereine  haben  nun 
sehr  verschiedene  Wege  eingeschlagen,  um  derartigen  Mani- 
pulationen vorzubeugen. 

Viele  derselben  machen  bei  Nominal- Actien  das  Stimm- 
recht davon  abhängio:,  dass  der  Actionär  mit  der  erforderli- 
chen  Zahl  von  Actienrechten  während  einer  wieder  verschie- 
den bestimmten  Zeit,  1  Monat,  6  Wochen,  3  oder  6  Monate, 
ununterbrochen  im  Actienbuche  eingetragen  gewesen '''^;  eine 
Bestimmung,  durch  welche  jedoch  der  Erbe  des  verstorbenen 


52)  Stat.  der  Berlin-Frankfurt.  Eisenb.-G.,  §.  29;  der  Wei- 
marisch. Bank,  §.  54;  der  Thüring.  Bank,  §.  54. 

53)  Stat.   der  Actieng.   der  Papierfabrik  Worblaufen  bei 
Bern,  §.28. 

54)  Stat.   der  Frankfurt.   Rückversicher.  -  G.,   Art.   29;    der 
Darmstädter  Bank  für  Süddeutschland,   §.  32;  der  k.  k.  priv. 
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Actionärs,  sobald  die  Zeit,  während  welcher  er  und  sein  Erb- 
lasser im  Actienbuche  eingetragen  gewesen,  den  statutenmässi- 
gen  erforderten  Zeitraum  umfasst,  von  der  Stimmberechtigung 
nicht  ausofcschlossen  wird. 

Andere  Statuten  untersagen  geradezu  jede  Umschrei- 
bung der  Nominal -Actien  im  Actienbuche  während  einer  be- 
stimmten  Zeit,  wie  z.  B.  der  letzten  acht  Tage,  vor  einer 
jeden  Generalversammlung  ^^ 

Bei  Inhaber -Actien  dagegen  wird  die  Umgehung  der 
Beschränkungen  hinsichtlich  des  Maximums  der  Stimmen, 
die  der  Einzelne  in  den  Generalversammlungen  soll  führen 
können,  theils  durch  die  früher  erwähnte  Ausschliessung  der 
betreffenden  Actionäre  von  jedem  Stimmrechte  verhindert, 
theils  nach  Massgabe  anderer  Statuten  durch  die  Anordnung 
erschwert,  wonach  jene  Papiere  eine  gewisse  Zeit  vor  jeder 
Generalversammlung,  10  oder  14  Tage,  4  Wochen,  bei  der 
Gesellschaft  hinterlegt  werden  müssen  °''. 

Indessen  geben  keineswegs  alle  Statuten  derartige  Vor- 
schriften, durch  welche  Schein-Abtretungen  von  Actien  zum 
Zwecke  der  Erlano-unoc  eines  statutenwidrigen  Einflusses  in 
der  Generalversammlung,  resp.  der  Verfügung  über  eine 
grössere  Zahl  von  Stimmen  als  der  einzelne  Actionär  daselbst 
zu  führen  berechtigt,  verhindert  oder  erschwert  werden  sollen, 
so  wie  auch  dahin  abzielende  Anordnungen  keineswegs  einem 
solchen  Missbrauche  genügend  entgegenzutreten  vermögen,  wie 
denn  insbesondere  die  vorgeschriebene  Hinterlegung  der  In- 
haber-Actien  eine  gewisse  Zeit  vor  jeder  Generalversammlung 
Scheinabtretungen  derselben  nicht  unmöglich  macht. 

Führt  nun  in  der  That  ein  Actionär  mittelst  personae 
interpositae  eine  grössere  Anzahl  von  Stimmen  in  der  Gene- 
ralversammlung als  ihm  statutenmässig  erlaubt,  so  kann  den 
Folgen  einer  solchen  frans  dadurch  begegnet  werden,  dass 
die  gerichtliche  Ungültigkeitserklärung  der  betreffenden  Be- 
schlüsse betrieben  wird,  eine  Erklärung,  die  der  einzelne 
Actionär  gegenüber  der  Actiengesellschaft  verlangen  kann, 
und  welche  auf  den  Beweis  jener  statutenwidrigen  Cumula- 

Donau-Dampfschiffahrts-G.,  §.  18;  der  Thü ring.  Bank,  §.  53;  des 
Brackeler  Bergwerk-Vereins,  §.  30;  der  Actieng.  f.  Spinnerei 
u.  Weberei  an  der  Hohen  Mark,  Art.  27. 

55)  Stat.  der  Rostocker  Bank,  §.  49. 

56)  Stat.  der  Oesterr.  Creditanst.,  §§.  24.  28;  der  Wiener 
Ersten  Immobilieng.,  §.  21.  —  Si>cieie  (jänerale  Suisse  de  menuixerie  et 
parqueterie,  Art.  41. 
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tion  von  Stimmen  so  wie  der  Thatsache,  dass  in  deren  Folge 
der  angefochtene  Beschluss  zu  Stande  gekommen,  auszuspre- 
chen sein  wird''^. 

Eine  besondere  Betrachtung  verlangt  jedoch  zum  Schlüsse 
noch  der  Fall,  dass  die  Actien  in  Actienantheile  zerlegt  sind. 

Unter  einer  solchen  Voraussetzung  nämlich  hat  jeden- 
falls derjenige,  welcher  zwei  halbe,  oder  vier  Viertel-,  oder 
fünf  Fünftel-Actien  besitzt ,  ein  Stimmrecht  in  der  General- 
versammlung, und  dies  natürlich  auch  nur  dann,  wenn  mit  einer 
vollen  Actie  ein  solches  Recht  verbunden.  Ist  dagegen  eine  ein- 
fache Stimme  durch  den  Besitz  mehrerer  Actien  bedingt,  so  gel- 
ten auch  hier  zwei  halbe  oder  vier  Viertel- Actien  für  eine  ganze  ^^. 

Vereinigt  aber  Jemand  in  seiner  Hand  nicht  so  viele 
Actienantheile  wie  zu  Einer  Stimme  nöthig,  also  nicht  zwei 
halbe  oder  vier  Viertelactien,  wo  mit  Einem  Actienrechte  eine 
Stimme  verknüpft,  oder  nicht  vier  halbe  oder  acht  Viertel- 
Actien,  wo  zwei  volle  Actien  eine  einfache  Stimme  gewähren, 
so  ist  derselbe  in  der  That  in  der  Generalversammlung  nicht 
stimmberechtigt.  Zwar  möchte  man  dies  bezweifeln  und  nach 
Analogie  der  Markgenossenschaften,  so  wie  der  Real-  und 
Nutzungsgemeinden  auch  bei  Actienvereinen  die  Inhaber  sol- 
cher Actienantheile  als  Mitglieder  der  Gesellschaft  mit  hal- 
ben-, Viertels-,  Achtels-Stimmen  betrachten;  eine  Auffassung, 
welche  auch  in  das  Zürcher  Civilgesetzbuch  überge- 
gangen, indem  dasselbe  (§.  1353  verb.  mit  §.  32)  den  Inha- 
bern von  Bruchtheilen  von  Actien  ein  der  Bruchzahl  entspre- 
chendes Stimmrecht  giebt.  Indessen  ist  eine  solche  Auffassung 
an  und  füi'  sich  nicht  begründet,  weil  das  Mitgliedschaftsrecht 
in  der  Actiengesellschaft  durch  die  Betheiligung  bei  deren 
Grundcapitale  mit  einem  vollen  Capitalantheile  bedingt  ist, 
und  demnach  nur  derjenige,  der  eine  volle  Actie  oder  die 
eine  solche  bildenden  Bruchtheile  besitzt,  als  Actionär  und 
stimmberechtigt  zu  betrachten  ist.  Dass  es  sich  so  verhält, 
ergiebt  sich  daraus,  dass  es  die  Actien  und  nicht  die  Actien- 
antheile sind,  welche  die  gleichen  oder  ungleichen  Einheiten 
bilden,  in  die  das  Stammcapital  zerlegt  und  deren  Gesammt- 


57)  Ungedr.  Rechtsgutachten  der  Heidelberg.  Juristenfa- 
cultät  V.  April  1861  in  Sachen  der  anonymen  Gesellschaft  der 
vereinigten  Pachtungen  in  Homburg.  — 

58)  Stat.  der  Providentia,  Frankfurt.  Versicherungs-G., 
§.  44;  des  deutsch.  Phönix,  §§.  12  u.38;  der  Zuckerfabrik  Heil- 
bronn, §.  15;  der  P  ar  qu  et  er  ie -Fabrik  von  Interlaken,  §.  13. — 
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zahl  die  Zahl  der  an  sich  untheilbaren  Mitgliedschaftsrechte 
bestimmt,  während  die  Actienantheile  ihrem  Wesen  nach  von 
den  Actien  verschieden  und  nicht  bloss  ungleiche,  kleinere 
Actien  sind,  dieselben  auch  lediglich  eine  verhältnissmässige 
Theilnahme  an  den  pecuniären  Vortheilen  der  Betheiligung 
beim  Actienunternehmen  ermöglichen  sollen  ^^. 

§.48. 

Die  Einberufung  der  Generalversammlungen. 

Die  Generalversammlung  der  Actionäre,  welche  mit  der 
vor  Eintritt  der  Perfection  des  Vereins  stattfindenden  consti- 
tuirenden  Versammlung  nicht  zu  verwechseln,  wird  der  Natur 
der  Sache  nach  regelmässig  durch  den  Vorstand  der  Ge- 
sellschaft einberufen  ^  Doch  kann  eine  solche  Einberufung 
auch  durch  den  Aufsichtsrath  (Verwaltungsrath)  ge- 
schehen, falls  ein  solcher  bestellt  ist-,  so  wie  durch  andere 
nach  den  Statuten  hierzu  berechtigte  Personen^,  innerhalb 
der  Gränzen,  für  welche  ihnen  diese  Befugniss  daselbst  ein- 
geräumt ist,  wie  z.  B.  durch  den  dem  Actienvereine  beige- 
gebenen Regierungscommlssär  schlechtweg*  oder  wenn  dessen 
bezüglicher  Antrag  vom  Vorstande  abgelehnt  worden^. 

Die  Generalversammlung  ist  vom  Vorstande  in  den  in 
den  Statuten  ausdrücklich  bestimmten  Fällen  zu  berufen, 
ausserdem,  wenn  das  Gesetz  die  Abhaltung  periodischer  Ver- 
sammlungen der  Actionäre  vorschreibt^,  oder  dies  im  Inter- 
esse der  Gesellschaft  erforderlich  erscheint. 


59)  S.  p.  73.  —  Beseler,  S)^stem  des  deutsch.  Privatrechts ,  Bd.  III. 
S.  307  not.  14  a.  E.— 

1)  AUg.  deutsch.  Handelsgesetzb.,  Art.  236;  ,,Die  General- 
„versammlung  der  Actionäre  wird  durch  den  Vorstand  berufen,  wenn  nicht 
„nach  dem  Gesellschaftsvertrage  auch  andere  Personen  dazu  befugt  sind." 
Kussisch.  Reglement  v.  183G,  Art.  43. 

2)  S.  §.  59.     Allg.  deutsch.  Ilandelsg.,  Art.  225  Abs.  3. 

3)  Allg.  deutsch.  Ilandelsg.,  Art.  236. 

4)  Stat.  derk.  k.  österr.  Donau-D ampf schiff ahrt-G.,  §.  16. 

5)  Stat.  der  Weimar.Bank,  §.  52. 

6)  Nach  dem  engl.  Verwaltungsregulativ  §.  23  ist,  in  Ermange- 
lung anderer  Bestimmung  durch  die  Associationsartikel,  eine  Generalver- 
sammlung an  dem  ersten  Montage  im  Februar  jeden  Jahres  abzuhalten; 
nach  dem  Bernischen  Gesetze  v.  J.  1860  Art.  24  soll  jährlich  min- 
destens eine  Generalversammlung  einberufen  werden.  Das  Nämliche  gilt 
nach  dem  Oesterr.  Vereinsgesetze  v.  1852  §.  12,  wenn  nicht  neben 
der  Direction  ein  Ausschuss  zur  Prüfung  der  Gebarung  der  Rechnungen 
u.  s.  w.  bestellt  ist. 

7)  Allg.  deutsch.  Handelsg.  Art.  237  Art.  1:  „Eine  Generalver- 

27*- 
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Letzteres  gilt  ebenso  vom  Aufsichtsrathe,  wo  ein  solcher 
bestellt  ist^ 

Auch  können  nach  manchen  Statuten  der  oder  die  Trä- 
ger einer  gewissen  Anzahl  von  Actienrechten  die  Einberufung 
einer  Generalversammlung  vom  Vorstande  verlangen,  in  wel- 
cher Hinsicht  jedoch  verschiedene  Systeme  vorkommen. 

Nach  einzelnen  Statuten  kann  eine  solche  Berufung  ohne 
weiteres  von  einer  bestimmten  Anzahl  stimmberechtigter  Ac- 
tionäre  gefordert  werden^,  nach  anderen  dagegen  nur  von 
einer  gewissen  Anzahl  von  Actionären,  welche  zusammen  eine 
gewisse  Zahl  von  Actienrechten  besitzen,  so  z.  B.  von  we- 
nigstens 30  Actionären  mit  wenigstens  150  Actien^'',  oder\ 
von  einem  Drittheile  der  Actionäre,  welche  zugleich  die  ab- 
solute Majorität  der  Actien  repräsentiren  ^^ ,  oder  von  zwan- 
zig Actionären,  welche  zusammen  den  dreissigsten  Theil  des 
Gesellschaftsfonds  vertreten  ^^.  Nach  einem  dritten  Systeme 
kömmt  es  endlich  hier  nur  auf  eine  gewisse  Anzahl  von  Ac- 
tienrechten, wie  ^/g  oder  Vs  aller  Actien,  an,  so  dass  auch  ein 
einziger  Actionär,  wenn  er  eine  solche  Zahl  in  seiner  Hand 
vereinigt,  die  Zusammenberufung  einer  Generalversammlung 
zu  fordern  im  Stande  ist  ^^. 

Indessen  ist  eine  solche  Befugniss,  durch  welche  den 
Actionären  legren  den  Vorstand  der  erforderliche  Schutz 
gewährt  und  die  Möglichkeit  gegeben  werden  soll,  Anträge 
zur  Beschlussnahme  der  Generalversammlung  zu  bringen  ^*, 
keineswegs  durch  alle  Statuten  eingeräumt  und  auch  inso- 
ferne  entbehrlich,  als  Gesellschaftsregel  oder  Gesetz  eine 
periodische,  wie  z.  B.  alljährliche,  Einberufung  der  General- 
versammlung vorschreiben,  wiewohl  eine  derartige  Anordnung 


,, Sammlung  der  Actionäre  ist,  ausser  den  im  Gesellschaftsvertrage  be- 
„stimmten  Fällen,  zu  berufen,  wenn  dies  im  Interesse  der  Gesellschaft 
„erforderlich  erscheint." 

8)  Allg.  deutsch.  Handelg.,  Art.  225  Abs.  3. 

9)  Stat.  derOesterr.  Creditanstalt,§.  25. 

10)Stat.  derLeipz.  Bank,§.  67;s.  auchdieStat.  desBracke- 
lerBergwerk-Vereins,§.  31. 

11)  Stat.  der  Heidelberg  Ultramarin-Fabrik,  Art.  23. 

12)  Stat.  der  Graz-Köflacher  Eisenbahn-  u.  Berg-bau-G., 
§.  42. 

13)  Stat.  der  deutsch.  Versicherungsg.  in  Dresden,  §.49; 
des  Lugauer  Steinkohlen-Abbau-Vereins  Westphalia,  §.  17; 
derMontania,  §.  24. 

14)  Motive  zum  Preu SS,  Entwürfe,  S.  94  flg. 
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allerdings  nicht  ein  rasches  Einschreiten  gegen  den  Vorstand, 
so  wie  übei'haupt  eine  unverzögerte  Stellung  von  Anträgen 
im  Interesse  der  Gesellschaft  ermöglicht. 

Aus  diesem  Grunde  bestimmt  denn  das  englische  Recht, 
ungeachtet  es  die  Abhaltung  einer  periodischen  alljährlichen 
Generalversammlung  vorschreibt,  dass  die  DIrectoren  auf  den 
Antrag  einer  Anzahl  von  Actiouären,  die  zusammen  nicht 
weniger  als  ein  Fünftel  der  Gesellschafts-Actien  besitzen, 
eine  Generalversanmilung  einzuberufen  verbunden  sind  ^^. 

In  ähnlicher  Weise  hat  aber  auch  das  Aller,  deutsche 
Handelsgesetzbuch  Art.  237  Abs.  2  das  Recht  der  Ac- 
tionäre ,  die  eine  gewisse  Zahl  von  Actienrechten  in  ihrer 
Hand  vereinigen,  die  Zusammenberufung  einer  Generalver- 
sammlung zu  fordern,  mit  der  Massgabe  zur  allgemeinen 
Regel  erhoben,  dass  diese  Befugniss  mit  einer  Anzahl  von 
Actien,  welche  zusammen  den  zehnten  Theil  des  Grundcapi- 
tals  darstellen,  verbunden  und  von  Einem  oder  mehreren  Ac- 
tionären,  welche  diese  Actienzahl  besitzen,  soll  ausgeübt  wer- 
den können  ^^. 

Indessen  ist  durch  diese  Bestimmung  die  Möglichkeit 
nicht  ausgeschlossen,  dass  die  Statuten  eines  Actienvereins 
das  Recht,  die  Berufung  einer  Generalversammlung  zu  ver- 
langen, an  den  Besitz  eines  grösseren  oder  geringeren  An- 
theils  am  Grundcapitale  knüpfen  ^^,  oder  jene  Befugniss  nur 
einer  bestimmten  Anzahl  von  Actionären  mit  einer  bestimmten 
Zahl  von  Actien  gewähren,  da  in  einer  solchen  Anordnung 
nur  eine  an  sich  statthafte  Beschränkung  der  Thellnahme  des 
einzelnen  Actionärs  an  der  Verwaltung  liegt. 

Ja  es  dürfte  sogar  eine  statutenmässige  Ausschliessung 
des  Rechts  der  Inhaber  einer  gewissen  Zahl  von  Actien,  die 


15)  Actiengesellschafts-Acten  1856,  1857,  Anh.,  Verwal- 
tungsregulativ, §.  25. 

16)  Allg.  deutsch.  Handelsgesetzbuch  Art.  237  Abs.  2:  „Die 
„Generalversammlung  muss  auch  dann  berufen  werden,  wenn  dies  ein 
„Actionär  oder  eine  Anzahl  von  Actionären,  deren  Actien  zusammen  den 
„zehnten  Theil  des  Grundcapitals  darsteilen,  in  einer  von  ihnen  unter- 
„zeichneten  Eingabe  unter  Angabe  des  Zweclies  und  der  Gründe  ver- 
„langen.  Ist  in  dem  Gesellschaftsvertrage  das  Kecht,  die  Berufung  einer 
„Generalversammlung  zu  verlangen,  an  den  Besitz  eines  grösseren  oder 
„geringeren  Antheils  am  Grundcapitale  geknüpft,  so  hat  es  hierbei  sein 
„Bewenden."  —  ProtocoUe,  S.  345. 

17)  Allg.  deutsch.  Handelsges,,  Art.  237  Abs.  2;  ProtocoUe, 
S.  4541;  4544. 
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Zusararaenberufung  einer  Generalversammlung  zu  fordern, 
wie  sie  nach  englischem  Rechte  mittelst  der  Associations- 
Artikel  möglich,  auch  nach  dem  Allg.  deutschen  Han- 
delsgesetzbuche  nicht  für  unzulässig  zu  erachten,  und  um 
desswillen  weder  die  nöthige  Staatsgenehmigung  zu  verwei- 
gern, noch  auch,  wo  diese  Genehmigung  nicht  erfordert,  die 
bezügliche  Bestimmung  als  nicht  beigeschrieben  zu  betrach- 
ten sein  ^^. 

Der  oder  die  Actionäre  aber,  welche  die  Zusammenbe- 
rufung einer  Generalversammlung  verlangen ,  haben  sich  über 
den  Besitz  einer  genügenden  Zahl  von  Actien  auszuweisen, 
was  bei  Inhaber- Actien  durch  die  Vorlage  der  Papiere,  bei 
Namen-Actien  mittelst  des  Actienbuches  geschieht. 

Sowohl  nach  englischem  Rechte  M'ie  nach  dem  Allg. 
deutsch.  Handelsgesetzbuche  muss  das  Gesuch  in  einer 
von  den  Antragstellern  unterzeichneten  schriftlichen  Eingabe 
geschehen,  in  welcher  Zweck  und  Gründe  der  verlangten  Be- 
rufung anzugeben  sind^^,  damit  der  Vorstand  die  Möglichkeit 
habe,  das  Nöthige  für  die  betreffende  Versammlung  vorzube- 
reiten, und  auch  bei  deren  Berufung  den  Gegenstand  der 
Verhandlungen  und  Beschlussfassungen  bekannt  zu  machen. 
Dagegen  ist  derselbe,  gleichgültig  ob  es  sich  um  eine  gegen 
ihn  zu  ergreifende  oder  um  eine  anderweitige  Massregel  han- 
delt, nicht  befugt,  die  von  den  Antragstellern  angegebenen 
Motive  in  dem  Sinne  zu  prüfen,  dass  er,  je  nachdem  er  sie 
für  stichhaltig  oder  unstichhaltig  halten  sollte,  dem  Antrage 
Statt  geben  oder  ihn  zurückweisen  könnte -'^. 

Während  jedoch  nach  englischem  Rechte  die  Direc- 
toren  verpflichtet  sind,  nach  Eingang  des  Antrages  sofort  eine 
Generalversammlung  zu  berufen-^,  ist  nach  dem  Allgem. 
deutsch.  Handelsgesetzb.  die  Zeit  der  Berufung,  in  Er- 
mangelung anderweitiger  statutenmässiger  Bestimmung,  in  das 
Ermessen  des  Vorstandes  gestellt. 

Sollte  dieser  aber  den  Antrag  ausdrücklich  ablehnen,  oder 
die  verlangte  Berufung  sich  über  Gebühr  in  die  Länge  ziehen. 


18)  Protocolle,S.4541. 

19)  Engl.  Actiengesellsch.-Acten  1856,  1857,  Anhang,  Ver- 
waltungsregulativ, §.  25.  26.  —  Allg.  deutsch.  Handelsges., 
Art.  237  Abs.  2. 

20)  ProtocoUe,  S.  345. 

21)  Engl.  Actiengesellsch.-Acten  185G,  1857,  Anh.,  Verwal- 
tungsregulativ, §.  27. 
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so  können  nach  engl.  Rechte  die  Antragsteller  oder  auch 
andere  Actionäre,  welche  die  erforderliche  Actienzahl  besitzen, 
die  Generalversammlung  auf  eigene  Hand  berufen,  und  zwar 
sobald  binnen  21  Tagen  vom  Datum  des  Antrages  die  Direc- 
toren  die  Berufung  nicht  veranlasst  haben  ^-.  Nach  dem  AI  lg. 
deutsch.  Handelso-esetzb.  steht  dag-egen  eine  solche  Be- 
fugniss  den  Actionären,  wenn  sie  ihnen  nicht  etwa  durch  die 
Statuten  eingeräumt,  nicht  zu,  und  können  sich  dieselben 
zweifellos  unter  den  bezeichneten  Voraussetzungen  an  den 
Aufsichtsrath  wenden,  falls  ein  solcher  bestellt,  so  haben  sie, 
wenn  es  an  einer  derartigen  Behörde  fehlen  oder  bei  derselben 
die  verlangte  Berufung  nicht  zu  erlangen  sein  sollte,  keinen 
anderen  Weg,  als  die  sonst  zusammentretende  Generalver- 
sammlung abzuwarten  und  daselbst  Abhülfe  und  Schutz  gegen 
weitere  Missbräuche  der  Amtsgewalt  des  Vorstandes  zu  er- 
wirken; insbesondere  dürfte,  abgesehen  von  anderweitiger 
landesgesetzlicher  Bestimmung,  die  Staatsgewalt  nicht  befugt 
sein,  an  Stelle  des  Vorstandes  eine  Generalversammlung  zu 
berufen  (s.  §.  18). 

Wie  aber  der  Vorstand  verpflichtet,  auf  Antrag  eines 
oder  mehrerer  Actionäre,  welche  eine  gewisse  Zahl  von  Ac- 
tien  besitzen,  eine  Generalversammlung  einzuberufen,  so  kann 

er  auch  durch  einen  Beschluss  der  Generalversammlung  dazu 

o 

verbunden  sein^^. 

Auch  ist,  wie  durch  einzelne  Gesetze,  so  auch  durch  die 
meisten  Statuten,  die  periodische,  in  der  Regel  jährliche  Ein- 
berufung einer  Generalversammlung  vorgeschrieben. 

Zu  jenen  Gesetzen  gehören  ausser  den  oben  (not.  6)  an- 
geführten auch  das  Allg.  deutsche  Handelsgetzb.,  nach 
welchem  spätestens  in  den  ersten  sechs  Monaten  jedes  Ge- 
sellschaftsjahres eine  Bilanz  des  vergangenen  Geschäftsjahres 
den  Actionären  vorzulegen,  während  die  Einsicht  und  Prü- 
fung der  Bilanz  von  der  Gesammtheit  der  Actionäre  in  der 
Generalversammlung  vorgenommen  wird  (Art.  239  verb.  mit 
Art.  224). 

Die  nach  Gesetz  oder  Statuten  einzuberufende  General- 
versammlung heisst  die  ordentliche,  regelmässige  oder 


22)  Engl.  Actiengesellsch.-Acten  1856,  1857,  Anh.,  Verwal- 
tungsregulativ, §.  27. 

23)  Arg.  Allg.  deutsch.  Handelsg.,  Art.  238. 
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jährliche,  wogegen  alle  übrigen  als  ausserordentliche 
oder  aussergewöhnliche  bezeichnet  werden. 

Die  Zeit  der  Einberufung  der  jährlichen  Generalversamna- 
lung  steht  innerhalb  der  betreffenden  Periode  insoferne  im 
Ermessen  des  Vorstandes ,  als  nicht  Gesetz  oder  Statuten 
etwas  anderes  bestimmen. 

Nach  eno-lischera  Rechte  ist  die  ordentliche  Generalver- 
Sammlung  an  dem  ersten  Montage  im  Februar  eines  jeden 
Jahres  abzuhalten  (s.  oben  not.  6);  nach  dem  Allg  deutsch. 
Handelsgesetzbuche  spätestens  in  den  ersten  sechs  Mona- 
ten eines  jeden  Geschäftsjahres  (Arg.  Art.  239).  Oefter  ord- 
nen jedoch  die  Statuten  an,  dass  jene  Versammlung  in  den 
ersten  drei  Monaten  eines  jeden  Jahres  ^^,  oder  im  März  oder 
April  ^'^  oder  im  April  '^'',  oder  spätestens  bis  Ende  Mai  ^'^, 
oder  Mitte  Juni  2^,  oder  im  Monat  August  ^^,  oder  Im  Sep- 
tember 3*^,  oder  October^S  oder  im  September  oder  October^^ 
Statt  haben  solle. 

Die  Berufung  der  Generalversammlungen  hat  aber  in  der 
durch  die  Statuten  bestimmten  Weise  zu  geschehen  ^^,  wäh- 
rend diese  nach  dem  Allg.  deutschen  Handelsgesetz- 
buche die  Form,  in  welcher  die  Zusammenberufung  der  Ac- 
tionäre  geschehen  soll,  bestimmen  müssen ■^^. 

Die  meisten  Statuten  ordnen  in  dieser  Hinsicht  an,  dass 
die  Generalversammlungen  mittelst  Bekanntmachung  in  den 
Öffentlichen  Blättern  zusammenberufen  werden  sollen,  wobei 
die  einen  eine  nähere  Bezeichnung  der  betreffenden  Blätter 
nicht  enthalten  ^•'^,  andere  eine  Veröffentlichung  mittelst  der 
Zeitungen,  welche  zur  Aufnahme  der  officiellen  Kundmachun- 


24)  Aachener  und  Münchener  Feuer-Versicherungs-Ge- 
sellsch.,  §.32. 

25)  Stat.  des  deutsch.  Phönix,  §.37. 

26)  Stat.  derBerner  Bau-Gesellsch. ,  §.15. 

27)  Stat.    der    Graz  -  Köflacher    Eisenb.-    u.    Bergbau-Ge- 
sellsch.,  §.42. 

28)  Stat.  der  deutsch.  Versicher. -Ges.  in  Dresden,  §.48. 

29)  Stat.  des  Lugauer  Steinkoblen-Abbau-Vereins  West- 
phalia,  §.  17. 

30)  Stat.  der  Thuringia,  §.26. 

31)  Stat.    der   Badischen    Wollenmanufactur    Mannheim, 
§.  36. 

32)  Stat.  der  Spinnerei  u.  Weberei  Offenburg,  §.18. — 

33)  Allg.  deutsch.  Handelsges.,  Art.  238  Abs.  1. 

34)  Allg.  deutsch.  Handelsges.,  Art.  209  no.  8  u.  Art.  249. 

35)  Stat.  der  Wiener  Ersten  Immobil.-Ges.,  §.25. 
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gen  an  dem  Orte,  woselbst  die  Gesellschaft  ihren  Sitz  hat,  dienen, 
verlangen  ^^,  andere  eine  solche  mittelst  der  Blätter  fordern, 
die  statutenmässig  als  Organe  des  Vereins  bezeichnet-"  oder 
ausdrücklich  zu  diesem  Zwecke  benannt  sind^*. 

Auch  verlangen  einzelne  Statuten  eine  mehrmalige,  zwei- 
oder  dreimalige  derartige  Bekanntmachung  ^'',  während  andere 
einer  solchen  Wiederholung  nicht  erwähnen. 

Andererseits  sind  nach  einzelnen  Statuten  solcher  Ver- 
eine, die  nur  Namen- Actien  ausgeben,  die  Generalversamm- 
lungen mittelst  Einladungs-Schreiben,  welche  recommandirt 
zur  Post  zu  bringen  oder  gegen  Empfangsbescheinigung  den 
Actionären  zuzustellen  sind,  zusammenzuberufen ^°. 

Meistens  setzen  übrigens  die  Statuten  ein  bestimmtes 
Zeitminimum  fest,  welches  zwischen  der  Einberufung  und 
dem  Tage  der  Generalversammlung  liegen  soll,  indem  sie  den 
nämlichen  Zeitraum,  14  Tage,  3  oder  4  Wochen,  für  alle 
Generalversammlungen  bestimmen  ^\  oder  eine  längere  Frist 
für  die  ordentlichen,  eine  kürzere  für  die  ausserordentlichen 
Versammlungen  anordnen  ^^. 

Wo  es  aber  an  einer  statutenmässigen  Zeitbestimmung 
fehlt  und  auch  die  einschlagende  Gesetzgebung,  wie  z.  B.  das 
englische  Recht,  nach  welchem  die  Einberufung  einer  Gene- 
ralv-ersammlung  wenigstens  sieben  Tage  vorher  geschehen 
soll'^^  eine  solche  nicht  giebt,  so  muss  die  Einladung  zeitig 
genug  geschehen,  damit  alle  Betheiligten  die  Möglichkeit  ha- 


36)  Stat.  der  k.  k.  priv.  Donau-Dampfschiff.-Ges.,  S.  21. 

37)  Stat.  der  Leipz.  Bank,  §.  70;  des  Lugauer  Steinkoh- 
len-Abbau-Vereins Westphalia,  §.  17;  der  Thuringia,  §.  26; 
derMontania,  §.25;  der  Graz-Köflacher  Eisenb.-  u.  Bergbau- 
Ges.,  §.43. 

38)  Stat.  der  Hess.  Ludw.-Eisenb.-Ges.,  §.29. 

39)  Stat.  der  deutsch.  Versieher.-Ges.  in  Dresden,  §.  50; 
derMontania,  §§.250.15. 

40)  Stat.  des  Vereins  chemischer  Fabriken  in  Mannheim, 
§.  30;  der  Baugesellsch.  in  Biel  (Schweiz),  Art.  24;  der  Societe 
Luisse  des  combustib/es  (Neuenburg),  Art.  26.  — 

41)  Stat.  der  Wiener  Erst.  Immobil.-Ges.,  §.  26;  der  k.  k. 
priv.  Donau-Dampfschiffahrts-Ges.,  §.  21;  der  Thuringia, 
§.  26;  der  Montania,  §.  25;  der  Hess.  Ludwigs-Eisenb.-Ges., 
§.29;    des  Vereins  chemischer  Fabriken  in  Mannheim,  §.30. 

42)  Stat.  der  Graz-Köflacher  Eisenb.-  u.  Bergbau-Ges., 
§.42.- 

43)  Engl.  Actiengesellsch. -Acten  1856,  1857,  Anh.,  Verwal- 
tungsregulativ,  §.28.  — 
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ben,   der  Versammlung  in  Person  oder  doch  durch  gehörig 
legitimirte  Stellvertreter  anzuwohnen*^. 

Enthalten  aber  die  Statuten,  —  was  freilich  nach  dem 
Allg.  deutschen  Handelsgesetzb.  nicht  der  Fall  sein  soll, 
in  Wirklichkeit  jedoch  vorkommen  kann,  —  keine  Bestim- 
mungen über  die  Form,  in  welcher  die  Actionäre  zusammen- 
zuberufen,  so  sind  die  Besitzer  von  Inhaber-Actien  mittelst 
Bekanntmachung  in  den  öffentlichen  Blättern,  und  zwar  in 
denjenigen,  in  welchen  die  von  der  Gesellschaft  ausgehenden 
Veröffentlichungen  statutenmässig  Statt  haben  sollen,  zu  den 
Generalversammlungen  einzuladen,  wogegen  eine  solche  Art 
der  Einladung  in  Ansehung  der  Namen- Actionäre,  wo  sie  nicht 
landesgesetzlich  anerkannt*^,  nach  Analogie  der  von  Edictal- 
ladungen  geltenden  Grundsätze*''  für  genügend  nicht  zu  er- 
achten, diese  vielmehr  speciell  mittelst  Einladungsschreiben 
oder  Circulare  zusammenzuberufen  sind*^. 

Dass  übrigens  die  Einladungen  zu  einer  Generalversamm- 
lung, in  welcher  Form  sie  auch  geschehen  mögen,  Tag  und 
Stunde  der  Zusammenkunft,  so  wie  den  Ort  und  die  Locali- 
tät,  woselbst  die  Versammlung  abgehalten  werden  soll,  be- 
zeichnen müssen,  versteht  sich  von  selbst.  Was  insbesondere 
den  Ort,  woselbst  die  Generalversammlungen  abzuhalten,  an- 
betrifft, so  ist  dies  der  Ort  des  Sitzes  der  Gesellschaft,  und 
eine  Zusammenberufung  an  einen  anderen  Ort  nur  insoferne 
statthaft,  als  die  Statuten  dies  vorgesehen  haben,  wie  dies  bis- 
weilen für  den  Fall  geschehen,  dass  der  Vorstand  es  für  zweck- 
mässig erachten  und  die  Staatsregierung  ihre  Zustimmung 
geben  sollte  *^ 

In  Ansehung  der  Frage  aber,  wie  es  sich  mit  der  Angabe 
des  Zweckes  der  Generalversammlung  verhält,  ob  und  inwie- 
ferne  die  Gegenstände,  über  welche  di£selbe  Beschlüsse  fassen 
soll,  bei  der  Berufung  bekannt  zu  machen,  enthalten  die  Sta- 
tuten sehr  verschiedene  Bestimmungen. 

Nach  den  Einen  sind  bei  der  Einberufung;  einer  General- 


44)  Pohls,  Actienges.,  S.  195;    Protocolle,  S.  1065;   Russisch. 
Reglement  vom  Jahre  1836,  Art.  42. 

45)  Russ.  Reglement  von  1836,  Art.  42. — 

46)  Clem.  1  de  judicns  (2.  1).  — 

47)  Pohls,  Actieng.,  S.  194;    JoUy  in  derZeitschr.  f.  deutsch» 
Recht,  Bd.  XI.  S.  409. — 

48)  Stat.    der  Thuringia,    Bergbau-    und  Hütten- Actien- 
Ges,,  §.26. 
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Versammlung  deren  Zweck  und  beziehungsweise  die  Gegen- 
stände der  Verhandlung  schlechtweg  bekannt  zu  machen^-'; 
nach  anderen  genügt  die  Anzeige  des  Ortes,  w'oselbst  das 
Programm  über  die  zu  verhandelnden  Gegenstände  eingesehen 
werden  kann  ^'\  Anderweitige  Statuten  unterscheiden  zwischen 
der  Einberufung  von  ordentlichen  und  derjenigen  von  ausser- 
ordentlichen Generalversammlungen,  indem  sie  für  jenen  Fall 
eine  allgemeine  Bezeichnung,  für  diesen  eine  genaue  An- 
gabe des  zu  Berathenden  fordern  ^^,  oder  zwar  eine  kurze  An- 
gabe der  Tagesordnung  auch  bei  Einladungen  zu  ausseror- 
dentlichen Versammlungen  für  cenügend  erklären,  dagefren 
den  Actionären  das  Kecht  geben,  auf  dem  Bureau  der  Ge- 
sellschaft die  schriftlichen  Vorlagen,  welche  daselbst  zur  Be- 
rathung  und  Beschlussfassung  kommen  sollen,  einzusehen''^', 
oder  indem  sie  endlich  nur  bei  der  Einberufuno;  ausserordent- 
lieber  Generalversammlungen  die  Angabe  der  zu  verliandeln- 
den  Objecto  verlangen  ^3.  Noch  andere  Statuten  schliesslich 
ordnen  die  Bezeichnung  des  Berathungs-Gegenstandes  bei  der 
Einladung  zu  Generalversammlungen  nur  für  den  Fall  an, 
dass  über  eine  Vermehrung  des  Actiencapitals,  eine  Abände- 
rung der  Gesellschaftsregel  oder  über  die  Auflösung  des  Ver- 
eins beschlossen  werden  soll'^"^. 

Wo  es  aber  an  statutenmässigen  Vorschriften  in  dieser 
Hinsicht  fehlt,  wird  man  in  Ermangelung  anderweitiger  ge- 
setzlicher Bestimmungen  anzunehmen  haben,  dass  der 
Zweck  der  Generalversammlung  bei  deren  Berufung  überall 
bekannt  zu  machen,  und  zwar  ohne  Unterscheidung  zwischen 
ausserordentlichen  und  ordentlichen- Versammlungen,  wo  nicht, 
was  diese  letzteren  anbetrifft,  deren  Verhandlungen  auf  die 
statutenmässig  daselbst  zu  machenden  Vorlagen  beschränkt 
bleiben  sollen,  in  welchem  Falle  es  genügt,  die  Zusammen- 
kunft bei  der  Einladung  als  die  regelmässige  zu  bezeichnen. 
Da  nämlich  einerseits  den  Actionären  nicht  zugemuthet  wer- 


49)  Stat.  der  Oesterr.   Creditanstalt,  §.25. 

50)  Stat.    der    k.    k.   privil.     österr.    D  onau-Dampfschiff.- 
Ges.,'§.  21. 

51)  Stat.  des  Lugauer  Steinkohlen-Abbau-Vereins  West- 
phalia,  §.  17. 

52)  Stat.  der  Montania,  §.25. 

53)  Stat.  der  deutsch.  Versicher.-Ges.   in  Dresden,   §.  50; 
des  Brackeler  Bergwerks- Vereins,  §.31. 

54)  Stat.  der  Zuckerfabrik  Heilbronn,  §.  13;     der  TheisS' 
Eisenb.-Ges.,  §.24;  der  Thüring.  Bank,  §.52." 
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den  kann,  bei  allen  Generalversammlungen  zu  erscheinen, 
andererseits  die  Beschlüsse  der  Anwesenden  die  Abwesenden 
binden  sollen,  so  muss  der  Zweck  der  Versammlung  bei  deren 
Berufung  überall  kundgegeben  werden,  wo  er  nicht  als  sämmt- 
lichen  Vereinsmitgliedern  bekannt  angenommen  werden  kann, 
weil  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  der  abwesende  Ac- 
tionär  den  Gegenstand  der  zu  fassenden  Beschlüsse  kannte 
oder  kennen  musste,  dessen  Unterwerfung  unter  die  Beschluss- 
fassungen der  Erschienenen  mit  Grund  zu  unterstellen  ist^^ 

In  diesem  Sinne  verlangen  denn  sowohl  das  Russische 
Reglement  vom  Jiihre  1836  (Art.  4-0»  wie  das  englische 
Normalstatut  die  Angabe  des  Zweckes,  zu  Avelchem  die 
Generalversammlung  abgehalten  werden  soll,  in  der  betreffen- 
den Einladung,  obwohl  letzteres  dessenungeachtet  den  einzel- 
nen Actionären  das  Recht  giebt,  Anträge  auch  über  andere 
als  die  in  der  Bekanntmachung  bezeichneten  Gegenstände  zur 
Beschlussfassung  zu  unterbreiten,  wenn  nur  der  Antrag  drei 
Tage  vorher  durch  Niederlegung  einer  Abschrift  desselben 
auf  dem  Geschäftsbüreau  der  Gesellschaft  angezeigt  worden 
ist^ß.  — 

Consequenter  dagegen  bestimmt  das  Allg.  deutsche 
Handelsgesetzbuch ^^  es  müsse  der  Zweck  der  General- 
versammlung jederzeit  bei  der  Berufung  bekannt  gemacht 
werden,  während  über  Gegenstände,  deren  Verhandlung  nicht 
in  dieser  Weise  angekündigt,  Beschlüsse  nicht  gefasst  Averden 
können,  mit  Ausnahme  des  Beschlusses  über  den  Antrag  auf 
Berufung  einer  ausserordentlichen  Versammlung. 

Abo-esehen  von  der  bereits  angedeuteten  Rücksicht  auf 
die  Abwesenden,  liegt  der  Grund  dieser  Vorschrift  darin,  dass 
es  im  höchsten  Grade  bedenkhch,  ohne  alle  Vorbereitung  des 
Vorstandes  und  der  Actionäre  Beschlussfassungen  über  An- 
träge zuzulassen,  welche  möglicher  Weise  in  den  wichtigsten 


55)  Pohls,  Actiengesellsch.,  S.  194.  195. — 

56)  Actiengesellsch. -Acten  1856,  1857,  Anh.,  Verwaltungs- 
regulativ, §§.28  —  30.— 

57)  Art.  238  Abs.  2  u.  3 :  „Der  Zweck  der  Generalversammlung  muss 
, jederzeit  bei  der  Berufung  bekannt  gemacht  werden,  lieber  Gegen- 
,, stände,  deren  Verhandlung  nicht  in  dieser  Weise  angekündigt  ist,  können 
,, Beschlüsse  nicht  gefasst  werden;  hiervon  ist  jedoch  der  Beschluss  über 

,den  in  einer  Generalversammlung  gestellten  Antrag  auf  Berufung  einer 
,, ausserordentlichen  Generalversammlung  ausgenommen.  Zur  Stellung 
..von  Anträgen  und  zu  Verhandlungen  ohne  Beschlussfassung  bedarf  es 
„der  Ankündigung  nicht." 
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Angelegenheiten  von  einzelnen  Mitgliedern,  ja  vielleicht  von 
solchen,  die  sich  im  Stillen  über  eine  Massregel  verabredet, 
gestellt  werden  ^^. 

Andererseits  hat  freilich  jene  Bestimmung  die  bedenk- 
liche Seite,  dass  sie  es  in  die  Hand  des  Vorstandes  oder  der 
sonstigen  Behörde  oder  Person,  welche  die  Generalversamm- 
lung beruft,  legt,  durch  Unterlassung  der  nöthigen  Bekannt- 
machungen Beschlüsse  über  diesen  oder  jenen  missliebigen 
Punct  zu  hindern.  Indessen  ist  geo-en  derartio:e  Intriffuen  die 
nöthige  Hülfe  dadurch  gewährt,  dass  es  zur  Stellung  von 
Anträgen  und  zu  Verhandlungen  ohne  Beschlussfassung  und 
daher  zur  Blosstelluno;  solcher  Manöver  einer  vorsfäno-io-en 
Ankündigung  nicht  bedarf  5^,  die  sogar  nicht  nöthig  ist,  um 
über  einen  Antrag  auf  Berufung  einer  ausserordentlichen  Ge- 
neralversammlung zu  beschliessen,  nöthigenfalls  Andere  wie 
den  Vorstand  mit  deren  Convocation  zu  betrauen  und  die 
hierbei  vorzunehmenden  Veröffentlichuno-en  zu  bestimmen. 

Indem  aber  durch  die  Vorschrift,  dass  jederzeit  bei  der 
Berufung  einer  Generalversammlung  deren  Zweck  bekannt  zu 
machen,  Vorsorge  gegen  Ueberstürzungen  bei  Beschlussfas- 
sungen im  Interesse  der  Actionäre  sowohl  wie  des  Publicums 
getroffen,  kann  diese  Anordnung  durch  die  Statuten  einer 
Actiengesellschaft  weder  ausgeschlossen ,  noch  beschränkt 
werden,  und  ist  auch  nach  Massgabe  des  AI  lg.  deutsch. 
Handelsgesetzb.  die  statutenmässige  Anordnung  für  unzu- 
lässig zu  erachten,  wonach  bei  der  Einladung  zu  einer  Gene- 
ralversammlung nur  der  Ort  anzuzeigen,  woselbst  das  Pro- 
gramm der  daselbst  zu  behandelnden  Gegenstände  eingesehen 
werden  kann,  da  bei  der  Berufung  der  Zweck  der  Versamm- 
luno;  bekannt  gemacht  werden  muss. 

§.49. 

DerVorsitz   in   den  Generalversammlungen;    die  ProtocoUi- 
rung  der  Beschlüsse. 

Der  Vorsitz  in  den  Generalversammlungen  kömmt  nach 
sehr  vielen  Statuten  dem  Vorsitzenden  des  Gesellschaftsvor- 
standes und  im  Verhinderungsfalle  dessen  Stellvertreter  zu '. 


58)  Protocolle,  S.  10G7.     —     59)  Protocolle,  S.  1068. 

1)  Stat.  der  Leipz.  Bank,  §.  71;  der  Berlin-Frankfurter 
Eisenbahn-G.,  §.  30;  der  Frankfurt.  Ilückversicher.-G.,  Art.  30; 
des  deutsch.  Phönix,  §40;  der  Frankfurt.  Hypotheken-Bank, 
§.38;    der  Rhein-Nahe-Eisenb.-G.,  §.  82;    des  Brackeler  Berg- 
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Nach  anderen  Statuten  wählt  die  ordentHche  Generalversamm- 
lung einen  Präsidenten  für  das  laufende  Jahr  -,  wogegen  noch 
andere  die  Anordnung  getroffen,  wonach  jede  Generalver- 
sammlung ihren  Vorsitzenden  zu  bestellen  hat^. 

Letzteres  muss  denn  auch  als  Regel  gelten^,  wo  es  an 
einer  dessfallsigen  Bestimmung  der  Statuten  fehlt,  und  auch 
das  einschlagende  Gesetz  für  einen  solchen  Fall  keine  Vor- 
sorge getroifen,  während  insbesondere  das  englische  Nor- 
malstatut dem  Vorsitzenden  der  Directoren- Versammlung 
den  Vorsitz  in  jeder  Versammlung  der  Gesellschaft  ertheilt, 
und  nur  für  den  Fall,  dass  ein  solcher  nicht  vorhanden  oder 
nicht  seo-enwärtio:,  die  Actionäre  einen  Präsidenten  aus  ihrer 
Mitte  wählen  lässt^. 

Die  entgegengesetzte  Meinung,  wonach  im  Zweifel  der 
Vorsitz  in  den  Generalversaramlungen  demjenigen  zusteht, 
dem  er  in  dem  Vorstande  zukömmt  *",  beziehungsweise  dem 
Vorsteher  der  Gesellschaft,  verdient  um  dess willen  keine  Bil- 
ligung, weil  derselbe  in  derThat  seiner  ganzen  Stellung  nach 
in  keiner  anderen  Beziehung  zur  Versammlung  der  Actionäre 
steht,  als  dass  er  diese  zu  eröffnen  und  die  AVahl  ihres  Prä- 
sidenten zu  leiten  hat''. 

Dass  aber  der  Vorsitzende  der  Generalversammlung  deren 
Verhandlungen  leitet,  versteht  sich  von  selbst,  wogegen  erst 
später  die  Frage  erörtert  werden  kann,  ob  und  inwieferne 
demselben  ein  entscheidendes  Votum  bei  den  AVahlen  und 
Beschlüssen  zusteht. 

Ueber  die  Verhandlungen  und  Besclilussfassungen  der 


werk -Vereins,  §.  34;  des  Lugau  er  Steinkohlen- Abbau- Vereins 
Westphalia,  §.18;  der  Hess.  Ludwigs-Eisenb.-G. ,  §.32;  der 
deutsch.  Versich. -Ges.  in  Dresden,  §.54;  der  Wiener  Ersten 
Immobilien-Ges.,  §.26. 

2)  Stat.  der  Aachener  und  Münchener  Feuer-Versiche- 
rungs.-G.,  §.32. 

3)  Stat.  der  Providentia,  Frankfurt.  Versicher. -G.,  §.  46; 
der  Actien-G.  für  Spinnerei  u.  Weberei  an  der  hohen  Mark, 
Art.  29;  des  Vereins  chemischer  Fabriken  in  Mannheim,  §.  35; 
der  Spinnerei  u.  Weberei  Offenburg,  §.24. 

4)  Gengier,  Lehrb.  des  pract.  deutsch.  Privatrechts,  S.  515. 

5)  Engl.  Actiengesellsch.-Acten  1856,  1857,  Anh.,  Verwal- 
tungsregulativ, §.34.35. — 

6)  Pohls,  Actiengesellsch. ,  S.  195. 

7)  Stat.  der  Providentia,  §.46;  der  Actien-Ges.  für  Spin- 
nerei u.  Weberei  an  der  hohen  Mark,  Art.  29. 
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Versammlung  ist  ein  Pi'otocoll  aufzunehmen,  in  Ansehung 
dessen  die  Statuten  sehr  verschiedene  Bestimmuns-en  ent- 
halten. 

Nach  den  einen  werden  die  Verhandlungen  mittelst  einer 
blossen  Privaturkunde  protocollirt,  welche  durch  einen 
von  der  Generalversammlung  selbst^,  oder  von  dem  Vor- 
sitzenden und  den  Scrutatoren  ^  oder  auch  von  jenem  allein 
ernannten  Schriftführer  ^'^ ,  oder  von  einem  Rechtsconsulenten 
der  Gesellschaft  ^^  aufgenommen  wird  und  vom  Vorsitzenden 
und  dem  oder  den  Schriftführern  ^^,  zugleich  oft  auch  von  den 
anwesenden  Mitgliedern  des  Vorstandes  ^^  oder  von  den 
Stimmenzählern  ^^  oder  von  einer  Anzahl  Actionäre^^  oder  auch 
von  allen  anwesenden  Vereinsmitgliedern  und  den  Stellver- 
tretern der  Abwesenden  ^^  zu  unterzeichnen  ist. 

Nach  anderen  Statuten  ist  das  mittelst  einer  Privatur- 
kunde aufgenommene  Protocoll  durch  eine  Anzahl  stimm- 
fähiger, nicht  zum  Vorstande  gehöriger  Actionäre,  welche 
die  Generalversammlung  zu  diesem  Zwecke  wählt,  zu  prü- 
fen und  mittelst  Unterschrift  zu  beglaubigen^^;  oder  muss 
das  Protocoll  in  ein  eigenes  Register  eingetragen  und  von 
der  Majorität  des  aus  dem  Präsidenten,  zwei  Stimmenzäh- 
lern und  dem  Secretär  bestehenden  Bureau's  unterzeichnet 
werden  ^^. 


8)  Stat.  der  Frankfurt.  Bank,  Art.  60;  der  Frankfurt,  Rück- 
vers ich  er. -G.,  Art.  30;  Frankfurt.  Hypothekenbank,  §.38;  Wie- 
ner Ersten  Immobilien- G.,  §.  26;  des  Vereins  chemischer 
Fabriken  in  Mannheim,  §.35;  der  Spinnerei  u.  Weberei  Offen- 
burg, §.  24. 

9)  Stat.  der  O  est  err.  Credit  an  stalt,  §.27. 

10)  Stat.  der  Th Urin g.  Bank,  §.  58;  der  Rhein-Nahe-Eisen- 
bahng.,  §.  33;  der  Carl-Ludw.-Bahng.,  §.27. 

?.l)  Stat.  der  Mitteldeutsch.  Creditbank  in  Meiningen, 
§.  40. 

12)  Stat.  der  Frankfurt.  Hypothekenbank,  §,42;  der  Bre- 
mer Export-G.,  Art.  34.  — 

13)  Stat.  derRhein-Nahe-Eisenb,-G.,  §,  33, 

14)  Stat,  der  Hessisch.  Ludw.-Eisenb.-G.,  §.  38;  der  Thü- 
ringer Bank,  §.  58. 

15)  Stat,  des  Lugauer  Steinkohlen-Abbau-Vereins  West- 
phalia,  §.  18, 

16)  Stat.  der  Aachen,  und  München.  Feuer-Versicher,-G., 
§.  32, 

17)  Stat.  der  Wiener  Ersten  Immobilien g.,§,  30, 

18)  Stat.  de  la  societe  generale  du  credil  inobilter,  Art,  54. 
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Genügt  demgemäss  nach  sehr  vielen  Statuten  die  Fest- 
stellung der  Verhandlungen  und  Beschlüsse  der  Versammlung 
durch  eine  Privaturkunde,  so  ordnen  dagegen  andere  an,  dass 
die  ProtocoUe  der  Generalversammlungen  durch  eine  Ge- 
richtsperson aufgenommen  und  von  dem  Vorsitzenden  und 
einigen  Actionären^'-^  oder  von  den  Mitgliedern  des  Vorstandes 
und  den  anwesenden  Actionären  ^'^  unterzeichnet  werden. 

An  die  Stelle  der  gerichtlichen  tritt  nach  anderen  Statu- 
ten eine  notarielle  Aufnahme  des  ProtocoUs,  welches  ausser- 
dem durch  den  Vorsitzenden,  die  Mitglieder  des  Vorstands 
oder  einige  derselben  so  wie  eine  Anzahl  Actionäre  zu  un- 
terschreiben ist^^;  wogegen  andererseits  gerichtliche  oder 
notarielle  Aufnahme 2-  oder  Abfassung  durch  einen  No- 
tar oder  ein  Mitglied  des  Verwaltungsraths  ver- 
langt ist  "^. 

Wo  es  aber  an  statutenmässigen  Vorschriften  über  die 
Form  der  Protocollirung  der  Verhandlungen  und  Beschlüsse 
der  Generalversammlung  mangelt,  genügt  an  und  für  sich 
der  Regel  nach  eine  Pi'ivatbeurkundung  derselben.  Freilich 
darf  hierbei  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden,  dass  eine 
solche  Urkunde  nichts  anderes  wie  ein  geschriebenes  Privat- 
zeugniss  enthält  und  demnach,  die  Aechtheit  der  Unterschrif- 
ten auch  vorausgesetzt,  nur  gegen  diejenigen  beweist,  welche 
sie  unterzeichnet  haben,  während  dieselbe  in  keinem  Falle 
den  in  der  Generalversammlung  ausgebliebenen  und  nicht  ver- 
tretenen Actionären  so  wie  dritten  Personen  entgegengesetzt 
werden  kann^^.  Vielmehr  hat  ein  derartiges  PrivatprotocoU, 
auch  wo  es  statutenmässig  durch  ein  Vorstandsmitglied  auf- 
genommen sein  sollte,  gegenüber  denen,  welche  es  nicht  un- 
terschrieben haben,  nur  die  Bedeutung,  dass  es  den  in  der 
Generalversammlung  Anwesenden,  welche  im  Streitfalle  zum 
gerichtlichen  Zeugnisse  vorgeladen  werden  können,  Anhalts- 
puncte  für  deren  Erinnerung  gewährt,  wo  nicht  die  Landes- 
gesetzgebung etwas  Anderes  anordnet,  wie  denn  insbesondere 
das  Bernische  Gesetz  v.  1860  Art.  28  die  eigenthümliche 


19)  Stat.  derBerlin-Frankfurt.  Eisenb.-G.,  §.  30. 

20)  Stat.  derThuringia,  §.  31. 

21)  Stat.    der    deutsch.  Versicherungsg.-G.    in  Dresden, 
§.54;  derMontania,  §.30. 

22)  Stat.  des  Brackeler  Bergwerk- Verein s,  §.  34. 

23)  Stat.  der  Heidelberg.  Ultramarin -Fabrik,  Art.  25. 

24)  ProtocoUe,  S.  331.— 
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Bestimmung  getroffen,  wonach  den  vom  Vorsitzer  und  Pro- 
tocoUführer  unterzeichneten  und  von  der  Generalversamm- 
lung, beziehungsweise  dem  Vorstande  genehmigten  Protocol- 
len  gleiche  Beweiskraft  wie  Handelsbüchern  zukommen  soll. 

Wenn  an  und  für  sich  eine  Privatbeurkundung  der  Be- 
schlüsse der  Generalversammlung  genügend,  so  verhält  es 
sich  dagegen  anders,  wo  nach  der  einschlagenden  Gesetz- 
gebung über  Errichtung  und  Inhalt  der  Statuten  eine  ge- 
richtliche oder  notarielle  Urkunde  aufgenommen  werden  muss 
(S.  p.  254  flg.),  und  der  Beschluss  der  Generalversammlung 
eine  Abänderung  der  statutenmässigen  Bestimmungen  oder 
die  Fortsetzung  der  Gesellschaft  über  die  durch  die  Statuten 
festgesetzte  Zeit  oder  endlich  deren  Auflösung  zum  Gegen- 
stande hat,  indem  in  einem  solchen  Falle  der  betreffende  Be- 
schluss in  der  nämlichen  Form  protocollirt  werden  muss, 
welche  für  die  Gesellschaftsregel  erfordert,  und  in  Ermange- 
lung einer  derartigen  Protocollirung  die  Errichtung  einer  be- 
sonderen gerichtlichen  oder  notariellen  Urkunde  über  den  Be- 
schluss und  dessen  Inhalt  nöthig  ist. 

In  diesem  Sinne  bestimmt  denn  das  Allg.  deutsche 
Handelsgesetzb.  Art.  214  Abs.  1: 

„Jeder  Beschluss  der  Generalversammlung,  welcher  die 

„Fortsetzung  der  Gesellschaft  oder  eine  Abänderung  der 

„Bestimmungen    des  Gesellschaftsvertrags  zum   Gegen- 

„ stände  hat,   bedarf  zu  seiner  Gültigkeit  der  notariellen 

„oder  gerichtlichen  Beurkundung  ..." 
während  Art.  242  zur  Auflösung  des  Actienvereins 

„einen  notariell  oder  gerichtlich  beurkundeten  Beschluss 

„der  Actionäre" 
erfordert  ^'^. 

Die  Beobachtung  der  nämlichen  Form  ist  aber  auch 
dann  nöthig,  wenn  eine  Abänderung  der  Statuten,  die  Fort- 
setzung oder  Auflösung  des  Vereins  durch  übereinstimmende 
Willenserklärung  der  Actionäre  statthaben  soll. 

Freilich  scheint  die  Anwendung  jener  Bestimmung  inso- 
ferne  Schwierigkeiten  darzubieten,  als,  wenigstens  nach  vielen 
Gesetzgebungen,  notarielle  und  gerichtliche  Urkunden  in  Ge- 
genwart aller  unmittelbar  bei  dem  zu  beurkundenden  Ge- 
schäfte betheiligten  Personen  aufgenommen  und  mit  deren 
Unterschriften  versehen  werden  müssen,  was  bei  einer  grösse- 


25)  Protocolle,  S.  331. 
Hcnaud,  Acticnciesellsch.  OQ 
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ren  Anzahl  von  Actionären  unthunlich  ist.  Indessen  kann 
diese  Schwierigkeit  nicht  allein  durch  eine  statutenmässio-e 
Anordnung,  wonach  die  betreffenden  Urkunden  nur  von  einer 
gewissen  Anzahl  Vereinsmitglieder  unterzeichnet  zu  werden 
brauchen,  beseitigt  werden,  sondern  muss,  abgesehen  hiervon, 
die  Form  eines  notariellen  oder  gerichtlichen  Protocolls  genü- 
gen ^^,  wogegen  da,  wo  eine  Statutenänderung  oder  die  Fort- 
setzung oder  Auflösung  der  Gesellschaft  durch  die  überein- 
stimmende Willenserklärung  der  Actionäre,  der  Abwesenden  wie 
der  Anwesenden,  beschlossen  wird,  entweder  mehrere  Urkun- 
den aufgenommen  oder  die  mehreren  Actionäre  sich,  falls  sie 
nicht  gegenwärtig,  bei  der  Aufnahme  Eines  Instruments  ver- 
treten lassen  müssen. 

Die  Protocolle  der  Generalversammlungen,  welche  nicht 
selten  durch  den  Druck  veröffentlicht  werden  ^^,  sind  übrigens 
selbstverständlich  im  Vereins-Archive  aufzubewahren.  Diese 
Aufbewahrung  muss,  soferne  es  sich  um  die  Protocolle  über 
Beschlüsse  handelt,  kraft  deren  die  Statuten  abgeändert  oder 
die  Gesellschaft  fortgesetzt  worden,  jedenfalls  während  der 
ganzen  Dauer  des  Vereins  geschehen,  und  zwar  selbst  dann, 
wenn  das  Landesgesetz  die  Erhaltung  jener  Urkunden  im 
Allgemeinen  nur  für  eine  bestimmte  Zeitdauer,  wie  z.  B. 
zwanzig  Jahre  2^,  angeordnet  und  diese  Zeit  abgelaufen  ist. 
Anderweitige  Protocolle  dagegen  sind  während  der  landesge- 
setzlich oder  statutenmässig  festgesetzten  Zeit  und  in  Er- 
mano-luno:  einer  solchen  Bestimmung;  innerhalb  ano-emessener 
Frist  aufzubewahren,  wogegen  eine  Verpflichtung  der  Gesell- 
schaft, dieselben  für  die  ganze  Zeit  ihres  Bestands  zu  erhal- 
ten, an  und  für  sich  selbst  da  nicht  anzunehmen,  wo  solche 
Papiere  nach  Massgabe  des  Gesetzes  während  einer  Anzahl 
Jahre  nach  Auflösung  des  Vereins  niedergelegt  bleiben  sollen, 
da  eine  solche  Anordnung  nur  von  den  zur  Zeit  der  Been- 
digung der  Gesellschaft  vorhandenen  Urkunden  zu  verstehen 
ist  (S.  §.  55). 

§.  50. 

Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung. 
Die  Beschlussfähigkeit  der  Genei-alversammlung  ist  der 
Regel  nach  weder  durch  die  Anwesenheit  einer  gegebenen 

26)  Protocolle,  S.  331. 

27)  Stat.  derHess.  Ludw.-Eisenb.-G.,  §.  39. 

28)  Bernisch.  Gesetz  v.J.  1860,  Art.  29. 
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Anzahl  von  Actionären,  noch  auch  dadurch  bedingt,  dass  da- 
selbst eine  bestimmte  Zahl  von  Actienrechten  vertreten,  in- 
dem vielmehr  jede  ordnungsmässig  berufene  Generalversamm- 
lung bei  ihrem  Zusammentreten  beschlussfähig  ist^. 

Indessen  ist  zu  diesem  Zwecke  doch  die  Anwesenheit  einer 
Mehrzahl  von  Actionären,  welche  in  Person  oder  durch  ge- 
hörig legitimirte  Stellvertreter  erschienen,  nöthig,  da  in  Er- 
mang-lungf  hiervon  von  einer  Versammlung  nicht  die  Rede 
sein  kann,  so  wie  auch  die  Zusammenkunft  mehrerer  stimm- 
berechtigter Actionäre  oder  Repräsentanten  solcher  erfor- 
derlich ist,  und  zwar  in  solcher  Zahl,  dass  sich  die  Versamm- 
lung in  statutenmässiger  Weise,  wie  durch  Ernennung  eines 
Vorsitzers,  Schriftführers  u.  s.  w.  aus  ihrer  Mitte,  constituiren 
kann. 

Von  diesen  Grundsätzen  weicht  jedoch  das  englische 
Recht  ab,  indem  es,  abgesehen  von  dem  Falle,  dass  es  sich 
nur  um  die  Feststellung  von  Dividenden  handelt,  für  die  Be- 
schlussfähigkeit einer  Generalversammlung  die  Anwesenheit 
einer  bestimmten  Anzahl  von  Actionären  bei  Beginn  der  Ver- 
sammlung fordert,  und  zwar  in  der  Art,  dass,  w^enn  die  Ge- 
sammtzahl  der  zur  Gesellschaft  gehörigen  Mitglieder  zur  Zeit 
der  Versammlung  nicht  zehn  übersteigt,  fünf  gegenwärtig  sein 
müssen,  wenn  dagegen  jene  Zahl  über  zehn  geht,  bis  zu 
fünfzig  aufwärts  für  je  fünf  Actionäre,  und  über  fünfzig  für 
je  zehn  Actionäre  Einer  der  obigen  Zahl  beizufügen,  wobei 
jedoch  in  keinem  Falle  die  beschlussfähige  Zahl  vierzig  zu 
übersteigen  braucht-. 

Wenn  abgesehen  von  derartigen  gesetzlichen  Bestimmungen 
jede  ordnungsmässig  zusammenberufene  Generalversammlung 
an  und  für  sich  beschlussfähig,  so  verlangen  dagegen  manche 
Statuten  für  die  Beschlussfähigkeit  einer  solchen  Versamm- 
lung überhaupt  das  Vorhandensein  besonderer  Bedingungen, 
um  zunächst  von  den  Erfordernissen  nicht  zu  sprechen, 
die  für  die  Fassung  gewisser  wichtigerer  Beschlüsse  öfter  auf- 
gestellt sind. 

So  ist  nach  einzelnen  Statuten  zu  jenem  Zwecke  die  An- 
wesenheit einer  bestimmten  Zahl  stimmberechtigter  Mitglie- 


1)  Stat.  der  deutsch.  Versicherungs-G.  in  Dresden,  §.53; 
derMontania,  §.  27. 

2)  Engl.  Actiengesellsch. -Acten  1856, 1857,  Anh., Verwaltungs- 
regulativ, §.  .31.  S.  jedoch  auch  Güterbock.,  die  engl.  Actiengesellsch. - 
Gesetze,  S.  28  not.  49. 

28*      • 
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der^,  nach  anderen  die  Vertretung  einer  gewissen  Zahl  von 
Stimmen,  wie  z.  B.  der  Hälfte  der  Stimmen  nach  der  ge- 
sammten  Actienzahl  *,  oder  die  Gegenwart  der  Inhaber  einer 
eegebenen  Zahl  von  Actien,  auch  wo  die  Zahl  der  Actien  mit 

DO 

derjenigen  der  Stimmen  nicht  zusammenfällt^  oder  endlich 
die  Anwesenheit  einer  bestimmten  Zahl  von  Actionären,  die 
zugleich  einen  gewissen  Theil  des  Gesellschaftsfonds  reprä- 
sentiren^  oder  die  zusammen  eine  gewisse  Zahl  von  Stimmen 
abzugeben  befugt '',  erfordert. 

Ist  nun  die  zusammengetretene  Versammlung  nicht  be- 
schlussfähig, so  steht  die  Berufung  einer  neuen  Generalver- 
sammlung selbst  dann  im  Ermessen  des  Vorstandes  und  be- 
ziehung^sweise  der  sonst  zu  einer  solchen  Convocation  er- 
mächtigten  Personen,  wenn  die  nicht  zu  Stande  gekommene 
Versammlung  auf  den  Antrag  von  Actionären  anberaumt  war, 
wo  nicht  ein  neuer  bezüglicher  Antrag  gestellt  wird. 

Nach  englischem  Rechte  muss  die  auf  Antrag  der 
Actionäre  berufene  Versammlung  aufgelöst  werden,  wenn 
binnen  einer  Stunde  nach  der  für  die  Versammlung  anbe- 
raumten Zeit  die  erforderliche  Zahl  von  Actionären  nicht  an- 
wesend ist,  wogegen  in  anderen  Fällen  die  Versammlung  auf 
den  folgenden  Tao;  zur  selben  Zeit  und  an  denselben  Ort  zu 
vertagen,  und,  wenn  auch  bei  dieser  die  erforderliche  Anzahl 
von  Mitgliedern  nicht  erscheint,  eine  unbestimmte  Vertagung 
einzutreten  hat^. 

Unter  Umständen  ist  übrigens  nach  einzelnen  Statuten 
die  auf  eine  nicht  zu  Stande  gekommene  Generalversamm- 
lung einberufene  neue  Versammlung  ohne  Rücksicht  auf  die 
sonst  geltenden  statutenmässigen  Beschränkungen  beschluss- 
fähig ^. 

Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  werden  durch 
Stimmenmehrheit  gefasst.    Dies  folgt  aus  dem  Character  die- 


3)  Stat.  derCarl-Ludw.-Bahng.,  §.  22.— 

4)  Stat.  des  Vereins  chemischer  Fabriken  in  Mannheim, 
§.  32  a.  E. 

5)  Stat.  der  Leipziger  Bank,  §.  74. 

6)  Stat.  der  Wiener  Ersten  Immobilien g.,  §.  17. 

7)  Stat.  der  Oesterr.  Creditanstalt,  §.  28. 

8)  Actiengesellsch. -Acten  1856,  1857,  Anh.,  Verwaltungs- 
regulativ, §.  32. 

9)  Stat.  der  Frankfurt.  Bank,  Art.  74;  der  Oesterr.  Credit- 
anstalt, §.28;  der  deutsch.  Versicherungsgesellsch.  in  Dres- 
den, §.53.— 
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ser  Versammlung  als  des  unmittelbarsten  Organs  der  Corpo- 
ration der  Actiengesellschaft  ^'^j  ist  aber  auch  von  solchen 
Schriftstellern  anerkannt,  die  von  einer  anderen  Auffassung 
dieser  Vereinsform  ausgehen  ^^.  Die  von  Vertheidigern  der 
Societäts-Theorie  dagegen  aufgestellte  Behauptung,  wonach 
im  Zweifel  zu  allen  Beschlüssen  über  die  zur  Ausführunff  des 
Actienunternehmens  zu  ergreifenden  Massregeln  Ueberein- 
stimmung  aller  Theilhaber  nöthig  sein  solP-,  fällt  nicht  allein 
mit  jener  Construction,  sondern  widerspricht  geradezu  den 
Anschauungen  und  Bedürfnissen  des  Verkehrs,  wie  denn  auch 
alle  Statuten,  die  in  dieser  Beziehung  Bestimmungen  enthal- 
ten, das  Majoritäts-Princip  anerkennen. 

Die  nöthige  Stimmenmehrheit  ist  in  der  Kegel  die  ein- 
fache oder  absolute,  womit  sehr  viele  Statuten  übereinstim- 
men ^^,  während  andere  allerdings  die  Beschlussfassung  mit 
relativer  Majorität  zur  Regel  erhoben  ^^. 

Das  Russische  Reglement  v.  J.  1836  Art.  44  ver- 
langt eine  Mehrheit  von  Dreiviertel  der  Stimmen,  wogegen 
das  AUg.  deutsche  Handelsgesetzb.  (Art.  209  no.  10  u. 
Art.  249)  das  Princip,  wonach  im  Zweifel  einfache  Stimmen- 
mehrheit entscheiden  soll,  durch  die  Bestimmung  anerkannt 
hat,  es  [müssten  die  Statuten  die  Gegenstände  bezeichnen, 
„über  welche  nicht  schon  durch  einfache  Stimmenmehrheit 


10)  V.  Savigny,  Syst.,  Bd.  II.  S.  330 flg.;  Hermann,  der  Rechts- 
character  der  Actienvereine,  S.  55  flg.;  Heise,  Handelsrecht,  S.  69; 
Auerbach,  das  Gesellschaftswesen,  S.  374. 

11)  Gans,  Beitr.  zur  Revision  der  preuss.  Gesetzgebung,  Bd.  I. 
Abth.2.  S.186;  Pohls,  Actiengesellsch.,  S.  198  u,  S.  200;  Jolly  in  der 
Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.  403;  Walter,  System, 
§.  305. 

12)  Treitschke  in  der  Zeitschr.  für  deutsches  Recht,  Bd.  V. 
S.  341. 

13)  Stat.  der  Leipzig.  Bank,  §.  74;  der  Berlin-Frankfurt. 
Eisenbahng.,  §.34;  der  Aachen  -  München.  Feuer-Versiche- 
rungs-Gesell., §.  32;  des  Brackeler  Bergwerkvereins,  §.  35; 
des  Lugauer  Steinkohlen-Abbau-Vereins  Westphalia,  §.  20; 
der  Hess.  Ludw.-Eisenb.-G.,  §.  36;  der  deutsch.  Vers  icher. -G.  in 
Dresden,  §.53;  der  Montania,  §.27;  der  Wiener  Ersten  Immo- 
bilieng.,  §.  26;  der  k.  k.  priv.  Donau-Dampfschiff.-G.,  §.  22;  des 
Vereins  chemisch.  Fabriken  in  Mannheim,  §.  31;  der  Frankfurt. 
Rückversicher.-G.,  Art.  33;  der  Frankfurt.  Hypothekenbank, 
§.  39.  — 

14)  Stat.  der  Carl-Ludw.-Bahng.,  §.  22;  der  Kais.  Ferdin- 
Nordb.,  §.35. 
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„der  auf  Zusammenberufung  erschienenen  Actionäre,  sondern 
„nur  durch  eine  grössere  Stimmenmehrheit  oder  nach  anderen 
„Erfordernissen  Beschluss  gefasst  werden"  könne. 

Die  Majorität  berechnet  sich  nach  der  Zahl  der  Stimm- 
rechte, also  regelmässig  nach  der  Zahl  der  Actien,  soferne 
nicht  statutenmässige  Beschränkungen  der  oben  besprochenen 
Art  (p.408  flg.)  eingreifen,  insbesondere  solche,  durch  M'elche  die 
Zahl  dei'  in  Einer  Hand  zu  vereinigenden  Actien  beschränkt, 
oder  das  einfache  Stimmrecht  an  eine  bestimmte  Zahl  von 
Actien  geknüpft,  oder  kraft  deren  eine  grössere  Actienanzahl 
nicht  die  entsprechende  Zahl  von  Stimmen  giebt;  nur  da  be- 
stimmt sich  die  Stimmenmehrheit  nach  Köpfen,  wo  alle  stimm- 
berechtigten Vereinsmitglieder  bloss  Eine  Stimme  führen. 

Die  Majorität  berechnet  sich  aber  nicht  nach  der  Ge- 
sammtzahl  der  im  Actienvereine  bestehenden  Stimmrechte, 
sondern  nach  der  Zahl  derjenigen,  welche  in  der  Generalver- 
sammlung durch  die  persönlich  oder  mittelst  gehörig  legiti- 
mirter  Stellvertreter  erschienenen  Actionäre  geführt  werden  ^^^ 
weil  es  eben  die  ordnungsmässig  einberufene  Versammlung 
der  stimmberechtigten  Vereinsmitglieder,  und  nicht  die  Ge- 
sammtheit  der  Actionäre  ist,  welche  als  Organ  der  Gesell- 
schaft Beschlüsse  fasst. 

In  diesem  Sinne  bestimmen  denn  die  Statuten,  dass  die 
Beschlüsse  der  Generalversammlung  durch  die  Mehrheit 
der  anwesenden  Stimmen  gefasst  werden^'',  während  an- 
dere den  Satz  aufstellen : 

„Alle  abwesenden  Actionäre  sind  an  die  von  den  Anwe- 

„senden  gefassten  Beschlüsse  gebunden"  ^^, 
oder: 

„abwesende    und    unvertretene    Mitglieder    genehmigen 

„stillschweigend  die  Beschlüsse  der  Majorität,  indem  die 

„anwesenden  und  vertretenen  Mitglieder  die  Gesammt- 

„heit  repräsentiren,"  ^^ 
oder: 

„die  innerhalb  des  Statuts  gefassten  Beschlüsse  der  Ge- 


is) Bluntschli,  deutsch.  Privatrecht,  S.  386  no.  7 ;    Jolly  in  der 
Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XL  S.  409. 

16)  Stat.    der    Frankfurt.  Rückversicher.-G.,  Art,   33;    der 
Frankfurt.  Hypothekenbank,  §.  39. 

17)  Stat.  der  Leipziger  Bank,  §.74. 

18)  Stat.  der Aachen.u.Mün chen.F euer -Ver sicher. -G.,§. 32; 
derHess.  Ludw.  Eisenb.-G.,  §.30. 
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„neralversammlung  sind   bindend  für  die  nicht   erschei- 

„nenden  und  die  nicht  vertretenen  Actionäre"  ^^. 
Hiermit  stimmt  denn  auch  das  Russische  Reglement  v. 
J.  1836  Art.  44  und  nicht  weniger  das  Allgem.  deutsche 
Handelsgesetzbuch  (Art.  209  no.  10  u.  Art.  249)  überein, 
Avelches  letztere  die  Beschlussfassung  durch  Stimmenmehr- 
heit der  auf  Zusammenberufung  erschienenen  Actio- 
näre als  Regel  voraussetzt. 

Schwierigkeiten  macht  hier  jedoch  die  Frage,  wie  es  sich 
im  Falle  einer  Stimmengleichheit  in  der  Generalversammlung 
verhält. 

Viele  Statuten  stellen  allgemein  den  Grundsatz  auf,  dass 
bei  gleichen  Stimmen  diejenige  des  Vorsitzers  entscheide  ^^, 
während  andere  diesem  eine  entscheidende  Stimme  nur  bei 
Wahlen  2^  oder  umgekehrt  nur  bei  anderweitigen  Beschlüssen 
geben,  dagegen  bei  AVahlen  das  Loos  entscheiden  lassen  ^^. 

Nach  einem  anderen  Systeme  soll  bei  Stimmengleichheit 
die  Stimme  des  Vorsitzenden  dann  allein  den  Ausschlas:  ctq. 
ben,  M^enn  öffentliche  Abstimmung  Statt  gefunden,  bei  ge- 
heimer Abstimmung  dagegen  der  Antrag  im  Falle  einer 
Stimmeno-leichheit  als  abo^elehnt  zu  betrachten  sein  ^^. 

Endlich  lassen  noch  andere  Statuten  bei  gleichen  Stim- 
men die  Meinung  derjenigen  vorgehen,  auf  deren  Seite  sich, 
ohne  Rücksicht  auf  das  Actienverhältniss,  die  Mehrzahl  der 
Mitglieder  des  Vorstandes  befindet,  während  nur  dann,  wenn 
auch  diese  gleich  getheilt,  der  Präsident  den  Ausschlag  ge- 
ben solP^. 


19)  Stat.  der  Providentia,  Frankfurt.  Versicher.-G.,  §.  47; 
der  Wiener  Ersten  Immobilieng.,  §.30;  der  Carl-Ludw. -Bahng. 
§.31;  des  BrackelerBergwerkvereins,§.  33;  des  Lugauer  Stein- 
kohlen -  Abbau  -  Vereins  Westphalia,  §.  15;  der  Actieng.  für 
Spinnereiu.  WebereianderHohenMark,  Art.  33. 

20)  Stat.  der  Aachen,  u.  München.  Feuerversicher.-G.,  §.32; 
des  Brackel.  Bergwerk  Vereins,  §.  35;  des  Lugauer  Steinkohlen- 
Abbau -Vereins  Westphalia,  §.  20;  der  Wiener  Ersten  Immo- 
bilieng., §.26;  der  Carl-Ludw.-Bahng.,  §.  28;  der  Graz-Köfla- 
cher-Eisenb.-  u.  Bergbau-G.,  §.  45;  der  Heidelberg.  Ultra- 
marin-Fabrik,  Art.  26;  der  Parqueterie-  Gesellsch.  Interlacken, 
§.  15. 

21)  Stat.derLeipzig.Bank,§.  74. 

22j  Stat.derBerlin-Frankfurt.-Eisenb.-G.,  §.34;  der  Mon- 
tania,§.29. 

23)  Stat.derThuringia,§.27. 

24)  Stat.  d.  Vereins  chemisch.  Fabriken  in  Mann  heim,  §.  31. 
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Keines  dieser  Systeme  ist  jedoch  in  der  Natur  der  Sache 
begründet  und  demnach,  in  Ermanglung  einer  gesetzUchen 
Anerkennung,  da  in  Anwendung  zu  bringen,  wo  die  Vereius- 
statuten  sich  dasselbe  nicht  angeeignet,  beziehungsweise  keine 
Bestimmung  darüber  geben,  wie  es  im  Falle  einer  Stimmen- 
gleichheit gehalten  werden  soll. 

Insbesondere  vermag  die  Stimme  des  Vorsitzenden,  wo 
die  Statuten  nicht  ausdrücklich  das  Gegentheil  anordnen,  um 
dess willen  keinen  Ausschlag  zu  geben,  weil  derselbe  mögli- 
cher Weise  nicht  stimmberechtigter  Actionär  ist  und  sonach 
ohne  Stimme  ist,  und  auch  im  entgegengesetzten  Falle  allge- 
meinen Grundsätzen  zufolge  nur  über  die  Zahl  von  Stimmen 
verfügt,  die  ihm  als  Gesellschaftsmitglied  zustehen.  Aus  den 
nämlichen  Gründen  kann  aber  auch  der  Umstand,  dass  die 
Mehrzahl  der  Vorstandsmitglieder  sich  bei  eintretender  Stim- 
mengleichheit auf  einer  Seite  befindet,  nicht  als  entscheidend 
betrachtet  werden. 

Vielmehr  fehlt  es,  avo  Stimmengleichheit  vorhanden,  an 
den  Voraussetzungen  der  Beschlussfassung,  nämlich  der  ein- 
fachen Majorität  und  ist  sonach  der  betreffende  Antrag  zum 
Beschlüsse  nicht  erhoben,  die  vorgehabte  Wahl  nicht  vorge- 
nommen. 

Eine  sofortige  neue  Abstimmung  einzuleiten,  ist  aber  der 
Vorsitzende  hier  so  wenig  berechtigt,  wie  wenn  der  Antrag 
mittelst  einfacher  Stimmenmehrheit  abgelehnt  worden  wäre-^, 
wo  nicht  die  Statuten  etwas  anderes  bestimmen,  wie  dies  z.  B. 
öfter  in  Ansehung  von  Wahlen  der  Fall  ist,  rücksichtlich 
deren  sofort  eine  zweite  und  nöthigenfalls  dritte  Abstimmung 
vorzunehmen,  bei  welcher  letzteren  relative  Majorität  ge- 
nügt ^^.  Wohl  aber  kann  eine  neue  Generalversammlung 
nach  den  früher  erörterten  Grundsätzen  zusammenberufen 
werden,  in  welcher  die  vorzunehmende  Wahl  und  beziehungs- 
weise der  sonstige  Antrag  einer  neuen  Abstimmung  unter- 
worfen wird. 

Von  dem  Principe,  wonach  die  Beschlüsse  der  General- 
versammlung durch  Stimmenmehrheit  gefasst  werden,  pflegt 
man  eine  durchgreifende  Ausnahme  dahin  aufzustellen,  dass 
nichts  durch  Majorität  beschlossen  werden  könne,  was  dem  ur- 
sprünglichen Zwecke  und  der  Verfassung   der  Gesellschaft 

25)  Pohls,  Actieng.,S.  207.— 

26)  Stat.  der  Leipz.  Bank,  §.  74;  der  Hess.  Ludw.-Eisenb-G., 
§.  40. 

/ 
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entgegenlaufe,  indem  vielmehr  zu  einem  Beschlüsse,  durch 
welchen  die  statutenmässigen  Rechte  und  Verpflichtungen  der 
Actionäre  abgeändert  werden  sollten,  Stimmeneinhelligkeit 
nöthig  sei^^. 

Wir  vermögen  uns  mit  dieser  Fassung  nicht  für  einver- 
standen zu  erklären,  tlieils  weil  das  Erforderniss  einer  Einstim- 
migkeit sich  mit  dem  Wesen  einer  Versammlung;  nicht  ver- 
trägt,  welche  die  unmittelbare  Vertretung  einer  Corporation 
bildet,  theils  weil  die  Generalversammlung  als  Organ  des 
Actienvereins  nur  innerhalb  der  Gränzen  der  Statuten,  auf 
deren  Grundlage  die  Gesellschaft  besteht,  beschliesscn  kann, 
und  demnach  ein  Beschluss  derselben,  welcher  dem  statuten- 
mässigen Zwecke  der  Gesellschaft  oder  der  Verfassung  dieser 
letztern  zuwiderliefe,  rechtlich  nicht  denkbar  ist. 

Vielmehr  kann  die  Generalversammlung  als  solche  über- 
all, wo  sie  überhaupt  competent  ist,  durch  Stimmenmehrheit 
beschliesscn,  durch  einfache  oder  anderweitige  Majorität, 
letzteres  je  nach  den  Statuten  oder  der  Landesgesetzgebung. 

Freilich  giebt  es  eine  Reihe  sjjäter  näher  zu  bezeichnen- 
der Gegenstände,  welche,  Avie  Statutenänderungen,  die  Fort- 
setzung der  Gesellschaft  über  die  statutenmässig  festgesetzte 
Zeit  hinaus  u.  a.  m.,  an  und  für  sich  ausserhalb  des  Wir- 
kungskreises der  Generalversammlung  liegen  (S.  §.  51).  In 
solchen  Angelegenheiten  vermag  die  Generalversammlung  als 
solche,  abgesehen  von  ausdrücklicher  anderweitiger  Anord- 
nung der  Statuten  oder  Landesgesetze,  überhaupt  keine  Be- 
schlüsse zu  fassen,  weder  durch  Majorität,  noch  auch  durch 
Einhelligkeit,  indem  jene  vielmehr  nur  mit  Uebereinstimmung 
aller  Betheiligten  erledigt  werden  können. 

Ist  nun  auch  eine  solche  Uebereinstimmung;  möarlicher 
Weise  in  der  Form  eines  einhellig  gefassten  Beschlusses  der 
Generalversammlung  zu  erzielen,  so  sind  doch  die  überein- 
stimmende Willenserklärung  der  Actionäre  und  ein  einstim- 
miger Beschluss  der  letztgenannten  Versammlung  zwei 
ganz  verschiedene  Dinge,  was  in  practischer  Hinsicht  in  Fol- 
gendem hervortritt. 

Vorerst  ist  zu  einer  Uebereinstimmung  aller  Actionäre, 
wie  dieselbe  zur  Ordnung  gewisser  Angelegenheiten  erforder- 
lich,   nicht    allein    die    Einwilligung   der   stimmberechtigten 

27)  Pohls,  Actieng.,  S.  198;  JoUy  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch. 
Recht,  Bd.  XI.  S.  401;  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen,  tS.  375  flg. 
—  S.  aber  Be seier,  System,  Bd.  III.  S.  304. 
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Vereinsmitglieder,  sondern  die  Zustimmung  auch  derjenigen 
nöthig,  welchen  die  Statuten,  sei  es  wegen  Mangels  an  per- 
sönlicher Qualification,  oder  weil  sie  nur  Besitzer  von  Inhaber- 
Actien  sind  oder  nicht  die  nöthige  Zahl  von  Actienrechten 
haben,  jedes  Stimmrecht  in  den  Generalversammlungen  ab- 
sprechen. Dagegen  kommen  auch  hier  nur  die  Inhaber  gan- 
zer Actienrechte,  so  wie  diejenigen,  welche  die  sämmtlichen 
Bruchtheile  Einer  Actie  in  ihrer  Hand  vereinigen,  in  Be- 
tracht, da  die  einzelnen  Actienantheile  an  und  fiii'  sich,  wie 
schon  früher  gezeigt,  nur  einen  verhältnissmässigen  Anspruch 
auf  die  pecuniären  Vortheile  aus  der  Vereinsmitgliedschaft 
gewähren  ^^. 

Ferner  erfordert  die  Uebereinstimmung  der  Vereinsmit- 
glieder, anders  wie  ein  einstimmiger  Beschluss  der  General- 
versammlung als  solcher,  die  Einwilligung  aller  Actionäre 
und  nicht  bloss  die  Zustimmung  derjenigen,  welche  auf  ord- 
nungsmässige  Einladung  zu  einer  gegebenen  Zeit  und  an 
einem  geo-ebenen  Orte  in  Person  oder  durch  Vertreter  erschie- 
uen  sind,  wogegen  es  gleichgültig  ist,  wo  und  wann  jene  Ein- 
willigung erklärt  wird. 

Hat  es  demnach  allerdings  seine  Richtigkeit,  dass  zur 
Regelung  gewisser  Gegenstände,  Avie  z.  B.  zu  Statutenän- 
derungen, die  Einwilligung  aller  Actionäre  erfordert,  so  ist  es 
dagegen  durchaus  verkehrt,  hier  von  Beschlüssen  der  General- 
versammlung zu  sprechen,  welche  mit  Stimmeneinhelligkeit 
zu  fassen. 

§.51. 
Der  Wirkungskreis  der  Generalversammlung. 

Die  Generalversammlung  ist,  wie  früher  gezeigt  worden 
(S.  §.  47),  nicht  bloss  ein  Organ  der  Actiengesellschaft,  son- 
dern das  höchste  Organ  derselben. 

Diese  Stellung  der  Generalversammlung  ist  denn  viel- 
fach in  den  Statuten  mittelst  der  Erklärung  ausgesprochen, 
es  vertrete  dieselbe  die  Gesammtheit  der  Actionäre^ 
oder  sie  sei  das  Organ  für  jede  Art  von  Willensbe- 


28)  Pöhls,Actieng.,  S.  211.— 

1)  Stat.  der  Frankfurt.  Rückversicher.  -  G.,  Art.  27;  des 
deutsch.  Phönix,  §.  36;  der  Frankfurt.  Hypothekenbank,  §.  33; 
der  Carl-Ludw.-B.,  §.  21;  der  Hess.  Ludw.  Eisenbahn-G.,  §.  28; 
derMontania,  §.  23;  des  Lugauer  Steinkohlen-Abbau-Vereins 
AVestphalia,  §.  28, 
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Stimmung  der  Gesellschaft^,  oder  es  stehe  ihr  das 
Hauptverfügungsrecht  in  allen  Gesellschaftsange- 
legenheiten zu^. 

Schon  hieraus  ergiebt  sich,  dass  der  Wirkungskreis  der 
Generalversammlung  ein  beschränkter  ist.  Denn  als  Organ 
der  Actien^esellschaft  kann  dieselbe  allein  in  Gesellschafts- 
angelegenheiten  und  zwar  in  einer  den  Vereinszwecken  ent- 
sprechenden Weise  beschliessen,  dies  aber  lediglich  auf  Grund- 
lage der  bestehenden  Statuten  und  innerhalb  der  durch  diese 
letzteren  gezogenen  Gränzen. 

Daher  kann  die  Generalversammlung  eines  Actienvereins, 
dessen  Zweck  auf  Gewinn  und  Vei'theilung  desselben  unter 
die  Gesellschaftsmitglieder  gerichtet,  eine  Schenkung  nicht 
beschliessen,  sollte  dieselbe  auch  zu  mildthätigen  Zwecken, 
wie  zur  Unterstützung  Nothleidender  im  Falle  einer  grossen 
Feuersbrunst  oder  Ueberschwemmung  geschehen;  —  daher 
kann  jene  auch,  —  worauf  zum  Schlüsse  des  §.  zurückzu- 
kommen, die  Vereinsstatuten  nicht  abändern,  die  Fortsetzung 
der  Gesellschaft  über  die  statutenmässig  bestimmte  Zeit  oder 
deren  Auflösung  verfügen,  wo  nicht  Statuten  oder  Landesge- 
setzgebung die  Gränzen  ihi-er  natürlichen  Competenz  er- 
weitert. 

Andererseits  ist  aber  der  Wirkungskreis  der  General- 
versammlung um  desswillen  beschränkt,  w^eil  sie,  obwohl  das 
höchste,  doch,  wie  schon  früher  gezeigt,  ein  unvollkommenes 
Organ  der  Actiengesellschaft  ist,  aus  welchem  Grunde  denn 
diese  letztere  ausserdem  eines  ständigen  Organs,  eines  Vor- 
standes, zu  ihrer  ununterbrochenen  Vertretung  so  wie  zur 
Führung  oder  unmittelbaren  stätigen  Ueberwachung  ihres  Ge- 
schäftsbetriebs bedarf. 

Wenn  hiernach  der  Wirkungskreis  jener  Versammlung 
naturgemäss  beschränkt  ist,  wenn  er  ferner  durch  Statuten- 
massige  Anordnungen  weiteren  Beschränkungen  unterworfen, 
80  wie  andererseits  über  jene  natürlichen  Gränzen  hinaus 
erweitert  sein  kann,  das  eine  wie  das  andere  auch  durch  Vor- 
schriften der  Landesgesetzgebung  möglich  ist,  so  bedarf  die 
Competenz  der  Generalversammlung  einer  näheren  princi- 
piellen  Feststellung,   die  überall  massgebend  sein  muss,  wo 


2)  Stat.  des  Vereins  chemischer  Fabriken  in  Mannheim, 
§.  28. 

3)  Stat.  der  k.  k.  priv.  Donau-D ampf schiff.- G.,  §.  14.  — 
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es  hier  an  ausreichenden  Vorschriften  in  Statuten  oder  Ge- 
setz fehlt. 

Eine  blosse  Verweisung  auf  die  Statuten,  wie  sie  hier 
von  Seiten  Pohls' ^  geschieht,  kann  nämlich  um  so  weniger 
genügen,  als  dieselben,  wo  sie  auch  den  Wirkungskreis  der 
Generalversammlung  näher  bestimmen,  dies  nicht  in  vollstän- 
diger Weise  thun,  während  andere  in  der  That  nur  Bestim- 
mungen über  die  Zusammenberufung  jener  Zusammenkünfte, 
die  Stimmberechtigung  und  Abstimmung  in  denselben,  so 
wie  über  die  besonderen  Bedingungen  zur  Beschlussfassung 
über  gewisse  Gegenstände  geben,  ohne  aber  die  Gränzen  der 
Wirksamkeit  des  in  Frage  stehenden  Organs  näher  zu  be- 
zeichnen. 

Zu  dem  letztgenannten  Zwecke  reicht  aber  auch  der  Satz 
nicht  aus,  es  trete  bei  ausserordentlichen  Fragen  die  Gesammt- 
heit  der  Actionäre  in  den  Generalversammlungen  handelnd 
auf^,  ein  Satz,  der  nicht  allein  unbestimmt,  sondern  auch 
unrichtig  ist,  da  diese  Versammlungen  sich  nicht  bloss  mit 
ausserordentlichen  Fragen  zu  befassen  haben. 

Ebenso  uno-enügend  ist  es  ferner,  wenn  man  den  Wir- 
kungskreis  der  Generalversammlung  dahin  characterisirt,  es 
stehe  über  der  Verwaltung  die  Gesammtheit  der  Actionäre, 
welcher  jene  Rechenschaft  über  ihre  Geschäftsführung  so  wie 
den  Fortgang  des  Unternehmens  ablegen  müsse  ^,  oder  deren 
Competenz  dahin  bestimmt,  es  erstrecke  sich  dieselbe  ge- 
wöhnlich auf  die  Genehmigung  der  Statuten  und  alle  Existenz- 
Fragen  der  Gesellschaft,  die  Wahl  des  Ausschusses  und  die 
Rechnungsabnahmen  ^. 

Sieht  man  nämlich  zunächst  von  den  Bestimmungen  der 
Statuten  und  Landesgesetze  ab,  durch  welche  der  Wirkungs- 
kreis der  Generalversammlung  über  dessen  natürliche  Grän- 
zen hinaus  erweitert,  oder  auch  dadurch  eingeschränkt  ist, 
dass  Befugnisse,  welche  an  sich  dieser  Versammlung  zukom- 
men, einer  anderen  Behörde,  wie  einem  Verwaltungs-  oder 
Aufsichtsrathe  zugewiesen  sind,  so  muss  man  zur  principiel- 
len  Feststellung  der  Competenz  jenes  Organs  vor  Allem  da- 
von ausgehen,  dass  dasselbe  seiner  Natur  nach  zur  Vertretung 
des  Actienvereins  nach  aussen,   so  wie  zur  Führung  und  un- 

4)  Actieng.,  S.  195.  — 

5)  Walter,  System  des  deutsch.  Privatrechts,  §.  305.  — 

6)  Brinckmann,  Handelsrecht,  S.  251. 

7)  Bluntschli,  deutsch.  Privatrecht,  §.  139  no.  7.  — 
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mittelbaren  Leitung  des  Unternehmens  ungeeignet  ist,  indem 
dies  Alles  vielmehr  Sache  des  Vorstandes  so  wie  anderer  Be- 
amten und  Bevollmächtigten  der  Gesellschaft  ist. 

Indem  aber  die  Generalversammlung  andererseits  das 
höchste  Organ  der  Actienverbindung  ist,  und  deren  Beschlüsse 
als  der  unmittelbare  Ausdruck  des  Corporationswillens  er- 
scheinen, kömmt  ihr  die  Wahl  des  Vorstandes  so  wie  der 
sonstigen  Behörden  und  Beamten  der  Gesellschaft  zu;  ebenso 
liegt  ihr  aber  ferner  die  Aufsicht  und  Controlle  über  diese 
Behörden  und  Beamten  und  deren  Thätigkeit  ob,  so  wie  sie 
Recht  und  Pflicht  hat,  gegen  dieselben  einzuschreiten.  Sie 
hat  aber  auch  abgesehen  hiervon  die  Interessen  des  Vereins 
durch  Anweisungen  und  Ermächtigungen  des  Vorstandes  zu 
fördern,  so  wie  ihr  endHch  die  Wahrnehmung  der  den  Actio- 
nären  als  solchen  zustehenden  Interessen  zukömmt. 

Die  Generalversammlung,  sagten  Avir,  hat  die  Wahl 
des  Vorstandes,  so  wie  der  sonstigen  Behörden  und 
Beamten  der  Gesellschaft  vorzunehmen^,  insbesondere 
des  Aufsichtsraths,  wo  ein  solcher  nach  der  Vereinsverfassung 
aufgestellt  werden  soll  (S.  §.  59), 

Hiermit  stimmen  denn  im  Principe  sämmtliche  Statuten, 
die  überhaupt  bezüghche  Bestimmungen  enthalten,  überein ^. 
Doch  erleidet  jener  Grundsatz  Ausnahmen  einerseits  in  An- 
sehung der  Bestellung  des  anfänglichen  Gesellschafts-Vor- 
standes(S.p.280flg.),  andererseits  insoferne  als  manche  Statuten 
die  Wahl  der  Vorsteher  einer  ständigen  collegialischen  Ver- 
einsbehörde, dem  Verwaltungsrathe  oder  Ausschusse  (S. 
§.  59)  und  diejenige  der  übrigen  Vereinsbeamten  dem  Vor- 
stande zuweisen  (S.  §.  55). 

Die  Generalversammlung  hat  aber  ferner  die  Aufsicht 
und  Controlle  über  die  Behörden  und  Beamten  der 
Gesellschaft,  zu  welchem  Zwecke  sie  sich  von  dem  Gange 
und  Zustande  der  Gesellschaftsangelegenheiten  unterrichten 
kann,  indem  sie  sich  Berichte  darüber  erstatten,  die  Bücher 
und  Schriften    der  Gesellschaft    einsehen    und   deren  Casse 


8)  Pohls,  Actiengesellsch.,S.  196flg. 

9)  Stat.  der  Leipziger  Bank,  §.  69;  der  Berlin-Frankfurt. 
Eisenbahn-G.,  §.  26;  der  Frankfurt.  Rückversicher.-G.,  Art.  32; 
der  Hessisch.  Lud w.-Eisenbahn-G.  §.  19;  der  Montania,  §.  28; 
der  Thuringia,  §.  29;  der  deutsch.  Versicher. -G.  in  Dresden, 
§.  55;  der  Carl-Ludw.-B.,  §.  30;  der  k.  k.  priv  Donau-Dampfe 
Bchiff.-G.,  §§.  17u.  34. 
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untersuchen  lässt^*^. —  Auch  ist  sie  zu  dem  nämUchen  Behuf e 
berechtigt,  eine  periodische  Vorlage  der  Gesellschafts-Bilanz 
zu  ihrer  Einsicht  und  Prüfung  anzuordnen,  wo  eine  solche  nicht 
schon  durch  Statuten  oder  Gesetz  dem  Vorstande  zur  Pflicht 
gemacht  ist^^. 

Die  Prüfung  der  Bilanz  geschieht  nach  Massgabe  der 
Grundsätze,  welche  die  Statuten  hierüber  geben,  und  nach 
dem  Allg.  deutsch.  Handelsgesetzbuche  (Art.  209  no.  6 
und  249)  geben  sollen. 

Ist  insbesondere  ein  Aufsichtsrath  bestellt,  so  hat  dieser 
nach  dem  Allgem.  deutsch.  Handelsgesetzb.  (Art.  225 
Abs.  2)  die  Jahresrechnungen  und  Bilanzen  zu  prüfen  und 
darüber  der  Generalversammlung  alljährlich  Bericht  zu  er- 
statten. 

An  die  Stelle  des  Aufsichtsrathes  tritt  hier  jedoch  nach 
vielen  Statuten  eine  Commission  von  einigen  Actionären  (Re- 
visions-  oder  ßechnungs-Revisions-Ausschuss,  Au- 
ditors), welche  in  der  ordentlichen  Generalversammlung  für 
die  Prüfung  der  Bilanz  und  der  Rechnungsabschlüsse  des 
nächsten  Jahres  und  die  Berichterstattung  darüber  in  der 
nächsten  ordentlichen  Generalversammlung  erwählt  wird  ^^. 

Auch  ist  nach  einzelnen  Statuten  die  Jahresrechnung, 
unter  Anschluss  sämratlicher  Belege  und  Inventare,  einige 
Tage  vor  der  Generalversammlung  in  dem  Locale,  in  welchem 
dieselbe  abgehalten  werden  soll,  zur  Einsicht  für  die  legiti- 
mirten  Actionäre  aufzulegen  '^  oder  auch  durch  den  Druck 
bekannt  zu  machen  ^^,  worauf  denn  die  Versammlung,  nach- 
dem sie  den  Bericht  des  Aufsichtsrathes  oder  Revisions-Aus- 


10)  Arg.  Allg.  deutsch.  Handelsges.,  Art.  225  Abs.  1.  —  Pro- 
toc,  S.  352. 

11)  Russ.  Reglement  v.J.  1836,  Art.  45;  Engl.  Actiengesell- 
schafts-Acten  1856,  1857,  Anh.,  Verwaltungsregulativ,  §.70. — 
Bernisch.  Ges.  v.  J.  1860,  Art.  33.  —  Allg.  deutsch.  Handelsges., 
Art.  224  u.  239  Abs.  1.  und  unten  §.  55, 

12)  Engl.  Normalstatut  (Actiengesellsch.-Acten  1856,  1857, 
Anh.,  Verwaltungsregul.  §§.  74  fg.).  Stat.  derFrankfurt.  Rückver- 
sicher.-G.,  Art.  32;  des  deutsch.  Phönix,  §.42;  derWienerEr- 
sten  Immobilien-G.  §.  29;  der  Hess.  Ludw.-Eisenb. -G.,  §.34; 
der  Zuckerfabrik  Heilbronn,  §.  19;  der  deutsch.  Versicher.- 
Ges.  inDresden,  §.56;  der  Thuringia,  §29. 

13)  Stat.  der  Hessisch.  Ludw.-Eisenb. -G.,  §.34. 

14)  Stat.  der  Aachen,  u.  Münchener  Feuerversicherungs- 
G.,  §.  16. 
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Schusses  gehört,  dem  Vorstande  die  Entlastung  (Decharge, 
Absolutorium)  ertheilt  oder  verweigerte^. 

In  Gemässheit  anderer  Statuten  freiHch  sind  es  der  Auf- 
sichtsrath  oder  die  Rechnungs-Revisoren,  welche  die  Ent- 
lastung des  Vorstandes,  entweder  unter  Vorbehalt  der  Bestä- 
tigung der  Generalversammlung  e*^,  oder  auch  ohne  diesen 
vorzunehmen  haben  e'';  eine  Anordnung,  welche  auch  durch 
das  Allgem.  deutsche  Handelsgesetzbuch  nicht  für 
ausgeschlossen  zu  erachten  e^.  Jedenfalls  steht  aber  der  Ge- 
neralversammlung die  Erledigung  solcher  Rechnungserinne- 
rungen zu,  rücksichtlich  welcher  sich  der  Aufsichtsrath  oder 
Revisions-Ausschuss  mit  dem  Vorstande  nicht  zu  einigen  ver- 
mag e^. 

Selbstverständlich  können  aber  zur  Entlastung  des  Vor- 
standes bei  Legung  der  Rechnungen  Personen  nicht  bestellt 
werden,  welche  auf  irgend  eine  Weise  an  der  Geschäftsfüh- 
rung Theil  nehmen,  was  jedoch  auf  solche  Personen,  welchen 
die  Aufsicht  über  die  Geschäftsführung  zusteht,  keine  An- 
wendung findet. 

Dieses  Verbot,  welches  in  der  Natur  der  Sache  begrün- 
det^*^, und  auch  durch  das  Holland.  Handelsgesetzb. 
Art.  52  und  das  englische  Rechtes  wie  durch  das  Allgem. 
deutsche  Handelsgesetzbuch  ausdrücklich  sanctionirt 
worden  -^,  schhesst  die  an  der  Geschäftsführung  Theilnehmen- 
den  nicht  allein  von  der  Wahl  in  den  Revisions-Ausschuss 
ohne  Rücksicht  darauf  aus,  ob  derselbe  die  Decharge  zu  er- 


15)  Stat.  der  Leipz.  Bank,  §.69;  der  k.  k.  priv.  österr.  Staat s- 
eisenb.-G.,  §.42;  der  Carl-Ludw.-Bahn,  §.30;  der  Hess.  Ludw.- 
Eisenb.-G.,  §.34;  der  Frankfurt.  Rückversicher.-G.,  Art.  32; 
der  Frankfurt.  Hypothekenbank,  §.40;  der  deutsch.  Versicher.- 
Ges.  in  Dresden,  §.56;  der  Montan ia,  §.  28;  der  Thuringia,  §.  29; 
des  Brackel.  Bergwerk-Vereins,  §.  37;  der  Actien-G.  f.  Spin- 
nerei u.  Weberei  a.  d.  Hohen  Mark,  Art.  35;  des  Vereins  chemi- 
scher Fabriken  inMannheim,  §.29. 

16)  Stat.  der  Berlin-Frankfurt.  Eisenb.-G.,  §.37;  des  Lu- 
gau  er  Steinkohlen-Abbau- Vereins  Westphalia,  §§.  19.  22. 

17)  Stat.  der  Providentia,  §.54. 

18)  Art.  209  no.  6  verb.  mit  Art.  224,  —  Protoc,  S.  328. 

19)  Stat.  der  Berlin-Frankfurt.  Eisenb.-G.,  §.  26;  der  Pro- 
videntia, §.  54.  — 

20)  Protocolle,  S.  353. — 

21)  Engl.  Actiengesellsch.-Acten  1856,  1857,  Anh.,  Ver- 
waltungsregul.,  §.76. 

22)  Allg.  deutsch.  Handelsges.,  Art.  239  Abs.  2  u.  3. 
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theilen  oder  nur  in  dieser  Hinsicht  Bericht  an  die  General- 
versammking  zu  erstatten  hat,  sondern  macht  auch  solche 
Actionäre,  die  mit  der  Führung  von  Vereins-Geschäften  be- 
traut sind,  unfähig,  bei  den  die  Ertheilung  oder  Verweigerung 
der  Entlastung  betreffenden  Beschlüssen  der  Generalversamm- 
lung ihr  Stimmrecht  auszuüben. 

Wenn  in  dem  Aufsichtsrechte  der  Generalversammluno- 
über  die  Behörden  und  Beamten  der  Gesellschaft  deren  Be- 
fugniss  liegt,  vom  Vorstande  periodische  Rechnungsablegung 
zu  fordern,  und  daher  auch  deren  Recht,  demselben  bezüglich 
der  abgelegten  Rechnung  Decharge  zu  ertheilen  oder  zu  ver- 
weigern, so  erledigt  sich  hiermit  die  Ansicht  Jolly's^^,  wo- 
nach eine  solche  Entlastung  im  Zweifel  nur  durch  Stimmen- 
einhelligkeit der  Actionäre  gültig  geschehen  kann.  Denn  es 
verwaltet  der  Vorstand  nicht,  wie  dieser  Schriftsteller  meint, 
die  Rechte  der  einzelnen  Actionäre,  und  kann  hier  nimmer- 
mehr von  einem  Eingriffe  die  Rede  sein,  welcher  in  deren 
Befugnisse  dadurch  geschähe,  dass  eine  Mehrheit  die  Mino- 
rität zum  Anerkenntnisse  nöthigte,  es  habe  die  Verwaltung 
ihre  Verbindlichkeiten  gegen  die  Einzelnen  erfüllt,  während 
dies  vielleicht  in  Wirklichkeit  nicht  der  Fall  gewesen.  Viel- 
mehr verAvaltet  der  Vorstand  das  Vermögen  des  Actienver- 
eins,  dessen  höchstes  Organ  die  Generalversammlung  ist,  ein 
Vermögen,  an  welchem  der  Actionär  als  solcher,  obwohl 
allerdings  bei  dessen  Gedeihen  interessirt,  nicht  berechtigt  ist. 
Aus  diesem  Grunde  muss  sich  denn  auch  der  Einzelne  bei 
einer  Decharge,  welche  dem  Vorstande  durch  Beschluss  der 
Generalversammlung  ertheilt  worden,  selbst  dann  beruhigen, 
wenn  er  jenem  dolus  nachzuweisen  im  Stande  sein  sollte. 

In  dem  der  Generalversammlung  zustehenden  Aufsichts- 
rechte liegt  aber  ferner  deren  Befugniss  und  beziehungsweise 
Verpflichtung,  überall,  wo  es  das  Interesse  der  Gesellschaft 
erfordert,  gegen  den  Vorstand  einzuschreiten,  sei  es  durch 
Ausklagung  der  Mitglieder  desselben  auf  Ersatz  des  Scha- 
dens ^  der  durch  ihr  Verschulden  den  Verein  betroffen,  sei  es 
durch  deren  Suspension  oder  Remotion.  Die  Befugniss,  die 
Vorsteher  in  der  Ausübung  ihrer  Functionen  zu  suspendiren 
oder  sie  derselben  zu  entheben,  kömmt  aber  jener  Versamm- 
lung  nicht    allein   da   zu,    wo    sie    ihr   durch    die  Statuten 


23)  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XL  S.  406.  — 
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ausdrücklich  zuerkannt  ist^'^,  indem,  wie  später  darzutliun 
(s.  §.  53),  die  Bestellung  der  Vorstandsmitglieder,  unbeschadet 
vertragsmässiger  Entschädigungsansprüche,  jederzeit  wider- 
ruflich ist. 

Abgesehen  von  jener  Aufsicht  und  der  Ausübung  der 
daraus  fliessenden  Befugnisse  ist  die  Generalversammlung  in- 
soferne  für  den  Actienverein  thätig,  als  sie  dem  Vorstande, 
welcher  sie,  wie  schon  früher  gezeigt,  so  oft  zusammenzu- 
berufen  hat,  als  dies  im  Interesse  der  Gesellschaft  erforderlich 
zu  sein  scheint,  die  nöthigen  Anweisungen  und  Er- 
mächtigungen ertheilt. 

Die  Generalversammlung  ist  nämlich  nicht  allein  befugt, 
dem  Vorstande  die  ihr  als  zweckmässig  erscheinenden  In- 
structionen zu  geben-'',  insbesondere  den  Umfang  der  Befug- 
niss  desselben  zur  Vertretung  der  Gesellschaft,  soweit  dies 
ohne  Statuten-Aenderung  möglich,  zu  beschränken  '^'^\  sondern 
auch  verpflichtet,  diesem  auf  dessen  Ansuchen  die  nöthigen 
Weisungen  zu  ertheilen,  so  wie  über  die  von  ihm  verlangten 
Vollmachten  zu  beschliessen. 

Darüber  aber,  wann  der  Vorstand  einer  Vollmacht  der 
Generalversammlung  bedarf,  entscheiden  zunächst  die  Statu- 
ten; doch  ist  im  Zweifel  die  Nothwendigkeit  einer  solchen  zu 
allen  Handlungen  anzunehmen,  welche  über  den  gewöhnlichen 
Geschäftsbetrieb  der  Gesellschaft,  so  wie  dasjenige,  was  die 
Verwaltung  des  Vereins  Vermögens  erfordert,  hinausgehen,  so- 
ferne  nicht  die  Gesellschaftsregel  jenen  ausdrücklich  hierzu 
ermächtigt  oder  an  die  Ermächtigung  einer  anderen  Vereins- 
behörde verweist. 

Insbesondere  bedarf  daher  im  Zweifel  der  Vorstand  einer 
Ermächtigung  der  Generalversammlung  zur  Erwerbung,  Ver- 
äusserung  und  Verpfändung  von  Liegenschaften  ^^,  wenn  nicht 
gerade  der  Abschluss  solcher  Geschäfte  Zweck  des  Actien- 
unternehmens   ist.     Doch  beschränken  manche  Statuten  das 


24)  Stat.  der  Leipz.  Bank,  §.  69;  der  Berlin-Frankf.Eisenb,- 
Ges.,  §.  26;  der  deutsch.  Versicher.-G.  in  Dresden,  §.  55;  der 
Montania,  §.  28;  des  Vereins  chemischer  Fabriken  in  Mann- 
heim, §.29;   der  Heidelberger  Ultramarin-Fabrik,  Art.  12. 

25)  Stat.  des  Vereins  chemischer  Fabriken  in  Mannheim, 
§.  29. 

26)  S.  dasAllg.  deutsche  Ilandelsges.,  Art.  231  Abs.  1. 

27)  Stat.  der  Graz-KöflacherEisenb.-  u.Bergbau-G.,  §.  41; 
der  Heidelberger  Ultramarin-Fabrik,  Art.  19. 
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Erforderniss  einer  derartigen  Genehmigung  auf  den  Fall,  dass 
es  sich  um  einen  eine  gewisse  Summe  übersteigrenden  Werth 
handelt  ^^,  während  dieser  Werth  bisweilen  in  verschiedener 
Weise  angesetzt  ist,  je  nachdem  Veräusserungen  oder  Erwer- 
bungen in  Frage  stehen,  indem  die  Genehmigung  der  Gene- 
ralversammlung in  jenem  Falle  schon  bei  einer  geringeren,  in 
diesem  erst  bei  einer  höheren  Summe  nöthig  sein  soll^-'. 

Auch  zur  Vornahme  von  Neubauten  ist  im  Zweifel  eine 
solche  Ermächtigung  erforderlich,  wiewohl  auch  hier  die  Sta- 
tuten dieses  Erforderniss  vielfach  nur  für  den  Fall,  dass  eine 
gewisse  Summe,  gewöhnlich  die  nämliche,  bis  zu  welcher 
Immobiliar-Ankäufe  ohne  Beschluss  der  Versammlung  gestat- 
tet, hierbei  überschritten  werden  soll,  festhalten ^°. 

Ferner  gehören  zu  den  Geschäften,  zu  welchen  im  Zwei- 
fel der  Vorstand  von  der  Generalversammlung  ermächtigt  sein 
muss,  die  Abschliessung  von  Vergleichen  und  Compromissen, 
die  Vornahme  diesen  gleichstehender  Handlungen,  so  wie 
nicht  weniger  die  Aufnahme  von  Anlehen  ^^,  letzteres  jedoch 
nach  einzelnen  Statuten  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass 
die  in  einem  Verwaltungsjahre  aufzunehmende  Summe  einen 
gewissen  Betrag  übersteigt  ^^.  Indessen  ist  es  nicht  unbestrit- 
ten, ob  in  Ermangelung  statutenmässiger  Bestimmungen  zu 
einer  Anlehens-Aufnahme  ein  Beschluss  der  Generalversamm- 
lung genügt,  und  nicht  vielmehr  die  Uebereinstimmung  aller 
Actionäre  erfordert,  ein  Punct,  auf  welchen  später  (s.  p.  455) 
zurückzukommen  ist. 

Dagegen  versteht  es  sich  von  selbst,  dass,  wo  zwischen 
verschiedenen  Beamten  oder  Behörden  der  Gesellschaft  An- 
stände sich  erheben,  sei  es  über  die  Gränzen  ihrer  Compe- 
tenz,  sei  es  um  dess willen,  weil  sie,  wo  sie  zusammenzuwir- 
ken hätten,    sich  nicht  zu  verständigen  vermögen,  deren  Er- 


28)  Stat.  der  deutsch.  Versicher.-G.  in  Dresden,  §.  55;  der 
Thuringia,  §.'17;  des  Lugauer  Kohlen-Abbau-Vereins  West- 
phalia,  §.22;  des  Vereins  chemischer  Fabriken  in  Mannheim, 
§§.29.58. 

29)  Stat.  der  Montania,  §.28. 

30)  Stat.  der  Zuckerfabrik  Heilbronn,  §.  18;  des  Vereins 
chemischer  Fabriken  in  Mannheim,  §.  29. 

31)  Stat.  der  k.  k.  priv.  Staatseisenb.-G.,  §.  26;  der  k.  k. 
pr  i  V.Donau-D  am  pf  schiff. -G.,§.  17;  der  Graz-Kö  flach  er  Eis  enb.- 
u.  Bergbau-G.,  §.  41;  der  Hess.  Ludw.-Eisenb.-G.,  §.35;  der 
deutsch.  Versich. -G.  in  Dresden,  §55. 

32)  Stat.  derWienerErstenImmobilien-G.,  §.20. 
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ledigung  Sache  der  Generalversammlung  ist,  in  welchem  Sinne 
denn  manche  Statuten  erklären,  es  entscheide  dieselbe  in 
letzter  Instanz  in  allen  Angelegenheiten  der  Gesellschaft^^. 

Die  Generalversammlung  hat  aber  nicht  allein  der  Kegel 
nach  die  Behörden  und  Beamten  der  Gesellschaft  zu  Avählen, 
dieselben  zu  beaufsichtigen,  ihnen  die  nöthigen  Weisungen 
zu  ertheilen,  über  die  von  denselben  verlangten  Vollmachten 
zu  beschliessen,  so  wie  zwischen  ihnen  entstandene  Anstände 
zu  erledigen,  sondern  auch  abgesehen  hiervon  die  Interessen 
der  Vereinsmitglieder  zu  wahren. 

Daher  gehört  es  insbesondere  zu  deren  Competenz,  wenn 
der  reine  Gewinn  der  Actiengesellschaft  oder  ein  Theil  des- 
selben zur  Vertheilung  unter  die  Actionäre  bestimmt  ist,  nach 
Ablauf  einer  jeden  Rechnungsperiode  die  Gewinnvertheilung 
zu  bestimmen,  d.  h.  in  Gemässheit  der  Statuten  festzusetzen, 
ob  und  wie  viel  an  Dividenden  vertheilt  werden  soll. 

Dieser  in  der  Natur  der  Sache  liegende  Grundsatz  ^\ 
welcher  auch  durch  eine  Reihe  von  Statuten  ausdrücklich  an- 
erkannt ist^^,  ist  durch  das  Allgem.  deutsche  Handels- 
gesetzbuch (Art.  224  Abs.  1)  mittelst  der  Anordnung  sanc- 
tionirt  worden: 

„Die  Rechte,  welche  den  Actionären  in  den  Angelegen- 

„heiten  der  Gesellschaft,  insbesondere  in  Beziehung  auf 

„die  Führung  der  Geschäfte,   die  Einsicht  und  Prüfung 

„der  Bilanz  und  die  Bestimmung  der  Gewinnvertheilung 

„zustehen,   werden  von  der  Gesammtheit  der  Actionäre 

„in  der  Generalversammlung  ausgeübt;" 

während  nach  dem  nämlichen  Gesetzbuche  (Art.  225  Abs.  2) 

der  Aufsichtsrath,  wo  ein  solcher  bestellt  ist,  die  Vorschläge 

des  Vorstandes  zur  Gewinnvertheilung  zu  prüfen  und  darüber 

der  Generalversammlung  Bericht  zu  erstatten  hat. 

Ebenso  gehört  es  aber  zur  Competenz  dieser  letzteren, 


33)  Stat.  der  Providentia,  Frankfurter  Versich. -G.,  §.  47; 
der  Frankfurter  Hypothekenbank,  §.  39. 

34)  S.  ein  Urtheil  des  Tribunale  dl  commercio  di  Torino  v.  7.  Mai  1861 
in  der  Giurinprudenze  commerc.  ital.  dalV  Antonio  Caveri  (1862),  part. 
second.,  p.  581  sqq. —  Üelangle,  des  societ.  commerciaL,  II.  no.  430. 

35)  Stat.  der  Providentia,  Frankf.  Versich. -G.,  §.55;  der 
K.Ferd.-Nordb.,  §.31;  der  k.  k.  priv.  Donau-Dampfschiff.-G., 
§.17;  der  Graz-Köflacher  Eisenb.-  u.  Bergbau-G.,  §.41;  der 
Hess.  Ludw.-Eisenb.-G.,  §.  35;  der  deutsch.  Versich. -G.  in 
Dresden,  §.  55;  der  Zuckerfabrik  Heiibronn,  §.  18;  des  Ver- 
eins chemischer  Fabriken  in  Mannheim,  §.29. 
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im  Zweifelsfalle  über  die  Legitimation  der  angeblichen  Mit- 
glieder des  Actienverelns  zu  entscheiden,  und  zwar  nicht  bloss 
zum  Zwecke  der  Zulassung  derselben  zur  betreffenden  Ver- 
sammlung^", sondern  auch  wo  es  sich  um  die  Ausübung  an- 
derweitiger Mitgliedschaftsrechte  handelt. 

Indessen  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  der  vermeint- 
liche Actionär  so  wie  derjenige,  der,  weil  ein  Actienrecht  an- 
geblich auf  ihn  übertragen  worden,  Anspruch  auf  Anerken- 
nung als  Gesellschaftsmitglied  zu  haben  glaubt,  sich  bei  einem 
seine  Ansprüche  verwerfenden  Beschlüsse  nicht  zu  beruhigen 
braucht,  vielmehr  dieselben  auf  dem  AVege  einer  gegen  den 
Actienverein  zu  richtenden  Klage  durchzusetzen  versuchen 
kann.  Denn  ist  es  zwar  Sache  der  Generalversammlung, 
wenn  Seitens  einer  Behörde  oder  eines  Beamten  des  Vereins 
die  Eigenschaft  einer  gegebenen  Person  als  Gesellschaftsmit- 
gliedes, oder  deren  Anspruch  als  solches,  wie  z.  B.  durch 
Eintrag  in  das  Actienbuch,  Anerkennung  zu  erlangen,  bean- 
standet wird,  über  diesen  Anstand  zu  entscheiden,  so  vermag 
jene  dagegen  nicht  wirklich  begründete  Rechte  zu  brechen, 
und  ist  gegen  einen  dahin  abzielenden  Beschluss  der  Schutz 
der  Gerichte  gegeben. 

Ebenso  steht  aber  dem  Actionär  der  Weg  einer  gericht- 
lichen Klage  gegen  die  Actiengesellschaft  offen,  wenn  der 
von  der  Generalversammlung  in  Ansehung  der  Gewinnver- 
theilung  gefasste  Beschluss  in  statutenwidriger  Weise  gefasst 
worden;  so  z.  B.  wenn  die  beschlossene  Dividenden- Verthei- 
lung  um  desswillen  geringer  ausgefallen,  weil  von  dem  von 
der  Versammlung  als  vorhanden  anerkannten  reinen  Gewinne 
ein  Theil  zu  einem  in  den  Statuten  nicht  vorgesehenen  Ee- 
servefonds  geschlagen  worden. 

Der  Wirkungskreis  der  Generalversammlung  ist,  wie 
schon  früher  bemerkt  worden,  ein  beschränkter,  indem  die- 
selbe insbesondere  nur  auf  Grund  der  Statuten,  auf  deren 
Grundlage  die  Actiengesellschaft  besteht,  Beschlüsse  fassen 
kann. 

Daher  kann  insbesondere  eine  Statuten-Aenderung  im 
Zweifel  durch  die  Generalversammlung  nicht  beschlossen  wer- 
den, weil  der  Actienverein  selbst  und  demnach  auch  dessen 
Organe  nur  auf  Grund  der  bisherigen  Statuten  bestehen  ^^. 

36)  Stat.  der  Hess.  Ludw.-Eisenb.-G.,  §.35. 

37)  Pohls,  Actienges.,  S.  197.  —  Delangle,  des  societ.  commerc.y 
tom.  II.  no.  437.  — 
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Desshalb  ist  insbesondere  eine  Abänderung  des  Gegen- 
standes des  Gesellschaftsunternelimens  ^^  oder  eine  Erweite- 
rung des  Geschäftsbetriebes  der  Actienverbindung,  eine  Ver- 
änderung des  Namens  oder  eine  Verlegung  des  Sitzes  der 
Gesellschaft  nur  mit  Einwilligung  aller  Actionäre  möglich. 

Daher  kann  ebensowenig  ohne  die  Uebereinstimmuno: 
dieser  letzteren  die  Höhe  des  Grundcapitals  verändert,  und 
dasselbe  vermindert  oder  erhöht  werden. 

Das  Grundcapital  kann  auf  Beschluss  der  Generalver- 
sammlung mittelst  theilweiser  Zurückzahlung  desselben  an 
die  Actionäre,  falls  eine  solche  nicht  ausdrücklich  durch  die 
Statuten  vorgesehen  (p.  63),  nicht  vermindert  werden,  weil 
eine  Actiengesellschaft,  die  mit  einem  anderen  Capitale  ar- 
beitet, in  der  That  nicht  die  ursprüngliche  ist,  sollte  auch  die 
Capitals- Verminderung  im  wirklichen  Interesse  der  Vereins- 
mitgheder  liegen. 

Aus  dem  nämlichen  Grunde  kann  auch  gegen  den  Wi- 
derspruch einzelner  Actionäre  eine  Vermehrung  des  Stamm- 
capitals  weder  durch  iVusgabe  weiterer  Actien,  deren  Emission 
nicht  in  den  Statuten  bereits  in  Aussicht  genommen,  noch 
auch  durch  Erhöhung  des  Betrages  der  vorhandenen  Actien 
Statt  finden  =59. 

Ebenso  kann  eine  durch  die  Statuten  nicht  vorgesehene 
Umwandlung  der  Actiendocumente  in  der  Art,  dass  die  Na- 
men-Actien  in  Inhaberpapiere  oder  umgekehrt  verwandelt 
werden,  oder  eine  weitere  Zerlegung  der  Actienrechte  oder 
Actienantheile  nicht  ohne  Zustimmung  aller  Actionäre  ge- 
schehen '^°. 

Diese  Einwilligung  ist  aber  nicht  weniger  zum  Zwecke 
einer  Aenderung  der  Grundsätze,  nach  welchen  die  Bilanz 
aufzunehmen  und  der  Gewinn  zu  berechnen  und  auszuzahlen, 
erforderlich,  und  daher  zur  Bildung  eines  durch  die  Statuten 
nicht  vorgesehenen  Reserve-  oder  Amortisationsfonds  so  wie 
zur  Erhöhung  eines  solchen  über  das  statutenmässige  Mass 
hinaus  nöthig^^ 


38)  Allg.  deutsch.Handelsges.,  Art.  215  Abs.  1. 

39)  Pohls,  Actienges.,  S.  202;  Jolly  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch. 
Recht,  Bd.  XI.  S.  202;  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen,  S.  375; 
Würtemb.  Entwurf,  Art.  271,  unddieMotive  dazu,  S.  234  fg. 

40)  S.  oben  S.  72  fg. 

41)  Jolly  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.405  a.  E,; 
Auerbach,  das  Gesellschaftswesen ,  S.  376. 
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Allein  auch  die  statutenmässigen  Grundsätze  über  die 
Art  und  Weise,  wie  die  Prüfung  der  Bilanz  erfolgt,  über  die 
Zusammensetzung  des  Vorstandes  und  die  Art  der  Bestellung 
desselben,  über  die  Bedingungen  des  Stimmrechtes  der  Ac- 
tionäre  und  die  Form,  in  welcher  es  auszuüben  ist,  über  die 
Form  der  Zusammenberufung  der  Generalversammlungen, 
können  wie  alle  anderen  Abänderungen  der  Statuten,  soferne 
diese  letzteren  nicht  etwas  anderes  vorgesehen,  nur  mit  Uebei- 
einstimmung  aller  Gesellschaftsmitglieder  beschlossen  werden. 

Abgesehen  aber  von  Aenderungen  der  Statuten  ist  die 
Einwilligung  aller  Actionäre  so  oft  erforderlich,  als  deren 
statutenmässigen  Rechte  beeinträchtigt,  oder  die  von  ihnen 
einojeffangenen  Verbindlichkeiten  erhöht  oder  erschwert  Aver- 
den  sollen. 

Daher  ist  insbesondere  die  Uebereinstimmung  aller  Ver- 
einsmitglieder  sowohl  zu  einem  Aufschübe  des  beabsichtigten 
Unternehmens,  wie  zu  einer  freiwilligen  Auflösung  der  Ge- 
sellschaft^- oder  zu  einer  Fortsetzung  derselben  über  die  sta- 
tutenmässig  festgesetzte  Zeit  nöthig^^. 

Andererseits  versteht  es  sich  aber  von  selbst,  dass  kein 
Actionär  ohne  seine  Einwilligung  zur  Einzahlung  geschulde- 
ter Beiträge  vor  dem  statutenmässig  festgesetzten  Termine 
angehalten,  oder  genöthigt  werden  kann,  zu  den  Zwecken  der 
Gesellschaft  oder  zur  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten  mehr 
als  die  auf  seine  Actien  geschuldete  Summe  beizutragen  (s. 
§.  67)  oder  auf  ihm  zukommende  Gewinnantheile,  wenn  diese 
nicht  nach  Massgabe  der  Statuten  von  einem  Gesellschafts- 
beschlusse  abhängig,  zu  verzichten,  so  wie  auch  ohne  Zu- 
stimmung aller  Vereinsmitglieder  die  Folgen  der  Säumniss  in 
der  Einzahlung  der  Actienbeträge  nicht  erschwert  zu  werden 
vermögen. 

Fassen  wir  das  Gesagte  zusammen,  so  kann  an  und  für 
sich  die  Generalversammlunoj  weder  eine  Abänderung  der  Sta- 
tuten  beschliessen,  noch  auch  sonst  diesen  zuwiderlaufende 
Beschlüsse  fassen.  Sie  vermag;  derartio-e  Beschlüsse  weder 
durch  Stimmen-Mehrheit,  noch  auch  mit  Stimmeneinhelligkeit 
zu  treffen,  während  allerdings  sowohl  Aenderungen  der  Ge- 


42)  Pohls,  Actienges.,  S.  279;     Jolly  a.  a.  O.  S.  404;     Motive  z. 
würtemb.  Entwürfe,  S.  232.  233.  u.  unt.  §.  78.— 

43)  Pohls,  Actienges.,  S.  202  u.  S.  272.  —  Motive  z.  würtemb. 
Entwürfe,  S.  232,  u.  unten  §.  76.  — 
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sellschaftsregel  wie  auch  anderweitige  mit  derselben  im  Wi- 
derspruche stehende  Anordnungen  mit  dem  übereinstimmen- 
den Willen  der  sämmtlichen  Actionäre  möglich;  abgesehen 
freilich  von  der  Frage,  ob  nicht  zur  Gültigkeit  oder  Wirk- 
samkeit derartiger  Verfügungen  anderweitige  Erfordernisse, 
wie  Staatsgenehmigung,  öffentliche  Beurkundung  und  Be- 
kanntmachung nöthig  sind. 

Wir  haben  schon  früher  bemerkt,  dass  es  in  Ansehung 
der  Aufnahme  von  Darlehen  besti^itten,  ob  zu  diesem  ZAvecke, 
in  Ermangelung  anderweitiger  Bestimmung  der  Statuten,  die 
Einwillio-uno;  der  sämmtlichen  Actionäre  erfordert,  wie  die 
Einen  meinen  ^\  oder  ein  Beschluss  der  Generalversammlung, 
wie  von  anderer  Seite  angenommen  wird  "^5,  genügt. 

Wir  stehen  nicht  an,  uns  der  letzteren  Meinung  um  dess- 
willen  anzuschliessen,  weil  durch  eine  Darlehensaufnahme  das 
statutenmässige  Grundcapital  nicht  verändert,  auch  das  Ge- 
sellschaftsvermögen überhaupt  weder  vermindert,  noch  ver- 
mehrt, sondern  in  demselben  Masse  belastet  wird,  in  welchem 
dessen  Activa  erhöht  wei'den,  während  hierdurch  ebensowenig 
eine  Aenderung  in  den  Verbindlichkeiten  und  Rechten  der 
Actionäre  eintritt.  Der  hiergegen  geltend  gemachte  Grund 
aber,  es  liege  in  der  Aufnahme  eines  Darlehens  eine  Ueber- 
schreitung  der  Gränze,  welche  ursprünglich  für  die  von  der 
Gesellschaft  auszuführenden  Rechtsgeschäfte  gezogen,  trifft 
desshalb  nicht  zu,  weil  ein  Darlehen  keineswegs  immer  zum 
Zv/ecke  eines  erweiterten  Geschäftsbetriebes  aufgenommen 
wird,  sondern  eine  Anlehens- Aufnahme  sehr  wohl  zur  Deckung 
momentaner  Verluste  und  beziehungsweise  Beschaffung  der 
Mittel  geschehen  kann,  die  zur  Fortsetzung  des  Betriebes  der 
Vereinsgeschäfte  in  dessen  bisherigem  Umfange  nöthig.  An 
und  für  sich  macht  es  übrigens  keinen  Unterschied,  ob  ein 
gewöhnliches  Darlehen  oder  eine  s.  g.  Prioritäts-Anleihe  auf- 
genommen werden  soll,  wiewohl  es  sich  von  selbst  versteht, 
dass,  sobald  es  sich  hierbei  um  eine  Erweiterung  des  Ge- 
schäftsbetriebes der  Gesellschaft  handelt,  oder  um  eine  Be- 
einträchtigung der  Actionäre  in  deren  statutenmässigen  Rech- 
ten, die  Einwilligimg  derselben  nöthig  ist. 


44)  Jolly  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.  405. 

45)  Motive  z.  würtemb.  Entwürfe,  S.  235;  Pohls,  Actienges., 
S.  202  a.  E.  u.  S.  203.  —  ylrret  de  la  cour  royule  de  Bordeaux  v.  21.  Decbr. 
18-10  bei  Del  angle,  sociel.  commerc,  II.  p.  IG. 
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Dass  aber  die  natürlichen  Gränzen  des  Wirkungskreises 
der  Generalversammlung  durch  Statuten  oder  Gesetz  erwei- 
tert sein  können,  ist  schon  wiederholt  bemerkt  worden. 

Besonders  häufig  sind  namentlich  die  statutenmässigen 
Bestimmungen,  durch  welche  die  Competenz  der  Generalver- 
sammlung ausgedehnt  ist;  Bestimmungen,  welche,  da  jeder 
Actionär  sich  durch  seinen  Eintritt  in  den  Verein  der  Gesell- 
schaftsregel unterwirft,  insoferne  keinem  Anstände  unterliegen, 
als  sie  nicht  mit  dem  Wesen  des  Actienvereins  oder  gesetz- 
liehen  Vorschriften  zwingender  Art  im  Widerspruche  stehen*^. 

Solche  Erstreckungen  des  Wirkungskreises  der  General- 
versammlung, welche  in  verschiedener  Richtung  und  in  ver- 
schiedenem Umfange  vorkommen,  finden  sich  meistens  in  der 
Art,  dass  zu  Beschlüssen,  zu  denen  jene  Versammlung  nur 
kraft  statutenmässiger  Anordnung  befähigt,  eine  grössere  wie 
die  einfache  Stimmenmehrheit  erfordert,  und  öfter  auch  die 
Beschlussfähigkeit  der  Generalversammlung  an  besondere 
Bedingungen  geknüpft  ist. 

Indem  derartige  Abweichungen  von  den  naturgemässen 
Grundsätzen  über  die  Competenz  des  höchsten  Vereinsorgans 
contra  rationem  juris  gehen,  und  nur  „propter  aliquam  utilita- 
tem  vel  necessitatem"  eingeführt  sind,  sind  dieselben  streng 
auszulegen '^^,  und  verdient  demnach  die  Ansicht  keine  Billi- 
gung, wonach  man,  wenn  die  Statuten  eines  Actienvereins 
in  einer  Reihe  von  Fällen,  in  welchen  an  sich  Uebereinstim- 
mung  der  Actionäre  erforderlich  wäre,  einen  Mehrheitsbe- 
schluss  mit  einer  gegebenen  Mehrheit  von  Stimmen  für  ge- 
nügend erklären,  sich  mit  dieser  Majorität  auch  in  anderen 
derartigen  Fällen,  die  in  der  Gesellschaftsregel  mit  Still- 
schweigen übergangen,  zu  begnügen  hat^^. 

Dagegen  ist  es  allerdings  richtig,  dass  auch  da,  wo  die 
Statuten  eine  grössere  Stimmenmehrheit  verlangen,  in  Erman- 
gelung anderweitiger  ausdrücklicher  Bestimmung^''',  die  Zäh- 

46)  Bescheid  des  französ.  Cassationshofes  v.  16.  July  1838: 
„Aliendu  .  .  .  qu'il  n^est  pas  permis  aux  socieles  anonymes  de  deroger  aux 
,,slipulations  de  leurs  Statuts,  qui  ont  pour  ohjet  f  ordre  public  et  Vinteret  des 
„tiers.  .."  (Dalloz,  repert.,  XXXVIII.  1.328);  Delangle,  des  societ. 
coinmerc. ,  II.  no.  440. 

47)  Treitschke  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  V. 
S.  340  fg. 

48)  SoJolly  in  derZeitschr.  f.  deutsch.Recht,  Bd. XLS.  407. 

49)  Stat.desBrackelerBergwerk-Vereins,  §.40;  derlihein- 
Preuss.  Eisenb.-G.,  Art.  26. 
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lung  der  Stimmen  in  der  nämlielien  Weise  Statt  zu  finden, 
wie  sie  nach  Massgabe  der  nämlichen  Statuten  zu  Beschlüs- 
sen, zu  denen  einfache  Majorität  genügt,  geschehen  soll;  da- 
her denn  z.  B.  auch  in  jenem  Falle  je  nach  der  Gesellschafts- 
regel die  Besitzer  von  Inhaber-Actien  nicht  stimmberechtigt, 
oder  nur  die  Stimmen  der  Inhaber  einer  bestimmten  Zahl  von 
Actien  u.  s.  w.  mitzurechnen  sind^°. 

Die  Gegenstände  aber,  welche  an  sich  der  Competenz 
der  Generalversammlung  entzogen,  allein  kraft  statutenmässi- 
ger  Anordnung  der  Beschlussfassung  derselben  unterstellt 
sind,  sind  in  den  Statuten  der  einzelnen  Actienverbindungen 
in  verschiedener  Weise  bestimmt. 

Namentlich  gehört  zunächst  hierher  die  Abänderung 
und  Ergänzung  der  Gesellschaftsregel,  welche  nach 
einer  sehr  grossen  Anzahl  von  Statuten  durch  die  General- 
versammlung beschlossen  werden  kann,  und  zwar  in  der  Art, 
dass  zu  diesem  Zwecke  lediglich  eine  grössere  Stimmenmehr- 
heit, wie  ^1^^^  oder  ^/^  der  in  der  Versammlung  vertretenen 
Stimmen  ^^  erfordert,  oder  ausserdem  besondere  Bedingungen 
der  früher  besprochenen  Art  für  die  Beschlussfähigkeit  der 
betreffenden  Generalversammlung  aufgestellt  sind°^. 

Nebst  anderweitigen  Abänderungen  der  Statuten  heben 
einzelne  derselben  als  Gegenstände,  welche  den  Beschlüssen 
des  höchsten  Vereins-Organs  anheimgegeben  sein  sollen,  be- 
sonders hervor:  die  Verminderung  des  Grundcapitals^^, 
ferner  die  Vermehrung  desselben  durch  Ausgabe 
neuer  Actien   (S.  §.   72),    welcher  nicht   selten    die   Con- 


50)  Pohls,  Actieng.,  S.  204  flg. ;  Jolly  in  der  Zeit  sehr.  f.  deutsch. 
Recht,Bd.  XL  S.  408. — 

51)  Stat.  der  Carl-Ludw.-B.,  §.  23;  der  deutsch.  Versiche- 
rungs-G.  in  Dresden,  §.  53;  der  Thuringia,  §.  37;  der  Heidel- 
berger Ultramarin  Fabrik,  Art.  29;  der  Frank  fürt.  Hypotheken - 
Bank,  §.39. 

52)  Stat.  der  Providentia,  §.  48;  der  Frankfurt.  Rückver- 
sicher.-G.,  Art.  35;  der  Wiener  Ersten  Immobilien-G.,  §.  27;  der 
Hessisch.  Ludw.  Eisenb.-G.,  §§.  35.  36;  desBrackelerBergwerk- 
Vereins,  §.  38- 

53)  Stat.  der  Berlin-Frankfurt.  Eisenb.-G.,  §.  34:  derFrank- 
furt.  Bank,  Art.  62;  der  Actieng.  f.  Spinnerei  u.  Weberei  an  der 
IIohenMark,  Art.  31.  — 

54)  Stat.  der  Wiener  Ersten  Immobilieng.,  §.  27;  der  Mon- 
tan ia,  §.  27. 
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trahirung  von  Darlehen  gleichgestellt  ist°^;  so  wie  die 
Abänderunor  des  Gegenstands  der  Unternehmung; 
der  Gesellschaft^*^,  eine  Abänderung,  welche  jedoch  nach 
dem  Allg.  deutsch.  Handelsgesetzb.  (Art.  215  Abs.  1), 
auf  dessen  bezügliche  Bestimmungen  später  zurückzukommen, 
nur  dann  durch  Stimmenmehrheit  beschlossen  werden  kann, 
Avenn  dies  durch  die  Statuten  ausdrücklich  gestattet,  nicht  aber 
wo  die  letzteren  nur  ihre  Abänderung  überhaupt  einem  Mehr- 
heitsbeschlüsse der  Generalversammlung  anheimstellen. 

Auch  die  Verlängerung^^  so  Avie  die  Auflösung  der 
Gesellschaft'^^  endlich  kann  vielfach  kraft  statutenmässiger 
Anordnung  mittelst  Majoritätsbeschlusses  geschehen,  obwohl 
zu  jenem  °'-^  wie  zu  diesem  Zwecke  ''^  bisweilen  eine  grössere 
Majorität  wie  zu  Statutenänderungen  erfordert,  ja  zur  Auflö- 
sung des  Vereins  ausser  der  grösseren  Stimmenmehrheit  noch 
die  Vertretung  eines  bestimmten  Theils  des  Actiencapitals 
verlangt  ist^^  oder  gar  gegen  die  sonstige  Regel  jede  in  der 
Generalversammlung  vertretene  Actie  für  Eine  Stimme  zäh- 
len soll  '^^  (S.  jedoch  unten  78). 

Gestatten  jedoch  die  Statuten  nur  allgemein  die  Auflö- 
sung des  Actienvereins  durch  einen  Beschluss  der  General- 
versammlung, so  kann  doch  eine  solche  Auflösung  auf  dem 
Weo-e  einer  Fusion  nach  dem  Allg.  deutschen  Han- 
delsgesetzbuche  nur  mit  Einwilligung  sämmtlicher  Actio- 
näre  Statt  finden,  da  dasselbe  (Art.  215  Abs.  2),  worauf  spä- 
ter zurückzukommen,  einen  Majoritätsbeschluss,  kraft  dessen 
die  Gesellschaft  durch  Uebertragung  ihres  Vermögens  und 


55)  Stat.  der  Berlin-Frankfurt.  Eisenb.-G.,  §§.  34.  26;  der 
Carl-Ludw.-B.,  §.  23;  der  Hess.  Ludw.  Eisenb.-G.,  §.  35. 

56)  Stat.  der  Leipziger  Bank,  §.  75. 

57)  Stat.  der  Hamburg.  Assecuranz,  §.  1;  der  Oesterr.  Cre- 
ditanstalt,  §.31;  der  Aachener  u.  Münchener  Feuer- Versiche- 
rungs-G.,  §.  14. 

58)  Stat.  der  Frankfurt.  Bank,  §.  72;  der  Oesterr.  Creditan- 
stalt,  §.31;  der  Wiener  Ersten  Immobilieng.,  §.  27;  der  Mon- 
tania,  §.  27;  des  Lugauer  Steinkohlen-Abbau-Vereins  West- 
phalia,  §.  21. 

59)  Stat.  der  Carl-Ludw.-B.,  §.23. 

60)  Stat.  der  Carl-Ludw.-B.,  §.  23;  der  Thuringia,  §.  36. 

61)  Stat.  der  Leipziger  Bank,  §.115;  der  Providentia,  §.56; 
der  deutsch.  Versicherungs-G.  in  Dresden,  §.53;  der  Heidel- 
berg. Ultramarin-Fabrik,  §.  30. 

62)  Stat.  der  Khein-Nahe-Eisenb.sG.,  §.  23:  des  Brackeler 
Bergwerk-Vereins, §.40. 
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ihrer  Schulden  an  einen  anderen  Actienverein  gegen  Gewäh- 
rung von  Actien  dieses  letzteren  aufgelöst  werden  soll,  nur 
im  Falle  ausdrücklicher  statutenmässiger  Gestattung  für  zu- 
lässig erklärt. 

Nach  einzelnen  Statuten  bedürfen  übrigens  Beschlüsse 
über  Aenderuno;  der  Gesellschaftsregel,  Verlängerung  und 
Auflösung  des  Vereins  einer  Bestätigung  in  einer  zweiten 
Generalversammlung,  welche  auf  den  innerhalb  einer  be- 
stimmten Zeit  einzubringenden  Antrag  von  Actionären,  die 
eine  gewisse  Anzahl  Stimmen  vertreten,  zusammenzuberu- 
fen  ist*^^. 

Wie  nun  sehr  viele  Statuten  den  Wirkungskreis  der  Ge- 
neralversammlung über  dessen  natürliche  Gränzen  hinaus  er- 
weitert, so  ist  das  Nämliche  durch  einzelne  Gesetze  ge- 
schehen. 

So  können  nach  den  Ungarischen  Gesetzes-Arti- 
keln  XVIII.  §.  64  Aenderungen  der  Statuten  von  der 
Generalversammlung  durch  Stimmenmehrheit  beschlossen, 
und  mittelst  eines  solchen  Beschlusses  selbst  der  Zweck  der 
Gesellschaft  abgeändert  werden,  Aviewohl  zu  diesem  letzteren 
Behufe  wenigstens  drei  Viertheile  der  Gesellschaft,  d.  h.  wohl 
der  mit  den  Actien  verbundenen  Stimmen,  einwilligen  müssen. 
Doch  soll  es  in  solchen  Fällen  den  in  der  Minderheit  ver- 
bliebenen Actionären  gestattet  sein,  aus  der  Gesellschaft  aus- 
zutreten, und  je  nach  dem  Stande  der  Gesellschaftsangele- 
genheiten und  wenn  ein  Gewinn  vorhanden,  die  Auszahlung 
des  ihnen  verhältnissmässig  zukommenden  Gewinnantheils  zu 
fordern. 

Auch  nach  englischem  Rechte  kann  eine  Abände- 
rung oder  Ergänzung  des  Gesellschaftsregulativs  so  wie 
eine  Auflösung  der  Gesellschaft  durch  einen  Majoritätsbe- 
schluss  der  Generalversammlung,  und  zwar  durch  einen  s.  g. 
Specialbeschluss  {special resolution)  Statt  finden.  Jedoch  muss 
ein  solcher  Beschluss  nach  vorheriger  Bekanntmachung;  der 
Absicht,  ihn  zu  beantragen,  durch  drei  Viertel  der  Actionäre, 
welche  zugleich  drei  Viertel  des  Actiencapitals  repräsentiren, 
geßsst  und  in  einer  neuen  nicht  früher  wie  Einen  und  nicht 
später  Avie  drei  Monate  nachher  abzuhaltenden  und  gehörig 


63)  Stat.  des  Lugauer  Steinkohlen-Abbau- Vereins  West- 
phalia,  §.  21. 
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anzukündigenden  Versammlung  von  der  Mehrheit  der  als- 
dann stimmberechtigten  Actionäre  bestätigt  werden''^. 

Nach  dem  Bernischen  Gesetze  über  Actiengesell- 
schaften  v.  J.  1860  (Art.  25)  endlich  können  Veränderungen 
in  den  Statuten,  also  auch  in  Ansehung  des  Vereinsunterneh- 
mens (Art.  4),  so  we  die  Verlängerung  der  Gesellschaft  über 
die  statutenmässig  festgesetzte  Zeit  hinaus  und  deren  vor- 
herige Auflösung  durch  die  Generalversammlung  der  Actio- 
näre beschlossen  werden,  und  zwar  mit  einer  Stimmenzahl, 
die,  soferne  die  Statuten  nichts  Anderes  bestimmen,  nach 
Antheilen  berechnet  mindestens  zwei  Drittheile  des  Grundca- 
pitals  darstellt.  Doch  sollen  diese  Beschlüsse  rechtliche  Wirk- 
samkeit erst  dann  äussern,  wenn  sie  durch  die  Staatsbehörde, 
welche  die  Gesellschaftsstatuten  sanctionirt,  genehmigt  und 
zum  zweiten  Male  veröffentlicht  worden  sind. 

Eine  nähere  Betrachtung  verlangt  hier  jedoch  das  Allg. 
deutsche  Handelsgesetzbuch  insoferne,  als  es  beim  ersten 
Anblicke  ebenfalls  zu  den  Gesetzgebungen  zu  gehören  scheint, 
welche  die  Competenz  der  Generalversammlung  über  deren 
natürliche  Gränzen  hinaus  ausgedehnt  haben,  da  es  (Art.  214 
u.  215)  von  Beschlüssen  der  Generalversammlung  spricht, 
welche  „die  Fortsetzung  der  Gesellschaft  oder  eine  Abände- 
rung der  Bestimmungen  des  Gesellschaftsvertrags  zum  Ge- 
o-enstande"  haben,  während  es  (Art.  248)  eine  theilweise  Zu- 
rückzahlung des  Grundcapitals  an  die  Actionäre  auf  Beschluss 
der  Generalversammlung  erfolgen  lässt. 

Und  in  der  That  gingen  die  Motive  des  Preussi- 
schen  Entwurfs  zu  dem  mit  Art.  215  des  Allg.  deutsch. 
Handelsgesetzbuchs  der  Sache  nach  übereinstimmenden 
Art.  180  davon  aus,  dass  zwar  strenggenommen  zu  jeder  Ab- 
änderung des  Gesellschaftsvertrags  Einstimmigkeit  aller  Ac- 
tionäre gefordert  werden  müsste,  dass  jedoch  dieser  Grundsatz 
bei  der  meistentheils  erheblich  grossen  Zahl  dieser  letzteren 
practisch  nicht  durchführbar  sei,  vielmehr  das  Bedürfniss  da- 
hin führe,  Majoritäts- Beschlüsse  als  die  Eegel  anzunehmen. 
Nur  wo  eine  so  wesentliche  Aenderung  des  Gesellschafts- 
Vertrags  in  Frage  stehe,  dass  der  alte  Vertrag  durch  sie  in 
einen  völlig  neuen  umgewandelt  werden  solle,  sei  an  demEr- 


64)  Englische  Actiengesellsch. -Acten,  1856,  1857,  XXXIII. 
XXXIV.  LXVI.  u.  Güterbock,  die  engl.  Actiengesellschaftsgesetze, 
S.  24  not.  40. 
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fordernisse  der  Einwilligung  aller  Contralienten  festzuhalten, 
soferne  nicht  in  den  Statuten  selbst  ausdrücklich  das  Gegen- 
theil  bestimmt  sei.  —  Als  eine  so  wesentliche  Aenderung  sei 
aber  einerseits  die  Abänderung  des  Gegenstandes  der  Unter- 
nehmung, andererseits  der  Fall  zu  betrachten,  dass  die  Ge- 
sellschaft ihr  sämmtliches  Activ-  und  Passiv- Vermögen  an  einen 
anderen  Verein  gegen  Gewährung  von  Actien  dieses  letzteren 
übertragen  solle ,  da  hierin  die  Aufhebung  der  alten  Gesell- 
schaft und  die  gleichzeitige  Eingehung  einer  neuen  liege  *'^. 

Das  Ungenügende  dieser  Motive  springt  in  die  Augen. 
Denn  abgesehen  davon,  dass  keineswegs  bei  allen  Actien- 
vereinen  die  Zahl  der  Mitglieder  eine  erheblich  grosse  ist, 
und  dass  bei  Voraussicht  eines  solchen  Falls  der  Aufnahme 
einer  Bestimmung  in  die  Statuten,  wonach  dieselben  durch 
einen  Mehrheitsbeschluss  sollen  abgeändert  werden  können, 
nichts  entgegensteht,  berechtigt  in  Ermanglung  einer  derarti- 
gen Anordnung  in  Wirklichkeit  nichts  dazu,  eine  Minderheit 
den  Beschlüssen  einer  Mehrheit  zu  unterwerfen,  die,  soferne 
sie  nicht  auf  Grundlage  der  Statuten  beschliesst,  überhaupt 
nicht  als  Organ  der  Actiengesellschaft  erscheint.  Auch  ist 
es  klar,  dass  die  Unterscheidung  zwischen  wesentlichen  und 
ausserwesentlichen  Abänderungen  der  Statuten,  wenigstens 
in  der  Weise,  wie  sie  in  den  Motiven  zum  Preussi sehen 
Entwürfe  geschehen,  eine  durchaus  willkührliche  ist,  da 
z.  B.  eine  Vermehrung  der  Zahl  der  Actien,  oder  eine  Ver- 
längerung der  Gesellschaft  über  die  statutenmässig  festge- 
setzte Zeit  hinaus,  wie  sie  nach  jenen  Motiven  durch  Mehr- 
heitsbeschluss möglich  sein  soll,  ebenso  tief  wie  eine  vielleicht 
durchaus  angezeigte  Abänderung  des  Vereinsunternehmens 
oder  wie  eine  Fusion  die  wohlerworbenen  Rechte  derActionäre 
zu  beeinträchtigen  geeignet  sein  kann. 

Ob  nun  die  Nürnberger  Conferenz,  indem  sie  der 
Sache  nach  die  hier  einschlagenden  Artikel  des  Preussi- 
schen  Entwurfs  in  den  Entwurf  des  Allg.  deutschen 
Handelsgesetzbuchs  aufnahm,  jene  Motive  billigte,  dürfte 
in  der  That  zweifelhaft  sein.  Zwar  wurde  laut  den  Proto- 
collen  (S.  314)  der  Art.  180  des  Preussischen  Ent- 
wurfs unter  Verweisung  desselben  an  die  Redactions-Com- 
mission  wegen  vorgeschlagener  unwesentlicher  ßedactions- 
änderungen  nach  kurzer  Debatte  angenommen,   ohne  dass  in 


65)  Motive  z.  Preuss.  Entwürfe,  S.  90  u.  S.  93. 
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der  Conferenz  Aeusserungen  über  dessen  Tragweite  Statt 
gefunden  hätten;  andererseits  aber  bei  Berathung  des  Art. 
184  des  Preussischen  Entwurfs  (Art.  191  des  Entwurfs 
der  Redactions-Commission),  woselbst  von  den  Beschlüs- 
sen der  Generalversammlung,  welche  die  Fortsetzung  der  Ge- 
sellschaft oder  eine  Abänderung  der  Bestimmungen  des  Ge- 
sellschafts-Vertrags zum  Gegenstande  haben,  die  ßede,  davon 
ausgegangen,  dass  es  sich  hier  um  einen  Vertrag  handle  "^^j 
und  die  Anwesenheit  aller  Betheiligten  bei  einem  sol- 
chen Beschlüsse  unterstellt  ^''. 

Bei  diesem  völligen  Mangel  an  sicheren  Anhaltspuncten 
in  den  Motiven  kann  es  nun  offenbar  allein  darauf  ankom- 
men, ob  aus  der  Fassung  des  Allg.  deutschen  Handels- 
gesetzbuchs selbst  sich  ergiebt,  dass  dasselbe  dem  in  der 
Natur  der  Sache  begründeten  Grundsatze  derogiren  wollte, 
wonach  die  Generalversammlung  als  Organ  der  Gesellschaft 
nicht  ausserhalb  der  Statuten,  d.  h.  der  Grundlage,  auf  wel- 
cher der  Actienverein  beruht,  Beschlüsse  fassen,  also  weder 
eine  Abänderung  der  Gesellschaftsregel,  noch  auch  im  Wider- 
spruche mit  dieser  beschliessen  kann. 

Wir  glauben  dies  im  Allgemeinen  verneinen  zu  sollen. 

Wenn  nämlich  vorerst  das  Allg.  deutsche  Handels- 
gesetzb.  Art.  209  no.  10  verlangt,  dass  der  Gesellschaftsver- 
trao-  die  Gegenstände  bestimme,  „über  welche  nicht  schon 
durch  einfache  Stimmenmehrheit  der  auf  Zusammenberufung 
erschienenen  Actionäre,  sondern  durch  eine  grössere  Stim- 
menmehrheit oder  nach  anderen  Erfordernissen  Beschluss  ge- 
fasst  werden  kann'",  und  sonach  allerdings  davon  ausgeht, 
dass  der  Regel  nach  und  insoweit  die  Statuten  nicht  etwas 
anderes  angeordnet,  die  Generalversammlung  ihre  Beschlüsse 
durch  Stimmenmehrheit  fasst,  so  handelt  es  sich  hier  eben 
offenbar  nur  um  solche  Beschlüsse,  welche  jene  Versammlung 
innerhalb  des  ihr  zukommenden  Wirkungskreises,  innerhalb 
der  Gränzen  ihrer  Competenz  zu  treffen  hat,  Beschlüsse,  die 
im  Zweifel  mit  einfacher  Stimmenmehrheit  gefasst  werden 
sollen,  soferne  nicht  die  Statuten  für  die  Beschlussfassung  in 
Ansehung  einzelner  Gegenstände  eine  grössere  Stimmenmehr- 
heit oder  anderweitige  Erfordernisse  vorgeschrieben  haben. 
Der  Sinn  des  Gesetzes  geht  zweifellos  nicht  dahin,  dass  die 
auf  Zusammenberufuno;    erschienenen  Actionäre    durch    ein- 


66)  Protocolle,  S.  331.     —     67)  Protocolle,  S.  1040. 
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fache  Stimmenmehrheit  über  alles  Mögliche  sollen  beschlies- 
sen  können,  soferne  nicht  statutenmässig  in  Betreff  einzelner 
Gegenstände  etwas  anderes  angeordnet  ist,  aus  welchem 
Grunde  man  sich  denn  nicht  auf  jenen  Artikel  für  die  Zu- 
lässigkeit  einer  Abänderung  der  Statuten  durch  Majoritätsbe- 
schluss  zu  berufen  vermag '^^. 

Mit  mehr  Anschein  möchte  man  sich  hierfür  dagegen  auf 
Art.  214  Abs.  1  beziehen: 

„Jeder  Beschluss  der  Generalversammlung,  welcher  die 
„Fortsetzung  der  Gesellschaft  oder  eine  Abänderung  der 
„Bestimmungen   des    Gesellschaftsvertrags   zum   Gegen- 
„stande  hat,   bedarf  zu  seiner  Gültigkeit  der  notariellen 
„oder  gerichtlichen  Beurkundung,  so  wie  der  staatlichen 
„Genehmigung;" 
da  hier  das  Gesetz  allerdings  die  Möglichkeit  von  Beschlüs- 
sen der  Generalversammlung,   kraft  welcher  die  Gesellschaft 
fortgesetzt  oder  die  Statuten  abgeändert  werden  sollen,  unter- 
stellt, während  jene  Versammlung  der  Regel  nach  durch  Stim- 
menmehrheit beschliesst. 

Indessen  darf  man  nicht  übersehen,  dass  das  Gesetz  in 
diesem  Artikel  keineswegs  der  Generalversammlung  das  Recht 
einräumt,  die  Fortsetzung  der  Gesellschaft  oder  Abände- 
rungen der  Bestimmungen  des  Gesellschafts- Vertrags  zu  be- 
schhessen,  sondern  vielmehr  nur,  indem  es  die  rechtliche 
Möglichkeit  solcher  Beschlüsse  unterstellt,  wie  sie' allerdings 
auf  Grund  statutenmässiger  Anordnung  gegeben,  zu  deren 
Gültigkeit  notarielle  oder  gerichtliche  Beurkundung  erfordert, 
• —  die  übrigens,  wie  schon  früher  gezeigt,  auch  dann  nöthig, 
wenn  eine  jener  Wirkungen  mittelst  übereinstimmender  Wil- 
lenserklärung sämmtlicher  Actionäre  herbeigeführt  werden 
8oH  (8.  p.  433  flg.). 

Wenn  aber  ferner  Art.  215  erklärt: 

„Die  Abänderung  des  Gegenstandes  der  Unterneh- 
„mung  der  Gesellschaft  kann  nicht  durch  Stimmenmehr- 
„heit  beschlossen  werden,  sofern  dies  nicht  im  Gesell- 
„  Schafts  vertrage  ausdrücklich  gestattet  ist. 

„Dasselbe  gilt  von  dem  Falle,  wenn  die  Gesellschaft 
„durch  Uebertragung  ihres  Vermögens  und  ihrer  Schul- 
„den  an  eine  andere  Actiengesellschaft  gegen  Gewäh- 
„rung  von  Actien  der  letzteren  aufgelöst  werden  soll;" 


68)  Dies  thut  von  Kräwell  zu  Art.  215  Erläuter.  I.  — 
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so  kann  man  aus  diesem  Artikel  nicht  argumento  e  contrario 
folgern,  dass  Majoritätsbeschlüsse  in  allen  übrigen  Fällen,  wo 
es  sich  sonst  um  eine  Aenderung  der  Statuten  oder  eine  Auf- 
lösung der  Gesellschaft  handle,  statthaft  seien.  Denn  sieht 
man  auch  von  der  Misslichkeit  solcher  Argumente  ab,  so  ver- 
langt das  Gesetz  für  die  Abänderung  des  Gegenstandes  der 
Unternehmung  so  wie  die  Auflösung  des  Actienvereins  mit- 
telst Fusion  durch  Stimmenmehrheit  eine  ausdrückliche 
Gestattung  in  den  Statuten,  wie  eine  solche  zu  anderweitigen 
Abänderungen  der  Gesellschaftsregel  oder  sonstiger  Auflösung 
der  Verbindung  nicht  erfordert.  Bestimmen  mit  a.  W.  die 
Statuten,  dass  die  Generalversammlung  mit  einer  gegebenen 
Majorität  deren  Abänderung  oder  eine  Auflösung  der  Gesell- 
schaft soll  beschliessen  können,  so  soll,  Avie  schon  früher  ge- 
zeigt worden,  eine  solche  allgemeine  Anordnung  zu  einer  Ab- 
änderung des  Gegenstandes  des  Vereinsunternehmens  oder 
eine  Fusionirung  der  Gesellschaft  durch  Mehrheitsbeschluss 
nicht  genügen,  vielmehr  eine  ausdrücklich  hierauf  gerichtete 
Bestimmung  nöthig  sein.  So  stellt  denn  auch  der  Art.  242 
no.  2  keineswegs  als  Regel  auf,  dass  die  Actiengesellschaft 
durch  einen  Beschluss  der  Generalversammlung  aufgelöst 
werden  könne,  indem  daselbst  vielmehr  nur  von  einem  no- 
tariell oder  gerichtlich  bekundeten  Beschlüsse  der 
Actionäre  die  Rede  ist  (S.  §.  78). 

Wenn  sonach  das  Allg.  deutsche  Handelsgesetz- 
buch im  Allgemeinen  dem  in  der  Natur  der  Sache  begrün- 
deten Principe  nicht  derogirt,  wonach  die  Generalversammlung 
an  sich  unfähig  ist,  Statuten-Aenderungen  zu  beschliessen 
oder  statutenmässige  Rechte  der  Actionäre  zu  brechen  und 
insbesondere  die  Gesellschaft  zu  verlängern  oder  aufzulösen, 
so  verhält  es  sich  dagegen  in  Einem  Falle,  nämlich  in  An- 
sehung einer  theilweisen  Zurückzahlung  des  Grundcapitals 
an  die  Actionäre  anders,  indem  es  nach  der  Fassung  des 
Gesetzes  ^^  nicht  zu  bezweifeln,  dass  eine  solche,  auch  in  Er- 
mangelung einer  bezüglichen  Anordnung  der  Statuten,  durch 
die  Generalversammlung  und  zwar  im  Zweifel  mittelst  einfa- 
cher Stimmenmehrheit  beschlossen  werden  kann,  eine  Be- 
stimmung, die  insoferne  zweckmässig,  als  eine  Vermindernng 


69)  Allg.  deutsch.  Handelsg.,  Art.  248:  „Eine  theilweise  Zu- 
„rückzahlung  des  Grundcapitals  an  die  Actionäre  kann  nur  auf  Beschluss 
„der  Generalversammlung  Statt  finden  .  .  ." 
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des  Actiencapitals ,  welches  sich  als  zu  hoch  veranschlagt 
erzeigt,  nicht  allein  ohne  Präjudiz  der  Actionäre  geschehen, 
sondern  auch  im  Interesse  des  Actienunternehmens  höchst 
wünschenswerth  sein  kann,  eine  solche  aber,  wo  sie  durch 
die  Statuten  nicht  vorgesehen,  sonst  durch  den  Eigensinn 
auch  nur  Eines  Actionärs  verhindert  zu  werden  vermöchte. 

Aus  dem  Vorstehenden  ergeben  sich  aber  von  selbst  die 
Bedingungen  der  Gültigkeit  der  Beschlüsse  der  Generalver- 
sammlung, indem  dieselben  zu  Recht  bestehen  und  daher  für 
alle  Actionäre,  die  erschienenen  wie  die  nicht  erschienenen, 
die  vertretenen  wie  die  nicht  vertretenen,  unter  der  dreifachen 
Voraussetzung  bindend  sind,  dass  die  Versammlung  ord- 
nungsmässig  berufen  worden,  dass  sie  ferner  innerhalb  ihrer 
Competenz  beschlossen,  und  dass  endlich  der  betreffende  Be- 
schluss  selbst  in  ordnungsmässiger  Weise  gefasst,  also  na- 
mentlich durch  eine  beschlussfähige  Versammlung,  mit  der 
zu  einem  Beschlüsse  der  fraglichen  Art  nöthigen  Majorität 
und  ohne  dass  die  statutenmässigen  oder  gesetzlichen  Be- 
stimmungen gegen  Anhäufung  einer  grösseren  Zahl  von 
Stimmen  in  Einer  Hand  dabei  umgangen  worden  wären  ^°. 

Die  gerichtliche  Ungültigkeitserklärung  eines  Beschlusses 
der  Generalvei-sammlung,  welche  gegen  die  Actiengesellschaft 
zu  betreiben,  kann  von  einem  oder  mehreren  Actionären,  die  sich 
bei  demselben  nicht  betheiligt,  verlangt  werden  ^^,  was  auch 
von  einem  Beschlüsse  gilt,  durch  welchen  die  Gesellschaft  in 
rechtswidriger  Weise  aufgelöst  worden.  Zwar  wird  dies  um 
desswillen  bestritten,  weil  es  hier  an  einem  gemeinsamen  Or- 
gane der  Gesellschaft  fehle  ^^;  allein  es  ist  letzteres  unter  der 
Voraussetzung  unrichtig,  dass  die  Klage  begründet,  und  der 
Auflösungs-Beschluss  demnach  ungültig  ist. 

Dagegen  vermag  der  Umstand,  dass  ein  Actionär  für 
einen  rechtswidrigen  Beschluss  gestimmt,  eine  Ersatzpflich- 
tigkeit desselben  in  Ansehung  des  daraus  erwachsenen  Scha- 
dens an  und  für  sich  nicht  zu  begründen  ■^^,  und  ist  ebenso- 
wenig in  dieser  Allgemeinheit  die  Meinung  für  richtig  zu 
erachten,   wonach  die  Vereinsmitglieder,  welche  den  rechts- 


70)  S.  dieProtocolle,  S.  400(Anl.  B.)u.  S.  1065. 

71)  Urth.  des  Tribunale  di  C()77inie>cio  iUTorino  \.  7.  Mai  1861  in  der 
Gnirispnidenza  cmnmerc.  ilal.  duW  acvoc.  Antonio  Cafe/i  (1862)  parte  se- 
conda,  p.  581  sqq. 

72)  JollyinderZeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.  423. 

73)  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen,  S.  378  a.  E.  u.  S.  379. 
Renaud,  Aclicnijvsellsch.  qa 
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widrigen  Beschluss  gefasst,  verpflichtet  sein  sollen,  der  Casse 
der  unterliegenden  Gesellschaft  die  aufgewendeten  Process- 
kosten  zu  ersetzen  ^*.  Denn  beruft  man  sich  hierfür  zwar 
darauf,  dass  die  Verschuldung  nicht  die  Gesellschaft  als 
solche,  sondern  die  Actionäre  als  einzelne  Personen  treffe,  und 
dass  anderen  Falls  der  in  seinem  Rechte  verletzt  gewesene 
Actionär  die  Kosten,  welche  die  Beseitigung  der  Rechtsver- 
letzung veranlasste,  zum  Theile  selbst  tragen  müsste,  nämhch 
fro  rata  seiner  Betheiligung  an  der  Gesellschaft,  so  fällt  diese 
Ausführung  mit  der  Thatsache,  dass  die  Theilnahme  an 
einem  rechtswidrigen  Beschlüsse  keineswegs  nothwendig  eine 
den  betreffenden  Actionären  zur  Last  fallende  Rechtswidrig- 
keit enthält  und  dass  es  demnach  für  eine  Ersatzpflicht  der- 
selben in  solcher  Allgeraeinheit  an  jedem  Rechtsgrunde 
fehlt. 

In  Uebereinstimmung  mit  den  entwickelten  Grundsätzen 
erkennt  denn  auch  das  Zürcher  Gesetzbuch  nicht  allein 
an,  dass  wohlerworbene  Rechte  der  Actionäre  denselben  nicht 
willkührlich  durch  Mehrheitsbeschlüsse  entzogen  oder  ge- 
schmälert werden  können,  sondern  spricht  dasselbe  ausserdem 
den  Grundsatz  aus,  dass  Beschlüsse,  welche,  ohne  hierher  zu 
gehören,  über  den  Bereich  des  Corporationszweeks  hinaus- 
gehen oder  denselben  wesentlich  gefährden,  von  der  Minder- 
heit bei  der  zuständigen  Gerichtsstelle,  und  beziehungsweise 
dem  Schiedsgerichte  bestritten  werden  können  ^^. 

In  theilweise  eigenthümlicher  Weise  dagegen  bestimmt 
das  Bernische  Gesetz  über  Actiengesellschaften  v. 
J.  1860  Art.  37: 

„Ein  Actionär  oder  Gläubiger  einer  Actiengesellschaft, 
„welcher  durch  Verhandlungen  oder  Beschlüsse  der  Ge- 
„ Seilschaft  oder  ihrer  Vertreter  Vorschriften  der  Gesetze 
„oder  Gesellschaftsstatuten  für  verletzt  und  seine  Rechte 
„oder  Interessen  für  beeinträchtigt  hält,  kann  sich  innert 
„dreissio;  Tagen,  vom  Tage  der  angefochtenen  Verband- 
„lung  oder  Beschlussnahme  an  gerechnet,  mit  einer  Be- 
„  seh  werde  an  den  Regierungsi'ath  wenden,  welcher  die 
„Begründetheit  der  Beschwerde  zu  untersuchen,  und  so- 
„ferne  es   sich  erzeigt,   dass  die  Beschwerde  nicht  eine 


74)  JollyinderZeitschr.f.  deutsch.  Re cht,  Bd.  XI.  S.  423. 

75)  Zürcher  Gesetzb.  §§.  38.  39  und  dazu  die  Erläuterungen  von 
B 1  u  n  t  s  c  h  1  i. 
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„in  die  Corapeteuz  des  ordentlichen  Civilricliters  oder 
„eines  Schiedsgerichts  fallende  bürgerliche  Rechtsstrei- 
„tigkeit  zum  Gegenstande  hat,  je  nach  dem  Ergebnisse 
„der  Untersuchung  die  erforderlichen  Massregeln  zur 
„Beseitigung  oder  Wiederaufhebung  der  stattgehabten 
„Gesetzes-  oder  Statutenverletzungen  zu  treffen  befugt 
„ist.  Die  Einlegung  einer  solchen  Beschwerde  hat  den 
„Handlungen  der  Gesellschaft  oder  ihrer  Vertreter  ge- 
„Sfenüber  keine  aufschiebende  Wirkung." 


B.   Der  Vorstand. 
§.  52. 

Begriff  und  Character. 

Während  die  Unvollkomraenheit  der  Generalversamm- 
lunof  als  Oro;an  der  Actieno-esellschaft  mit  Nothwendio-keit 
einen  Vereins-Vorstand  erfordert,  der  Avieder  unter  ver- 
schiedenen Benennungen  vorkömmt,  bietet  die  Verfassung 
sehr  vieler  Actiengesellschaften  nicht  bloss  Eine  ständige 
Behörde  dar.  Vielmehr  erklären  manche  Statuten,  es  werde 
die  Geseilschaft  vertreten  oder  die  Geschäfte  des  Vereins 
w^ürden  besorgt:  durch  die  Generalversammlung,  den 
Verwaltungsrath  und  dasDirectorium  oder  dieDirec- 
tion^;  andere  bezeichnen  als  Organe  der  Gesellschaft:  Ge- 
neralversammlung, Verwaltungsrathund  Ausschuss-; 
während  noch  andere  neben  der  Generalversammlung 
einen  Ausschuss,  einen  Verwaltungsrath  und  eine  Di- 
rection  mit  der  Uebcrwachung  und  Leitung;  der  Geschäfte 
der  Gesellschaft  betrauen^,  oder  ausser  jener  Versamm- 
lung und  dem  Verwaltungsrathe  einen  General-Secre- 
tär  und  einen  Generalinspector^  oder  einen  Director^ 
unter  den  Vereins-Organen  aufführen. 

Die  Frage  aber,   welches  dieser  verschiedenen  Organe 


1)  Stat.  der  Berlin-Frankfurt.  Eisenb.-G.,  §.  23;  der  Mon- 
tania,  §.  21;  des  Lugauer  Steinkohlen-Abbau-Vereins  West- 
phalia,  §.  13;  der  Heidelberger  Ultramarin-Fabrik,  Abschn.  IIL 
Organisation  u  Verwaltung  der  Gesellschaft. 

2)  Stat.  der  Wiener  Ersten  Immobilien g.,  §.  15. 

3)  Stat.  derFrankfurt.  Bank,  Art.  32.  • 

4)  Stat.  derCarl-Ludw.-B.,  §.20. 

5)  Stat.  der  Frankfurt.  Rückversicher.-G.,  III.  u.  IV. 

30* 
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bei  einer  gegebenen  Gesellschaft  als  deren  Vorstand  zu  be- 
trachten, ist  nicht  allein  um  desswillen  von  Bedeutung,  weil, 
wie  früher  gezeigt  worden,  der  Actienverein  als  solcher  je- 
denfalls erst  dann  als  constituirt  zu  betrachten,  wenn  dessen 
Vorstand  bestellt  ist;  sondern  auch  aus  dem  weiteren  Grunde, 
weil  letzterem  eine  Reihe  von  Rechten  und  Verpflichtungen  im 
Zweifel,  d.  h.  insoferne  als  dieselben  nicht  durch  die  Statuten 
anderen  Behörden  oder  Beamten  der  Gesellschaft  zugewiesen 
sind,  zukommen,  und  auch  die  Mitglieder  des  Vorstandes 
und  nur  diese  nach  manchen  Gesetzen  öffentlich  bekannt  zu 
machen  sind. 

Der  Vorstand  {les  administrateurs,  administradores ,  de 
bestuurders)  ist  aber  eine  bald  aus  einer,  bald  aus  mehreren 
physischen  Personen  bestellte  ständige  Behörde,  welcher  die 
stete  ununterbrochene  Fürsorge  in  allen  Vereinsangelegenhei- 
ten obliegt,  und  in  der  der  Actienverein  seinen  not h wendi- 
gen Stellvertreter  hat*^. 

Wie  sich  derselbe  demnach  von  der  Generalversamm- 
lung schon  durch  die  Art  seiner  Zusammensetzung  so  wie 
durch  seinen  ständigen  Character  unterscheidet,  so  ist  für 
ihn  zum  Unterschiede  von  anderen  Vereinsorganen  charac- 
teristisch,  dass  er  einerseits  eine  nicht  bloss  controUirende 
Behörde  ist,  und  andererseits  die  Gesellschaft  kraft  Gesetzes 
und  daher  der  Regel  nach  e^erichtlich  wie  ausserfferichtlich 
vertritt,  wesshalb  er  denn  mit  solchen  Beamten  und  Bevoll- 
mächtigten der  Actienverbindung,  welche  dieselbe  auf  Grund 
besonderer  Vollmachten  zu  repräsentiren  haben,  nicht  ver- 
wechselt werden  darf. 

Wo  also  die  Verfassung  einer  Actiengesellschaft  eine 
zusammengesetzte  ist,  indem  diese  letztere  ausser  der  Gene- 
ralversammlung eine  Mehrheit  von  Organen  hat,  ist  dasje- 
jenige  unter  diesen  Organen  als  Vereinsvorstand  zu  betrach- 
ten, welchem  durch  die  Statuten  die  regelmässige  Vertretung 
der  Gesellschaft,  insbesondere  nach  aussen,  zugewiesen  ist,  mag 
es  übriorens  denNamen  „Director"^  oder  „Directorium"^ 


6)  Protocolle,  S.  346.  347.  1058. 

7)  Stat.  der  deutschen  Versicherungs-Gesellsch.  in  Dres- 
den, §.  41. 

8)  Stat.  der  Leipziger  Bank,  §.  77;  der  Leipzig-Dres- 
dener Eisenbahn-Compagnie,  §.  39;  der  Montania,  §.  48;  des 
Lugauer  Steinkohlen- Abbau- Vereins  Westphalia,  §.  32. 
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oder  „Direction"^  oder  „Verwaltungsrath"  ^'^j  „Ver- 
waltungs-Ausschuss"*^  oder  „Ausschuss"^^  oder„Ad- 
ministration"  ^3,  „conseü  d'administration''^  ^^,  oder  „comitS 
cVexecution^''  ^^  führen. 

In  diesem  Sinne  erklärt  denn  die  Grossh.  Bad.  Ver- 
ordn.  über  die  Führung  der  Handelsregister  vom  3.  Oct. 
1862  §.  47: 

„Wenn   die   Mitglieder  des  Vorstandes   einer  Actienge- 
„ Seilschaft   eingetragen  werden   sollen,   so  ist  sorgfältig 
„zu  prüfen,   welche  Personen  als  der  Vorstand  der  Ge- 
„sellschaft  anzusehen   sind.     Für  die  Entscheidung  ist 
„keineswegs  die  Benennung  massgebend,  welche  einzel- 
„nen  Organen  der  Gesellschaft  in  dem  Gesellschaftsver- 
„trage   oder  in    einem    späteren  Vertrage    beigelegt  ist. 
„Als  Vorstand  sind  vielmehr  stets  nur  diejenigen  Perso- 
„nen  anzusehen,  welche  die  Geschäfte  der  Gesellschaft 
„im  Ganzen  verwalten  und  zur  Vertretung  derselben  im 
„Rechtsverfahren  berufen  sind." 
An  jenen  für  den  Vorstand  characteristischen  Merkmalen  än- 
dert  aber  der  Umstand   nichts,    dass    dem   Verwaltungs- 
rathe,   welcher  ,,die  Gesammtzahl  gegenüber  den  Behörden 
und   dritten  Personen  repräsentirt  und   sie   als  General-  und 
Specialbevollmächtigter  vertritt",   ein  Ausschuss   zur  Seite 
steht,  dem  die  Einleitung  aller  Geschäfte,   so  wie  die  Aus- 
führung derselben  nach  deren  durch  jene  Behörde  ratificirten 
Abschlüsse  zukömmt^",  oder  dass  dem  Organe,  welches  „die 


9)  Stat.  der  Berlin-Frankfurt.  Eisenb.-G.,  §.53;  derThü- 
ring.  Bank,  §.39;  der  Mitteldeutsch.  Creditbank  in  Meiningen, 
§.27;  der  K.  Ferdinands-Nordb.,  §.43;  der  Providentia,  §.35; 
der  Prov.  Actienbank  des  Grossh.  Posen  in  Posen,  §.  31;  des 
Vereins  chemischer  Fabriken  in  Mannheim,  §.52. — 

10)  Stat.  der  Frankfurt.  Rückversich.-G.,  Art.  94;  der  Frank- 
furt. Hypothekenbank,  §§.  15  fg.;  des  deutsch.  Phönix,  §.  25;  der 
k.  k.  priv.  österr.  Staatseis enb.-G.,  §.26;  der  Niederösterr.  Es- 
compte-G.,  §.3ö;  derTheis-Eisenb.-G.,  §.  45;  der  "Wiener  Ersten 
Immobilien-Ges.,  §.  31;  der  Norddeutsch.  Bank  in  Hamburg, 
§.40;  der Thuringia,  §.17;  des  Brackeler  Bergwerks-Vereins, 
§.  25. 

11)  Stat.derRhein-Nahe-Eisenb.-G.,§.  44. 

12)  Stat.  der  k.k.  priv.  Ersten  Versich.-G.,  §.26. 

13)  Stat.  der  k.  k.  österr.  Donau-Dampf  Schiffahrt  s-G.,  §.  33. 

14)  iSlal.  de  la  banque  cantonale  Vaudoise,  Art.  78. 

15)  Stat.  de  la  societe  generale  de  credit  mnhilier,  Art.  41  suiv. 

16)  Stat.  der  Wiener  Ersten  Immobilien-G. ,  §§.31u.43. 
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Gesellschaft  nach  aussen  repräsentu't  und  in  deren  Namen 
verbindende  Beschlüsse  in  allen  Angelegenheiten  fasst,  die 
nicht  zu  Folge  der  Statuten  der  Generalversammlung  aus- 
drücklich vorbehalten",  ein  Generalinspector  als  Leiter 
der  technischen  Abtheilung  und  ein  General-Secretär  als 
Leiter  der  Administration  beigegeben^',  oder  dass  neben  dem 
Verwaltungsrathe,  welchem  „die  Vertretung  der  Gesell- 
schaft in  allen  ihren  Beziehungen  übertragen",  statutenmässig 
ein  Director  sich  vorfindet,  welcher  die  Erlasse  jener  Be- 
hörde zu  contrasigniren  hat  und  die  Firma  der  Gesellschaft 
zeichnet  ^^. 

Denn  es  characterisirt  sich,  wie  bereits  bemerkt,  unter 
den  mehreren  ständigen  Organen  einer  Actiengesellschaft  das- 
jenige als  Vorstand,  welchem  die  regelmässige  gerichtliche 
wie  aussergerichtliche  Vertretung  derselben,  so  wie  die  fort- 
dauernde Wahrung  der  gesammten  Interessen  der  Actienver- 
binduno"  zukömmt,  sollte  auch  der  Betrieb  einzelner  Geschäfte 
oder  eines  Geschäftszweiges,  ja  sogar  die  ganze  Geschäfts- 
führung anderen  Beamten  oder  Bevollmächtigten  der  Gesell- 
schaft zu o-e wiesen  ^^,  und  ein  solcher  Beamter  zu  deren  ge- 
richdichen  Vertretung  ermächtigt  sein-*^. 

Die  Vorsteher  sind  aber  nicht  Mandatare  der  Actien- 
gesellschaft, wie  der  Code  de  commerce,  Art.  ol  und  32,  und 
mit  diesem  der  Eegolam.  provv.  des  Kirchenstaats,  Art.  30, 
das  Portugies.  Handelsgesetzb.  Art.  542,  der  Freiburg. 
Handelscodex  Art.  38. 39,  das  Waadtländ.  Gesetz  über 
Handelsgesellschaften  Art.  17  u.  18,  das  Serbische 
Handelsgesetzb.  §.  32,  und  selbst  das  Euss.  Reglement 
von  1836  Art.  41  sagen,  und  auch  manche  Schriftsteller  an- 
nehmen'-^; weil  sie  noth  wendige  Repräsentanten  der  Actien- 
gesellschaft sind. 

Sie  sind  aber  auch  nicht  Institoren  der  Actiengesell- 
schaft oder  der  Actionäre  oder  gar  der  Generalversammlung, 
wie  Andere  behaupten  ^-,  —  eine  Auffassung,  deren  Unrich- 

17)  Stat.  derCarl-Ludw.-B.,  §§.44.46. 

18)  Stat.  der  Frankfurt.  Rückversich.-G.,  Art.  14  u.  22. — 

19)  Allg.  deutsch.  Handelsges.,  Art.  234. 

20)  Allg.    deutsch.    Handelsges.,  Art.  235.    —   ProtocoUe, 

S.  1058. 

21)  Lange,  de  societate  anowjmo ,  p.  4G  sqq.  —  Pardessus,  cours 
de  droit  commerc.^  tom.  III.  no.  1041;  Delang le,  societes  commerc, 
tom.  II.  no.  426;     Bravard,  societ.  commerc,  p.  200. 

22)  Fussel,  societates  innominatae,  p.  51;  —  Treitschke  in  der 
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tigkeit  schon  früher  nachgewiesen  worden  ist  (siehe  p. 
104  fg.). 

Vielmehr  ist  der  Vorstand  eine  Vereinsbehörde,  und 
zwar  diejenige,  welche  die  Executive  hat-^,  aus  welcher  Stel- 
lung sich  allein  dessen  Befugniss  erklärt,  die  Generalver- 
sammlungen zusammenzuberufen  und  zu  eröffnen,  den  Actien- 
verein  in  allen  Rechtsangelegenheiten  gerichtlich  zu  vertreten 
und  insbesondere  Eide  Namens  der  Gesellschaft  zu  leisten. 

§.53. 

Die   Zusammensetzung  des  Vorstandes;    dessen   Bestellung 
so  wie  die  Aenderung  der  Vorstandsmitglieder, 

Der  Vorstand,  über  dessen  Zusammensetzung  selbstver- 
ständlich zunächst  die  Vereinsstatuten  entscheiden,  kann  aus 
Einem  oder  mehreren  Mitgliedern  bestehen,  die,  soferne  die 
Gesellschaftsregel  nicht  etwas  anderes  anordnet,  Actionäre 
sein  können,  nicht  aber  sein  müssen. 

Dieser  in  der  Natur  der  Sache  liegende  Grundsatz  ist 
denn  auch  durch  eine  Reihe  von  Gesetzen  ausdrücklich  an- 
erkannt, wie  durch  den  Code  de  commerce  Art.  31,  den  Rego- 
lamento  provv.  Art.  30,  das  Portugies.  Handelsgesetzb. 
Art.  538,  das  Holland.  Handelsgesetzb.  Art.  44,  den 
Freiburg.  Handelscodex  Art.  38,  das  Neuenburg.  Ge- 
setz vom  3.  Juni  1833  Art.  14,  das  Waadtländ.  Gesetz 
über  Handelsgesellschaften  Art.  17,  das  Serb.  Han- 
delsgesetzb. §.  32,  und  nicht  weniger  das  Allg.  deutsche 
Handelsgesetzbuch,  welches  (Art.  227  Abs.  2)  bestimmt: 

„Der  Vorstand  kann  aus  einem  oder  mehreren  Mitglie- 

„dern  bestehen;   diese  können  besoldet  oder  unbesoldet, 

„Actionäre  oder  Andere  sein." 
Dagegen  sind  nach  dem  Zürcher  Gesetzbuche  §.  1355 
die  Vorsteher  der  Actiengesellschaft  insoferne  aus  der  Mitte 
der  Actionäre  zu  erwählen,  als  die  Statuten  nicht  etwas  an- 
deres bestimmen,  während  das  Bernische  Gesetz  vom  J. 
1860  Art.  30  schlechtweg  den  Grundsatz  aufstellt,  es  könne 
nur  ein  Actionär  Mitglied  des  Vorstandes  sein. 

Wenn  der  Vorstand  nun,  abgesehen  von  anderweitigen 
Vorschriften  der  Statuten  oder  Gesetze,  aus  Einem  oder  meh- 

Zeitschr.f.  deutsch.  Recht,  Bd.  V.  S.  347;  Thöl,  Handelsrecht, 
§.45;  Jolly  in  derZeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.  371; 
Gengier,  Lehrb.  des  deutsch.  Privatrechts,  S.  516. 

23)  Protocolle,  S.  3-lG  u.  1062.  —  Holtius  Voorlezingen,  tom.  X. 
p.  143  sq. 
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reren  Mitgliedern  bestehen  kann,  die  Actionäre  sein  können, 
nicht  aber  es  zu  sein  brauchen,  so  liegt  dagegen  in  der  Natur 
der  Sache,  dass  derselbe  nicht  aus  der  Zahl  der  Angestellten 
der  Gesellschaft  zu  nehmen  ist^. 

Nach  einer  sehr  grossen  Zahl  von  Statuten  ist  jedoch  der 
Vorstand  aus  einer  Mehrzahl  von  Vereinsmitgliedern  zusam- 
menzusetzen, indem  er  bald  aus  zwei^,  bald  aus  drei^  oder 
fünf'*,  sechs  ^,  sieben  ^,  neun  '^,  zwölfe  oder  noch  mehr  Actio- 
nären  bestehen  muss. 

Auch  können  vielen  Statuten  zufolge  nur  diejenigen  Ac- 
tionäre Vorstandsmitglieder  werden,  welche  eine  gewisse  Zahl 
von  Actien  besitzen,  und  zwar  entweder  so  viele,  als  zur 
Stiramberechtigung  in  der  Generalversammlung  erfordert^, 
oder  auch  eine  grössere  Zahl,  welche  der  Actiengesellschaft 
als  Caution  dienen  und  daher  bei  derselben  während  der  Dauer 
des  Amtes  zu  hinterlegen  und  auch  unveräusserlich  sind  ^*^. 

Ausserdem  ist  die  Wählbarkeit  in  den  Vorstand  statuten- 
niässig  in  der  verschiedensten  Weise  beschränkt,  sei  es  da- 
durch, dass  sie  durch  Domicillrung  innerhalb  eines  gegebenen 
Bezirks  oder  am  Sitze  der  Gesellschaft  bedingt  ^^  oder  dass 
die  Besitzer  von  Inhaber- Actien  *^,   ferner  Personen,   die  mit 


1)  Stat.  der  k.  k.  priv.  Donau-DampfschifF.-Ges.,  §.35;  der 
Carl-Ludw.-B.,  §.33. 

2)  Stat.  des  Lugauer  Steinkohlen-Abbau-Vereins  West- 
phalia,  §.  31. 

3)  Stat.  der  Montania,  §.43. 

4)  Stat.  der  Graz  -  Köflacher  Eisenb.-  u.  Bergbau-Ge- 
sellsch.,  §.26. 

5)  Stat.  der  k.  k.  Donau-Dampfschiff.-G.,  §§.34.35. 

6)  Stat.  derThuringia,  §.  12. 

7)  Stat.  der  Frankf.  Rückversich. -G. ,  Art.  14;  des  ßracke- 
1er  Bergwerk-Vereins,  §.  20;  der  Frankfurt.  Hypotheken-B., 
§.  15. 

8)  Stat.  der  WienerErsten  Immobilien g.,  §.33.  — 

9)  Stat.  der  k.  k.  Donau-Dampfschiff.-G.,  §,35. 

10)  Stat.  der  Frankfurt.  Rückversich. -G.,  Art.  15;  der  ano- 
nymenGes.der  vereinigtenPachtungen  des  Kurhauses  Hom- 
burgs §-25;  der  Wiener  Erstenimmobilien-G.,  §.34;  derMon- 
tania,  §.47;  derThuringia,  §.13;  der  Actien-G.  für  Spinnerei 
u.  Weberei   an  der  hohen  Mark,  Art.  16. 

11)  Stat.  der  Frankfurter  Rückversich.-G.,  §.36;  der  k.  k. 
Donau-Dampfschiff.-G.,  §.  35;  der  Rhein-Nahe  -  Eisenb.-G., 
§.  36. 

12)  Stat.  der  Actien-Ges.  für  Spinnerei  u.  Weberei  an  der 
hohen  Mark,  Art.  17. 
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der  Actienverbindung  in  Contractsverhältnissen  stehen  ^^,  so 
wie  diejenigen,  welche  in  Concurs  gefallen  oder  ihre  Zah- 
lungen eingestellt,  so  lange  als  sie  ihre  Gläubiger  nicht  be- 
friedigt, so  wie  solche,  welche  wegen  Verbrechen  oder  Ver- 
gehen verurtheilt  worden  **,  oder  die  nicht  der  vollen  bürger- 
lichen Ehren  genlessen^^,  davon  ausgeschlossen  sind. 

Auch  können  öfter  Personen,  welche  in  gewissen  Ver- 
wandtschafts- oder  Schwägerschafts-Verhältnissen  zu  einander 
stehen,  nicht  zugleich  Mitglieder  des  Voi'standes  sein^*^. 

Alle  diese  verschiedenen  Beschränkungen  kommen  jedoch 
nur  bei  den  Actienvereinen  in  Anwendung,  durch  deren  Sta- 
tuten sie  ausdrücklich  aufgestellt  sind,  wo  nicht  das  einschla- 
gende Landesgesetz  sie  zur  allgemeinen  Norm  erhoben. 

So  ist  insbesondere  nach  englischem  Rechte  das  Amt 
eines  Directors  nicht  allein  mit  einem  anderen  Amte  oder 
einer  sonstigen  mit  Einkünften  verbundenen  Stellung  bei  der 
Gesellschaft  unverträglich,  sondern  auch  mit  Bankerott  und 
Insolvenz,  so  wie  mit  einem  Vertrags  Verhältnisse  zur  Gesell- 
schaft oder  nur  einem  Interesse  bei  einem  solchen  Verhält- 
nisse ^^. 

So  können  ferner  nach  dem  Bernischen  Gesetze  vom 
J.  1860  (Art.  30  u.  36)  nur  die  Actionäre  Mitglieder  des 
Vorstandes  sein,  welche  weder  zahlungsunfähig  sind,  noch 
auch  die  bürgerliche  Ehrenfähigkeit  oder  das  Activbürgerrecht 
bleibend  oder  auf  eine  durch  gerichtliches  Urtheil  bestimmte 
Zeit  verloren  haben,  noch  endlich  wegen  Diebstahles,  Be- 
truges, Unterschlagung  oder  Fälschung  eine  Bestrafung  er- 
litten. 

Die  Mitglieder  des  Vorstandes  können  besoldet  oder  un- 
besoldet sein^^. 


13)  Stat.  der  Berlin-Frankfurter  Eisenbahn-G.,  §.49;  der 
Wiener  Ersten  Immobilien-G.,  §.33. 

14)  Stat.  derWiener  Ersten  Immobil.-Ges.,  §.33;  derCarl- 
Ludw.-B.,  §.33. 

15)  Stat.  der  deutsch.  Versicher. -Ges.  in  Dresden,   §.  30. 

16)  Stat.  der  Rhein-Nahe-Eisenb.-G.,  §.38. 

17)  Engl.  Actiengesellsch. -Acten  1856,  1857,  Anh.,  Verwal- 
tungsregulativ, §.47. 

18)  Code  de  commerce ,  Art.  31;  Ref/ol.provv.,  Art.  SO;  Portugies. 
Handelsges.,  Art.  538;  Freiburg.  Plandelsges.,  Art.  38;  Waadt- 
länd.  Gesetz  über  Actien-G.,  Art.  17;  Neuenburg.  Gesetz  vom 
3.  Juni  1833,  Art.  14;  Serbisch.  Handelsgesetzb.,  §.32.  —  Allg. 
deutsch.  Handelsgesetzb.,  Art.  227  Abs.  2.  — 
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An  Stelle  eines  festen  Gehaltes  kann  eine  in  bestimmten 
Procenten  von  dem  reinen  Gewinne  der  Gesellschaft  beste- 
hende ^'■',  oder  nach  dem  jährlichen  Rechnungsabschlüsse  von 
der  Generalversammlung  zu  bestimmende  Tantieme-^  dem 
Vorstande  zur  Vertheilung  unter  dessen  Mitglieder  zugesichert 
sein,  neben  welcher  übrigens  Anwesenheits-Marken  oder 
Präsenzgelder  {jetons  de  presence)  vorkommen  können -^ 
Auch  gebührt  bisweilen  den  Vorstandsmitgliedern,  wo  die- 
selben unentgeldlich  zu  fungiren  haben,  statutenmässig  zu 
jedem  Jahresschlüsse  ein  Ehrengeschenk,  ein  s.  g.  Portu- 
galöser^^.  Nach  einzelnen  Statuten  sind  übrigens  die  Func- 
tionen als  Vorstand  nur  bis  zur  ersten  Rechnungsablegung 
unentgeldlich  zu  versehen-^. 

Eine  Verpflichtung,  eine  Wahl  in  den  Gesellschaftsvor- 
stand anzunehmen,  besteht  auch  für  die  Actionäre  nicht ^\ 
wo  nicht  in  Ansehung  dieser  letzteren  die  Statuten  etwas  an- 
deres bestimmen  ^^. 

Die  Mitglieder  des  Vorstandes  werden  aber,  abgesehen 
von  dessen  anfänglicher  Bestellung,  wie  schon  früher  ge- 
zeigt (s.  p.  445) ,  regelmässig  durch  die  Generalversamm- 
lung gewählt,  obwohl  manche  Statuten  diese  Wahl  einem  an- 
deren Vereinsorgane,  dem  Aufsichtsrathe,  zugewiesen 
haben  (s.  §.  59). 

Wo  aber  auch  diese  Wahl  an  sich  der  Generalversamm- 
lung zukömmt,  ist  bisweilen  der  aus  mehreren  Personen  zu- 
sammengesetzte Vorstand  befugt,  die  erledigte  Stelle  eines 
seiner  bisherigen  Mitglieder  provisorisch,  d.  h.  bis  zu  der  von 
der  nächsten  Generalversammlung  zu  treffenden  definitiven 
Wahl  zu  besetzen  -'^,  wogegen  nach  anderen  Statuten  während 

19)  Stat,  der  Providentia,  §.  30;    der  Montania,  §.  52. 

20)  Stat.  der  Wiener  Ersten  Immobilien- G.,  §.  41. 

21)  Stat.  derFrankfurt.  Rückversich. -G.,  Art.  20;  der  Pro- 
videntia, §.  30. 

22)  Stat.  der  Assecuranzcompagnie  in  Hamburg,  §.  12. — 
Der  Name  kömmt  von  einer  alten  portugies.  Goldmünze  (Meja  Dobra) 
und  wird  insbesondere  in  den  Hansestädten  für  grössere  Goldmünzen  über- 
haupt gebraucht.     Auerbach,  das  Gesellschaftsvvesen,  S.  384  not.  14. — 

23)  Stat.  der  Aachen,  und  München.  Feuer-Versicher.-G., 
§.  34. 

24)  Motive  zum  Würtemb.  Entwürfe,  S,  227. 

25)  Stat.  des  Lugauer  Steinkohlen-Abbau-VereinsWest- 
phalia,  §.  40. 

26)  Stat.  der  Providentia,  §.  23;  der  Frankfurt.  Rückver- 
sich.-G.,  Art.  17;    der  Theiss-Eisenb.-G.,  §.  44;    der  Thuringia, 
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des  Verwaltimgs-Jahres  eintretende  Vacanzen  durch  Einbe- 
rufung derjenigen  Actionäre  zu  ersetzen  sind,  welche  bei  dem 
letzten  Wahlacte  der  Generalversammlung  nach  den  Gewähl- 
ten die  meisten  Stimmen  hatten-^. 

Die  Wahl  der  Vorstandsmitglieder  kann  auf  eine  be- 
stimmte oder  auch  auf  eine  unbestimmte  Zeit,  wie  auf  die 
Lebenszeit  des  Gewählten  oder  die  Dauer  der  Gesellschaft 
geschehen  ^'^,  avo  nicht  Statuten  oder  Landesgesetz  einer  An- 
stellung der  letzteren  Art  entgegen  stehen. 

So  gestattet  der  Code  de  commerce  (Art.  31)  nur  eine 
Bestellung  auf  bestimmte  Zeit: 

„Elle  (la  socieU'i  anonyme)  est  administree  par  des  manda- 

„taires  ä  teins" 
mit  welcher  Anordnung  das  Portuo-ies.  Plandelsgesetzb. 
Art.  538,  der  Freiburg.  Handelscodex  Art.  38,  das 
Neuenburg.  Gesetz  vom  3.  Juni  1833  Art.  14,  dasWaadt- 
länd.  Gesetz  über  Handelsgesellschaften  Art.  17  und 
das  Serbische  Handelsgesetz b,  §.  32  übereinstimmen. — 
In  ähnlicher  Weise  bestimmt  aber  auch  das  Russ.  Regle- 
ment vom  J.  1836  (Art.  37),  dass  in  keinem  Falle  die  Ver- 
waltung der  Gesellschaft  für  die  ganze  Dauer  derselben  und 
ohne  Erneuerung  übertragen  werden  könne,  was  selbst  nicht 
zu  Gunsten  des  ersten  Gründers  oder  des  Erfinders,  dessen 
Erfindung  durch  das  Actienunternehmen  ausgebeutet  werden 
solle,  statthaft  sei. 

Vielfach  ordnen  übrigens  die  Statuten,  gleichgültig,  ob 
nach  denselben  eine  bestimmte  Amtsdauer  für  die  Vorsteher 
festgesetzt  ist  oder  nicht,  den  periodischen  Austritt  einer  An- 
zahl von  Vorstandsmitgliedern  zu  dem  Zwecke  an,  damit  der 
Vorstand  nie  insgesammt  auf  einmal  erneuert  werde  ^'^  wäh- 
rend der  Austritt  in  der  Regel  nach  dem  Amtsalter  und  bei 
gleichem  Alter  mittelst  Bezeichnung  durch  das  Loos  ge- 
schieht ^^. 


§.  15;  des  Brackeler  Bergwerks-Vereins,  §.23;  des  Lugauer 
Steinkohlen- Abbau- Vereins  Westphalia,  §.24;  der  anonym. 
Ges.  der  vereinigten  Pachtungen  des  Kurhauses  Homburg, 
§.  24.- 

27)  Stat.  der  deutsch.  Versicher.-Ges.  in  Dresden,  §.29, 

28)  Motive  zum  Würtemb.  Entwürfe,  S.  227;     Stat.  derK. 
Ferdinands-Nordb.,  §.47. 

29)  Pohls,  Actiengesellsch.,  S.  183.  — 

30)  Stat.  derFrankfurt.  Rückversich. -G.,  Art.  16;    der  Wie- 
ner Ersten  Immobilien-G.,  §§.  33.  35;    der  K.  Ferdin. -Nordb., 


476  Die  Organe  der  Actiengesellscliaft. 

In  ähnlicher  Weise  bestimmt  das  engflische  Normal- 
Statut,  dass,  abgesehen  von  der  ersten  ordentlichen  General- 
versammlung nach  der  Incorporirung  der  Gesellschaft,  in 
welcher  sämmtliche  Directoren  von  ihrem  Amte  abtreten,  in 
der  ersten  ordentlichen  Versammlung  eines  jeden  folgenden 
Jahres  der  dritte  Theil  der  zeitigen  Directoren  auszuscheiden 
hat,  oder,  wenn  deren  Gesammtzahl  nicht  durch  drei  zu  theilen 
ist,  diejenige  Zahl,  die  dem  dritten  Theile  am  nächsten  steht. 
Die  Personen  der  Ausscheidenden  werden  aber  durch  die 
Länge  der  Amtsdauer  bezeichnet,  ausser  in  den  zwei  ersten 
Jahren  nach  der  Incorporirung  des  Vereins,  in  welchen  das 
Loos  über  den  Austritt  entscheidet,  soferne  die  Directoren 
sich  nicht  unter  einander  einigfen^^ 

Während  nun  nach  gemeinem  Rechte  eine  öffentliche 
Bekanntmachung  der  jeweiligen  Mitglieder  des  Vorstandes  an 
sich  so  Avenig,  wie  diejenige  der  Statuten  des  Actienvereins, 
der  Constituirung  und  staatlichen  Genehmiojuncr  desselben  er- 
fordert  ^^,  verhält  es  sich  dagegen  nach  manchen  Gesetzge- 
bungen anders,  wiewohl  keineswegs  nach  all  den  Gesetzen, 
die  eine  Veröffentlichung  der  Gesellschaftsregel  so  wie  der 
etwa  nöthigen  Staatsgenehmiofuno;  verlangen. 

Unter  jenen  Gesetzgebungen  ist  zunächst  die  Hamburg. 
Verordnung  vom  28.  Dec.  1835  zu  nennen,  welche  (§.  9) 
allen  anonymen  Gesellschaften  die  Verpflichtung  auflegt,  ihre 
Directoren,  Bevollmächtigten,  Agenten  und  sonstigen  Ge- 
schäftsführer bei  dem  Handelsgerichte  namhaft  zu  machen. 

Nach  dem  Russ.  Reglement  v.  J.  1836  Art.  38  ferner 
sind  die  Ernennunc^en  der  Directoren  mittelst  der  öffentlichen 
Blätter  bekannt  zu  machen,  eine  Anordnung,  welche  sich 
ebenso  in  dem  Preuss.  Gesetze  vom  9.  Nov.  1843  §.  19 
mit  der  näheren  Bestimmung  findet,  dass  die  jedesmaligen 
Mitglieder  des  Vorstandes  durch  die  öffentlichen  Blätter,  mit- 
telst welcher  die  von  der  Gesellschaft  ausgehenden  Bekannt- 
machungen zu  erfolgen  haben ,  bekannt  gemacht  werden 
müssen. 

Nach  dem  Solothurn.  Civilgesetzb.  (§.  1219  Abs.  2) 


I 


§§.  51.  52;  der  k.  k.  priv.  Donau-Dampfschiff.-G. ,  §.  42;  des 
Brackeler  Bergwerk-Vereins,  §.20;  der  Montania,  §.43;  der 
Thuringia,  §.  12. 

31)  Engl.  Actiengesellsch.-Acten  1856,1857,  Anh.,  Verwal- 
tungsregulativ, §.48.49. 

32)  Dagegen  Brinckmann,  Handelsrecht,  S.  249. 
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sollen  sogar  die  Geschäftsführer  der  Actienverbindung  und 
spätere  Aenderungen  derselben  nicht  bloss  der  Regierung  an- 
gezeigt,   sondern  durch  das  Amtsblatt  ausgekündet  werden. 

In  eingehenderer  Weise  aber  verfügt  die  Bremische 
Verordnung,  die  Errichtung  und  Aufhebung  von  Handels- 
firmen und  Procuren  betreffend,  vom  6.  Febr.  1860,  dass 
jede  Actiengesellschaft,  welche  ihr  Domicil  im  Bremischen 
Staatsgebiete  hat,  verpflichtet  ist,  vor  dem  Beginne  ihres  Ge- 
schäftsbetriebes zugleich  mit  der  ihr  obliegenden  gerichtlichen 
Deposition  ihrer  Statuten,  die  Personen  zur  Anzeige  zu  brin- 
gen, welche  Statut enmässig  die  Gesellschaft  zu  vertreten  ha- 
ben. Diese  Anzeige  muss  von  den  Vertretern  der  Gesellschaft 
schriftlich,  unter  ihrer  persönlichen  vollständigen  Namensun- 
terschrift, mit  Beifügung  eines  Duplicats  oder  einer  anerkann- 
ten Abschrift  ihrer  Legitimation  sowie  ihrer  Handschrift,  in 
der  Art,  wie  sie  für  die  Gesellschaft  zeichnen  wollen,  verfügt 
werden  (§.  5).  Wenn  jedoch  eine  Gesellschaft  statutenmässig 
durch  einen  aus  mehreren  Personen  bestehenden  Ausschuss 
(Verwaltungsrath,  Direction,  Vorstand  u.  s.  av.)  vertreten  wird 
und  Namens  dieses  Ausschusses  nicht  sämmtliche,  sondern 
nur  bestimmte  einzelne  Mitglieder  für  die  Gesellschaft  zeich- 
nen, so  gelten  jene  Vorschriften  nur  für  diejenigen  Vertreter, 
welche  für  die  Gesellschaft  zu  zeichnen  befugt  sind,  wogegen 
in  Betreff  der  nicht  zeichnenden  Mitglieder  des  Ausschusses 
die  Aufgabe  der  Namen  unter  Beibringung  ihrer  Legitimation 
genügt  (§.  6),  —  Vorschriften,  zu  deren  Befolgung  mittelst 
Ordnungsstrafen  anzuhalten  (§§.  17  u.  20). 

AVas  aber  insbesondere  das  Allg.  deutschcHandelsge- 
setzb.  anbetrifft,  so  wurden  bei  dessen  Abfassung  die  aus  dem 
Preuss.  Gesetze  vom  9.  Nov.  1843  §.  19  in  den  Entwurf 
einesHandelsgesetzb.  für  diePreuss.  Staaten(Art.  193 
Abs.  4)  übergegangenen  Bestimmungen  durch  die  Nürnber- 
ger Conferenz  gestrichen,  und  bei  der  zwischen  dem  Vor- 
stande einer  Actiengesellschaft  und  einem  Procuristen  beste- 
henden Analogie  beschlossen,  an  deren  Stelle  den  Satz  zu 
stellen,  dass  die  Vorschriften  über  Eintragung  der  Procuristen 
in  das  Handelsregister  und  über  die  Bekanntmachung  dieser 
Einträge  durch  das  Handelsgericht,  auch  in  Ansehung  der 
Vorsteher  einer  Actiengesellschaft  massgebend  seien  ^•^. 

Hiernach  müssen  denn  die  jew^eiligen  Mitglieder  des  Vor- 


33)  Frotocolle,  S.  346. 
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Standes  alsbald  nach  Ihrer  Bestellung  zur  Eintragung  in  das 
Handelsregister  angemeldet  werden,  eine  Anmeldung,  welcher 
die  Leo^itimation  derselben,  deren  Form  die  Statuten  bestim- 
men  sollen  (Art.  209  no.  7),  beizufügen  ist.  Auch  haben  jene 
ihre  Unterschrift  vor  dem  Handelsgerichte  zu  zeichnen,  oder 
die  Zeichnung  derselben  in  beglaubigter  Form  einzureichen^*, 
während  dem  Handelsgerichte  die  entsprechende  Veröffent- 
lichung jener  Anmeldungen  mittelst  der  öffentlichen  Blätter, 
durch  welche  die  demselben  zur  Last  fallenden  Bekanntma- 
chungen geschehen  sollen,  obliegt  ^^.  Doch  ist  die  rechtliche 
Wirksamkeit  der  Bestellung  der  Vorsteher  durch  deren  Ein- 
trag in  das  Handelsregister  nicht  bedingt ,  wie  sich  schon 
daraus  ergiebt,  dass  das  Handelsgericht  die  Mitglieder  des 
Vorstandes  zur  Befolguno;  der  anjjeführten  Vorschriften  von 
Amtswegen  durch  Ordnungsstrafen  anzuhalten  hat. 

Aenderungen  der  Mitglieder  des  Vorstandes  können  aber 
in  der  verschiedensten  Weise  vor  sich  gehen,  wie  abgesehen 
vom  Tode  eines  Vorstehers  durch  Ablauf  der  statutenmässi- 
gen  Zeit,  für  welche  ein  solcher  bestellt,  durch  periodischen 
Austritt  einer  Anzahl  Mitglieder,  durch  Eintritt  eines  statu- 
tenmässigen  Unfähigkeitsg-rundes  in  der  Person  eines  Vor- 
Stehers ,  welcher  unmittelbar  den  Verlust  des  Amtes  zur  Folge 
hat^*^,  oder  eines  gesetzlichen  Grundes,  in  Folge  dessen  eine 
solche  Stelle  niedergelegt  werden  muss  ^^ 

Auch  ist  die  Bestellung  eines  Vorstands-Mitgliedes,  wie- 
wohl unbeschadet  der  Entschädigungs-Ansprüche  aus  beste- 
henden Verträgen,  zu  jeder  Zeit,  also  auch  vor  Ablauf  der- 
jenigen, für  welche  sie  geschehen,  widerruflich. 

Dies  gilt  zunächst  nach  den  verschiedenen  Gesetzen, 
welche,  wie  der  Code  de  commerce  Art.  31  und  die  anderwei- 


34)  Allg.  deutsch.  Handelsg.,  Art.  228:  „Die  jeweiligen Mitglie- 
„der  des  Vorstandes  müssen  alsbald  nach  ihrer  Bestellung  zur  Eintragung 
„in  das  Handelsregister  angemeldet  werden.  Der  Anmeldung  ist  ihre  Le- 
„gitimation  beizufügen. 

„Sie  haben  ihre  Unterschrift  vor  dem  Handelsgerichte  zu  zeichnen, 
„oder  die  Zeichnung  derselben  in  beglaubigter  Form  einzureichen. 

„Das  Handelsgericht  hat  die  Mitglieder  des  Vorstandes  zur  Befol- 
„gung  dieser  Vorschriften  von  Amtswegen  durch  Ordnungsstrafen  anzu- 
,, halten." 

35)  Allg.  deutsch.  Handelsg.,  Art.  13  u.  14. 

36)  Stat.  derCarl-Ludw.-Bahn,  Art.  33. 

37)  Engl.  Actiengesellsch.-Acten  1856, 1857,  Anh.,  Verwal- 
tungsregulativ, §.47.  —  Bernisch.  Gesetz  v.  J.  1860,  Art.  36. 
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tigen  oben  angeführten  Gesetze  (p.  470),  die  Vorsteher  als 
Mandatare  auffassen. 

Das  NämUche  ist  aber  auch  ausdrücklich  durch  eine 
Reihe  anderer  Gesetze  anerkannt,  wie  insbesondere  durch  das 
Holland.  Handelsgesetzbuch  Art.  44  Abs.  2  ^'^j  das  engl. 
Recht^^  und  das  Allgem.  deutsche  Handelsgesetzbuch 
Art.  227  Abs.  3  -'^. 

Hiergegen  gestattet  das  Zürcher  Gesetz  §.  1355  die 
Entfernung  der  Vorsteher  einer  Actiengesellschaft  innerhalb 
der  Zeitperiode,  für  welche  sie  gewählt  worden,  nur  aus  zu- 
reichenden Gründen,  während  das  Bernische  Gesetz 
vom  J.  1860  Art.  36,  indem  es  von  dem  nämlichen  Principe 
ausgeht,  die  Gründe  der  Entfernung  näher  dahin  bestimmt, 
dass  die  Mitglieder  des  Vorstandes  sich  wiederholt  der  Ver- 
letzung der  ihnen  kraft  der  Gesetze,  Statuten  oder  statuten- 
mässiger  Beschlüsse  obliegenden  Pflichten  schuldig  gemacht 
haben. 

In  der  That  beruht  jedoch  der  Grundsatz,  von  welchem 
die  beiden  letztgenannten  Gesetzgebungen  ausgehen,  auf  der 
unrichtigen  Auffassung,  als  ob  das  Verhältniss  zwischen  der 
Actiengesellschaft  und  deren  Vorstehern  auf  einen  zweiseiti- 
gen Vertrag  sich  gründete.  Erwägt  man  vielmehr,  dass  die 
Vorsteher  Beamte  der  Actien Verbindung  sind,  dass  aber  ein 
Beamter  kein  rechtliches  Interesse  an  der  Foi'tsetzung  seiner 
Functionen  hat,  sobald  ihm  die  zugesicherten  pecuniären  Vor- 
theile  belassen  werden,  beziehungsweise  demselben  eine  voll- 
ständige Entschädigung  hierfür  gewährt  wird,  #o  ist  im  Zweifel, 
d.  h.  soferne  das  Landesgesetz  keine  abweichenden  Bestim- 
mungen hat,  die  unbedingte  Widerruflichkeit  der  Vorsteher, 
und  zwar  auch  der  auf  bestimmte  Zeit  angestellten  anzuneh- 
men, ohne  dass  zu  diesem  Zwecke  eine  ausdrückliche  Be- 
stimmung der  Statuten  oder  Gesetze  nöthig  wäre. 

Ja  es  ist  diese  unbedingte  Widerruflichkeit  der  Bestelluno- 
der  Vorstandsmitglieder  so  sehr  in  der  Natur  der  Sache  be- 


38)  „De  bestuurders  mögen  niet  onherroepelijk  loorden  aange.iteld.''^ 

39)  Engl.  Actiengesellsch.-Acten  1856,  1857,  Anhang,  Ver- 
waltungsregulativ,  §.  62. 

40)  „Ihre  (der  Mitglieder  des  Vorstandes)  Bestellung  ist  zu  jeder  Zeit 
„widerruflich,  unbeschadet  der  Entschädigungsansprüche  aus  bestehenden 
,.'Verträgen."  —  S.  auch  den  Würtemb.  Entw.,  Art.  257;  und  den 
Entw.  eines  Handelsgesetzb.  für  Deutschland  (von  der  durch 
Reichsministerium  der  Justiz  niedergesetzten  Commission),  Art.  98. 
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oTÜndet  und  im  Interesse  der  Actienverbindung  erfordert, 
dass  sie,  gleichgültig,  ob  sie  durch  das  Gesetz  ausdrücklich 
ausgesprochen  oder  ob  dies  nicht  der  Fall  ist,  als  auf  einer 
zwingenden  Rechtsnorm  beruhend  zu  betrachten,  aus  welchem 
Grunde  derselben  durch  die  Statuten  nicht  derogirt  werden 
kann,  und  einer  Gesellschaftsregel,  welche  eine  entgegenge- 
setzte Anordnung  enthielte,  die  erforderliche  Staatsgenehmi- 
o-uno-  zu  versagen  ^^,  ja  diese  letztere,  wenn  sie  auch  des- 
senungeachtet erfolgt  sein  sollte,  der  Gesellschaft  das  Recht 
willkührlichen  Widerrufes  nicht  zu  entziehen  vermöchte*-. 

Ein  solcher  Widerruf  findet  aber  in  gleicher  Weise  in 
Ansehung  derjenigen  Vorsteher  Statt,  welche  kraft  der  Sta- 
tuten zu  diesem  Amte  berufen,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob 
dieselben  Actionäre  sind  oder  nicht,  da  die  in  Ansehung  der 
Geschäftsführer  einer  civilrechtlichen  Societät  oder  oflTenen 
Handelsgesellschaft  geltenden  entgegengesetzten  Grundsätze 
hier  der  Natur  der  Sache  nach  unanwendbar  sind*^. 

Der  Widerruf  selbst  aber  steht  der  Generalversammlung 
und  nur  dann  einem  anderen  Gesellschaftsorgane  zu,  wenn 
dieses  die  Wahl  der  Vorsteher  hat.  Nach  englischemRechte 
ist  zur  Remotion  eines  Direetors  vor  dem  Ablaufe  seiner  Amts- 
zeit ein  Specialbeschluss  nöthig**. 

Die  Entfernung  der  Vorstandsmitglieder  kann  jedoch  nur 
unbeschadet  der  Entschädigungsansprüche  aus  bestehenden 
Verträgen  geschehen,  Ansprüche,  über  deren  Bestand  und 
Betrag  im  Streitfalle  gerichtlich  zu  entscheiden  ist.  In  An- 
sehung der  Festsetzung  des  Schadenersatzes-Betrages,  wo  ein 
bezüglicher  Anspruch  nicht  überhaupt  in  Folge  zureichend 
begründeter  Remotion  vom  Amte  wegfällt,  wird  aber  die 
Zeitdauer  der  Anstellung  und  beziehungsweise  der  Umstand, 
dass  eine  solche  auf  Lebenszeit  oder  für  die  Dauer  des  Ge- 
sellschaftsbestandes geschehen,  von  Einfluss  sein,  wenn  nicht 


41)  S.  auch  die  Motive  zum  Würtemb.  Entwürfe,  S.  227. 
Malepeyrei&Jourdain,  des  societes  cimnneic.,^.  230;  Ualloz,  repert. 
tom.  XL.  in.  societe,  no.  1515. 

42)  Dalloz,  reperf.,  tom.  XL.,  m.snciele,  no.  1516.  Dagegen  Par- 
d  e s SU s ,  cours  de  droit  commerc,  tom.  lU.  no.  441. 

43)  Delangle,  des  sucietes  commerciales,  tom.  IL  no.  426  suiv. ; 
Bedarride,  des  societ.  commerc,  tom.  L  no.  279;  Dalloz,  reperloire, 
tom.  XL.  m.  societe,  no.  1516.  —  Dagegen  Pardessus,  tom.  IIL  no.  441. 

44)  Engl.  Actiengesellschaftsacten  1856,  1857,  Anhang, 
Verwaltungsregulativ,  §.62.  —  lieber  die  Specialbeschlüsse  s. 
oben  p.  459. 
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eine  derartige  Anstellung,  die  an  sich  durch  die  unbedingte 
Widerruflichkeit  nicht  ausgeschlossen*'',  durch  Statuten  oder 
Landesgesetzofebuno;  untersagt  ist. 

Während  der.  Actienverein  die  Bestellung  seiner  Vor- 
steher ohne  weiteres  widerrufen  kann ,  sind  diese  dag-eo-en 
nicht  befugt,  ihre  auf  bestimmte  Zeit  übernommene  Stelle  vor 
Ablauf  der  betreflfenden  Zeitdauer  ohne  gerechten  Grund  nie- 
derzulegen, da  auch  hier  von  einer  Anwendung  der  Mandats- 
grundsätze nicht  die  Rede  sein  kann**'.  Vielmehr  hat  die 
Gesellschaft  das  Recht,  dass  die  Vorstandsmitglieder  die  von 
ihnen  übernommenen  Functionen  während  der  verabredeten 
oder  statutenmässig  festgesetzten  Zeit  fortführen,  wo  nicht 
die  Statuten  denselben  ein  Aufkündigungsrecht  unter  Beobach- 
tuno; daselbst  bestimmter  Fristen  zuerkennen*^. 

Wo  aber  die  Bestellung  der  Vorsteher  der  Actiengesell- 
schaften  veröffentlicht  werden  muss,  gilt  das  Nämliche  von 
jeder  Aenderung  der  Mitglieder  des  Vorstandes  *^. 

In  diesem  Sinne  bestimmt  denn  auch  das  Allg.  deutsche 
Handelsgesetzbuch  Art.  233  Abs.  1: 

„Jede  Aenderung  der  Mitglieder   des  Vorstandes   muss 

„bei  Ordnungsstrafe  zur  Eintragung  in  das  Handelsregi- 

„ster  angemeldet  werden", 
während    dieser  Eintrao;   vom    Handelso-erichte    mittelst    der 
öifentlichen  Blätter  bekannt  zu  machen  ist*'^. 

Jene  Anmeldunfj  lieot  aber  der  Actiencjesellschaft  und 
beziehuno;sweise  deren  dermalio:em  Vorstande  ob,  wesshalb 
denn  dieser  durch  Ordnungsstrafen  zu  deren  Vornahme  an- 
zuhalten ist. 

Indem  aber  das  Allgem.  deutsche  Handelsgesetzb. 
Art.  233  Abs.  2  des  weiteren  bestimmt,  es  könne  die  Aende- 
rung der  Vorstandsmitglieder  dritten  Personen  nur  insoferne 
entgegengesetzt  werden,  als  in  Betreff  derselben  die  in  Art.  46 


45)  Motive  zum  Preuss.  Entwürfe,  S.  95  (zu  Art.  193);  Pro- 
tocolle,  S.  346. 

46)  Dagegen  Dalloz,  repertoire,  tom.  XL.  m.socie'te,  no.  1518. — 

47)  Stat.  der  deutsch.  Versicherungsg.-G.  in  Dresden, 
§.28;  der  Montania,  §.  43;  der  anonym.  Gesellschaft  der  ver- 
einigten Pachtungen  des  KurhausesHomburg,  §.23. — 

48)  Hamburg.  Verordn.  v.  28.  Dec.  1835,  §.9;  Russ.  Regle- 
ment v.  J.  1836,  Art.  38;  Preuss.  Gesetz  V.  9.  Nov.  1843,  §.  19;  Solo- 
thurn.  Gesetzb.,  §.  1219  Abs.  2;  Bremische  Verordn.  v.  6.  Febr. 
1860,  §.  7.— 

49)  Allg.  deutsch.  Handelsges.,  Art.  13,  — 
Renaud,  Actieitfiesellsch.  3j_ 
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in  Ansehung  des  Erlöschens  der  Procura  bezeichneten  Vor- 
aussetzungen vorhanden,  kann  ein  Wechsel  der  Vorsteher  des 
Actienvereins ,  wenn  er  nicht  im  Handelsregister  eingetragen 
und  öffentlich  bekannt  gemacht,  einem  Dritten  nur  insoferne 
entgegengesetzt  werden,  als  der  Beweis  geliefert  wird,  es  sei 
ihm  diese  Aenderung  beim  Abschlüsse  des  Geschäftes  bekannt 
gewesen;  wogegen  der  Nachweis,  dass  der  Dritte  eine  solche 
Aenderung  hätte  kennen  müssen,  unzulässig  ist^*^. 

Ist  dagegen  die  Aenderung  der  Mitglieder  des  Vorstan- 
des in  das  Handelsregister  eingetragen  und  veröffentlicht  wor- 
den, so  muss  ein  Dritter  dieselbe  gegen  sich  gelten  lassen, 
jedoch  nur  insoferne,  als  nicht  durch  die  Umstände  die  An- 
nahme begründet  wird,  dass  er  jene  Aenderung  beiAbschluss 
des  betreffenden  Geschäfts  weder  gekannt  habe,  noch  auch 
habe  kennen  müssen.  —  Die  Frage  aber,  ob  der  Dritte,  wel- 
cher die  eingetragene  und  öffentlich  bekannt  gemachte  Aen- 
derung der  Vorstandsmitglieder  beiAbschluss  des  Geschäftes 
nicht  gekannt,  diese  Fälle  habe  kennen  müssen,  ist  nach 
Massgabe  des  einzelnen  Falles  zu  beurtheilen,  indem  vom 
Dritten  zu  verlangen,  dass  er  diejenige  Sorgfalt  angewendet, 
welche  den  Umständen  entsprach,  wogegen  das  All  gem. 
deutsche  Handelsgesetzbuch  die  Frage  nach  der  Beweis- 
last hier  offen  gelassen  ^^. 

Diese  bedenkliche  und  vielfach  angefochtene  Bestimmung, 
in  Folge  deren,  wie  D.  Hansemann  richtig  bemerkt ^^,  die 
Actiengesellschaften  in's  unendliche  für  Alles  dasjenige,  was 
Jemand,  der  einmal  Vorstandsmitglied  gewesen,  unterzeich- 
nen möchte,  verantwortlich  gemacht  werden  können,  findet 
jedoch  selbstverständlich  auch  im  Bereiche  des  AUg.  deutsch. 
Handelsgesetzbuches  nur  auf  die  Actien vereine  Anwen- 
dung, welche  sich  als  Handelsgesellschaften  quahficiren. 

Wo  aber  gesetzlich  die  öffentliche  Bekanntmachung  der 
Aenderungen  der  Vorstandsmitglieder  vorgeschrieben,  ohne 
dass  die  Bedeutung  einer  solchen  Publication  und  die  Folgen 
ihrer  Unterlassung  durch  das  Gesetz  bestimmt  wären,  muss 
die  in  gehöriger  Weise  vorgenommene  Bekanntmachung  eines 

50)  Protocolle,  S.  930;  —  v.  Hahn,  Commentar  z.  AUgem. 
deutsch.  Handelsgetzb.,  S.  41  fg. — 

51)  Protocolle,  S.  929  fg.  — v.  Hahn  a.  a.  O.,  S.  43  fg. 

52)  lieber  die  Einführung  des  Allg.  deutsch.  Handelsges., 
—  Vortrag,  gehalten  in  der  Sitzung  des  deutsch.  Handels- 
tages zu  Heidelberg  am  17.Mail8Gl  (Berlin,  1861),  S.  9.  — 
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solchen  Wechsels  schlechtweg  jedem  Dritten  entgegengesetzt 
werden  können,  da  man  an  und  für  sich  von  der  Actienge- 
sellschaft  nicht  mehr  verlangen  kann,  als  dass  sie  den  gesetz- 
lichen Anordnungen  vollständig  nachkomme ,  während  es 
Sache  derjenigen  ist,  welche  zu  ihr  in  Beziehungen  treten 
wollen,  alle  wenn  auch  noch  so  scrupulösen  Erkundigungen 
einzuziehen,  die  nöthig  sein  dürften,  um  sie  vor  einem  uner- 
achtet  vollkommenster  Pflichterfüllung  Seitens  der  Actien- 
verbinduno;  möorlichen  Schaden  zu  bewahren. 

Ist  dagegen  die  gesetzlich  vorgeschriebene  Veröffentli- 
chung der  Aenderung  der  Vorstandsmitglieder  nicht  gesche- 
hen, so  kann  dieselbe  nicht  allein  dann  dem  Dritten  entge- 
gengesetzt werden,  wenn  sie  ihm  erwiesenermassen  beim 
Abschlüsse  des  Geschäftes  bekannt  war,  sondern  auch,  wenn 
sie  ihm  in  diesem  Zeitpuncte  bekannt  sein  musste^^,  da  ein 
grober  Mangel  an  Sorgfalt  hier  offenbar  dem  dolus  gleich  zu 
achten. 

§.54. 

Die   Legitimation  des  Vorstandes  und  die  Form  der  Wirk- 
samkeit desselben. 

Die  Bedingung  einer  jeglichen  Wirksamkeit  der  Vor- 
steher einer  Actiengesellschaft  in  dieser  ihrer  Eigenschaft  ist, 
dass  sie  sich  als  solche  legitimiren,  eine  Legitimation,  die 
sowohl  den  Actionären  als  auch  dritten  Personen,  Behörden 
wie  Privaten  gegenüber,  mit  denen  sie  Namens  des  Actien- 
vereins  in  Beziehungen  treten,  erforderlich  ist. 

Diese  Legitimation  kann,  wo  eine  öffentliche  Bekannt- 
machung der  Vorstandsmitglieder  durch  Eintrag  in  das  Han- 
delsregister oder  durch  Einrücken  in  das  Amtsblatt  oder  in 
sonstige  öffentliche  Blätter  gesetzlich  vorgeschrieben,  durch 
Nachweis  der  Identität  mit  den  als  Vorsteher  des  Actienver- 
eins  öffentlich  angezeigten  Personen  geschehen.  Doch  ver- 
steht es  sich  von  selbst,  dass  es  gegenüber  dem  Handels- 
gerichte zum  Zwecke  des  gesetzlich  erforderten  Eintrages 
in  das  Handelsregister  einer  anderweitigen  Legitimation  be- 


53)  Nach  der  Bremischen  Verordnung  vom  6.  Febr.  1860,  §.  18, 
sind  jedoch  Dritte,  wenn  die  vorgeschriebene  Veröffentlichung  der  in  den 
Personen  der  Vorstandsmitglieder  eingetretenen  Aenderung  nicht  gesche- 
hen, in  Ermangelung  einer  ihnen  zugekommenen  speciellen 
Kunde  berechtigt,  die  zur  Anzeige  gebrachten  Vertretungen  als  unver- 
ändert fortbestehend  zu  betrachten. 

31* 
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darf  ^,  so  wie  eine  solche  auch  sonst  möglich  ist,  da,  wo  auch 
eine  Veröffentlichung  der  Mitglieder  des  Vorstandes  vorge- 
schrieben, die  rechtliche  Wirksamkeit  ihrer  Bestellung  durch 
Beobachtung  dieser  Anordnung  keineswegs  bedingt  ist. 

Ueber  die  Formen  dieser  Legitimation  entscheiden  aber 
zunächst  die  Statuten,  w^elche  nach  dem  Allg.  deutsch. 
Handelsgesetzb.  -  sowohl  zum  Zwecke  der  Staatsgenehmi- 
gung, wo  dieselbe  erfordert,  wie  auch  abgesehen  hiervon  für 
deren  Eintragung  in  das  Handelsregister  Bestimmungen  dar- 
über enthalten  müssen. 

Die  hier  einschlagenden  statutenmässigen  Anordnungen 
sind  aber  wieder  sehr  verschiedener  Art. 

Nach  den  Einen  bildet  ein  notarieller  Act,  welcher  über 
das  Resultat  der  Wahlverhandlung  vom  Notar,  in  dessen  Ge- 
genwart diese  letztere  erfolgt,  aufgenommen,  die  Legitimation 
der  Verwaltung^;  nach  Anderen  legitimiren  sich  die  Vorsteher 
durch  eine  von  dem  Gesellschaftsorgane,  welches  sie  ernannt, 
ihnen  zu  ertheilende  öffentlich  beglaubigte  Vollmacht  oder 
Bestellung*,  oder  durch  eine  Vollmacht  oder  Bestellung  und 
eine  von  jenem  Organe  zu  besorgende  Bekanntmachung  ihrer 
Namen  in  den  öffentlichen  Blättern^.  Noch  andere  Statuten 
erklären,  dass  die  Veröffentlichung  der  Wahlen  des  Directo- 
riums  durch  die  Zeitungen,  welche  vom  Präses  der  wählenden 
Behörde  zu  besorgen,  die  Stelle  der  Legitimation  nach  aussen 
hin  so  wie  gegenüber  den  Actionären  vertrete^,  während  nach 
weiteren  Statuten  endlich  die  Vorsteher  sich  durch  eine  vom 
Vorstande  selbst  vorzunehmende  öffentliche  Bekanntmachung 
eines  jeden  Wechsels  der  Vorstandsmitglieder  legitimiren  '^. 

Wo  aber  die  Statuten,  wie  dies  dermalen  vielfach  der 
Fall,  und  auch  nach  dem  Allg.  deutsch.  Handelsgesetzb. 
vorkommen  kann,  die  Formen  für  die  Legitimation  der  Vor- 
standsmitglieder nicht  bestimmen,  legitimiren  sich  dieselben 
in  dieser  ihrer  Eigenschaft  durch  den  Nachweis  ihrer  Anstel- 


1)  Allg.  deutsch.  Handelsgesetzb.,  Art.  228  Abs.  1, 

2)  Allg.  deutsch,  Handelsgesetzb.,  Art.  209  no,  7  u.  Art.  249. 
—  Protocolle,  S.  328. 

3)  Stat.  des  Brackeler  Bergwerk-Vereins,  §.20. 

4)  Stat.  des  Lugauer  Steinkohlen-Abbau-Vereins  West- 
phalia,  §.  33. 

5)  Stat.  der  Provinz. -Actienbank  des  Grossh.  Posen,  §.30. 

6)  Stat.  derMontania,  §.46. 

7)  Stat.  der  deutsch.  Versicher.-Ges.   in  Dresden,  §.  37. 
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lung,  einen  Nachweis,  welcher  mittelst  einer  öffentlichen  oder 
auch  durch  Beibringung  einer  von  der  Wahlbehörde,  General- 
versammlung oder  Yerwaltungsrath  ausgestellten  Urkunde 
geliefert  werden  kann. 

Was  nun  die  Formen  der  Thätigkeit  des  Vorstandes  an- 
betrifft, so  hat  derselbe  seine  Willenserklärungen  in  der 
durch  die  Statuten  bestimmten  Form  kundzugeben,  insbeson- 
dere auch  in  dieser  Form  für  die  Gesellschaft  zu  zeichnen®, 
einer  Form,  die,  wo  sie  durch  die  Gesellschaftsregel  bestimmt, 
nach  dem  Allgem.  deutschen  Handelsgesetzbuche 
(Art.  210  a.  E.)  zugleich  mit  dem  Statuten-Auszuge  zu  ver- 
öffentlichen ist. 

Ist  insbesondere  aber  über  die  Art,  wie  für  die  Gesell- 
schaft zu  zeichnen,  statutenmässig  nichts  festgesetzt,  so  ge- 
schieht dies  in  der  Weise,  dass  die  Zeichnenden  zu  der  Firma 
der  Gesellschaft  oder  zur  Benennung  des  Vorstandes  ihre 
Unterschrift  hinzufügen  ^. 

Einer  besonderen  Betrachtung  bedarf  jedoch  die  Art  der 
Wirksamkeit  des  Vorstandes  für  den  allerdings  gewöhnli- 
cheren Fall,  dass  letzterer  aus  mehreren  Personen  zusammen- 
gesetzt ist. 

Man  kann  die  mehreren  Vorsteher  einer  Actiengesell- 
schaft  nicht  als  einzelne  Institoren  auffassen,  wie  das  O.-A.-G. 
in  Dresden  angenommen  ^^,  weil  hier  überhaupt  von  keinem 
Institoren-Verhältnisse  die  Rede  ist. 

Ebensowenig  sind  aber  auf  den  aus  mehreren  Personen 
bestehenden  Vorstand  eines  Actienvereins  die  Grundsätze  an- 
zuwenden, welche  von  den  Vorständen  öffentlicher  Corpora- 
tionen,  insbesondere  Gemeinden,  gelten,  und  demnach,  wie  dies 
z.  B.  Bluntschli  deutsches  Privatrecht  §.  139.  8  thut,  ohne 
weiteres  die  mehreren  Vorsteher  einer  Actienverbindung  als 
ein  mit  Stimmenmehrheit  beschliessendes  CoUegium  zu  be- 
trachten ^^. 

Allerdings  statuiren  dies  sehr  viele  Statuten,  deren  Be- 
stimmungen hier  selbstverständlich  vor  Allem  massgebend 
sind^-,  und  auch  in  Ermangelung  anderweitiger  statutenmäs- 


8)  Allg.  deutsch.  Handelsg.,  Art.  229  Abs.  1. 

9)  Allg.  deutsch.  Handelsg.,  Art.  229  Abs.  2. 

10)  IndenAnnalen  dieses  C  erichts,  III.  6.  S.282. 

11)  Pohls,  Actieng.,S.  182. 

12)  Stat.  der  Berlin-Frankfurt.  Eisenb.-G.,  §§.  56  flg.;  der 
Frankfurt.  Rückversicher.-G.,  Art.  19;  der  Providentia,  Frank- 
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siger  Anordnung  einzelne  Gesetzgebungen,  wie  insbesondere 
das  Russische  Reglement  v.  J.  1836  Art.  40  und  das 
Englische  Recht ^^  Andererseits  stellen  aber  einzelne 
Statuten  andere  Grundsätze  über  die  Art  und  Weise  auf, 
wie  die  mehreren  Vereinsvorsteher  neben  einander  wirken 
sollen,  während  endlich  die  Frage  entsteht,  wie  es  in  dieser 
Hinsicht  zu  halten,  wo  es  darüber  an  statutenmässigen  wie 
gesetzlichen  Bestimmungen  fehlt. 

Betrachten  wir  zunächst  den  gewöhnlicheren  Fall,  dass 
der  Vorstand  ein  durch  Stimmenmehrheit  beschliessendes 
CoUegium  bildet,  so  verlangen  sehr  viele  Statuten  zu  einer 
ffültiffen  Beschlussfassung  die  Anwesenheit  einer  bestimm- 
ten  Anzahl  von  Vorstehern  oder  ihrer  Ersatzmänner,  wo- 
gegen in  Ermanglung  einer  solchen  Anordnung  ein  Be- 
schluss  auch  durch  zwei  Vorstandsmitglieder  gefasst  werden 
kann  ^^. 

Abwesende  Mitglieder  können  sich  zum  Zwecke  der 
Beschlussfassung  nicht  vertreten  lassen,  wo  ihnen  eine  solche 
Befugniss  nicht  durch  die  Statuten  eingeräumt  ist,  wie  dies 
bisweilen  hinsichtlich  solcher  Vorsteher  der  Fall  ist,  welche 
ausserhalb  des  Sitzes  der  Gesellschaft  wohnen,  und  denen 
desshalb  das  Recht  gegeben  ist,  sich  durch  ein  anderes  Vor- 
standsmitglied'°  oder  durch  einen  anderen  Actionär^**  reprä- 
sentiren  zu  lassen. 

Die  Beschlüsse  werden,  wie  viele  Statuten  ausdrücklich 
erklären,  mittelst  einfacher  Stimmenmehrheit,  welche  nach 
der  Zahl  der  Stimmenden  zu  berechnen,  gefasst,  —  was  im 


fürt.  Versicherungs-G.,  §.  25;  des  deutsch.  Phönix,  §.'30;  —  der 
Aachen. -München.  Feuer-Versicherungs-G.,  §.  33;  der  Mon- 
tania,  §.  43  flg.;  der  Thuringia,  §.  16;  der  deutsch.  Versicher.-G. 
inDresden,  §.  34;  der  Carl-Ludw.-B.,  §.  41;  der  Graz-Köflach.- 
Eisenb.  u.  Bergbau-G.,  §.28;  der  Hess.  Ludw. -Eisenb.-G.  §.  21; 
des  Brackeler  Bergwerk-Vereins,  §.25;  Actieng.  f.  Spinnerei 
u.  Weberei  an  der  Hohen  Mark,  Art.  18.  — 

13)  Engl.  Actiengesellsch.-A.  1856,  1857,  Anh.,  Verwaltungs- 
regulativ, §.55, 

14)  Nach  dem  englisch.  Verwaltungsregulativ  §.  55  können 
die  Directoren  die  für  die  Versammlung  erforderliche  beschlussfähige  Zahl 
festsetzen. 

15)  Stat.  der  Carl-Ludw.-B.,  §.42. 

16)  Stat.  der  deutschenVersicherungs-Gesellsch.  in  Dres- 
den, §.32.  — 
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Zweifel  überall  anzunehmen,  wo  der  Vorstand  mit  Stimmen- 
mehrheit beschliessen  kann^'^. 

Mit  jener  Majorität  wird  auch  der  Vorsitzende  gewählt, 
dessen  Stimme  bei  Stimmengleichheit  nach  einer  grossen  Zahl 
von  Statuten  den  Ausschlag  giebt^^,  wogegen  andere  für  den 
Fall,  dass  nur  zwei  Vorstandsmitglieder  an  der  Abstimmung 
Theil  nehmen,  zu  einem  gültigen  Beschlüsse,  falls  ein  solcher 
hier  überhaupt  möglich,  Stimmeneinhelligkeit  erfordern ^^. 
Die  Stimme  des  Vorsitzenden  muss  aber  bei  einem  collegia- 
lisch  organisirten  Vorstande  im  Falle  der  Stimmengleichheit 
auch  da  entscheiden,  wo  es  in  dieser  Hinsicht  an  einer  statu- 
tenmässigen  Anordnung  fehlt  ^'^j  wenn  nicht  das  Landesge- 
setz für  eine  solche  Voraussetzung  eine  anderweitige  Bestim- 
mung getroffen,  wie  z.  B.  diejenige,  wonach  alsdann  die  Frage 
der  Generalversammlung  zu  unterbreiten  ist  2^. 

Die  Beschlüsse  des  Vorstandes  werden  in  Sitzuno^en  ge- 
fasst,  welche  bald  ordentliche,  bald  ausserordeuliche  sind,  und 
über  deren  Einberufung  die  Statuten  vielfach  nähere  Bestim- 
mungen enthalten. 

In  jedem  Falle  ist  aber  über  jene  Beschlüsse  einProtocoU 
aufzunehmen,  welches  bald  von  den  anwesenden  Mitgliedern  -^, 
bald  von  denjenigen,  welche  am  Beschlüsse  Theil  genom- 
mene^, bald  nur  vom  Vorsitzenden  und  einigen  Mitgliedern 
u.  s.  w.  zu  unterzeichnen  ist^^. 

Nach  englischem  Rechte  sind  diese  Protocolle  in 
einem  eigends  dazu  angelegten  Buche,  in  welches  ebenfalls 


17)  Russisch.  Reglement  v.  J.  1836,  Art.  40;  Engl.  Verwal- 
tungsregulativ,  §.  55. 

18)  Stat.  der  Frankfurt.  Rückversicher.-G,,  Art.  19;  der 
Providentia,  §.25;  des  deutsch.  Phönix,  §.30;  der  Hess.  Lud w,- 
Eisenb.-G.,  §.  21;  der  Carl-Ludw.-B.,  §.  41;  der  Graz-Köflach.- 
Eisenb,-  u.  Bergbau-G.,  §.  28;  der  deutsch.  Versicherungs-G. 
inDresden,  §.  34;  des Br acke  1er  Bergwerk- V.,  §.  24;  der  Actieng. 
f.  Spinnerei  u.  Weberei  an  der  Hohen  Mark,  Art.  18.  — 

19)  Stat.  der  anonym.  Gesellsch.  der  vereinigten  Pach- 
tungen des  Kurhauses  Homburg,  §§.27,  29. 

20)  Englische  Actiengesellschafts-A.,  Anh.,  Verwaltungsre- 
gulativ, §.  55. 

21)  Russisch.  Reglementv.  J.  1836,  Art.  40. 

22)  Stat.  der  anonym.  Gesellsch.  der  vereinigten  Pach- 
tungen des  Kurhauses  Homburg,  §.  28. 

23)  Stat.  der  Hess.  Ludw.-Ei8enb.-G.,§.  23. 

24)  Stat.  der  Frankfurt.  Rückversicher.-G.,  Art.  19;  des 
deutsch.Phönix,  §.  30;  der  Carl-Ludw.-B.,  §.43. 
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die  Beschlüsse  der  Generalversammlungen  einzutragen,  zu 
vermerken,  während  die  von  einer  als  Vorsitzenden  der  Di- 
rectoren  oder  des  Directoren- Ausschusses  aufgeführten  Person 
unterzeichneten  Vermerke  ohne  weitere  Prüfung  als  Beweis- 
mittel zuzulassend^. 

Nach  dem  Bernischen  Gesetze  v.  J.  1860  Art.  28 
müssen  die  Protocolle  vom  Vorsitzenden  und  dem  Protocoll- 
fülirer  unterzeichnet,  auch  vom  Vorstande  genehmigt  werden, 
unter  welcher  Voraussetzung  sie  gleiche  Beweiskraft  me 
Haus-  oder  Handelsbücher  haben. 

In  dringenden  Fällen  ist  nach  manchen  Statuten  der 
Präsident  des  Vorstandes  befugt,  allein  die  nöthigen  Anord- 
nungen zu  treffen,  von  denen  er  sofort  den  übrigen  Vor- 
stehern Kenntniss  zu  geben  hat-*',  oder  genügen,  wo  eine 
ausserordentliche  Sitzung  nicht  zusammenberufen  werden 
kann,  die  schriftlichen  Aeusserungen  von  wenigstens  zwei 
Mitgliedern  ^^ ,  während  noch  andere  Statuten  endlich  in 
eilenden  Fällen  zwar  Circular- Abstimmungen  zulassen,  für 
solche  aber  die  Theilnahme  der  nämlichen  Mitgliederzahl  wie 
bei  Sitzungen  erfordern  ^^ 

Wo  aber  der  Vorstand  ein  mit  Stimmenmehrheit  be- 
schliessendes  CoUegium  bildet,  kann  auch  nur  dieses,  und 
nicht  der  einzelne  Vorsteher  als  solcher  für  die  Gesellschaft 
zeichnen.  Die  Zeichnung  geschieht  in  der  durch  die  Sta- 
tuten bestimmten  Form,  sei  es  durch  die  Unterschrift  von 
drei  ^^  oder  auch  nur  von  zwei  Vorstandsmitgliedern  oder 
eines  Vorstehers  und  einer  anderen  vom  Vorstande  hierzu 
bestimmten  Person  2^,  oder  eines  Directors,  der  Mitglied  des 
Vorstandes  ist,  und  des  ersten  Buchhalters^^,  oder  des  Vor- 
sitzenden und  eines  zweiten  Mitgliedes^-,  oder  durch  die  al- 
leinige Unterschrift  des  gerirenden  Directors  {directeur  gerantY^, 

25)  Engl.  Actiengesellschafts-A.    1856,   1857,  Anh.,  Verwal- 
tungsregulativ, §.61. 

26)  Stat.  derHess.  Ludw.-B.,  §.  22. 

27)  Stat.  derBerlin-Frankfurt.  Eisenb.-G.,  §.58. 

28)  Stat.  derActieng.  f.  Spinnerei  u.  Weberei  an  der  Hohen 
Mark,  Art.  18. 

29)  Stat.  derBerlin-Frankfurt.  Eisenb.-G.,  §.  53  a.  E. 

30)  Stat.  der  Graz-Köflacher  Eisenb.-  u.  Bergbau- G,  §.  35; 
der  k.  k.  priv.  Donau-Dampfschiff.  -G.,  §.  40. 

31)  Stat.  derllostockerBank,  §§.  89  u.  78. 

32)  Stat.  der  Montania,  §.  43  a.  E.— 

33)  Stat.  der  anonym.  Gesellsch.  der  vereinigten  Pach- 
tungen des  Kurhauses  Homburg,  §.  26. 
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—  wogegen  in  Ermanglung  bezüglicher  statutenmässiger 
Bestimmungen  die  Zeichnung  durch  die  mehreren  Vorsteher, 
auf  deren  Beschluss  sie  geschieht,  Statt  zu  finden  hat. 

Wenn  der  aus  einer  Mehrheit  physischer  Personen  zu- 
sammengesetzte Vorstand  einer  Actieno-esellschaft  vielfach 
ein  mit  Stimmenmehrheit  beschliessendes  Collegium  bildet, 
so  ist  dies  jedoch  keineswegs  immer  der  Fall. 

Denn  einmal  giebt  es  Statuten,  nach  welchen  der  Vor- 
stand durch  ein  aus  zwei  Mitgliedern  zusammengesetztes  Di- 
rectorium  in  der  Art  gebildet  wird,  dass  das  Eine,  der  Ver- 
einsdirector,  in  der  That  die  Vorsteherschaft  allein  auszuüben 
hat,  während  das  andere  jenes  in  Verhinderungsfällen  ver- 
tritt und  demselben  abgesehen  hiervon  an  die  Hand  geht^^. 

Andererseits  hat  nach  der  Gesellschaftsregel  anderer 
Vereine  der  Vorstand  (die  Directlon)  die  Geschäfte  unter  seine 
Mitglieder  zu  theilen,  welche  jedoch  in  allen  wichtigen  Fäl- 
len mit  Stimmeneinhelligkeit  beschliessen  müssen  und  bei 
Meinungsverschiedenheiten  die  Entscheidung  des  Verwal- 
tungsraths  (Aufsichtsraths)  einzuholen  haben  ^'^. 

Auch  überlassen  einzelne  Statuten  die  Bestimmung  der 
Art  und  Weise,  wie  der  Vorstand  im  Ganzen  oder  dessen 
einzelne  Mitglieder  thätig  sein  sollen,  einer  Geschäftsordnung, 
die  bald  jener  zu  erlassen  und  zur  Kenntniss  der  Generalver- 
sammlung zu  bringen  hat  ^^,  bald  ein  zwischen  dieser  letzteren 
und  dem  Vorstande  stehender  Verwaltungsrath  aufstellen 
soll  37. 

Wo  aber  weder  eine  solche  Geschäftsordnung  erlassen, 
noch  auch  die  Statuten  die  Art  und  Weise,  wie  die  mehreren 
Vorsteher  neben  oder  mit  einander  wirken  sollen,  bestimmen, 
ist  zu  Zeichnungen  für  die  Gesellschaft  die  Unterschrift 
sämmtlicher  Mitglieder  des  Vorstandes  erforderlich  ^'^,  so  ■wie 


34)  Stat.  des  Lugauer  Steinkohlen-Abbau-Vereins  West- 
phalia,§§.  31— 34. 

35)  Stat.  des  Vereins  chemischer  Fabriken  in  Mannheim, 
§.  54. 

36)  Stat.  der  Zuck erf ab rik  Heilbronn,  §.  18  a.  E.  — 

37)  Stat.  der  Heidelberg.  Ultramarin-Fabrik,  Art.  11.  — 

38)  So  bestimmt  auch  das  AUg.  deutsch.  Handelsg.  Art.  229 
Abs.  1:  „Der  Vorstand  hat  in  der  durch  den  Gesellschaftsvertrag  be- 
„stimmten  Form  seine  W^illenserklärungen  kundzugeben  und  für  die  Ge- 
„sellschaft  zu  zeichnen.  Ist  nichts  darüber  bestimmt,  so  ist  die  Zeichnung 
„durch  sämmtliche  Mitglieder  des  Vorstandes  erforderlich." 
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auch  sonst  deren  einheitliches  Zusammemvirken  zu  Hand- 
luno;en  für  die  Gesellschaft  für  nöthi«;  zu  erachten. 

Doch  verhält  es  sich,  wie  später  auszuführen,  anders 
rücksichtlich  der  vom  Vorstande  Namens  der  Gesellschaft  zu 
leistenden  Eide,  so  wie  es  auch  zur  Behändigung  von  Vorla- 
dungen und  anderen  Zustellungen  an  die  Gesellschaft  genügt, 
wenn  eine  solche  an  ein  Mitglied  des  Vorstandes,  welches  zu 
zeichnen  oder  mitzuzeichnen  befugt  ist,  geschieht. 

Auch  versteht  es  sich  von  selbst,  dass,  wo  nicht  von 
juristischen  Handlungen  die  Rede,  sondern  von  anderweitiger 
dem  Vorstande  obliegender  Thätigkeit,  wie  der  Sorge  für  die 
Führuno;  der  erforderlichen  Bücher,  der  Anzeige  einer  Ver- 
minderung  des  Grundcapitals  oder  eingetretener  Insolvenz 
der  Gesellschaft,  die  den  Vorstehern  zukommenden  Pflich- 
ten auch  durch  ein  einzelnes  Mitglied  erfüllt  werden  können. 

§.55. 

Die  Rechte  und  Verpflichtungen  des  Vorstandes  gegen- 
über dem  Actienvereine. 

Der  Vorstand  hat,  indem  ihm  die  stete  ununterbrochene 
Fürsorge  in  allen  Angelegenheiten  des  Vereins  so  wie  auch 
regelmässig  dessen  gerichtliche  und  aus  sergerichtliche  Vertre- 
tung obliegt,  das  Vermögen  der  Gesellschaft  zu  verwalten 
und  alle  zu  diesem  Behufe  so  wie  auch  durch  den  Gesell- 
schaftszweck erforderten  Geschäfte  im  Namen  der  Actienver- 
bindung  abzuschliessen,  soferne  deren  Betrieb  nicht  sonstigen 
Beamten  oder  Bevollmächtigten  zugcAviesen. 

Indem  er  aber  solche  Beamten  und  Bevollmächtigte  zu 
beaufsichtigen  hat,  kann  er  sich  zu  allen  ihm  zukommenden 
Geschäften  auf  seine  Gefahr  durch  Machthaber  vertreten  las- 
sen^, wogegen  ihm  in  Ansehung  der  ständigen  Vereinsbeam- 
ten im  Zweifel  nur  ein  Vorschlagsrecht  an  die  Generalver- 
sammlung und  beziehungsweise  den  Aufsichtsrath,  nicht 
aber  ein  Ernennungsrecht  zusteht.  Doch  überlassen  aller- 
dings manche  Statuten  die  Ernennung  und  Entlassung  der 
Beamten  und  Agenten  der  Gesellschaft,  so  wie  die  Feststel- 
lung der  Gehalte  derselben  dem  Vorstande,  sei  es  schlecht- 
weg ^,     sei    es    insoferne,    als    nicht    mit    der    Anstellung 

1)  Stat.  derCarl-Ludw.-B.,  §.44. 

2)  Stat.  derFrankfurt.  Rückversicher.-G.,  Art.  20;  derPro- 
videntia,  §.  26;  der  Carl-Ludw.-B.,  §.  44. 
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ein  eine  gegebene  Summe  übersteigendes  Einkommen  ver- 
bunden ist^. 

Auch  ist  es  Sache  der  Vorsteher,  die  Aufforderungen  zu 
den  auf  die  Actien  geschuldeten  Einzahlungen  ergehen  zu 
lassen  und  nöthigenfalls  gegen  die  säumigen  Actionäre  und 
beziehungsweise  Actienzeichner  einzuschreiten,  so  wie  die 
Gesellschaft  in  Rechtsstreitigkeiten  mit  diesen  wie  mit  ande- 
ren Personen  zu  vertreten. 

Bei  der  gerichtlichen  wie  aussergerichtlichen  Vertretung 
des  Actienvereins  ist  aber  der  Vorstand  diesem  gegenüber 
verpflichtet,  die  Beschränkungen  einzuhalten,  welche  in  den 
Statuten  oder  durch  Beschlüsse  der  Generalversammlung  für 
den  Umfang  seiner  Befugnisse  festgesetzt  sind*,  und  zwar 
bei  Vermeidung  persönlicher  und  solidarischer  Verantwort- 
lichkeit der  Vorstandsmitglieder  für  den  aus  einer  Ileber- 
schreitung  der  Gränzen  ihres  Auftrags  entstandenen  Scha- 
den (S.  §.  58). 

Auch  bedarf  der  Vorstand  im  Zweifel,  wie  schon  früher 
ausgeführt  worden  (S.  p.  449  %.)>  überall  der  Ermäch- 
tigung der  Generalversammlung,  um  Handlungen  vorzu- 
nehmen, welche  über  den  gewöhnlichen  Geschäftsbetrieb  der 
Gesellschaft  so  wie  über  dasjenige  hinausgehen,  was  die  Ver- 
waltung des  Vereins  Vermögens  erfordert,  während  es  ihm 
andererseits  obliegt,  die  Beschlüsse  jener  Versammlung  zu 
vollziehen,  und  er,  wie  für  den  Schaden  aus  einer  Ueber- 
schreitung  seiner  Vollmachten,  so  auch  für  denjenigen  aus  der 
Nichterfüllung  erhaltener  Aufträo-e  haftet. 

Dass  er  aber  die  Generalversammlung  so  oft  einberufen 
soll,  als  dies  im  Interesse  der  Gesellschaft  erfordert  oder  von 
einem  oder  mehreren  Vertretern  einer  gewissen  Zahl  von  Ac- 
tienrechten  verlangt  wird,  ist  ebenfalls  schon  früher  erwähnt 
worden  (S.  §.  48),  und  nur  noch  beizufügen,  dass  er  alle  an 
jenes  höchste  Vereinsorgan  zu  machenden  Vorlagen  vorzube- 
reiten hat.  Insbesondere  muss  der  Vorstand  nach  dem  Allg-. 
deutschen  Handelsgesetzbuche,  Avenn  sich  aus  der  letz- 
ten Bilanz  ergiebt,  dass  sich  das  Grundcapital  um  die  Hälfte 


3)  Stat.  der  Montania,  §.48. 

4)  Allg,  deutsch.  Handelsges.  Art.  231  Abs.  1:  ,,Der  Vorstand 
„ist  der  Gesellschaft  gegenüber  verpflichtet,  die  Beschränkungen  einzu- 
,, halten,  welche  in  dem  Gesellschaftsvertrage  oder  durch  Beschlüsse  der 
,, Generalversammlung  für  den  Umfang  seiner  Befugnisse,  die  Gesellschaft 
„zu  vertreten,  gesetzt  sind." 
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vermindert,  unverzüglich  eine  Generalversammlung  berufen 
und  dieser  so  wie  der  zuständigen  Verwaltungsbehörde  davon 
Anzeige  machen''. 

Der  Vorstand  ist  ferner  verpflichtet,  Sorge  zu  tragen, 
dass  die  erforderlichen  Bücher  der  Gesellschaft  geführt  wer- 
den^, sei  es,  dass  er  sie  selbst  führt  oder  durch  Angestellte 
des  Vereins  führen  lässt. 

Diese  Bücher  müssen  ausser  den  Actienbüchern  bei 
Gesellschaften,  welche  Nominal-Actien  ausgeben,  solche  sein, 
aus  denen  die  Geschäfte  des  Vereins  so  wie  die  Vermögens- 
lage desselben  vollständig  zu  ersehen. 

Daofesren  besteht,  abo-esehen  von  anderweitigen  Bestim- 
mungen  der  Statuten,  nur  bei  den  Actienverbindungen ,  bei 
Avelchen  der  Gegenstand  des  Unternehmens  in  Handelsge- 
schäften besteht,  die  Verpflichtung  zu  kaufmännischer  Buch- 
führung so  wie  zur  Führung  eines  Briefcopierbuchs ,  während 
auch  nur  den  Büchern  einer  solchen  Gesellschaft  die  Beweis- 
kraft von  Handelsbüchern  zukommen  kann  '^. 

Anders  verhält  es  sich  jedoch  nach  einzelnen  Landesge- 
setzgebungen. 

So  soll  nach  englischem  Rechte  bei  allen  Actien- 
vereinen,  die  unter  die  Actiengesellschafts-Acten  1856, 
1857  fallen,  die  Rechnungsführung  nach  dem  Principe  doppel- 
ter Buchhaltung  in  einem  Cassenbuche,  Journal  und  Haupt- 
buche erfolgen*^. 

So  soll  ferner  nach  dem  Bernischen  Gesetze  vom 
J.  1860  Art.  27  jede  Actiengesellschaft,  ausser  einem  Ac- 
tienbuche,  folgende  Geschäftsbücher  führen:  einmal  ein 
Tagebuch  {livre-journaT)  „in  welches  Tag  für  Tag  und  nach 
„Ordnung  des  Datums  alle  Forderungen  und  Schulden,   die 


5)  AUg.  deutsch.  Handelsg.,  Art.  240  Abs.  1  u.  unten  §.  77. — 

6)  AUg.  deutsch.  Handelsg.,  Art.  239  i.A.:  „Der  Vorstand  ist 
„verpflichtet,  Sorge  zu  tragen ,  dass  die  erforderlichen  Bücher  der  Gesell- 
„schaftgeführtwerden."  —  Preu SS.  Gesetz  v.  9.  Nov.  1843  §.  24:  „Der 
„Vorstand  ist  schuldig,  die  zur  Uebersicht  der  Vermögenslage  erforderli- 
„chen  Bücher  zu  führen.."  Bernisch.  Gesetz  v.  J.  1860  Art.  35: 
„Der  Vorstand  einer  Actiengesellschaft  ist  für  die  vorschriftmässige  Füh- 
,,rung  der  in  diesem  Gesetze  genannten  ProtocoUe  und  Bücher  der  Gesell- 
„schaft  verantwortlich."  Englische  Actiengesellschafts-A.  1856. 
1857,  Anh.,  Vervvaltungsregulativ,  §.  69.  — 

7)  Arg.  Allg.  deutsch.  Handelsg.,  Art.  5. — 

8)  Engl.  Actiengesellschafts-A.  1856,2857,  Anh.,  Verwaltungs- 
regulativ, §.69. 
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„Ziehungen,  Annahmen  und  Indossirungen  von  AVechseln 
„oder  sonstigen  Handelspapieren,  alle  von  der  Gesellschaft 
„unternommenen  Geschäfte,  so  wie  überhaupt  alle  empfange- 
„nen  oder  geleisteten  Zahlungen  einzutragen  sind",  wobei  es 
jedoch  gestattet  ist,  statt  eines  einzigen  Tagebuchs  mehrere 
zu  führen  und  jedes  derselben  zur  Aufnahme  einer  besonde- 
ren Art  von  Verrichtungen  (z.  B.  für  diejenigen  des  Cassirers 
der  Gesellschaft)  zu  bestimmen;  —  ferner  ein  Briefcopier- 
buch  und  endlich  ein  Inventarienbuch,  „in  welches  beim 
„Beginne  der  Unternehmungen  der  Actiengesellschaft  sämmt- 
„liche  ihr  angehörenden  beweglichen  und  unbeweglichen  Ver- 
„mögensgegenstände,  so  wie  ihre  Forderungsrechte  und  Schul- 
,,den  genau  eingetragen  und  eine  alljährlich  anzufertigende 
„Bilanz  über  den  Stand  dieses  Vermögens  eingeschrieben 
„werden  soll",  während  dem  Tage-  und  Actienbuche 
die  Beweiskraft  von  Haus-  oder  Handlungsbüchern  zukom- 
men soll. 

Wie  aber  der  Vorstand  dafür  sorgen  soll,  dass  die  er- 
forderlichen Bücher  der  Gesellschaft  geführt  werden,  so  liegt 
ihm  auch  die  Sorge  für  die  Aufbewahrung:  derselben  so  wie 
seiner  eigenen  Protocolle,  derjenigen  der  Generalversamm- 
lung und  der  sonstigen  Papiere  des  Vereins  ob. 

Dass  diese  Aufbewahrung  während  des  ganzen  Bestandes 
der  Gesellschaft  stattzufinden,  lässt  sich  jedoch  allgemein 
nicht  behaupten  und  wäre  auch  bei  Actienverbindungen  von 
sehr  langer  Dauer  eine  unnütze  Belästio-uno".  Ja  es  liegt  dies 
sicher  nicht  im  Sinne  selbst  der  Gesetze,  welche,  wie  z.  B. 
das  Allg.  deutsche  Handelsgesetzbuch  Art.  246,  die 
Aufbewahrung  der  Bücher  der  aufgelösten  Gesellschaft 
während  einer  Anzahl  Jahre  vorschreiben,  da  eine  solche 
Anordnung  nur  von  den  zur  Zeit  der  Auflösung  des  Vereins 
vorhandenen  Papieren  zu  verstehen  ist.  Wohl  aber  bestim- 
men einzelne  Gesetze,  dass  die  Bücher  der  Actienvereine 
während  einer  bestimmten  Zeit  aufzubewahren,  eine  Zeit,  die 
das  Preussische  Gesetz  v.  9.  November  1843  §.  27  auf 
30  Jahre,  das  Bernische  Gesetz  v.  1860  Art.  29  auf  min- 
destens 20  Jahre  angesetzt  hat.  Fehlt  es  aber  an  solchen 
besonderen  Anordnungen,  so  finden  hinsichtlich  der  Aufbewah- 
rung der  Handelsbücher  solcher  Actienverbindungen,  die  sich 
als  Handelsgesellschaften  qualificiren,  die  nämlichen  Grund- 
sätze wie  in  Betreff  der  Bücher  der  Kaufleute  Anwendung; 
daher  denn  jene  allerdings    nach   dem  Spanischen  Han- 
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dels gesetzbuche  Art.  55  während  des  ganzen  Geschäfts- 
betriebs der  Gesellschaft,  nach  dem  Code  de  commerce  Art.  11 
und  dem  Allg.  deutschen  Handelsgesetzbuche  Art.  33 
verb.  mit  Art.  5  aber  während  zehn  Jahren  von  dem  Tage 
der  in  dieselben  geschehenen  letzten  Eintragung  an  gerech- 
net, aufzubewahren  sind,  ■ —  was  auch  in  Ansehung  der  em- 
pfangenen Handelsbriefe,  wie  der  Inventare  und  Bilanzen  gilt. 
Bücher  und  Papiere  solcher  Actienverbindungen  dagegen,  bei 
welchen  der  Gegenstand  des  Unternehmens  nicht  in  Handels- 
geschäften besteht,  sind  in  Ermanglung  besonderer  landes- 
g-esetzlicher  Bestimmuno;en  während  einer  deren  Inhalt  und 
den  sonstigen  Umständen  angemessenen  Zeit  zu  erhalten. 

Der  Vorstand  muss  auch  periodisch  eine  schriftliche 
Uebersicht  der  Vermögenslao-e  der  Gesellschaft  anfertio-en 
oder  eine  Bilanz  des  Gesellschaftsvermögens  ziehen.  Diese 
Bilanz  ist  für  die  durch  die  Statuten  oder  durch  Beschluss 
der  Generalversammlung  bestimmten  Rechnungsperioden  dem 
letzto'enannten  Org-ane  voi'zulegen^,  wo  nicht  Statuten  oder 
Gesetz  einen  anderen  Modus  der  Vorlage,  wie  durch  Zusen- 
dung an  die  Actionäre  oder  durch  Niederlegung  an  einem  be- 
kannt zu  machenden  Orte  gestatten^*'. 

Durch  manche  Gesetze,  wie  durch  das  Holländische 
Handelsgesetzbuch  Art.  55,  das  Zürcher  Civilgesetz- 
buch  §.  1357,  das  englische  Recht ^^,  das  Preussische 
Gesetz  vom  9.  November  1843  §.  24,  das  Bernische  Ge- 
setz vom  J.  1860  Art.  27  no.  3  u.  Art.  33,  so  wie  endlich 
das  Allg.  deutsche  Handelsgesetzbuch  Art.  239  Abs.  1 
ist  jedoch  eine  jährliche  Aufmachung  der  Bilanz  angeordnet, 
womit  freilich  statutenmässige  Vorschriften,  laut  welcher  mit 
Ablauf  kürzerer,  wie  z.  B.  halbjährlicher  Rechnungsperioden, 
Bilanz  zu  machen^^,  nicht  ausgeschlossen  sind  (S.  jed.  §.  64). 

Die  Bilanz  des  letztverflossenen  Geschäftsjahres  Ist  aber 
im  Zweifel  innerhalb  des  neuen  Geschäftsjahres  vorzulegen; 
doch  setzen  einzelne  Gesetze  Willkührlichkeiten  des  Vorstan- 


9)  S.  p.446  flg.    —    Russisch.  Reglement  v.  1836,  Art.  45. 

10)  Holland.  Handelsgesetzb.,  Art.  55.  — Würtemb.  Entw., 
Art.  262. 

11)  Engl.  Actiengesellschafts-A.   1856,  1857,   Anh.,  Verwal- 
tungsregulativ, §.  70. 

12)  Stat.   der  anonym.   Gesellsch.  der  vereinigten  Pach- 
tungen des  Kurhauses  Homburg,  §.  31. 
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des  hinsichtlich  der  Zeit  dieser  Vorlage  durch  die  Bestimmung 
Schranken,  wonach  dieselbe  binnen  der  drei  ersten  Mo- 
nate^^  oder,  wie  das  AUg.  deutsche  Handelsgesetzbuch 
Art.  239  Abs.  1  verfügt  „spätestens  in  den  ersten  sechs  Mo- 
naten jedes  Geschäftsjahres"  Statt  finden  soll  ^^. 

Da  es  jedoch  Gesellschaften  giebt,  bei  denen  eine  Er- 
weiterung dieser  Frist  als  zweckmässig  und  sogar  durch  die 
Natur  der  Sache  geboten  erscheint,  theils  weil  sie,  wie  See- 
assecuranzgesellschaften,  die  bisher  erst  im  zehnten  Monate 
die  Bilanz  zu  machen  pflegten,  innerhalb  jener  Zeit  den  Um- 
fanof  der  von  ihnen  übernommenen  Risico's  in  keiner  Weise 
zu  übersehen  vermögen,  theils  weil  deren  Betrieb,  wie  z.  B. 
bei  Eisenbahngesellschaften,  mit  demjenigen  anderer  Anstal- 
ten dergestalt  in  Verbindung  steht,  dass  ihre  Rechnung  nicht 
eher  abgeschlossen  werden  kann,  bis  die  gegenseitigen  Ab- 
rechnungen liquidirt,  so  bleibt  es  nach  dem  Allgem.  deut- 
schen Handelsgesetzbuche  den  Landesgesetzen  vorbe- 
halten, die  sechsmonatliche  Frist  zur  Vorlegung  der  Bilanz 
bis  auf  zwölf  Monate  seit  Ablauf  des  Geschäftsjahres  auszu- 
dehnen. Diese  Erweiterung  kann  entweder  schlechtweg  für 
gewisse  Arten  von  Actiengesellschaften  oder  auch  in  der  Art 
geschehen,  dass  sie  durch  die  Statuten  der  einzelnen  Vereine 
soll  gestattet  werden  können  ^^ 

Die  Aufnahme  der  Bilanz  soll  aber  nach  den  in  den 
Statuten  hierfür  gegebenen  Grundsätzen  geschehen,  Grund- 
sätze, welche  diese  nach  Massgabe  des  Allg.  deutschen 
Handelsgesetzbuchs  (Art.  209  no.  6  u.  249)  enthalten 
sollen. 

Indem  nun  die  Bilanz  den  wahren  Stand  des  Gesell- 
schaftsvermögens zur  Zeit  ihrer  Ziehung  darzustellen  hat, 
genügt  es  nicht,  wenn  daselbst  die  dem  Vereine  angehörigen 
körperlichen  Sachen,  Mobilien  wie  Immobilien,  zum  An- 
kaufs- und  resp.  Uebernahmspreise,  und  bei  Neubauten  zum 
Kostenpreise  angenommen  werden,  sondern  ist  vielmehr  deren 
dermaliger  Werth  anzusetzen. 

In  dieser  Hinsicht  überlassen  manche  Statuten  schlecht- 
weg dem  Vorstande  die  Bestimmung  der  Summe,  welche  von 


13)  Preuss.  Gesetz  v.  9.  Nov.  1843  §.  24. 

14)  Protocolle,  S.  1069  u.  S.  1110.  — 

15)  Allg.  deutsch.  Ilandelsg.,  Art.  249.  —  Protocolle,  S.  354 
u.  S.  1446.  1447. 
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dem  ursprünglichen  und  beziehungsweise  dem  in  der  letzten 
Jahresbilanz  angenommenen  Werthe  jener  Sachen  als  Betrag 
der  von  ihnen  erlittenen  Entwerthung  abzuschreiben  ist^*^, 
wogegen  andere  Statuten  festsetzen,  dass  als  Betrag  der  Ent- 
werthung durch  die  gewöhnliche  Abnutzung  jährlich  gewisse 
je  nach  der  Art  der  betreffenden  Sachen  wieder  verschieden 
bestimmte  Procente  von  dem  Ansätze  der  vorigen  Jahres- 
bilanz in  Abschreibung  kommen  sollen  ^^. 

Was  insbesondere  aber  vorhandene  Rohstoffe  und  Fabri- 
cate  anbelangt,  so  sind  diese  selbst  dann  nach  dem  laufenden 
Preise  anzusetzen,  wenn  sie  die  Gesellschaft  höher  zu  stehen 
kommen  sollten  ^^,  was  ebenso  von  geforderten  Kohlen  gilt^^, 
während  Actien  und  andere  Werthpapiere  nach  dem  derma- 
lio-en  Curswerthe  ^^  und  zweifelhafte  Forderungen  entweder 
ofar  nicht  oder  nur  auf  die  Höhe  des  mit  aller  Wahrschein- 
lichkeit  einzubringenden  Betrags  derselben  in  die  Bilanz  auf- 
zunehmen sind^^ 

Auch  versteht  es  sich  endlich  von  selbst,  dass  laufende 
Risico's  und  unregulirte  Schäden  in  der  Bilanz  in  Anschlag 
zu  bringen  ^^. 

Die  den  Actionären  vorzulegende  Bilanz  enthält  jedoch 
üblicher  Weise  keine  detaillirte  Uebersicht  der  Bestandtheile 
des  Gesellschaftsvermögens  nebst  specificirter  Rechnung  über 
die  Namens  des  Vereins  während  der  verflossenen  Rech- 
nungsperiode vorgenommenen  Rechtsgeschäfte.  Vielmehr 
giebt  jene  gewöhnlich  nur  eine  Gegenüberstellung  der  Activa 
und  Passiva  des  Vereins  nach  gewissen  allgemeinen  Conto's, 


16)  Stat.  der  Thuringia,  §.  32;  des  Brackeler  Bergwerk- 
Vereins,  §.  15;  des  Lugauer  Steinkohlen-Abbau-Vereins  West- 
phalia,  §.  36.  — 

17)  Stat.  der  k.  k.  priv.  Donau-Darapfschiff.-G.,  §.30;  der 
Spinnerei  u.  Weberei  Offenburg,  §.  45;  der  Heidelberger  Ul- 
tramarin-Fabrik,  Art.  8. 

18)  Stat.  der  Thuringia,  §.32;  der  Actieng.  f.  Spinnerei  u. 
Weberei  an  der  Hohen  Mark,  Art.  36;  der  Spinnerei  u.  Weberei 
Offenburg,  §.  45;  der  Heidelberg.  Utramarin-Fabrik,  Art.  8; 
der  Actieng.  zur  Feldmühle  in  Rorschach,  §.43. 

19)  Stat.  derBergbau-G.  Borussia, §.  20. 

20)  Stat.  derThuringia,  §.  32. 

21)  Stat,  der  Thuringia,  §.  32;  der  Spinnerei  u.  Weberei  Of- 
fenburg, §.  45;  der  Heidelberg.  Ultramarin-Fabrik,  Art.  8; 
der  Actieng.  zur  Feldmühle  in  Rorschach,  §.  43. 

22)  Stat.  der  Providentia,  §.55;  Auerbach,  das  Gesellschafts- 
wesen,  S.  340, 
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indem  z.  B.  unter  den  Rubriken  Cassa-Conto  (Cassen- 
Vorrath),  Banknoten-Realisation  s- Fonds -Conto, 
Wechsel-Conto,  Effecten-Conto,  Coupons-Conto, 
Bank-Immobilien-Conto,  Bank-Mobiliar-Conto,  Di- 
verse Debitoren  u.  s.  w.  der  Activ-Bestand  des  Vereins- 
vermöo-ens  aufoefülirt,  die  Gesammtsumme  der  Passiva  nach 
den  Rubriken  Actien-Capital-Conto,  Banknoten-Conto 
(in  Umlauf  befindliche  Bank-Noten),  diverse  Creditoren 
u.  s.  f.  bezeichnet  wird,  während  es  Sache  des  Aufsichtsrathes, 
wo  ein  solcher  bestellt,  oder  der  Revisoren  ist,  die  Rechnungen 
des  Vorstandes  zu  prüfen  und  beziehungsweise  die  Bilanz- 
Abschlüsse  mit  den  von  demselben  geführten  Büchern  zu 
vergleichen  (S.  p.  446  flg.). 

Allerdings  können  nun  die  Statuten  in  jener  Hinsicht 
etwas  anderes  bestimmen,  indem  sie  z.  B.,  wie  schon  früher 
bemerkt  worden,  die  Anordnung  treffen,  wonach  die  Jahres- 
rechnung sammt  allen  Belegen  zur  Einsicht  der  Actionäre  in 
einem  gegebenen  Locale  aufzulegen  (S.  p.  446). 

Auch  ist  bisweilen  hier  besondere  Vorsorge  im  Interesse 
der  Actionäre  durch  die  Landesgesetzgebung  getroffen. 

So  soll  nach  dem  Russischen  Reglemente  v.  Jahre 
1836  Art.  45.  46  der  vom  Vorstande  der  Generalversammlung 
zu  erstattende  Geschäftsbericht,  welcher  vorher  sammt  allen 
Belegen  im  Locale  der  Direetion  zur  Kenntnissnahme  für 
sämmtliche  Vereinsmitglieder  aufzulegen,  den  Stand  des  Ge- 
sellschaftscapitals,  denjenigen  der  Einnahmen  und  Ausgaben 
der  verflossenen  Rechnungsperioden,  die  specielle  Angabe  der 
Verwaltungskosten,  die  Bestimmung  des  reinen  Gewinns,  den 
Stand  des  Reservecapitals,  so  wie  die  specielle  Bezeichnung 
der  Einnahmen  und  Ausgaben  der  etwaigen  Zweiganstalten 
enthalten. 

Nach  englischem  Rechte  ist  die  der  Generalversamm- 
lung vorzulegende  Jahres-Bilanz  nach  einem  gesetzlich  be- 
stimmten Schema,  oder  doch  so  ähnlich,  wie  die  Umstände 
es  gestatten,  aufzustellen,  und  eine  gedruckte  Copie  der  Bilanz 
jedem  Actionär  in  seinem  registrirten  Domicil  sieben  Tage 
vor  der  Versammlung  zuzustellen  oder  durch  die  Post  dahin 
zuzusenden  ^^. 

Nach  diesem  Schema  sind  einmal  unter  der  Rubrik  „Ca- 

23)  Actiengesellschafts-Acten  1856,  1857,  Anh.,  Verwaltungs- 
regulativ, §§.  72  u.  73;  das  Schema  für  die  Aufstellung  der  Bilanz  s.  bei 
Güterbock  a.a.  O.,  S.  38. 

Renaud,  Aclienyesellsch.  gO 
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pital  und  Verbindlichkeiten"  die  von  den  Actionären 
eingezahlte  Totalsumme  mit  Angabe  der  Zahl  der  Actien,  des  per 
Actie  bezahlten  Betrags,  der  etwaigen  Rückstände  mit  Namen 
der  betreffenden  Personen,  ferner  der  Betrag  der  Darlehen 
gegen  Unterpfand  oder  auf  Schuldscheine,  derjenige  der  sonsti- 
gen Schulden  der  Gesellschaft,  und  zwar  a.  der  Schulden,  für 
welche  Accepte  gegeben,  b.  der  Schulden  an  Kaufleute  für 
Waaren  und  Handelsartikel,  c.  der  Schulden  für  Process- 
ausgaben,  d.  der  Schulden  für  Darlehenszinsen,  e.  der  Schul- 
den für  nicht  erhobene  Dividenden  u.  f.  der  übrigen  Debita; 
—  weiter  der  aus  der  Einnahme  für  ausserordentliche  Fälle 
zurückgelegte  Betrag,  —  der  Betrag  der  für  die  Dividenden 
disponibel,  —  so  wie  endlich  die  Ansprüche,  die  nicht  als 
Schulden  anerkannt  werden  und  die  Summen,  welche  der 
Gesellschaft  möglicher  Weise  zur  Last  fallen  können,  aufzu- 
führen. Unter  der  Rubrik  „Vermögen  und  Activa"  sind 
dagegen  das  unbewegliche  Vermögen,  das  bewegliche  Vermö- 
gen, nämlich  Gesellschaftscapital  und  zu  erwartende  Früchte, 
die  als  gut  anzusehenden  Forderungen,  für  welche  die  Ge- 
sellschaft Wechsel  oder  andere  Sicherheit  hat,  die  guten  For- 
derungen, für  die  die  Gesellschaft  ohne  Sicherheit  ist,  die  als 
zweifelhaft  oder  schlecht  anzusehenden  Forderungen,  die  Art 
und  der  Zinssatz  der  Anlage,  der  Betrag  des  haaren  Geldes,  wo 
dasselbe  untergebracht  und  ob  es  Zinsen  trägt,  aufzuweisen. 
Was  das  Allg.  deutsche  Handelsgesetzbuch  anbe- 
trifft, so  ordnet  dasselbe  (Art.  239  Abs.  1)  ledigHch  an,  dass 
der  Vorstand  den  Actionären  eine  Bilanz  des  verflossenen  Ge- 
schäftsjahres vorzulegen  habe.  Zwar  wurde  Seitens  des  Ba- 
dischen Abgeordneten  zur  dritten  Lesung  der  Zusatz  be- 
antragt : 

„In  der  Generalversammlung  muss  den  Actionären  ein 
„genaues  Verzeichniss  der  Activa  und  Passiva  mit  Aus- 
„nahme  der  Contocorrentscliulden  zugestellt  werden." 
Indessen  wurde  dieser  Antrag  aus  dem  Grunde  abgelehnt, 
weil  der  Zweck,  die  Actionäre  vor  einem  betrügerischen  Ver- 
fahren des  Vorstandes  zu  schützen,  durch  Aufnahme  einer 
einzelnen  Bestimmung,  gegen  deren  Durchführbarkeit  noch 
dazu  die  erheblichsten  Bedenken  vorlägen,  doch  nicht  erreicht 
werden  könne  ^'^.  Daher  ist  denn  im  Geltungsgebiete  des 
Allg.  deutschen  Handelsgesetzbuchs  die  Vorlage  einer 


24)  Protocolle.S.  4544. 
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in  der  geschäftsüblichen  Weise  nach  allgemeinen  Conto's  auf- 
gemachten Bilanz  an  die  Generalversammlung  insoferne  für 
genügend  zu  erachten,  als  nicht  die  Statuten  in  dieser  Hin- 
sieht  etwas  anderes  bestimmen. 

Wie  übrigens  nach  manchen  Statuten  der  Vorstand  da- 
für zu  sorgen  hat,  dass  die  Jahres-Bilanzen  in  ein  eigenes 
dazu  bestimmtes  Buch  eingetragen  werden  ^^,  so  ist  dies  durch 
einzelne  Gesetze,  wie  insbesondere  durch  das  Preussische 
Gesetz  vom  9.  November  1843  §.  24  und  durch  das  Ber-, 
nische  Gesetz  v.  1860  Art.  27  zur  allgemeinen  Regel  er- 
hoben. 

Zur  Vorlage  der  Bilanz  an  die  Staatsbehörde  ist  aber 
der  Vorstand  insoferne  nicht  verpflichtet,  als  ihm  eine  solche 
Verbindlichkeit  nicht  durch  die  Statuten  oder  durch  den  Erlass, 
durch  welchen  der  Actienverein  die  staatliche  Genehmigung 
erhalten,  auferlegt  ist.  Insbesondere  folgt  eine  solche  Ver- 
pflichtung an  und  für  sich  noch  nicht  aus  dem  Erfordernisse 
der  Staatsgenehmigung  für  die  Errichtung  der  Actiengesell- 
schaft. 

Anders  verhält  es  sich  freilich  nach  einzelnen  Landes- 
gesetzen. 

So  verlangt  das  Preussische  Gesetz  vom  9.  Novem- 
ber 1843  §.  24,  dass  die  Bilanz  der  Regierung,  in  deren  Be- 
zirke die  Gesellschaft  ihren  Sitz  hat,  mitgetheilt  werde. 

In  dem  nämlichen  Sinne  bestimmte  der  Preussische 
Entwurf  eines  Handelsgesetzbuchs  Art.  197: 

„Die  jährliche  Bilanz  muss  in  den  ersten  vier  Monaten 

„eines  jeden  Geschäftsjahres  der  Regierung  des  Bezirks, 

„in  welchem  die  Gesellschaft  ihren  Sitz  hat,   durch  den 

„Vorstand  eingereicht  werden. 

„Im  Falle  der  Unterlassung  hat  die  Regierung  Ein- 

„sicht  von  den  Büchern  zu  nehmen;" 
eine  Bestimmung,  welche  dadurch  motivirt  wurde,  dass,  da 
persönlich  haftende  Gesellschafter  nicht  vorhanden,  im  Inter- 
esse des  Publicums  der  Staatsregierung  eine  Oberaufsicht 
über  den  Geschäftsbetrieb  der  Actiengesellschaft  ermöglicht 
werden  müsse.  Wenn  nun  auch  in  der  Regel  die  Regierung 
bei  der  Bestätigung  des  Gesellschaftsvertrags  sich  vorbehal- 
ten   werde,    zur   Wahrnehmung    dieses    Oberaufsichtsrechts 


25)  Stat.   der  Thuringia,  §.  32;    des  Brackeler  Bergwerk- 
Vereins,  §.  15. 

32* 
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einen  Commissär  zu  bestellen,  welchem  das  Recht  der  Ein- 
sicht der  Bücher  und  Papiere  des  Vereins  so  wie  der  Beru- 
fung von  Generalversammlungen  zustehe,  so  könnten  gesetz- 
liche Bestimmungen  in  dieser  Beziehung  nicht  füglich  gegeben 
werden,  während  das  Mindeste,  was  unter  allen  Umständen 
von  jeder  Actiengesellschaft  gefordert  werden  müsse,  die  Ein- 
sendung der  jährlichen  Bilanz  sei,  deren  Unterbleiben  der 
Regierung  gegründete  Veranlassung  gebe,  von  den  Büchern 
der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen-^. 

Indem  nun  in  der  Nürnberger  Conferenz  zur  Auf- 
rechthaltung des  Entwurfs,  allerdings  ohne  zureichenden 
Grund,  geltend  gemacht  wurde,  der  Artikel  hänge  mit  dem 
Principe  der  staatlichen  Genehmigung  zusammen,  durch  wel- 
ches der  Staat  zu  einer  Aufsichtsbehörde  über  die  Actien- 
vereine  gemacht  werde,  wurde  andererseits  hervorgehoben, 
dass  jene  Bestimmuns;  eine  uno;eeiofnete  und  namentlich  bei 
kleineren  Actiengesellschaften  ganz  unnöthige  Belästigung 
der  Regierung  enthalte,  so  wie  sie  auch  nicht  civilrechtlicher 
Natur  sei,  sondern  als  ein  Satz  von  handelspolitischer  Bedeu- 
tung in  die  über  Genehmigung  von  Actienvereinen  überhaupt 
zu  erlassenden  Verordnunoen  oder  die  über  die  Anerkennung: 
einzelner  Actienverbindungen  ergehenden  Erlasse  gehöre, 
—  worauf  denn  die  Streichung  des  Artikels  mit  8  gegen  7 
Stimmen  beschlossen  ward  "^. 

Ist  demnach  auch  nach  dem  Allg.  deutschen  Han- 
delsgesetzbuche der  Vorstand  an  und  für  sich  zu  einer 
Vorlage  der  Bilanz  an  die  Staatsregierung  nicht  verpflichtet, 
so  verhält  es  sich  dagegen  nach  einzelnen  Einführungs- 
Gesetzen  anders. 

So  verordnet  das  Preussische  Einführungs-Gesetz 
Art.  12  §.  7,  dass  der  Vorstand  innerhalb  der  in  Art.  239 
des  Handelsgesetzbuchs  vorgeschriebenen  Frist,  d.  h. 
spätestens  in  den  ersten  sechs  Monaten  des  neuen  Geschäfts- 
jahres, die  Bilanz  des  verflossenen  Jahres  an  die  Regierung, 
in  deren  Bezirke  die  Actiengesellschaft  ihren  Sitz  hat,  einge- 
ben solle,  eine  Bestimmung,  die  sich  in  der  nämlichen  Weise 
in  dem  Nassauischen  Einführungs-Gesetze  §.  12,  dem 
Waldeck-Pyrmont'schen  §.  12  und  dem  Anhalt-Bern- 
burg'sehen  Art.  10  §.  7  mit  der  Massgabe  vorfindet,   dass 


26)  Motive  zum  Preuss.  Entwürfe,  S.  96. 

27)  Protocolle,  S.  353  flg.  — 
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die  Vorlage  nach  jenem  an  die  Landesregierung,  nach  den 
beiden  letzteren  an  die  Staatsregierung',  Abtheilung  des  In- 
nern, zu  geschehen  hat. 

Von  der  Verpflichtung  des  Vorstandes  dagegen  in  dem 
Falle,  dass  die  Bilanz  eine  wesentliche  Verminderung  des 
Grundcapitals  nachweist,  oder  dass  sie  die  Insolvenz  der  Ge- 
sellschaft ergeben  sollte,  davon  eine  öffentliche  Anzeige  zu 
machen,  wird,  so  wie  von  den  demselben  bei  Auflösung  des 
Vereins  zukommenden  Obliegenheiten,  passender  später  die 
Rede  sein  (s.  §.  d6  a.  E.  u.  §§.  77.  81). 

§.56. 

Die  Vertretung  der  Actiengesellschaft  nach  aussen;    so  wie 
die  demVorstande  zum  Vortheile  dritter  Personen  obliegen- 
den Pflichten. 

Wie  der  Vorstand  dem  Actienvereine  zur  steten  ununter- 
brochenen Fürsorge  in  allen  dessen  Angelegenheiten  verpflich- 
tet ist,  so  kömmt  ihm  auch  die  regelmässige  Vertretung  der 
Actiengesellschaft  nach  aussen  zu. 

Der  Vorstand  ist  es  also,  welcher  der  Regel  nach  mit 
Dritten  die  Geschäfte  abschhesst,  welche  die  Verwaltung  des 
GesellschaftsvermÖo-ens  so  wie  der  sonstige  Zweck  der  Ac- 
tienverbindung  mit  sich  bringt. 

Er  ist  es  ferner,  der  die  Gesellschaft  gerichtlich  und 
sonst  vor  den  öffentlichen  Behörden  vertritt,  so  wie  ihm  end- 
lich ffeirenüber  den  Dritten,  welche  zum  Actienvereine  in 
rechtliche  Beziehungen  treten,  die  Verpflichtung  obliegt,  da- 
für zu  sorgen,  dass  ihnen  die  Sicherheiten,  auf  welche  sie  zu 
zählen  berechtigt,  nicht  verkürzt,  sie  auch  in  ihren  erworbe- 
nen Rechten  nicht  beeinträchtigt  werden. 

Der  Vorstand,  sagten  wir,  schliesst  mit  Dritten,  Actio- 
nären  oder  Nicht- Actionären,  die  Geschäfte  ab,  welche  die 
Verwaltung  des  Vermögens  der  Gesellschaft  so  wie  überhaupt 
der  Zweck  dieser  letzteren  mit  sich  bringen;  er  schliesst  diese 
Geschäfte  insoferne  ab,  als  nicht  deren  Betrieb  sonstigen  Be- 
amten oder  Bevollmächtigten  des  Vereins  zugewiesen  ist^ 

Der  Vorstand  berechtigt  und  verpflichtet  aber  die  Ge- 
sellschaft durch  die  von  ihm  in  deren  Namen  abgeschlosse- 
nen Geschäfte,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das  Geschäft  aus- 
drücklich im  Namen  des  Actienvereins  abgeschlossen  worden, 


1)  AUg.  deutsch.  Handelsgesetzb.,  Art.  234, 
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oder  ob  die  Umstände  ergeben,  dass  es  nach  dem  Willen 
der  Contrahenten  für  die  Gesellschaft  eingegangen  werden 
sollte  ^. 

Wie  die  Vorstandsmitglieder  aber  aus  solchen  Geschäften 
nicht  berechtigt  werden,  so  sind  sie  daraus  den  Dritten  ge- 
genüber ebensowenig  verpflichtet,  und  zwar  weder  mit  ihrem 
Vermögen^,  noch  auch  in  der  Art,  dass  sie  die  Execution  an 
den  Gesellschaftsfonds  verweisen  könnten"*. 

Wenn  demnach  aus  Wechselerklärungen,  welche  für  eine 
Actienverbindung  durch  deren  Vorsteher  ausgestellt  worden, 
zwar  der  Wechselprocess,  nicht  aber  Wechselarrest  Statt  fin- 
det^, so  erklärt  sich  letzteres  keineswegs  dadurch,  dass  die 
Vertreter  des  Actienvereins  die  Erfüllung  ihrer  Verpflichtun- 
gen nur  aus  dem  Gesellschaftsvermögen  versprochen'',  wohl 
aber  durch  den  Umstand,  dass  es  sich  hier  um  Wechselschul- 
den handelt,  die  für  eine  deren  Wesen  nach  arrestunfähige 
Person  eingegangen  worden. 

Dass  aber  die  Mitglieder  des  Vorstandes  aus  den  von 
ihnen  Namens  der  Actiengesellschaft  abgeschlossenen  Ge- 
schäften dem  dritten  Contrahenten  nicht  haften,  folgt  nicht 
aus  dem  Satze,  wonach  dem  heutigen  Rechte  zufolge  der  In- 
stltor,  soferne  er  sich  als  solcher  zu  erkennen  gegeben,  nur 
dafür  einzustehen  hat,  dass  die  institoria  actio  gegen  seinen 
Präponenten  rechtlich  begründet  '^,  da  die  Vorsteher  einer  Ac- 
tienverbindung keine  Institoren  sind,  auch  gegen  sie  aus  den 


2)  Pohls,  Actiengesellsch.,  S.  188;  Allg.  deutsch.  Handelsge- 
setz b.,  Art.  230  U.Art.  227  Abs.  1. 

3)  Code  de  commerce,  Art.  32;  „.  .  .Ils  (les  administraieurs)  ne  con- 
,,iracient,  ä  raison  de  leur  gestion,  aucune  Obligation  personnelle  ni  soli- 
„daire,  relatioement  aiix  engagements  de  la  socieie.'-'-  —  Regolam.  provv.  des 
Kirchenstaats,  Art.  31.  —  Span.  Handelscod.,  Art.  277;  —  Por- 
tugies.  Handelsgesetzb.,  Art.  542;  Holland.  Handelsgesetzb., 
Art.  45  Abs.  1;  Preuss.  Gesetz  vom  9,  Nov.  1843,  §.  20;  Zürcher 
Civilgesetzb.,  §.  135G;  Bernisches  Gesetzb.  v.  J.  1860,  Art.  32; 
Allg.  deutsch.  Handelsgesetzb.,  Art.  241  Abs.  1 :  „Die  Mitglieder 
„des  Vorstandes  sind  aus  den  von  ihnen  im  Namen  der  Gesellschaft  vor- 
„genommenen  Rechtshandlungen  Dritten  gegenüber  für  die  Verbindlich- 
„keiten  der  Gesellschaft  persönlich  nicht  verpflichtet.  . ." 

4)  Dagegen  Thöl,  Handelsrecht,  §.  46. 1. — 

5)  Preuss.  Gesetz  v.  9.  Nov.  1843,  §.  9.  —  Allg.  deutsche  W.  O., 
Art.  2.  — 

6)  Dies  meint  Thöl,  Handelsrecht,  §.  46  not.  3  a. — 

7)  So  J  olly  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.  429.  — 
Mittermaier,  Grunds.,  §.  557.  VI. — 
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in  Frage  stehenden  Geschäften  schlechtweg  keine  Klage  be- 
gründet, und  nicht  bloss  die  an  sich  begründete  Klage  mit- 
telst der  exceptio  doli  abgewendet  werden  kann. 

Ebensowenig  ist  der  Grund,  warum  gegen  die  Mitglieder 
des  Vorstandes  nicht  geklagt  werden  kann,  darin  zu  finden, 
dass  diese  nur  Mandatare  seien  ^,  eine  Eigenschaft,  die  den- 
selben schlechtweg  abgeht. 

Vielmehr  haften  die  Vorsteher  der  Actiengesellscliaft  aus 
den  im  Namen  dieser  abgeschlossenen  Geschäften  dem  Dritten 
um  dess willen  nicht,  weil  letzterer  mit  der  Vereinsbehörde 
als  solcher  contrahirt  und  der  Vorstand  lediglich  als  das  ver- 
fassungsmässige Organ  der  Actienverbindung  handelte. 

Wie  die  Mitglieder  des  Vorstandes,  so  werden  auch  die 
Actionäre  aus  den  von  jenem  im  Namen  der  Gesellschaft  ab- 
geschlossenen Geschäften  Aveder  berechtigt,  noch  verpflichtet. 

Insbesondere  ist  der  Actionär  nicht  legitimirt,  in  einer 
seiner  Betheiligung  beim  Actienunternehmen  entsprechenden 
Rate  aus  solchen  Geschäften  Zahluno;  zu  verlang-en  oder  an- 
zunehmen  ^,  so  wie  er  auch  weder  in  diesem ,  noch  in  einem 
sonstigen  Verhältnisse  für  die  Namens  des  Vereins  eingegan- 
genen Schulden  haftet. 

Der  Grund  aber,  warum  dieselben  aus  solchen  Geschäf- 
ten nicht  verbunden,  ist  nicht  darin  zu  suchen,  dass  die  Ac- 
tionäre nur  bis  zum  Betrage  ihrer  Actien  haften  ^*^,  indem  er 
vielmehr  darin  liegt,  dass  es  der  Actien  verein,  also  eine 
von  den  Genossen  verschiedene  Person  ist,  in  dessen  Namen 
contrahirt  worden. 

Der  Actionär  steht  demnach  als  solcher  zu  denjenigen, 
mit  welchen  Namens  der  Gesellschaft  Geschäfte  abgeschlossen 
worden,  in  keiner  Beziehung  und  kann  folgeweise  von  den 
Vereins-Gläubigern  selbst  nicht  bis  zu  dem  auf  seine  Actie 
noch  geschuldeten  Betrage  belangt  werden  ^^ 


8)  So  die  Motive  zum  Preuss.  Entwürfe,  S.  96  a.  E.  —  Wal- 
ter, System  des  deutsch.  Privatrechts,  §.  307.  — 

9)  Jolly  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.  430. 

10)  So  Walter,  System  des  deutsch.  Privatrechts,  §.307. 

11)  Pohls,  Actiengesellsch.,  S.  256;  Mitte rmaier,  Grunds,  des 
deutsch.  Privatrechts,  §.  557.  VII;  Reyscher  in  der  Zeitschr.  für 
deutsches  Recht,  Bd.  XIII.  S.  387  fg.;  Beseler,  System  des  deutsch. 
Privatrechts,  §.  223  zu  not.  16;  Jolly  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch. 
Recht,  Bd.XI.  S.  429.  —  Motive  zum  Entwürfe  eines  II andels- 
gesetzb.  f.  Deutschland  (von  der  durch  das  Reichsministerium  der 
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In  diesem  Sinne  erklärt  denn  das  Preuss.  Gesetz  vom 
9.  Nov.  1843  §.  16: 

„Der  Actionär  tritt  für  seine  Person  zu  den  Gläubigern 
„der  Gesellschaft  nicht  in  das  Verhältniss  eines  Schuld- 
„ners,  sondern  bleibt,  soweit  der  Betrag  der  Actie  noch 
„nicht  berichtigt  ist,  nur  Schuldner  der  Gesellschaft;'* 
während  ebenso  das  Bernische  Gesetz  von  1860  Art.  16 
Abs.  2  hervorhebt,  dass  die  Actionäre  „gegenüber  den  Gläu- 
bigern der  Gesellschaft  in  keiner  persönlichen  Schuldverpflich- 
tung" stehen. 

In  keinem  Widerspruche  hiermit  steht  aber  der  Code  de 
commerce  Art. 33,  mit  dessenFassung  der  Portugies.  Han- 
delscodex Art.  543^^,  das  Freiburg.  Handelsgesetzb. 
Art.  40,  das  "Waadtländ.  Gesetz  über  Handelsgesell- 
schaften Art.  19,  das  Neuenburg,  decret  concernant  les 
sodkSs  anonymes  vom  5.  Dec.  1852  Art.  5  und  das  Serb. 
Handelsgesetzb.  §.  34  übereinstimmen.  Denn  erklärt  auch 
jener : 

„Les  associes  ne  sont  2:)assihles  qice  de  Ja  j)erte  du  montant 
„de  leur  inUret  dans  la  societe", 
so  ist  damit  nichts  weiter  gesagt,  als  dass  der  Actionär  nie 
mehr  wie  den  Werth  seiner  Actie  verlieren  kann,  dagegen 
keinerlei  unmittelbares  Klagei'echt  bis  zum  ausstehenden  Ac- 
tienbetrage  den  GeseUschaftsgläubigern  eingeräumt. 

Keinen  anderen  Sinn  haben  aber  die  Worte  des  Solo- 
thurn.  Civilgesetzb.  §.  1221  Abs.  2: 

„Die  Mitglieder  (der  Actiengesellschaft)  haften  füi^  mehr 
„nicht,  als  mit  dem  Betrage  ihrer  Actien", 
so  wie  diejenigen  des  Spanischen  Handelsgesetzbuches 
Art.  278: 

„Los  socios  no  responden  tamjjoco  de  las  ohligaciones  de 
„la  compania  anonima,  sino  hasta  la  cantidad  del  interes 
,,que  tengan  en  ella", 
da,  was  dieses  letztere  Gesetz  insbesondere  anbetriflPt,  ans 
Art.  279  mit  Bestimmtheit  sich  ergiebt,  dass  nur  die  Actien- 
gesellschaft für  die  in  ihrem  Namen  durch  den  Vorstand  ein- 
gegangenen Schulden  haftet. 


Justiz  niedergesetzten  Commission)  zu  Art.  93.  —  Pardessus,  cours  de 
droit  commerc.^  tom.  III.  no,  1043  suiv. 

12)  ,^0s  accionistas  d'uma  companliia  7iäo  respondem  por  perdas  alem 
„do  montante  do  seu  interesse  nella.^'' 
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Von  einer  anderen  Auffassung  geht  freilich  der  Wür- 
temberg.  Entwurf  Art.  260  aus,  nach  dessen  V^orten: 

„Die   Gesellschaftsgläubiger  können   sich   allein   an  das 

„Gesellschaftsvermögen  und  nicht  an  die  Actionäre  hal- 

„ten,  sofern  die  letzteren  ihren  Einlageantheil  entrichtet 

„haben", 
sowohl  wie   nach  den  dazu  gegebenen  Motiven  eine  directe 
KJage  der  Gesellschaftsgläubiger  gegen  die  Actionäre  bis  zum 
Betrage  der  von  denselben  geschuldeten  Einlagen  gestattet. 

Und  in  der  That  ist  diese  Auffassung  auch  in  der  Theo- 
rie nicht  ohne  Vertheidiger  geblieben,  indem  man  davon  aus- 
gegangen, dass  derjenige,  welcher  sich  als  Actionär  zu  einer 
bestimmten  Einlage  verpflichte,  sich  nicht  allein  gegenüber 
der  moralischen  Person  der  Actiengesellscliaft,  sondern  auch 
gegenüber  den  Gesellschaftsgläubigern  verbindlich  mache  ^ ', 
eine  Ausführung,  die  freilich  nach  den  vorstehenden  Erörte- 
rungen keiner  Widerlegung  bedarf. 

Indem  es  vielmehr  der  Actienverein  allein  ist,  welcher 
aus  den  in  seinem  Namen  durch  den  Vorstand  abgeschlosse- 
nen Geschäften  verpflichtet  wird,  haftet  auch  den  Vereins- 
gläubigern, —  worauf  später  zurückzukommen  (s.  §.  73),  — 
allein  das  Gesellschaftsvermögen.  Freilich  bilden  die  auf  die 
Actien  geschuldeten  Einlagen  einen  Theil  dieses  Fonds,  und 
sind  demnach  die  der  Actienverbindung  wegen  solcher  Rück- 
stände zustehenden  Forderungen  ein  Executions-Object  für 
die  Creditoren,  denen  dieselbe  verurtheilt  worden,  so  wie 
sie  endlich  ein  Theil  der  Masse  der  in  Concurs  gefallenen 
Gesellschaft  und  damit  ffemeinschaftlieher  Befriedicrunffs-Ge- 
genstand  für  die  Concursgläubiger  werden. 

Die  Gesellschaftsgläubiger  aber  klagen,  um  zu  ihrer  Be- 
friedigung zu  gelangen,  nicht  gegen  jenen  Fonds  ^\  der  ja 
keine  Rechtsfähigkeit  und  demzufolge  keine  Gerichtsfähigkeit 
hat,  sondern  gegen  die  Gesellschaft,  vertreten  durch  ihren 
jeweiligen  Vorstand,  wenn  es  sich  auch  um  Rechtsgeschäfte 
handelt,  welche  mit  früheren,  mittlerweile  abgetretenen  Vor- 
stehern oder  mit  anderen  Beamten  oder  Bevollmächtigten  des 
Vereins  eingegangen  worden  ^^ 


13)  Bravard-Veyrieres,  iraite  des societ.  commerc,  p.  209  suiv. 

14)  Wie  Walter,  System  des  deutsch.  Privatrechts,  §.  207,  meint. 

15)  JoUy  in  der  Zeit  sehr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.  428  a.  E. 
U.S.  429. 
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Wenn  nach  den  vorstehenden  Ausführungen  die  Actien- 
o-esellschaft  durch  die  von  dem  Vorstande  in  ihrem  Namen 
abgeschlossenen  Rechtsgeschäfte  verpflichtet  wird,  so  bedarf 
doch  die  Frage  nach  dem  Umfange,  in  welchem  ein  solches 
Verhältniss  eintritt,  einer  näheren  Erörterung. 

Es  ist  schon  früher  bemerkt  worden,  dass  der  Vorstand 
zu  allen  Handlungen,  die  über  den  gewöhnlichen  Geschäfts- 
betrieb der  Gesellschaft  hinausgehen  und  auch  nicht  zu  den 
Rechtsgeschäften  gehören,  welche  die  Verwaltung  des  Ver- 
einsvermögens mit  sich  bringt,  der  Ermächtigung  der  Gene- 
ralversammlung bedarf,  so  wie  dass  auch  durch  Beschlüsse 
dieser  letzteren  und  durch  Anordnungen  der  Statuten  der 
Umfang  seiner  Befugniss  zur  Vertretung  der  Actienverbin- 
duno-  weiteren  Beschränkungen  unterworfen  sein  kann.  Ins- 
besondere kann  der  Vorstand  hinsichtlich  der  Abschliessung 
gewisser  Geschäfte,  zu  denen  er  an  und  für  sich  für  berech- 
tio-t  zu  erachten  wäre,  an  die  Zustimmung  der  Generalver- 
sammlung oder  des  Aufsichtsrathes  oder  eines  sonstigen 
Gesellschaftsorganes  gebunden,  oder  seine  Befugniss  denAc- 
tien verein  zu  vertreten  an  besondere  Voraussetzungen,  eine 
gewisse  Zeit  oder  einen  gewissen  Ort  geknüpft  sein.  Auch 
kann  die  Vertretung  der  Actiengesellschaft  in  Ansehung  ge- 
gebener Geschäfte  anderen  Behörden  oder  Beamten  zugewie- 
sen sein,  oder  das  Recht  des  Vorstandes  zur  Repräsentation 
des  Vereins  nur  auf  gewisse  Geschäfte  oder  Arten  von  Ge- 
schäften sich  erstrecken. 

Dass  derselbe  nun  solche  Beschränkungen,  gleichgültig 
ob  sie  in  seiner  Stellung  überhaupt  oder  in  Anordnungen  der 
Statuten  oder  Beschlüssen  der  Generalversammlung  begrün- 
det, der  Actiengesellschaft  gegenüber  einzuhalten  verbunden 
ist,  versteht  sich  von  selbst  und  ist  auch  schon  früher  bemerkt 
worden  (s.  p.  491).  Fraglich  ist  nur,  ob  und  inwieferne  der- 
artige der  Befugniss  des  Vorstandes  zur  Vertretung  der  Ge- 
sellschaft gesetzte  Schranken  dritten  Personen  gegenüber,  mit 
welchen  derselbe  im  Namen  des  Actienvereins  Geschäfte  ab- 
geschlossen, rechtliche  Wirkung  haben,  —  ob  und  inwieferne 
mit  a.  W.  die  Actienverbindung  aus  solchen  Geschäften  ver- 
pflichtet Avird,  welche  der  Vorstand  in  deren  Namen,  obwohl 
unter  Ueberschreitung  seiner  Rechte,  eingegangen. 

Sieht  man  nun  zunächst  von  den  wieder  sehr  verschiede- 
nen Bestimmungen  der  Gesetze  ab,  welche  sich  hierüber 
äussern,  so  ist  die  Theorie  bei  Beantwortung  der  Frage  nach 
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dem  Umfange  und  den  Voraussetzungen  der  Haftung  der 
Actiengesellschaft  aus  den  in  deren  Namen  vom  Vorstande 
abgeschlossenen  Geschäften  sehr  schwankend. 

Nach  Einer  Ansicht  haftet  der  Actienverein  aus  solchen 
Geschäften  nur  dann,  wenn  der  Vorstand  dabei  die  Gränzen 
seiner  Vollmachten  gehörig  eingehalten  ^^,  so  dass  die  der 
Vertretungs-Befugniss  desselben  gesetzten  Beschränkungen 
nicht  allein  im  Verhältnisse  zwischen  Vorstehern  und  Verein, 
sondern  auch  in  demjenigen  zwischen  der  Actiengesellschaft 
und  denen,  mit  welchen  der  Vorstand  contrahirt,  gleiche 
rechtliche  Wirkung  äussern  sollen. 

Beruht  nun  diese  Meinuno-  auf  der  unrichtiofen  Auffas- 
sung  der  Vorsteher  als  Mandatare  der  Gesellschaft,  so  soll 
nach  Anderen,  die  von  der  nämlichen  Unterstellung  ausgehen, 
der  Actienverein  nur  dann  durch  den  Vorstand  verpflichtet 
werden,  wenn  dieser  innerhalb  seiner  gehörig  veröffentlichten 
Vollmacht  handelte  oder  sonst  Gründe  für  eine  Verpflichtung 
der  Gesellschaft,  z.  B.  weil  dieselbe  bereichert  worden,  vor- 
handen ^^. 

Indessen  lässt  sich,  um  von  dem  Vorhandensein  beson- 
derer Haftungsgründe  abzusehen,  in  der  That  nicht  begreifen, 
warum  die  Verbindlichkeit  der  Actienverbindung:  aus  den  in 
deren  Namen  abgeschlossenen  Geschäften  davon  abhängen 
sollte,  dass  die  Vollmacht  des  für  sie  handelnden  Vorstandes 
gehörig  veröffentlicht.  Denn  hat  letzterer  Namens  des  Ac- 
tienvereins  contrahirt  und,  indem  er  dies  that,  innerhalb  seiner 
Vertretungsbefugniss  gehandelt,  so  kann  die  Haftung  der  Ge- 
sellschaft ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Vollmacht  veröffent- 
licht oder  sonst  dem  anderen  Contrahenten  kund  g-emacht  war 
oder  nicht,  keinem  Zweifel  unterliegen. 

Eine  weitere  Meinung  ^^  unterscheidet,  ob  der  Vorstand 
die  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  nach  aussen  zu  besorgen 
hat  oder  nicht.  In  jenem  Falle  soll  Jeder  zur  Annahme  be- 
fugt sein,  dass  derselbe  alles  vorzunehmen  berechtigt,  was 
der  Gegenstand  der  Gesellschaft  mit  sich  bringt,  wohin  nicht 
bloss  die  den  eigentlichen  Zweck  des  Actienunternehmens  ver- 


16)  Jolly  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.  429; 
Beschorner,  das  deutsche  Eisenbahnrecht,  S.  87.  —  De  Lange,  de 
societate  anonijma,  p.  46  sqq.  — 

17)  Brinckmann,  Handelsrecht,  §.  59.  IV.  —  S.  auch  "Walter 
System  des  deutsch.  Privatrechts,  §.  207.  — 

18)  Pohls,  Actiengesellsch.,  S.  185  flg.  — 
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folgenden  Handlung-en,  sondern  auch  die  durch  die  Verwal- 
tung  des  Vereinsvermögens  erforderten  Geschäfte  gehören. 
Demzufolge  soll  denn  der  Actienverein  aus  allen  hierher  ge- 
hörigen Geschäften,  welche  der  Vorstand  in  dessen  Namen 
eingegangen,  dem  Dritten  verpflichtet  sein,  soferne  nicht  die 
etwaigen  Beschränkungen  der  Repräsentationsbefugniss  der 
Vorsteher  dem  Dritten  bekannt  waren  oder  bekannt  sein  muss- 
ten.  —  Wo  dagegen  die  Geschäftsführung  nach  aussen  ande- 
ren Behörden  oder  Beamten  zugewiesen,  soll  der  Vorstand 
durch  die  von  ihm  abgeschlossenen  Versträge  dem  Vereine 
keine  Verbindlichkeiten  gegenüber  Dritten  aufbürden  können. 

Obwohl  sich  nun  diese  Ansicht  unseres  Erachtens  mehr 
wie  die  frülier  besprochenen  der  AVahrheit  nähert,  so  vermö- 
gen wir  doch  der  daselbst  gemachten  Unterscheidung  nicht 
beizustimmen. 

Wenn  bei  der  Frage,  ob  und  in  wieferne  die  Actienge- 
sellschaft  aus  den  vom  Vorstande  in  ihrem  Namen  eingegan- 
genen Geschäften  verpflichtet  Avird,  von  einer  Anwendung  der 
Grundsätze  über  die  Vertretung  des  Mandanten  durch  den 
Mandatar,  des  dominus  negotii  durch  den  Institor  schon  um 
desswillen  nicht  die  Rede  sein  kann,  weil  keines  dieser  Ver- 
hältnisse hier  vorliegt,  so  ist  der  Vorstand  die  Vereinsbehörde, 
welche  die  Executive  in  Händen  hat,  und  die  demnach  zur 
Vertretung  der  Actienverblndung  nach  aussen  berufen  ist. 
Dass  diese  Repräsentationsbefugniss  aber  so  Avenig  wie  die- 
jenige der  Vorstände  anderer  Corporationen  eine  unbeschränkte 
ist,  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  so  wie  auch  dass  deren 
Gränzen  durch  den  Gesellschaftszweck  bestimmt  sind.  Hier- 
nach ist  denn  der  Vorstand  seinem  Wesen  und  seiner  ganzen 
Stellung  nach  befugt,  Namens  der  Gesellschaft  alle  und  nur 
die  Geschäfte  abzuschliessen,  welche  die  Verwaltung  des  Ver- 
mögens so  wie  der  sonstige  Zweck  des  Actienvereins  nach 
dem  gewöhnlichen  Geschäftsgange  mit  sich  bringt,  und  Jeder 
an  sich  zur  Annahme  berechtigt,  dass  derselbe,  sobald  er  sich 
als  solcher  legitimirt,  die  Actienverblndung  in  dem  bezeich- 
neten Umfange  zu  rcpräsentiren  ermächtigt.  Folgeweise  muss 
die  Gesellschaft  dritten  Personen  der  Regel  nach  aus  allen 
hierher  gehörigen  in  ihrem  Namen  vom  Vorstande  abgeschlos- 
senen Geschäften  haften. 

Ist  nun  auch  der  Umfang  der  Repräsentationsbefugniss 
des  Vorstandes,  wie  derselbe  aus  dessen  Stellung  und  dem 
Gesellschaftszwecke   sich    ergiebt,    durch  Anordnungen    der 
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Statuten  und  Beschlüsse  der  Generalversammlung  beschränkt, 
so  sind  diese  Beschränkungen  dem  Dritten  gegenüber  insoweit 
ohne  rechtliche  Wirkung,  als  sie  diesem  zur  Zeit  des  Ge- 
schäfts-Abschlusses weder  bekannt  waren,  noch  bekannt  sein 
mussten. 

Wenn  nun  hiergegen  geltend  gemacht  wird^^,  es  sei  der 
Dritte  bei  dem  Vorstande  von  der  Pflicht,  sich  um  die  Legi- 
timation desjenigen,  mit  welchem  er  contrahire,  zu  beküm- 
mern und  sich  derselben  zu  vergewissern,  ehe  er  sich  mit  ihm 
einlasse,  keineswegs  freizusprechen,  so  ist  dieses  Argument 
theils  nichtssagend,  theils  zu  weit  führend;  —  jenes  aus  dem 
Grunde,  weil  es  sich  eben  darum  handelt,  wie  weit  die  prä- 
sumtiven Rechte  derjenigen  gehen,  die  sich  als  Vorstand  legi- 
timirt  haben,  —  dieses  aber  um  dess willen,  weil  daraus  die 
Verpflichtung  folgen  würde,  sich  nach  dem  Vorhandensein 
oder  Nichtvorhandensein  jedwelcher  Beschränkung  der  Ver- 
tretungsbefugniss  des  Vorstandes  zu  erkundigen,  Avährend  eine 
solche  Verbindlichkeit  nur  in  Ansehung  der  Frage  bestehen 
soll,  ob  dieser  die  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  nach 
aussen  zu  besorgen  hat  oder  nicht. 

Der  V^orstand,  sagten  wir,  verpflichtet  die  Actiengesell- 
schaft  oresrenüber  dem  Dritten  durch  alle  in  deren  Namen  ab- 
geschlossenen  Geschäfte,  falls  der  Zweck  des  Vereins  dieselben 
nach  dem  gewöhnlichen  Geschäftsgange  mit  sich  brachte,  und 
die  etwaigen  Beschränkungen  seiner  Eepräsentationsbefugniss 
dem  Mitcontrahenten  nicht  bekannt  waren  oder  bekannt  sein 
mussten.  Daher  haftet  denn  z.  B.  ein  Actienverein  aus  Wech- 
selerklärungen seines  Vorstandes  im  Zweifel  nicht,  wenn  nicht 
die  Eino-ehuns  von  Wechselo-eschäften  zu  dessen  Geschäfts- 
betriebe  gehört -'\  — 

Jener  in  der  Natur  der  Sache  begründete  Grundsatz  muss 
aber  überall  entscheiden,  wo  das  Gesetz  keine  oder  keine 
ausreichenden  Bestimmungen  über  den  Umfang  giebt,  in  wel- 


19)  Pohls,  Actiengesellsch.,  S.  185. — 

20)  Die  Corte  di  appello  di  Tinino  erkannte  unter'm  8.  Januar  1861, 
dass  der  Vorstand  einer  anonymen  Gesellschaft  diese  ohne  speeielle  Er- 
mächtigung durch  Wechselunterschriften  nicht  verpflichte,  wenn  nicht 
eine  solche  Unterschrift  zu  dem  Zwecke  abgegeben  worden,  um  die  Nach- 
theile eines  Processes  in  Beziehung  auf  eine  frühere  mit  Autorisation  der 
Gesellschaft  abgegebene  Wechselerklärung  abzuwenden.  —  Giurispru- 
denza  commerciale  üaliana  daW  Ant.  Caveri ,  Vol.  I.  part.  second. 
p.  227  sqq.  — 
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chem  der  Vorstand  die  Actiengesellschaft  durch  die  in  deren 
Namen  abgeschlossenen  Geschäfte  verpflichtet,  sowie  er  auch 
auf  die  Actienverbindungen  Anwendung  findet,  die  sich  nicht 
als  Handelsgesellschaften  qualificiren,  wo  der  Umfang  der 
Vertretungsbefugniss  des  Vorstandes  gegenüber  Dritten  nur 
durch  die  Handelsgesetzgebung  festgestellt  ist. 

Von  den  wenigen  Gesetzgebungen,  welche  hier  einschla- 
gende Bestimmungen  enthalten,  stimmen  die  Einen  nun  mit 
jenem  Grundsatze  überein,  während  Andere  von  einem  ander- 
weitigen Principe  ausgehen. 

Zu  jenen  gehört  insbesondere  das  Zürcher  Civilge- 
setzb.  §.  1356,  nach  welchem  die  Actiengesellschaft  aus 
den  in  ihrem  Namen  durch  die  Vorsteher  abgeschlossenen 
Verträgen  verpflichtet  wird,  falls  diese  innerhalb  ihrer 
Stellung  für  die  Gesellschaft  gehandelt^^ 

Offenbar  keinen  anderen  Sinn  hat  aber  die  Bestimmung 
des  Bernischen  Gesetzes  von  1860  Art.  32: 

„ . . .   Das   Gesellschaftsvermögen  haftet  Dritten  gegen- 
„über  für  alle  Handlungen  des  Vorstandes,  welche  der- 
„selbe   Namens    der    Gesellschaft   eingegangen    und   zu 
„deren  Vornahme  er  nachMassgabe  derBestimmun- 
„gen    dieses    Gesetzes    für    berechtigt    gehalten 
„werden  musste  ...", 
während  im  Weiteren  das  Gesetz  nur  das  Rückgriff'srecht  der 
Gesellschaft  gegen  den  Vorstand  wegen  Verletzung  der  ihm 
kraft  der  Statuten  oder  Vereinsbeschlüssen  obliegenden  Pflich- 
ten vorbehält. 

Dagegen  geht  das  Allg.  deutsche  Handelsgesetzb. 
von  einem  anderen  Systeme  aus,  einem  Systeme,  welches, 
wie  es  vielfache  Anfechtungen  erlitten,  so  auch  erst  nach  lan- 
gen Debatten  angenommen  worden,  in  denen  die  verschiede- 
nen Ansichten,  die  in  der  gemeinrechtlichen  Theorie  über  den 
Umfang,  in  welchem  der  Vorstand  die  Actiengesellschaft  ver- 
pflichtet, bestehen,  sich  geltend  machten. 

Der  Preuss.  Entwurf  Art.  199  Abs.  1  u.  2  bestimmte: 
„Die  Vorsteher  sind  aus  den  von  ihnen  im  Namen  der 
„Gesellschaft  vorgenommenen  Rechtshandlungen  Dritten 
„gegenüber  für  die  Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft 
„persönlich  nicht  verpflichtet. 


21)  S.  Bluntschli,  Erläuterungen  zum  Zürcher  Civilgesetzb., 
§.  1356. 
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„Handeln  sie  den  Vorschriften  dieses  Titels  oder  des 
„Gesellschaftsvertrages  entgegen  oder  ausser  den  Grän- 
„zen  ihres  Auftrages,  so  haften  sie  persönlich  für  den 
„daraus  entstandenen  Schaden." 

Indem  dieser  Artikel  von  der  Unterstellung  ausgieng,  es 
seien  die  Vorsteher  Mandatare  der  Actiengesellscliaft  und  es 
werde  das  Gesellschaftsvermögen  demnach  durch  die  Hand- 
lungen jener  nur  dann  verpflichtet,  wenn  diese  Handlungen 
den  erhaltenen  Aufträgen  entsprechend  gewesen,  wurde  in 
der  Nürnberger  Conferenz,  woselbst  zugleich  auf  eine 
bestimmte  Entscheidung  der  Frage  nach  den  Wirkungen  einer 
Vollmachtsüberschreitung  der  Vorsteher  für  das  Verhältniss 
des  dritten  Contrahenten  zum  Vereine  gedrungen  ward,  hier- 
gegen geltend  gemacht,  es  raüssten  die  Vollmachten  des  Vor- 
standes einer  Actienverbindung  ebenso  weit  aufgefasst  werden, 
wie  diejenigen  der  Procuristen  und  der  geschäftsführenden 
offenen  Gesellschafter.  —  Andererseits  ward  gegen  diese  An- 
sicht eingewendet,  die  bei  dem  Procuristen  und  den  offenen 
Gesellschaftern  angenommenen,  weit  über  die  beim  Mandate 
gültigen  Normen  hinausgehenden  Bestimmungen  seien  höchst 
sinffulärer  Art  und  nicht  über  das  Mass  der  Nothwendi^keit 
auszudehnen,  während  ein  Bedürfniss  hierzu  bei  den  Actien- 
gesellschaften  nicht  vorhanden  sei.  Denn  hier  lägen  die  Sta- 
tuten vor,  in  denen  die  Vollmachten  der  Vorsteher  bestimmt 
sein  müssten,  Statuten,  von  welchen  Jedermann,  der  mit  der 
Gesellschaft  contrahiren  wolle,  Einsicht  nehmen,  und  aus 
welchen  man  sich  leicht  informu-en  könne,  wieweit  dieBefuo-- 
nisse  eines  Vorstehers  giengen.  Man  könne  aber  umsomehr 
die  Gränzen  dieser  Vollmachten  massgebend  sein  lassen,  als 
die  Vorsteher  eine  selbstständige  Stellung  mit  der  Verbindlich- 
keit, die  Statuten  aufrecht  zu  erhalten,  und  keinen  Principal 
an  der  Seite  hätten,  der  jeden  Augenblick  auch  ein  ausserhalb 
seines  gewöhnlichen  Handelsbetriebes  liegendes  Geschäft  vor- 
nehmen und  den  betreffenden  Auftrag  dem  Procuristen  erthei- 
len  könne. 

Dessenungeachtet  blieben  aber  mehrere  Mitglieder  der 
Conferenz  bei  der  Ansicht,  dass  es  ganz  unerlässlich  sei,  von 
den  Bestimmungen  über  die  Vollmacht  eines  Procuristen  auch 
bei  der  Beurtheilung  der  Rechtsverhältnisse  der  Actiengesell- 
schaft  zu  Dritten  auszugehen.  Denn  man  könne  ebensowe- 
nig wie  bei  den  offenen  Gesellschaftern  und  den  Procuristen 
einem  Dritten  zumuthen,  sich  darnach  zu  erkundigen,  welche 
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Machtvollkommenheiten  der  Vorstand  habe,  aus  welchem 
Grunde  denn  die  Gesellschaft  unbedingt  aus  den  Rechtshand- 
lungen ihrer  Vorsteher  für  verpflichtet  zu  erklären,  und  ihr 
nur  die  Regressnahme  gegen  dieselben  für  den  Fall  einer 
VoUmachts-Ueberschreitung  oiFen  zu  halten  sei.  Dies  sei  um 
so  nothwendiger,  als  zur  Beurtheilung  der  Frage,  ob  eine 
Handlung  der  Vollmacht  gemäss  sei,  sehr  oft  nicht  einmal 
die  Einsicht  dieser  letzteren  so  wie  der  Statuten  ausreichend, 
sondern  überdies  die  Kenntniss  verschiedener  dem  Dritten 
gar  nicht  zugänglicher  Thatsachen  erforderlich  sein  werde. 
So  sei  z.  B.  in  den  Statuten  vieler  Seeassecuranz-Gesellschaf- 
ten  die  Bestimmung  enthalten,  dass  auf  ein  und  dasselbe 
Schiff  für  Schiff  und  Ladung  nur  eine  gewisse  Summe  ge- 
zeichnet werden  dürfe,  damit  das  Risico  des  Vereins  bezüg- 
lich des  einzelnen  Schiffes  ein  entsprechend  beschränktes  sei. 
"VVenn  nun  bei  einer  Actiengesellschaft  diese  Summe  auf 
150,000  Thlr.  festgesetzt  sei,  so  überschreite  der  Vorsteher 
seine  Vollmacht,  wenn  er,  obschon  die  Gesellschaft  schon 
150,000  Thlr.  auf  ein  Schiff  gezeichnet  habe,  dem  Antrage 
eines  Kaufmannes  nachgebe  und  weitere  5000  Thlr.  für  auf 
dem  nämlichen  Schiffe  verladene  Waaren  desselben  zeichne. 
Dieser  Kaufmann  habe  aber  kein  Mittel,  zu  erfahren,  wie 
viel  schon  vorher  gezeichnet  war,  und  demnach  könne  man 
gewiss  nicht  die  Gültigkeit  einer  solchen  Versicherung  von 
der  Auftrags-Gemässheit  der  Handlungen  des  Vorstehers  ab- 
hängig machen. 

Auch  wurde  für  die  Gleichstellung  der  Vorsteher  der 
Actienverbinduno'  mit  den  Procuristen  und  offenen  Gesell- 
schaftern  die  grössere  Selbstständigkeit  jener  hervorgehoben, 
bei  denen  es  stehe,  alle  Geschäfte  zu  machen,  die  dem  Ge- 
sellschaftszwecke entsprechend  seien,  während  namentlich  bei 
grossen  Gesellschaften  sich  selten  ermitteln  lasse,  ob  nicht 
doch,  wenn  auch  nur  ein  oder  das  andere  Mal,  eine  gewisse 
Art  von  Handelsgeschäften,  obgleich  der  Vereinszweck  zu- 
nächst darauf  nicht  gerichtet,  mit  demselben  harmonire--. 

So  standen  sich  von  vorn  herein  in  der  Nürnberger 
Conferenz  bezüglich  der  Frage  nach  dem  Umfange,  in  wel- 
chem die  Actiengesellschaft  Dritten  durch  ihren  Vorstand 
verpflichtet  werde,  zAvei  extreme  Meinungen  gegenüber,  in- 
dem die  Einen  die  Haftung  des  Vereins  vom  auftragsmässigen 


22)  Protocolle,  S.  357  flg. 
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Handeln  der  Vorsteher  abhängig  machen,  die  Anderen  dage- 
gen die  Actienverbinduno;  unbedingt  aus  den  in  deren  Namen 
vom  Vorstande  abgeschlossenen  Geschäften  einstehen  lassen 
wollten. 

Indessen  hatte  sich  am  Schlüsse  der  Debatte  über  den 
Art.  199  des  Preuss.  Entwurfs  bei  den  meisten  Confe- 
renzmitgliedern  die  Ueberzeugung  geltend  gemacht,  dass  ein 
Dritter,  welcher  gewusst  habe,  dass  der  Vorsteher  einer  Ac- 
tiengesellschaft  gegen  seine  Vollmacht  zu  handeln  im  Begriffe 
stehe  und  gleichwohl  mit  demselben  contrahirt,  aus  einem 
solchen  Geschäfte  gegen  die  Gesellschaft  keine  Rechte  er- 
langen solle;  so  wie  dass  diese  letztere  ferner  durch  die  Hand- 
lungen eines  von  der  Geschäftsführung  gänzlich  ausgeschlos- 
senen Vorstehers,  falls  diese  Ausschliessung  in  gesetzlicher 
Weise  veröffentlicht,  nicht  verpflichtet  werde.  —  Auch  wurde 
durch  Majoritäts-Beschluss  entschieden,  dass  es  nicht  gestattet 
sei,  die  Vollmacht  eines  Vorstandsmitglieds,  welches  nicht 
vollständig  von  der  Geschäftsführung  ausgeschlossen,  mit 
Wirkung  gegen  Dritte  in  der  Weise  zu  beschränken,  dass 
ihm  nur  gewisse  Branchen  der  Geschäftsführung,  diese 
aber  ausschliesslich  zugetheilt  wüi'den,  während  die  Redac- 
tionscommission  veranlasst  ward,  dem  entsprechende  Be- 
stimmungen für  die  Aufnahme  in  das  Gesetz  vorzuschlagen^^. 
Die  hierauf  in  den  von  der  Redactionscommission  ausge- 
arbeiteten Entwurf  aufgenommenen  Artikel  (208.  209)  laute- 
ten folgendermassen: 

Art.  208:  „Der  Umfang  der  Befugnisse  des  Vorstehers, 
„die  Gesellschaft  in  Handelsgeschäften  zu  vertreten,  kann 
„nicht  beschränkt  werden;  insbesondere  ist  die  Be- 
„schränkung  nicht  zulässig,  dass  die  Vertretung  sich  nur 
„auf  einen  gewissen  Geschäftszweig  oder  auf  gewisse 
„Geschäfte  oder  Arten  von  Geschäften  erstrecken,  oder 
„dass  sie  nur  unter  gewissen  Umständen  oder  für  eine 
„gewisse  Zeit  oder  an  einzelnen  Orten  Statt  finden  solle. 
„Die  Beschränkung  der  Vertretungsbefugniss ,  welche 
„diesen  Vorschriften  zuwider  aufgestellt  wird,  hat  gegen 
„dritte  Personen  keine  rechtliche  Wirkung." 

Art.  209:  „Jedoch  wird  die  Gesellschaft  aus  Rechts- 
„geschäften  eines  Vorstehers  nicht  verpflichtet: 

„1.  wenn  der  Vorsteher  von  der  Befugniss,  die  Ge- 


23)  Protocolle,  ö.  361. 
Rcnaud,  AclicrKjcselLsch.  gg 
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„Seilschaft  selbstständig  zu  vertreten,  überhaupt  ausge- 
„schlossen  ist,  sofern  diese  Ausschliessung  durch  die 
„Eintragung  in  das  Handelsregister  oder  auf  andere 
„Weise  zur  Kenntniss  der  Betheiligten  gelangt  ist; 

„2.  wenn  das   Geschäft  mit  dem  Vorsteher  abge- 

„schlossen  ist,   ungeachtet  dem   Betheiligten  bekannt 

,,war,  dass  der  Vorsteher  gegen  den  Inhalt  seiner  Voll- 

„macht  handelte." 

Hiergegen  wurde  jedoch  von  dem  Herrn  Referenten  in 

der   CXXVIH.    Sitzung,    zugleich    mit    dem   Antrage,    den 

Art.  209  fallen  zu  lassen,  folgende  Fassung  des  Art.  208  in 

Vorschlag  gebracht: 

„Der  Umfang  der  Befugniss  des  Vorstandes,  die  Ge- 
„sellschaft  zu  vertreten,  kann  mit  rechtlicher  Wirkung 
„gegen  dritte  Personen  nicht  beschränkt  werden. 

„Eine  Beschränkung  ist  nur  im  Verhältniss  des  Vor- 
„standes  zur  Gesellschaft  von  Wirkung;   es   mögen  für 
„die  Geschäftsführung  ein  gewisser  Geschäftszweig,  ge- 
„wisse   Geschäfte  oder  gewisse  Arten  von   Geschäften, 
„gewisse    Umstände,    Zeiten    oder   Orte   vorgeschrieben 
„oder  die  Zustimmung   der  Generalversammlung,   eines 
„Verwaltungsraths,   eines  Aufsichtsraths  oder  eines  an- 
„deren  Organs  der  Actionäre  erfordert  sein"  ^^. 
Allein  es  wurde  dieser  Artikel  aus  dem  schon  früher 
geltend  gemachten  Grunde  beanstandet,  dass  eine  Gleichstel- 
luno- des  Vereinsvorstandes  mit  dem  Procuristen  bei  der  Un- 
ffleichheit  beider  Verhältnisse  nicht  gerechtfertigt  sei.   Denn  es 
nehme  ein  Principal  einen  Procuristen  freiwillig  an;  er  könne 
einen  solchen  entbehren  und  sei  auch  im  Stande,  denselben 
einigermassen  zu  controlliren;  eine  Actiengesellschaft  dagegen 
müsse  gesetzlich  einen  Vorstand  haben,  den  zu  überwachen 
sie  nicht  in  der  Lage  sei.     Die  aus  der  unbeschränkten  Be- 
fugniss  des  Vorstandes   zur  Vornahme   aller  möglichen  und 
selbst    der  heterogensten  Geschäfte   auf  Kosten  der  Gesell- 
schaft   entspringende   Gefahr    sei    ohnehin    klar,    der  Dritte 
aber  durch  eine  Beschränkung  der  Vollmachten  des  Vorstan- 
des  keineswegs  benachtheiligt,  da  er  eine  feste  Basis  bei  sei- 
nen Erkundigungen  nach  dessen  Befugnissen  in  den  Gesell- 
schaftsstatuten und  den  Beschlüssen  der  Generalversammlung 
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habe,  wogegen  allerdings  der  Principal  die  Instructionen  des 
Procuristen  sehr  leicht  zu  ändern  vermöge. 

Desshalb  wurde  foljjende  anderweitige  Fassung  des  Art. 
208  vorgeschlagen: 

„Der  Umfang  der  Befugnisse  des  Vorstandes  bestimmt 
„sich  nach  dem  Gegenstande  des  Unternehmens  und 
„kann  durch  das  Gesellschaftsstatut  weiter  beschränkt 
„werden. 

„Ist  die  Befugniss  zu  gewissen  Geschäften  dem  Vor- 
„stande  nicht  schlechthin  entzogen,  sondern  von  gewissen 
„Bedingungen  und  Voraussetzungen  abhängig  gemacht, 
„so  kann  deren  Mangel  dem  o;uto;läubio;en  Dritten  nicht 
„entgegengesetzt  werden", 
während  von  anderer  Seite  der  Antrag  gestellt  wurde,  den 
Artikel  dahin  zu  fassen: 

„Die  Befugniss    des  Vorstandes,   die   Gesellschaft  zu 
„vertreten,  erstreckt  sich  auf  den  ganzen  durch  das  Sta- 
„tut  bezeichneten  Geschäftskreis  der  Gesellschaft,  sow^eit 
„nicht  für  deren  Ausübung  besondere  Organe  bestehen 
„und  in  das   Handelsregister  eingetragen   sind;   weitere 
„Beschränkungen  haben  Dritten  gegenüber  keine  recht- 
„liche  Wirkung." 
Indessen  berief  man  sich  zur  Beseitigung  dieser  beiden 
Anträge,   welche  denn  auch  mit  10  gegen  5  Stimmen  abge- 
lehnt   wurden,   auf   die   Unbestimmtheit    der    Begriflfe    „Ge- 
schäftskreis" und  „Gegenstand  der  Unternehmung",   so  wie, 
abgesehen  von  den  bereits   früher  geltend  gemachten  Erwä- 
gungen,  namentlich  darauf,   dass  es  weit  weniger  bedenklich 
sei,    die  in  Frage   stehenden  ausgedehnten  Befugnisse  dem 
Vorstande  einer  Actiengesellschaft  Dritten  gegenüber  einzu- 
räumen, als  dem  Procuristen  des  Einzelkaufmannes,  weil  die- 
ser das  ganze  Vermögen  des  Principals,  jener  aber  die  ein- 
zelnen   Gesellschafter    nur    bis    auf  den   Betrag  der  Actien 
verpflichten  könne. 

Nachdem  endlich  ein  weiterer  Antrag  des  Abgeordneten 
für  Hannover,  nach  welchem,  um  den  Inhalt  des  Art.  208 
auf  das  Mass  des  eigentlichen  Bedürfnisses  zurückzuführen, 
nur  die  Befugniss  des  Vorstandes  zur  Abschliessung  von 
Handelsgeschäften  als  unbeschränkt  und  unbeschränkbar  be- 
zeichnet werden  sollte,  ebenfalls,  weil  eine  zu  enge  Begrän- 
zung  enthaltend,  zurückgewiesen  worden,  wurde  der  Artikel 
208  nach  der  von  dem  Herrn  Referenten    vorgeschlagenen 
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Fassung,  jedoch  mit  der  Massgabe,  dass  es  zweckmässig  sei, 
den  zweiten  Absatz  voranzustellen,  angenommen,  und  zu- 
o-leich  die  vorsreschlao-ene  Streichunoj  des  Art.  209  aus  dem 
Entwürfe  der  Redactionscommission,  weil  derselbe  theil weise 
zu  dem  nunmehr  adoptirten  Systeme  nicht  mehr  passe,  theil- 
weise  selbstverständlich  sei,  genehmigt -5. 

In  dieser  Weise  entstand  denn  der  Art.  216  des  Entwurfs 
zweiter  Lesung,  welcher  mit  unwesentlichen  Redactionsände- 
rungen  den  Art.  231  des  Allg.  deutschen  Handelsge- 
setzbuchs bildet  und  folgendermassen  lautet: 

„Der  Vorstand  ist  der  Gesellschaft  gegenüber  ver- 
„pflichtet,  die  Beschränkungen  einzuhalten,  welche  in  dem 
.,Gesellschaftsvertrage  oder  durch  Beschlüsse  der  Gene- 
„ralversammlung  für  den  Umfang  seiner  Befugniss,  die 
„Gesellschaft  zu  vertreten,  fortgesetzt  sind. 

„Gegen  dritte  Personen  hat  jedoch  eine  Beschränkung 
„der  Befugniss  des  Vorstandes,  die  Gesellschaft  zu  ver- 
„treten,   keine  rechtliche  Wirkung,     Dies  gilt  insbeson- 
„dere  für  den  Fall,  dass  die  Vertretung  sich  nur  auf  ge- 
„wisse  Geschäfte  oder  Arten  von  Geschäften  erstrecken, 
„oder    nur    unter    gewissen    Umständen    oder    für    eine 
„gewisse  Zeit  oder  an  einzelnen  Orten  stattfinden  soll, 
„oder  dass   die   Zustimmung    der   Generalversammlung, 
„eines  Verwaltungsraths,  eines  Aufsichtsraths  oder  eines 
„anderen  Organs  der  Actionäre  für  einzelne  Geschäfte 
„erfordert  ist." 
Es  lässt  sich  nicht  leugnen,  der  Abs.  2  des  Art.  231  ge- 
währt dem  Vorstande  eine  Macht,   wie  sie  in  der  Natur  der 
Sache  nicht  begründet;  er  verleiht  demselben  im  Verhältnisse 
zu  Dritten  das  Recht,   die  Actiengesellseliaft  in  einem  Um- 
fange zu  repräsentiren,  wie  ein  solches  den  bisherigen  Ge- 
setzgebungen fremd  war  und,   abgesehen  vom  Allg.  deut- 
schen Handelsgesetzbuche,   noch  ist.     Daher  denn  na- 
mentlich aus  der  Mitte  des  deutschen  Handelsstandes  gewichtige 
Stimmen  gegen  jenes  System  sich  erhoben,  welche  insbeson- 
dere zu  bedenken  gegeben,  wie  ein  Actienverein  durch  miss- 
bräuchliche  vielseitio-e  Eingehungf  von  Geschäften  und  Ver- 
bindlichkeiten  Seitens  seines  Vorstandes  zu  Grunde  gerichtet 
werden  könne,  während  sonst  nur  der  Einzelne  einmal  ge- 
troffen werde,  und  wie  man  mit  jenem  Grundsatze  den  Ein- 
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wohnern  Frankreichs,  Belgiens,  Italiens,  Englands,  Nordame- 
rica's  und  anderer  Länder,  mit  denen  der  Verkehr  stets  lebhafter 
werde.  Rechte  einräume,  welche  zu  gewähren  in  diesen  Staaten 
Niemand  einfalle -'^ 

Und  in  der  That  vermag  die  Gefährlichkeit  des  in  Art. 
231  Abs.  2  sanctionirten  Princips  für  die  Actiengesellschaften 
nicht  in  Abrede  gestellt  zu  werden,  wie  denn  auch  den  Ac- 
tienverbindungen  kein  ausreichender  Schutz  gegen  Miss- 
bräuche Seitens  der  Vorsteher  dadurch  gewährt  ist,  dass 
deren  Bestellung  widerruflich  und  dass  ein  solcher  Widerruf 
bei  gehörio;er  Bekanntmachuno;  reo-elmässig;  dritten  Personen 
entgegengesetzt  werden  kann,  da  die  Gesellschaft  durch  ein 
einzelnes  Geschäft  zu  grossem  Schaden  kommen,  dieselbe 
auch  nicht  immer  sofort  von  dem  treulosen  oder  sonst  sta- 
tutenwidrigen Verfahren  ihres  Vorstandes  Kenntniss  haben 
wird. 

Betrachtet  man  nun  die  Tragweite  des  in  Art.  231  Abs.  2 
aufgestellten  Princips,  wonach  eine  Beschränkung  des  Vor- 
standes, die  Gesellschaft  zu  vertreten,  gegen  dritte  Personen 
keine  rechtliche  Wirkung  haben  soll,  näher,  so  ergiebt  sich 
zweifellos  aus  dem  Zusammenhange  dieser  Bestimmung  mit 
derjenigen  im  ersten  Absätze  des  nämlichen  Artikels,  dass 
hier  nur  von  Beschränkungen  die  Rede,  welche  in  den  Sta- 
tuten oder  durch  Beschlüsse  der  Generalversamm- 
lung festgesetzt  sind.  Solche  Beschränkungen  sollen, 
gleichgültig  welcher  Art  sie  sind.  Dritten  nicht  entgegenge- 
setzt werden  können,  was  auch  von  der  in  Art.  231  Abs.  2 
nicht  ausdrücklich  hervorgehobenen  Anordnung  gilt,  nach 
welcher  die  Vorsteher  von  der  Befugniss,  die  Gesellschaft 
selbstständig  zu  vertreten,  überhaupt  ausgeschlossen,  wie 
denn  die  entgegengesetzte  Bestimmvmg  des  Art.  209  Abs.  1 
des  von  der  Redactionscommission  ausgearbeiteten  Entwurfs 
von  der  Nürnberger  Conferenz  als  zu  dem  von  ihr  schliess- 
lich angenommenen  Systeme  nicht  passend  anerkannt  wurde  2^. 

Dagegen  entsteht  die  Frage,  ob,  abgesehen  von  derarti- 
gen auf  positiven  Anordnungen  beruhenden  Beschränkungen, 


26)  D.  Hansemann,  über  die  Einführung  des  Allg.  deutsch.  Han- 
delsgesetzbuchs, Vortrag  gehalten  in  der  Sitzung  des  deutschen  Handels- 
tags zu  Heidelberg  den  19.  Mai  1861  (Berlin  1861),  S.  9  flg. 

27)  V.  Kräwell,  das  Allg.  deutsche  Handelsgesetz!),  zu  Art.  231  An- 
merkung 3.  — 
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die  Vollmachten  des  Vorstandes  Dritten  gegenüber  für  un- 
begränzt  zu  erachten,  so  dass  er  in  einer  für  die  Gesellschaft 
verbindlichen  Weise  Geschäfte  abschliessen  kann,  die  nicht 
bloss  dem  Zwecke  dieses  Vereins  fremd  sind,  sondern  welche 
überhaupt  der  Betrieb  eines  Handelsgewerbes  nicht  mit  sich 
bringt;  —  ob  er  also  z.  B.  das  Vermögen  der  Gesellschaft 
zu  verschenken,  deren  Immobilien  veräussern  und  zu  belasten 
im  Stande  ist. 

In  den  Verhandlungen  der  Nürnberger  Conferenz 
wurde  Seitens  derjenigen,  welche  die  Unwirksamkeit  von  Be- 
schränkungen der  Repräsentations-Befugniss  des  Vorstandes 
gegenüber  Dritten  behaupteten  und  endlich  auch  durchsetzten, 
in  dieser  Hinsicht  wiederholt  auf  die  Analogie  des  Procuri- 
sten  sowohl  wie  der  geschäftsführenden  offenen  Gesellschaf- 
ter verwiesen.  Indessen  ist  mit  dieser  Hinweisung  für  die 
Entscheidung  unserer  Frage  nichts  gewonnen.  Denn  gilt 
beim  Procuristen  der  Grundsatz,  dass  eine  Beschränkung  des 
Umfangs  der  Procura  dritten  Personen  gegenüber  keine 
rechtliche  Wirkung  hat  (Art.  43),  und  ist  das  nämliche  Prin- 
cip  in  Ansehung  der  Befugniss  eines  Gesellschafters,  die 
offene  Gesellschaft  zu  vertreten,  ausgesprochen  (Art.  116),  so 
sind  die  Vollmachten  beider  an  und  für  sich  verschieden. 
Wie  nämlich  jeder  zur  Vertretung  der  Gesellschaft  befugte 
Gesellschafter  ermächtigt  ist,  alle  Arten  von  Geschäften 
und  Rechtshandlungen  im  Namen  der  Gesellschaft 
vorzunehmen,  insbesondere  die  dieser  letzteren  ge- 
hörigen Grundstücke  zu  veräussern  und  zu  belasten 
(Allg.  deutsch.  Handelsg.  Art.  114),  so  ermächtigt  die 
Procura  nur  zu  allen  Arten  von  gerichtlichen  und  aus- 
sergerichtlichen  Geschäften  und  Rechtshandlungen, 
welche  der  Betrieb  eines  Handelsgewerbes  mit  sich 
bringt,  und  insbesondere  nicht  zur  Veräusserung  und 
Belastung  von  Grundstücken  (Allg.  deutsch.  Han- 
delsg. Art.  42).  Hiernach  entsteht  denn  die  Frage,  ob  der 
Vorstand  eines  Actienvereins  wie  ein  offener  Gesellschafter 
alle  Arten  von  Geschäften  und  Rechtshandlungen  im  Namen 
der  Gesellschaft  vornehmen  kann,  —  oder  ob  er  wie  derPro- 
curist  auch  dem  Dritten  e:es:enüber  nur  zu  solchen  Rechts- 
handlungen  ermächtigt,  welche  der  Betrieb  eines  Handelsge- 
werbes mit  sich  bringt,  —  oder  ob  derselbe  endlich,  da  weder 
die  eine  noch  die  andere  jener  Analogien  in  der  That  passt, 
nicht  vielmehr  auch  gegen  dritte  Personen  nur  zu  den  Ge- 
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Schäften  für  bevollmächtigt  zu  erachten,  welche  der  Zweck 
des  Vereins,  dem  er  vorgesetzt,  mit  sich  bringt. 

Scheint  nun  auch  beim  ersten  Anblicke  diese  letztere 
AuflPassung  in  der  Natur  der  Sache  begründet  und  der  Sinn 
des  Art.  231  Abs.  2  demnach  der  zu  sein,  dass  nur  weitere 
durch  Statuten  oder  Beschluss  der  Generalversammlung  an- 
geordnete Beschränkungen  der  Repräsentations  -  Befugniss 
des  Vorstandes  gegen  dritte  Personen  keine  rechtliche  Wir- 
kung haben  sollen,  so  liegt  doch  zweifellos  eine  solche  Be- 
gränzung  der  Vollmachten  des  Vorstandes  gegenüber  Dritten 
nicht  im  Sinne  des  Allg.  deutsch.  Handelsgesetzbuchs. 
Denn  nicht  allein  bestimmt  dasselbe  ganz  allgemein,  es  werde 
die  Actiengesellscbaft  durch  ihren  Vorstand  gerichtlich  und 
aussergerichtlich  vertreten  (Art.  227)  und  durch  die  von  dem- 
selben in  ihrem  Namen  abgeschlossenen  Geschäfte  berechtigt 
und  verpflichtet  (Art.  230),  sondern  war  es  ohne  Zweifel  nicht 
in  der  Absicht  der  Nürnberger  Conferenz,  den  Vorstand 
eines  Actienvereins  mehr  wie  einen  Procuristen  zu  beschrän- 
ken. Auch  wies  nicht  allein  die  Majorität  der  Versammlung 
auf  die  Unbestimmtheit  der  Begriffe  „Geschäftskreis"  „Ge- 
genstand des  Unternehmens"  hin,  sondern  wurde  daselbst  her- 
vorgehoben, wie  sich  selten  ermitteln  lasse,  ob  nicht  ein  Ge- 
schäft, wenn  gleich  der  nächste  Zweck  der  Gesellschaft 
nicht  darauf  gerichtet,  doch  mit  diesem  Zwecke  zusammen- 
hänge. 

Steht  es  sonach  fest,  dass  der  Vorstand  Dritten  gegen- 
über nicht  bloss  zu  den  Geschäften  für  berechtigt  zu  erach- 
ten, welche  der  Zweck  der  Actienverbindung,  der  Gegenstand 
des  Actienunternehmens,  ungeachtet  derselbe  aus  dem  Han- 
delsregister ersichtlich  ^^,  mit  sich  bringt,  so  entsteht  im  wei- 
tern die  Frage,  ob  jener  im  Verhältnisse  zu  Dritten  wie  der 
Procurist  zu  allen  Handlungen  und  nur  zu  den  Handlungen 
für  ermächtigt  gilt,  welche  der  Betrieb  eines  Handelsgewer- 
bes mit  sich  bringt,  oder  ob  er  nicht  vielmehr  wie  ein  ge- 
schäftsführender offener  Gesellschafter  zu  Geschäften  und 
Rechtshandlungen  jeder  Art,  insbesondere  auch  zurVeräusse- 
rung  und  Belastung  der  Immobilien  des  Vereins  für  berech- 
tigt zu  halten. 

Wir  stehen  nicht  an,   im  Sinne  des  Allg.   deutschen 


28)  V.  Kräwell,  das  Allg.  deutsche  Handelsgesetzb.  zu  Art.  231  An- 
merkung 4.  — 
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Handelsgesetzbuchs,  das  Letztere  anzunehmen.  Theils 
spricht  hierfür  der  Umstand,  dass  der  durch  das  Handelsge- 
setzbuch der  Vollmacht  des  Procuristen  gegebene  Umfang 
ein  durchaus  eigenthümlicher  ist,  der  ohne  gesetzliche  Be- 
stimmung auf  den  in  ganz  anderer  Stellung  befindlichen  Vor- 
stand einer  Actienverbindung,  bei  welcher  der  Gegenstand  des 
Unternehmens  in  Handelsgeschäften  bestellt,  keine  Anwendung 
findet,  theils  aber  der  weitere  Grund,  dass  der  in  der  Confe- 
renz  gestellte  Antrag,  nur  die  Befugniss  des  Vorstandes  zur 
Abschliessung  von  Handelsgeschäften  als  unbeschränkt  und  un- 
beschränkbar zu  erklären,  durch  dessen  Annahme  der  Umfang 
des  Vertretungsrechts  des  Vorstandes  im  Allgemeinen  die  näm- 
liche Begränzung  wie  die  Vollmacht  des  Procuristen  erhalten 
hätte,  als  zu  enge  Gränzen  ziehend  verworfen  wurde. 

Hiernach  gilt  allerdings  nach  dem  Allg.  deutschen 
Handelsgesetzbuche  der  exorbitante  Grundsatz,  wonach 
die  Repräsentationsbefugniss  des  Vorstandes  einer  Actienge- 
sellschaft  dritten  Personen  gegenüber  unbegränzt,  und  jener 
die  Actienverbindung  durch  alle  in  deren  Namen  vorgenom- 
menen Geschäfte  verpflichtet,  ohne  dass  sich  diese  gegen  den 
Dritten  darauf  berufen  könnte,  dass  die  Vorsteher  die  ihrem 
Vertretungsrechte  durch  die  Statuten  oder  Beschlüsse  der 
Generalversammlung  oder  durch  ihre  Stellung  selbst  gesetz- 
ten Schranken  überschritten. 

Indessen  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  dem  Actien- 
vereine  solche  Beschränkungen  der  Repräsentationsbefugniss 
des  Vorstandes  zu  Statten  kommen,  auf  welche  bei  Abschlies- 
sung eines  Rechtsgeschäfts  ausdrücklich  Bezug  genommen  w^or- 
den,  wie  z.  B.  wenn  die  Genehmigung  der  Generalversammlung 
dabei  vorbehalten  wurde -'\  so  wie  man  auch  abgesehen  hier- 
von in  der  Nürnberger  Conferenz  darüber  einverstanden 
war,  dass  der  Dritte,  welcher  gewusst,  wie  der  Vorstand  im 
Begriffe  stehe,  gegen  seine  Vollmacht  zu  handeln,  und  der 
gleichwohl  mit  demselben  contrahirt,  aus  einem  solchen  Ge- 
schäfte keine  Rechte  gegen  die  Gesellschaft  erlange  ^^. 

Natürlich  ist  es  übrigens  nur  der  Vorstand  als  sol- 
cher, welcher  die  Actienverbindung  vertritt  und  durch  die 
in  deren  Namen  abgeschlossenen  Geschäfte  dritten  Personen 
verpflichtet. 


29)  V.  Kr ä well,  das  Allg.  deutsche  Handelsgesetzb.  zu  Art.  231  An- 
merkung. 1.     —     30)  ProtocoUe,  S.  361;  1061a.  E.— 
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Ist  nun  der  Vorstand  durch  eine  einzelne  Person  gebil- 
det, so  genügt  es,  wenn  diese  Namens  der  Gesellschaft  con- 
trahirt,  und  braucht  sich  der  Mitcontrahent  um  nichts  weiteres 
als  die  Legitimation  des  Betreffenden  als  Vorsteher  des  Ac- 
tienvereins  zu  kümmern. 

Nicht  so  einfach  dao-eo-en  g-estalten  sich  die  Verhältnisse, 
wenn  der  Vorstand  aus  mehreren  Mitgliedern  besteht. 

Bildet  hier  jener  nach  den  Statuten  eine  collegialische 
Behörde,  so  wird  der  Actienverein  nur  durch  solche  Geschäfte 
verpflichtet,  die  collegialisch  beschlossen  und  durch  die  Per- 
sonen eingegangen  worden,  welche  mit  der  Ausführung  sol- 
cher Beschlüsse  oder  doch  des  betreffenden  Beschlusses  durch 
die  Statuten  oder  das  Collegium  selbst  betraut  sind;  —  wäh- 
rend die  Gesellschaft  aus  solchen  Handlungen  nicht  haftet, 
die  ein  einzelnes  Vorstandsmitglied,  wenn  auch  in  deren  Na- 
men, vorgenommen,  da  jenes  eben  der  Vorstand  nicht  ist. 

Ist  dagegen  durch  die  Statuten  die  Art  und  Weise,  wie 
die  mehreren  Vorstandsmitglieder  zusammenwirken  sollen, 
nicht  bestimmt,  so  steht  die  Gesellschaft  nur  aus  solchen 
Geschäften  ein,  welche  die  sämmtlichen  Vorsteher  in  ihrem 
Namen  eingegangen,  da  hier  der  Actienverein  nur  durch  ein 
einheitliches  Zusammenwirken  dieser  Personen  vertreten  wird 
(s.  p.  489). 

Anders  verhält  es  sich  jedoch,  wo  nach  Massgabe  der 
Statuten  jedes  der  mehreren  Vorstandsmitglieder  das  Recht 
zu  zeichnen  hat,  während  die  Geschäfte  unter  ihnen  abge- 
theilt  sind.  Da  nämlich  in  einem  solchen  Falle  der  einzelne 
Vorsteher  zur  Vertretung  der  Gesellschaft  nach  aussen  be- 
rechtigt, also  in  der  That  Vorstand  ist,  andererseits  Beschrän- 
kungen der  Repräsentations-Befugniss  dieses  letzteren,  in  Folge 
deren  er  den  Verein  nur  in  Beziehung  auf  gewisse  Geschäfte 
oder  Arten  von  Geschäften  vertreten  soll,  gegen  dritte  Perso- 
nen ohne  rechtliche  Wirkung  sind,  so  wird  die  Actienverbin- 
dung  durch  alle  in  ihrem  Namen  vom  einzelnen  Vorsteher 
vorgenommenen  Rechtshandlungen  verpflichtet. 

Das  Nämliche  gilt  aber  auch  in  dem  Falle,  dass  den  Sta- 
tuten zufolge  von  den  zwei  Mitgliedern  des  Directoriums  das 
eine  nur  bei  Verhinderung  des  Anderen  die  Gesellschaft  re- 
präsentiren  soll,  da  auch  hier  jedes  der  beiden  Vorstandsmit- 
glieder in  Wirklichkeit  Vorstand  ist,  und  die  Beschränkung, 
wonach  das  Eine  den  Actienverein   nur    unter  gewissen 
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Umständen  zu  vertreten  berechtigt,  Dritten  nicht  entgegen- 
gesetzt zu  werden  vermag. 

Der  Vorstand  vertritt  aber  die  Gesellschaft  nicht  allein 
bei  Abschliessung  von  Verträgen,  sondern  repräsentirt  die- 
selbe auch  gegenüber  den  öffentlichen  Behörden,  wie  z.  B. 
bei  Gesuchen  ura  Concessions-Ertheilungen,  mag  es  sich  dabei 
um  die  Verlängerung  einer  Eisenbahn,  die  Anlage  von  Zweig- 
bahnen, die  Eröffnung  und  den  Betrieb  von  Bergwerken  ^^ 
oder  a.  m.  handeln,  so  wie  insbesondere  auch  vor  Gericht  bei 
Handlungen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  wie  Grund-  und 
Pfandbuchs-Eintragungen,  Löschungen  von  Inscriptionen,  Pro- 
tocollirung  von  Verträgen  ^^,  und  bei  Rechtsstreitigkeiten. 

Wie  aber  der  Vorstand  den  Actienverein  gerichtlich  wie 
aussergerichtlich  vertritt,  so  hat  er  auch,  wie  schon  früher 
angedeutet  worden,  die  Interessen  dritter  Personen  insoferne 
zu  wahren,  als  ihm  die  Sorge  dafür  obliegt,  dass  die  densel- 
ben zukommenden  Sicherheiten  nicht  vermindert,  deren  er- 
worbene Rechte  nicht  beeinträchtigt  werden. 

Daher  soll  der  Vorstand  nicht  allein  zu  keiner  ungesetz- 
lichen Gewinnvertheilung  unter  die  Actionäre  die  Hand  bie- 
ten, sondern  in  dem  Falle,  dass  eine  theilweise  Rückzahlung 
des  Grundcapitals  beschlossen,  dafür  sorgen,  dass  diese  ohne 
Benachtheiligung  der  Gläubiger  geschehe  (s.  p.  63);  insbe- 
sondere hat  er  nach  dem  Allg.  deutsch.  Handelsgesetz- 
buche Art.  248  Abs.  2  und  3  den  bezüglichen  Beschluss 
zur  Eintragung  in  das  Handelsregister  anzumelden,  die  ge- 
hörige Bekanntmachung  desselben  durch  die  öffentlichen 
Blätter  unter  Aufforderung  der  Vereinsgläubiger  zur  Anmel- 
duno"  vornehmen  zu  lassen,  so  Avie  darauf  zu  sehen,  dass  die 
Rückzahlung  erst  nach  Ablauf  Eines  Jahres  nach  der  dritten 
Bekanntmachung  so  wie  nach  Bezahlung  der  bekannten 
Schulden  und  beziehungsweise  Niederlegung  der  bezüglichen 
Beträge  geschehe;  —  Pflichten,  die  ihm  in  ähnlicher  Weise 
bei  Auflösung  der  Gesellschaft  obliegen  (s.  §.  81). 

Ebenso  ist  aber  der  Vorstand  verbunden,  falls  das  Ver- 
mögen der  Gesellschaft  die  Schulden  nicht  mehr  deckt,  hier- 
von dem  Gerichte  Behufs  der  Eröffnung  des  Concurses  An- 
zeige zu  machen.     Das  Gericht,  an  welches  die  Anzeige  zu 


31)  Stat,  der  k.  k.  priv.  österr.  Staatseisenb.-G.,  §.  26.  9. 

32)  Preuss.  Einführungsg.,  Art.  23  §.  2;  Bayerisches  Ein- 
f  ührungsg.,  Art.  42;  Badisch.  Einführungsg.,  Art.  30. 
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geschehen,  ist  dasjenige,  vor  welches  der  Concurs  des  Ac- 
tienvereins  nach  Massgabe  der  Landesgesetzgebung  gehört. 
Daher  denn,  was  insbesondere  das  Allg.  deutsche  Han- 
delsgesetzbuch anbetrifft,  an  die  Stelle  der  Bestimmung 
des  Entwurfs  zweiter  Lesung  (Art.  226),  wonach  die  Insol- 
venz der  Gesellschaft  dem  Handelsgerichte  angezeigt  werden 
sollte,  in  dritter  Lesung  dem  Vorstande  lediglich  die  Ver- 
pflichtung auferlegt  ward,  hiervon  dem  Gerichte  Anzeige 
zu  machen  (Art.  240  Abs.  3),  da  hier  nicht  füglich  den  Be- 
stimmungen der  Landesgesetze  über  die  Frage,  vor  welches 
Gericht  der  Concurs  gehöre,  präjudicirt  werden  könne  ^^. 

Endlich  ist  der  Vorstand  nach  manchen  Gesetzen  ver- 
pflichtet, wenn  sich  aus  der  letzten  Bilanz  eine  Verminderung 
des  Grundcapitals  um  die  Hälfte  ergiebt,  dies  nicht  allein  der 
Generalversammlung  anzuzeigen,  sondern  unverzüglich  öflfent- 
lich  bekannt  zu  machen^'',  oder  der  Regierung  kundzugeben, 
welche  befugt  ist,  die  öffentliche  Bekanntmachung  der  An- 
zeige zu  verfügen ''^,  ja  unter  Umständen  die  Gesellschaft 
aufzulösen  (s.  §.  77).  Nach  dem  Allg.  deutschen  Han- 
delsgesetz b.  ist  der  Vorstand  jedoch  zu  einer  solchen  An- 
zeige an  die  zuständige  Verwaltungsbehörde  nur  unter 
der  Voraussetzung  verpflichtet,  dass  nicht  landesgesetzlich 
das  Erforderniss  staatlicher  Genehmigung  für  die  Errichtung 
von  Actiengesellschaften  überhaupt  oder  doch  von  Actienver- 
bindungen  der  betreflfenden  Art  beseitigt  (Art.  240  Abs.  1  u. 
Art.  249),  während  über  die  Zuständigkeit  der  Verwaltungs- 
behörde die  Landesgesetzgebung  entscheidet  2^. 
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Der  Vorstand  ist  activ  und  passiv  zur  processualischen 
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33)  Protocolle,S.  4545. — 

34)  Holland.  Handelsg.,  Art.  47;  —  Preuss.  Gesetz  v.  9.  Nov. 
1843,  §.  25. 

35)  Zürcher  Gesetzbuch,  §.1361;  Bernisch.  Gesetz  v.  1860 
Art.  41  no.  4. 

36)  Nach  dem  Preuss.  Einführungsg.  Art.  XII.  §.  3  hat  diese  An- 
zeige an  die  Regierung  zu  geschehen,  in  deren  Bezirke  die  Gesellschaft 
ihren  Sitz  hat,  wenn  nicht  für  letztere  eine  besondere  Aufsichtsbehörde  be- 
stellt ist,  in  welchem  Falle  diese  an  die  Stelle  der  Regierung  tritt;  —  nach 
dem  Nassauisch.  Einführungsg.  §,10  ist  die  hier  competente  Be- 
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Yertretuno;  der  Actieno-esellschaft  leo^itimirt  ^,  und  im  Zweifel 
als  zur  selbstständigen  Processführung  ermächtigt  nach  Ana- 
logie des  Grundsatzes  zu  betrachten,  nach  welchem  derjenige, 
der  eine  administratio  omnium  bonorum  hat,  zur  processuali- 
schen  Repräsentation  seines  Vollmachtgebers  in  allen  vorkom- 
menden Fällen  als  Kläger  und  Beklagter  berechtigt  ist^. 
Hiernach  bedarf  denn  der  Vorstand  so  wenig  zur  Klagean- 
stellung wie  zur  Aufnahme  von  Klagen,  welche  gegen  die 
Gesellschaft  gerichtet,  einer  Ermächtigung,  wo  nicht  durch 
die  Statuten  oder  Beschluss  der  Generalversammlung  etwas 
anderes  bestimmt  oder  durch  die  Landesgesetzgebung  etwas 
anderes  angeordnet,  in  welcher  Hinsicht  das  Bernische 
Gesetz  V,  J.  1860  Art.  31  erklärt,  dass  der  Vorstand,  wenn 
ihm  die  Statuten  oder  ein  Beschluss  der  Generalversammluncj 
nicht  das  Recht  dazu  einräumen,  nicht  befugt  ist,  Namens  der 
Gesellschaft  einen  Process  anzuheben. 

Ist  aber  auch  die  Befugniss  des  Vorstandes  zur  gericht- 
lichen Vertretung  der  Actienverbindung  durch  Beschlüsse  der 
Generalversammlung  oder  durch  statutenmässige  Anord- 
nungen beschränkt,  indem  derselbe  z.  B.  zum  Beginne  von 
Processen  oder  doch  von  Rechtsstreitigkeiten,  bei  denen  es 
sich  um  einen  gewissen  Werth  handelt,  an  die  Zustimmung 
eines  anderen  Vereinsorgans  gebunden  ist^,  so  ist  er  zwar 
der  Gesellschaft  gegenüber  verpflichtet,  solche  Beschränkungen 
einzuhalten,  während  diese  nach  den  früher  erörterten  Grund- 
sätzen im  Verhältnisse  zur  Gegenpartei  ohne  rechtliche  Wir- 
kung sind. 

Das  Nämliche  gilt  aber  auch  dann,  wenn  ein  anderer 


hörde  die  Landesregierung;  nach  dem  Coburg.  Einführungsg. 
Art.  18  das  Staatsministerium;  nach  dem  Schwarzb.-Sondersh. 
Einführungsg.  §.21  das  fürstl.  Ministerium,  Abtheil,  des  In- 
nern; nach  dem  Sach sen-Meining.  Einführungsg.  §.20  das  her- 
zogl.  Staatsministerium,  Abth.  d.  I.;  nach  dem  Waldeck-Pyr- 
mont.  Einführungsg.  §.  10  die  fürstl.  Regierung,  Abth.  d.  I.; 
nach  dem  Anhalt-Bernburg.  Einführungsg.  Art.  10  §.  2  die  Regie- 
rung, Abth.  I.;  nach  dem  Frankfurt.  Einführungsg.  Art.  19  das 
Rechnei-u.  Renten-Amt. 

1)  Jolly  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.  439.  — 
Preuss.  Gesetz  V.  9.  Nov.  1843  §.  21;  Bernisch.  Gesetz  v.  1860,  Art. 
30;  Allg.  d.  Handelsg.,  Art.  227  Abs.  1.  — 

2)  1.  3  §.  2  'D.judicat.  solvi  (46.  7);  cap.  5  pr.  in  6to.  deprocuralorib. 
(1.  19).  - 

3)  Stat.  des  Vereins  chemischer  Fabriken  in  Mannheim, 
§.  57. 
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Beamter  zur  gerichtliclien  Vertretung  des  Vereins  bestellt 
sein  sollte,  aus  welchem  Grunde  denn  auch  unter  einer  sol- 
chen Voraussetzung  eine  gegen  die  Actiengesellschaft  ge- 
richtete Klage  richtig  gegen  den  Vorstand  angestellt  wird'^. 

In  jedem  Falle  ist  es  jedoch  der  Vorstand  als  sol- 
cher, welcher,  wie  zur  aussergerichtlichcn,  so  auch  zur  ge- 
richtlichen Vertretung  der  Actienverbindung  berufen,  daher 
denn  bei  einer  Mehrheit  von  Vorstehern  die  im  vorigen  §. 
entwickelten  Grundsätze  auch  hier  in  Anwendung  kommen. 

Wird  insbesondere  der  Vorstand  durch  ein  Collegium 
gebildet,  so  muss  dieses  für  die  Führung  des  coUegialisch  be- 
schlossenen Processes  einen  Procurator  bestellen,  wo  nicht 
die  Gesellschaft  einen  zu  ihrer  gerichtlichen  Vertretung  an- 
gestellten Beamten  hat\  Das  Nämliche  gilt  auch  in  dem 
Falle,  dass  die  mehreren  Vorstandsmitglieder  bei  Vertretung 
des  Actienvereins  einheitlich  zusammenwirken  müssen,  woge- 
gen der  einzelne  Vorsteher  oder  dasjenige  unter  mehreren 
Vorstandsmito-liedern,  welches  selbstständio;  die  Gesellschaft 
processualisch  zu  vertreten  befugt  ist,  zur  Bestellung  eines 
Actors  berechtigt,  nicht  aber  verbunden  ist. 

Insinuationen  zu  Händen  der  Gesellschaft  sind  aber 
während  der  Dauer  des  Rechtsstreits  allgemeinen  Rechts- 
grundsätzen  zufolge  an  den  zur  Processführung  ernannten 
Bevollmächtigten  oder  mit  derselben  betrauten  Beamten,  be- 
ziehungsweise an  den  Einzeln- Vorsteher  oder  das  Vorstands- 
Mitglied  zuzustellen,  welches  den  Streit  Namens  der  Actien- 
verbindung führt. 

Zur  Behändigung  anderweitiger  Vorladungen  und  son- 
stiger Zustellunoren  an  die  Gesellschaft  genügt  es  dageg-en, 
wenn  dieselbe  an  ein  Mitglied  des  Vorstandes,  welches  zu 
zeichnen  oder  mitzuzeichnen  befugt  ist,  oder  an  einen  Beam- 
ten des  Vereins,  der  diesen  vor  Gericht  zu  vertreten  berech- 
tigt, geschieht  *",  während  die  Behändigung  nicht,  wie  der 
Preussische  Entwurf  Art.  194  wollte,  in  dem  Geschäfts- 
hause der  Gesellschaft  zu  geschehen  braucht,  und  es  anderer- 
seits nicht  ausreicht,  wenn  dieselbe  an  irgend  ein  Vorstands- 
mitglied Statt  findet^. 


4)  Pohls,  Actieng.,  S.  259. 

5)  Arg.   1.  7  §.  2  D.  qwid  cujusque  Universität.  (3.  4);    cap.  7  X.  de 
procuraiorib.  (1.38).  — 

6)  AUg.d.Handelsg.,  Art.  235. 

7)  Protocolle,  S,  348.  349  u.  S.  1064.  —  Anders  das  Preuss,  Ge- 
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Der  Vorstand  ist  aber  in  den  ßechtsstreitigkeiten  der 
;  Actiengesellschaft  nicht  bloss  zu  allen  processualischen  Hand- 
j  lungen  berechtigt,  welche  die  Rechts  Verfolgung  und  Rechts- 
vertheidigung  so  wie  die  Urtheils-Execution  verlangen,  sondern 
auch  zur  Empfangnahme  von  Zahlungen,  zur  Ablegung  ge- 
richthcher  Geständnisse,  so  wie  zur  Eidesdelation  befugt,  wie- 
wohl er  zu  dieser  letzteren,  wie  nothwendige  Vertreter  über- 
haupt, nur  in  Ermanglung  anderer  Beweismittel  greifen  soll. 
Dagegen  bedarf  derselbe  zu  Vergleichen  und  Compromissen, 
so  wie  nicht  weniger  zu  Streitentsagungen  oder  zur  Erlassung 
von  Eiden,  welche  der  Gegenpartei  zugeschoben  oder  richter- 
lich auferlegt  sind,  der  Ermächtigung  durch  die  Generalver- 
sammlung, da  er,  wie  früher  gezeigt,  nur  zu  solchen  Hand- 
lungen für  berechtigt  zu  erachten,  welche  der  gewöhnliche 
Geschäftsbetrieb  der  Gesellschaft  so  wie  die  Verwaltung  des 
Vereinsvermögens  mit  sich  bringen. 
^"■jy  Anders  verhält  es  sich  jedoch,  wo  die  Statuten  den  Vor- 
stand zur  selbstständigen  Vornahme  derartiger  Handlungen 
autorisiren,  was  entweder  durch  eine  ausdrückliche  Bestim- 
mung'^ oder  mittelst  der  Erklärung  geschehen  sein  kann,  es 
erstrecke  sich  die  Befugniss  des  Vorstandes  zur  Vertretung 
der  Gesellschaft  auch  auf  diejenigen  Geschäfte  und  Rechts- 
handlungen, für  welche  nach  den  Gesetzen  eine  Specialvoll- 
macht erforderlich^.  —  Enthalten  aber  die  Statuten  eine 
Bestimmung  der  letztgenannten  Art  oder  ist  diese  sogar  durch 
das  Landesgesetz  zur  allgemeinen  Regel  erhoben  ^^,  so  bedarf 
der  Vorstand  zu  Handlungen  der  in  Frage  stehenden  Gattung 
nur  dann  einer  Ermächtigung,  wenn  diese  durch  ausdrück- 
liche Anordnung  der  Statuten  oder  durch  Beschluss  der  Ge- 
neralversammlung erfordert  ist. 

Indessen  sind  auch  hier  Beschränkungen  der  Vertre- 
tungsbefugniss  des  Vorstandes ,  gleichgültig  ob  sie  auf  einer 
positiven  Anordnung  beruhen  oder  in  Ermanglung  einer  sol- 


setzv.  9.  Nov.  1843  §.  22:  „Die  Insinuation  der  Vorladungen  und  anderer 
„Zufertigungen  an  die  Gesellschaft  ist  gültig,  auch  wenn  sie  nur  an  Ein 
Mitglied  des  Vorstandes  geschieht." 

8)  Stat.  des  BrackelerBergwerk-V.,§.  25;  des  Vereins  che- 
mischer Fabriken  in  Mannheim,  §.  57. 

9)  Stat.  der  K.  Ferdinands  Nordb.,  §.43;  der  k.  k,  priv.  Do- 
nau-Dampfschiff.-G.,  §.  1.  — 

10)  Preuss.  Gesetz  v.  9.  Nov.  1843,  §.  21.  —  K.  Preuss.  Einfüh- 
rungs-G.,  Art.  12  §.  6  u.  die  Motive  dazu  S,  280. 
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chen  aus  dessen  Stellung  sich  ergeben,  nach  dem  Allgem. 
deutsch.  Handelsgesetzb.  Art.  231  nur  gegenüber  dem 
Actienvereine,  nicht  aber  im  Verhältnisse  zu  Dritten  von 
rechtlicher  Wirkung. 

Einer  besonderen  Erörterung  bedarf  jedoch  die  Frage, 
wie  es  sich  mit  der  Leistung  von  Eiden  verhält,  welche  die 
Gegenpartei  der  Gesellschaft  zu-  oder  zurückgeschoben  oder 
der  Richter  derselben  deferirt  hat. 

Man  kann  sicherlich  der  Ansicht  nicht  beistimmen,  wo- 
nach hier  weder  die  Grundsätze  über  die  Ausschwörung  von 
Eiden,  die  einer  universitas  obliegen,  noch  auch  diejenigen 
über  die  Eidesleistung  mehrerer  Streitgenossen  in  Anwendung 
zu  bringen  sind  '^  Denn  liegt  in  der  That  überall,  wo  meh- 
rere Personen  in  Einer  Parteirolle  verbunden,  das  eine  oder 
andere  der  beiden  angedeuteten  Verhältnisse  vor,  so  müssen 
auch  die  von  dem  einen  oder  anderen  geltenden  Grundsätze 
in  Ansehung  der  Eidesleistung  bei  Actienvereinen  angewendet 
werden.  Auch  häno^t  die  entgegengesetzte  Ansicht  bei  Pohls 
damit  zusammen,  dass  dieser  Schriftsteller  die  Actiengesell- 
schaft  bald  als  Societät,  bald  als  moralische  Person  auflfasst, 
von  welchem  Standpuncte  aus  derselbe  zu  dem  Ergebnisse 
gelangt,  dass  Eide  bald  den  sämmtlichen  Actionären,  bald 
den  Verwaltern  der  Gesellschaft  zu  deferiren  und  von  diesen 
Personen  auszuschwören  sind.  Jolly  dagegen,  indem  er  von 
seiner  zwitterhaften  Construction  des  Actienvereins  als  So- 
cietät und  juristische  Person  ausgeht,  sträubt  sich  sowohl  ge- 
gen die  Eidesleistung  durch  alle  Actionäre,  wie  gegen  dieje- 
nige durch  einen  einzelnen,  und  kömmt  zu  dem  allerdings 
von  ihm  nichts  weniorer  wie  begründeten  Auswege,  wonach 
einige  aus  der  Mitte  der  Gesellschaft  delegirte  Personen  mit 
voller  rechtlicher  Wirkung  für  oder  gegen  die  Gesammtheit 
den  Eid  schwören  oder  verweigern  sollen. 

Indem  wir  an  der  von  uns  weiter  oben  begründeten  Auf- 
fassung festhalten,  wonach  die  x\ctienverbindung  eine  Corpo- 
ration ist,  müssen  wir  davon  ausgehen,  dass  diese  ihre  Natur 
auch  dann  massgebend,  wenn  es  sich  um  einen  auf  deren 
Seite  zu  leistenden  Eid  handelt,  womit  freilich  nicht  gesagt 
sein  soll,  dass  dasjenige,  was  von  den  Eiden  einer  gegebenen 
Corporationsart,  wie  insbesondere  der  Gemeinden,  gilt,  schlecht- 


11)  So  Pohls,  Actienges.,  S.  260  fg.  und  Jolly  in  der  Zeitschr.  f. 
deutsch.  Hecht,  Bd.  XI.  S.  439  fg.  — 
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weg  auf  andere  Arten ,  und  speciell  auf  Actien vereine  anzu- 
wenden. 

Es  unterliegt  nun  vorerst  keinem  Zweifel,  dass,  wie  in 
Reehtsstreitigkeiten  anderer  juristischer  Personen,  so  auch  in 
denjenigen  einer  Actiengesellscliaft  nicht  allein  Seitens  der 
Gegenpartei  Eide  zu-  und  zurückgeschoben,  sondern  auch 
vom  Richter  nothwendige  Eide  nach  der  einen  oder  anderen 
Seite  hin  deferirt  werden  können.  In  allen  diesen  Fällen  kann 
es  sich  aber  nie  um  eine  Eidesdelation  an  die  Actionäre  han- 
deln, sollte  jene  auch  eine  Thatsache  zum  Gegenstande  haben, 
an  der,  wie  an  einem  Beschlüsse  der  Generalversammlung, 
alle  Actionäre  sich  betheiligt  ^^,  da  letztere  in  den  Processen 
der  Actiengesellschaft  nicht  die  Partei,  sondern  dritte  aller- 
dings beim  Auso:ano;e  des  Rechtsstreites  interessirte  Personen 
sind. 

Ebensowenig  kann  hier  aber  von  einer  Eidesdelation  an 
den  Vorstand,  welcher  möglicherweise,  so  wenn  ein  anderer 
Beamter  die  Gesellschaft  vor  Gericht  vertritt,  bei  der  Process- 
führung  gar  nicht  betheiligt,  und,  wo  letzteres  auch  der  Fall, 
in  der  That  eine  fremde  Sache  führt,  die  Rede  sein.  Zwar 
kann  nach  einer  verbreiteten  Meinung  dem  Tutor,  welcher 
seinen  Mündel  in  einem  Rechtsstreite  vertritt,  nicht  bloss  ein 
nothwendiger  Eid  auferlegt,  sondern  auch  ein  Schiedseid  mit 
der  Wirkung  zu-  oder  zurückgeschoben  werden,  dass  er  sich 
auf  denselben  einzulassen,  beziehungsweise  ihn  zu  leisten  ver- 
pflichtet-ist  ^^.  Allein  es  lassen  sich,  abgesehen  davon,  dass 
dies  nicht  unbestritten,  Grundsätze,  die  sich  lediglich  im  Ge- 
rlchtsgebrauche  in  Ansehung  der  Tutoren  und  gewisser  Cu- 
ratoren  entwickelt,  auf  das  doch  manche  Verschiedenheiten 
darbietende  Verhältniss  der  Vorstände  von  Corporationen  und 
insbesondere  Actiengesellschaften  nicht  ausdehnen  ^^. 

Indem  vielmehr  an  dem  Principe  festzuhalten,  wonach 
ein  Beweiseid  nur  einer  Partei  zu  deferiren,  ist  es  der  Actien- 
vereln  als  solcher,  welchem  allein  die  Gegenpartei  einen  Eid 
zuschieben  oder  einen  Ihr  Namens  desselben  deferirten  Eid 
zurückschieben,  auch  der  Richter  einen  nothwendigen  Eid 
auferlegen  kann.     Freilich  sind  Actien  Verbindungen,  weil  sie 


12)  Dagegen  Pohls,  Actiengesellsch.,  S.  262. — 

13)  Mein  Aufs,  in  der  Zeitschr.  f.  Civilrecht  und  Process, 
N.  F.,  Bd.  XVIII.  S.  168  fg. 

14)  Dagegen  Viereck,    Betrachtungen  über  die  Anwendung  des 
Beweismittels  der  Eidesdelation  u.  s.  w.  auf  Jurist.  Personen,  S.  16. 
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weder  Wissen  noch  Gewissen  haben  und  demnach  zur  Zeug- 
nissablegung  ungeeignet,  wie  andere  juristische  Personen  an 
sich  eidesunfähig,  und  vermögen  dieselben  folgeweise  weder 
selbst,  noch  auch  in  der  Art  einen  Eid  zu  schwören,  dass 
dieser  durch  ein  fremdes  Organ  in  ihre  Seele,  in  animam  do- 
mini,  geleistet  würde.  Wohl  aber  ist  hier  der  Ausweg  gebo- 
ten, dass  der  dem  Actienvereine  obliegende  Eid  durch  den 
Eid  einer  di'itten  Person,  welche,  obwohl  Namens  der  Gesell- 
schaft, in  die  eigene  Seele  schwört,  ersetzt  wird.  Immerhin 
ist  es  aber  die  Actiengesellschaft,  an  welche  der  Eid  zu  de- 
feriren  und  resp.  zurückzuschieben  ist,  aus  welchem  Grunde 
es  denn  dem  Vorstande  als  Repräsentanten  des  Vereins, 
ohne  Rücksicht  darauf,  wer  mit  seinem  Eide  für  diesen 
letzteren  einzutreten  hat,  zukömmt,  einen  von  der  Ge- 
genpartei zugeschobenen  Plaupteid  zu  acceptiren  oder  zu 
referiren,  einen  Namens  der  Gesellschaft  zu  leistenden  Dif- 
fessionseid  anzubieten,  so  wie  über  die  Annahme  eines  geg- 
nerischer Seits  angetragenen  DifFessionseides  zubeschliessen^^, 
wo  nicht  etwa  die  Statuten  dessen  Vertretungsbefugniss  in 
dieser  Hinsicht  beschränken,  Beschränkungen,  die  freilich  den 
früher  ausgeführten  Grundsätzen  zufolge  Dritten  und  dem- 
nach der  Gegenpartei  gegenüber  ohne  rechtliche  Wirkung  sind. 

Fragt  man  aber,  wer  an  die  Stelle  der  eidesprliclitigen 
Actienverbindung  mit  seinem  eigenen  Eide  einzutreten  hat, 
so  liegt  es  unseres  Erachtens  in  der  Natur  der  Sache,  dass 
wie  bei  anderen  imiversitates  ordinatae  so  auch  hier  die  Ver- 
tretung der  Corporation  dem  Vorstande  zukömmt,  dass  mit 
a.  W.  dieser,  wiewohl  in  seine  eigene  Seele,  Eide  Namens 
der  Gesellschaft  leistet. 

Bei  Gemeinden  ist  es  bekanntlich  eine  sehr  verbreitete 
Ansicht,  dass  der  der  Körperschaft  obliegende  Eid  durch  den 
Eid  ihrer  Vorsteher  ersetzt  wird^^,  eine  Ansicht,  die,  wenn 
auch  nur  mittelbar,  im  römischen  Rechte  so  wie  in  den  deutschen 
Reichsgesetzen  ihre  Bestätigung  findet.  Denn  spricht  auch 
die  1.  97  D  de  condit.  (35,  1)  nicht  von  einem  Processeide, 
sondern  von  einem  Eide,  dessen  Leistung  durch  Testament 
als  Bedingung  eines  Legats   auferlegt,   so   drückt  sich  darin 


15)  Stat.  des  Lugauer  Steinkohlen-Abbau- Vereins  West- 
phalia,  §.  33. 

IG)  Bayer,  Vorträge,  S.  878;    Langenbeck,  Beweisverf.,  S.  750; 
Strippelmann,  Gerichtseid,  II.  S.  251.  fg. 

R cnaud,  Actiemjeaclhch.  Q J_ 
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doch  der  Gedanke  aus,  dass  der  einem  municipium  obliegende 
Eid  durch  diejenigen  zu  schwören,  „per  quos  municipii  res 
geruntur"^'^.  Das  Nämliche  gilt  aber  auch  von  den  deutschen 
Reichsgesetzen  ^'^,  welche  zwar  von  dem  Reinigungseide  spre- 
chen, der  einer  der  Beihülfe  zum  Landfriedensbruche  ver- 
dächtigen geistlichen  oder  weltlichen  Commun  obliegt, 
hierbei  aber  mit  der  Bestimmung,  dass  dieser  Eid  durch  Mit- 
glieder „des  Raths  derselben  Commun"  zu  schwören,  sicher- 
lich nichts  Singuläres  statuh'en  wollten  ^^.  Liegt  es  aber 
zweifellos  im  Sinne  des  gemeinen  Rechts,  dass  an  die  Stelle 
der  Gemeinde  deren  Vorsteher  schwören,  so  lässt  sich  in  der 
That  kein  Grund  einsehen,  warum  dieser  Satz  auf  die  Ge- 
meinden beschränkt  und  nicht  vielmehr  auf  universitates  ordi- 
natae  überhaupt,  also  auch  auf  Actiengesellschaften,  Anwen- 
dung finden  sollte,  da  sich  in  demselben  der  natürhche  Gedanke 
kund  giebt,  dass  diejenigen,  welchen  die  regelmässige  Vertre- 
tung der  Corporation  zukömmt,  auch  da  für  dieselbe  einzu- 
treten haben,  wo  dieser  eine  Eidesleistung  obliegt.  Auch 
sind  es  gewiss  die  Vorsteher  der  Körperschaft,  welche  da, 
wo  die  zeugnissunfähige  juristische  Person  einen  Eid  schwö- 
ren, d.  h.  ein  testimonium  in  proptria  causa  ablegen  soll,  kraft 
ihrer  Stellung  allein  geeignet  sind,  mit  ihrem  Zeugnisse  hier 
einzustehen,  wie  denn  das  Wissen  des  Vorstandes  auch  als 
Wissen  der  univey'sitas ,  der  er  vorgesetzt  ist,  gilt-*^. 

Wenn  demnach  Eide  Namens  der  Actiengesellschaft  durch 
den  Vorstand  geleistet  werden,  so  ist  es  der  dermalige  Vor- 
stand, welcher  an  die  Stelle  des  eidespflichtigen  Vereins 
schwört,  und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  es  sich  um 
Vorgänge  handelt,  die  während  seiner  Amtsführung  oder  in 
früherer  Zeit  sich  ereignet,  ob  ferner  seit  der  Zu-  oder  Zu- 
rück schiebun<j  oder  der  richterlichen  Auflasse  des  Eides  die 
Personen    der  Vorsteher   gewechselt-^,    ob    dieselben  weiter 


17)  V.  Savigny,  Syst.,  II.  S.  297;  —  anders  Viereck  a.  a.  O. 
S.  25  fg.  — 

18)  Landfrieden  v.  J.  1521,  VII.  9;  K.  G.  O.  von  1555,  Th.  II. 
Tit.  10.  §.  1.  — 

19)  Seuffert,  Arch.,  Bd.  VIII.  no.  187. 

20)  1.  14  D.  ad  municipal.,  (50.  1).  —  v.  Savigny,  System,  II.  S.  297 
not.  n.  — 

21)  Rechtsgrundsätze  der  neuesten  Entscheidungen  des 
K.  Obertribunals  in  Berlin,  von  Striethorst,  Bd.  IH.  (Berlin 
1862),  S.  271:    „Nur  die  zur  Zeit  eines  Processactes  vorhandenen  Mitglie- 
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Actionäre  sind  oder  nicht,  und  ob  endlich  der  Vorstand  den 
betreffenden  Rechtsstreit  Namens  der  Gesellschaft  führt,  oder 
diese  letztere  daselbst  durch  einen  anderen  Beamten  vertre- 
ten wird. 

Der  dermalige  Vorstand,  haben  wir  bereits  angedeutet, 
schwört  Namens  der  Gesellschaft  auch  in  Ansehung  solcher 
Thatsachen,  die  ihm  fremd  sind,  mag  es  sich  um  Geschäfte 
handeln,  welche  von  früheren  Vorstehern  oder  von  anderen 
Vereinsbeamten  abgeschlossen  worden,  oder  um  Vorgänge, 
die  sich  in  der  Generalversammlung  ereignet.  Auch  in  sol- 
chen Fällen  sind  es  nicht  die  abgetretenen  Vorsteher  oder  die 
Beamten,  welche  angeblich  das  Geschäft  gemacht,  oder  Ac- 
tionäre, welche  an  der  betreffenden  Generalversammlung  Theil 
genommen  haben,  die  Namens  der  Actienvei'bindung  zu  schwö- 
ren haben.  Die  vormaligen  Vorsteher  können  es  nicht,  weil 
sie  nicht  mehr  Organe  des  Vereins  sind  und  zu  diesem  in 
keinerlei  Nexus  stehen;  der  Beamte,  welcher  das  Geschäft, 
um  das  es  sich  handelt,  geführt,  kann  es  nicht,  weil  er  in 
Rechtsstreitio-keiten  der  Actiensresellschaft  in  der  That  eine 
dritte  Person  ist,  deren  Eid,  wie  auch  in  der  Nürnberger 
Conferenz  von  einer  Seite  bemerkt  wurde—,  nur  als  Zeu- 
geneid zu  gelten  vermöchte,  während  daraus,  dass  er  zur 
Vertretung  der  Gesellschaft  innerhalb  gewisser  Gränzen  be- 
rufen, noch  nicht  folgt,  dass  sein  eidliches  Zeugniss  den  der 
Actienverbindung  an  sich  obliegenden  Eid  ersetzen  könne. 
Gleiche  Gründe  sprechen  aber  auch  gegen  die  Repräsentation 
der  Actiengesellschaft  durch  einzelne  Actionäre,  deren  Ver- 
pflichtung für  jene  hier  einzutreten  sich  überdies  in  keiner 
Weise  begründen  lässt. 

Tritt  demnach  der  Fall  ein,  dass  die  Thatsache,  in  An- 
sehung deren  der  Actiengesellschaft  ein  Eid  zugemuthet,  eine 
solche  ist,  bezüglich  welcher  die  Vorsteher  ausser  Stande 
sind,  aus  eigener  Sinneswahrnehmung  zu  schwören,  so  bleibt 
es  immerhin  der  Vorstand,  dessen  Eid  die  dem  Vereine  an 
sich  obliegende  Eidesleistung  vertritt,   \^dewolil  es  sich  von 


„der  des  Verwaltungsrathes  einer  Actiengesellschaft  sind  zur  Vornahme 
„dieses  Actes  berechtigt.  Daher  ist  der  in  einem  rechtskräftigen  Erkennt- 
„nisse  den  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  auferlegte  Eid,  wenn  gleich 
„dieselben  darin  ihrem  Namen  nach  bezeichnet  sind ,  doch  nur  von  den- 
„jenigen  zu  leisten,  welche  zur  Zeit  der  Eidesleistung  wirklich  actuelle 
„Mitglieder  des  letzteren  sind." 

22)  Protocolle,  S.  350  u.  1062. 
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selbst  versteht,  dass  von  ihm  alsdann  jedenfalls  nur  die  Lei- 
stung eines  Glaubenseides  verlangt  werden  kann^^,  und  dies 
auch  allein  unter  der  Voraussetzung,  dass  es  sich  um  Vor- 
gänge handelt,  bezüglich  deren  Eintritt  oder  Nicht-Eintritt 
die  Vorsteher,  wenn  auch  keine  Kenntniss  aus  eigener  Sin- 
nesw^ahrnehraung,  doch  sonstige  Gründe  der  Ueberzeugung 
haben  müssen  oder  sonst  haben  oder  sich  noch  zu  verschaffen 
im  Stande  sind^^. 

Wenn  hiernach  in  Ermangelung  anderer  Bestimmungen 
der  einschlagenden  Gesetzgebung  die  Vorsteher  es  sind,  welche, 
in  Anwendung  der  von  den  Eiden  der  Corporationen  gelten- 
den Grundsätze,  an  Stelle  der  eidespflichtigen  Actiengesell- 
schaft  schwören,  so  ist  dieses  Princip  auch  ausdrücklich  im 
Preuss.  Gesetze  vom  9.  Nov.  1843  §.  23  in  den  Worten 
anerkannt: 

„Eide  Namens   der  Gesellschaft  werden  von  dem  Vor- 
„ stände  abgeleistet . ."  ^^ 
Dagegen  besagte  der  Preuss.  Entwurf  Art.  195  Abs.  1; 
„Eide  Namens  der  Gesellschaft  werden  von  den  Mitglie- 
„dern  des  Vorstandes,  und  wenn  es  auf  Handlungen  der 
„Geschäftsführung  durch  Beamten  ankömmt,  von  diesen 
„an  Stehe  der  Vorstandsmitglieder  geleistet," 
während  diese  Modification  lediglich  durch  die  Rücksicht  auf 
möglichste   Beschränkunsj   der  Abnahme   von  Imoranzeiden 
motivirt  wurde  -*". 

In  der  Nürnberger  Conferenz  wurde  jedoch  nach 
Verwerfung  verschiedener  Amendements  die  Streichung  die- 
ses Artikels  mit  8  gegen  7  Stimmen  beschlossen,  nachdem 
gegen  denselben  namentlich  geltend  gemacht  worden,  theils 
dass  er  in  das  Processrecht  gehöre,  theils  dass  die  Fälle, 
welche  durch  den  Artikel  betroffen  würden,  so  verschieden, 
dass  es  unmöglich  sei,  die  wenigen  darin  enthaltenen  Sätze 
mit  gutem  Erfolge  darauf  anzuwenden,  und  auch  verschiedene 
Bedenken  gegen  die  Zulassung  von  Gesellschaftsbeamten  zur 
Leistung;  von  Eiden  im  Namen  des  Vereins  erhoben  worden  ^'^. 


23)  MeinAufs.  im  Arch.  f.  civil.  Praxis,  Bd.  43,  S.  176  fg. 

24)  S.  Mein.  Aufs,  im  Arch.  f.  civil.  Praxis,  Bd.  43,  S.  184 
u.  209. 

25)  S.  auch  den  Entw.  ein  es  Allg.  Handelsgesetz  b.  fDeutsch- 
land(vonder  durch  das  Reichsministerium  der  Justiz  nieder- 
gesetzten Commission),  Art.  83. 

26)  Motive  zum  Preuss.  Entw.,  S.  95. 

27)  ProtocoUe,  S.  349  fg.  u.  S.  59. 
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Dagegen  -wurde  in  zweiter  Lesung  auf  den  Antrag  des 
Referenten  die  Bestimmung  des  Preuss.  Gesetzes  v.  9.Nov. 
1843  §.  23: 

„Eide  Namens  der  Gesellschaft  werden  durch  den  Vor- 

„  stand  geleistet" 
in  den  Entwurf  (Art.  217)  unverändert  aufgenommen,  in  wel- 
cher Gestalt  sie  denn  auch  den  Art.  232  des  Allg.  deutsch. 
Handelsgesetzbuchs  bildet. 

Der  Antrag  auf  Aufnahme  dieses  Artikels  wurde  aber 
von  Seiten  des  Herrn  Antragstellers  dadurch  motivirt,  es  solle 
mit  demselben  das  Princip  festgestellt  werden,  dass  der  Vor- 
stand einer  Actienccesellschaft  diese  im  Processe  nicht  wie  ein 
blosser  BevoUmächtigter  zu  vertreten  habe,  sondern  dabei  in 
ähnlicher  Weise  wie  der  Vorstand  einer  Corporation  zu  beur- 
theilen  sei,  während  dieser  Bemerkung  von  anderer  Seite  bei- 
gefügt wurde,  der  vorgeschlagene  Satz  sei  nöthig,  um  jeden 
möglichen  Zweifel  darüber  zu  beseitigen,  ob  nicht  am  Ende 
verlano;t  werden  könne,  dass  die  Eide  der  Gesellschaft  von 
allen  Actionären  geleistet  Avürden. 

Wenn  dagegen  in  der  Conferenz  sich  eine  Meinungs- 
Verschiedenheit  darüber  kund  gab,  ob  durch  jenen  Artikel 
unter  allen  Umständen  die  Eidesleistung  durch  einen  Beamten 
der  Gesellschaft  ausgeschlossen,  so  ist  diese  Frage,  welche 
Gegenstand  einer  Abstimmung  nicht  geworden,  durch  den 
Wortlaut  des  Gesetzes,  wonach  Eide  Namens  der  Gesellschaft 
durch  den  Vorstand  geleistet  werden,  als  in  bejahendem  Sinne 
erledigt  zu  betrachten.  Doch  steht  selbstverständlich  einem 
Austrage  des  Rechtsstreites  mittelst  einer  derartigen  Eides- 
leistung für  den  Fall  nichts  entgegen,  dass  die  drei  dabei  be- 
theiligten Personen  darin  einwilligen,  nämlich  einerseits  die 
Gegenpartei,  welche  den  Eid  einem  Beamten  der  Gesellschaft 
defsrirt,  andererseits  der  Beamte,  der  sich  freiwillig  zur  Lei- 
stung des  ihm  zugemutheten  Eides  versteht,  und  endlich  der 
Actien verein ,  welcher  zwar  nichts  dagegen  einzuwenden  ha- 
ben wird,  den  Process  in  dieser  Weise  zu  gewinnen,  nicht 
aber  immer  sich  der  Gefahr  einer  immerhin  möglichen  Eides- 
recusation  auszusetzen  Willens  sein  dürfte  ^^ 

Eide  Namens  der  Gesellschaft,  so  drückt  sich  das 
Allsem.   deutsche  Handelsgesetzb.  Art.  232  aus,  wer- 


28)  Mein  Aufsatz  in  der  Zeitschr.   f.  Civilrecht  u.  Process, 
N.F.,Bd.XVlII.  S.  166. 
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den  durch  den  Vorstand  geleistet;  d,  h.  es  handelt  sich 
hier,  wie  wir  schon  früher  von  allgemeinen  Grundsätzen  aus 
anffedeutet,  um  Eide,  welche  der  Gesellschaft  zu-  oder  zu- 
rückgeschoben,  ihr  vom  Richter  auferlegt  sind,  Eide,  die 
freilich  der  Actienverein  weder  selbst  noch  auch  durch  ein  in 
animam  constituentis  schwörendes  Organ  zu  leisten  im  Stande, 
sondern  die  der  Vorstand,  obwohl  Namens  der  Actienverbin- 
dung,  doch  in  seine  eigene  Seele,  auf  Grund  eigener  Sinnes- 
wahrnehmung oder  anderweitig  gewonnener  Ueberzeugung 
auszuschwören  hat. 

Wenn  nun  der  Vorstand  aus  Einer  physischen  Person 
besteht,  so  bietet  die  Anwendung  jenes  Grundsatzes  keine 
Schwierigkeiten  dar,  da  es  sich  von  selbst  versteht,  dass  es 
der  dermalige  Vorsteher  ist,  welcher  hier  die  Actiengesell- 
schaft  vertritt. 

Nicht  so  einfach  dagegen  ist  die  Sache,  wenn  der  Vor- 
stand durch  mehrere  Mitglieder  gebildet  wird,  in  welcher 
Hinsicht  sich  auch  in  der  Nürnberger  Conferenz  das  da- 
selbst nicht  gelöste  Bedenken  geltend  machte,  ob  in  jedem 
Falle  der  gesammte  Vorstand  schwören  müsse,  oder  unter 
Umständen  die  Eidesleistung  einzelner  Vorstandsmitglieder 
für  ausreichend  erachtet  werden  könne. 

Wie  dieses  Bedenken  in  der  Conferenz  keine  Lösung 
erhalten,  so  ist  eine  solche  auch  nicht  in  der  Fassung  des 
Gesetzes  selbst  zu  finden,  dessen  Worte  in  derThat  die  Mög- 
lichkeit offen  lassen,  dass  alle  Vorstandsmitglieder  oder  die 
Majorität  oder  nur  eine  geringere  Zahl  oder  sogar  nur  Einer 
der  Vorsteher  schwören  müssen,  da  auch  bei  einem  mehr- 
gliederigen  Vorstande  unter  Umständen  Ein  Mitglied  die  Ge- 
sellschaft nach  aussen  repräsentiren  kann. 

Man  kann  sich  nun  für  die  Beantwortung  der  angedeu- 
teten Frage  nicht  auf  die  oben  bereits  angezogenen  reichsge- 
setzlichen Bestimmungen  (s.  not.  18)  berufen,  wonach  zwei 
Drittel  der  Mitglieder  des  Vorstandes  schwören  müssen,  da 
dieselben  sich  einerseits  nicht  auf  Beweiseide,  andererseits 
nur  auf  geistliche  und  weltliche  Communen  beziehen.  Auch 
ist  nicht  schlechtwes;  auf  den  mehrsHederigen  Vorstand  einer 
Actienverbindung  dasjenige  anzuwenden,  was  ein  verbreiteter 
Gerichtsgebrauch  in  Ansehung  der  Leistung  von  Beweiseiden 
für  ordinirte  Gemeinden  annimmt,  dass  es  nämlich  genüge, 
wenn  einige,  also  wenigstens  zwei  Vorstandsmitglieder  schwö- 
ren, während  in  der  That  auch  wenigstens  zwei  schwören 
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müssen  ^^,  weil  bei  den  aus  mehreren  Mitgliedern  bestehenden 
Vorständen  der  Actienvereine  wieder  sehr  verschiedene  Ver- 
hältnisse vorkommen.  Vielmehr  passen  jene  Bestimmungen 
zunächst  nur  auf  den  Fall,  dass  der  Vorstand  der  Actienge- 
sellschaft  wie  der  Rath  einer  Gemeinde  ein  durch  Stimmen- 
mehrheit beschliessendes  Collegium  bildet,  unter  welcher 
Voraussetzung  hier  sicher  so  wenig  wie  dort  alle  Vorsteher 
oder  auch  die  Mehrheit  derselben  zu  schwören  brauchen.  Das 
Nämliche  muss  aber  auch  da  gelten,  wo  die  mehreren  Vor- 
steher den  Actienverein  nur  durch  einheitliches  Zusammen- 
wirken repräsentiren,  da  ein  derartiges  Zusaramenhandeln  doch 
allein  zu  dem  Zwecke  nöthig  ist,  um  die  Gesellschaft  zu  ver- 
pflichten, während  es  sich  bei  Beweiseiden  darum  nicht  han- 
delt, und  auch  die  Rücksicht,  einer  Vervielfältigung  der  Eide 
vorzubeugen ,  dafür  spricht ,  hier  so  wenig  alle  Mitglieder 
schwören  zu  lassen ,  wie  bei  einem  collegialisch  bestellten 
Vorstande  die  Majorität  der  Vorsteher.  Wo  aber  die  Actien- 
verbindung,  ungeachtet  deren  Vorstand  aus  einer  Mehrheit 
von  Personen  zusammengesetzt  ist,  durch  die  eine  oder  an- 
dere derselben  nach  aussen  repräsentirt  wird,  müssen  auch 
Eide  Namens  der  Gesellschaft  durch  Ein  Vorstandsmitglied 
geleistet  werden  können. 

In  keinem  Falle  sind  jedoch  nur  solche  Vorsteher  zur 
Eidesleistung  zuzulassen,  welche  die  Gesellschaft  vor  Gericht 
zu  vertreten  ermächtigt  sind,  da  es  sich  hier  in  der  That  nicht 
um  die  Begründung  von  Verpflichtungen  des  Vereins  gegen- 
über Dritten  handelt,  sondern  um  die  Ausschwörung  eines 
Eides  an  Stelle  der  an  sich  eidespflichtigen  Actienverbindung 
und  daher  unter  den  mehreren  Vorstehern  das  bessere  Wissen 
als  das  entscheidende  Moment  erscheint^*'. 

Freilich  entsteht  nunmehr  die  Frage,  wer  die  Vorsteher 
zu  bezeichnen,  welche  für  die  Actiengesellschaft  schwören 
sollen.  Indem  die  Anordnung  des  Preuss.  Entwurfs  Art. 
195  Abs.  2,  wonach  das  Gericht  im  geeigneten  Falle  die  Per- 
sonen, von  welchen  der  Eid  zu  leisten,  bestimmen  sollte,  in 
das  Allg.  deutsche  Handelsgesetzb.  nicht  aufgenommen 
wurde,  müssen  sich  hier  so  wie  auch  ausserhalb  des  Gel- 
tungsgebietes desselben  die  nämlichen  Streitfragen  erneuern, 


29)  Bayer,  Vortr.,S.  878;    We tz eil,  System,  §.  25  not.  35;    Lan- 
genbeck,  Beweisf.,  S.  750. 

30)  Protocolle,S.  351.— 
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welche  in  Ansehung  der  Eidesleistungen  für  Gemeinden  so 
vielfach  erörtert. 

Ohne  auf  diese  nicht  hierher  gehörigen  Controversen 
eingehen  zu  wollen,  stehen  Avir  nicht  an,  unsere  Ansicht 
dahin  auszusprechen,  dass  die  Wahl  der  Schwurmänner, 
gleichgültig  ob  es  sich  um  die  Leistung  eines  Haupt-  oder 
anderen  Eides  handelt,  dem  Actienv ereine,  d.  h.  dessen  Vor- 
stande gebührt,  weil  es  sich  um  ein  Eintreten  an  die  Stelle 
der  Gesellschaft  handelt,  um  nachtheilige  Folgen,  welche  für 
diese  die  Eidesverweigerung  der  Schwurmänner  haben  kann 
und  auch  der  Vorstand  am  Besten  zu  wissen  im  Stande  ist, 
wer  unter  seinen  Mitgliedern  die  bessere  Wissenschaft  von 
der  Sache  hat  3^. 

Dass  übrigens,  wo  durch  Majoritätsbeschluss  des  Vor- 
standes eine  Eidesleistung  beschlossen  worden,  die  Schwur- 
männer keinenfalls  aus  der  Zahl  derjenigen  Vorsteher  zu 
nehmen,  welche  gegen  diesen  Eid  gestimmt,  versteht  sich 
ebenso  von  selbst  wie,  dass  der  Gegenpartei  Einwendungen 
gegen  die  vorgeschlagenen  Schwurmänner  gestattet  und  diese 
auch  bei  nothwendigen  Eiden  von  amtswegen  verworfen  wer- 
den können,  in  welchen  Fällen  der  Actiengesellschaft  ein 
neuer  Vorschlag  aufzugeben  ist. 

Insoferne  aber  dem  Actienvereine  die  Bezeichnung  der 
Vorstandsmitglieder,  welche  an  dessen  Stelle  schwören  sollen, 
zusteht,  ist  die  in  einzelnen  Statuten  vorkommende  Bestim- 
mung von  Bedeutung,  wonach  Eide  Namens  der  Gesellschaft 
von  eeo-ebenen  Vorstehern,  wie  z.  B.  vom  Vorsitzenden  und 
dem  vollziehenden  Director  oder  deren  Stellvertretern,  gelei- 
stet werden  sollen  2-,  indem  in  einer  solchen  Anordnung  die 
im  Voraus  für  alle  vorkommenden  Fälle  geschehene  Bezeich- 
nung derjenigen  Vorsteher,  welche  für  die  Actienverbindung 
schwören  sollen,  enthalten  ist,  ohne  dass  hierdurch  jedoch 
selbstverständlich  das  Recht  der  Gegenpartei  wie  des  Eich- 
ters,  im  einzelnen  Falle  den  Vorschlag  anderer  Schwurmänner 
zu  verlangen,  ausgeschlossen  wäre.  Dagegen  ist  die  Bestim- 
mung einzelner  Statuten,  wonach  ein  bestimmter  Beamter  der 
Gesellschaft  Eide  Namens  derselben  schwören  soll^^.  sowohl 
für  die  Gegenpartei  wie  für  den  Richter  unverbindlich. 

31)  Arnold,  über  Eidesleistung  durch  Stellvertreter,  §.30. 

32)  Stat.  der  Leipz.  Bank,  §.77;  des  Lugauer  Steinkohlen- 
Abbau -Vereins  Westphalia,  §.  33.  — 

33)  Stat.  der  Frankfurt.  Bank,  Art.  50.  — 
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Der  Grundsatz,  dass  Processe  für  die  Actiengesellscbaft 
durch  den  Vorstand  beschlossen  werden,  dieser  auch  den  Ver- 
ein dabei  vertritt,  während  die  dem  letzteren  obliegenden  Eide 
durch  Vorsteher  zu  leisten  sind,  findet  jedoch  natürlich  auf 
Kechtsstreitigkeiten  zwischen  der  Actienverbindung  und  den 
Vorstandsmitgliedern  keine  Anwendung,  wie  im  folgenden  §. 
näher  ausgeführt  werden  soll. 

§.58. 

Die  Verantwortlichkeit  der  Vorsteher. 

Die  Vorsteher  der  Actiengesellscbaft  sind  in  dieser  ihrer 
Eisrenschaft  sowohl  dem  Actienvereine  wie  unter  Umständen 
dritten  Personen  verantwortlich. 

Der  Actiengesellscbaft  haften  sie  für  die  gehörige  Er- 
füllung alles  desjenigen,  was  ihnen  nach  Massgabe  der  Sta- 
tuten, der  Beschlüsse  der  Generalversammlung  und  anderer 
ihnen  vorgesetzten  Organe,  so  wie  ihrer  ganzen  Stellung  zum 
Vereine  gemäss  obhegt.  Sie  stehen  demnach  diesem  letzteren 
für  allen  Schaden  ein,  welcher  denselben  aus  der  Unterlas- 
sung oder  nicht  gehörigen  Vornahme  solcher  Handlungen ,  so 
wie  aus  der  Ueberschreitung  ihrer  Vollmachten  triift;  mögen 
nun  die  überschrittenen  Gränzen  des  Auftrages  solche  gewe- 
sen sein,  welche  ein  Beschluss  der  Generalversammlung  oder 
eines  anderen  dem  Vorstande  vorgesetzten  Organes  oder  die 
Statuten  oder  die  Stellung  der  Vorsteher  an  und  für  sich  und 
beziehungsweise  das  Gesetz  gesetzt. :, 

Die  Vorsteher  haften  aber  der  Actienverbindung  für 
07711118  culpa,  gleichgültig  ob  sie  besoldet  oder  unbesoldet,  ob 
sie  femer  an  sich  der  Gesellschaft  fremde  Personen  oder  Ac- 
tionäre  sind.  Zwar  hat  man  für  diesen  letzteren  Fall,  unter 
Herbeiziehung  der  Grundsätze  des  römischen  Rechts  über  die 
Verantwortlichkeit  eines  socius  bei  Verwaltung  von  Societäts- 
Angelegenheiten ,  behauptet,  es  hafte  der  Vorsteher,  welcher 
zugleich  Actionär  sei,  der  Gesellschaft  nm-  für  diligentia  quam 
suis  rebus  ^.  Indessen  passt,  wie  schon  von  anderer  Seite  zur 
Genüge  dargethan  worden,  die  7'atio  legis  jener  beschränkten 
Haftung  des  socius,  welche  darauf  beruht,  dass  bei  dem  höchst- 
persönlichen Character  der  unter  den  socii  bestehenden  Ver- 
binduncr  kein  Gesellschafter  vom  anderen  in  Erfüllung  der 


1)  Pohls,  Actienges,,  S.  190  fg. —Motive  zum  Würtemb.  Entw., 
S.  228.— 
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übernommenen  Verbindlichkeiten  eine  weitere  Sorgfalt  ver- 
langen kann,  als  dieser  nach  seiner  Individualität  in  seinem 
eigenen  Geschäfte  anzuwenden  pflegt,  auf  die  Haftung  der 
Vorsteher  einer  Actiengesellschaft,  auch  wo  diese  Actionäre 
sind,  ganz  und  gar  nicht  ^,  da  hier  weder  von  einem  obliga- 
torischen und  insbesondere  höchstpersönlichen  Nexus  zwischen 
den  einzelnen  Actionären  die  Eede,  noch  auch  die  Vorsteher 
der  Actienverbindung  in  dieser  ihrer  Eigenschaft  die  Ange- 
legenheiten ihrer  Mitactionäre  verwalten.  Vielmehr  handelt 
es  sich  hier  um  das  Verhältnis  s  einer  Corporation  zu  den 
Mitgliedern  der  mit  deren  regelmässigen  Vertretung  betrauten 
Behörde,  die  als  Personen,  welche  die  Führung  fremder  An- 
gelegenheiten auf  sich  genommen,  jeglichen  Grad  von  Sorg- 
falt dabei  aufzuwenden  und  daher  auch  culpa  levis  zu  prästi- 
ren haben  ^. 

Die  Vorsteher  der  Actiengesellschaft  haften  aber  auch 
für  den  Schaden,  welchen  diese  durch  die  von  ihnen  bevoll- 
mächtigten Personen  erlitten,  da  in  der  Regel  die  Functionen 
des  Vorstandes  unübertragbar  sind.  Wo  jedoch  demselben 
eine  Substituirung-  durch  die  Statuten  oder  durch  Beschluss 
des  ihm  vorgesetzten  Organes  oder  durch  die  Natur  des  Ge- 
schäfts, wie  z.  B.  bei  Führung  eines  Processes,  gestattet  oder 
zur  Pflicht  gemacht,  stehen  die  Vorsteher  ebenso  wie  hin- 
sichtlich der  von  ihnen  angestellten  Gesellschaftsbeamten  nur 
für  culpa  in  eligendo  ein. 

Diese  Grundsätze  über  die  Verantwortlichkeit  der  Mit- 
glieder des  Vorstandes  einer  Actienverbindung  dieser  letzteren 
gegenüber  gelten,  weil  in  der  Natur  der  Sache  begründet, 
überall,  wo  das  einschlagende  Gesetz  keine  oder  nicht  aus- 
reichende Bestimmungen  in  dieser  Hinsicht  enthält. 

Zu  den  letzteren  Gesetzgebungen  gehört  zunächst  die 
französische,  welche  mit  der  Erklärung  des  Code  de  com- 
merce,  Art.  32:  „les  administrateurs  ne  sont  responsahles  que  de 
Vexicution  du  mandat  qu'ils  ont  regu,"  die  wörtlich  in  eine 
Reihe  anderer  Gesetze  übergegangen*,  in  der  That  auf  den 


2)  Jolly  inderZeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XL  S.  373  fg. 

8)  l.  2BI).  de  R.J.  (50.  17). 

4)  72egr.pr«uf.  des  Kirchenstaats,  Art.  31;  Portug.  Handels- 
gesetzb.,  Art.  542;  Freiburg.  Handelscodex,  Art.  39;  —  Waadt- 
länd.  Gesetz  über  Handelsgesellsch.,  Art.  18;  Serb.  Handels- 
gesetzb.,  §.  33.  — 
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Fall  einer  Vollmachts-Ueberschreitung  Seitens  des  Vorstandes 
gar  nicht  reflectirt. 

Das  Nämliche  gilt  von  dem  Spanischen  Handelsge- 
setzbuche Art.  277,  das  die  Administratoren  nur  für  die 
gute  Ausführung  {del  huen  desempeno)  der  ihnen  nach  den 
Reglementen  obliegenden  Functionen  einstehen  lässt,  so  wie 
vom  Holländischen  Handelsgesetzbuche  Art.  45,  wel- 
ches diese  allein  für  die  gehörige  Ausführung  des  ihnen 
Aufgetragenen  verantwortHch  macht. 

Besser  drücken  sich  das  Russische  Reglement  von 
1836  Art.  41  und  das  Bernische  Gesetz  von  1860  Art.  32 
aus,  indem  jenes  die  Directoren  für  die  Nichterfüllung 
oder  Ueberschreitung  ihres  Auftrags,  dieses  die  Vor- 
standsmitglieder für  gewissenhafte  und  ordnungsge- 
mässe Geschäftsbesorgung  verantwortlich  erklärt,  wäh- 
rend noch  genauer  der  Würtemberg.  Entwurf  Art.  258 
die  Vorsteher  nicht  allein  für  den  Vollzug  ihres  Auftrags, 
sondern  auch  für  den  durch  Ueberschreitung  oder  Nichterfül- 
lung desselben  entstandenen  Schaden  einstehen  lässt.  — 

Daneben  enthalten  diese  verschiedenen  Gesetzgebungen 
wenigstens  keine  directen  Bestimmuno;en  über  den  Grad  der 
Sorgfalt,  welche  die  Vorsteher  gegenüber  der  Actiengesell- 
schaft  anzuwenden,  und  die  Art  von  Nachlässigkeit,  die  sie 
im  Verhältnisse  zu  dieser  zu  vertreten  schuldig  sind. 

Das  Nämliche  gilt  aber  auch  vom  Allg.  deutschen 
Handelsgesetzbuche,  welches  ausserdem  durch  die  Bestim- 
mung des  Art.  241  Abs.  2: 

„Mitglieder  des  Vorstandes,  welche  ausser  den  Grän- 

„zen  ihres  Auftrags  oder  den  Vorschriften  dieses  Titels 

„oder  des  Gesellschaftsvertrags  entgegen  handeln,  haften 

„persönlich  und  solidarisch  für  den  dadurch  herbeigeführ- 

„ten  Schaden;"  — 
in  der  That  die  Verantwortlichkeit  der  Vorsteher  gegenüber 
dem  Actienvereine  nur  nach  Einer  Seite  hin  erereg'elt. 

Die  MitgUeder  des  Vorstandes  sind  aber,  wie  aus  den 
bisherigen  Erörterungen  bereits  sich  ergiebt,  der  Actienver- 
bindung  nach  einer  dreifachen  Seite  hin  verantwortlich.  Sie 
stehen  ihr  einmal  für  die  gehörige,  d.  h.  mit  aller  Sorgfalt  vor- 
zunehmende Erfüllung  der  ihnen  obliegenden  Functionen  ein;  sie 
haften  ferner  für  allen  Schaden  aus  der  Unterlassung  von  Hand- 
lungen,  die  sie  hätten  vornehmen  sollen,  so  wie  endlich  für  den 
Schaden  aus  einerUeberschreitung  der  Gränzen  ihrer  Vollmacht. 
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Bei  Beantwortung  aber  der  nunmehr  entstehenden  Frage, 
wie  es  sich  mit  der  VerantwortHchkeit  der  Vorsteher  in  dem 
Falle  verhält,  dass  der  Vorstand  aus  mehreren  Mitgliedern 
besteht,  muss  man  vor  allem  davon  ausgehen,  dass  jedenfalls 
nur  diejenigen  Vorsteher  der  Gesellschaft  für  den  von  dersel- 
ben erlittenen  Schaden  haften,  welchen  hierbei  ein  Versehen 
zur  Last  fällt,  während  mehrere  Schuldige  für  den  Ersatz 
dieses  Schadens  solidarisch  verbunden.  Für  diese  Solidarität 
spricht  sowohl  die  Analogie  des  Verhältnisses  mehrerer  für 
Ein  Amt  bestellter  Personen^,  wie  desjenigen  der  Contu- 
tores^,  so  wie  jene  durch  mehrere  Entwürfe'''  und  Gesetze^ 
ausdrücklich  anerkannt  ist.  Dies  ist  insbesondere  denn  auch 
durch  das  Allff.  deutsche  Handelsgesetzbuch  Art.  241 
Abs.  2  für  den  Fall  geschehen,  dass  Mitglieder  des  Vorstan- 
des ausser  den  Gränzen  ihres  Auftrags,  oder  den  Vorschrif- 
ten des  Titels  des  Gesetzbuchs  über  Actiengesellschaften  oder 
des  Gesellschaftsvertrags  entgegen  handeln. 

Betrachten  wir  zunächst  diesen  Fall  genauer,  so  haften 
die  Vorsteher  dem  Actienvereine  solidarisch  für  den  Schaden, 
den  dieser  aus  Handlungen  erlitten,  welche  dieselben  den  Vor- 
schriften des  Gesetzes,  wäe  z.  B.  durch  rechtsw^idrige  Aus- 
theilung  von  Dividenden,  oder  durch  Ausgabe  von  Inhaber- 
Actien  vor  Einzahlung  des  ganzen  Nominal-Actienbetrags  (s. 
§.  68  a.  E.),  —  oder  den  Statuten  zuwider  vorgenommen; 
ebenso  aber  für  den  Schaden,  welcher  der  Gesellschaft  da- 
durch erwachsen,  dass  jene  ausser  den  Gränzen  ihres  Auf- 
trags, gleichgültig  ob  diese  durch  Beschlüsse  der  Generalver- 
sammlung oder  anderer  dem  Vorstande  vorgesetzter  Organe, 
oder  durch  dessen  Stellung  zum  Vereine  überhaupt  gezeich- 
net, gehandelt. 

Jedenfalls  haften  aber  nur  die  Mitglieder  des  Vorstan- 
des, welche  sich  bei  den  betreffenden  Handlungen  betheiligt, 
wie  nicht  bloss  aus  allgemeinen  Grundsätzen,  sondern  auch 
aus  den  Worten  des  Gesetzes  „Mitglieder  des  Vorstandes, 
welche entgegenhandeln,  haften  persönlich  und  soli- 
darisch für  den  dadurch  entstandenen  Schaden"  sich  ergiebt. 

Haben  demnach  die  mehreren  Vorstandsmitglieder  eine 


5)  const.  1  C.  quo  quisque  ordine  (11.  36). 

6)  ArndtsPandect.,  §.  458. 

7)  Würtemb.  Entw.,  Art,  258  Abs.  1;   Oesterr.  revid.  Entw., 
§.  120. 

8)  Bernisches  Gesetz  v.  1860,  Art.  32.  — 
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Handlung  der  bezeichneten  Art  gemeinschaftlich  vorgenom- 
men, so  stehen  sie  sämmtlich  solidarisch  für  den  daraus  der 
Gesellschaft  erwachsenen  Schaden  ein,  wogegen  für  denje- 
nigen, welcher  durch  einen  Majoritäts-Beschluss  des  Vorstan- 
des verursacht  w^orden,  nur  die  Mitglieder,  die  zum  betref- 
fenden Beschlüsse  mitgewirkt,  haften^,  und  für  Handlungen 
endlich,  die  ein  Vorsteher  einzeln  vorgenommen,  dieser  allein 
verantwortlich  ist. 

Die  Verantwortlichkeit  der  Mitglieder  des  Vorstandes 
gegenüber  der  Actienverbindung  beschränkt  sich  jedoch  nicht 
auf  den  Fall,  dass  sich  dieselben  eine  Ueberschreitung  der 
ihnen  zukommenden  Machtbefugnisse  haben  zu  Schulden 
kommen  lassen,  sondern  findet  auch  dann  Statt,  wenn  der 
Actienverein  dadurch  zu  Schaden  gekommen,  dass  jene  in- 
nerhalb ihrer  Competenz  ohne  Anwendung  der  gehörigen 
Sorgfalt,  wie  z.  B.  bei  Anlegung  von  Geldern  der  Gesell- 
schaft, gehandelt,  unter  welcher  Voraussetzung  wieder  die 
schuldhaften  Vorstandsmitglieder  solidarisch  zum  Schadener- 
satze verbunden  sind. 

Die  nämliche  Verpflichtung  tritt  endlich  auch  bei  einer 
Unterlassung  von  Handlungen  ein,  welche  dem  Vorstande 
oblagen  ^^,  wie  z.  B.  der  Sorge  für  gehörige  Buchführung  und 
Aufbewahrung  der  Bücher  und  Papiere  der  Gesellschaft, 
durch  deren  Vernachlässigung  die  Eintreibung  rückständiger 
Actienbeträge  verhinderte^,  oder  wenn  eine  durch  die  Statu- 
ten vorgeschriebene  Anlage  von  Gesellschaftscapitalien  nicht 
vorffenommen  oder  Aufträo-e   der   Generalversammluno-  oder 

o  O  Ö 

anderer  vorg-esetzter  Organe  nicht  ausgeführt  worden.  Wa- 
ren  jedoch  nach  Massgabe  der  Statuten  oder  einer  durch  die 
Gesellschaft  genehmio-ten  Geschäftsordnuno;  die  Geschäfte 
unter  die  mehreren  Vorsteher  getheilt,  so  haften  für  den 
Schaden  aus  einer  Unterlassung  nur  der  oder  diejenigen  un- 
ter ihnen,  zu  deren  Geschäftskreise  die  unterbliebene  Handlung 
gehörte,  wogegen  eine  von  den  mehreren  Vorstandsmitgliedern 
für  sich  vorgenommene  Theilung  der  Arbeit  gegenüber  dem 

D  O  Do 

Actienvereine  unwirksam  ist  ^".     Enthalten  demnach   weder 


9)  Stat.  der  Thüringer  Bank,  §.  48;  der  Wiener  Ersten  Im- 
mobilieng.,  §.  40;  der  k.  k.  l)onau-Dampfschiff.-G.,  §.  39;  derK. 
Ferdinands-Nord b. ,  §.  64.  — 

10)  Motivez.Würtemberg.  Entwürfe,  S.  228. 

11)  ßernisch.  Gesetz  v.  18G0,  Art.  35.  — 

12)  Arg.  1,  2  §.  8  D.  de  udminislr.  rerum  ad  civital.  pertinentmm  (50.  8). 
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die  Statuten  noch  eine  von  der  Gesellschaft  genehmio;te  Ge- 
Schäftsordnung  Bestimmungen  über  das  Zusammen-  oder  Ne- 
beneinander-Wirken  der  mehreren  Vorsteher,  so  sind  alle 
diejenigen  unter  ihnen,  welche  in  der  Lage  waren,  die  durch 
das  Interesse  der  Actienverbindung  erforderte  Handlung  vor- 
zunehmen oder  zu  veranlassen,  solidarisch  zum  Ersätze  des 
durch  ihre  Nachlässigkeit  entstandenen  Schadens  verbunden, 
was  übrigens  auch  von  dem  Falle  gilt,  dass  der  Vorstand  sta- 
tutenmässig  collegialisch  organisirt. 

Die  Mitglieder  des  Vorstandes  haften  aber  wegen  Ueber- 
schreitung  ihrer  Machtbefugnisse,  schuldhafter  Vornahme  der 
in  ihrer  Competenz  liegenden  Handlungen  oder  Unterlassung 
solcher,  zu  denen  sie  im  Interesse  des  Actienvei-eins  berufen 
waren,  diesem  letzteren  für  den  demselben  hieraus  erwachse- 
nen Schaden,  und  nicht  den  Actionären,  welche  hier  unmit- 
telbar gar  nicht  betheilio;t  sind.  Aus  diesem  Grunde  ist  denn 
die  Bestimmung  einzelner  Statuten,  wonach  die  Vorsteher 
sämmtlichen  Actionären  verantwortlich  erklärt  sind^^  nicht  in 
dem  Sinne  zu  verstehen,  als  ob  die  einzelnen  Vereinsmitglie- 
der, jeder  zu  einem  bezüglichen  Antheile,  gegen  die  schuld- 
haften Vorsteher  zur  Klage  berechtigt  wären,  indem  es  viel- 
mehr die  Actiengesellschaft  als  solche  ist,  zu  deren  Vortheil 
allein  ein  Klagerecht  hier  gegeben. 

Die  Anhebunsj  eines  derartio^en  Processes  ist  aber  durch 
die  Generalversammlung  oder,  je  nach  Massgabe  der  Statu- 
ten durch  den  Aufsichtsrath ,  zu  beschliessen,  wogegen  sie 
nicht  durch  den  Vorstand  verfügt  werden  kann.  Denn  han- 
delt es  sich  hierbei  zwar  nicht  um  die  Ausklagung  des  Vor- 
standes als  solchen,  sondern  um  diejenige  eines  oder  mehrerer 
Mitäxlieder  desselben  für  deren  Person  und  zum  Zwecke  einer 
Schadloshaltung  aus  deren  Vermögen,  so  kann  der  Vorstand 
möglicher  Weise  aus  Einer  Person  bestehen,  welche  eben 
ausgeklagt  werden  soll,  oder  die  Klage  gegen  die  sämmtli- 
chen Vorsteher  oder  die  Mehrheit  derselben  zu  richten  sein, 
während,  auch  wo  dies  nicht  der  Fall,  die  bei  dem  zunächst 
anzuhebenden  Rechtsstreite  unbetheiligten  Vorstandsmitglieder 
ihrer  ganzen  Stellung  nach  ungeeignet  sind,  in  Ansehung 
einer  gegen  den  einen  oder  anderen  ihrer  CoUegen  Namens 
der  Gesellschaft  anzustellenden  Klage  Beschluss  zu  fassen. 


13)  Stat.  der  Wiener  Ersten  Immobilieng.,  §.  40;  der  Graz- 
Kö flacher  Eisen b.-u.  Bergbau-G.,§.  38.  — 
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Aus  eben  diesen  Gründen  ist  aber  der  Vorstand  auch 
unfähig,  den  Actienverein  in  einem  Processe  gegen  einen 
Vorsteher  zu  vertreten,  und  muss  diese  Vertretung  vielmehr 
dm-ch  die  Generalversammlung  einem  anderen  Vereinsorgane, 
wie  z.  B.  dem  Aufsichtsrathe,  oder  einem  zu  diesem  Zwecke 
zu  ernennenden  Bevollmächtigten  übertragen  werden,  wo 
nicht  ein  Beamter  der  Gesellschaft  mit  deren  gerichtlichen 
Vertretung  überhaupt  betraut  ist. 

Das  Allg.  deutsche  Handelsgesetzbuch  Art.  226 
jedoch  verweist  für  den  Fall,  dass  es  sich  um  die  Führung 
von  Processen  gegen  die  Mitgheder  des  Vorstandes  handelt, 
auf  die  für  die  Commanditgesellschaft  auf  Actien  gegebenen 
Bestimmungen  (Art.  194.  195),  welche  auch  hier  zur  Anwen- 
dung kommen  sollen,  —  Bestimmungen,  deren  Fassung  nichts 
weniger  wie  gelungen,  und  deren  Sinn,  was  wenigstens  den 
Art.  195  und  dessen  Anwendung  auf  die  Actienvereine  an- 
betrifft, unklar  ist,  ohne  dass  er  durch  die  nur  sehr  dürftige 
und  unwesentliche  Bemerkungen  enthaltenden  ProtocoUe  der 
Nürnberger  Conferenz  in's  Licht  gesetzt  würde'*. 

Das  Allg.  deutsche  Handelsgesetzbuch  geht  (Art. 
226  verbunden  mit  Art.  194)  davon  aus,  dass,  —  was  aller- 
dings, wie  bereits  gezeigt,  als  die  Regel  zu  betrachten  — , 
Processe  gegen  die  Vorsteher  durch  die  Generalversammlung 
zu  beschliessen,  womit  freilich  dem  Aufsichtsrathe,  wo  ein 
solcher  besteht  und  die  Statuten  ihn  hierzu  ermächtigen,  das 
Recht  nicht  entzogen  ist,  einen  solchen  Beschluss  zu  fassen. 
Schliesst  sich  hiernach  das  neue  Gesetzbuch  insoweit  demje- 
nigen, was  gemeinen  Rechtens  ist,  an,  so  enthält  es  dagegen, 
um  hier  zunächst  von  der  Anoi^dnung  abzusehen,  wonach  der 
Aufsichtsrath  unter  besonderen  Voraussetzungen  ohne  und 
selbst  gegen  den  Beschluss  der  Generalversammlung  gegen 
die  Vorsteher  soll  Klage  erheben  können  (s.  §.  59),  die  Neue- 
rung, dass  jene  Behörde  ohne  weiteres  ermächtigt  ist,  gegen 
die  Mitglieder  des  Vorstandes  die  von  der  Generalversamm- 
lung beschlossenen  Rechtsstreitigkeiten  zu  führen. 

Wenn  aber  im  weiteren  das  Gesetz  bestimmt  (Art.  226 
verbunden  mit  Art.  195),  dass,  wenn  die  Actionäre  „selbst 
in  Gesammtheit  und  im  gemeinsamen  Interesse"  ge- 
gen die  Vorsteher  auftreten  wollen,  sie  durch  Bevollmächtigte 


14)  ProtocoUe,   S.  387  zu  Art.  168  des  Preuss.  Entwurfs   u. 
S.  1126. — 
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zu  vertreten,  welche  in  der  Generalversammlung  gewählt  wer- 
den, so  lässt  dieser  Ai-tikel  nicht  allein,  wie  Goldschmidt 
bemerkt  ^^,  darüber,  in  welchem  Verhältnisse  die  Vertretuno; 
der  Gesammtheit  durch  Bevollmächtigte  zu  deren  Vertretung 
durch  den  Verwaltungsrath  steht,  sondern  über  das  Verhält- 
niss  der  hier  getroffenen  Anordnung  überhaupt  zu  denjenigen 
des  vorigen  Artikels  im  Unklaren. 

Während  nämlich  in  Art.  194  offenbar  von  Rechtsstrei- 
tigkeiten die  Rede,  welche  die  Actiengesellschaft  als  solche 
gegen  ihre  Vorsteher  führt,  von  Processen,  die  die  General- 
versammlung beschliesst  und  in  denen  der  Verein  durch  den 
Aufsichtsrath  vertreten  werden  soll,  scheint  Art.  195,  indem 
er  von  dem  Falle  spricht,  dass  die  Actionäre  selbst  in 
Gesammtheit  und  im  gemeinsamen  Interesse  gegen 
Vorstandsmitglieder  auftreten  wollen,  auf  einen  Gegensatz 
zum  erstgedachten  Verhältnisse  hinzudeuten.  Sieht  man  nun 
zunächst  von  der  Unbestimmtheit  des  Begriffs  „Gesammt- 
heit" ab,  so  kann  unter  diesem  Auftreten  der  Actionäre 
in  Gesammtheit,  soferne  damit  ein  Gegensatz  zu  einer 
Ausklagung  der  Vorsteher  durch  die  Actienverbindung  als 
solche  bezeichnet  werden  soll,  nur  eine  Klage  der  sämmt- 
lichen  einzelnen  Actionäre  oder  doch  einer  Majorität 
derselben  als  Litisconsorten  gemeint  sein.  Da  jedoch 
der  einzelne  Actionär  gegen  die  schuldhaften  Vorsteher  den 
früheren  Ausführungen  zufolge  nicht  klageberechtigt,  so  lässt 
sich  nicht  einsehen,  in  welcher  Weise  die  sämmtlichen  Ac- 
tionäre oder  gar  eine  Mehrheit  derselben  in  der  Lage  sein 
sollten,  wenn  auch  als  Streitgenossen  und  im  gemeinsamen 
Interesse,  gegen  die  Mitglieder  des  Vorstandes  gerichtlich  auf- 
zutreten. Auch  verträgt  sich  mit  der  Unterstelhino-  einer 
Streitgenossenschaft  der  Vereinsmitglieder  die  gesetzliche 
Vorschrift  nicht,  wonach  dieselben  durch  Bevollmächtigte, 
die  in  der  Generalversammlung  zu  wählen,  vertreten 
werden  sollen,  so  wie  mit  jener  Auffassung  endlich  das  je- 
dem Actionäre  gegebene  Recht,  als  Intervenient  in  den  Pro- 
cess  einzutreten,  im  Widerspruche  steht,  da  offenbar  Niemand 
in  dem  nämlichen  Rechtsstreite  Partei  und  accessorischer  In- 
tervenient sein  kann  ^^. 


15)  Goldschmidt,  Krit.  des  Entw.  eines  Handelsgesetzbuchs  für 
die  Preuss  Staaten,  S.  70  (zum  bezüglichen  Art,  168  des  Preuss.  Entw.). 

16)  Die  Schwierigkeiten,  welche  Art.  226  verb.  mit  Art.  195  darbie- 
tet, hat  Auerbach, das  Gesellschaftswesen,  S.  389,  ganz  und  gar  übersehen. 


§.  58.  Die  Verantwortlichkeit  der  Vorstelier.  545 

Hiernacli  ist  es  denn  wohl  die  Actiengesellschaft 
selbst,  welche  unter  den  in  Gesammtheit  und  im  ge- 
meinsamen Interesse  gegen  die  Vorsteher  auftretenden 
Actionären  zu  verstehen  ist,  eine  Ausdrucksweise,  welche  an 
diejenige  einzelner  Statuten  erinnert,  welche  die  Vorstands- 
mitglieder alsdensämmtlichenActionären  verantwortlich 
erklären;  —  und  ist  der  Sinn  des  Art.  226  verbunden  mit 
Art.  195  der,  dass  die  Actienverbindung  in  ihren  Rechtsstrei- 
tiffkeiten  gresen  ihre  Vorsteher  nicht  allein  durch  den  Auf- 
sichtsrath,  sondern  auch,  gleichgültig  ob  es  ihr  an  diesem 
Organe  gebricht  oder  nicht,  durch  Bevollmächtigte,  die  in  der 
Generalversammlung  gewählt,  vertreten  werden  kann.  Hier- 
bei giebt  denn  das  Gesetz  die  weitere  Bestimmung,  wonach, 
falls  aus  irgend  einem  Grunde  die  Bestellung  von  Bevoll- 
mächtigten durch  AVahl  in  der  Generalversammlung  gehindert 
werden  sollte,  das  Handelsgericht  auf  Antrag  die  Bevoll- 
mächtigten ernennen  kann.  Freilich  ist  auch  hier  das  Han- 
delsgesetzbuch insoferne  mangelhaft,  als  es  in  keiner  Weise 
andeutet,  wer  zu  einem  derartigen  Antrage  legitimirt  sein 
soll.  Da  indessen  das  Gesetz  auf  den  Fall  reflectirt,  dass  es 
unbeachtet  ordnuno-smässio;  beschlossener  Processführune;  zur 
Wahl  von  Bevollmächtigten  durch  die  Generalversammlung 
nicht  kömmt,  so  dürfte  wohl  im  Sinne  jenes  jeder  Actionär 
mittelst  Beibringung  des  betreffenden  Beschlusses  und  Nach- 
weises der  der  Ernennung  von  Bevollmächtigten  entgegenge- 
tretenen Hindernisse  als  zu  einem  solchen  Antrage  legitimirt 
zu  betrachten  sein. 

Dass  übrigens,  wie  das  Allg.  deutsche  Handelsge- 
setzbuch (Art.  226  verbunden  mit  Art.  194  u.  195)  hervor- 
hebt, jeder  Actionär  sich  der  Actiengesellschaft  in  deren 
Rechtsstreitigkeiten  gegen  Vorsteher  mittelst  accessorischer 
Intervention  anzuschliessen  befugt  ist,  ist  auch  im  gemeinen 
Rechte  begründet,  da  durch  den  Sieg  des  Actienvereins  die 
wirksame,  wenn  auch  nicht  gegenwärtige  Geltendmachung  der 
den  Vereinsmitgliedern  als  solchen  zustehenden  Ansprüche 
und  beziehungsweise  der  Umfang  dieser  Befugnisse  bedingt 
ist.  Wenn  aber  das  Gesetz  verfügt,  dass  der  Actionär  be- 
fugt sei,  auf  seine  Kosten  in  den  Process  zu  interveniren, 
so  sollte  damit  nichts  weiter  gesagt  werden,  als  dass  derselbe 
weder  Kostenvorschuss  noch  Kostenersatz  von  der  Gesell- 
schaft ansprechen  könne. 

In  Rechtsstreitio-keiten  der  Actienverbindung  sregen  Mit- 
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glieder  des  Vorstandes  kann  aber  selbstverständlich  nicht  die- 
ser letztere  Eide  Namens  der  Gesellschaft  leisten;  vielmehr 
sind  es  hier  Mitglieder  des  Aufsichtsraths,  und  in  Ermange- 
lung eines  solchen  Organs,  Actionäre  überhaupt,  welche  mit 
ihrem  Eide  an  die  Stelle  des  Actienvereins  einzutreten 
haben. 

Während  Processe  gegen  dermalige  Vorsteher  der  Ge- 
sellschaft regelmässig  durch  die  Generalversammlung  zu  be- 
schliessen,  auch  der  Actienverein  bei  Führung  derselben 
durch  den  Aufsichtsrath  oder  durch  anderweitige  dazu  bevoll- 
mächtigte Personen  vertreten  wird,  so  verhält  es  sich  dagegen 
anders  in  Ansehung  der  ßechtsstreitigkeiten,  mittelst  welcher 
frühere  Vorstandsmitglieder  zum  Ersätze  des  durch  schuld- 
haftes Benehmen  der  Actienverbindung  verursachten  Scha- 
dens angehalten  werden  sollen,  indem  es  hinsichtlich  solcher 
Klagen  bei  den  früher  erörterten  allgemeinen  Grundsätzen 
sein  Bewenden  hat. 

Wie  aber  der  einzelne  Actionär  weder  für  sich,  noch 
auch  in  Verbindung  mit  Mitactionären  wegen  Pflichtwidrig- 
keiten dermaliger  oder  früherer  Vorsteher  zur  Klage  berech- 
tigt, so  wird  er  es  auch  dadurch  nicht,  dass  er  sich,  wozu  er 
allerdings  befugt,  an  die  Generalversammlung  bezüglich  der 
Anhebung  eines  Processes  gewendet,  und  dass  sein  Antrag 
daselbst  abgelehnt  worden  ist^^.  Wohl  aber  kann  der  Ac- 
tionär die  gerichtliche  Ungültigkeitserklärung  eines  solchen  Be- 
schlusses, falls  deren  Voraussetzungen  vorliegen  (s.  p.  465  flg.), 
betreiben. 

Die  Mitglieder  des  Vorstandes  sind  aber  nicht  allein  der 
Actienverbindung  gegenüber  für  den  derselben  schuldhafter 
Weise  verursachten  Schaden  verantwortlich,  sondern  können 
auch  unter  Umständen  dritten  Personen,  und  insbesondere 
zunächst  den  Gesellschaftsgläubigern,  schadensersatzpflich- 
tig sein. 

Zwar  haften  die  Vorsteher  den  Creditoren  des  Actien- 


17)  Urth.  des  Kurfürstl.  Oberger.  Civils.  Fulda  d.  d.  12.  Aug. 
1861  in  Sachen  Reinganum  c.  Vialy,  Director  der  sociele  des  fermes  reu- 
nies du  Kurhaus  et  de  la  Banque  de  Nauheim:  „Der  einzelne  Actionär  kann 
„nicht  selbstständig  gegen  die  Pflichtwidrigkeiten  des  Vorstandes  bezüg- 
„lich  der  Verwaltung  im  Wege  Rechtens  vorschreiten,  vielmehr  werden 
„die  Rechte  der  Einzelnen  auf  entsprechenden  Antrag  durch  die  Organe 
„des  Aufsichtsraths  und  der  Generalversammlung  gewahrt  und  verfolgt." 
—  Dagegen  Jolly  in  der  Zeitschr.  f.  deutsches  Recht,  Bd.  XI. 
S.  322  flg.;  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen,  S.  390.  — 
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Vereins  nicht  für  die  Unterlassung  solcher  Handlungen,  welche 
eine  gehörige  Verwaltung  der  Gesellschaftsangelegenheiten 
ihnen  zur  Pflicht  machte,  und  ebensowenig  wegen  eines 
Mangels  an  Sorgfalt  bei  Geschäften,  die  sie  innerhalb  ihrer 
Competenz  vorgenommen,  sollte  hierdurch  das  Vermögen  der 
Gesellschaft  vermindert  worden  oder  dieser  ein  voraussichtli- 
cher Gewinn  entgangen  sein,  da  sich  die  Vorstandsmitglieder 
in  jener  zweifachen  Beziehung  lediglich  gegenüber  der  Actien- 
verbindung,  der  sie  auch  allein  hierfür  verantwortlich,  ein 
Verschulden  zur  Last  fallen  lassen. 

Wohl  aber  stehen  die  Vorsteher  für  den  Schaden  ein, 
welcher  aus  einer  Ueberschreitung  ihrer  Machtbefugnisse  oder 
aus  Handlungen,  die  sie  den  Vorschriften  der  Statuten  oder 
des  Gesetzes  zuwider  vorgenommen,  den  Gesellschaftsgläubi- 
gern erwachsen,  und  zwar  unter  solidarischer  Haftverbindlich- 
keit der  mehreren  Vorstandsmitglieder,  welche  hierbei  ein 
Verschulden  trifft  ^^,  ohne  dass  sie  sich  zur  Abwendung  ihrer 
Ersatzpflicht  auf  einen  Beschluss  der  Generalversammlung 
oder  eines  anderen  ihnen  vorgesetzten  Organs,  durch  welches 
die  betreflfende  Handlung  angeordnet  worden,  zu  berufen  ver- 
möchten '^. 

Insbesondere  tritt  jene  Verbindlichkeit  der  Vorsteher 
dann  ein,  wenn  sie  entgegen  den  Bestimmungen  des  Gesetzes 
oder  der  Statuten  Dividenden  oder  Zinsen  ausbezahlt  2*^,  oder 
bei  der  jährlichen  Rechnungsablegung  wider  besseres  Wissen 
einen  Ueberschuss  von  reinem  Gewinne  für  vorhanden  er- 
klärt oder  diesen  Gewinn  zu  hoch  angegeben  ^'^,  oder  sonst 
zu  einer  unrechtmässigen  Vertheilung  des  Grundcapitals  die 
Hand  geboten,  —  oder  wenn  sie  zu  einer  Zeit  noch  Zah- 
lungen leisten,  in  welcher  ihnen  die  Ueberschuldung  der  Ge- 


is) Allg.  deutsch.  Ilandelsg.,  Art.  241  Abs.  2;  Bernisch.  Ge- 
setz V.  1860,  Art.  32;  Holland.  Handelsg.,  Art.  45  Abs.  2,  welches  je- 
doch insofeme  zu  eng  gefasst,  als  es  nur  von  dem  Falle  einer  Uebertretung 
der  Statuten  spricht. 

19)  Delangle,  des  societ.  commerc,  tom.  II.  no.  448.  Dalloz, 
repert.,  tom.  XI.  m.  societe,  no.  1541. 1542.  —  Von  anderer  Auffassung  geht 
das  von  Delangle  (no.  446)  mitgetheilte  Urtheil  der  cowr  royale  von 
Paris  vom  20.  Decemb.  1839  aus. 

20)  Allg.  deutsch.  Ilandelsg.,  Art.  241  Abs.  2.  —  Würtemb. 
Entw.,  Art.  261  Abs.  4.  —  Englisch.  Actiengesellschafts-Acten 
1856,  1857,  XIV. 

21)  Bernisch.  Gesetz  V.  1860,  Art.  34,— 

35* 
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Seilschaft  bekannt  war  oder  hätte  bekannt  sein  müssen^^,  oder 
nach  Auflösung  des  Vereins  dessen  Geschäftsbetrieb  fort- 
setzen-^. —  Ebenso  sind  die  Mitglieder  des  Vorstandes  den 
Gesellschaftsgläubigern  solidarisch  zum  Schadensersatze  ver- 
pflichtet, wenn  sie  bei  einer  Auflösung  des  Vereins  oder  einer 
theilweisen  Rückzahlung  des  Grundcapitals  an  die  Actionäre 
die  Rechte  jener  nicht  in  der  gesetzlich  vorgeschriebenen 
Weise  gewahrt-*,  oder  ihrer  Verpflichtung,  eine  sich  aus  der 
letzten  Bilanz  ergebende  Verminderung  des  Grundcapitals  um 
die  Hälfte  anzuzeigend^,  oder  von  der  Insolvenz  der  Gesell- 
schaft Behufs  der  Concurseröffnung  dem  zuständigen  Ge- 
richte Anzeige  zu  machen-*',  nicht  Genüge  geleistet  haben. 

Anderen  Personen  wie  Gesellschaftsgläubigern  sind  end- 
lich die  Vorsteher  zum  Ersätze  des  Schadens  verpflichtet,  den 
sie  denselben  durch  doloses  Benehmen  verursacht.  So  sind 
jene  insbesondere,  wenn  sie  wissentlich  unrichtige  Geschäfts- 
berichte abgefasst,  welche  nicht  allein  für  die  Actionäre  be- 
stimmt waren,  denjenigen,  welche  hierdurch  veranlasst,  Ac- 
tien  erworben,  zum  Ersätze  des  Schadens,  den  diese  in  Folge 
davon  erlitten,  verbunden  2^. 

Abgesehen  von  der  civilrechtlichen  Verantwortlichkeit, 
welche  nach  den  entwickelten  Grundsätzen  die  Mitglieder  des 
Vorstandes  trifi't,  sind  dieselben  durch  mehrere  Einführungs- 
Gesetze  zum  Allg.  deutschen  Handelsgesetzbuche  mit 
öffentlichen  Strafen  (Geld-,  Gefängniss-,  Zuchthaus-Strafe)  für 
den  Fall  einer  Verletzung  geAvisser  ihnen  obliegender  Pflich- 
ten bedroht.  Eine  solche  Strafe  ist  namentlich  auf  den  Fall 
gesetzt,  dass  jene  der  Vorschrift  des  Art.  240  des  Handels- 
gesetzbuchs zuwider  dem  Gerichte  die  Anzeige  zu  machen 
unterlassen,  dass  das  Vermögen  der  Gesellschaft  nicht  mehr 
die  Schulden    decke,    während  unter  einer  solchen  Voraus- 


22)  Allg.  deutsch.  Handelsg.,  Art.  241  a.  E.  —  Urtheil  des. 
O.-A.-G.  in  München  in  der  Zeitschr.  des  Anwaltvereins  für 
Bayern,  Bd.  III.  S.  105  flg. 

23)  Bern.isch.  Gesetz  V.  1860,  Art.  40. 

24)  Allg.  deutsch.  Handelsg.,  Art.  245  Abs.  4  u.  Art.  248  Abs.  3. 

25)  Allg.  deutsch.  Handelsg.,  Art.  240  u.  Art.  241  Abs.  2.  —  Ber- 
nisches Gesetz  v.  1860,  Art.  32.  — 

26)  Allg.  deutsch.  Handelsg.,  Art.  240  Abs.  3  u.  Art.  241  Abs.  2; 
Oesterr.  revid.  Entw.,  §.  120;  und  unten  §.  77.  — 

27)  S.  das  engl.  Urtheil  v.  J.  1859  in  der  Zeitschr.  f.  das  ge- 
sammte  Handelsrecht,  Bd.  III.  S.  559  flg.  — 
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Setzung  die  Strafe  nur  durch  den  Nachweis  abgewendet  wird, 
es  sei  die  Anzeige  ohne  Verschulden  des  betreffenden  Vor- 
stehers unterbHeben  ^^.  Am  weitesten  geht  hier  jedoch  das 
Grossh.  Hessische  Einführungsgesetz  Art.  14,  indem 
es  die  MitgHeder  des  Vorstandes  einer  Actiengesellschaft 
nicht  allein  in  dem  bereits  beregten  Falle  mit  Gefängniss 
oder  Correctionshaus  bis  zu  einem  Jahre  oder,  wenn  mil- 
dernde Umstände  vorliegen,  mit  einer  unter  Art.  13  Abs.  2 
des  Strafgesetzbuches  fallenden  Geldstrafe  bis  zu  500  Fl.  be- 
legt,  sondern  die  nämlichen  Strafen  auch  für  zwei  wei- 
tere Fälle  androht,  nämlich  einerseits  denjenigen,  dass  die 
Vorsteher  es  unterlassen,  binnen  einem  Monat  nach  Aufstel- 
lung der  Bilanz,  aus  welcher  sich  ergiebt,  dass  sich  das 
Grundcapital  um  die  Hälfte  vermindert,  die  durch  das  Han- 
delsgesetzbuch Art.  240  voro;eschriebene  Anzeio-e  an  die  Ver- 
waltungsbehörde  zu  machen,  und  andererseits  für  den  anderen 
Fall,  dass  die  Vorstandsmitglieder  in  ihren  officiellen  Dar- 
stellungen, in  ihren  Uebersichten  über  den  Vermögensstand 
der  Gesellschaft  oder  in  den  in  der  Generalversammlung  ge- 
haltenen Vorträgen  vorsätzlich  den  wahren  Stand  der  Ver- 
hältnisse der  Gesellschaft  verschleiern  oder  unwahr  darstellen, 
um  auf  den  Curs  der  Actien  oder  den  Credit  der  Gesell- 
schaft einzmvirken.  In  der  That  haben  sich  unseres  Er- 
achtens  mit  vollem  Grunde  die  Vorstände  der  Actiengesell- 
schaften  im  Grossherzogthume  Hessen  gegen  die  draconische 
Strenge  insbesondere  der  zuletzt  angeführten  Strafbestim- 
mung beschwert-'',  welche  bei  ihrer  unendlich  weiten  Fas- 
sung geeignet  ist,  tüchtige  Männer  von  der  Uebernahme  der 
Leitung  von  Actienunternehmungen  zurückzuschrecken  und 
so  den  redlichen  Unternehmungsgeist  zu  lähmen,  ohne  auf 
Kosten  solcher  Opfer  dem  Missbrauche  steuern  zu  können. 


28)  Preuss.  Einführ.-G.,  Art.  12  §.9;  Nassau.  Einführ.-G., 
§.  14;  K.  Sachs.  Einführ.-Ges.,  §.  14;  Coburg.  Einführ.-Ges., 
§.  17;  Waldeck'sches  Einführ.-Ges.;  Anhalt-Bernburg.  Ein- 
führ.-G. 

29)  Vorstellung  der  Vorstände  inländischer  Actiengesell- 
schaften  an  Grossh.  Hess.  Minister,  d.  I.,  betreff,  das  Einfüh- 
rungs-G.  zum  Allg.  deutsch.  Handelsgesetzb.,  d.  d.  Mainz,  Dami- 
stadt,  Worms,  15,  Nov.  1862. 
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C.    Die  anderweitigen  Organe  der  Actiengesellschaft;  deren 
Beamten  und  Bevollmächtigte. 

§.  59. 

Der  Aufsichtsrath. 

Wenn  Generalversammluncr  und  Vorstand  nothwendisre 
Organe  der  Actiengesellschaft  in  dem  Sinne  sind,  dass  die- 
selbe ohne  jene  nicht  denkbar,  so  bietet,  wie  schon  früher  be- 
merkt, die  Verfassung  sehr  vieler  Actienvereine  noch  ander- 
weitige Organe  dar,  Behörden,  die  ausserwesentlicher  Art 
sind  und  die  in  so  verschiedener  Zahl,  Zusammensetzung  und 
Stellung  vorkommen,  dass  es  ebenso  schwierig  wie  ohne  er- 
heblichen Nutzen  wäre,  auf  diese  unendlich  mannigfachen 
Gestaltungen  des  Organismus  der  einzelnen  Actienverbin- 
dungen,  aufweiche  auch  das  Allg.  deutsche  Handelsge- 
setzbuch Art.  231  Abs.  2,  indem  es  neben  Generalver- 
sammlung und  Vorstande  eines  Aufsichtsraths,  Ver- 
waltungsraths  und  anderer  Organe  der  Actionäre  er- 
wähnt, hindeutet,  näher  einzugehen. 

Anders  verhält  es  sich  jedoch  mit  Einem  Organe,  welches, 
obwohl  an  sich  durch  das  Wesen  der  Actiengesellschaft  nicht 
erfordert,  theils  weil  es  bei  sehr  vielen  Actienvereinen  in 
ähnlicher  Stellung  und  Zusammensetzung  sich  vorfindet,  theils 
weil  es  je  nach  dem  Zwecke  und  der  Bedeutung  des  Actien- 
unternehmens  für  das  Gedeihen  desselben  Bedürfniss  sein 
kann,  theils  endlich,  weil  das  Allg.  deutsche  Handelsge- 
setzbuch auf  das  Vorhandensein  eines  solchen,  ohne  jedoch 
dessen  Aufstellung  vorzuschreiben,  Rücksicht  genommen^, 
einer  nähern  Betrachtung  bedarf. 

Die  Unbeholfenheit  der  Generalversammlung  nämlich  so 
wie  die  sonstigen  diesem  Organe  dessen  Natur  nach  anhaf- 
tenden Mängel  (s.  §.  46  i.  A.)  erzeugen  namentHch  bei  Ac- 
tiengesellschaften  mit  grösserem  Grundcapitale  und  ausge- 
dehnterem Unternehmen  das  Bedürfniss  nach  Aufstellung 
einer  Behörde,  welche  in  die  Mitte  zwischen  Generalversamm- 
lung und  Vorstand  tritt,  und  an  Stelle,  wiewohl  unter  Aufsicht 
jener  letzteren  zu  controlliren  so  wie  die  ganze  Führung  der 
Geschäfte  des  Vereins  zu  überwachen  hat  2. 


1)  Allg.  deutsch.  Handelsg.,  Art.  225.  —  Pro toc olle,  S.  390.. 

2)  Pohls,  Actieng.,  S.  192  flg.;  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen, 
S.  379  flg. 
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Diese  Behörde,  welche,  freihch  nur  innerhalb  gewisser 
Gränzen,  die  Generalversammlung  dem  Vorstande  gegenüber 
ersetzen  soll,  indem  sie  ihrem  Wesen  nach  als  eine  verkürzte 
Generalversammlung,  als  ein  Gesellschafts- Ausschuss 
erscheint,  die  jedoch  vor  jener,  ausser  der  geringeren  Zahl 
von  Mitgliedern  und  der  grösseren  Leichtigkeit  des  Zusam- 
mentretens,  noch  eine  gewisse  Stetigkeit  in  der  Zusammen- 
setzung und  die  Möglichkeit  einer  mit  Rücksicht  auf  Ge- 
schäftskenntnisse und  Erfahrung  zu  machenden  Bestellung 
voraus  hat,  wird  gewöhnlich  Verwaltungsrath  {conseü  d'ad- 
ministration)  genannt^,  wiewohl  diese  Benennung,  wie  schon 
früher  gezeigt  (s.  p,  469),  nicht  selten  dem  Vorstande  beige- 
legt ist. 

Andere  Statuten  bezeichnen  jedoch  jene  Behörde  als 
„Ausschuss"'*,  bei  Banken  als  „  B  a  n  k  a  u  s  s  c  h  u  s  s  "  ^, 
„grösseren  Bankau  s  schu  s  s"  ^  oder  „Bankverwal- 
tung', oder  als  „Directorialrath"  ^,  „Comite  de  surveil- 
lance"^,  oder  „Censeurs"  ^^,  wogegen  der  bei  manchen  Ge- 
sellschaften vorkommende  Revisionsausschuss  (s.  p.  446) 
damit  nicht  verwechselt  werden  darf  *^. 

Dieses  Vereinsorgan,  welches  das  Holland.  Handels- 
gesetzb.  unter  dem  Collectiv-Namen  der  „Commissäre" 
(commissarissen)  kennt  ^^,  bezeichnet  das  Allgem.  deutsche 
Handelsgesetzbuch  mit  dem  bisher  weniger  üblichen, 
allein  dessen  Stellung  characterisirenden  Ausdrucke  „Auf- 
sichtsrath", einer  Ausdrucksweise,  die  um  so  mehr  Billi- 


3)  ProtocoUe,  S.  346,  353.  —  Stat.  der  Berlin-Frankfurter 
Eisenb.-G.,  §.  35;  des  Lugauer  Steinkohlen-Abbau-Vereins 
Westphalia,  §§.23  fg.;  der  Montania,  §§.  31  fg.;  des  Vereins  che- 
mischer Fabriken  in  Mannheim,  §§.  37  fg.;  der  Heidelberger 
Ultramarinfabrik,  Art.  13  fg.;  —  der  Comp.  Neufchätel.  d'exporiation, 
Art.  25  sqq.  — 

4)  Stat.  der  Leipz.-Dresd.  Eisenb.-Comp.,  §§.20 fg. 

5)  Stat.  der  Leipz.  Bank,  §§.49  fg. 

6)  Stat.  der  Frankfurt.  Bank,  Art.  33  fg. 

7)  Stat.  der  Darmstädt.  Bank  für  Handel  und  Industrie, 
§§.12  fg. 

8)  Stat.  der  Aachen. -München.  Feuer-Versicherungs-G., 
§.  33. 

9)  Stat.  der  Societe  sinsse  de  comhustibles ,  Art.  21  suiv. 

10)  Stat.  der  Banque  de  Geneve,  Art.  46  suiv. 

11)  Dies  thut  Pohls,  Aclienges.,  S.  192.  — 

12)  Holland.  Handelsg.,  Art.  44  u.  Art.  52.  —  Lange,  de  socie- 
taie  anonyma,  p.  40  sqq.  — 
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gung  verdient ^^,  als  die  gewölinliclie  Bezeichnung  „ Verwal- 
tungsrat h"  theils  nicht  sachentsprechend  ist,  theils  auch  in 
anderem  Sinne  vorkömmt. 

Der  Aufsichtsrath,  welcher  als  ein  permanenter  Aus- 
schuss  der  Generalversammlung  erscheint,  ist  anders  wie  der 
Vorstand  immer  ein  mit  Stimmenmehrheit  beschliessendes  und 
aus  Actionären  gebildetes  Collegium,  dessen  Mitglieder  regel- 
mässig durch  jene  Versammlung  gewählt  werden  ^^.  Doch 
behalten  einzelne  Statuten  der  Staatsregierung  die  Ernennung 
einer  Anzahl  derselben  vor,  ein  Vorbehalt,  der  auch,  was  die 
Mitglieder  des  ersten  Aufsichtsraths  anbetrifft,  zu  Gunsten 
der  Gründer  vorkömmt  ^^,  während  andere  Statuten  einen 
Theil  dieser  Mitglieder  auf  eine  gegebene  Zeit  mit  der  Be- 
stimmung ernennen,  dass  sich  dieselben  eine  weitere  Anzahl 
zugesellen  sollen  i".  In  keinem  Falle  findet  hier  jedoch  die 
durch  das  Allg.  deutsche  Handelsgesetzbuch  Art.  191 
für  Actiencommanditgesellschaften  gegebene  Vorschrift,  wo- 
nach der  Aufsichtsrath  das  erste  Mal  nicht  auf  länger  als  ein 
Jahr,  später  nicht  auf  länger  als  fünf  Jahre  gewählt  werden 
kann,  Anwendung,  da  die  Stellung  dieser  Behörde  bei  Ac- 
tienvereinen  eine  ganz  andere  ist,  wie  schon  daraus  sich  er- 
giebt,  dass  die  Bestellung  eines  Aufsichtsrathes  hier  facultativ, 
bei  Actiencommanditgesellschaften  dagegen  nothwendig  ist. 

Die  jeweiligen  Mitglieder  des  Gesellschafts-Ausschusses 
brauchen  aber  nicht  Behufs  der  Eintragung  in  das  Handels- 
register angemeldet,  noch  auch  sonst  öffentlich  bekannt  ge- 
macht zu  werden,  was  um  so  weniger  für  erforderlich  zu 
erachten,  als  der  Aufsichtsrath  seinem  Wesen  nach  eine  con- 
troUirende,  bei  der  Geschäftsführung  nicht  betheihgte  Behörde 
ist,  während  das  Allg.  deutsche  Handelsgesetzbuch 
(Art.  228.  233)  nur  hinsichtlich  der  Mitgheder  des  Vorstan- 
des eine  Anmeldung  beim  Handelsgerichte  verlangt. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  des  Aufsichtsrathes   ist  durch 


13)  Dagegen  Anschütz  in  der  krit.  Vierteljahrs  -  Schrift, 
Bd.  I.  S.  183.  — 

14)  Stat.  derLeipz.  Bank,  §.50;  der  Montania,  §§.33;  der 
Aachen-Münch,  Feuerversich.-G.,  §.  33;  der  Heidelb.  Ultra- 
marin-Fabrik,  Art.  13. 

15)  Stat.  der  Mitteldeutschen  Creditbank  in  Meiningen, 

§.  17. 

16)  Stat.  der  Darmstädt.  Bank  für  Handel  und  Industrie, 
§.  13. 
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die  Statuten  in  sehr  verschiedener  Weise  bestimmt,  wobei 
dieselben  zugleich  die  Wählbarkeit  in  jene  Behörde  in  ähn- 
licher Weise  wie  beim  Vorstande  an  mannis^fache  Bedinffun- 
gen  knüpfen,  und  auch  von  deren  Mitgliedern  die  Deposition 
einer  Anzahl  Actien  als  Caution,  wiewohl  gewöhnlich  in 
einem  geringeren  Betrage  wie  bei  Vorstehern,  erfordern  ^^. 

Die  Mitglieder  des  Ausschusses  haben  regelmässig  nur 
Anspruch  auf  Ersatz  der  bei  Ausübung  ihrer  Functionen  ge- 
habten Auslagen,  nicht  aber  auf  eine  Vergütung  für  ihre 
Mühewaltungen,  wiewohl  bisweilen  dieser  Behörde  eine  unter 
deren  Mitglieder  zu  vertheilende  Tantieme  von  den  Jahres- 
überschüssen statutenmässig  zugesichert  '^,  und  auch  in  der 
nämlichen  Weise  wie  bei  Vorstehern  Anwesenheits-Marken 
hier  vorkommen  können. 

Selbstverständlich  ist  übrigens  die  Bestellung  der  Mit- 
glieder des  Aufsichtsrathes  wie  diejenige  der  Vorsteher  wider- 
ruflich, während  ein  Widerruf,  abgesehen  von  denjenigen,  die 
Seitens  des  Staates  oder  der  Gründer  gewählt  oder  kraft  sta- 
tutenmässiger  Anordnung  mit  ihrem  Amte  bekleidet^'-*,  von 
der  Generalversammlunsr  und  nur  von  dieser  ausscehen  kann. 

Was  nun  den  Wirkungskreis  des  Aufsichtsrathes  anbe- 
langt, so  ist  derselbe,  wie  schon  der  Name  andeutet,  seinem 
Wesen  nach  eine  controllirende  Behörde,  welcher  die  an  sich 
der  Generalversammlung  zukommende  Aufsichtsführuno-  über 
die  anderweitigen  Organe  und  Beamten  der  Gesellschaft  ob- 
liegt, dagegen  in  Ermangelung  anderer  statutenmässiger  Be- 
stimmungen keineswegs  alle  Rechte  jener  Versammlung  zu- 
kommen, so  wie  sie  auch,  so  wenig  Avie  diese  letztere,  einen 
Theil  an  der  Geschäftsführung  hat^*^.  Soferne  demnach  die 
Functionen  des  Ausschusses  durch  die  Statuten  nicht  näher 
bestimmt  sind,  beschränken  sich  dieselben  darauf,  dass  er  die 
Geschäftsführung  der  Actienverbindung  in  allen  Zweigen  der 
Verwaltung  zu  überwachen  hat,  zu  welchem  Zwecke  er  sich 
vom  Gange  der  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  zu  unter- 
richten, die  Bücher  und  Schriften  derselben  jeder  Zeit  einzu- 
sehen und  den  Bestand  der  Vereinskasse  zu  untersuchen  be- 


17)  Stat.  der  Leipz.  Bank,  §.  53;    der  Montania,  §.  35;    des 
Lugauer  Steinkohlen-Abbau-Vereins  Westphalia,  §.  24. — 

18)  Stat.  der  deutsch.  Versicher.-G.  in  Dresden,  §.  38. 

19)  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen,  S.  382.  383. 

20)  Protocolle,  S.  346. 
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fugt  ist  ^^.  Auch  hat  der  Aufsichtsrath  die  Jahresrechnuno^en, 
die  Bilanzen  und  die  Vorschläge  zur  Gewinnvertheilung  zu 
prüfen  und  darüber  alljährlich  der  Generalversammlung  Be- 
richt zu  erstatten -2,  so  wie  er  endlich  nach  dem  Allgem. 
deutschen  Handelsgesetzbuche  (Art.  226  verb.  mit 
Art.  194)  in  Einem  Falle  Icraft  Gesetzes  zur  Vertretung  der 
Actiengesellschaft  ermächtigt,  nämlich  bei  Führung  von  Pro- 
cessen, welche  die  Generalversammlung  gegen  Mitglieder  des 
Vorstandes  beschlossen  (s.  p.  543  flg.). 

Indessen  haben  die  meisten  Statuten,  welche  die  Auf- 
stellung eines  Aufsichtsrathes  anordnen,  dessen  Wirkungs- 
kreis über  jene  durch  den  Character  dieser  Behörde  gegebenen 
Gränzen  hinaus  ausgedehnt,  indem  sie  ihm  theils  anderweitige 
an  sich  der  Generalversammlung  zukommende  Functionen 
übertragen,  theils  denselben  in  grösserem  oder  geringerem 
Umfange  zur  Vertretung  der  Actiengesellschaft  nach  aussen 
berufen  haben. 

In  der  ersteren  Hinsicht  haben  einzelne  Statuten  dem 
Gesellschaftsausschusse  alle  an  sich  der  Generalversammlung 
zukommenden  Befugnisse,  soweit  nicht  durch  Beschlüsse  die- 
ser letzteren  oder  ausdrücklichen  statutenmässigen  Vorbehalt 
etwas  anderes  angeordnet,  eingeräumt  -^,  während  andere  Sta- 
tuten, ohne  ein  solches  Princip  aufzustellen,  dem  Aufsichts- 
rathe  eine  Reihe  von  Functionen,  die  an  sich  in  den  Wir- 
kungskreis des  höchsten  Vereins -Organs  fallen,  zugetheilt 
haben. 

Dahin  gehören  insbesondere  die  Wahl  der  Vorsteher^*, 
deren  Suspension-^  und  Entsetzung^*',  die  Erlassung  und  Ab- 
änderung allgemeiner  und  specieller  Instructionen  für  den 
Vorstand-^  so  wie  der  sonstigen  Reglemente  der  Anstalt^*, 

21)  Allg.  deutsche  Handelsg.,  Art.  225  Abs.  1.  —  Holland. 
Handelsges.,  Art.  44  u.  Art.  52.  —  de  Lange,  de  societ.  anonyma, 
p.  40.  41.  — 

22)  S.  p.  446.  —  Allg.  deutsch.  Handelsges.,  Art.  225  Abs.  2.— 

23)  Stat.  derMontania,§.  31;  der  Bad.  Wollen-Manufactur- 
FabrikMannheim,§.  61.  —  Pohls,  Actienges.,  S.  192. 

24)  Stat.  der  Frankf.  Bank,  Art.  37;  des  Lugauer  Stein- 
kohlen-Abbau-Vereins Westphalia,  §§,  28.  31 ;  der  Heidelberg. 
Ultramarin-Fabrik,  Art.  13. 

25)  Stat.  derHeidelb.  Ultramarin-Fabrik,  Art.  13. 

26)  Stat.  der  Leipz.-Dresd.  Eisenb.-Comp.,  §.27. 

27)  Stat.  des  Lugauer  Stein k. -Abbau-Vereins  Westphalia, 
§.28;  derHeidelb.  Ultramarin-Fabrik,  Art.  11. 

28)  Stat.  derFrankf.  Bank,  Art.  37. 
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die  Ertheilung  der  Decharge^^  so  wie  der  zu  gewissen  Ge- 
schäften nöthigen  Ermächtigungen^'^,  und  endlich  die  Ent- 
scheidung bei  Meinungsverschiedenheiten  unter  den  Vorstehern, 
wo  diese  ihre  Entschliessungen  mit  Stimmeneinheüigkeit  zu 
fassen  haben  ^^. 

Noch  weiter  gehen  jedoch  einzelne  Statuten,  indem  sie 
den  Aufsichtsrath  auch  zur  Vertretung  der  Geseilschaft,  deren 
Repräsentation  demnach  zwischen  Vorstand  und  Ausschuss 
getheilt,  insoferne  berufen,  als  sie  ihm  die  Abschliessung  be- 
sonders wichtiger  Geschäfte,  wie  des  Ankaufes  von  Schiffen, 
der  Anstellung  von  Schiffscapitänen  u.  s.  w.  vorbehalten^-. 

Endlich  steht  einer  statutenmässigen  Anordnung,  durch 
welche  dem  Aufsichtsrathe  das  Recht  der  Entscheidung  ge- 
wisser Streitigkeiten  zwischen  Actionären  und  Gesellschaft 
übertragen  wird,  um  desswillen  nichts  entgegen,  weil  in  der 
That  die  Actionäre  schiedsrichterliche  Functionen  in  Sachen 
des  Actienvereins,  bei  welchem  sie  betheiligt,  ausüben  kön- 
nen ^^. 

Die  Verantwortlichkeit  der  Mitglieder  des  Aufsichts- 
rathes  gegenüber  der  Gesellschaft  richtet  sich  im  Allgemeinen 
nach  den  nämlichen  Grundsätzen,  wie  diejenige  der  Vorsteher. 
Daher  haften  jene  nicht  bloss  für  den  Schaden,  welcher  den 
Verein  aus  einer  Ueberschreitung  ihrer  Machtbefugnisse  be- 
troffen, sondern  auch  für  denjenigen  aus  Unterlassungen  so 
wie  aus  einem  Mangel  an  gehörloser  Sorgfalt  bei  Handlungen, 
die  innerhalb  ihrer  Competenz  lagen,  und  zwar  so,  dass  die 
mehreren  Mitglieder,  welche  ein  Verschulden  hierbei  trifft, 
solidarisch  verbunden. 

Aus  diesem  Grunde  sieht  denn  auch  das  Allg.  deutsche 
Handelsgesetzbuch  Art.  226  den  Fall  von  Processen  der 
Actiengesellschaft  gegen  Mitglieder  des  Aufsicht srathes  vor. 


29)  Protocolle,  S.  352  a.  E.  fg.  —  u.  oben  S.  447. 

30)  Stat.  des  Vereins  chemischer  Fabriken  inMannheim, 
§.  57;  der  Heidelb.  Ultramarin-Fabrik,  Art.  19.  —  Allg.  deutsch. 
Handelsges.,  Art.  231  Abs.  2. 

25)  Stat.  des  Vereins  chemischer  Fabriken  in  Mannheim, 
§.  55. 

32)  Protocolle,  S.  1058. 

33)  S.  p.  126.  —  Die  von  Baden  zur  Lösung  einer  vor  den  Ge- 
richten entstandenen  Streitfrage  in  der  Nürnberger  Conferenz  zur 
dritten  Lesung  gemachte  Erinnerung  (no.  224),  wonach  der  im  Texte  auf- 
gestellte Grundsatz  im  Gesetze  ausgesprochen  werden  sollte,  wurde  von 
der  Berathung  ausgeschlossen. 
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indem  es  in  Ansehung  derselben  die  nämlichen  Grundsätze 
aufstellt,  die  für  Rechtsstreitigkeiten  der  Actienverbindung 
gegen  Vorsteher  gelten  sollen. 

Ist  aber  die  Gesellschaft  durch  ein  gleichmässig  dem 
Vorstande  wie  dem  Aufsichtsrathe  zur  Last  fallendes  Ver- 
schulden zu  Schaden  gekommen,  indem  z.  B.  die  Majorität 
dieses  letzteren  jenen  zu  der  schädigenden  Handlung  ermäch- 
tigt, so  haften  hierfür  die  schuldhaften  Mitglieder  der  einen 
und  der  anderen  Behörde  dem  Actienvereine  in  solidum,  ohne 
dass  die  Mitglieder  des  Ausschusses  die  vorgängige  Auskla- 
guno^  der  Vorsteher  verlansren  könnten^*. 

Doch  kann  in  einem  solchen  Falle  nach  dem  Allgem. 
deutschen  Handelsgesetzbuche  (Art.  226  verb.  mit  Art. 
194  Abs.  3)  der  Aufsichtsrath  ohne  und  selbst  gegen  den  Be- 
schluss  der  Generalversammlung  gegen  die  schuldhaften  Vor- 
standsmitglieder klagen. 

§.  60. 

Die  Beamten  und  Bevollmächtigten  der  Actiengesellschaft. 

Wie  der  Organismus  einer  Actienverbindung  aus  sehr 
mannigfachen  Behörden  zusammengesetzt  sein  kann,  so  sind 
auch  bei  den  einzelnen  Actienvereinen  verschiedene  Beamte 
mit  verschiedenen  Wirkungskreisen  angestellt,  während  die 
Besorgung  gewisser  Arten  von  Geschäften  Bevollmächtigten 
der  Gesellschaft  zugewiesen  sein  kann. 

Insbesondere  bringt  es  der  Umstand,  dass  der  Vereins- 
vorstand vielfach  collegialisch  organisirt  ist,  mit  sich,  dass 
für  die  Ausführung  der  Beschlüsse  dieser  Behörde,  die  un- 
mittelbare Leitung  aller  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  und 
die  Beaufsichtigung  der  übrigen  Angestellten  derselben,  sta- 
tutenmässig  ein  oberster  Beamter  des  Actienvereins  angestellt 
Averden  soll,  welcher  den  Titel  Director^,  Generaldirec- 
tor^,  Generalagent^,  oder  General-Secretär^  führt. 

Dieser  Beamte,  welcher  im  Zweifel  durch  die  General- 
versammlung zu  ernennen'',   dessen  Bestellung  jedoch  durch 


34)  Arg.  const.  1  C.  quo  quisque  ordine  (11.  36). 

1)  Stat.  der  Norddeutsch.  Bank  in  Hamburg,  §.45. 

2)  Stat.  der  Oesterr.  Staatseisenb.-G.,  §.  28;  derThuringia, 
§.  20. 

3)  Stat.  der  Aachen-Münch.  Feuer-Versich. -G.,  §.35. 

4)  Stat.  der  Graz-Köflacher  Eisenb.-  u.  Bergbau-G.,  §.34. 

5)  Stat.  der  Aachen-Münch.  Feuer-Versich.-G.,  §.35. 
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die  Statuten  vielfach  dem  Vorstande  überlassen*^,  hat,  wo  er 
nicht  zugleich  Mitglied  dieses  letzteren  ist,  regelmässig  eine 
berathende  Stimme  bei  dessen  Sitzungen,  denen  er  anzuwoh- 
nen verpflichtet  ist. 

Nach  anderen  Statuten  sind  dem  Vorstande  unmittelbar 
zwei  oberste  Beamte  unterstellt,  in  der  Art,  dass  dem  einen, 
demGeneralinspector,  die  Leitung  des  äusseren  Geschäfts- 
betriebes, dem  anderen,  dem  Generalsecretär,  diejenige 
der  inneren  Geschäftsverwaltung,  wie  der  Canzlei-,  Gassen-, 
Correspondenz-  und  Rechnungsgegenstände,  obliegt''. 

An  die  Stelle  dieser  Beamten  kömmt  bei  Eisenbahn-, 
Dampfschiffahrts-  und  Bergbau-Gesellschaften  als  erster 
dem  Vorstande  unmittelbar  untergeordneter  Beamter  der  Ac- 
tienverbindung  ein  Betriebsdirector  vor,  welchem  die 
unmittelbare  Leitung  des  Betriebes  der  Gesellschafts-Unter- 
nehmung, so  wie  die  Ueberwachung  der  zu  diesem  Betriebe 
anffestellten  Personen  zukömmt  ^. 

Auch  versteht  es  sich  von  selbst,  dass,  wo  überhaupt  der 
Gegenstand  des  Actienunternehmens  in  Handelsgeschäften 
besteht,  die  Gesellschaft  die  verschiedensten  Handluno-sbe- 
vollmächtigten  so  wie  sonstige  Angestellte,  welche  thatsäch- 
liche  Hülfe  bei  deren  Handelsbetriebe  leisten,  haben  kann ". 

Dagegen  pflegen  die  Actienvereine  keine  Procuristen  zu 
bestellen^",  wozu  in  der  That  ein  Bedürfniss  um  desswillen 
nicht  vorliegt,  weil  der  Vorstand  denen  des  Procuristen  ana- 
loge Vollmachten  hat. 

Dessenungeachtet  hatte  der  von  der  Redactionscommis- 
sion  ausgearbeitete  Entwurf  eines  allg.  deutschen  Han- 
delsgesetzbuchs Art.  213  auf  den  Fall  einer  solchen  Be- 
stellung Rücksicht  genommen,  indem  er  bestimmte: 

„Die  Vertretung  der  Gesellschaft  kann  in  Beziehung  auf 

„die  Geschäftsführung  einzelnen  Beamten  der  Gesellschaft 

„zugewiesen  werden. 


6)  Stat.  der  Oesterr.  Staatseisenb.-G.,  §.  28;  der  Graz- 
Köflacher  Eisenb.-G.,  §.  34;   der  Thuringia,  §.  20. 

7)  Stat.  der  k.  k.  priv.  Galiz.  Carl-Ludwig-B.,  §,  46;  der 
K.  Ferdin.-Nordb.,  §§.  66fg. — 

8)  Beschorner,  das  deutsche  Eisenbahnrecht,  S.  88.  —  Stat.  der 
k.  k.  Donau-D ampfschiffahrts- Ges.,  §§.  43  fg.;  der  Montania, 
§.  44.  — 

9)  Pohls,  Actiengesellsch.,  S.  218. 
10)  Protocolle,  S.  1064. 
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„In  diesem  Falle   kommen   nach  dem  Umfange  der 
„Vollmacht    die    Bestimmungen    über    Procuristen    oder 
„Handlungsbevollmächtigte  zur  Anwendung." 
Indessen  wurde  von  Seiten  des  Referenten  die  Weglas- 
sung der  Bezugnahme  auf  die  Bestimmungen  über  Procuri- 
sten aus   dem  Grunde  beantragt,   weil  die  Beamten  der  Ac- 
tiensresellschaft  in  der  Regel  einen  in  äusserlich  erkennbarer 
Weise  abgegränzten  Wirkungskreis  hätten,   und  diesem  An- 
trage  durch  die  Conferenz   um   dess willen  entsprochen,   weil 
das   Recht  der  Bestellung  eines  Procuristen   einen  Principal 
von  unbeschränkter  Willensfähigkeit  voraussetze   und  dem- 
nach nicht  zu  einem  Institute  wie  die  Actienverbindung  passe, 
dessen  Geschäftsthätigkeit   sich  nur  auf  einem  autonomisch 
beschränkten  Boden  bewege  ^^. 

Ist  demzufolge  nach  Massgabe  des  Allgem.  deutsch. 
Handelsgesetzb.  den  Actiengesellschaften  die  Bestellung 
von  Procuristen  nicht  gestattet,  so  bestimmt  sich  die  Befug- 
niss  sämmtlicher  Beamten  und  Bevollmächtigten  des  Vereins 
auch  Dritten  gegenüber  nach  der  ihnen  ertheilten  Vollmacht, 
welche  jedoch  im  Zweifel  auf  alle  die  Rechtshandlungen  sich 
erstreckt,  die  die  Ausführung  derartiger  Geschäfte,  wie  das 
oder  die  zugewiesenen,  gewöhnlich  mit  sich  bringt  ^2. 

Dass  übrigens  eine  Actiengesellschaft  einen  zum  Zwecke 
ihrer  gerichtlichen  Vertretung  angestellten  Beamten  haben 
kann,  ist  schon  früher  bemerkt  worden,  so  wie  auch,  dass 
Vorladungen  und  andere  Zustellungen  an  die  Gesellschaft  an 
denselben  behändigt  werden  können  (s.  p.  525).  Dagegen  ist 
hier  noch  einer  eigenthümlichen  Art  von  Anstellung  zu  er- 
wähnen, die  sich  bei  bedeutenderen  Actienvereinen  vorfindet 
und  die  mit  derjenigen  des  zuletzt  erwähnten  Beamten  ver- 
bunden sein  kann,  nämlich  der  eines  Rechtsconsulenten, 
d.  h.  einer  rechtskundigen  Person,  welche  die  Gesellschaft  in 


11)  Protocolle,  S.  1063.  1064. — 

12)  Allg.  deutsch.  Hatidelsg.,  Art.  234.  —  Dies  ist  gerade  die 
Bedeutung  dieses  Artikels,  die  Bestellung  von  Procuristen  auszuschliessen, 
da  nach  Laut  desselben  der  Umfang  der  Vollmachten  sämmtlicher  Beamten 
und  Bevollmächtigten  der  Actiengesellschaft  sich  anders  wie  beim  Pro- 
curisten bestimmt.  Dies  verkennt  v.  Kräwell  zu  Art.  234,  Anmerk.  1, 
wenn  er  meint,  es  lasse  sieh  nicht  absehen,  was  mit  diesem  Artikel  be- 
zweckt sei,  und  zu  dem  Ergebnisse  kömmt,  da  das  Handelsgesetzbuch 
die  Bestellung  von  Procuristen  den  Actiengesellschaften  nicht  verbiete,  so 
stehe  sie  denselben  also  zu. 
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allen  Reclitsangelegenheiten,  in  streitigen  Fällen  wie  bei  Ab- 
schliessung  von  Verträgen,  mit  juristischem  Rathe  zu  unter- 
stützen hat,  und  zu  diesem  Zwecke  auch  den  Generalver- 
sammlungen, so  wie  den  Conferenzen  der  Direction  und  den 
Sitzungen  des  Aufsichtsrathes  anzuwohnen  verbunden  ist^^. 

Man  hat  die  Frage  aufgeworfen,  ob  die  verschiedenen 
Beamten  und  Bevollmächtigten  der  Gesellschaft  Beschlüsse 
und  Aufträge  des  Vorstandes  und  beziehungsweise  der  ihnen 
vorgesetzten  höheren  Beamten  zum  Vollzuge  zu  bringen  ha- 
ben, wenn  diese  den  Gesetzen  oder  Statuten  zuwider  sind, 
und  als  Zweifelsgrund  bei  Entscheidung  dieses  Punctes  die 
zweifache  Stellung  jener  Personen  geltend  gemacht,  welche 
einerseits  Angestellte  der  Gesellschaft  wären,  andererseits  den 
Vorstand  und  beziehungsweise  Generaldirector  u.  s.  w.  als  die 
ihnen  unmittelbar  vorgesetzte  Behörde  anzuerkennen  hätten. 
Indessen  kann  es  einem  gegründeten  Zweifel  nicht  unterlie- 
gen, dass  es  keinem  Beamten  oder  Bevollmächtigten  des  Ver- 
eins gestattet,  Handlungen,  welche  durch  Gesetz  oder  Sta- 
tuten verboten,  vorzunehmen,  da  er  zu  deren  Vornahme  in 
der  That  keinen  oder  keinen  rechtsgültigen  Auftrag  hat,  und 
dass  er  im  entgegengesetzten  Falle  ungeachtet  höherer  Wei- 
sung auf  eigene  Verantwortlichkeit  hin  handelt,  sobald  er  in 
der  Lage  war,  die  Rechtswidrigkeit  der  betreffenden  Hand- 
lung einzusehen,  wie  z.  B.  ein  Cassier,  welcher,  nachdem  ihm 
die  üeberschuldung  der  Gesellschaft  bekannt,  wenn  auch  auf 
Weisung  des  Vorstandes,  Zahlungen  leistet,  oder  ein  sonsti- 
ger Angestellter,  der  in  rechtswidriger  Weise  auszugebende 
Inhaber-Actienscheine  unterschreibt.  —  Dagegen  haben  die 
Beamten  des  Actienvereins  die  Zweckmässigkeit  der  an  sich 
nicht  rechtswidrigen  Massregeln,  mit  deren  Ausführung  sie 
von  ihren  Vorgesetzten  betraut,  nicht  zu  prüfen,  so  wie  sie 
sich  auch  darum  nicht  zu  kümmern  haben,  ob  diese  letzteren 
den  ihnen  rücksichtlich  derselben  obliegenden  Verpflichtun- 
gen, wie  z.  B.  durch  Einholung  der  Genehmigung  des  Auf- 
sichtsrathes oder  der  Generalversammlung,  nachgekommen 
sind  ^\ 


13)  Stat.  der  Berlin-Frankf.Eisenb.-G.,  §.65. 

14)  Pohls,  Actienges.,  S.  216fg.  — 
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§.61. 

Grundsätze. 

Die  Ausdehnung  und  Erleichterung  des  Betriebes  der 
Geschäfte,  welche  den  Gegenstand  des  Unternehmens  einer 
Actiengesellschaft  bilden,  können  die  Emchtung  von  Zweig- 
niederlassungen (Filialen,  Comptoirs)  so  wie  auch  von 
Agenturen  ausserhalb  des  Sitzes  des  Vereins  als  zweck- 
mässig, ja  noth wendig  erscheinen  lassen. 

Was  insbesondere  zunächst  die  Gründung  von  Zweig- 
niederlassungen anbetrifft,  so  kann  eine  solche  durch  die  Sta- 
tuten vorgesehen,  und  der  Gesellschaft  für  das  gesammte 
Staatsgebiet^  oder  auch  ohne  eine  solche  Beschränkung^,  ja 
ausdrücklich  „an  allen  Orten"  ^  gestattet  sein. 

Ebenso  kann  durch  die  Statuten  das  Gesellschaftsorgan 
bestimmt  sein,  welches,  wie  z.  B.  der  Aufsichtsrath,  die  Er- 
richtung von  Zweiganstalten  soll  beschliessen  können*,  wäh- 
rend daselbst  auch  vielfach  zu  diesem  Zwecke  die  Staatsge- 
nehmigung  vorbehalten^  und  bisweilen  dem  Actienvereine 
die  Verpflichtung  zur  Gründung  einer  Filiale  an  einem  gege- 
benen Orte  auferlegt  ist^. 

In  Ermangelung  anderer  statutenmässiger  Bestimmungen 
ist  aber  eine  Actiengesellschaft  für  berechtigt  zu  erachten, 
überall  Zweigniederlassungen  ausserhalb  ihres  Sitzes  zu  grün- 
den, wo  nicht  die  Errichtung  solcher  mit  dem  Zwecke  des 
Actienunternehmens  im  Widerspruche  steht,  vde  dies  nament- 
lich dann  der  Fall,  wenn  dieser  Zweck  durch  die  Statuten 
auf  den  Ort,  woselbst  der  Verein  seinen  Sitz  hat,  beschränkt, 
wie  z.  B.  bei  einer  Actienbank,  welche  den  Geldumlauf  in 
einer  gegebenen  Stadt  fördern,  Handel  und  Gewerbe  daselbst 
unterstützen  und  einer  übermässigen  Steigerung  des  Zins- 
fusses  vorbeugen  soll.     Auch    versteht  es    sich  von  selbst. 


1)  Stat.  der  Oesterreich.  Creditanstalt,  §.  2;  der  Oesterr. 
Nationalbank,  §.47;  der  RostockerBank,§.  3.  — 

2)  Stat.  der  Norddeutschen  Bank  in  Hamburg,  §.61. 

3)  Stat.  der  Niedersächs.  Bank  in  Bückeburg,  §.13.  —  '. 

4)  Stat.  der  Norddeutsch.  Bank  inllamburg,  §.61. 

5)  Stat.  der  Oesterr.  Creditanstalt,  §.  2;  der  Preuss.  Bank 
in  Berlin,  §.  39;  der  Rostocker  Bank,  §.  3;  der  Weimar.  Bank, 
§.  1.     —     6)  Stat.  derThüring.  Bank,  §.  2.  — 
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dass  die  beabsichtigte  Zweigniederlassung  nur  die  Förderung 
des  statutenmässigen  Unternehmens  oder  die  Erweiterung  des- 
selben innerhalb  der  durch  die  Statuten  hierfür  gestellten 
Gränzen  bezwecken  darf. 

Unter  diesen  Voraussetzungen  kann  aber  die  Gründuno- 
einer  Zweigniederlassung  durch  die  Generalversammlung  und 
nur  durch  diese  beschlossen  werden,  wo  nicht  durch  die  Sta- 
tuten einem  anderen  Vereinsorgane  die  Befugniss  hierzu  ver- 
liehen. —  Die  Generalversammlung  ist  hierzu  competent,  weil 
es  sich  hier  nicht  um  eine  Aenderung  der  Statuten  handelt; 
der  Vorstand  ist  es  aber  im  Zweifel  desshalb  nicht,  weil  von 
einer  Handlung  die  Rede,  die  über  dasjenige  hinausgeht,  Avas 
die  Verwaltung  des  Gesellschaftsvermögens  und  der  gewöhn- 
liche Geschäftsbetrieb  der  Gesellschaft  mit  sich  bringt. 

Die  Zweigniederlassung  kann  aber  je  nach  den  Bedürf- 
nissen des  Handels  und  Verkehrs  für  einen  oder  für  meh- 
rere der  statutenmässigen  Geschäftszweige  der  Actienverbin- 
dung  oder  für  alle  dieselben  errichtet  werden'^.  Auch  ist 
hierzu  die  Staatsgenehmigung,  wenn  dieselbe  nicht  ausdrück- 
lich vorbehalten,  selbst  da  nicht  erforderlich,  wo  sie  zur  Er- 
richtunor  der  Actieno^esellschaft  nöthig;  war,  weil  es  sich  hierbei 
weder  um  die  Gründung  einer  neuen  Corporation,  noch  um 
eine  Aenderung  der  Statuten  des  genehmio-ten  Actienunter- 
nehmens  handelt.  Eine  andere  Frage  ist  freilich  die,  ob  wenn 
die  Errichtung  einer  Zweigniederlassung  im  Auslande  beab- 
sichtigt, nicht  nach  Massgabe  der  ausländischen  Polizeigesetz- 
gebung die  Einwilligung  der  betreffenden  Staatsbehörde  nö- 
thig  ist  (s.  p.  102). 

Wohl  aber  muss  nach  dem  Allg.  deutsch.  Handels- 
gesetzbuche Art.  212  bei  jedem  Handelsgerichte,  in  dessen 
Bezirke  die  Actiengesellschaft  eine  Zweio^niederlassune:  hat, 
diese  Behufs  der  Eintragung  in  das  Handelsregister  angemel- 
det werden,  eine  Anmeldung,  welche  die  Angabe  der  Firma 
und  des  Sitzes  der  Gesellschaft,  so  wie  des  Gegenstandes 
und  der  Zeitdauer  des  Unternehmens,  wo  diese  statutenmässig 
beschränkt,  enthalten  muss.  Das  Handelsgericht,  welches 
die  Eintragung  der  Zweigniederlassung  so  lange  nicht  vor- 
nehmen  darf,  als  nicht  nachgewiesen,  dass  der  Eintrag  bei  dem 


7)  Stat.  der  Oesterr.  Creditanstalt  für  Handel  u.  Gewerbe, 
§.  2. 

lienaud,  Acücmjeselhch.  Qg 
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Handelsgerichte  der  Hauptniederlassung  geschehen  (Art.  21 
Abs.  3),  hat  andererseits  die  Mitglieder  des  Vorstandes  von 
Amtswegen  durch  Ordnungsstrafen  zur  Befolgung  jener  Vor- 
schriften anzuhalten  (Art.  212  Abs.  2)^,  wogegen  ihm  selbst 
die  Verpflichtung  obliegt ,  den  Eintrag  in  den  öffentlichen 
Blättern  bekannt  zu  machen,  welche  zu  den  ihm  durch  das 
Gesetz  zur  Pflicht  gemachten  Bekanntmachungen  bestimmt 
sind  (Art.  IH  u.  14).  Besteht  übrigens  an  dem  Orte  oder  in 
der  Gemeinde,  woselbst  die  Zweigniederlassung  errichtet 
wird,  bereits  eine  gleiche  Firma,  so  muss  der  einzutragenden 
Firma  ein  Zusatz  beigefügt  werden,  durch  welchen  sie  sich 
von  der  bereits  vorhandenen  deutlich  unterscheidet  (Art.  21 
Abs.  2). 

Die  Errichtung  einer  Zweigniederlassung  bezweckt  aber 
die  Ermöglichung  des  Abschlusses  solcher  Geschäfte,  die  zu 
dem  Geschäftszweige,  zu  dessen  Betriebe  die  Filiale  gegrün- 
det, gehören,  am  Sitze  dieser  letzteren;  daher  denn  die  Voll- 
macht des-  oder  derjenigen,  welche  einem  solchen  Zweig- 
etablissement vorgesetzt,  im  Zweifel  auf  alle  Geschäfte  sich 
erstreckt,  welche  der  Betrieb  des  betreffenden  Geschäftszwei- 
ges gewöhnlich  mit  sich  bringt^,  wogegen  die  Ertheilung  der 
Procura  auch  an  den  Vorgesetzten  einer  solchen  Zweigan- 
stalt nach  dem  AUg.  deutsch.  Handelsgesetzb.  für  un- 
statthaft zu  erachten. 

Die  Actiengesellschaft  behält  aber  auch  für  Klagen  aus 
Geschäften,  welche  mit  einer  ihrer  Zweigniederlassungen  ab- 
geschlossen worden,  ihren  Gerichtsstand  am  Orte  ihres  Sitzes  ^''j 
und  kann  aus  solchen  Geschäften  nur  dann  bei  dem  Gerichte, 
in  dessen  Bezirke  die  betreffende  Zweiganstalt  besteht,  be- 
lano-t  werden,  wenn  sie  sich  diesem  Gerichtsstande  unterwor- 
fen  oder  derselbe  als  forum  contractus  zuständig  ist.  ' 

Ebenso  ist  es  allein  der  Vereinsvorstand,  der  Namens 
der  Actienverbindung  aus  derartigen  Geschäften  belangt  wer- 
den kann ,    wo  nicht   dem  Beamten    oder  Bevollmächtigten, 


8)  Als  Zweigniederlassungen  einer  Eisenbahngesellschaft  sind  die 
vom  Sitze  der  Gesellschaft  entfernten  Stationsverwaltungen,  welche  zum 
Betriebe  des  Fracht-  und  Personen -Transportgeschäfts  ermächtigt,  zu 
betrachten.  S.  Dietrich  im  Archiv  für  Theorie  und  Praxis  des 
allg.  deutsch.  Handelsrechts,  Bd.  1.  Heft  2.  S.  144  fg. 

9)  Allg.  deutsch.  Handelsges.,  Art.  234  u.  Art.  47, 
10)  Protocolle,  S.  4GG0.  — 


§.  61.   Grundsätze.  563 

welcher  der  Zweigniederlassung  vorgesetzt,  dieBefugniss  zur 
Processführung  besonders  ertheilt  ist  ^^ 

Ueberhaupt  ist  die  Zweigniederlassung  keine  selbststän- 
dige von  derjenigen  der  Actiengesellschaft  verschiedene  Per- 
sönlichkeit, sondern  eine  ausserhalb  des  Sitzes  des  Actien- 
vereins  begründete  ständige  Stellvertretung  desselben ,  aus 
welchem  Grunde  sich  denn  die  in  einzelnen  Statuten  vorkom- 
mende Erklärung,  es  sollten  die  Filial-Anstalten  der  Actien- 
verbindunw  die  nämlichen  Rechte  und  Pflichten  wie  diese  selbst 
haben  *^,  von  selbst  versteht,  da  hier  in  der  That  nur  von 
Rechten  und  Pflichten  des  Actienvereins  selbst  die  Rede  sein 
kann. 

Von  den  Zweigniederlassungen  pflegen  die  Statuten  die 
Ao-enturen  oder  Aorentien  zu  unterscheiden'^.  Wiewohl 
nun  der  Begriff  eines  Agenten  unbestimmt  und  schwankende^, 
auch  die  Agenturen  mit  den  Zweigniedei-lassungen  das  ge- 
meinsam haben,  dass  sie  eine  ausserhalb  des  Sitzes  der  Ge- 
sellschaft in  deren  Interesse  zu  entwickelnde  Thätigkeit  be- 
zwecken, so  unterscheiden  sich  jene  von  diesen  gewöhnlich 
dadurch,  dass  ihnen  kein  selbstständiger  Geschäftsbetrieb  zu- 
gewiesen ist,  indem  sie  vielmehr  nur  zum  Geschäftskreise  des 
Actienunternehmens  gehörige  Geschäfte  einzuleiten,  den  Ver- 
kehr zwischen  Gesellschaft  und  Dritten  zu  vermitteln,  so  wie 
auch  den  letzteren  für  jene  gewisse  Hülfsleistungen  zu  prä- 
stiren haben  ^■\  Indem  aber  die  Agenten  nur  kraft  speciellen 
Auftrages  Namens  des  Actienvereins  Geschäfte  einzugehen 
und  Gelder  zu  erheben  befugt  sind'*',  sind  deren  Vollmachten 
zur  Vornahme  solcher  Handlungen  wohl  zu  prüfen  ^'',  während 
auf  dieselben  die  Vorschriften  des  Allg.  deutschen  Han- 
delsoresetzb.  Art.  212  über  Anmeldung  beim  Handelss^e- 


11)  Allg.  deutsch.  Handelsgesetzb.,  Art.  234.  235  u.  Art.  47 
Abs.  2.  — 

12)  Stat.  derOesterr.  Creditanstalt,  §.2;  der  Oesterr.  Na- 
tionalbank, §.  43. 

13)  Stat.  der  Norddeutsch.  Bank  in  Hamburg,  §.  61;  der 
Niedersächs.  Bank  in  Bückeburg,  §.  13;  der  Thüringer  Bank, 
§.  2. 

14)  Brinckmann,  Handelsrecht,  S.  390;  —  Protocolle,  S.  106 
i.  A. 

15)  Pohls,  Actienges.,  S.  218  a.E.  u.  S.  219. 

16)  Stat.  der  Niederösterr.  Escompte-Ges.,  §.4. 

17)  Pohls,  Actienges.,  S.  219. 
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richte  zum  Zwecke  des  Eintrags  in  das  Handelsregister  keine 
Anwendung  finden  ^^. 


KAPITEL  IV. 

Die  Rechtsverhältnisse  während  der  Dauer  der 
Actiengesellschaft. 

§.  62. 

Einleitung. 

Während  der  Dauer  des  Actienvereins  kommen  einerseits 
Rechtsverhältnisse  zwischen  diesem  und  den  Actionären  vor, 
andererseits  solche,  welche  zwischen  der  Actiengesellschaft 
und  Dritten  Statt  haben,  mit  welchen  jene  durch  das  ihr  an- 
gehörige  Vermögen  und  dessen  Verwaltung,  durch  die  Ge- 
schäfte, deren  Betrieb  den  Gegenstand  ihres  Unternehmens 
bildet,  so  wie  in  Folge  der  Eigenschaft  dieser  Personen  als 
Gründer  in  rechtlichen  Beziehungen  steht. 

Dagegen  sind  die  Actionäre,  wie  sie  als  solche  gegenüber 
den  Gläubigern  des  Vereins  weder  berechtigt,  noch  verpflichtet 
(s.  p.  503  flg.),  in  dieser  ihrer  Eigenschaft  zu  einander  in  kei- 
nerlei Rechtsverhältniss,  da  sie,  wie  schon  früher  ausgeführt, 
weder  in  einem  Societäts-,  noch  in  einem  anderen  obligatorischen 
Nexus  zu  einander  stehen,  und  auch  der  Umstand,  dass  sie 
Einer  Corporation  angehören,  rechtliche  Beziehungen  unter 
ihnen  nicht  zu  begründen  vermag. 

So  ist  denn  in  der  That  ein  Actionär  nicht  befugt,  die 
von  anderen  auf  deren  Actien  geschuldeten  Rückstände  ganz 
oder  pro  parte  einzuklagen,  so  wie  er  nicht  berechtigt  ist, 
solche  von  ihm  geschuldete  Beiträge  ganz  oder  theilweise  an 
seine  Mitactionäre  zu  entrichten.  Ebensowenig  bestehen  aber 
sonstige  Rechte  und  Verpflichtungen  der  Mitglieder  eines  und 


18)  Nach  der  Bremischen  Verordn.  v.  ^/jg.Febr.  1860,  die  Er- 
richtung und  Aufhebung  von  Handelsfirmen  und  Procuren  betreffend, 
§.  9  sind  auswärtige  Actiengesellschaften,  welche  in  ihrem  Namen  inner- 
halb des  Bremischen  Staatsgebiets  durch  daselbst  etablirte  Agenten 
Geschäfte  treiben,  den  Vorschriften  der  §§.  5 — 8  unterworfen;  oder  müssen 
dieselben  mit  a.  W.  ihre  Statuten  und  Statuten-Aenderungen  gerichtlich 
deponiren,  so  wie  die  sie  vertretenden  Personen  daselbst  zur  Anzeige 
bringen. 
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desselben  Actienvereins  zu  einander.  Insbesondere  ist  die 
Meinung  unbegründet,  wonach  jeder  einzelne  Actionär  gegen- 
über seinen  Genossen  ein  Recht  auf  das  Bestehen  des  Vereins 
und  auf  dessen  statutenmässige  Thätigkeit  haben  soll  ^.  Denn 
kann  allerdings  die  Actiengesellschaft  nicht  vor  Ablauf  der 
statutenmässig  bestimmten  Zeit  ohne  Einwilligung  aller  Mit- 
glieder aufgelöst  werden,  wo  nicht  durch  die  Statuten  etwas 
anderes  in  dieser  Hinsicht  vorgesehen  ist,  und  gilt  auch  das 
Nämliche  von  einem  Aufschübe  des  beabsichtigten  Vereins- 
unternehmens, so  lässt  sich  nicht  einsehen,  wie  hier  von  Rech- 
ten der  Actionäre  gegen  einander  die  Rede,  und  welche  Klage 
zu  deren  Geltendmachung  gegeben  sein  sollte.  Wie  nämlich 
die  Actionäre  unter  sich  in  keiner  rechtlichen  Beziehung 
stehen  und  auch  eine  rechtswidrige  Auflösung  der  Gesell- 
schaft oder  ein  rechtswidriger  Aufschub  der  Thätigkeit  des 
Vereins  dem  einzelnen  Mitgliede  nicht  zur  Last  fällt,  so 
ist  hier  nur  eine  gegen  die  Actienverbindung  zu  richtende 
Klage  auf  Annullirung  des  Gesellschaftsbeschlusses  (s.  p. 
465),  oder  auch  ein  in  der  Generalversammlung  gegen  den 
säumigen  Vorstand  zu  stellender  Antrag  möglich. 

Bei  dieser  Sachlage  ist  denn  die  Bestimmung  mancher 
Statuten,  durch  welche  der  Fall  von  Streitigkeiten  der  Actio- 
näre unter  einander  vorgesehen  und  deren  Entscheidung  durch 
Schiedsrichter  vorgeschrieben  wird^,  in  der  That  nur  für  die 
Zeit  nach  Auflösung  der  Gesellschaft  von  practischer  Be- 
deutuno". 


I.    Die  Rechtsverhältnisse  zwischen  dem  Actienvereine  und 
dessen  Mitgliedern. 

§.63. 

Dia  Rechtsverhältnisse  zwischen  Actienverein  und  Actio- 
nären  im  Allgemeinen. 

Die  Rechtsverhältnisse  zwischen  einer  Actiengesellschaft 
und  deren  Mitgliedern  können  in  sehr  verschiedener  Weise 
gestaltet  sein;   sie  können  in  Rechten  der  Actionäre  gegen- 

1)  So  Jolly  in  der  Zeitschr,  für  deutsches  Recht,  Bd.  XI. 
S.  397. 

2)  Stat.  der  Hessisch.  Ludw.-Eisenb.-G.,  §.  56;  der  Berlin- 
Frankfurt.  Eisenb.-G.,  §.  68;  des  Brackeler  Bergwerkvereins, 
§.  41;  des  Lugauer  Steinkohlen-Abbau-Vereins  Westphalia, 
§.  37.  — 
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über  dem  Vereine  so  wie  in  Befugnissen  dieses  gegenüber 
jenen  bestehen. 

Der  gewöhnliche  Zweck  der  BetheiHgung  als  Mitglied 
bei  einer  Actienverbindung  ist  die  verhältnissmässige  Theil- 
nahme  an  dem  von  derselben  zu  machenden  Gewinne.  Da 
jedoch  ein  Actienunternehmen  nicht  immer  auf  Gewinn  ge- 
richtet, so  kömrat  ein  Anspruch  auf  Dividenden  keineswegs 
bei  jeder  Actiengesellschaft  vor.  Ebensowenig  lässt  sich  als 
ein  allgemeines  jedem  Actionär  zustehendes  Recht  dasjenige 
der  Theilnahme  an  den  Generalversammlungen  bezeichnen; 
denn  gewährt  allerdings  der  Regel  nach  jede  Actie  dem  In- 
haber daselbst  eine  Stimme,  so  kann  durch  die  Statuten  et- 
was anderes  bestimmt  sein,  und  sind  auch,  wie  früher  gezeigt, 
vielfach  Actionäre  von  einer  solchen  Theilnahme  ausgeschlos- 
sen. Auch  ist  das  Stimmrecht  in  der  Generalversammlung 
an  sich  keine  Befugniss  von  selbstständiger  Bedeutung,  son- 
dern nur  ein  Mittel  zur  Wahrung  anderer  dem  Actionär  als 
solchem  zustehender  Interessen.  Das  Nämliche  gilt  aber 
auch  von  dem  Rechte  der  Actionäre  auf  Rechnungsablegung 
Seitens  des  Vorstandes,  so  wie  auf  Einsicht  der  Bücher  der 
Gesellschaft,  —  Befugnisse,  die  jene  übrigens  regelmässig 
nur  als  Mitglieder  der  Generalversammlung  haben  ^,  und  die 
daher  denjenigen  abgehen,  welche  von  der  Theilnahme  an 
dieser  Versammlung  schlechtweg  ausgeschlossen  sind. 

Wohl  aber  haben  die  Actionäre,  wie  sehr  viele  Statuten 
(s.  p.  127  flg.)  und  auch  das  Allg.  deutsche  Handelsg. 
Art.  216  ausdrücklich  erklären,  einen  verhältnissraässigen 
Antheil  an  dem  Vermögen  der  Gesellschaft,  d.  h.  ein  Recht 
auf  einen  Theil  desselben  bei  Auflösung  des  Vereins  so  wie 
im  Falle  eines  gültigen  Beschlusses  theilweiser  Rückzahlung 
des  Grundcapitals. 

Der  Actionär  kann  demnach  als  solcher  verschiedene 
Ansprüche  gegenüber  dem  Actien vereine  haben,  so  wie  ihm 
auch  im  Verhältnisse  zu  seinen  Actien  ein  Recht  am  Vermö- 
gen der  aufgelösten  Verbindung  zukömmt.  — 

Indem  aber  diese  verschiedenen  Ansprüche  sich  an  die 
Eigenschaft  als  Actionär  anknüpfen,  ist  der  allgemeine  Inhalt 
des  zwischen  Actionär  und  Actiengesellschaft  bestehenden 
Rechtsverhältnisses  das  Recht  jenes,  von  dieser  die  Anerken- 
nung als  Vereinsmitglied  mit  einem  oder  mit  mehreren  Ac- 


1)  Allg.  deutsch.  Handelsg.,  Art.  224  u.  oben  p.  451. 
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tienrechten  zu  verlangen,  eine  Anerkennung,  die  im  Streit- 
falle zunächst  bei  der  Generalversammlung  zu  suchen,  die 
aber,  wo  sie  von  dieser  letzteren  verweigert,  mittelst  einer 
gegen  den  Actienverein  anzustellenden  Klage  erzwungen 
werden  kann  (s.  p.  452).  Als  ein  unmittelbarer  Ausfluss 
der  Eigenschaft  als  Actionär  erscheint  nun  das  Recht  auf  un- 
veränderten  statutenmässigen  Bestand  der  Actienverbindung 
80  wie  der  statutenmässigen  Thätigkeit  derselben,  woran  ohne 
die  Einwilligung  der  einzelnen  Vereinsmitglieder,  soferne  die 
Statuten  in  dieser  Hinsicht  nicht  etwas  anderes  vorgesehen, 
nichts  verändert  Avei'den  kann. 

Die  Eigenschaft  als  Actionär  hat  aber  wegen  des  damit 
verbundenen  Anspruchs  auf  einen  verhältnissmässigen  Theil 
des  Gesellschaftsvermögens  so  wie  auf  Dividenden,  wo  solche 
nicht  durch  den  Zweck  des  Actienunternehmens  ausgeschlos- 
sen sind,  einen  Vermögenswerth,  der  namentlich  nach  der 
Höhe  der  Dividenden-Austheilungen  wechselt^.  Daher  ist 
der  Actionär  nicht  allein  gegenüber  der  Actienverbindung 
zur  Veräusserung  seiner  Actienrechte  insoferne  befugt,  als 
nicht  die  Statuten  entgegengesetzte  Bestimmungen  hier  ent- 
halten, sondern  kann  derselbe  gegen  die  Gesellschaft  ein  zu 
Geld  zu  veranschlagendes  Recht  haben,  dass  ihm  dieselbe  von 
neu  zu  emittirenden  Actien  eine  gegebene  Anzahl  zu  einem 
gewissen  Curse  überlasse.     Freilich   setzt  diese   letztere  Be- 

fugniss  eine  den  Actionären  durch  die  Statuten  gegebene  dess- 
en OD 

fallsige  Zusicherung  voraus,  welche,  wo  sie  auch  nach  Laut 
der  statutenmässigen  Bestimmung  den  Subscribenten  er- 
theilt,  von  diesen  als  mit  den  Actienrechten  auf  deren  Erwerber 
übertragen  zu  betrachten  ^. 

Mit  der  Eigenschaft  als  Actionär  können  aber  auch  Ver- 
pflichtungen gegenüber  der  Actiengesellschaft  verbunden  sein. 
Zu  diesen  gehört,  abgesehen  von  der  weiter  unten  näher  zu 
erörternden  Verbindlichkeit  rückständige  Actienbeträge  zu 
bezahlen,  nicht  selten  kraft  statutenmässiger  Anordnung  die 
Pflicht,  eine  Wahl  in  die  verschiedenen  Vereinsbehörden  an- 
zunehmen. Insoferne  jedoch  eine  Verpflichtung  gegenüber 
der  Actienverbindung  lediglich  mit  der  Eigenschaft  als  Ac- 
tionär, beziehungsweise  mit  einer  gegebenen  Zahl  vonActien- 


2)  Heise,  Handelsrecht,  S.  71.  —  S.  auch  oben  p.  74.  — 

3)  Gutachten  der  Handelskammer  zu  Frankfurt  a/M.  vom 
16.  April  1845  bei  K.  Mals. s,  ausgewählte  Gutachten,  Frankfurt  a/M.  1854, 
S.  95  flgr.  — 
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rechten  verbunden,  tritt  eine  Befreiung  von  derselben  mit  dem 
Aufgeben  dieser  Rechte  ein. 

§.64. 

Der  Anspruch  auf  Dividenden  insbesondere. 

Der  Zweck  der  weitaus  grösseren  Zahl  der  Actiengesell- 
schaften  ist  auf  Gewinn  gerichtet,  was  namentlich  bei  allen 
Actien vereinen,  bei  w^elchen  der  Gegenstand  des  Unterneh- 
mens in  Handelsgeschäften  besteht,  nicht  aber  bei  diesen  al- 
lein der  Fall  ist. 

Wo  aber  eine  Actienverbindung  eine  universitas  quaes- 
tuaria  ist,  hat  jeder  Actionär  im  Zweifel  einen  Anspruch  auf 
einen  verhältnissmässigen  Theil  des  reinen  Gewinns  der  Ge- 
sellschaft. Auch  bei  Actienvereinen  übrigens,  welche  zu- 
nächst zu  gemeinnützigen  Zwecken  gegründet,  können  Ge- 
winn-Austheilungen  vorkommen,  da  hier  nicht  selten  die  Sta- 
tuten der  Generalversammlung  die  Befugniss  einräumen,  bei 
gedeihlichem  Fortgange  der  Anstalt  solche  zu  beschliessen  ^ 

Der  Anspruch  der  Actionäre  auf  einen  verhältnissmässi- 
gen Theil  des  reinen  Gewinns  ist  aber,  wenn  überhaupt,  nicht 
erst  mit  der  Beendigung  der  Actlengesellschaft  begründet,  in- 
dem vielmehr  der  auf  die  einzelnen  Vereinsmitglieder  fallende 
Gewinn  mit  Abschluss  der  einzelnen  Rechnungsperioden  de- 
finitiv berechnet  und  ausbezahlt  w^rd,  während  die  periodisch 
nach  Verhältniss  der  Actien  zu  berechnenden  Gewinnantheile 
Dividenden  oder  Austheilungen^  heissen^. 

Freilich  hat  man  an  einer  solchen  periodischen  Gewinn- 
vertheilung  um  desswillen  Anstand  genommen,  weil  bei  der 
Societät,  und  zwar  selbst  bei  der  offenen  Handels-  und  bei 
der  Commandit-Gesellschaft  ein  anderer  Grundsatz  gelte"*; 
—  ein  Bedenken,  welches  sich  nicht  durch  die  Bemerkung 
beseitigen  lässt,  dass  der  Actienverein  keine  Societät  sei,  weil 
es  sich  auch  hier  nur  um  Vertheilung  des  reinen  Gewinns 
handeln  kann,  während  in  Wirklichkeit  erst  am  Schlüsse  der 


1)  Stat.  der  Gewerbehalle  u.  Leihbank  des  Hanwerker-  u. 
Gewerbe-Vereins  in  Bern,  §.  8.  — 

2)  So  in  Hamburg.     Pohls,  Actieng.  S.  237.  —  „Uildeeting^' Rol- 
land. Handelsgesetzb.,  Art.  49. 

3)  Pohls,  Actieng.,  S.  235.  236.  —  Auerbach,  das  Gesellschafts- 
wesen, S.  361  flg. 

4)  Freilich  modificirt  durch  das  AUg.  deutsch.  Handelsgesetzb., 
Art.  106-108  und  Art.  161.  — 
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ganzen  Geschäftsführung  sich  ermitteln  lässt,  ob  der  Ge- 
schäftsbetrieb der  Gesellschaft  Gewinn  oder  Verlust  ergeben^. 

Auch  scheint  bei  Actiengesellschaften  eine  periodische 
Gewinnvertheilung  an  die  Actionäre  um  so  bedenklicher  zu 
sein,  als  diese  in  keiner  Weise  mit  ihrem  Vermögen  für  die 
Schulden  der  Gesellschaft  einzustehen  haben  ^. 

Dessenungeachtet  ist  eine  solche  Vertheilung  durch  das 
Wesen  des  auf  Gewinn  gei'ichteten  Actienunternehmens  er- 
fordert, und  deren  Zulässigkeit  wie  durch  gemeine  Gewohn- 
heit, so  durch  eine  Reihe  von  Gesetzgebungen  ausdrücklich 
anerkannt  ^.  Denn  nicht  allein  sind  die  Actiengesellschaften 
anders  wie  die  Societäten  vielfach  auf  ewige  oder  doch  auf 
längere  Zeit  gegründet,  wodurch  schon  eine  erst  mit  der  Auf- 
lösung des  Vereins  stattfindende  Gewinnvertheilunof  ausge- 
schlössen,  sondern  ist  eine  solche  mit  der  regelmässigen  Ver- 
äusserlichkeit  der  Actienrechte  unvereinbar.  Bei  einem  nur 
bei  Beendigung  der  Actienverbindung  zu  vertheilenden  Ge- 
winne nämlich  würde  nicht  bloss  der  Preis  der  Actien  einer 
längere  Zeit  bestehenden  Gesellschaft  mit  Rücksicht  auf  den 
von  dieser  letzteren  bisher  realisirten  Gewinn  schwer  zu  be- 
rechnen sein,  sondern  derselbe  auch  oft  eine  Höhe  erreichen, 
welche  in  Verbindung  mit  dem  grossen  Risico,  dem  sich  der 
Erwerber  aussetzte,  die  Actien  thatsächlich  dem  Verkehre  ent- 
ziehen würde.  Auch  würde  dem  Actienerwerbe  die  Bedeu- 
tung einer  rentabeln  Vermögens-Anlage  und  damit  den  Ac- 
tienunternehmungen  der  Zufluss  der  Capitalien  entzogen  wer- 
den, während  andererseits  nach  dem  Wesen  der  Actiengesell- 
Schaft  deren  Gläubigern  nur  das  statutenmässige  Grundcapital 
als  Garantie  geboten  und  dieselben  demnach  so  lange  nicht 
beeinträchtigt  sind,  als  dieses  Capital  nicht  willkührlich  ver- 
mindert wird. 

Wo  aber  überhaupt  ein  Anspruch  der  Actionäre  auf  Di- 
videnden Statt  findet,  ist  die  Regel  die,  dass  der  auf  den  Ein- 
zelnen fallende  Gewinn  nicht  bloss  nach  der  Zahl  der  dem 


5)  Protocolle,  S.  1055  i.  A.  — 

6)  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen,  S.  361. — 

7)  Allg.  deutsch.  Handels^.,  Art.216  Abs.  2;  Art.  217  Abs.  1.  — 
Protocolle,  S.  1054  a.  E.u.  S.  1055, —  Russisch.  Reglement  v.  1836, 
Art.  30;  Holland.  Handelsg.,  Art.  49;  Preuss.  Gesetz  v.  9.  Nov. 
1843,  §.  17;  Engl.  Actiengesellsch. -Acten  1856.  1857,  Anh.,  Ver- 
waltungsregulativ, §§.  63  flg.;  Zürch.  Civilgesetzb.,  §.  1358; 
Bernisch.  Gesetz  v.  1860,  Art.  16  a.  E.  — 
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Einzelnen  gehörigen  Actien  oder  Actienantheile,  sondern  auch, 
was  bei  Actiencoupons  und  der  allerdings  seltener  vorkom- 
menden Ungleichheit  der  Actien  wichtig,  nach  deren  Grösse 
sich  bestimmt^.  Ebenso  ist  aber  im  Zweifel  jeder  Actionär 
in  gleicher  Weise,  je  nach  der  Zahl  und  Grösse  seiner  Actien, 
zur  Theilnahme  an  dem  zur  Vertheilung  kommenden  Ge- 
winne berechtigt. 

Indessen  können  andere  Verhältnisse  nach  Massgabe 
der  Statuten  oder  von  Beschlüssen  der  Actionäre  vorkom- 
men. So  kann  der  Eintritt  der  Inhaber  von  Actien  einer  ge- 
wissen Serie  in  den  Dividenden-Genuss  auf  einen  spätem 
Zeitpunct  gesetzt'';  so  können  ferner  gewisse  Actien,  wie 
z.  B.  Prioritäts-Actien,  insoferne  bevorzugt  sein,  als  auf  diese 
zunächst  und  vor  den  übrigen  gewisse  Procente  von  dem  zur 
Vertheilung  kommenden  Gewinne  zugetheilt  werden  sollen 
(s.  §.  72);  so  kann  endlich  auch  sonst  eine  ungleiche  Theil- 
nahme am  Gewinne  festgestellt  sein,  wie  z.  B.  in  Ansehung 
der  Actien  zweier  mit  einander  fusionirter  Gesellschaften^*^. 

Der  Anspruch  auf  die  Dividenden  wird  aber  mit  der 
Veräusserung  des  Actienrechts  übertragen,  und  zwar  nicht 
bloss  im  Falle  einer  bezüglichen  statutenmässigen  Anord- 
nung^^ oder  ausdrücklichen  Zusicherung;  daher  denn  bei 
einem  Verkaufe  von  Actien  oder  Actien-Certificaten  auf  eine 
bestimmte  Zeit  zu  liefern,  der  ä  Conto-Dividend  dem  Käufer 
gehört  ^^. 

Ein  Dividenden-Anspruch  der  Actionäre  ist  jedoch  mit 
Abschluss  der  einzelnen  Rechnungsperiode  jedenfalls  nur 
dann  begründet,  wenn  ein  reiner  Gewinn  vorhanden.  Hier- 
nach  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  von  einer  Dividenden- 
Austheilung  dann  keinenfalls  die  Rede  sein  kann,  wenn  die 


8)  Jolly  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.  396; 
Würtemb.  Entw.,  Art.  261  u.  Motive  dazu,  S.  230. 

9)  Stat.  der  Hess.  Ludw.Eisenb.-G.,§.  57  a.  E.— 

10)  Jolly  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XL  S.  397;  — 
Bluntschli,  Erläut  zum  Zürch.  Gesetzb.  zu  §.  1358. 

11)  Stat.  des  Vereins  chemisch.  Fabriken  in  Mannheim, 
§.12;  der  Berner  Export- Gesellsc h. ,  §.  7. 

12)  Gutachten  der  Handelskammer  in  Frankfurt  a/M.  bei 
Malss,  ausgewählte  Gutachten,  S.  99  flg.  —  In  diesem  Sinne  sagen  die 
französischen  Juristen:  „les  he'ne/ices  ou  divide7ides  a/feranls  aux  actione  ne 
sonl  das  quau  titre,  par  cela  meme  que  ce  Iure  est  essenüellement  negociable, 
meme  lorsquU  est  nominatif.''''  Dalloz,  repert.,  tom.  XL.  m.  societe', 
no.  1575. 
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Gesellschaft  in  der  abgeschlossenen  Rechnungsperiode  wirk- 
lichen Gewinn  nicht  gehabt,  wenn  also  die  Kechnung  dieser 
Geschäftsperiode  nicht  einen  Ueberschuss  des  Betrags  des 
vom  Vereine  in  derselben  Erworbenen  über  die  in  der  nämli- 
chen Zeit  gehabten  Verluste  und  Unkosten  nachweist,  Ver- 
luste und  Unkosten,  zu  denen  die  für  den  betreffenden  Reeh- 
nungs-Abschnitt  nach  Massgabe  der  Statuten  zu  berechnende 
Entwerthung  der  Gesellschafts-Sachen,  so  wie  die  zur  Ver- 
zinsung und  Amortisation  der  vom  Vereine  aufgenommenen 
Anlehen  nöthigen  Beträge  zu  zählen  sind  *^. 

Indessen  ist  ein  Anspi'uch  auf  Dividenden-Austheilung 
keineswegs  dann  immer  begründet,  wenn  die  Bilanz  des  letzt- 
verflossenen Rechnungsabschnittes  einen  daselbst  erzielten 
Ueberschuss  nachweist.  Denn  hat  das  Grundcapital  der  Ge- 
sellschaft in  einer  früheren  Periode  eine  Verminderung  erlit- 
ten, so  ist  in  der  That  so  lange  kein  reiner  Gewinn  vorhan- 
den, bis  jenes  auf  die  vorige  Höhe  gebi'acht  ist  und  demnach 
so  lange  eine  Dividenden- Vertheilung  nicht  vorzunehmen  (s. 
p.  58flg.).  - 

Auch  ist  nicht  immer  aller  reine  Gewinn  der  Gesell- 
schaft zur  Vertheilung  unter  die  Actionäre  bestimmt,  indem 
einem  Theile  desselben  durch  die  Statuten  eine  andere  Be- 
stimmung gegeben  sein  kann.  Daher  denn  auch  das  AI  lg. 
deutsche  Handels g.  Art.  216  Abs.  2  den  Actionären  nur 
„einen  Anspruch  auf  den  reinen  Gewinn,  soweit  die- 
„ser  nach  dem  Gesellschaftsvertrage  zur  Verthei- 
„lung  unter  die  Actionäre  bestimmt  ist,"  zuerkennt. 

Abgesehen  nämlich  davon,  dass  eine  Theilung  des  Ge- 
Avinns  zwischen  der  Gesellschaft  und  einer  anderen  Person 
festgesetzt  ^*,  dass  ferner  Gewinnantheile  für  Dienste  oder  für 
die  Ueberlassung  des  Gebrauchs  von  Sachen  zugesichert  sein 
können,  soll  nach  einzelnen  Statuten  ein  Theil  des  reinen  Ge- 
winns zu  einem  daselbst  näher  bezeichneten  wohlthätigeu 
Zwecke  verwendet  *^  oder,  wie  bei  Spielbanken,  zur  Verschö- 
nerung der  Anstalt  oder  auch  des  Orts,  woselbst  diese  ihren 
Sitz  hat,  vorabgezogen  werden^*'.     Auch  sind  statutenmässig 


13)  Stat.  der  Hess.  Ludw. -Eisenb.-G.,  §.  41. 

14)  S  tat.  der  Wolle nmanufactur  Mannheim,  §.  24. 

15)  Stat.  der  Aachen,   u.  München.  Feuer  -  Versicher.  -  G., 
§§.  10.  11. 

16)  Stat.  der  anonym.  Gesellsch.  der  vereinigt.  Pachtung. 
deßKurhausesHomburg,  §.38. 
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vielfach  vom  Reingewinne  gewisse  Procente  für  die  Gründer, 
oder  zu  einer  unter  die  Mitglieder  des  Vorstandes  oder  des 
Aufsichtsraths  zu  vertheilenden  Tantieme  vorabzunehmen,  so 
wie  Abzüge  zur  Stiftung  von  Unterstützungs-Cassen  für  das 
Personal  und  zu  Zuschüssen  zu  denselben  zu  machen  ^^. 

Namentlich  ist  aber  sehr  oft  durch  die  Statuten  die  Bil- 
duno"  eines  Reservefonds,  zu  welchem  ein  Theil  des  reinen 
Gewinns  der  Gesellschaft  vor  einer  jeden  Dividenden-Aus- 
theilung  geschlagen  werden  soll,  vorgesehen  (s.  §.  71).  Der 
Theil  des  Reingewinns,  welcher  für  jede  Rechnungsperiode 
zu  jenem  Fonds  zurückzulegen,  ist  aber  bald  der  Bestimmung 
der  Verwaltung  schlechtweg  überlassen'^,  bald  durch  die  Sta- 
tuten nur  als  Minimum  bestimmt,  so  dass  die  Generalver- 
sammlung die  Zurückbehaltung  eines  höheren  Betrags  be- 
schliessen  kann''',  bald  durch  jene  schlechthin,  wie  auf  5  oder 
25,  30,  ja  50%  festgesetzt  ^^ 

Auch  ist  nach  einzelnen  Statuten  der  ganze  Reinge- 
winn so  lange  zum  Reservefonds  zu  schlagen,  bis  dieser  eine 
bestimmte  Höhe  erreicht  hat-'.  Wo  aber  auch  nur  ein  Theil 
des  in  einer  Rechnungsperiode  gemachten  Gewinns  zu  jenem 
Fonds  zurückzulegen,  hat  dies  im  Zweifel  nur  so  lange  zu 
geschehen,  bis  derselbe  zu  einer  statutenmässig  festgesetzten 
Summe  angewachsen  2^,  wo  nicht  für  einen  solchen  Fall  die 
Statuten  der  Generalversammlung  das  Recht  geben,  darüber 
zu  beschliessen,  ob  nicht  dessenungeachtet  das  statutenmäs- 
sige  Minimum  oder  auch  ein  reducirter  Betrag  zu  Händen 
des  Reservefonds  vorabzunehmen  ist  ^^.  Auch  sollen  nach  an- 
deren Statuten  geringere  Procente  vom  Nettogewinne  zum 
Reservefonds  vorabgezogen  werden,  wenn  dieser  einen  be- 


I 


17)  Siat.  de  la  socieie  Suisse  des  combustibles,  Art.  24;  Auerbach,  das 
Gesellschaftswesen,  S.  360. 

18)  Stat.  der  Darmstädter  Bank  für  Handel  u.  Industrie, 
§.  16.  —Engl.  Actiengesellschafts-A.  1856,  2857,  Anh.,  Verwal- 
tungsregulativ,  §.  65. 

19)  Stat,  des  Brackeler  Bergwerk-Vereins,  §.16;  der  Pro- 
videntia, §.  55;  der  Thuringia,  §.  33;  der  Zuckerfabrik  Heil- 
bronn, §.  9. 

20)  Stat.  der  Leipzig.  Bank,  §.  111;  der  deutsch.  Versiche- 
rungsg.-G.    in  Dresden,  §.  22;  des  deutsch.  Phönix,  §.  48. 

21)  Stat.  der  Aachen,  u.  München.  Feuerversicherungs-G., 

§.  10. 

22)  Stat.derLeipzig.Bank,  §.  111;  der  Frankfurt.Rückver- 
s i c h e r. - G.,  Art.  38;  des  deutsch.  Phönix,  §.  48. 

23)  Stat.  des  Brackeler  Bergwerk- Vereins,  §.  17.  — 
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stimmten  Betrag  erreicht  hat,  wogegen  jeder  Abzug  zu  die- 
sem Zwecke  wegfallen  soll,  wenn  der  Fonds  bis  zu  einer  an- 
derweitigen höheren  Summe  angewachsen  ^^. 

Dass  nun  aus  dem  Reservefonds  regelmässig  Dividenden 
nicht  zu  bezahlen,  versteht  sich  nach  dem  Gesagten  von 
selbst,  weil  eine  solche  Vertheilung  einen  in  dem  betref- 
fenden Rechnunojsabschnitte  gemachten  Reingewinn  voraus- 
gesetzt,  und  auch  jener  Fonds  aus  solchen  Gewinn-Antheilen 
gebildet,  welche  nach  Massgabe  der  Statuten  zur  Vertheilung 
unter  die  Actionäre  nicht  bestimmt  sind.  Doch  ist  es,  wie 
später  zu  zeigen  (s.  §.  66  zu  not.  21),  unrichtig,  jenen  Grund- 
satz als  einen  absoluten  aufzustellen-^. 

Darüber  aber,  wie  es  sich  dann  verhält,  wenn  der  Re- 
servefonds zu  den  Zwecken,  zu  welchen  er  gebildet,  in  An- 
spruch genommen  worden,  enthalten  die  Statuten  vielfach 
keine  oder  doch  nicht   ausreichende   Bestimmungen.      Doch 

CT 

dürfte  der  Natur  der  Sache  nach  in  folgender  Weise  zu  un- 
terscheiden sein. 

Ist  der  Reservefonds  angegriffen  worden,  ehe  und  bevor 
er  die  statutenmässige  Höhe  erreicht,  so  hat  dies  weiter  kei- 
nen Einfluss,  als  dass  nach  Abschluss  einer  jeden  Rechnungs- 
periode der  durch  die  Statuten  bestimmte  Theil  des  Reinge- 
winns so  lange  zurückzuhalten,  bis  das  Reservecapital  zu 
jenem  Betrage  angewachsen  ist.  Ein  gänzliches  Unterbleiben 
aller  Dividenden-Austheilung,  bis  der  Abgang  gedeckt,  wird 
nur  dann  Statt  finden,  wenn  statutenmässig  der  sämmtliche 
Reingewinn  zum  Reservefonds  zu  schlagen,  bis  derselbe  eine 
gewisse  Höhe  erreicht,  oder  die  nach  den  Statuten  hierzu  er- 
mächtigte Generalversammlung  einen  derartigen  Beschluss 
fasst.  Ebenso  ist  aber  jener  Fonds,  wenn  er,  nachdem  er  bis 
zum  statutenmässigen  Betrage  angewachsen,  in  Anspruch  ge- 
nommen worden,  in  Ermangelung  einer  entgegengesetzten  aus- 
drücklichen Anordnung  der  Statuten,  nicht  in  der  Art  zu  er- 
gänzen, dass  der  gesammte  Reingewinn  der  folgenden  Rech- 
nungs-Abschnitte dazu  verwendet  würde  und  demnach  bis 
zur  vollständigen  Ergänzung  jede  Austheilung  von  Dividen- 
den zu  unterbleiben  hätte.  Vielmehr  ist  zur  Reconstituirung 
des  Reservecapitals  der  Theil  des  Nettogewinns  zu  verwenden, 


24)  Stat.  der  deutsch.  Versicherungs-Gesellsch.  in  Dres- 
den, §.  22.  — 

25)  DiesthutPöhls,  Actieng.,  S.  249.— 
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der  ursprünglich  zu  dessen  Bildung  bestimmt  2^,  was  auch 
nach  den  Statuten  anzunehmen,  welche  einfach  besagen,  es 
sei  der  vom  Reservefonds  zu  verwenden  gewesene  Betrag  aus 
dem  Reingewinne  der  folgenden  Jahre  wieder  zurückzuer- 
statten 2^ 

Es  gelten  mit  a.  W.  der  Natur  der  Sache  nach  von  der 
Ergänzung  des  Reservefonds  ganz  andere  Grundsätze  wie 
von  derjenigen  des  Grundcapitals.  —  Ist  nämlich  das  letztere 
angegriffen,  so  ist  so  lange,  bis  es  die  statutenmässige  Höhe 
wieder  erreicht,  in  der  That  kein  reiner  Gewinn  vorhanden, 
und  kann  demnach  bis  dahin  von  einer  Dividenden- Verthei- 
luno"  nicht  die  Rede  sein.  Anders  verhält  es  sich  dagegen 
mit  dem  Reservecapitale,  da  dasselbe  aus  reinem  Gewinne 
gebildet  und  daher  dessen  gänzliche  oder  theilweise  Vermin- 
derung die  Möglichkeit  eines  Nettogewinns  in  einem  weiteren 
Rechnungs-Abschnitte  nicht  ausschliesst,  während  von  diesem 
nur  der  durch  die  Statuten  bestimmte  Theil  unter  die  Actio- 
näre  nicht  vertheilt  werden  soll. 

Hiermit  steht  denn  auch  der  allerdings  sehr  misslich  re- 
digirte  Artikel  217  Abs.  2  des  Allg.  deutschen  Handels- 
gesetzbuchs nicht  im  Widerspruche.  Zwar  bestimmt  der- 
selbe, es  dürfe  nur  dasjenige  unter  die  Actionäre  vertheilt 
werden,  was  sich  nach  der  jährlichen  Bilanz,  und,  wenn  im 
Gesellschaftsvertrage  die  Innehaltung  eines  Reser- 
vecapitals  bestimmt,  nach  Abzug  desselben  als  reiner 
Ueberschuss  ergeben,  und  könnte  diese  Fassung  beim  ersten 
Anblicke  die  Meinung  veranlassen,  als  ob  immer  der  ganze 
Reservefonds  vorhanden  sein  müsse,  ehe  es  zu  einer  Divi- 
denden-Austheilung  kommen  könne.  Indessen  sagt  dies  in 
der  That  das  Gesetz  nicht,  nach  dessen  Wortlaute  vielmehr 
am  Schlüsse  einer  jeden  Rechnungsperiode  das  ganze  Re- 
servecapital  vom  Gewinne  in  Abzug  zu  bringen  wäre,  um  den 
als  Dividende  zu  vertheilenden  Betrag  festzustellen.  Da  die- 
ses jedoch  in  Wirklichkeit  durch  jenen  Artikel  nicht  geraeint 
sein  kann,  so  ist  derselbe  in  der  Art  auszulegen,  wie  er  mit 
den  in  der  Natur  der  Sache  begründeten  Grundsätzen  im 
Einklänge  steht,  und  daher  in  dem  Sinne  zu  verstehen,  dass 


26)  Stat.  der  Frankfurt.  Bank,  Art.  69;  der  Frankfurt.  Rück- 
versicherungs-G.,  Art.  38;  des  deutsch.  Phönix,  §.  48. 

27)  Stat.  der  deutschen  Versich erungs-Gesells eh.  in  Dres- 
den, §.  23, 
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dasjenige  unter  die  Actionäre  zu  vertheilen,  was  nach  Ab- 
zug des  statutenmässig  zur  Innehaltung  des  Reservecapitals 
Bestimmten  als  reiner  Ueberschuss  sich  ergiebt. 

Ausser  den  Abzügen  für  wohlthätige  Zwecke,  Tantiemen, 
Reservefonds  u.  g.  w.,  durch  welche  der  unter  die  Actionäre 
zu  vertheilende  Reingewinn  geschmälert  werden  kann,  kom- 
men übrigens  bisweilen  noch  anderweitige  Abzüge  vor,  wie 
zu  einem  Amortisationsfonds,  mittelst  dessen  die  Zahl 
der  Actien  vermindert  werden  soll  und  zu  einem  Tilffuno^s- 
fonds  zum  Zwecke  allmähliger  Ablösung  der  Capitalschul- 
den  der  Gesellschaft  (s.  §.  71). 

Wenn  demnach  der  Anspruch  der  Actionäre  auf  Divi- 
denden durch  das  Vorhandensein  reinen  Gewinns  bedingt,  so 
ist  derselbe  auch  seinem  Betrage  nach  wechselnd,  indem  er 
nicht  allein  von  der  Höhe  des  Nettogewinns,  sondern  na- 
mentlich auch  davon  abhängt,  ob  das  Reservecapital  in  der 
statutenraässigen  festgesetzten  Summe  vorhanden.  Wie  also 
am  Schlüsse  eines  gegebenen  Rechnungsabschnitts  eine  jede 
Dividenden- Austheilung  wegfallen  kann,  so  können  anderer- 
seits die  unter  die  Actionäre  zu  vertheilenden  Gewinnantheile. 
im  Verhältnisse  zum  Nominalbetrage  der  Actien  äusserst 
gering  oder  höchst  bedeutend  sein,  während  dies  gerade  die 
Bedeutung  der  Betheiligung  bei  einem  auf  Gewinn  gerichte- 
ten Actienunternehmen  ist,  dass  der  Actionär  gegen  die  Ge- 
fahr, den  Preis  seiner  Actien  so  wie  die  Zinsen  von  den  dar- 
auf bezahlten  Summen  zu  verlieren,  die  Hoffnung  auf  einen 
an  sich  unbegränzten  Gewinn  erwirbt.  Aus  diesem  Grunde 
entspricht  denn  die  statutenmässige  Festsetzung  eines  Maxi- 
mums der  von  der  Gesellschaft  auszubezahlenden  Dividenden, 
obwohl  an  sich  nicht  unstatthaft  -**,  dem  Wesen  eines  Actien- 
vereins  nicht,  bei  welchem  der  Gegenstand  des  Unternehmens 
in  Handelsgeschäften  besteht  oder  dessen  Zweck  sonst  auf 
Gewinn  gerichtet,  wie  denn  auch  dei^artige  s.  g.  Maximai- 
Dividenden  meist  nur  bei  anonymen  Gesellschaften  vor- 
kommen, die  mehr  um  eines  gemeinnützigen  Zweckes  willen 
gegründet  worden  ^^. 


28)  Holländisches  Handelsgesetz,  Art.  49,  Abs.  2. 

29)  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen,  S.  360.  —  Stat.  d.  Frank- 
furter gemeinnützigen  Baugesellschaft  vom  14.  Decemb.  1860, 
§.  20:  ,,Der  aus  der  V^ermiethung  der  Wohnungen  und  aus  der  Verwaltung 
„des  Capitalvermögens  erzielte  Reinertrag  wird  zur  Auszahlung  einer 
, jährlichen,    die  Stelle  der  Zinsen  vertretenden  Dividende  bestimmte. 
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Wie  der  Anspruch  auf  Dividenden,  wo  ein  solcher 
überhaupt  vorkömmt,  seinem  Wesen  nach  nicht  allein  durch 
das  Vorhandensein  reinen  Gewinns  bedingt  ist,  sondern  sei- 
nem Betrage  nach  für  die  einzelnen  Rechnungspexnoden 
wechselt,  so  ist  derselbe,  soferne  es  sich  hierbei  um  einen 
Rechtsanspruch,  und  nicht  um  eine  blosse  Hoffnung  handelt, 
in  einem  verschiedenen  Zeitpuncte  begründet. 

Ist  nämlich  durch  die  Statuten  der  Verwaltung  die  Be- 
stimmung der  Abzüge  vom  Reingewinne  zum  Reservefonds 
schlechtweg  überlassen,  oder  die  Höhe  des  Betrags,  welcher 
zu  diesem  letzteren  Capitale  zurückzuhalten,  nur  als  Mini- 
mum festgesetzt,  während  die  Generalversammlung  die  Be- 
fugniss  haben  soll,  die  Zurücklegung  eines  höheren  Betrags 
zu  beschliessen,  oder  soll  endlich  diese  Versammlung  bei  ge- 
deihlichem Fortgange  der  Anstalt  eine  Gewinn-Austheilung 
anordnen  können,  so  ist  ein  Recht  des  Actionärs  auf  die  ein- 
zelne Dividende  erst  dann  begründet,  wenn  der  bezügliche 
Gesellschaftsbeschluss  ergangen  ist.  Fehlt  es  dagegen  an 
einer  der  genannten  Voraussetzungen,  so  ist  das  Recht  des 
Actionärs  auf  einen  verhältnissmässigen  Gewinnantheil  von 
einem  Gesellschaftsbeschlusse  unabhängig,  vielmehr  dasselbe, 
das  Vorhandensein  eines  Nettogewinns  vorausgesetzt,  mit 
Abschluss  des  betreifenden  Rechnungs-Abschnitts  erworben, 
sollten  auch  Statuten  ^°  oder  Gesetz  ^^  die  Anordnung  ent- 
halten, dass  die  Bestimmung  der  Gewinnvertheilung  der 
Generalversammlung  zustehe.  Denn  es  ist  im  Zweifel  der 
Sinn  einer  solchen  sich  übrigens  von  selbst  verstehenden 
Anordnung  der,  dass  es  Sache  der  Generalversammlung  ist, 
die  Richtigkeit  der  einen  Reingewinn  ausweisenden  Bilanzen 
zu  prüfen  und  die  vom  Vorstande  auf  Grundlage  der  Jahres- 
rechnung gemachten  Vorschläge  zur  Gewinnvertheilung  zu 


„Als  Maximum  dieser  Jahresdividende  ist  vier  vom  Hundert  festgesetzt 
„(§.  21).  Der  weitere  Reinertrag  und  die  hieraus  erzielt  werdenden  Zin- 
„sen  werden  zur  Bildung  eines  Reservefonds  verwendet.  Wenn  der  Re- 
„servefonds  die  Höhe  von  15  p.  C.  des  Gesellschaftscapitals  erreicht  hat, 
„so  soll  dasselbe  nicht  weiter  vermehrt  werden ;  es  soll  alsdann  auf  Antrag 
„des  Vorstandes  die  Generalversammlung  beschliessen,  ob  und  aufweiche 
„Weise  mittelst  successiver  Amortisation  die  Auflösung  der  Gesellschaft 
„vorzubereiten  sein  wird." 

30)  Stat.  der  Frankfurt.  Rückversicher.-G.,  Art.  37.  38;  des 
deutsch.  Phönix,  §§.47.48. 

31)  Allg.  deutsch.  Handelg.,  Art.  224.  —  Russ.  Reglement  v. 
1836,  Art.  30. 
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genehmigen,  wogegen,  von  entgegengesetzten  statutenmässi- 
gen  Bestimmungen  abgesehen,  nicht  anzunehmen  ist,  dass  die 
Rechte  der  Vereinsmitglieder  auf  verhältnissmässigen  An- 
theil  am  Gesellschaftgewinne  von  einem  Majoritäts-Beschlusse 
ihrer  Existenz  oder  ihrem  Betrage  nach  abhängen  sollen. 

Der  Reingewinn  der  Actienge Seilschaft  wird,  wie  wie- 
derholt bemerkt,  nicht  erst  nach  deren  Auflösung,  sondern, 
soweit  er  nach  den  Statuten  zur  Vertheilung  unter  die  Ac- 
tionäre  bestimmt,  nach  Abschluss  der  einzelnen  Rechnungs- 
perioden vertheilt. 

Diese  Rechnungsperioden  sind  vielfach  durch  die  Statu- 
ten auf  Ein  Jahr  angesetzt,  so  dass  die  auszuzahlenden  Di- 
videnden als  Jahres-Dividenden  erscheinen.  Indessen  ist 
an  sich  die  Bestimmung  der  Länge  der  Rechnungs- Ab- 
schnitte Sache  statutenmässiger  Festsetzung  und  können  die- 
selben,  wie  über  ein  Jahr  hinaus,  so  auch  unter  ein  solches 
gestellt  werden  ^^. 

Ebenso  kömmt  es,  wo  eine  jährliche  Bilanz-Ziehung  an- 
geordnet, nicht  selten  vor,  dass  statutenmässig  unter  dem 
Namen  von  Zinsen  halbjährige  Abschlagszahlungen  auf  die 
erwartete  Dividende  Stattfinden  sollen,  eine  Einrichtung,  durch 
welche  kleineren  Capitalisten,  die  auf  halbjährige  Zinsbezüge 
angewiesen,  die  Betheiligung  bei  der  Actiengesellschaft  er- 
möglicht und  daher  der  Zufluss  der  Capitalien  zum  Actien- 
unternehmen  gefördert  wird^^. 

Anders  verhält  es  sich  jedoch  nach  manchen  Gesetzen 
und  so  auch  nach  dem  AUg.  deutschen  Handelsgesetz- 
buches Wie  diese  nämlich  davon  ausgehen,  dass  die 
Rechnungsabschlüsse  der  Actiengesellschaft  jährlich  Statt  zu 
finden  haben  und  demnach  keinenfalls  längere  Rechnungsab- 
schnitte bestimmt  werden  dürfen  (s.  p.  494.),  so  gestatten 
sie  auch  nur  die  Vertheilung  desjenigen  unter  die  Actionäre, 
was  sich  nach  den  Jahres-Abschlüssen,  nach  der 
jährlichen  Bilanz  als  reiner  Ueberschuss  ergiebt,  womit 
denn   die  Leistung   von  Abschlagszahlungen  auf  die  Divi- 


32)  Würtemb.  Entw.,  Art.  261. 

33j  Goldschmidt  in  der  Zeitschr.  f.  d.  gesammte  Handels- 
recht, Bd.  III,  Beilageheft,  S.  81. 

34)  Preuss.  Gesetz  v.  9.  Nov.  1843,  §.  17;  Bernisch.  Gesetz 
V.  1860,  Art.  16  a.  E.;  Allg.  deutsches  Handelsgesetzbuch,  Art. 
217,  Abs.  1.— 
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dende    aus    dem    vorhandenen  Gewinne  im  Laufe  des   Ge- 
schäftsjahres untersagt  ist. 

Zwar  wurde  hiergegen  bei  der  Berathung  des  Allg. 
deutschen  Handelsgesetzbuchs  bereits  in  erster  Le- 
sung gehend  gemacht,  es  gebe  ganz  sohde  Actiengesellschaften, 
welche,  wie  z.  B.  die  Leipzig-Dresdener  Eisenbahn-Com- 
pagnie,  während  des  laufenden  Geschäftsjahres  Abschlags- 
zahlungen auf  die  Dividenden  leisteten,  ein  Verfahren,  das 
den  Vortheil  gewähre,  dass  die  Actieninhaber  schon  wäh- 
rend des  laufenden  Jahres  eine  bestimmte  Rente  bezögen, 
und  welches  ganz  unbedenklich  sei,  wenn  diese  s.  g.  Zinsen 
nur  einen  Theil  der  Dividende  bildeten,  wie  sich  diese  er- 
fahrungsmässig  herausstelle  ^^.  Nachdem  nun  auf  Grund  die- 
ser Bemerkungen  in  den  Entwurf  erster  Lesung  (Art. 
196  Abs.  3)  die  Bestimmung  aufgenommen  worden: 

„Auch  können  im  Laufe  des  Geschäftsjahres  aus  dem 

„vorhandenen  Gewinne  Abschlagszahlungen  auf  die  Di- 

„vidende  geleistet  werden," 
wurde  bereits  in  zweiter  Lesung  die  Streichung  dieses  Ab- 
satzes mit  10  gegen  6  Stimmen  beschlossen,  und  derselbe  in 
Folge  hiervon  in  den  Entwurf  zweiter  Lesung  (Art.  202) 
nicht  aufgenommen.  Wiewohl  nämlich  zu  dessen  Verthei- 
digung  hervorgehoben  wurde,  wie  die  Zulässigkeit  solcher 
Abschlagszahlungen  für  die  Actiengesellschaften  um  dess- 
willen  sehr  vortheilhaft  sei,  weil  die  Capitalisten  zu  Geldan- 
lagen in  Actien  geneigter  sein  würden,  wenn  sie  schon  im 
Laufe  des  Geschäftsjahres  einen  Theil  ihrer  Renten  beziehen 
könnten,  wurde  hiergegen  betont,  dass  vor  Aufstellung  der 
Jahresbilanz  nicht  ermittelt  werden  könne,  ob  Gewinn  vor- 
handen sei  oder  nicht,  und  dass  namentlich  keine  Gewissheit 
dafür  bestehe,  ob  nicht  der  bis  zu  einem  gewissen  Abschnitte 
des  Rechnungsjahres  berechnete  Gewinn  bis  zum  Jahres- 
Schlusse  wieder  verloren  gehe,  aus  welchem  Grunde  denn 
der  Antrag  verworfen  wurde,  eine  Bestimmung  in  das  Ge- 
setz aufzunehmen,  wonach  im  Gesellschaftsvertrage  die  Lei- 
stung von  Abschlagszahlungen  auf  die  Dividende  gestattet 
werden  könne  ^^. 

Dessenungeachtet  wurde  in  einer  späteren  Sitzung  (Sitz. 
CXXVIII)  die  Wiederaufnahme  des  gestrichenen  letzten  Ab- 


35)  Profocolle,  S.  312—314.  — 

36)  ProtocoUe,  S.  1043  u.  1044. 
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Satzes  des  Art.   196  oder   statt  dessen  eines  Absatzes   des 
Inhalts : 

„Auch  kann  im  Gesellschafts  vertrage  bestimmt  werden, 
„dass  im  Laufe  des  Geschäftsjahres  bestimmte  Zinsen 
„auf  Abschlag  der  bereits  voraussichtlichen  Dividende 
„gezahlt  werden" 
vorgeschlagen.  Man  berief  sich  hierbei  ausser  auf  den  früher 
geltend  gemachten  Umstand,  dass  viele  ganz  solide  Actien- 
gesellschaften  bestünden,  welche  zum  Theile  schon  seit  einer 
langen  Reihe  von  Jahren  im  Laufe  des  Geschäftsjahres  be- 
stimmte Abschlagszahlungen  auf  die  voraussichtliche  Divi- 
dende, ohne  irgend  eine  Gefährdung  ihres  Credits,  bezahlten, 
insbesondere  noch  auf  folgende  Gründe.  Namentlich  bei  grossen 
Actiengesellschaften  sei  es  aus  volkswirthschaftlichen  Rück- 
sichten nichts  weniger  als  wünschenswerth,  dass  die  Auszah- 
lung der  Dividende  erst  am  Schlüsse  des  Geschäftsjahres, 
also  erst  nach  Ablauf  eines  ganzen  Jahres,  erfolgen  dürfe. 
Denn  eine  solche  Beschränkung  nöthio^e  die  Actienverbin- 
düng,  ihren  ganzen  Gewinn  und  daher  oft  eine  viele  Millionen 
betragende  Summe  haaren  Geldes  Monate  lang  unfruchtbar 
in  ihren  Gassen  zu  behalten,  oder  mit  diesem  haaren  Gelde, 
falls  dasselbe  nicht  auf  sichere  Weise  und  augenblicklich  wi- 
derrufbar verzinslich  verwendet  oder  angelegt  werden  könne, 
Speculationsgeschäfte  zu  machen,  welche  oft  dem  Zwecke  der 
Actiengesellschaft  ganz  ferne  lägen  und  schon  deshalb,  ab- 
gesehen von  dem  damit  verbundenen  Risico,  nicht  zu  wün- 
schen seien.  Die  unfruchtbare  Aufbewahrung  von  vielen 
Millionen  haaren  Geldes,  welche  durch  ein  allgemeines  Ver- 
bot der  gedachten  Abschlagszahlungen  bei  allen  Actienver- 
einen  auf  unermessliche  Summen  sich  erstrecken  könne,  hemme 
die  Circulation  des  allgemeinen  Tauschmittels,  des  Geldes, 
was  überhaupt  bedenklich,  insbesondere  in  Zeiten  von  Geld- 
und  Handelskrisen  entschieden  nachtheilig  sei.  Bei  der  Zu- 
lassung jener  Abschlagszahlungen  dagegen,  welche  am  Schlüsse 
des  halben  Geschäftsjahres  erfolgten,  werde  der  Betrag  der 
in  den  Gassen  der  Actiengesellschaften  bis  zur  Dividenden- 
zahlung liegenden  Gelder  jedenfalls  erheblich  beschränkt.  — 
In  Ansehung  des  Antrages  der  Aufnahme  einer  Bestimmung 
in  das  Gesetz ,  wonach  Abschlagszahlungen  der  in  Frage 
stehenden  Art  in  Folge  ausdrücklicher  statutenmässiger  Ge- 
stattung zulässig  sein  sollten,  wurde  insbesondere  hervorge- 
hoben, wie  durch  dessen  Verwerfung  eine  solche  Auszahlung 

37* 
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selbst  für  solche  Fälle  als  unzulässig  bezeichnet  werde,  in 
denen  sie  mit  Rücksicht  auf  die  Geschäfte  der  Gesellschaft 
schon  im  Allgemeinen  ganz  unbedenklich  sei,  während  in 
Folo-e  der  vorgeschriebenen  Genehmigung  der  Statuten  Sei- 
tens der  Regierungen  jede  mögliche  Berücksichtigung  der 
Vereinsgläubiger  zu  erwarten  stehe.  Endlich  wurde  hier  noch 
geltend  gemacht,  wie  es  nicht  abzusehen  sei,  wesshalb  den 
Actiengesellschaften  nicht  gestattet  sein  sollte,  nach  Ablauf 
eines  jeden  halben  Jahres  Bilanz  zu  machen  und  den  hier- 
nach entfallenden  Gewinn  zu  vertheilen.  Würde  dies  nun 
als  zulässig  erklärt,  und  sonach  das  Wort  „Geschäftsjahr" 
im  Gesetze  nicht  streng  ausgelegt,  so  würde  die  Verwerfung 
jener  Anträge  zur  Folge  haben,  dass  in  vielen  Actienvereinen, 
bloss  wegen  der  Unzulässigkeit  gedachter  Abschlagszahlun- 
gen, 'also  keineswegs  mit  Rücksicht  auf  deren  Geschäft,  in 
jedem  halben  Jahre  die  Bilanz  gemacht  würde,  was  offenbar 
eine  Verschwendung  von  Zeit  und  Kosten  wäre. 

Diesen  Gründen  wurde  von  anderer  Seite  beigefügt,  es 
lasse  sich  kaum  nachweisen,  dass  irgend  einmal  eine  Actien- 
gesellschaft  oder  deren  Gläubiger  durch  die  Abschlagszah- 
lungen vom  Gewinne  Schaden  genommen  hätten,  während 
durch  Ausschliessung  dieser  Zahlungen  ohne  Noth  die  Asso- 
ciation erschwert,  da  sich  kaum  jemand  herbeilassen  werde, 
grosse  Summen  zu  zeichnen,  wenn  nicht  schon  während  des 
Jahres  ein  Theil  der  zu  beziehenden  Rente  flüssig  gemacht 
werden  könne.  Dass  dem  aber  wirklich  so  sei,  und  dass  nur 
dann,  wenn  schon  während  des  Jahres  ein  Theil  des  bevor- 
stehenden Gewinnes  ausbezahlt  werde,  die  für  grosse  Unter- 
nehmungen erforderlichen  Summen  aufgebracht  zu  werden  ver- 
möchten, ergebe  sich  schon  daraus,  dass  viele  Staaten  sich 
veranlasst  gefunden  hätten,  eine  gewisse  Dividende  und  die 
Auszahlung  eines  Theiles  derselben  während  des  Geschäfts- 
jahres zu  garantiren  ^^. 

Wenn  nun  auch  das  Gewicht  dieser  Gründe  in  der  Con- 
ferenz  nicht  verkannt  wurde,  so  wurde  dagegen  hervorgeho- 
ben, wie  dieselben  nur  von  ganz  grossen  Actienunternehmungen 
hergenommen  seien,  von  welchen  man  jedoch  nicht  immer 
ausgehen  dürfe,  wenn  es  sich  um  eine  Gesetzgebung  für  alle 
möglichen  Arten  von  Actienvereinen  handle. 

Sei  es  aber    ohnehin   ein   erhebliches ,   wiewohl  unver- 


37)  Protocolle,  S.  1053  u.  1054.  — 
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meidliches  Privilegium  der  Actiengesellschaften,  dass  sie  schon 
nach  jedem  Geschäftsjahre  auf  Grund  der  in  vielen  Puncten 
auf  unsicheren  Schätzungen  beruhenden  Bilanzen  den  Gewinn 
definitiv  berechnen  und  auszahlen  dürften,  obschon  eigentlich 
erst  am  Schlüsse  der  Geschäftsführung  mit  Wahrheit  ermit- 
telt werden  könne,  ob  der  Geschäftsbetrieb  der  Gesellschaft 
Gewinn  oder  Verlust  ergeben  habe,  so  erscheine  eine  Aus- 
dehnung dieses  Privilegiums  in  dem  Sinne,  dass  sogar  in 
halbjährigen  Zwischem-äumen  definitive  Berechnungen  und 
Auszahlungen  von  Gewinn  zugelassen  würden,  als  nicht  ge- 
rechtfertigt. 

Noch  ungerechtfertigter  sei  es  aber,  wenn  man  zulassen 
wolle,  dass  lediglich  auf  die  Präsumtion  hin,  es  sei  Gewinn 
vorhanden,  Vorauszahlungen  gemacht  würden,  was  dem  juri- 
stischen Wesen  der  Actiengesellschaft  widerspreche  und  die 
Gläubiger  gefährde  ^^. 

Das  Ergebniss  dieser  Erwägungen  war  die  Abweisung 
der  oberwähnten  Anträge  mit  8  gegen  7  Stimmen  ^'^,  wobei 
es  denn  auch  trotz  der  später  vom  Abgeordneten  für  Lübeck 
nochmals  hervorgehobenen  Bedenklichkeit  dieses  Beschlus- 
ses '^^  bei  der  definitiven  Abschliessung  des  Entwui'fes  sein 
Bewenden  behalten. 

Und  dies  unseres  Erachtens  mit  gutem  Grunde.  Zwar 
lässt  es  sich  nicht  leugnen,  dass  es  für  kleine  wie  für  grosse 
Capitalisten  beschwerend  sein  kann,  von  den  in  Actienunter- 
nehmungen  steckenden  Capitalien  nur  jahresweise  Renten  zu 
beziehen.  Indessen  dürfte  ein  solches  Verhältniss  nicht  in 
dem  besorgten  Masse  von  der  Theilnahme  an  Actiengesell- 
schaften abhalten,  wie  denn  die  Staatspapiere,  bei  denen  nur 
jährliche  Verzinsung  Statt  findet,  kaum  weniger  gesucht  sind 
und  einen  niedrigeren  Curs  als  diejenigen  haben,  welche  halb- 
jährige Zinsen  abwerfen.  Andererseits  setzen  Dividenden 
nicht  bloss  einen  reinen  Gewinn  in  der  betreffenden  Rech- 
nungsperiode,  sondern  einen  Ueberschuss  über  das  Grundca- 
pital  voraus,  dessen  Vorhandensein  so  lange  nicht  constatirt 
sein  kann,  als  nicht  die  Bilanz  gezogen.  Daher  erscheinen 
denn  die  Abschlagszahlungen  auf  die  Dividende  während  des 
Laufes  des  Geschäftsjahres  in  Wirklichkeit  als  Zahlungen 
auf  einen  gehoff'ten,   allein  nicht  feststehenden  Gewinn,   die 


38)  Protocolle,  S.  1055  u.  1056. 

39)  Protocolle,  S.  1055.     —    40)  Protocolle,  S.  1448. 
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folgeweise  ebensogut  als  theilweise  Rückzahlungen  des  Grund- 
capitals  sich  gestalten  und  sonach  nicht  allein  zu  groben 
Missbräuchen  führen  können,  sondern  um  so  bedenklicher 
sind,  als  die  Actionäre  in  gutem  Glauben  bezogene  Dividen- 
den keinenfalls  zurückzuerstatten  verbunden.  Indem  aber 
diese  Gründe  bei  allen  Actiengesellschaften  ausnahmslos  zu- 
treffen, wurde  mit  vollem  Rechte  auch  der  Antrag  verworfen, 
Abschlagszahlungen  auf  die  Dividende  auf  Grund  ausdrück- 
licher statutenmässiger  Anordnung  zu  gestatten,  da,  abge- 
sehen davon,  dass  die  staatliche  Genehmigung  der  Statuten 
nach  dem  Allg.  deutschen  Handelsgesetzbuche  keines- 
wegs überall  erfordert,  nicht  einzusehen  ist,  in  welcher  Weise 
die  Regierung  hier  die  Interessen  der  Gläubiger  wahren  sollte, 
Interessen,  deren  gehörige  Wahrung,  wenn  einmal  anticipirte 
Zahlungen  auf  die  Dividenden  zugelassen,  in  der  That  nur 
von  der  persönlichen  Qualification  der  Vorstandsmitglieder 
abhängt.  Das  Allg.  deutsche  Handelsgesetzbuch  hat, 
indem  es  Abschlagszahlungen  auf  die  Dividende  vor  aufge- 
machter Bilanz  selbst  für  den  Fall  einer  entgegengesetzten 
statutenmässigen  Anordnung  untersagt,  in  der  That  ein  in 
der  Natur  der  Sache  begründetes  und  daher  auch  ohne  aus- 
drückliche Gesetzesbestimmung  in  Anwendung  zu  bringendes 
Princip  sanctionirt,  da  es  im  Wesen  der  Actiengesellschaft 
liegt,  dass,  abgesehen  von  den  allein  unter  besonderen  Vor- 
aussetzungen zulässigen  theilweisen  Rückzahlungen  des  Grund- 
capitals,  nur  constatirterraassen  vorhandener  reiner  Gewinn 
zur  Vertheilung  unter  die  Actionäre  gebracht  werden  kann. 
Lässt  sich  freilich  nicht  in  Abrede  stellen,  dass  bisher  viel- 
fach solide  Actiengesellschaften  bei  jährlicher  Aufmachung 
ihrer  Bilanz  halbjährige  Abschlagszahlungen  auf  die  erwartete 
Jahres-Dividende  eintreten  Hessen,  so  war  dies  ein  entschie- 
dener Missbrauch,  der  nur  unter  der  Verantwortlichkeit  der 
Vorsteher  geübt  wurde,  und  welchem,  da  diese  Verantwort- 
lichkeit in  vielen  Fällen  zur  Sicherung  der  Vereinsgläubiger 
nicht  ausreichen  dürfte,  das  Allg.  deutsche  Handelsge- 
setzb.,  das  übrigens  hier  keine  andere  Anordnung  getroffen^ 
als  was  schon  nach  dem  Preuss.  Gesetze  v.  9.  Nov.  1843 
§.  17  galt,  in  zweckmässiger  Weise  entgegengetreten  ist^^ 
Nach  diesen  beiden  Gesetzen,   so  wie  dem  damit  über- 


41)  Dagegen  v.  Kräwell,  das  Allg.  deutsche  Handelsg.  zu  Art.  217 
Anmerk.  3.  — 
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einstimmenden  Bernischen  Gesetze  v.  1860  Art.  16  a.  E. 
dürfte  aber  ferner  anzunehmen  sein,  dass,  obwohl  halbjährige 
Bilanzen  an  sich  nicht  unzulässig,  doch  Dividenden-Verthei- 
lungen  nur  auf  Grund  der  Jahres-Abschlüsse  Statt  finden 
können,  da  die  Befugniss  zu  periodischer  Gewinnvertheilung 
in  der  That  als  ein  Privilegium  der  Actiengesellschaften  er- 
scheint, welches  über  die  gesetzlich  bestimmten  Gränzen  hin- 
aus nicht  ausgedehnt  werden  darf''-. 

Dass  das  Recht  desActionärs  auf  die  Jahres-  oder  auch 
die  halbjährige  Dividende,  wo  die  einschlagende  Gesetzge- 
bung der  Austheilung  solcher  nicht  entgegensteht,  in  einem 
verschiedenen  Zeitpuncte  begründet,  je  nachdem  dasselbe,  das 
Vorhandensein  reinen  Gewinnes  vorausgesetzt,  von  einem 
Gesellschaftsbeschlusse  abhängig  oder  unabhängig  ist ,  ist 
schon  früher  bemerkt  worden.  In  dem  einen  wie  in  dem  an- 
deren Falle  ist  es  jedoch  jedenfalls  nicht  eher  klagbar,  bis  die 
Bilanz  o;ezoo^en  und  sammt  den  Vorschlägen  des  Vorstandes 
und  beziehungsweise  Aufsichtsrathes  zur  Gewinnvertheiluno; 
der  Generalversammlung  vorgelegt,  auch  von  dieser  in  letz- 
terer Hinsicht  beschlossen  worden  ist.  Ist  nun  auch  durch 
manche  Gesetze  dem  Vorstande  eine  bestimmte  Zeit  für  die 
Vorlage  der  Jahresbilanz  gegeben  (s.  p.  494  fg.),  so  ist  es  nicht 
Sache  der  einzelnen  Actionäre,  sondern  vielmehr  der  Gene- 
Talversammlung  oder  des  Aufsichtsrathes,  denselben  zu  recht- 
zeitiger Erfüllung  jener  Pflicht  anzuhalten. 

Der  Beschluss  der  Generalversammlung,  durch  welchen 
die  Dividende  festgestellt  worden,  ist  aber  nach  manchen  Sta- 
tuten mittelst  der  öflTentlichen  Blätter  bekannt  zu  machen*^, 
während  nach  englischem  Rechte  jedem  Actionär  von  der 
Dividenden-Erklärung  durch  die  Post  oder  in  anderer  Weise 
in  dessen  registrirtem  Wohnorte  Nachricht  zu  geben  ist^'*. 

Die  Auszahlung  der  Dividenden  geschieht  in  Gemässheit 
der  in  den  Statuten  darüber  gegebenen  Grundsätze,  Bestim- 
mungen, welche  diese  nach  dem  Allg.  deutschen  Han- 
delsgesetzbuche (Art.  209  no.  6  und  Art.  249)  enthalten 
sollen. 

Im  Zweifel  werden  jedoch  die  Dividenden  bei  der  Ge- 


42)  S.  auch  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen,  S.  345  flg. 

43)  Stat.  der  anonym.  Gesellsch.  der  verein.  Pachtung  des 
Kurhauses  Homburg,  §.  39. 

44)  Englische  Actieng.- Acten   1856,   1857,  Anh.,  Verwai- 
tungsregulativ,  §.67. 
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sellschafts-Casse,  so  wie  bei  den  Gassen  der  etwaigen  Zweig- 
niederlassungen ausbezahlt:  doch  können  dieselben  auch  öfter 
nach  Massgabe  der  Statuten  bei  einer  Anzahl  Bankhäuser 
erhoben  werden,  deren  öffentliche  Bekanntmachung  sich  die 
Gesellschaft  vorbehalten  ^^. 

Ist  übrigens  der  Zeitpunct  der  Auszahlung  der  Dividen- 
den durch  die  Statuten  festgesetzt^^  oder  wird  derselbe  nach 
Massgabe  dieser  letzteren  jedesmal  durch  öffentlich  bekannt 
zu  machenden  Gesellschaftsbeschluss  bestimmt  ^^,  so  ist  erst 
mit  diesem  Zeitpuncte  die  gegen  den  Vorstand  als  Vertreter 
der  Gesellschaft  zu  richtende  Klage  auf  Ausrichtung  der  Ge- 
winnantheile  actio  nata. 

Die  Verjährungszeit  dieser  Klage  ist  die  ordentliche^^; 
indessen  ist  nach  sehr  vielen  Statuten  der  Anspruch  auf  die 
nicht  erhobenen  Dividenden  in  kürzerer  Zeit,  nämlich  mit  Ab- 
lauf von  drei  ^^,  vier  ^°  oder  fünf  Jahren  ^^  zu  Gunsten  der 
Gesellschaft  verwirkt.  Nach  anderen  Statuten  sind  mit  dem 
Schlüsse  eines  jeden  Jahres  diejenigen  Actien  unter  Angabe 
der  Nummern  öffentlich  bekannt  zu  machen,  für  welche  im 
Laufe  des  Jahres  die  Dividenden  nicht  erhoben  worden,  wäh- 
rend erst  mit  Ablauf  einer  gegebenen  Zeit  von  dieser  öffent- 


45)  Stat,  der  Montania,  §.10;   derThuringia,  §.34;   desLu 
gauer  Steinkohlen-Abbau-Vereins  Westphalia,  §.36. — 

46)  Stat.  der  Graz-Köflach.  Eisenb.-  u.  Bergb.-Ges.,  §.52 
der  k.  k.  priv.  Donau-Dampfsch.-G.,  §.  6;  der  Thuringia,  §.  34 
des  Lugauer  Steinkohlen-Abbau-Vereins  Westphalia,  §.  36 
der  anonym.  Gesellsch.  der  verein.  Pachtung  des  Kurhauses 
Homburg,  §.  40. 

47)  Stat.  der  Oesterr.  Staatseisenb.-Ges.,  §.  49;  der  Mon- 
tania, §.  10.  — 

48)  Nach  dem  Russ.  Reglern ente  vom  J.  1836  Art.  31  ist  nach  Ab- 
lauf von  10  Jahren  die  nicht  erhobene  Dividende  zum  Reservecapitai  zu 
schlagen,  oder  nach  Massgabe  der  Statuten  unter  die  Actionäre  zu  ver- 
theilen. 

49)  Engl.  Actienges. -Acten  1856,1857,  Anh.,  Verwaltungs- 
regulativ, §.  67. 

50)  Stat.  der  Berlin-Frankfurt.Eisenb.-G.,  §.19;  derLeipz. 
Bank,  §.  110;  der  Leipz.-Dresd.  Eisenb. -Comp.,  §.66;  derMon- 
tania,  §  11. 

51)  Stat.  der  Oesterr.  Staatseisenb.-G. ,  §.  49;  der  Thu- 
ringia, §.35;  der  anonym.  Gesellsch.  der  verein.  Pachtung  des 
Kurhauses  Homburg,  §.40;  des  Brackeler  Bergwerk -Vereins, 
§.  19;  der  Actienges.  für  Spinnerei  u.  Weberei  an  der  Hohen 
Mark,  Art.  40. 
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liehen  Bekanntmachung    an   gerechnet    die  nicht  bezogenen 
Gewinnantheile  der  Actienverbindung  verfallen  5-. 

Zur  Erhebung  der  Dividenden  legitimirt  bei  Nominal- 
Actien  die  Nachweisung  der  Identität  mit  dem  im  Actienbuche 
als  Actionär  Eingetragenen,  bei  Inhaber-Actien  die  Präsen- 
tation des  Actienbriefes.  Sind  übrigens,  was  bei  Actien  der 
einen  und  anderen  Art  möglich,  Dividendenscheine  auf  den 
Inhaber  ausgegeben,  so  legitimirt,  wie  schon  früher  gezeigt 
worden  (s.  p.  o84  flg.)»  zur  Erhebung  der  betreifenden  Divi- 
dende die  blosse  Vorlage  des  Scheines  und  nur  diese.  In  Er- 
mangelung von  Dividendenscheinen  können  aber  die  Ansprüche 
auf  verfallene  Gewinnantheile  auch  in  einer  ficesrenüber  der 
Gesellschaft  wirksamen  Weise  cedirt  werden ,  so  wie  sie 
ferner  Gegenstand  einer  Execution  sein  und  auf  dem  Wege 
einer  daran  stattgehabten  Auspfändung  erhoben  werden 
können. 

Aus  den  vorstehenden  Ausführungen  ero-iebt  sich  aber 
von  selbst,  dass,  wenn  ordnungsmässige  Dividenden-Verthei- 
lungen  Statt  gefunden,  die  nachher  eingetretene  Insolvenz  der 
Gesellschaft  keine  Verpflichtung  der  dermaligen  oder  früheren 
Actionäre  nach  sich  zieht,  die  von  ihnen  bezogenen  Gewinn- 
theile  in  die  Concursmasse  einzuwerfen,  so  wie  sich  auch  die 
einzelnen  Vereinsgläubiger  nicht  bis  zum  Betrage  dieser  Di- 
videnden an  die  Mitglieder  oder  früheren  Mitglieder  der  Ac- 
tienverbindunjj  halten  können.  Scheint  freilich  hiergeg-en  der 
Umstand  zu  sprechen,  dass  die  Actionäre,  die  in  der  Gestalt 
von  Dividenden  Summen  bezogen  haben,  welche  die  von 
ihnen  in  die  Gesellschaft  eingeworfenen  Beiträge  übersteigen, 
bereichert  sind,  so  liegt  doch  weder  in  dieser  Thatsache,  noch 
auch  in  der  eing^etretenen  Ueberschuldun^  des  Vereins  ein 
Rechtsgrund  vor,  kraft  dessen  die  Empfänger  rechtmässig 
bezogener  Gewinnantheile  zu  deren  Rückgabe  genöthigt  wer- 
den könnten,  da  die  Vereinsgläubiger  nur  Anspruch  darauf 
haben,  dass  das  Grundcapital  nicht  willkührlich  vermindert 
werde,  nicht  aber  dai'auf,  dass  der  gesammte  von  der  Actien- 
verbindung gemachte  Gewinn  bis  zu  deren  Auflösung  bei  der 
Masse  verbleibe''^.  In  dieser  Hinsicht  bestimmt  denn  auch 
das  Preuss.  Gesetz  vom  9.  Nov.  1843  §.  18: 


52)  Stat.  derHess.  Ludw.-Eisenb.-G.,  §.53. 

53)  S.  auch  Bravavd  -  Veyrieres  ,  traite  des  societes  commercial., 
p.  214suiv. — 
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„Bei   entstehender  Insolvenz    der   Gesellschaft   sind  die 

„Actionäre  zur  Erstattung  der  früher  an  sie  ausgezahlten 

„Zinsen  und  Dividenden  nicht  verbunden." 

Der  nämliche  Grundsatz  findet  übrigens  auch  auf  die  Gewinn- 

antheile  Anwendung,   die  in  ordnungsmässiger  Weise  an  die 

Behörden  oder  Gründer  des  Vereins  ausbezahlt  worden. 

§.65. 

Fortsetzung.  —  Die  Verkürzung  eines  Actionärs  in  Ansehung 

des   demselben   zukommenden  Dividenden-Anspruches;    die 

ordnungswidrigen  Divide n de n-Austheilungen. 

Von  der  Verkürzung  eines  Actionärs  in  Ansehung  der 
Dividenden  kann  den  vorstehenden  Ausführung-en  zufolare 
selbstverständlich  da  allein  die  Rede  sein,  wo  der  Anspruch 
der  Vereinsmitglieder  auf  verhältnissmässige  Gewinnantheile 
nicht  von  einem  Gesellschaftsbeschlusse  abhängt,  wie  letzteres 
dann  der  Fall,  wenn  es  der  Willkühr  der  Generalversammlung 
anheimgegeben,  Dividenden- Austheilungen  zu  beschliessen 
oder  nicht  zu  beschliessen,  oder  auch  dieser  Behörde  oder  gar 
dem  Vorstande  die  Befugniss  zusteht,  die  Höhe  des  vom 
Nettogewinne  zum  Reservefonds  zu  schlagenden  Betrages  zu 
bestimmen.  Ist  dagegen,  wie  im  Zweifel  anzunehmen,  der 
Anspruch  der  Actieninhaber  auf  verhältnissmässige  Gewinn- 
antheile von  den  Beschlüssen  der  Gesellschaft  unabhängig, 
so  kann  der  Actionär,  welcher  sich  dadurch  für  verkürzt  er- 
achtet, dass  ungeachtet  vorhandenen  Reingewinnes  eine  Divi- 
dendenaustheilung  nicht  Statt  gefunden  oder  die  beschlossene 
Dividende  im  Verhältnisse  zum  Gesammtgewinne  und  den 
statutenmässig  davon  zu  machenden  Abzügen  zu  gering  an- 
gesetzt, seine  Rechte  mittelst  einer  gegen  den  Vorstand  als 
Vertreter  der  Actienverbindung  anzustellenden  Klage  geltend 
machen,  während  zum  Zwecke  einer  solchen  Klaganstellung 
ein  vorausgeganarenes  fruchtloses  Ano-ehen  der  Generalver- 
Sammlung  nicht  erforderlich  ist,  wenn  diese  es  gewesen, 
welche  nach  Anhörung  der  Vorschläge  des  Vorstandes  den 
Beschluss  gefasst,  dass  keine  oder  doch  eine  zu  geringe  Di- 
vidende ausgezahlt  werden  solle  (s,  p.  465). 

Weniger  einfach  dacregren  ist  die  Beantwortung  der  Frage 
nach  den  Folgen  einer  Austheilung  von  Dividenden,  wo  Rein- 
gewinn nicht  vorhanden  oder  doch  nicht  in  dem  vertheilten 
Masse  vorhanden  war,  oder  wo  endlich  die  Dividenden  sonst 
den  statutenmässig  zu  vertheilenden  Gewinnantheil  überstiegen. 
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Dass  unter  solchen  Voraussetzungen  zweierlei  Rechte 
verletzt  sein  können,  nämlich  einerseits  diejenigen  der  Gesell- 
schaftsgläubiger, andererseits  die  der  Actienverbindung  selbst, 
ist  klar. 

Die  Rechte  der  Gläubiger  sind  insoferne  verletzt,  als  das 
Grundcapital,  auf  dessen  Vorhandensein  sie,  abgesehen  von 
zufälligen  Verminderungen,  zum  Zwecke  ihrer  Befriedigung 
zu  zählen  berechtigt ,  willkührlich  vermindert  worden ;  die 
Rechte  der  Actiengesellschaft  aber  insoferne ,  als  eine  ge- 
setzes-  oder  statutenwidrige  Schmälerung  ihres  Fonds,  sei  es 
des  Grundcapitals,  sei  es  anderer  Theile  ihres  Vermögens, 
Statt  gefunden,  und  damit  ihr  Credit  oder  das  zur  Erweite- 
runo; ihres  Geschäftsbetriebes  oder  zur  Amortisiruns:  ihrer 
Actien  bestimmte  Geld  gekürzt  worden  ist.  Dagegen  sind 
die  einzelnen  Actionäre  hier  nicht  in  dem  Sinne  für  beein- 
trächtigt zu  erachten,  dass  für  sie  Klagerechte  irgend  einer 
Art  begründet  wären,  weil  Vermögensansprüche  derselben 
direct  nicht  verletzt,  während  die  Wahrung  der  unmittelbaren 
Gesellschaftsinteressen  Sache  der  Generalversammluno;  ist. 

Wohl  aber  bedürfen  die  Klao;en  der  Gläubiger  so  wie 
diejenigen  der  Actienverbindung  selbst  für  den  Fall  einer  un- 
rechtmässigen Gewinnvertheilung  unter  die  Actionäre  einer 
näheren  Betrachtung. 

Was  nun  zunächst  die  Creditoren  anbetrifft,  so  erschei- 
nen dieselben  keineswegs  als  durch  jede  ordnungswidrige  Ge- 
winnvertheilung beeinträchtigt,  und  vermag  demnach  nicht 
jede  solche  ein  Klagerecht  für  sie  zu  begründen. 

Vorerst  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  die  Gesell- 
schaftsgläubiger, so  lange  sie  bezahlt  werden  oder  die  Mittel 
zu  ihrer  Befriedigung  im  Vereinsvermögen  vorhanden  sind, 
sich  um  die  Gewinnvertheilungen  nicht  zu  kümmern  haben, 
aus  welchem  Grunde  denn  von  einer  Beeinträchtiofuns:  dersel- 
ben  nur  im  Falle  der  Insolvenz  der  Gesellschaft  die  Rede 
sein  kann. 

Dass  nun  jede  nach  eingetretener  Zahlungsunfähigkeit 
Statt  gehabte  Gewinnvertheilung  zum  Nachtheile  der  Credi- 
toren geschieht  und  unzulässig  ist,  ist  um  so  zweifelloser,  als 
hier  in  der  That  das  Grundcapital  nicht  mehr  vorhanden  und 
sonach  von  einem  reinen  Gewinne  nicht  mehr  die  Rede  sein 
kann. 

Allein  es  ist  auch  eine  Verkürzuno:  der  Gläubiger  durch 
solche  Austheilungen  möglich,  welche  vor  Eintritt  der  Ueber- 
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schuldung  Statt  gehabt.  Dies  kann  einmal  dann  der  Fall 
sein,  wenn  im  Laufe  des  Geschäftsjahres  Dividenden  aus- 
bezahlt worden,  während  die  nachträgliche  Jahresbilanz 
keinen  Reingewinn  zeigte;  dies  kann  aber  ferner  eintreten, 
wenn  die  Gewinnvertheiluno-  auf  Grund  einer  auf  umichti^en 
Ansätzen  beruhenden  Bilanz  geschehen.  In  dem  einen  wie 
in  dem  anderen  Falle  sind  die  Gläubiger  der  Gesellschaft 
durch  die  stattgehabten  Gewinnvertheilungen  dann  ver- 
kürzt, wenn  dadurch  das  Grundcapital  angegriffen  und  der 
Ausfall  an  demselben  nicht  durch  späteren  unvertheilt  ge- 
bliebenen Erwerb  vor  Eintritt  der  Insolvenz  der  Gesellschaft 
gedeckt  worden  ist.  Ist  dagegen  bei  vorhandenem  Stamm- 
capitale  der  Keserve-  oder  Amortisationsfonds  oder  ein  zu 
diesen  Capitalien  zurückzulegender  Theil  des  Nettogewinns 
zu  Dividenden-Austheilungen  verwendet  worden,  so  ist  eine 
solche  Auszahlung,  wiewohl  statutenwidrig,  doch  den  Gläubi- 
gern gegenüber  nicht  rechtswidrig,  da  sie  in  der  That  nur 
von  reinem  Gewinne  geschehen  und  jene,  so  lange  die  Ac- 
tienverbindung  solvent,  lediglich  das  Recht  haben,  zu  ver- 
langen, dass  das  statutenmässige  Grundcapital  nicht  willkühr- 
lich  vermindert  werde. 

Die  Gläubiger  der  insolventen  Gesellschaft  können  sich 
aber  unzweifelhaft  wegen  des  durch  rechtswidrige  Austhei- 
lungen  entstandenen  Ausfalls  an  die  Mitglieder  des  Vorstan- 
des halten,  welche  hierbei  ein  Verschulden  trifft.  Diese 
haften  ihnen  dafür  persönlich  und  solidarisch,  sei  es,  dass  sie 
Dividenden  ausbezahlt  oder  zur  Vertheilung  vorgeschlagen, 
nachdem  ihnen  die  Zahluno-sunfähigkeit  der  Actienverbin- 
düng  bekannt  war  oder  hätte  bekannt  sein  müssen,  oder  dass 
sie  vor  Eintritt  der  Insolvenz  zu  Abschlao-szahluno-en  auf  die 
Dividende  die  Hand  geboten,  oder  dass  sie  endlich  wider 
besseres  Wissen  oder  aus  Versehen  bei  dem  Jahres-Abschlusse 
einen  Ueberschuss  von  reinem  Gewinne  für  vorhanden  erklärt, 
der  in  Wirklichkeit  nicht  vorhanden  war,  oder  dass  sie  diesen 
Gewinn  zu  hoch  angegeben,  während  sie  ihrer  Verantwort- 
lichkeit dadurch  nicht  enthoben  werden,  dass  ihre  Vorschläge 
von  der  Generalversammlung  genehmigt,  oder  dass  sie  auf 
Grund  eines  Beschlusses  derselben  gehandelt  (s.  p.  559). 

Allerdings  ist  nun  mit  dieser  Haftung  des  Vorstandes 
den  Gesellschaftsgläubigern  vielfach  nicht  oder  nicht  in  ge- 
nügender Weise  geholfen,  da  es  sich  hier  leicht  um  Beträge 
handeln  kann,    die    das   Gesammtvermögen  der  verantwort- 
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liehen  Mitglieder  übersteio;en.  Daher  ist  denn  die  Frasje  von 
um  so  grösserer  practischer  Bedeutung,  ob  die  Actionäre  oder 
früheren  Actionäre  angehalten  werden  können,  die  von  ihnen 
in  Beeinträchtigung  der  Rechte  der  Creditoren  bezogenen  Di- 
videnden zurückzubezahlen. 

Sieht  man  nun  zunächst  von  denjenigen  Gesetzen  ab, 
die  eine  ausdrückliche  Entscheidung  in  dieser  Beziehung  ge- 
ben, so  ist  die  Frage  höchst  bestritten. 

Während  nach  den  Einen  die  Actionäre  unter  den  be- 
zeichneten Voraussetzungen  schlechtweg  zur  Rückzahlung  der 
bezogenen  Dividenden  genöthigt  werden  können,  und  zwar 
ohne  Rücksicht  auf  bösen  oder  guten  Glauben^,  welcher 
letztere  übrio^ens  schon  um  desswillen  nicht  in  Betracht  kom- 
men  soll,  weil  jene  mittelst  der  offenstehenden  Rechnungen 
sich  vom  Stande  der  Gesellschaft  zu  überzeugen  vermocht 
hätten  -,  oder  weil  eine  Weigerung,  das  widerrechtlich  Em- 
pfangene herauszugeben,  gegen  alle  bona  fides  verstiesse^, 
soll  nach  einer  anderen  Meinung  nur  derjenige,  welcher 
rechtswidrige  Austheilungen  in  bösem  Glauben  empfangen, 
zu  deren  Rückerstattung:  ano-ehalten  »verden  können*. 

In  der  That  sind  jedoch  Dividenden -Austheilungen, 
durch  welche  das  Grundcapital  vermindert  worden,  insoweit 
nichts  anderes  wie  theilweise  Rückzahlungen  dieses  letzteren 
an  die  Actionäre,  welche,  weil  ohne  die  gesetzlichen  Voraus- 
setzungen und  Formen  geschehen,  als  unstatthaft  und  ungül- 
tig erscheinen.  Durch  solche  ungültige  Auszahlungen,  mögen 


1)  Pohls,  Actieng.,  S.  238.  239.  —  Heise,  Handelsrecht,  S.  70; 
Thöl,  Handelsrecht,  §.46  not.  7;  Mittermaier,  deutsch.  Privatrecht. 
§.557.  IX.;  Jolly  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.  436; 
—  Pardessus,  cours  de  droit  commercial,  tom.  III.  no.  1043;  —  De- 
langle,  societ.  commerc,  tom.  II.  no.  454  suiv.;  Bedarside,  societ.  com- 
merc,  tom.  I.  no.  300  suiv. ;  Bravard-Veyrieres,  suciet.  commerc,  p. 
214.  —  Nach  dem  Journal  „le  Droit''  (Jahrg.  1863  no.  53)  hat  der  Hof 
vonRouen  entschieden,  dass  der  Syndic  die  mit  Unrecht  bezahlten  Divi- 
denden von  den  Actionären  zurückfordern  könne,  und  der  Cassationshof 
den  hiergegen  ergriffenen  Cassat.-Recurs  im  März  63  verworfen. 

2)  Pohls,  Actieng.,  S.  239.     —     3)  Jolly  a.  a.  O.,  S.  436. 

4)  Alauzet,  comment.  du  code  de  comm.,  tom.  I.  p.  202;  de  Lange, 
de socj'e/.  aTJtm^ma,  p.  G4  sqq. ;  —  Nach  dem  Journal  „le  Droit''  (Jahrg. 
1863  no.  53)  hat  der  Hof  von  Aix  unter'm  22.  Juli  1862  entschieden,  dass 
die  de  bonne  foi  erhobenen  Dividenden  nicht  zurückzufordern  seien;  die 
Verwerfung  des  hiergegen  eingelegten  Cassations-Gesuchs  (März  1863) 
geschah  vorzüglich  aus  formellen  Gründen,  weil  die  durch  Code  de  comm, 
Art.  282  bestimmte  Frist  nicht  eingehalten  worden. 
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sie  in  gutem  oder  bösem  Glauben  in  Empfang  genommen 
worden  sein,  können  aber  die  Gläubiger  der  Gesellschaft  zwei- 
fellos nicht  verkürzt  werden.  Vielmehr  müssen  die  in  dieser 
Weise  ausbezahlten  nummi,  so  lange  dieselben  noch  vorhan- 
den, vindicirt  und  nachher  condicirt  werden  können.  Die 
Klage,  welche  gegen  die  Actionäre  und  früheren  Actionäre 
geht,  und  deren  Durchführung  allerdings  thatsächlichen 
Schwierigkeiten  unterworfen  sein  kann,  steht  im  Concurse 
der  Actiengesellschaft  dem  Concurs  -  Curator  Namens  der 
communio  creditorum  zu,  muss  aber  zweifellos  auch  als  actio 
utilis  von  den  Vereinsgläubigern  angestellt  werden  können, 
welche  bei  der  Liquidation  der  insolventen  Gesellschaft  nicht 
oder  nicht  vollständig  zur  Zahlung  gelangt  sind. 

Indessen  haben  manche  Gesetze  und  Gesetzesentwürfe 
im  Interesse  der  Sicherheit  des  Actienverkehrs  hier  abwei- 
chende Bestimmungen  getroffen. 

Dahin  rechnen  wir  zwar  nicht  das  unseres  Erachtens 
vielfach  missverstandene ^  Preussische  Gesetz  über  Ac- 
tiengesellschaften  vom  9.  November  1843.  Denn  be- 
stimmt auch  dasselbe  (§.  18),  dass  bei  entstehender  Insolvenz 
der  Gesellschaft  die  Actionäre  zur  Erstattung  der  früher  an 
sie  ausgezahlten  Dividenden  nicht  verbunden,  so  ist  hier  of- 
fenbar, wie  schon  der  Umstand  ergiebt,  dass  daselbst  von 
jeder  Bezugnahme  auf  den  guten  oder  bösen  Glauben  der 
Empfänger  abgesehen,  nur  von  wahren  Dividenden  die  Rede 
und  spnach  lediglich  dem  allgemein  anerkannten  und  fest- 
stehenden Grundsatze  Ausdruck  gegeben,  wonach  letztere  bei 
eintretender  Zahlungsunfähigkeit  der  Actienverbindung  nicht 
zurückerstattet  zu  werden  brauchen.  Da  aber  nach  §.  17  des 
nämlichen  Gesetzes  nur  der  reine  Ueberschuss  vertheilt  wer- 
den darf,  so  hat  es  auch  hier  bei  dem  im  gemeinen  Rechte 
begründeten  Principe  sein  Bewenden,  dass  die  Rückerstattung 
angeblicher  Dividenden,  ohne  Rücksicht  auf  die  hoiia  oder 
mala  fides  der  Empfänger,  Seitens  der  Gläubiger  der  insol- 
venten Gesellschaft  verlangt  werden  kann. 

Dagegen  erklärte  der  Entwurf  eines  bürgerlichen 
Gesetzbuchs  für  das  K.  Sachsen  (1852)  §.  1364,  dass 
die  Actionäre  in  keinem  Falle   verpflichtet,    die   in  gutem 


5)  So  durch  die  Motive  zum  Preuss.  Entw.,  Art.  189,  und  in  der 
Erläuterung  zum  Allg.  d.  Handelsgesetzb.  von  Bornemann, 
Waldeck  u.  s.  w.  zu  Art.  2181. 
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Glauben  empfangenen  Dividenden  wieder  herauszu- 
geben, womit  denn  auch  das  Zürcher  Civilgesetzbuch 
§.  1352  so  wie  das  Bernische  Gesetz  v.  J.  1860  Art.  16 
übereinstimmen. 

Die  nämliche  Fassung  hat  sich  der  Preuss.  Entwurf 
Art.  189  und  nach  diesem  das  Allg.  deutsche  Handels- 
gesetzbuch Art.  218  angeeignet,  indem  dasselbe  bestimmt: 
„Der  Actionär  ist  in  keinem  Falle  verpflichtet,  die  in 

„gutem   Glauben   empfangenen   Zinsen  und  Dividenden 

„zurückzugeben." 
Der  Sinn  dieser  verschiedenen  Gesetze  kann  trotz  der  nicht 
eben  glücklichen  Redaction  derselben  nicht  zweifelhaft  sein, 
indem  nämlich  der  Actionär  unter  keinen  Umständen  soll  an- 
gehalten werden  können,  Summen,  die  er  als  angebliche 
Dividenden  in  gutem  Gauben  empfangen,  zurückzugeben, 
obwohl  die  betreffenden  Zahlungen  in  der  That  nicht  den 
Character  von  Dividenden  hatten,  da  sie  nicht  aus  dem  Eein- 
g-ewinne  der  Gesellschaft  geschehen*'. 

Doch  blieb  dieser  Grundsatz  in  der  Nürnberger  Con- 
ferenz  nicht  unbeanstandet.  Schon  bei  der  ersten  Lesung 
wurde  nämlich  dagegen  geltend  gemacht,  dass  die  Rücker- 
stattung einer  indebite  empfangenen  Zahlung  nicht  durch  den 
guten  Glauben  des  Empfängers  ausgeschlossen  werden  könne, 
und  ein  ausreichender  Grund  nicht  vorliege,  um  durch  die 
Statuirung  des  Gegentheils  eine  singulare  Abweichung  von 
einem  Grundprincipe  des  Civilrechts  aufzustellen.  Mit  Rück- 
sicht hierauf  wurde  denn  die  anderweitige  Fassung  des  Ge- 
setzes vorgeschlagen,  dass  der  Actionär  nicht  verpflichtet 
sei,  Dividenden  zurückzugeben,  mit  welchem  Satze  nicht 
bloss  das  sich  von  selbst  verstehende  Princip  sanctionirt  wer- 
den sollte,  wonach  Actionäre  dasjenige,  was  wirklich  Divi- 
dende gewesen,  nicht  zu  erstatten  brauchten,  sondern  auch 
die  Anerkennung  des  anderen  Grundsatzes  bezweckt  wurde, 
kraft  dessen  das  irriger  Weise  als  Dividende  Angesehene  und 
Ausbezahlte  ohne  Rücksicht  auf  den  guten  oder  bösen  Glau- 
ben der  Empfänger  zu  restituiren. 

Dieser  civilistischen  AuflTassung  wurde  jedoch  die  Rück- 
sicht auf  die  Sicherheit  des  Actienverkehrs  so  wie  auf  die 
Verhinderung  vielfacher  Verwicklungen  entgegengesetzt,  in- 
dem in  letzterer  Hinsicht  namentlich  hervorgehoben  wurde, 


6)  Bluntschli,  Erläut.  zum  Zur  eh.  Civilg.,  §.  1352,  no.  2.  — 
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es  würden  die  Dividenden  häufig  durch  Commissionäre  u.  s.  w. 
bezogen,  denen  man  doch  nicht  zumuthen  könne,  das  zuviel 
Empfangene  aus  eigenen  Mitteln  zu  erstatten,  und  dasselbe 
in  vielen  Processen  von  den  einzelnen  Bezugsberechtigten 
demnächst  wieder  beizutreiben.  Aus  diesen  Gründen  Avurde 
denn  die  Fassung  des  Preussischen  Entwurfs  Art.  189 
durch  Majoritätsbeschluss  beibehalten  und  auch  in  den  defi- 
nitiv abgeschlossenen  Entwurf  des  Allg.  deutsch.  Han- 
delsgesetz b.  aufgenommen''. 

Nach  diesem  Gesetzbuche  sind  demnach  die  Actionäre 
nicht  schlechtweg  verpflichtet,  angebliche  Dividenden,  die 
aber  in  der  That  nicht  vom  Reingewinne  ausbezahlt  worden, 
zurückzuerstatten,  sondern  ist  dies  nur  dann  der  Fall,  wenn 
sie  bei  deren  Empfange  nicht  in  gutem  Glauben  gewesen,  un- 
ter welcher  Voraussetzung  allein  die  Gläubiger  der  insolven- 
ten Gesellschaft  sich  an  denselben  erholen  können.  Abffe- 
sehen  jedoch  von  dieser  Voraussetzung  der  mala  fides  der 
Empfänger  sind  für  die  Klage  der  Creditoren  des  zahlungs- 
unfähigen Actienvereins  die  früher  entwickelten  Grundsätze 
massgebend.  Daher  können  diese  insbesondere  ihre  Forde- 
rungen nicht  bloss  gegen  dermalige  Actionäre,  welche  angeb- 
liche Dividenden  in  bösem  Glauben  in  Empfang  genommen, 
sondern  auch  gegen  frühere  Vereinsmitglieder  geltend  machen, 
während  sie  gegen  die  einen  wie  die  anderen  nur  insoweit  auf- 
treten können,  als  diese  unter  der  Form  von  Dividenden  Theile 
des  Grundcapitals  empfangen  haben,  nicht  aber  insoweit,  als 
unter  dieselben,  wenn  auch  in  statutenwidriger  Weise,  zum 
Reserve-  oder  Amortisationsfonds  gehöriger  Nettogewinn  ver- 
theilt  worden  ist. 

Die  Frage  aber,  ob  ein  Actionär  beim  Empfange  angeb- 
licher Dividenden  in  bösem  Glauben  gewesen,  ist  eine  quaestio 
facti.  Jedoch  ist  oflPenbar  nicht  mit  Pohls  der  gute  Glauben 
regelmässig  um  desswillen  als  ausgeschlossen  zu  betrachten, 
weil  sich  die  Actionäre  aus  den  Rechnungen  der  Gesellschaft 
von  dem  Stande  der  Vereinsangelegenheiten  hätten  über- 
zeugen können.  Wie  nämlich  nicht  jeder  Actionär  die 
Fähigkeit  hat,  sich  in  Rechnungen,  insbesondere  kaufmänni- 
schen, zurecht  zu  finden,  so  ist  auch  den  Mitgliedern  einer 
Actienverbindung  nicht  zuzumuthen,  dass  sie  sich,  bei  einer 
von   der  Generalversammlung   beschlossenen   und   vielleicht 


7)  Protocolle,  S. 335  flg.  u.  S.  1044.  — 
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öflfentlich  bekanntgemachten  Dividenden-Austheilung,  vor  Em- 
pfangnahme der  auf  ihre  Actien  fallenden  Gewinnantheile  die 
Einsicht  der  Bücher  und  Rechnungen  der  Gesellschaft  verschaf- 
fen^. Ebenso  kann  die  Richtigkeit  der  Meinung  Jolly's,  wo- 
nach die  Weigerung  eines  Actionärs,  dasjenige,  was  er  wider- 
rechtlich zum  Nachtheile  der  Gesellschaftsgläubiger  empfangen, 
herauszugeben,  gegen  alle  bonaßdes  verstösst,  um  so  mehr  auf 
sich  beruhen  bleiben,  als  es  sich  allgemeinen  Grundsätzen  wie 
den  Worten  des  deutschen  Handelso-esetzbuchs  zufolsfe  hier 
lediglich  um  den  bösen  Glauben  beim  Empfange  handelt. 

Auch  die  Bestimmung  des  Bernischen  Gesetzes  v. 
1860  (Art.  16)  aber,  nach  der  „Dividenden,  von  welchen  es 
„sich  nach  Ausweis  der  Jahresrechnung  ergab,  dass  deren 
„Ausbezahlung  eine  Benachtheiligung  der  Gesellschaftsgläu- 
„biger  nach  sich  ziehe,  ...  wenn  sie  der  Actionär  bezogen 
„hat,  in  civilrechtlicher  Beziehung  als  nicht  in  gutem  Glauben 
„empfangen  angesehen  , . ."  werden,  ist  in  dieser  Allgemein- 
heit im  gemeinen  Rechte  nicht  begründet,  weil  nicht  jeder 
Actionär  in  der  Generalversammlung,  in  welcher  die  Jahres- 
rechnung vorgelegt  worden,  anwesend  war,  auch  eine  Ver- 
pflichtung hierzu  so  wenig  wie  zur  sonstigen  Einsicht  der 
Rechnungen  vor  der  Empfangnahme  wirklicher  oder  angeb- 
licher Gewinnantheile  besteht. 

Dagegen  sind  allerdings  die  angeblichen  Dividenden  als 
nicht  in  gutem  Glauben  empfangen  zu  betrachten,  welche  ein 
Actionär  im  Laufe  des  Geschäftsjahres,  also  im  Widerspruche 
mit  der  gesetzlichen  Bestimmung,  wonach  allein  dasjenige, 
was  sich  nach  der  jährlichen  Bilanz  als  reiner  Ueberschuss 
ergiebt,  zu  vertheilen,  bezogen,  und  nicht  weniger  diejenigen, 
welche  ein  Mitglied  der  Actienverbindung,  nachdem  ihm  deren 
Insolvenz  bekannt  war  oder  bekannt  sein  musste,  in  Empfang 
genommen,  —  so  wie  die  mala  fides  dem  Empfänger  mögli- 
cher Weise  in  noch  anderen  Fällen  wird  nachgewiesen  wer- 
den können. 

Wenn  den  vorstehenden  Ausführungen  zufolge  eine 
rechtswidrige  Dividenden-Austheilung  den  Gesellschaftsgläu- 
bigern gegenüber  nur  unter  der  doppelten  Voraussetzung  in 
Betracht  kömmt,  dass  die  Actienverbindung  insolvent  und 
dass  deren  Grundcapital  durch  die  an  die  Actionäre  ge- 
schehenen Auszahlungen  angegriffen  worden,  so  kommen  an- 


8)  S.  auch  Bluntschli,Erläut.  Z.Zürcher  Gesetzb.  z.  §.  1352.  2. 

Renaud,  Aclicngesellsch.  oo 
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dere  Grundsätze  im  Verhältnisse  zum  Actienvereine  selbst  in 
Anwendung.  Denn  es  wird  dieser  nicht  allein  durch  solche 
Austheilungen  beeinträchtigt,  durch  welche  sein  Grundcapital 
vermindert,  sondern  überhaupt  durch  die  Auszahlung  von  Di- 
videnden, durch  die  in  gesetzes-  oder  statutenwidriger  Weise 
der  Gesellschaftsfonds,  gleichgültig  ob  Stamm-,  Reserve- 
oder Amortisations-Capital,  verkürzt  wird.  Immerhin  werden 
jedoch  ordnungswidrige  Gewinn-Austheilungen  im  Verhält- 
nisse zur  Gesellschaft  nur  dann  civilrechtliche  Wirkungen 
äussern,  wenn  diese  hierdurch  zu  Schaden  gekommen,  d.  h. 
eine  Vermögens-Verminderung  erlitten;  daher  denn  z.B.  Ab- 
schlagszahlungen auf  Dividenden,  welche  in  gesetzeswidriger 
Weise  im  Laufe  des  Geschäftsjahres  geschehen,  so  lange 
Eeclite  des  Actienvereins  gegenüber  dem  Vorstande  wie  den 
Empfängern  nicht  zu  begründen  vermögen,  als  sich  nicht  aus 
der  Jahresbilanz  ergiebt,  dass  jene  durch  den  statutenmässig 
zu  vertheilenden  Reingewinn  nicht  gedeckt. 

Unter  den  bezeichneten  Voraussetzungen  haften  aber  der 
Actienverbindung  für  den  Schaden,  den  dieselbe  durch  rechts- 
widrige Dividenden-Austheilungen  erlitten,  einmal  die  Mit- 
glieder des  Vorstandes  persönlich  und  solidarisch,  wiewohl 
selbstverständlich  nur  insoferne  als  sie  hierbei  ein  Verschul- 
den triift  (s.  p.  540). 

Daher  haften  die  Vorsteher  dem  Actienvereine  z.  B., 
wenn  sie  unredlicher  oder  sonst  schuldhafter  Weise  bei  Ab- 
legung der  Jahresrechnung  einen  nicht  vorhandenen  Ge"s\ünn 
als  vorhanden  angegeben,  und  auf  Grund  hiervon  von  der 
Generalversammlung  die  Vertheilung  einer  Dividende  oder 
einer  grösseren  Dividende  beschlossen,  diese  auch  ausbezahlt 
worden  ist.  Dass  in  einem  solchen  Falle  der  Klage  der  Ge- 
sellschaft gegen  die  Vorsteher  der  Umstand  nicht  entgegen- 
steht, dass  die  Austheiluno;  auf  einen  Beschluss  der  General- 
Versammlung  hin  erfolgt,  unterliegt  keinem  Zweifel,  weil  eben 
dieser  Beschluss  durch  ein  Verschulden  des  Vorstandes  her- 
beigeführt worden  ist''. 

Bedenklicher  dagegen  ist  die  Beantwortung  der  Frage, 
ob  die  Verantwortlichkeit  der  Vorsteher  gfejxenüber  der  Ac- 
tienverbindung  dann  begründet,  wenn  jene  sich  bei  einer 
rechtswidrigen  Dividenden-Vertheilung  betheiligt,  die  durch 
einen  Bescliluss  der  Generalversammlung  genehmigt  worden. 


9)  Bernisch.  Gesetz  V,  1860  Art.  34. 
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ohne  dass  diese  letztere  hierbei  wie  im  vorbenannten  Falle 
irregeführt  worden  wäre.  Beispiele  sind,  wenn  der  Vorstand 
der  Generalversammlunor  die  Vornahme  von  Abschlao;szah- 
lungen  auf  die  Dividende  während  des  Laufs  des  Geschäfts- 
jahres gegen  die  Bestimmung  des  Gesetzes,  oder  in  statuten- 
widriger  Weise  Austheilung-en  aus  dem  Reservefonds  vorge- 
schlagen  und  die  Generalversammlung  demgemäss  verfügt, 
oder  wenn  die  Vorsteher  eine  wenn  auch  gegen  ihren  Antrag 
beschlossene  rechtswidrige  Auszahlung  von  Gewinnantheilen 
ausgeführt  haben.  In  solchen  Fällen  könnte  man  wohl  beim 
ersten  Anblicke  bezweifeln,  ob  eine  Klage  der  Gesellschaft 
auf  Ersatz  des  erlittenen  Schadens  begründet,  weil  einerseits 
der  Verein  durch  sein  höchstes  Oi'gan  die  Vorschläge  des 
Vorstandes,  deren  Gesetzes-  oder  Statutenwidrigkeit  dasselbe 
kennen  musste,  genehmigt,  andererseits  die  Vorsteher,  indem 
sie  den  Beschluss  der  Generalversammlung  vollzogen,  der 
Anordnung  der  Behörde  nachgekommen,  deren  Beschlüsse 
der  unmittelbarste  Ausdruck  des  Gesellschaftswillens  sind. 

Indessen  kann  jedoch  die  Haftbarkeit  der  Vorsteher  zu- 
nächst in  dem  letztgenannten  Falle  so  wenig  nach  allgemei- 
nen Grundsätzen  wie  nach  Massgabe  des  AI  lg.  deutsch. 
Handelsgesetz b.  mit  Grund  bezweifelt  werden.  Sie  folgt 
aus  allgemeinen  Grundsätzen  um  desswillen,  weil  der  Vor- 
stand keinen  gegen  Gesetz  oder  Statuten  verstossenden  rechts- 
gültigen Auftrag  erhalten  kann  und  derselbe  in  der  Lage  ist, 
die  Rechtswidrigkeit  einer  ihm  durch  die  Generalversammlunsr 
aufgegebenen  Dividenden-Austheilung  zu  kennen. 

Ebenso  ist  aber  auch  die  Haftung  der  Vorsteher  unter 
der  bezeichneten  Voraussetzung  durch  das  Allg.  deutsche 
Handelsgesetzbuch  ausdrücklich  anerkannt.  Während 
nämlich  nach  Art.  217  nur  dasjenige  unter  die  Actionäre  ver- 
theilt  werden  darf,  was  sich  nach  der  jährlichen  Bilanz,  und 
wenn  im  Gesellschaftsvertrage  die  Innehaltung  eines  Reserve- 
capitals  bestimmt  ist,  nach  Abzug  desselben  als  reiner  Ueber- 
schuss  ergiebt,  sollen  nach  Art.  241  Abs.  2  die  Mitglieder 
des  Vorstandes  persönlich  und  solidarisch  insbesondere  dann 
haften,  wenn  sie  der  Bestimmung  des  Art.  217  ent- 
gegen an  die  Actionäre  Dividenden  zahlen,  —  eine 
Anordnung,  bei  welcher  das  Gesetz  nicht  unterscheidet,  ob 
die  rechtswidrige  Austheilung  mit  oder  ohne  Beschluss  der 
Generalversammlung  geschehen,  ja  wohl  auf  jenes  als  das  re- 
gelmässige Verhältniss  (Art.  224)  reflectirt. 

38* 
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Hiermit  ist  denn  auch  der  anderweitige  Fall  entschieden, 
dass  auf  den  Vorschlag  des  Vorstandes  eine  Dividendenver- 
theilung  durch  die  Generalversammlung  beschlossen,  welche 
direct  dem  Gesetze  oder  den  Statuten  zuwiderläuft,  da  die 
Auszahlung  solcher  Dividenden,  soferne  sie  nicht  nachher 
durch  die  Vorsteher  inhibirt,  sondern  in  der  That  geschehen, 
als  durch  diese  Statt  gehabt  zu  betrachten  ist. 

Für  den  Schaden,  den  die  Actienverbindung  aus  rechts- 
widrigen Dividenden-Austheilungen  erlitten,  haften  derselben 
jedoch  nicht  allein  die  schuldhaften  Mitglieder  des  Vorstandes, 
sondern  auch  die  Empfänger,  gegenüber  welchen  die  Gesell- 
schaft sich  in  zwiefacher  Weise  wegen  der  erlittenen  Vermö- 
gensverminderung erholen  kann. 

Sie  kann  einmal  die  betreffenden  Beträge  von  den  Ac- 
tionären  oder  früheren  Actionären  condiciren,  und  zwar, 
abgesehen  von  der  ento;es:engesetzten  Bestimmuno-  einzelner 
Gesetzgebungen  und  insbesondere  des  Allg.  deutsch.  Han- 
delsgesetzbuchs, ohne  Rücksicht  darauf,  ob  diese  beim 
Empfange  in  bösem  oder  in  gutem  Glauben  waren. 

Sie  ist  aber  ferner  statt  dessen  berechtigt,  —  und  dieses 
ist  das  gewöhnlichere  Verfahren,  —  dasjenige,  was  zu  viel  ge- 
zahlt worden,  an  dem  Gewinne  des  oder  der  nächstfolgenden 
Jahre  zu  kürzen  ^^  Kann  nun  eine  solche  Kürzung  selbst- 
verständlich nur  gegenüber  den  dermaligen  Actionären  und 
nach  Verhältniss  der  gegenwärtio-  von  denselben  innegehabten 
Actien  geschehen,  so  müssen  diese  sich  jene  selbst  dann  ge- 
fallen lassen,  wenn  sie  ihre  Actien  mittelbar  oder  unmittelbar, 
durch  Universal-  oder  durch  Singular-Succession,  von  denen 
erworben,  welche  das  zu  viel  Gezahlte  in  Empfang  genom- 
men haben.  Die  Kürzungen  geschehen  mit  a.  W.  auf  die 
Actien,  auf  welche  das  zu  viel  Bezahlte  vertheilt,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Personen  der  Empfänger  der  bezüglichen  Beträge. 
Der  Grund  hiervon  ist  aber  nicht  darin  zu  finden,  dass  die 
Ansprüche  der  Gesellschaft  wegen  ordnungswidrig  bezahl- 
ter Dividenden  passiv  auf  den  Actien  haften,  eine  Auffassung, 
welche  offenbar  zu  weit,  nämlich  zu  der  unstatthaften  Conse- 
quenz  führen  würde,  wonach  ein  Actionär  angehalten  werden 
könnte,  das  von  irgend  einem  seiner  Vorgänger  im  Actienrechte 


10)  Engl.  Actiengesellsch.-Acten  185G  1857,  Anh.,  "Verwal- 
tungsregulativ, no.  66. 
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zu  viel  Empfangene  zurückzubezalilen.  Wohl  aber  liegt  der 
Grund  jenes  Princips  darin,  dass  die  Actiengesellschaft  der 
Natur  der  Sache  nach  ihren  Mitgliedern  gegenüber  als  be- 
rechtigt und  verpflichtet  erscheint,  so  lange  jede  Gewinnver- 
theilung  zu  unterlassen,  als  nicht  der  Ausfall,  den  sie  durch 
gesetzes-  oder  statutemvidrige  Austheilungen  an  ihrem  Ver- 
mögen-, Stamm-,  Eeserve-  oder  sonstigen  Capitale,  erlitten, 
gedeckt  ist.  Ein  solches  Recht  muss  der  Actienverbindung 
um  so  mehr  zustehen,  als  derselben  der  Weg  der  Klage  ge- 
gen die  Empfänger  der  rechtswidrig  ausgezahlten  Beträge 
wegen  Unbekanntschaft  mit  denselben,  so  insbesondere  wenn 
die  Auszahlungen  auf  Inhaber-Actien  oder  Dividendenscheine 
geschehen,  vielfach  thatsächlich  entzogen,  während  sich  jeder 
Actionär  durch  seinen  Eintritt  in  die  Gesellschaft  einer  derar- 
tigen Eventualität,  vorbehaltlich  eines  etwaigen  Regresses  ge- 
gen seinen  Auetor,  unterwirft. 

Wo  jedoch,  wie  dies  nach  mehreren  Landesgesetzen  und 
nach  dem  Allg.  deutschen  Handelsgesetzbuche  der 
Fall  ist,  die  Actionäre  nur  die  in  bösem  Glauben  empfangenen 
Dividenden  zurückzugeben  verpflichtet  sind,  brauchen  sich 
diese  weder  in  Ansehung  der  von  ihnen  in  gutem  Glauben 
bezogenen  oder  von  ihren  Vorgängern,  wenn  auch  mala  fide, 
in  Empfang  genommenen  Austheilungen,  eine  Kürzung  am 
Gewinne  der  folgenden  Jahre  gefallen  zu  lassen;  —  weil  es 
offenbar  im  Sinne  jener  Gesetze  liegt,  dass  im  Interesse  des 
Actienverkehrs  jeder  Actionär,  welchem  nicht  nachweislich 
böser  Glauben  beim  Empfange  angeblicher  Gewinn-Austhei- 
lungen  zur  Last  fällt,  in  Betreff  derselben  jeglicher  Verbind- 
lichkeit enthoben  sein  soll. 


§.66. 

Der  Anspruch  auf  Zinsen  insbesondere. 

Die  Statuten  sehr  vieler  Actiengesellschaften  sichern  den 
Actionären  ausser  den  Dividenden,  auf  welche  sie  Anspruch 
haben  sollen,  Zinsen  in  verschiedener  Weise  zu. 

Die  am  häufio-sten  vorkommende  Bestimrauncc  ist  die, 
dass  die  auf  die  Actien  eingezahlten  Beträge,  die 
eingezahlten  Theil-  und  VoUbcträge  der  Actien,  die 
Baareinlagen  der  Actien,    das  einbezahlte   Capital, 
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oder  wie  sonst  die  Statuten  sich  ausdrücken,  mit  drei^, 
vier 2,  fünf  vom  Hundert^  jährlich  verzinst  werden  sollen. 

Eine  solche  Zusicherung  von  Zinsen  geben  die  Statuten 
bald  für  die  ganze  Dauer  des  Actienvereins  und  zwar  wieder 
entweder  so,  dass  alle  Einschüsse  verzinst  werden,  oder  dass 
die  Zinsen  erst  von  dem  Zeitpuncte  an  laufen  sollen,  da  der 
ofesammte  Actienbetrag  einbezahlt  und  das  Actiendocument 
aussreseben'*,  bald  nur  für  die  Zeit  bis  zum  letzten  Einzah- 
lungstermine  sämmtlicher  Actien^  oder  bis  zur  Ausstellung 
der  Actiendocumente  ^  oder  bis  zum  Tage  der  Betriebseröff- 
nuns  der  Gesellschaft,  wie  z.  B.  bei  Eisenbahn-Gesellschaf- 
ten  für  die  Dauer  des  Baues  der  vom  Vereine  übernommenen 
Bahnstrecke  und  sonstiger  Werke '^. 

Hierbei  findet  sich  öfter  die  Einrichtung,  wonach  die 
Zinsen  der  geleisteten  Einzahlungen,  so  lange  nicht  das  ganze 
Capital  eingeschossen,  mittelst  Abrechnung  ihres  Betrags 
von  den  späteren  Einzahlungen  berichtigt,  nachher  aber  halb- 
jährlich oder  jährlich  ausbezahlt  werden  sollen,  und  zwar  in 
der  Regel  gegen  Zinsscheine,  Zinsabschnitte  oder  Coupons, 
die,  auf  den  Inhaber  ausgestellt,  mit  den  Actiendocumenten 
oder  Certificaten  auf  eine  gewisse  Anzahl  Jahre  ausgegeben 
werden  (s.  p.  385). 

Man  hat  nun  die  Frage,  ob  die  Actiengesellschaft  ihren 
Actionären  in  rechtsgültiger  Weise  Zinsen  von  einbezahlten 
Actienbeträgen,  und  zwar  von  bereits  geschuldeten,  wovon 
hier  zunächst  die  Rede  sein  soll,  und  nicht  von  vorausbezahl- 
ten, zusichern  könne,  vielfach  erörtert  und  in  verschiedener 
Weise  beantwortet. 

Nach  Einer  Ansicht  soll  eine  solche  Zinsen-Zusage  Sei- 
tens der  Actienverbindung  schlechtweg  zulässig  sein.     Man 


1)  Stat.  der  Leipzig.  Bank,  §.  11;  der  Frankfurt.  Rückver- 
sicher.-G,,  Art.  7;  des  deutsch.  Phönix,  §.  16. 

2)  Stat.  der  Leipzig.-DresdnerEisenbahn-Comp.,  §.9;  der 
Aachen.  U.München.  Feuerversicher.-G.,  §.  5. 

3)  Stat.  der  Berlin-Frankfurt.  Eisenb.-G.,  §.  15;  der  Thu- 
ringia,§.  6;  der  Montania,  §.  7. — 

4)  Stat.  der  Leipz.-Dresd.  Eisenb. -Comp.,  §.9. 

5)  Stat.  des  Lugauer  Steink.-Abbau-Vereins  Westphalia, 
§.11.     —     6)  Stat.  derMontania,§.  7. 

7)  Stat.  der  k.  k.  priv.  Österreich.  Staatseisenb.-G.,  §.  44;  der 
Rhein-Nahe-Eisenb.-G.,  §.  13;  der  Actieng.  für  Spinnerei  u. 
Weberei  an  der  hohen  Mark,  Art.  5  u.  Art.  39. 
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beruft  sich  hierfür  darauf,  dass  einerseits  jeder  mit  seinem 
Gelde  Zinsen  machen  wolle,  also  auch  derjenige,  der  sich  bei 
einem  Actienunternehmen  betheilige,  indem  derselbe  dazu 
entweder  das  Geld  leihe  und  es  dann  selbst  verzinsen  müsse, 
oder  es  selbst  habe  und  dann  andere  Mittel  und  Wege,  es 
sich  fruchttragend  zu  machen,  aufgebe,  während  andererseits 
die  Actiengesellschaft,  selbst  wenn  sie  nicht  im  Gewinne  sei, 
ohne  Verstoss  gegen  die  Rechtlichkeit  Zinsen  um  desswillen 
zahlen  könne,  weil  dieselben  die  natürlichen  Früchte  von  Ca- 
pitalien  seien  und  jeder  diese  ihi*e  Natur  kenne  ^. 

Nach  einer  zweiten  Meinung  sollen  dagegen  den  Actio- 
nären  Zinsen  von  den  geleisteten  Einschüssen  nur  dann 
rechtsgültig  durch  die  Gesellschaft  zugesichert  werden  kön- 
nen,  wenn  die  gehörig  bekanntgemachten  Statuten  eine  Täu- 
schung der  Gläubiger  ausschliessen,  wenn  also  insbesondere 
daselbst  ausdrücklich  festgesetzt  ist,  es  sollten  die  bereits  ge- 
leisteten von  dem  Vereine  verwendeten,  aber  noch  nicht 
fruchttragenden  Beträge  aus  sich  selbst  baar  oder  durch  Ab- 
rechnuno; auf  den  noch  nicht  einbezahlten  Rest  verzinst 
werden  ^. 

Eine  dritte  Ansicht  endlich  verwirft  schlechtweg  die  Zu- 
lässigkeit  eines  Zinsversprechens  der  Actienverbindung  be- 
züglich der  auf  die  iVctien  geleisteten  Einzahlungen  ^'*.  Man 
begründet  dies  damit,  dass  der  Actienverein  als  deutschrecht- 
liche Corporation  nicht  ein  von  den  Actionären  verschiedenes 
selbstständiges  Rechtssubject  sei,  wogegen  Zinsen  ihrem  Be- 
griffe nach  ein  vom  Zinsgeber  verschiedenes  dieselben  em- 
pfangendes  Subject  voraussetzten;  —  oder  man  beruft  sich 
darauf,  dass  eine  Verzinsung  im  rechtlichen  Sinne  sich  nicht 
anders  als  im  Verhältnisse  zwischen  Gläubiger  und  Schuldner 
denken  lasse,  die  Actionäre  aber  in  Ansehung  ihrer  Einlagen 


8)  Pohls,  Actieng.,  S.  233  flg.  —  Th öl,  Handelsrecht,  §.  46.  2,  der 
wenigstens  dem  Resultate  nach  hiermit  übereinstimmt,  indem  er  sagt,  es 
werde  der  von  dem  Actionär  gemachte  Einschuss,  —  der  volle,  die  Actie, 
oder  der  theilweise,  die  Mise,  in  der  Kegel  jährlich,  aus  dem  Gesellschafts- 
fonds verzinset.  — 

9)  Jolly  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XL  S.  431.  432; 
Beseler,  Syst.,  §.223.— 

10)  Mittermaier,  deutsch.  Privatrecht,  §.  558.  VII;  —  Weiske  in 
Pölitz  N.  Jahrbuch,  f.  Geschichte  u.  Politik,  Bd.  I.  S.  272  flg.;  — 
Brinckmann,  Handelsrecht,  S.  252;  v.  Savigny,  Obligat.  II.  S.  113. 
114;  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen,  S.  341  flg. 
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nicht  Darleiher,  sondern  Miteigenthümer  des  Geschäftsbe- 
triebs seien,  während  noch  Andere  endlich  das  von  ihnen  be- 
hauptete Verbot  von  Zinsen  daraus  ableiten,  dass  diese  die 
Interessen  der  Dritten,  die  mit  der  Gesellschaft  contrahiren, 
gefährden. 

Geht  man  nun  zum  Zwecke  der  Prüfung  dieser  verschie- 
denen Meinungen  vom  Begriffe  der  Zinsen  aus,  so  ist  es  klar, 
dass  von  einer  wahren  Zinsverbindlichkeit  der  Actienverbin- 
dung  gegenüber  den  Actionären  in  Ansehung  der  von  diesen 
auf  die  Actien  gemachten  Einzahlungen  nicht  die  Rede  sein 
kann.  Während  nämlich  Zinsen  das  Aequivalent  für  die  Be- 
nutzung einer  Quantität  fungibler  Sachen  sind,  welches  der 
Schuldner  dieser  Summe  dem  Gläubiger  zu  leisten  hat,  und 
demnach  die  Zins  Verbindlichkeit  immer  eine  Hauptschuld  vor- 
aussetzt, erscheinen  die  Actionäre  rücksichtlich  der  auf  die 
fälligen  Beträge  ihrer  Actien  geleisteten  Einzahlungen  nicht 
als  Creditoren  der  Actien  Verbindung,  wie  schon  daraus  sich 
ergiebt,  dass  sie  weder  während  der  Dauer  derselben,  noch 
auch  bei  deren  Auflösung  ihre  Einschüsse  zurückfordern,  und 
insbesondere  desshalb  im  Concurse  der  Gesellschaft  nicht  als 
Liquidanten  auftreten  können,  während  sie  bei  anderweitiger 
Beendigung  des  Vereins  zwar  Miteigenthümer  des  vorhande- 
nen reinen  Vermögens,  nicht  aber  wegen  der  von  ihnen  ge- 
machten Einzahlungen  forderungsberechtigt  sind.  Vielmehr 
erfüllen  die  Actionäre,  indem  sie  verfallene  Actienbeträge  ein- 
zahlen, ganz  oder  theilweise  eine  gegenüber  dem  Actienver- 
eine  bestehende  Schuld,  welche  sie  oder  ihre  Rechtsvorgänger 
mittelst  der  Actienzeichnung  gegen  das  betreffende  Actien- 
recht  übernommen. 

Fällt  es  sonach  in  die  Begriffe,  dass  von  einer  wahren 
Verzinsung  der  von  den  Actionären  in  den  Gesellschaftsfonds 
geschuldeten  und  bezahlten  Einlagen  Seitens  der  Actienver- 
bindung  nicht  die  Rede  sein  kann,  so  ist  hiermit  freilich  an 
und  für  sich  die  Möglichkeit  einer  festen  Rente,  welche  die 
Gesellschaft  ihren  Mitgliedern  nach  Verhältniss  der  von  diesen 
gemachten  Einschüsse  zu  zahlen  sich  verpflichtet,  nicht  aus- 
geschlossen. Dessenungeachtet  dürfte  die  Zulässigkeit  auch 
eines  solchen  Verhältnisses  schlechtweg  in  Abrede  zu  stellen 
sein.  Denn  einerseits  vermögen  die  Misen  als  Einzahlungen 
auf  Summen,  welche  der  Gesellschaft  geschuldet  werden, 
nicht  als  Preis  von  Renten  betrachtet  zu  werden;  andererseits 
erscheint  das  Recht  der  Actionäre  auf  feste  Renten,  d.  h.  auf 
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Bezüge,  welche  sie  auch  in  Ermangelung  von  Reingewinn 
oder  von  ausreichendem  Reingewinn  in  gleichem  Betrage  an- 
zusprechen haben  sollen,  als  die  Befugniss,  einen  Theil  der 
von  ihnen  einbezahlten  Actienbeträge,  und  beziehungsweise 
eine  theilweise  Zurückzahlung  des  Grundcapitals  zu  fordern, 
während  ein  solches  Recht  den  Actionären  nach  dem  Wesen 
der  Actienverbindung  nicht  zusteht,  imd  insbesondere  theil- 
weise Rückzahlungen  des  Stammcapitals,  wenn  sie  nicht  durch 
die  Landesgesetzgebung  schlechtweg  ausgeschlossen,  nur  un- 
ter besonderen  Voraussetzungen  und  mittelst  Beobachtung 
besonderer  Formen  zulässig  sind. 

Die  UnStatthaftigkeit  einer  Zusicherung  fester  Renten 
Seitens  der  Actienverbindung  an  die  Actionäre  ist  aber  eine 
absolute,  und  demnach  auch  für  den  Fall  anzunehmen,  dass 
die  gehörig  veröffentlichten  Statuten  eine  Täuschung  der 
Gläubiger  ausschliessen;  dass  diese  mit  a.  W.  ausdrücklich 
festsetzen,  es  sollten  die  bereits  geleisteten  Beträge  aus  sich 
selbst  oder  durch  Abrechnung  auf  den  noch  nicht  bezahlten 
Rest  verzinst  werden.  Denn  es  gehört  zum  Wesen  der  Ac- 
tiengesellschaft ,  dass  diese  mit  einem  jeder  willkührlichen 
Veränderung  entzogenen  Grundcapitale  ihren  Gläubigern  haf- 
tet, und  kann  nun  allerdings  dieses  Capital  statutenmässig 
höher  oder  niedriger  bestimmt  sein,  so  lässt  sich  hieraus  nicht 
die  Zulässi^keit  der  Zusicheruno;  einer  festen  Rente  nach  Ver- 
hältniss  der  eingezahlten  Actienbeträge  mittelst  ausdrücklicher 
Festsetzung  der  gehörig  veröffentlichten  Statuten  durch  die 
Bemerkung  ableiten,  dass  unter  einer  solchen  Voraussetzung 
das  Capital  leicht  ersichtlich  um  so  viel  kleiner  sei,  als  die 
den  Actionären  unter  dem  Titel  von  Zinsen  zu  Gute  kom- 
menden Beträge  ausmachten.  Immerhin  wird  es  nämlich, 
wenn  feste  Renten  versprochen,  von  dem  Vorhandensein  oder 
Nichtvorhandensein  von  Nettogewinn  so  wie  von  der  Höhe 
dieses  letzteren  abhängen,  ob  und  inwieweit  das  Grundcapital 
für  die  Erfüllung  jener  Verpflichtung  eine  Verminderung 
wird  erleiden  müssen,  und  daher  eine  Actiengesellschaft,  die 
feste  Renten  auf  die  einbezahlten  Actienbeträge  zugesichert, 
als  eine  Verbindung  mit  unbestimmtem  Stammcapitale  er- 
scheinen. 

Die  aus  allgemeinen  Grundsätzen  sich  ergebende  recht- 
liche UnStatthaftigkeit  einer  von  dem  Actienvereine  ertheilten 
Zusicherung  fester  Renten  oder  Zinsen  von  bestimmter  Höhe 
auf  die  gemachten  Einschüsse  ist  denn  auch,  sei  es  schlecht- 
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weg,   sei  es  doch  als  Regel  durch  eine  Reihe  von  Gesetzen 
und  Gesetzes-Entwürfen  ausdrücklich  anerkannt. 

So  bestimmt  das  Holländische  Handelsgesetzbuch  Art.  49 : 
,fBij  de  akte  mögen  geene  vaste  renten  ivorden  bedangen" ^^. 
In  dem  nämlichen  Sinne  spricht  sich  auch  eine  Verordnung 
des  K.  Sachs.  Ministeriums  der  Justiz  und  des  In- 
nern vom  .31.  Juli  1839^^  dahin  aus,  dass  die  Zusicherung 
einer  Verzinsung  der  von  den  einzelnen  Actionären  einge- 
schossenen Gelder,  d.  h.  ein  unbedingtes  Versprechen  der 
Gewährung  von  Zinsen  nach  vorausbestimmten  Procenten, 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das  gemeinsame  Unternehmen  so 
viel  abwerfe  oder  nicht,  unter  allen  Umständen  nicht  Statt 
finde. 

Ebenso  erklärt  das  Preuss.  Gesetz  vom  9.  Nov.  1843 
§.17,  nachdem  es  zunächst  bestimmt,  es  dürfe  die  Gesell- 
schaft das  statutenmässige  Grundcapital  durch  Rückzahlungen 
an  die  Actionäre  nicht  verkleinern,  die  Stipulation  von 
Zinsen  zu  bestimmter  Höhe  für  unzulässig,  wiewohl  mit 
einer  weiter  unten  zu  erörternden  Beschränkung,  nämlich 
ausgenommen  für  denjenigen  im  Statute  anzugebenden  Zeit- 
raum, welchen  die  Vorbereitung  des  Unternehmens  bis  zum 
Anfange  des  vollen  Betriebes  erfordert. 

Mit  diesen  Bestimmungen  stimmen  denn  auch  das  Ber- 
nische Gesetz  von  1860  Art.  16,  so  wie  das  Allgem. 
deutsche  Handelsgesetzbuch  Art.  217  überein ^^,  welches 
letztere  die  hier  zunächst  in  Betracht  kommende  Regel  in  den 
Worten  formulirt: 

„Zinsen  von  bestimmter  Höhe  dürfen  für  die  Actionäre 
„nicht  bedungen,  noch  ausbezahlt  werden." 
Dieser  Gx'undsatz,  von  welchem,  wie  bereits  angedeutet,  eine 
später  zu  besprechende  Ausnahme  statuirt  wurde,  blieb  frei- 
lich in  der  Nürnberger  Conferenz  nicht  unbeanstandet, 
obwohl  man  gegen  denselben  in  der  That  nur  die  Thatsache 
geltend  zu  machen  vermochte ,  dass  bei  manchen  Actien- 
gesellschaften     entgegengesetzte     Einrichtungen     bestünden, 


11)  Uebereinstimmend  ist  der  Würtemberg.  Entw.,  Art.  261 
Abs.  3.  — 

12)  Abgedr.  bei  Pohls,  Actieng.,  S.  425  fg. — 

13)  Ebenso  der  Entw.  eines  Allg.  Handelsgesetzb.  f.  Deutsch- 
land (von  der  durch  das  Reichsministerium  der  Justiz  nieder- 
gesetzten Commission),  Art.  95,  so  wie  der  Preuss.  Entw.  Art.  179. 
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die  unmöglich  zu  machen  kein  ausreichender  Grund  vor- 
liege ^*. 

Indem  wir  uns  vorbehalten  müssen,  auf  diese  Einrich- 
tungen zurückzukommen  und  deren  Bedeutung  zu  untersuchen, 
haben  wir  jedoch  vorerst  die  Tragweite  des  im  gemeinen 
Rechte  begründeten  und  durch  das  Allg.  deutsche  Han- 
delsgesetzb.  ausdrücklich  anerkannten  Princips  zu  prüfen, 
wonach  festeRenten  oderZinsen  von  bestimmterHöhe 
für  die  Actionäre  weder  bedungen,  noch  ausbezahlt  werden 
dürfen. 

Die  Actiengesellschaft  kann,  wie  wiederholt  hervorgeho- 
ben worden,  ihren  Reingewinn  ganz  oder  theilweise  unter  ihre 
Mitglieder  vertheilen  und  den  Actionären  eine  Zusicherung 
dieses  Inhalts  geben.  Wie  aber  die  Statuten  die  Theilnahme 
am  Nettogewinne  nicht  nothwendig  in  gleicher  Weise  sämmt- 
liehen  Actien  zusichern  müssen,  indem  sie  dazu  z.B.  nur  die 
Inhaber  der  Actien  einer  gewissen  Serie  oder  zunächst  die 
Besitzer  s.  g.  Prioritäts-Actien  berufen  können,  so  kann  auch 
jene  Theilnahme  den  Actionären  versprochen  sein,  deren  Ac- 
tienbeträge  ganz  oder  theilweise  einbezahlt,  und  zwar  im  Ver- 
hältnisse zum  Betrage  der  gemachten  Einschüsse.  Wenn 
demnach  die  Statuten  eines  Actienvereins  die  Bestimmung 
enthalten,  dass  die  auf  die  Actien  eingezahlten  Summen  mit 
so  und  so  viel  vom  Hundert  jährlich  verzinst  werden  sollen, 
so  ist  eine  derartige  Zusicherung  keineswegs  unwirksam,  viel- 
mehr als  in  dem  Sinne  gemeint  zu  betrachten  und  in  dem 
Sinne  vollkommen  zulässig,  dass  auf  die  auf  die  Actien 
gemachten  Einschüsse  und  nach  Verhältniss  dieser 
die  betreffenden  Procente  jährlich  von  der  Gesellschaft  be- 
zahlt werden  sollen,  falls  Reingewinn  vorhanden  und 
soweit  als  dieser  hierzu  ausreicht.  Diese  s.  g.  Zinsen 
sind  demnach  Dividenden,  freilich  Dividenden,  welche 
auf  die  eingezahlten  Actienbeträge  und  nach  Ver- 
hältniss der  Grösse  dieser  in  der  Art  repartirt  werden 
sollen,  dass  sie  nach  Procenten  von  den  gemachten 
Einschüssen  zu  berechnen. 

Dieser  Character  der  s.  g.  Zinsen  ist  denn  auch  aus- 
drücklich in  einer  Reihe  von  Statuten  anerkannt,  indem  die- 
selben bestimmen,  dass  von  dem  verbleibenden  Rein- 
erträge die   Zinsen  der  Actieneinlagcn  mit  5%  be- 


14)  Protocolle,  S.  312  u.  S.  313. 
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stritten,  —  dass  von  dem  verbleibenden  Ueberschusse 
4%  Zinsen  auf  das  eingezahlte  Capital  vergütet 
werden  sollen^'',  wo  sie  nicht  den  auf  die  gemachten  Ein- 
schüsse nach  gewissen  Procenten  zu  vertheilenden  Gewinn 
geradezu  als  Dividende  bezeichnen  ^'\ 

Wo  aber  auch  die  Statuten  die  Verzinsung  der  gemach- 
ten Einschüsse  mit  gewissen  Procenten  schlechtweg  zusichern, 
ist  diese  Bestimmung  in  dem  Sinne  auszulegen,  in  welchem 
sie  sich  allein  mit  den  bestehenden  Rechtsgrundsätzen  ver- 
trägt und  demnach  von  Dividenden  der  bezeichneten  Art  zu 
verstehen  ^^. 

Treffend  sagt  in  dieser  Beziehung  die  oben  angezogene 
Sachs.  Verordnung  vom  31.  Juli  1839: 

„Wenn  . . .  auch  in  den  Statuten  einiger  Actienvereine, 
„um   einem  Sprachgebrauche  und  einer  Rechnungsme- 
„thode,  welche  in  der  Handelswelt  einmal  gebräuchlich 
„sind,  nicht  unbedingt  entgegenzutreten,  die  Erwähnung 
„von  Zinsen  der  eingeschossenen  Gelder  und  die  Auf- 
„nähme    dahin    bezüglicher   Bestimmungen   in   Statuten 
„genehmigt  worden  ist,   so  ist  und  konnte  solches  doch 
„nur  in  dem  Sinne  geschehen,  dass  ein  gewisser  in  Pro- 
„centen    ausgedrückter    Theil    des    voraussetzlich    diese 
„Höhe  übersteigenden  reinen  Ertrages  mit  dem  Namen 
„Zinsen  belegt  w^rd,   dergestalt,  dass  zwischen  Zinsen 
„und  Dividenden  bloss  eine  Namensverschiedenheit  Statt 
„findet,  welche  aber  auf  keine  Weine  entgegengesetzte 
„Begriffe  ausdrücken  soll,  wie  denn  namentlich  von  Zin- 
„sen  ebensowenig  als  von  Dividenden  dann  würde  die 
„Rede  sein  können,  wenn  eine  Actienunternehmung  über- 
„haupt   keinen  Reinertrag   oder  Ueberschuss   gewäluren 
„solke." 
Sind  aber  die  s.  g.  Zinsen,  welche  Seitens  der  Actiengesell- 
schaft  den  Actionären  versprochen,   ihrem  rechtlichen  Cha- 
racter  nach  nichts  anderes  als  Dividenden,  welche  auf  die 
einbezahlten  Actienbeträge  nach  gewissen  Procenten  berech- 
net werden  sollen,   so  folgt  aus  dieser  ihrer  Natur  einerseits, 
dass   sie    das    gesetzlich   erlaubte  Zinsmaximum  übersteigen 


15)  Stat.  der  Carl-Ludw.-Bahn,  §.  49;     der  Frankf,  Provi- 
dentia, §.55;   des  deutsch.  Phönix,  §§.  16  u.  48. 

16)  Stat.  der  k.  k.  priv.  Oesterr.  Versich. -G.,  §.12. — 

17)  Brinckmann,  Handelsrecht,  S.  253. 
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können,  andererseits  dass  keinerlei  Anspruch  auf  deren  Aus- 
zahlung begründet,  wenn  Reingewinn  nicht  vorhanden,  be- 
ziehungsweise, dass  eine  solche  Auszahlung  jedenfalls  nur 
insoweit  statthaft,  als  der  von  der  Gesellschaft  gemachte 
Nettogewinn  ausreicht. 

Auch  versteht  es  sich  hiernach  von  selbst,  dass  Actio- 
näre  wegen  derartiger  angeblicher  Zinsen  als  Liquidanten  im 
Concurse  der  Gesellschaft  nur  insoferne  auftreten  können, 
als  dies  wegen  gewöhnlicher  Dividenden-Ansprüche  möglich 
ist,  so  wie  dass  endlich  die  Zinscoupons  der  Actienverbin- 
duno-en  keinen  anderen  Character  wie  Dividendenscheine  ha- 
ben  ^^  aus  welchem  Grunde  denn  bisweilen  die  nämlichen  Ur- 
kunden als  Zins-  und  Dividenden- Abschnitte  dienen^''. 

Stellen  aber,  wie  dies  öfter  der  Fall,  die  Statuten  einer 
Actiengesellschaft  den  Actionären  Zinsen  und  Dividenden  in 
Aussicht,  so  ist  das  Verhältniss  dieses  zwiefachen  seinem 
rechtlichen  Wesen  nach  nicht  verschiedenen  Anspruches  in 
sehr  mannigfacher  Weise  gestaltet. 

Nach  manchen  Statuten  soll  zunächst  der  Reingewinn 
der  Gesellschaft,  falls  ein  solcher  vorhanden  und  soweit  der- 
selbe reicht,  auf  die  einbezahlten  Actienbeträge  bis  zu 
3,  4,  5  u.  s.  w.  vom  Hundert  jährlich  vertheilt  werden  (s.  g. 
Zinsen),  während  der  hiernach  verbleibende  Ueberschuss 
ganz  oder  zum  Theile,  wie  z.  B.  nach  einem  Abzüge  für  den 
Reservefonds,  auf  die  verschiedenen  Actien  ohne  Rück- 
sicht auf  die  darauf  bereits  gemachten  Einschüsse 
repartirt  werden  soll'''. 

Nach  anderen  Statuten,  welche  eine  Verzinsung  der  Ein- 
schüsse nur  bei  vollbezahltem  Actiencapitale  eintreten  lassen, 
ist  der  thatsächliche  Unterschied  zwischen  den  s.  g.  Zinsen 
und  den  Dividenden  der,  dass  von  dem  Reingewinne,  soweit 
derselbe  reicht,  vorerst  gewisse  Procente  auf  die  Actien  aus- 
bezahlt werden  sollen,  während  der  Ueberschuss  nur  nach 
gewissen  Abzügen  für  den  Reservefonds  so  wie  möglicher 
Weise  auch  für  Tantiemen  als  Dividende  zu  vertheilen  ^^. 


18)  Anschütz  im  Jahrb.  des  gem.  Rechts,  Bd.  I.  S.  339  not,  20. 

19)  Stat.  der  Frankf.  Rückversich. -G.,  Art.  7;  des  deutsch. 
Phönix,  §.16. 

20)  Stat.  der  Oesterr.  Creditanstalt,  §.  56;  der  k,  k.  privil, 
österr.  Ersten  Versicher. -G.  in  Wien,  §§.  12  u.  20;  der  Frankf. 
Rückversich, -G,,  Art.  7  u.  38;  des  deutsch.  Phönix,  §§.  16  u.  48. 

21)  Stat.  der  Leipz.-Dresd.  Eisenb.-Comp.,  §§.  9,  63. 
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Ist  sonach  der  Unterschied  zwischen  den  Zinsen  und  den 
Dividenden ,  wo  beide  neben  einander  statutenmässig  vor- 
kommen, keineswegs  immer  der,  dass  jene  Vertheilungen  des 
Reingewinnes  auf  die  gemachten  Einschüsse,  diese  solche  auf 
die  Actien  überhaupt  sind,  so  sind  dagegen  die  s.  g.  Zinsen 
in  jedem  Falle  Dividenden  auf  die  eingezahlten  Actienbeträge, 
und  zwar  solche,  welche  bis  zu  dem  festgesetzten  Procent- 
Satze  vor  Allem  aus  dem  Nettogewinne  zu  bezahlen,  während 
der  hiernach  verbleibende  Ueberschuss  zu  einer  weiteren  nach- 
träglichen Dividenden-Austheilung  (Extra-Dividende,  Su- 
perdividende)  ganz  oder  zumTheile  verwendet  werden  soll. 
Hiermit  verbindet  sich  aber  nicht  selten  ein  weiterer  thatsäch- 
licher  Unterschied  zwischen  den  s.  g.  Zinsen  und  den  Divi- 
denden, indem  manche  Statuten  die  Bestimmung  enthalten, 
dass,  wenn  in  einem  Jahre  die  Reinerträgnisse  der  Gesell- 
schaft nicht  hinreichen  sollten,  um  daraus  die  festgesetzten 
Zinsen  auf  das  einbezahlte  Actiencapital  zu  vergüten,  das  an 
dem  Betrage  Fehlende  aus  dem  Reservefonds,  soferne  dessen 
Bestand  dazu  ausreiche,  zu  ergänzen  sei^^.  Steht  nun  die 
Zulässiskeit  einer  solchen  Anordnung  um  desswillen  ausser 
Zweifel,  weil  es  sich  auch  hier  nur  um  die  Vertheilung  eines 
von  der  Gesellschaft  gemachten,  wiewohl  einstweilen  zurück- 
gelegten ReingeAvinnes  handelt,  und  wurde  daher  das  Vor- 
kommen dieser  Einrichtung  ohne  Grund  in  der  Nürnberger 
Conferenz  gegen  das  Verbot  von  Zinsen  bestimmter  Höhe 
geltend  ofemacht-^  so  ist  dagegen  unsern  früheren  Erörterun- 
gen  zufolge  (p.  577  flg.)  die  anderweitige  Bestimmung  mancher 
Statuten,  wonach  die  s.  g.  Zinsen  den  Actionären  halbjähr- 
lich, die  Dividenden  dagegen  jährlich  ausbezahlt  werden  sol- 
len, nach  dem  Allgem.  deutschen  Handelsgesetzbuche 
unstatthaft. 

Die  Zinsen,  welche  viele  Statuten  den  Actionären  zu- 
sichern, —  sahen  wir,  —  sind  ihrem  rechtlichen  Character 
nach  Dividenden  und  nur  als  solche  zulässig.  Sie  sind  aber 
Dividenden,  welche  auf  die  eingezahlten  Actienbeträge  und 
nach  der  Höhe  dieser  zu  berechnen,  und  die  anderen  Divi- 
denden-Austheilungen  jedenfalls  vorgehen.     Auch  kömmt  in 


22)  Stat.  der  Leipz.-Dresd.  Eisenb.-Comp.,  §.  63;  Oesterr. 
Creditanstalt  für  Handel  u.  Gewerbe,  §.  59;  der  Berner  Bau- 
Ges.,  §.35. 

23)  Protocolle,  S.  313. 
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Ansehung  jener  Art  von  Dividenden  nach  einzehien  Statuten 
die  Einrichtung  vor,  wonach  dasjenige,  was  am  Reinertrage 
des  Jahres  zu  deren  Deckung  fehlt,  aus  dem  Reservefonds 
zu  ergänzen. 

Ist  aber  diesem  Fonds  durch  die  Statuten  eine  solche 
Bestimmung  nicht  gegeben,  oder  derselbe  zu  jenem  Zwecke 
nicht  ausreichend  oder  gar  erschöpft,  so  ist  der  Anspruch  der 
Actionäre  auf  Zinsen  wegen  der  gemachten  Einschüsse  ge- 
genüber der  Actiengesellschaft  nur  insoweit  begründet,  als 
sonst  der  Nettogewinn  des  Vereins  reicht,  und  gar  nicht  be- 
gründet, wo  es  an  einem  solchen  Gewinne  fehlt.  Dagegen 
ist  das  Recht  der  Actionäre  auf  Zinsen  jedenfalls,  wenn  Rein- 
gewinn vorhanden  und  soweit  dieser  reicht,  von  Gesellschafts- 
beschlüssen in  dem  Sinne  unabhängig,  dass  unter  jener  Vor- 
aussetzung weder  das  Unterbleiben  jeder  Zinszahlung  in  einem 
gegebenen  Jahre,  noch  auch  eine  Kürzung  derselben  von  der 
Generalversammlung  oder  einem  anderen  Vereinsorgane  be- 
schlossen werden  kann,  während  in  Ansehung  der  gewöhn- 
lichen Dividenden,  wie  früher  gezeigt,  möglicher  Weise  an- 
dere Verhältnisse  eintreten  können. 

Indem  aber  die  Zinsen,  welche  die  Actiengesellschaft 
ihren  Mitgliedern  zugesagt,  in  Wirklichkeit  Dividenden  sind, 
kommen  auf  jene  im  Weiteren  die  von  diesen  letzteren  aus- 
geführten Grundsätze  in  Anwendung. 

Dies  gilt  insbesondere  von  dem  Zeitpuncte  ihrer  Aus- 
zahlung so  wie  von  den  in  Betreff  der  Verjährung  der  Zins- 
ansprüche geltenden  Regeln,  in  welcher  letzteren  Beziehung 
die  Statuten  oewöhnlich  die  nämlichen  Bestimmungen  rück- 
sichtlich  des  Verfallens  der  nicht  erhobenen  Zinsen  und  Dividen- 
den zu  Gunsten  der  Gesellschaft  geben -^,  während  da,  wo  jene 
nur  von  den  nicht  bezogenen  Dividenden  sprechen,  die  bezüg- 
lichen Anordnungen  im  Zweifel  auch  auf  die  s.  g.  Zinsen 
anzuwenden  sind. 

Ebenso  finden  aber  auch  die  Grundsätze,  welche  oben 
in  Ansehung  der  Dividenden  für  den  Fall  einer  Verkür- 
zung der  Actionäre,  so  wie  andererseits  einer  Beeinträchti- 
gung der  Gesellschaft  und  der  Gesellschaftsgläubiger  ent- 
wickelt worden,  in  gleicher  Weise  in  Betreff  der  Zinsen  An- 
wendung, wie  auch  in  dieser  Hinsicht  die  Gesetze  Zinsen  und 


24)  Stati  der  Leipz.  Bank,  §-110;  der  Leipz.-Dresd.  Eisenb.- 
Comp,,  §.  C6. 
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Dividenden  ausdrücklich  gleichstellen,  indem  sie  namentlich 
bestimmen,  dass  die  Actionäre  in  keinem  Falle  verpflichtet, 
die  in  gutem  Glauben  empfangenen  Zinsen  und  Dividen- 
den zurückzugeben ^\ 

Wenn  -sowohl  nach  allgemeinen  Grundsätzen  wie  nach 
der  ausdrücklichen  Bestimmung  einer  Reihe  von  Gesetzge- 
bungen die  Regel  gilt,  dass  Seitens  der  Actiengesellschaft  den 
Actionären  Zinsen  von  bestimmter  Höhe,  oder  genauer  ge- 
sagt, feste  Renten  nach  Verhältniss  der  auf  die  Actien  einge- 
zahlten Beträge  nicht  zugesichert  werden  können,  so  entsteht 
dagegen  die  Frage,  ob  und  inwieferne  nicht  jene  Regel  Aus- 
nahmen erleidet. 

In  dieser  Hinsicht  verdient  vorerst  die  Thatsache  Beach- 
tung, dass  es  Actienvereine ,  wie  z.  B.  Assecuranzgesell- 
schaften,  giebt,  welche  das  zusammengeschossene  Capital 
zunächst  für  ihren  Geschäftsbetrieb  nicht  brauchen,  vielmehr 
dasselbe  zinsbar  anlegen  und  andererseits  den  Actionären  be- 
stimmte Zinsen  von  den  Seitens  derselben  gemachten  Ein- 
schüssen versprechen.  Wenn  man  nun  mit  Rücksicht  hierauf, 
wie  dies  von  einer  Seite  in  der  Nürnberger  Conferenz 
geschehen-**,  behauptet,  es  könne  die  Gesellschaft  unter  der 
Voraussetzung,  dass  ein  Theil  des  Vereins- Vermögens  feste 
Zinsen  abwerfe,  ihrerseits  ihren  Mitgliedern  nach  Verhältniss 
der  von  denselben  gemachten  Einzahlungen  feste  Renten  zu- 
sichern, so  übersieht  man,  dass,  wenn  auch  die  Zinsen  vom 
Gesellschaftsfonds  einen  vom  Vereine  erzielten  Gewinn  bil- 
den, dessen  Vertheilung  unter  die  Actionäre  an  sich  möglich, 
doch  diese  Zinsen  zur  Deckung  der  Auslagen  und  Verluste 
der  Verbindung  herangezogen  werden  müssen,  wenn  der 
übrige  Gewinn  derselben  hierzu  nicht  ausreicht,  ehe  von  einer 
Ausbezahlung  von  Renten  an  die  Actionäre  die  Rede  sein 
kann.  Sonach  sind  auch  diese  Renten  in  der  That  nur  Di- 
videnden, wie  denn  das  AUg.  deutsche  Handelsgesetz- 
buch Art.  217  und  die  übrigen  Gesetze,  welche  die  Ausbe- 
dingung von  Zinsen  von  bestimmter  Höhe  für  die  Actionäre 
untersagen,  für  die  unterstellte  Voraussetzung  keine  Ausnahme 
von  diesem  Verbote  machen. 

In  ähnlicher  Weise  verhält  es  sich  aber  auch  dann,  wenn 


25)  Allg.  deutsch.  Handelsg.,  Art.  218;    Zürcher  Gesetzb., 
§.1352;  Bernisch.  Gesetz  V.  1860,  Art.  IG. — 
2G)  Protocolle,  S.  313. 
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die  Statuten  anordnen,  es  solle  der  Antheil  am  Eeservefonds 
jeder  Actie  pro  rata  gutgebracht  und  den  Actionären  Zinsen 
zu  so  und  so  viel  Procent  jährlich,  wie  Baareinlage,  tragen^^. 
Denn  ist  zwar  der  Eeservefonds  selbst  Keingewinn  der  Ge- 
sellschaft und  daher,  wie  früher  gezeigt,  die  statutenmässige 
Bestimmung,  wonach  derselbe  zur  Deckung  der  s.  g.  Zins- 
ansprüche der  Actionäre  dienen  soll,  nicht  unzulässig,  unter- 
liegt also  folgeweise  auch  die  Zusicherung  einer  Vertheilung 
der  Zinsen  dieses  Capitals  an  die  VereinsmitgHeder  keinem 
Bedenken,  so  handelt  es  sich  auch  hier  wieder  in  Wh-klich- 
keit  nur  um  Dividenden,  da  in  Ermangelung  anderweitigen 
Netto «"ewinnes  die  Zinsen  vom  Reservefonds  wie  dieser  letz- 
tere  selbst  zur  Deckung  der  Auslagen  und  Verluste  des  Ac- 
tienunternehmens  zu  verwenden,  und  insoweit  die  s.  g.  Zins- 
ansprüche der  Actionäre  sich  kürzen  oder  ganz  und  gar  weg- 
fallen. 

Hat  sich  bisher  die  Regel,  wonach  die  Actiengesellschaft 
ihren  Mitsrliedern  Zinsen  von  bestimmter  Höhe  oder  mit  a.  W. 
feste  Renten  nach  Verhältniss  der  einbezahlten  Actienbeträge 
nicht  zuzusichern  vermag,  als  eine  ausnahmslose  dargestellt, 
so  bietet  sich  dagegen  im  Weiteren  ein  Verhältniss  dar,  wel- 
ches allerdings  Zweifel  zu  verursachen  geeignet  ist. 

Nicht  selten  nämlich  kömmt  es  vor,  dass  ein  Actienver- 
ein  ausser  vStande  ist,  den  beabsichtigten  Betrieb  sofort  zu 
eröffnen,  indem  dazu  Vorbereitungen,  wie  der  Bau  einer  Ei- 
senbahn, die  Errichtung  von  Fabrikgebäuden  u.  s.  w.  erfor- 
derlich, die  voraussichtlich  eine  längere  Zeit  in  Anspruch 
nehmen  müssen.  Versteht  es  sich  nun  von  selbst,  dass  für  den 
zur  Vorbereitung  des  Unternehmens  erforderten  Zeitraum 
kein  oder  doch  kein  erheblicher  Reingewinn  zu  erwarten, 
und  demnach  von  einer  Austheilung  von  Dividenden  oder 
irgend  erheblichen  Dividenden  nicht  die  Rede  sein  kann,  so 
braucht  andererseits  die  Gesellschaft  gerade  zu  jener  Vorbe- 
reitung baares  Geld,  während  sich  oft  schwer  Leute  finden 
werden,  die  bereit  oder  im  Stande  sind,  sich  bei  einem  Ac- 
tienunternehmen  mit  haaren  Einschüssen  zu  betheiligen,  welche 
voraussichtlich  während  längerer  Zeit  keinerlei  Nutzen  abwer- 
fen. Daher  sind  denn  auch  in  sehr  vielen  Statuten  den  Ac- 
tionären Zinsen  von  deren  Baareinlagen  bis  zu  einem  gewissen 


27)  Stat.  der  Aachen. -München.  Feuer-Versicherungs-ü., 
§.  10. 

Itcnaud,  Aclicntjcscllsch.  39 
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Zeitpuncte,  mit  welchem  erst  die  Vertheilung  des  gelioffien 
Gewinnes  beginnen  soll,  wie  bis  zum  Tage  der  Eröffnung  des 
Betriebs  der  Gesellschaft,  oder  demjenigen  der  Einzahlung 
des  gesaramten  Actiencapitals  oder  der  Ausgabe  der  Actien- 
documente,  zugesichert. 

Dass  nun  unter  diesen  Zinsen  keine  Dividenden  ge- 
meint,  dieselben  auch  rechtlich  nicht  als  solche  betrachtet 
werden  können,  versteht  sich  von  selbst,  da  eben  der  Fall 
vorgesehen  ist,  dass  die  Gesellschaft  bis  zu  dem  bezeichneten 
Zeitpuncte  keinen  Gewinn  erzielen  wird.  Vielmehr  erschei- 
nen jene  Zinsen  zweifellos  als  feste  Renten,  welche  die  Ac- 
tionäre  nach  Verhältniss  der  Grösse  ihrer  Baareinlagen  bis  zu 
einer  statutenmässigen  bestimmten  Zeit  von  der  Actienver- 
bindung  beziehen  sollen,  und  ist  demnach  nur  die  doppelte 
Alternative  gegeben,  eine  solche  Zusicherung  als  unwirksam 
oder  als  die  Gesellschaft  schlechtweg  verpflichtend  zu  be- 
trachten. Für  letzteres  spricht  die  Förderung  der  Actienun- 
temehmungen,  welche  entweder  vereitelt  oder  lediglich  in  die 
Hand  der  Reichen  gelegt  würden  ^^,  wenn  den  Actionären 
für  die  Zeit  der  Vorbereitung  des  Unternehmens  nicht  eini- 
ger Genuss  von  ihren  Einlagen  in  rechtsgültiger  Weise  zu- 
gesichert werden  könnte,  so  wie  ein  sich  hierauf  stützender 
Handelsgebrauch -^.  Für  jene  Auffassung  lässt  sich  die  Ab- 
normität geltend  machen,  welche  in  festen  Renten  liegt,  die 
den  Actionären  ganz  oder  zum  grössern  Theile  aus  dem  von 
ihnen  eingezahlten  Stammcapitale,  also  aus  ihren  eigenen 
Einschüssen  entrichtet  werden  sollen,  —  wie  denn  einzelne 
Statuten  geradezu  besagen,  es  sollten  „bis  zur  Betriebseröff- 
nung 5%  des  in  dieselbe  gelegten,  noch  zu  keinem  Ertrage 
gelangten  Capitals  vom  Gesellschaftscapitale  genommen  und 
unter  die  Actionäre  vertheilt  werden,  so  weit  diese  5*^/o  nicht 
durch  den  im  Laufe  desselben  Jahres  bei  anderen  Unterneh- 
mungen erzielten  Ueberschuss  ....  ausgeglichen"  würden  ^^. 

Dessenungeachtet  können  unsers  Erachtens,  um  zunächst 
von  den  hier   einschlagenden  ausdrücklichen  Bestimmungen 


28)  Motive  zum  Entw.  eines  Handelsgesetz b.  für  Deutsch- 
land von  der  durch  das  Reichsministerium  der  Justiz  nie- 
dergesetzten Commission  zu  Art.  94.  95;  —  Motive  zum  Preuss. 
Entw.  zu  Art.  179. 

29)  S.  das  Urtheil  des  Handelsgerichts  in  Coblenz  bei 
Auerbach,  das  Gesellschaftswesen,  S.  351  a.  E.  flg.  — 

30)  Stat.  der  k.  k.  priv.  galiz.  Carl-Ludw.-Bahn,  §.  48. 
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einzelner  Gesetze  abzusehen,  den  Actionären  allerdings  für 
den  zur  Vorbereitung  des  Gesellschaftsbetriebs  erforderlichen 
Zeitraum  feste  Renten  nach  Verhältniss  ihrer  Einschüsse  Sei- 
tens der  Actienverbindung  mit  voller  Wirksamkeit  zuge- 
sichert werden,  wiewohl  dies  allgemeinen  Grundsätzen  zu- 
folge nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen  möglich  ist. 

Bei  Bestimmung  dieser  Voraussetzungen  darf  zunächst 
nicht  übersehen  werden,  dass  die  s.  g.  Zinsen,  von  denen 
hier  die  Rede,  in  Wirklichkeit  ganz  oder  zum  Theile  aus  dem 
Stammcapitale  der  Gesellschaft  zu  entnehmen.  Ist  demnach 
die  Abführung  derselben  eine  theilweise  Zurückzahlung  des 
Grundcapitals ,  so  muss  aus  den  Statuten  das  Maximum  der 
Summe  sich  ergeben,  bis  zu  welcher  sich  jene  s.  g.  Zin- 
senvergütung erstrecken  kann,  und  erscheint  folgeweise  als 
das  wahre  einer  jeden  willkührlichen  Verminderung  entzogene 
Stammcapital  der  Gesellschaft  zunächst  die  Summe,  welche 
nach  Abzug  jenes  Zinsen-Betrags  von  dem  statutenmässigen 
Capital-Ansatze  übrig  bleibt. 

Als  die  eine  Voraussetzung,  unter  welcher  Seitens  des 
Actienvereins  den  Actionären  feste  Renten  nach  Verhält- 
niss der  Misen  für  die  Dauer  der  Vorbereitung  des  Actien- 
unternehmens  zugesichert  werden  können,  erscheint  sonach 
die  statutenmässige  Festsetzung  eines  bestimmten 
Zeitraums,  während  dessen  höchstens  verhältnissmässige 
Rückzahlungen  auf  die  gemachten  Einschüsse  Statt  finden 
sollen.  In  dieser  Hinsicht  ist  die  vielfach  in  Statuten  vor- 
kommende Bestimmung,  wonach  bis  zur  Betriebseröff- 
nung oder  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres,  in  welchem 
das  ganze  Unternehmen  in  Betrieb  gesetzt  wird,  ge- 
wisse Procente  auf  die  Baareinlagen  aus  dem  Gesellschafts- 
capitale  ausbezahlt  werden  sollen  ^^,  unseres  Erachtens  nicht 
genügend,  weil  eine  derartige  Festsetzung  die  Zeit,  während 
welcher  jene  successiven  Rückzahlungen  geschehen  sollen,  in 
der  That  ganz  unbestimmt  lässt,  und  folgeweise  die  Summe, 
welche  von  dem  statutenmässigen  Capital-Ansatze  zur  Be- 
stimmung des  Betrags  des  wirklichen  Stammcapitals  abzu- 
ziehen, auch  dem  Maximum  nach  nicht  feststeht. 

Ausser  jener  Angabc  eines  bestimmten  Zeitraumes  müs- 
sen aber  die  Statuten  ferner  den  Betraer  des  Maximums  der 


31)   Stat.  der  Carl- Ludw.  -  Bahn,  §.  48;    der  Ilhein-Nahe- 
Eisenb.-G.,  §.  13. 
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Einzahlungen  festsetzen,  welche  die  Gesellschaft  während 
dieses  Zeitraums  zu  erheben  berechtigt  und  die  sie  demnach 
zu  verzinsen  in  die  Lage  kommen  kann.  Besagen  die  Statu- 
ten in  dieser  Hinsicht  nichts  oder  gestatten  sie  den  Actionä- 
ren  sofortige  Einzahlungen  bis  zum  vollen  Actienbetrage  ge- 
»■en  eine  verhältnissmässige  feste  Rente,  so  ist  als  Grundcapital 
des  Vereins  die  Summe  zu  betrachten,  welche  nach  Abzug 
der  zur  Verzinsung  der  vollen  Actienbetrage  für  die  Dauer 
der  Vorbereitung  des  Unternehmens  nöthigen  Summen  von 
dem  statutenmässigen  Capital-Ansatze  übrig  bleibt. 

Diese  Grundsätze,  welche  die  Rücksicht  auf  Förderung 
der  Actienunternehmungen  mit  der  Wahrung  des  Princips, 
wonach  die  Actiengesellschaft  ein  statutenmässig  bestimmtes, 
durch  Rückzahlungen  an  die  Actionäre  nicht  zu  verringerndes 
Grundcapital  haben  soll,  vereinigen,  sind  in  der  Natur  der 
Sache  begründet  und  sonach  auch  da  in  Anwendung  zu 
bringen,  wo  sie  eine  ausdrückliche  gesetzliche  Anerkennung 
nicht  gefunden  haben,  während  es  sich  freilich  anders  nach 
den  Gesetzen  verhält,  welche,  wie  die  Ungarisch.  Ge- 
setzes-Artikel  XVIII.  §.59,  die  Bezahlung  von  Procenten 
auf  die  Actieu  aus  den  von  den  Actionären  darauf  eingezahl- 
ten Beträgen  geradezu  verbieten. 

Eine  ausdrückliche  Anerkennung  jener  Grundsätze  findet 
sich  jedoch  zunächst  in  dem  Preuss.  Gesetze  vom  9.  No- 
vember 1843,  indem  dasselbe  bestimmt  (§.  17): 

„Die  Stipulation  von  Zinsen  zu  bestimmter  Höhe  ist 
„nur  für  denjenigen  im  Statute  anzugebenden  Zeitraum 
„zulässig,  welchen  die  Vorbereitung  des  Unternehmens 
„bis  zum  Anfange  des  vollen  Betriebs  erfordert;" 
eine  Bestimmung,  welche  nicht  allein  in  das  Bernische  Ge# 
setz  V.  J.  1860  Ai't.  16  Abs.  3,  sondern  auch  in  das  Allg. 
deutsche  Handelsgesetzbuch  Art.  217  Abs.  2  überge- 
gangen  ist,    indem   letzteres  dem  ausgesprochenen  Verbote 
von  Zinsen  von  bestimmter  Höhe  mittelst  der  Worte  derogirt: 
„Jedoch  können  flu'  den  im  Gesellschaftsvertrage  au- 
„gegebenen  Zeitraum,  welchen  die  Vorbereitung  des  Un- 
„ternehmens  bis  zum  Anfange  des  vollen  Betriebes  er- 
„fordert,   den  Actionären  Zinsen  von  bestimmter  Höhe 
„bedungen  werden"  ^^. 

32)  S.  den  Entw.  eines  Handelsgesetzb.  für  Deutschland 
(von  dervom  Reichsministe  r.  derJustiz  nieder  gesetzten  Com- 
mission)  Art.  95,  und  den  Preuss.  Entw.,  Art.  179. 
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Wir  sahen,  die  Zusicherung  s.  g.  Zinsen  von  bestimmter 
Höhe  auf  die  von  den  Actionären  gemachten  Einschüsse  für 
die  Dauer  der  zur  Vorbereituno;  der  vollen  BetriebseröfFnunff 
erforderlichen  Zeit  ist  in  Wirklichkeit  ein  Versprechen  theil- 
Aveiser  Zurückzahlung  der  gemachten  Einlagen;  —  ein  Ver- 
sprechen, welches  insoferne  zulässig  ist,  als  aus  den  Statuten 
der  Maximal-Betrag  ersichtlich,  um  welchen  durch  dessen 
Erfüllung  die  daselbst  angegebene  Summe  des  Stammcapitals 
gekm-zt  werden  kann.  Das  Grundcapital  der  Actienverbin- 
dung  ist  alsdann  nicht  die  statutenmässig  bezeichnete  Summe, 
sondern  diese  Summe  nach  Abzug  des  zu  jener  Verzinsung 
erforderlichen  Betrags.  Indessen  gilt  dies  doch  im  Zweifel 
nur  vom  Capitale  der  Gesellschaft  während  der  Dauer  der 
zur  Vorbereitung  ihres  Unternehmens  nöthigen  Zeit,  wogegen 
es  im  Sinne  der  in  Frage  stehenden  Statuten  liegt,  dass  der 
Actienverein,  wenn  einmal  sein  voller  Betrieb  eröffnet,  mit 
einem  den  statutenmässigen  Ansatz  erreichenden  Grundca- 
pitale  arbeite,  aus  welchem  Grunde  denn  auch  nach  dieser  Er- 
öffnung von  einer  Dividenden-Austheiluno;  so  lange  nicht  die 
Rede  sein  kann,  bis  der  durch  Zinsenzahlung  verminderte 
Fonds  diese  Höhe  wieder  erreicht  hat.  — 

Wenn  sonach  die  Regel,  wonach  die  Actiengesellschaft 
ihren  Actionären  Zinsen  von  bestimmter  Höhe,  oder,  genauer 
gesagt,  feste  Renten  nach  Verhältniss  der  auf  ihre  Actien  ge- 
machten Einschüsse  nicht  in  rechtso-ültioer  Weise  zuzusichern 
vermag,  sich  bis  auf  den  zuletzt  erörterten  Fall  als  eine  aus- 
nahmslose darstellt,  so  versteht  es  sich  dagegen  von  selbst, 
dass  dritte  Personen,  der  Staat  wie  andere,  auch  für  die  Zeit 
des  vollen  Betriebs  des  Actienunternehmens  den  Actionären 
die  Auszahlung  gewisser  Procente  von  den  einbezahlten  Ac- 
tienbeträgen  garantiren  können  ^^.  Eine  solche  Gewährlei- 
stung einer  Minimalrente,  welche  öfter  Seitens  des  Staats  da 
übernommen  wird,  wo  das  Gemeinwesen  beim  Zustandekom- 
men eines  Actienunternehmens  interessirt  ist^^,  ist,  obwohl  sie 
als  Zinsgarantie   bezeichnet   zu  werden  pflegt,   in  der   That 


33)  Protocolle,  S.  1043. 

34)  Nach  Savary  dictionn.  univers.  de  commerce  m.  acüoii  -wurden 
solche  Actien,  aufweiche  vom  Staate  eine  Minimaldividende  garantirt  war, 
in  Frankreich  aciions  mtercssees  im  Gegensatze  zu  den  anderweitigen  Ac- 
tien (actions  simples)  genannt,  wogegen  die  s.  g.  actions  reniitres  Obligatio- 
nen mit  vom  Staate  garantirten  Zinsen  gewesen  zu  sein  scheinen. 
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eine  Dividenden-Garantie^'',  indem  der  Staat  oder  sonstige 
Dritte  sich  den  Actionären  gegenüber  zur  Deckung  des  Aus- 
falls verpflichtet,  wenn  der  Reingewinn  der  Gesellschaft  in 
einem  gegebenen  Jahre  zur  Ausbezahlung  ge-s^isser  Procente 
auf  die  gemachten  Einschüsse  nicht  ausreichen  sollte.  Diese 
Verpflichtung  wird  gewöhnlich  nur  auf  eine  bestimmte  Zeit, 
und  zwar  entweder  schlechtweg  oder  unter  einem  Vorbehalte 
eino-eofanofcn,  indem  z.  B.  die  Garantie  aufhören  soll,  wenn 
die  Bahn  zehn  Jahre  nach  einander  4%  Reinertrag  erbracht 
hat.  Auch  pflegt  eine  derartige  Verbindlichkeit  öfter  in  der 
Weise  eingegangen  zu  werden,  dass  der  Staat  oder  sonstige 
Dritte  die  Summen,  welche  zur  Entrichtung  der  den  Actio- 
nären zugesagten  Renten  nöthig,  nur  vorlegt,  wogegen  ihm 
diese  von  der  Gesellschaft  zurückerstattet  werden  sollen.  In- 
dessen kann  eine  solche  Verpflichtung  des  Actienvereins  ge- 
genüber dem  Garanten  nur  in  dem  Sinne  gemeint  und  in  dem 
Sinne  wirksam  sein,  dass  jener  diesem  zur  Erstattung  der 
vorgelegten  Summen  aus  dem  Reingewinne  späterer  Jahre, 
so  weit  ein  solcher  nach  Auszahlung  der  garantirten  Dividen- 
den vorhanden,  beziehungsweise  aus  dem  aus  einem  Theile 
des  Nettogewinnes  zu  bildenden  Tilgungsfonds  (s.  §.  71)  ver- 
bunden sein  soll,  während  für  die  Erfüllung  einer  solchen 
Schuld  das  Grundcapital  so  wenig  wie  für  die  unmittelbare 
Entrichtung  fester  Renten  an  die  Actionäre  angegriffen  wer- 
den kann  ^^. 

§.  67. 

Die  Verpflichtungen  der  Actionäre. 

Der  Actionär  unterwirft  sich  selbstverständlich  durch 
seinen  Eintritt  in  die  Actiengesellschaft  den  Vereinsstatuten, 
ohne  dass  zu  diesem  Zwecke  eine  ausdrückliche  Bestimmung 
dieser  letzteren,  wie  sie  allerdings  vielfach  vorkömmt,  oder 
gar  eine  gesetzliche  Vorschrift  erforderlich  wäre  (s.  p.  275  flg.). 
Indem  nun  das  Statut  die  nächste  massgebende  Norm  für  die 


35)  V.  Savigny,  Obligat.  IL,  S.  114  not.  g.  —  Goldschmidt,  der 
Lucca-Pistoja-Actien-Streit,  S.  25;  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen, 
S.  348  flg. 

36)  Daher  ist  die  Bemerkung  in  der  Darstellung  der  Vorstände  der 
inländischen  Actiengesellschaften  an  das  Grossh.  Hess.  Ministerium  d.i., 
dass  die  Gesellschaft  dem  Staate  wegen  seiner  in  Folge  übernommener 
Zinsgarantie  gemachten  Vorschüsse  möglicher  Weise  ihr  ganzes  Capital 
schuldig  w^erden  könne,  unrichtig. 
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Verhältnisse  zwischen  dem  Actienvereine  und  dessen  Mitglie- 
dern ist,  kann  jene  Unterwerfung  für  diese  letzteren  sehr  ver- 
schiedene rechtliche  Folgen  haben. 

Sie  kann  einmal  für  den  Actionär  die  rechtliche  Noth- 
wendigkeit  begründen,  das  Gericht  des  Orts,  woselbst  die 
Gesellschaft  ihren  Sitz  hat,  als  seinen  Gerichtsstand  für  alle 
Streitigkeiten  mit  dem  Vereine  anzuerkennen  ^,  eine  Verpflich- 
tung, welche  die  Statuten  gewöhnlich  mit  den  Worten  erklä- 
ren, es  nehme  jeder  Actionär  durch  die  Zeichnung  oder  den 
Erwerb  einer  Actie  Domicil  im  Bezirke  des  Sitzes  der  Ver- 
bindung, und  mit  der  die  weitere  Verbindlichkeit  verknüpft 
sein  kann,  an  diesem  Orte  einen  Procurator  zur  Entgegen- 
nahme von  Insinuationen  Seitens  der  Gesellschaft  zu  haben  ^. 

Ferner  kann  jene  Unterwerfung  unter  die  Statuten  die 
Folge  haben,  dass  sich  die  Actionäre  in  Streitigkeiten  mit 
dem  Vereine  einer  schiedsrichterlichen  Entscheidung  unter- 
werfen müssen^,  so  wie  auch,  dass  sie  verbunden  sind,  eine 
Wahl  in  den  Vorstand  oder  Aufsichtsrath  anzunehmen  (s. 
S.  474),  obwohl  diese  letztere  Verpflichtung  ohne  Realität  ist, 
da  die  Statuten  keinerlei  Folo;e  an  deren  Nichterfülluno; 
knüpfen,  ein  hieraus  entstehender  Rechtsantheil  aber  weder 
durch  positiven  Rechtssatz  bestimmt  ist,  noch  auch  aus  all- 
gemeinen Rechtsgrundsätzen  sich  ergiebt. 

Sind  nun  freilich  diese  Verbindlichkeiten  nicht  vermö- 
gensrechtlichen Inhalts,  so  lässt  sich  nicht  leugnen,  dass  auch 
solche  den  Actionären  durch  die  Statuten  zum  Vorthcile  der 
Gesellschaft  auferlegt  werden  können  und  nicht  selten  aufer- 
legt werden.  Allein  abgesehen  von  statutenmässigen  Fest- 
setzungen ist  der  Actionär  als  solcher  dem  Actienvereine  zu 
nichts  verpflichtet. 

Dies  steht  vorerst  für  den  Fall  ausser  allem  Zweifel,  dass 
der  Betrag  der  Actien  voll  einbezahlt  ist.  Denn  es  ist  der 
Actionär  als  solcher  zur  Theilnahme  an  den  Generalversamm- 
lungen nicht  verbunden,  und  an  sich  ebensowenig  verpflichtet, 
ein  ihm  übertragenes  Gesellschaftsamt  zu  übernehmen.  In- 
dem er  aber  auch  keinesfalls  schuldig  ist,   zu  den  Zwecken 


1)  Stat.  der  Spinnerei  u.  "Weberei  Offenburg,  §.  15. 

2)  Stat.  des  BrackelerBergwerk-Vereins,  §.11;  der  Sie  ge- 
ner Bergbau-  und  Hütten  -  Actien  -  Gesellschaft  in  Werden, 
§.  9. 

3)  Stat.  der  Leipzig.  Bank,  §.  37;  der  Spinnerei  u.  Weberei 
Offenburg,  §.52. 
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der  Gesellschaft  und  zur  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten  mehr 
wie  den  für  die  Actie  statutenmässig;  zu  leistenden  Beitrag 
beizutragen,  kann  er  unter  der  oben  bezeichneten  Voraus- 
setzung von  der  Actienverbindung  in  keiner  Weise  angespro- 
chen werden^. 

Dies  liegt  im  Wesen  der  Actiengesellschaft,  welche  die 
Betheilisfun«:  bei  einem  Unternehmen  ohne  anderweitige  Ge- 
fahr  als  diejenige  des  Verlusts  des  Werths  des  Actienrechts 
ermöglichen  soll,  und  ist  auch  durch  die  meisten  Gesetzge- 
bungen theils  nach  dem  Vorgange  des  Code  de  commerce  mit- 
telst Aufstellung  des  Grundsatzes,  wonach  die  Actionäre 
nicht  mehr  wie  ihr  Interesse  in  der  Gesellschaft  sollen  ver- 
lieren können  (p.  504),  theils  auch  geradezu  durch  die  Erklä- 
rung anerkannt,  dass  dieselben  nicht  weiter  wie  für  den  vollen 
Betrag  ihrer  Actien  sollen  angesprochen  werden  können  5, 
dass  sie  zu  Mehrerem  wie  zur  Einzahlung  des  Betrags  ihrer 
Actien  nicht  verpflichtet'',  oder  dass  sie  nicht  schuldig  sind, 
zu  den  Zwecken  der  Gesellschaft  und  zur  Erfüllung  ihrer 
Verbindlichkeiten  mehr  beizutragen,  als  den  für  die  Actie 
statutenmässig  zu  leistenden  Beitrag ''.  Dass  hieran  aber 
durch  Majoritätsbeschluss  der  Actionäre  nichts  geändert  zu 
werden  vermag,  ist  schon  früher  gezeigt  worden^. 

Wenn  es  nach  dem  Vorstehenden  keinem  Zweifel  unter- 
liegt, dass ,  abgesehen  von  anderen  statutarischen  Fest- 
setzungen, die  Actionäre  als  solche  keinerlei  Verbindlichkeit 
gegenüber  der  Gesellschaft  haben,  sobald  der  volle  Betrag 
ihrer  Actien  einbezahlt  ist,  so  ist  Aveiter  zu  behaupten,  dass 
auch  im  ento-egengesetzten  Falle,  also  wenn  dieser  Betrag 
ganz  oder  theilweise  ausstehend,  die  Vereinsmitglieder  in 
dieser  ihrer  Eigenschaft  der  Actienverbindung  zu  nichts  ver- 
pflichtet. 

Denn  in  der  That  beruht  die  Verpflichtung  zur  Bezah- 


4)  Anders  freilich  bei  der  englischen  Joint  Stock  Company  ivitUout 
Imited liahilily .  Englisch.  Actiengesellschafts- Acten  1856.  1857, 
Theillll.  LXII. — 

5)  Holland.  Handelsgesetzb.,  Art.  40  Abs.  2. 

6)  Zürcher  Gesetzb.,  §.  1351;  Solothurn.  Civilgesetzb. 
§.  1221  Abs.  2;  Bernisch.  Gesetz  v.  1860,  Art.  16. 

7)  Preuss.  Gesetz  v.  9.  Nov.  1843,  §.  15;  Allg.  deutsch.  Han- 
deIsg.,Art.  219, 

8)  S.  p.  454.  —  Troplong,  contr.  de  societe,  no.  182;  Delangle, 
des  societ.  commerc,  tom.  II.  no.  441  suiv. ;  Bedarride,  des  societes,  tom. 
I.  no.  289;  U  alloz,  i-epert.,  tom.  XL.  m.  socie'te,  no.  1555  suiv. 
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lung  des  Actienbetrags  in  den  durch  die  Statuten  bestimmten 
Raten  und  Zeitpuncten  auf  der  Actienzeichnung,  also  auf 
einem  vor  Entstehung  des  Actienvereins  zu  dessen  Gunsten 
eingegangenen  Geschäfte,  oder  auch  auf  einem  mit  der  con- 
stituirten  Gesellschaft  abgeschlossenen  Kaufe.  Liegt  nun  in 
dem  einen  wie  in  dem  anderen  Falle  eine  Obligation  einer 
individuell  bestimmten  Person  zum  Vortheile  der  Actienver- 
bindung  vor,  so  ist  es  klar,  dass  eine  solche  Schuld,  wie  sie 
nicht  durch  Verzicht  auf  die  Betheiligung  beim  Actienunter- 
nehmen  aufgegeben  werden  kann,  ebensowenig  dadurch  über- 
tragen wird,  dass  die  Anrechte  aus  der  Zeichnung,  oder  nach 
constituirter  Gesellschaft  die  Actienrechte  selbst  übertragen 
werden,  —  wie  denn  auch  eine  Reihe  von  Statuten  die  unbe- 
dingte Haftung  des  Zeichners  ausdrücklich  anerkennen^. 
Allerdings  ist  es  nun  möglich,  dass  der  Subscribent,  ehe  und 
bevor  die  Actienverbindung  in's  Leben  getreten,  seiner  mit- 
telst der  Zeichnung  übernommenen  Verbindlichkeit  durch  die 
Gründer  entbunden  und  dass  an  dessen  Stelle  derjenige  als 
Schuldner  des  künftigen  Vereins  angenommen  wird,  an  wel- 
chen  jener  sein  Anrecht  übertragen;  auch  kann  das  Nämliche 
Seitens  der  Actiengesellschaft  im  Falle  der  Veräusserung 
eines  Actienrechts  geschehen.  Immerhin  ist  aber  die  Ver- 
pflichtung zur  Bezahlung  des  Actienbetrags  an  die  Gesell- 
schaft die  Obligation  einer  individuell  bestimmten  Person, 
welche  ursprünglich  auf  dem  Wege  der  Zeichnung  oder  des 
Kaufs  eingegangen  oder  mittelst  Delegation  übernommen 
worden  ist.  Dass  übrigens  die  Erben  dieser  Personen  in 
deren  Verbindlichkeiten  gegenüber  der  Actienverbindung  ein- 
treten, versteht  sich  ebenso  von  selbst,  wie  dass  die  von  jenen 
gestellten  Sicherheiten,  mögen  dieselben  mittelst  AVechselun- 
terschriften  oder  durch  Bürgschaft  oder  in  anderer  Weise 
gegeben  sein,  fortbestehen,  wogegen  die  mehreren  Erben  für 
den  ausstehenden  Actienbetrag  der  Gesellschaft  nur  p?'o  rata 
verpflichtet  sind. 

Wenn  hiernach  die  Verbindlichkeit  zur  Zahluno:  des  Ac- 
tienbetrags  an  und  für  sich  von  der  Eigenschaft  als  Actionär 
unabhängig,  indem  sie  auf  der  Zeichnung,  oder  dem  Ankaufe 
von  Actien  von  der  Gesellschaft  oder  auf  Delegation  beruht, 


9)  Stat.  der  Berlin-Frankfurt.  Eisenb.-G.,  §.  8;  derRhein- 
Nahe-Eisenb.-G..  §.  11;  der  Wiener  Erstenimmobilieng.,  §.  8; 
derLeipz.  All g.  deutsch.  Creditanstalt,§.  10. 
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und  weder  mit  dem  Verzichte  auf  die  Anrechte  aus  der  Sub- 
scription  aufgegeben,  noch  mittelst  Veräusserung  des  Actien- 
rechts  übertragen  werden  kann  ^^,  so  ist  es  allerdings  denkbar, 
dass  neben  jenen  Personen,  welche  dem  Vereine  für  die  aus- 
stehenden Actienbeträge  ohne  Rücksicht  darauf  haften,  ob  sie 
Mitglieder  desselben  sind  oder  nicht,  auch  die  Actionäre  als 
solche  dafür  einzustehen  haben,  und  soll  nicht  geleugnet  wer- 
den, dass  ein  solches  Verhältniss  kraft  statutenmässiger  An- 
ordnuno-  oder  auch  g-esetzlicher  Vorschrift  vorkommen  kann 
und  vorkömmt.  Allein  abgesehen  von  derartigen  Satzungen 
ist  der  Actionär  in  dieser  seiner  Eigensohaft  für  den  Betrag 
seiner  Actis  der  Actienverbindung  nicht  verpflichtet.  Wie 
er  nämlich  durch  die  Erwerbung  der  nicht  liberirten  Actie 
nicht  statt  des  Zeichners  oder  desjenigen,  der  das  Actienrecht 
von  der  Gesellschaft  gekauft,  und  beziehungsweise  statt  des 
delegirten  Schuldners  verpflichtet  wird,  so  wird  er  auch  nicht 
neben  diesem  verbunden.  Denn  nicht  allein  fehlt  es  an  je- 
dem Rechtso:runde,  um  eine  mittelst  der  Succession  in  das 
Actienrecht  vor  sich  gehende  Intercession  für  den  rückstän- 
digen Actienbetrag  anzunehmen  ^%  sondern  begründet  auch 
der  Eintritt  in  den  Actienverein  an  und  für  sich  keine  Ver- 
pflichtung, letzterem  für  diese  Summe  einzustehen.  Gehört 
es  nämlich  zwar  zum  Wesen  einer  Actienverbindung,  dass 
dieselbe  ein  Grundcapital  haben  muss,  w^elches,  so  weit  es 
noch  nicht  einbezahlt,  aus  Forderungen  wegen  der  ausstehen- 
den Beti'äge  besteht,  so  bringt  es  die  Natur  dieser  Vereins- 
form in  keiner  Weise  mit  sich,  dass  der  Actionär  als  solcher 
für  den  von  Anderen  geschuldeten  Betrag  seiner  Actien 
hafte. 

Freilich  giebt  es  hier  abweichende  Meinungen. 

Insbesondere  soll  nach  einer  anderen  Ansicht  mit  der 
Erwerbung  der  Actien  auch  die  Verbindlichkeit  zur  Zahlung 
des  Actienbetrags  auf  den  Erwerber  übergehen,  während  der 
Veräusserer  von  jener  Verpflichtung  regelmässig  frei  wird. 
Jener  soll  für  den  Actienbetrag  um  desswillen  einstehen  müs- 
sen, weil  dessen  Zahlung  eine  Last  ist,  die  auf  dem  Actien- 
rechte  haftet,  so  dass  letzteres  nur  mit  dieser  Verbindlichkeit 
erworben  werden  kann;  der  Veräusserer  aber  aus  dem  Grunde 


10)  Mittermaier,  deutsch.  Privatrecht,  §.558.  V.  u.  VI.  —  De- 
lang le,  des  societes  commerc,  tom.  II.  no.  449 — 451.  — 

11)  Treitschke    in  der  Zeitschr.   f.   deutsch.  Recht,  Bd.  V. 
S.  329  flg.  u.  insbesondere  S.  334  flg. 
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von  der  Actienschuld  entbunden  werden,  weil  die  Statuten 
dadurch,  dass  sie  die  Befugniss  zur  Negociirung  nicht  libe- 
rirter  Actien  nicht  ausgeschlossen,  in  die  Substituirung  eines 
neuen  Schuldners  einp-ewillist.  Indessen  stellt  man  eine  Mo- 
dification  dieser  Grundsätze  einerseits  für  den  Fall  der  Insol- 
venz des  dermaligen  Actionärs,  andererseits  für  denjenigen, 
dass  dieser,  weil  die  Actie  auf  den  Inhaber  lautet,  unbekannt 
ist,  auf,  indem  unter  einer  solchen  Voraussetzung  der  Zeich- 
ner zur  Zahlung  des  vollen  Actienbetrags  verbunden  sein 
soll,  wenn  er  der  Gesellschaft  hierfür,  wenn  auch  nur  mittelst 
blosser  Unterzeichnung  eines  Scheines,  Garantien  gegeben*^. 

Allein  es  ist  diese  Auffassung  nicht  allein  inconsequent, 
sondern  auch  auf  falschen  Prämissen  beruhend.  Sie  ist  in- 
consequent, weil  der  Subscribent,  wenn  er  ungeachtet  der 
Uebertragung  seiner  Anrechte  aus  der  Zeichnung  aus  dersel- 
ben subsidiär  verhaftet  bleibt,  für  die  Zahlung  des  Actienbe- 
trags ohne  Rücksicht  darauf  einstehen  muss,  ob  er  Garantien 
dafür  gegeben,  ob  er  ferner  schriftlich  oder  mündHch  sich 
verpflichtet  hat,  sobald  nicht  zur  Gültigkeit  oder  Klagbarkeit 
seines  Versprechens  landesgesetzlich  eine  gewisse  Form  er- 
fordert. Ebenso  ist  aber  der  zweifache  Satz,  auf  den  jene 
Ansicht  sich  stützt,  unrichtig.  Denn  vorerst  ist  die  Actien- 
schuld nicht  eine  auf  dem  Actienrechte  haftende  Last,  indem 
dieses  ein  blosses  Recht  und  nicht  Recht  und  Pflicht  ist,  wie 
schon  daraus  sich  ergiebt,  dass  es  seinem  Wesen  nach  frei 
veräusserlich  ist.  Andererseits  ist  eben  wegen  dieser  Ver- 
äusserlichkeit  der  fernere  Satz  unwahr,  dass  die  Statuten,  in- 
dem sie  die  Befugniss  der  Negociirung  der  Actien  nicht 
ausschliessen,  in  die  Substituirung  eines  neuen  Schuldners 
für  den  nicht  einbezahlten  Actienbetrag  einwilligen,  da  sie  es 
durch  ihr  Stillschweigen  in  dieser  Beziehung  nur  bei  demje- 
nigen belassen,  was  im  Wesen  des  Actienrechts  liegt. 

Wenn  nach  der  hier  Aviderlegten  Ansicht  die  Ver- 
pflichtung zur  Bezahlung  des  Actienbetrags  regelmässig  mit 
der  Uebertragung  des  Actienrechts  übertragen  wird,  der  Ac- 
tionär  also  für  jene  Zahlung  haftet,  wogegen  der  Zeichner,  der 
sich  der  Actie  begeben,  der  Regel  nach  von  jeder  Verbind- 
lichkeit entbunden  ist,  so  sollen  nach  einer  anderen  Meinung 


12)  Pardessus,  cours  de  droit  conimerc,  tom.  III.  no.  10431  u.  1043 
bis;  Malepeyre  u,  Jourdain,  traile  des  societ.  cummerc,  p,  200  suiv.  — 
Lauckhard ,  Rechtsfälle,  N.  F.  Bd.  VI.  S.  9  flg.  — 
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der  Subscribent  und  der  Actionär,  auf  welchen  das  Actien- 
recht  übergegangen,  dem  Vereine  für  den  nicht  einbezahlten 
Actienbetrag  einzustehen  haben.  Der  Actionär  soll  als  sol- 
cher der  Gesellschaft  haften,  weil  er  als  Vereinsmitglied  die 
mit  dieser  Eigenschaft  verbundenen  Vortheile  geniesst  und 
daher  auch  die  damit  verbundenen  Lasten  tragen  muss;  der 
Zeichner  aber  um  desswillen,  weil  er  sich  persönlich  obligirt 
und  demnach  so  lange  verhaftet  bleibt,  bis  er  von  dieser  Ver- 
pflichtung entbunden  worden  ^^.  Darüber  freilich,  in  welcher 
Weise  diese  Befreiung  bewirkt  wird,  gehen  wieder  die  An- 
sichten auseinander.  Nach  den  Einen  wird  der  für  den  un- 
bezahlten Actienbetrag  Obligirte  durch  die  mit  Einwilligung 
der  Actienffesellschaft  voro-enommene  Abtretuno;  des  Actien- 
rechts  liberirt,  während  eine  solche  Einwilligung  anzunehmen 
ist,  wenn  nicht  bloss  ein  Interimsschein,  sondern  der  wirk- 
liche Actienbrief  ausgefertigt  und  in  die  Hände  des  Zeichners 
übergeben  worden  ist^"'.  Nach  Anderen  tritt  bei  Actienschei- 
nen,  die  auf  einen  bestimmten  Namen  ausgestellt,  eine  Be- 
freiung des  Veräusserers  von  der  Verhaftung  zur  Nachzahlung 
nur  dann  ein,  wenn  der  Verein  die  betreffende  Uebertragung 
genehmigt,  wogegen  bei  auf  den  Inhaber  lautenden  Actien- 
urkunden  eine  solche  Genehmigung  im  Voraus  ausgesprochen 
ist^^.  Nach  einer  dritten  Meinung  endlich  findet  eine  solche 
Liberation,  abgesehen  von  einer  nach  den  Regeln  des  gemei- 
nen Rechts  zu  beurtheilenden  Novation,  nur  bei  Inhaber- Ac- 
tien Statt  lö. 

Indessen  verdienen  diese  verschiedenen  Ansichten  keine 
Billigung.  Vorerst  ist  nämlich  der  Satz  unrichtig,  dass  der 
Actionär  als  solcher,  d.  h.  wenn  er  nicht  durch  Subscription 
oder  durch  unmittelbaren  Ankauf  der  Actie  von  der  Gesell- 
schaft oder  durch  Delegation  die  Bezahlung  des  Actienbe- 
trages  übernommen,  für  die  rückständigen  Einzahlungen  hafte, 
und  vermag  jene  Behauptung  mittelst  der  Ausführung,  dass 


13)  JoUy  in  der  Zeitschr,  für  deutsches  Recht,  Bd.  XL 
S.  375  a.  E.  U.S.  410fg.;  Beseler,  System,  §.  223  (S.  306);  Troplong, 
central  de  societe,  no.  174  suiv. ;  Delangle,  des  sodetes  commerciaL, 
no.  449  — 451.— 

14)  Rey scher  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XIII. 
S.  411.— 

15)  Beseler,  System  des  deutsch.  Privatrechts,  §.223. 

16)  Jolly  a.  a.  O.  S.  414fg.;  —  Auerbach,  das  Gesellschaftswe- 
sen, S.  336  fg.  — 
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derjenige,  der  die  mit  der  Vereinsmitgliedschaft  verbundenen 
Vortheile  geniesse,  auch  die  damit  verbundenen  Lasten  tra- 
gen müsse,  nicht  begründet  zu  werden,  weil  die  Vereinsmit- 
gliedschaft ein  Recht  und  nicht  zugleich  eine  Pflicht  ist,  und 
es,  wie  schon  früher  gezeigt  worden,  keineswegs  zum  Wesen 
des  Actienvereins  gehört,  dass  die  Actionäre  als  solche  dem- 
selben für  die  nicht  einbezahlten  Theile  des  Grundcapitals 
verpflichtet.  Allerdings  kann  der  Actionär,  auch  wenn  er  für 
die  Actienschuld  nicht  obligirt,  in  Folge  davon,  dass  diese 
letztere  rückständig,  von  gewissen  Nachtheilen  betroffen  wer- 
den, M-ie  später  näher  zu  erörtern  sein  ^vird,  und  mag  man 
in  diesem  Sinne  die  Einzahlung  des  Actienbetrags  als  eine 
Last  des  Actienrechts  bezeichnen.  Allein  von  einer  Klage 
der  Gesellschaft  wegen  der  Actienrückstände  gegen  den  Ac- 
tionär in  dieser  seiner  Eigenschaft  vermag,  abgesehen  von 
anderweitigen  statutarischen  Festsetzungen  oder  gesetzlichen 
Vorschriften,  so  wenig  die  Rede  zu  sein,  wie  von  einer  Obli- 
gation des  früheren  Actionärs  als  solchen,  wenn  dieser  das 
Actienrecht  aufo;eo;eben  oder  weiter  übertrao-en  hat. 

Wenn  aber  nicht  der  Actionär  in  dieser  seiner  Eigen- 
schaft, sondern  nur  derjenige  für  den  ausstehenden  Actien- 
betrag  obligirt,  welcher  sich  für  denselben  durch  die  Zeich- 
nung oder  durch  Ankauf  der  Actie  von  der  Gesellschaft  oder 
mittelst  Delegation  verpflichtet,  so  wird  ein  solcher  Schuldner 
nicht  durch  die  mit  Einwilligung  des  Actienvereins  geschehene 
Abtretung  des  Actienrechts  von  der  Verhaftung  für  die  Nach- 
zahlung befreit.  Denn  es  ist  diese  Einwilligung  eben  nur  die 
Genehmigung  der  Abtretung  eines  Rechts,  mit  welchem  an 
sich  keinerlei  Verpflichtung  verbunden,  und  vermag  in  der- 
selben um  so  weniger  die  Einräumung  der  Befugniss,  das 
Actienrecht  mit  der  Verpflichtung  zu  Ergänzung  der  Actie 
abzutreten,  gefunden  zu  werden,  als  Verzichte  nicht  zu  prä- 
sumiren  sind.  Insbesondere  ist  aber  die  Ansicht  ungegrün- 
det, wonach  der  Zeichner  durch  die  Abtretung  des  Actien- 
rechts dann  von  jeder  Verbindlichkeit  wegen  des  Actienbetrages 
liberirt  sein  soll,  wenn  der  Actienschein  ausgefertigt  und  in 
seine  Hände  übergeben  war.  Wie  nämlich  die  Einwillisfuno- 
der  Gesellschaft  in  die  Veräusserung  der  Actie  an  sich  eine 
Liberation  des  Veräusserers  wegen  der  Actienrückstände  nicht 
bewirkt,  so  liegt  auch  in  der  Aushändigung  des  Actiendocu- 
ments  eine  solche  Genehmigung  nicht,  da  die  Actienrechte 
ihrer  Natur  nach  ohne  Rücksicht  darauf,   ob  Actien-  oder 
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Interimsscheine  oder  gar  keine  Urkunden  darüber  ausgestellt, 
so  lange  frei  veräusserlich  sind,  als  nicht  die  Statuten  etwas 
anderes  bestimmen. 

Ebenso  unstichhaltig  ist  aber  die  andere  Behauptung, 
wonach  bei  Scheinen,  die  auf  bestimmte  Namen  lauten,  eine 
Befreiung  des  Veräusserers  von  der  Verpflichtung  zur  Nach- 
zahlung dann  eintreten  soll,  wenn  die  Uebertragung  des  Ac- 
tienrechts  mit  Einwilligung  des  Vereins  geschieht.  Denn  es 
geht  der  Sinn  einer  solchen  Genehmigung,  welche  nur  da 
nachgesucht  und  ertheilt  werden  wird,  wo  sie  statutenmässig 
erfordert,  an  und  für  sich  nur  dahin,  dass  die  Actiengesell- 
schaft  den  neuen  Erwerber  als  Actionär  anerkennt  ^^.  Hier- 
mit soll  freilich  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  dass  sich 
mit  der  Einwilligung  des  Actienvereins  in  die  Uebertragung 
des  Actienrechts  eine  Novation  in  Ansehung  der  Actienschuld 
verbinden  kann,  wie  eine  solche  namentlich  dann  Statt  finden 
wird,  wenn  jene  Genehmigung  durch  die  Statuten  in  der  Art 
erfordert,  dass  der  neue  Actionär  über  den  ausstehenden  Ac- 
tienbetrag  einen  neuen  Schuldschein  auszustellen  hat,  wäh- 
rend der  Ausscheidende  seinen  über  den  gleichen  Betrag  aus- 
erestellten  Schein  zurück  erhält  ^^ 

Bewirkt  sonach  die  Genehmigung  des  Uebertrags  des 
Actienrechts  Seitens  der  Gesellschaft  bei  Nominalactien  an 
und  für  sich  keine  Liberation  des  bisherigen  Schuldners,  so 
ist  nicht  weniger  endlich  die  Ansicht  ungegründet,  wonach  bei 
Inhaber- Actien  der  Veräusserer  ohne  Weiteres  von  jeder  Ver- 
pflichtung für  den  ausstehenden  Actienbetrag  entbunden  sein 
soll.  Denn  es  hat  auch  hier  das  Inhaberpapier  nur  die  Be- 
deutung, dass  es  die  Uebertragung  des  Actienrechts  so  wie 
die  Legitimation  als  Actionär  erleichtert,  während  jene  Fas- 
sung keine  zum  Voraus  ausgesprochene  Erklärung  des  Ac- 
tienvereins enthält,  nur  den  jedesmaligen  Inhaber  des  Papieres 
als  Schuldner  des  unbezahlten  Actienbetrages  haben  zu  wol- 
len, dieselbe  auf  keinen  Verzicht  Seitens  der  Gesellschaft  auf 
die  Haftung  des  ursprünglich  Obligirten  für  den  Fall  einer 
Veräusserung  des  Actienrechts  hinweist.  Insbesondere  ist  der 
Argumentation  Jolly's^'^  nicht  beizupflichten,  wonach  darin, 


17)  Holtius,  Voorlezingen  zu  Art.  43  des  Holland.  Handelsgesetzb. 
(Lp.  141).— 

18)  Stat.  der  deutsch.  Versicherungs-Gesellsch.  in  Dres- 
den, §.  14. 

19)  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.  416.  — 
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dass  eine  Ui-kunde  über  ein  Obligations-Verhältniss  auf  In- 
haber gestellt,  mit  rechtlicher  Noth wendigkeit  ausgesprochen 
liegt,  dass  der  Inhaber  des  Papieres  selbstständiges  Subject 
der  Obligation  und  demnach,  falls  dieselbe  eine  wesentlich 
zweiseitige,  zugleich  Gläubiger  und  Schuldner  sei,  während 
er  unmöglich  selbstständiger  Gläubiger,  und  ein  Anderer,  sein 
Auetor,  selbstständiger  Schuldner  sein  könne.  Denn  es  ist 
in  der  That  die  Inhaber-Actie  keine  Urkunde  über  eine  we- 
sentlich zweiseitige  Obhgation,  wie  es  denn  auch  unseres 
Wissens  derartige  Inhaberpapiere  nicht  giebt,  vielmehr  der 
Actienbrief,  gleichgültig  ob  er  auf  Namen  oder  au  jjorteur 
lautet,  eine  Ui-kunde  über  das  Actienrecht  oder  mit  a.  W. 
über  ein  an  sich  keine  Verpflichtungen  begründendes  Mit- 
gliedschaftsrecht bei  einem  Actienvereine.  Ebenso  unstich- 
haltig ist  aber  die  Construction  Auerbach's ''^,  nach  welcher 
in  der  Ausgabe  von  Betheiligungsurkunden  auf  den  Inhaber 
die  Erklärung  enthalten,  dass  das  zu  Grunde  liegende  Ge- 
sellschaftsverhältniss  mit  jedem  neuen  rechtmässigen  Besitzer 
novirt  werden  solle,  da  nicht  allein  die  Novirung  eines  Gesell- 
schaftsverhältnisses als  ein  juristisches  Unding  erscheint,  son- 
dern auch  eine  auf  Grund  einer  zum  Voraus  abgegebenen 
Erklärung  möglicher  Weise  tausendfältig  sich  wiederholende 
Novation  undenkbar  ist-^  Und  betrachtet  man  die  Sache 
auch  nur  vom  practischen  Standpuncte,  so  kann  es  unmöglich 
im  Willen  einer  Actien Verbindung,  welche  Inhaber-Actien  vor 
vollständiger  Einzahlung  der  Actienbeträge  ausgegeben,  lie- 
gen, allein  die  jedesmaligen  Inhaber  der  Actienscheine  als 
Schuldner  für  diese  Beträge  zu  haben,  —  Personen,  welche 
einem  steten  Wechsel  unterworfen,  die  ferner  der  Gesellschaft 
unbekannt  und  die  endlich  vollkommen  zahlungsunfähio-  sein 
können,  ohne  dass  jene  Mittel  hätte,  den  Uebergang  der  Ac- 
tien auf  derartige  Besitzer  zu  hindern. 

Sollen  war  dasErgebniss  dieser  Erörterungen  zusammen- 
fassen, so  haften  der  Actiengesellschaft  für  die  rückständigen 
Actienbeträge  die  Zeichner,  diejenigen,  welche  die  Actien 
vom  constituirten  Vereine  gekauft,  oder  die  mittelst  Delega- 
tion die  Schuld  eines  Zeichners  oder  Käufers  übernommen; 
—  nicht  aber,  von  entgegengesetzten  Vorschriften  der  Statu- 


20)  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen ,  S.  337. 

21)  Mein  Aufsatz  in  der  Zeitschr.  f.  das  gesammte  Handels- 
recht, Bd.  I.  S.  472  fg.  — 
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ten  oder  einzelner  Gesetze  abgesehen,  die  Actionäre  als  solche. 
Die  Actienverbindung  hat  demnach  nur  gegen  jene  Personen, 
gleichgültig  ob  sie  Mitglieder  derselben  sind  oder  nicht,  nicht 
aber  gegen  diese ,  ein  Klagerecht  auf  Bezahlung  der  Actien- 
rückstände,  für  welche  sie  sich  durch  Ausstellung  von  Wech- 
seln oder  Deposition  von  Werthpapieren  nicht  selten  sicher- 
stellen zu  lassen  pflegt. 

Dessenungeachtet  hat  der  Actienverein,  wie  bereits  früher 
angedeutet,  auch  gegenüber  dem  Actionär,  welcher  nicht  per- 
sönlich für  den  rückständigen  Betrag  seiner  Actio  obligirt, 
indirecte  ^Mittel,  durch  welche  er  zur  Zahlung  gelangen  kann. 

Ein  solches  Mittel  liegt  zunächst  darin,  dass,  wenn  der 
Betrag  einer  Actie  ganz  oder  zum  Theile  im  Rückstande,  die 
Gesellschaft  die  auf  diese  Actie  fallenden  Dividenden  insoweit 
zurückzuhalten  befugt  ist.  Denn  vermag  auch  ein  Schuldner 
demjenigen,  welcher  die  Forderung  durch  Singular-Succession 
erworben,  die  Einrede  der  Compensation  aus  einer  Gegenfor- 
derung an  einen  Vormann  desselben  nicht  entgegenzusetzen^-, 
so  ist  der  Actionär  als  solcher  nicht  Gläubiger,  sondern  Mit- 
glied der  Gesellschaft,  während  es  in  der  Natur  der  Sache 
liegt,  dass  nur  die  Actiem-echte  an  den  pecuniären  Vortheilen 
aus  der  Vereinsmitgliedschaft  Theil  nehmen,  bezüglich  wel- 
cher die  gegenüber  der  Actienverbindung  bestehenden  Oblie- 
genheiten erfüllt  sind,  —  aus  welchem  Grunde  denn  nicht 
einbezahlte  Actien  nur  mit  dieser  Beschränkung  übertragen 
werden  können. 

Ebenso  kann  die  Gesellschaft  auch  gegenüber  dem  ihr 
persönlich  nicht  verpflichteten  Actionär  die  Dividenden-Aus- 
zahlungen so  lange  zurückhalten,  bis  sie  wegen  der  aus  dem 
Actienrückstande  laufenden  Verzugszinsen  oder  desshalb  ver- 
fallenen Strafen  befriedigt;  —  so  wie  sie  endlich  ohne  Rück- 
sicht darauf,  wer  für  den  Actienbetrag  obligirt,  wegen  ver- 
säumter Einzahlung  desselben,  das  Actienrecht  an  sich  ziehen 
kann,  wo  überhaupt  Statuten  oder  Gesetz  eine  solche  Folge 
an  jene  Säumniss  knüpfen. 

Dagegen  können  ohne  ausdrückliche  statutenmässige  Fest- 
setzung-^ die  Inhaber  von  Actien,  aufweiche  fällige  Raten- 
zahlungen rückständig  sind,  von  der  Theilnahme  an  den  Ge- 
neralversammlungen   nicht    ausgeschlossen    werden,    da   im 


22)  Mein  Aufs,  in  der  Krit.  Ueberschau,  Bd.V.  S.  421. 

23)  Stat.  der  Thuringia,  §.25.— 
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Zweifel  jeder  Actionär  zu  einer  solchen  Theilnahme  berechtigt 
und  diese  Befugniss,  welche  nur  mit  dem  Mitgliedschafts- 
rechte verloren  geht,  indem  sie  sich  nicht  auf  einen  be- 
stimmten Geldwerth  veranschlagen  lässt,  ihrem  Wesen  nach 
in  keiner  Beziehung  zu  den  rückständigen  Actienbeträgen 
steht. 

Wir  sahen,  der  Actionär  ist  als  solcher  dem  Actienver- 
eine  für  die  rückständigen  Actienbeträge  nicht  verpflichtet, 
und  kann  auf  Zahlung  derselben  so  wie  etwaiger  Verzugs- 
zinsen oder  einer  an  deren  Stelle  tretenden  Strafe  nicht  be- 
klagt werden. 

Eine  solche  Klage  wäre  um  so  bedeutungsloser,  als  ihr 
der  Actionär  jeden  Augenblick  nicht  allein  durch  Verzicht 
auf  das  Actienrecht,  sondern  auch  durch  die  in  Ermano-eluno- 
entgegengesetzter  statutenmässiger  Bestimmungen  in  seine 
Willkühr  o;egebene  Uebertraguno-  desselben  entgehen  könnte. 
Andernfalls  müsste  bei  Actiengesellschaften,  deren  Statuten 
die  freie  Uebertraguno;  der  Actienrechte  nicht  beschränken, 
die  ganze  successive  Reihe  der  früheren  Actionäre  dem  Ver- 
eine für  die  rückständigen  Actienbeträge  einstehen,  was  den 
Verkehrs-Anschauungen  geradezu  widerspricht,  und  auch  den 
Actienverkehr  erschweren  würde. 

Vielmehr  kann  die  Actienverbindung,  wie  bereits  gezeigt, 
den  Actionär  als  solchen  nur  indirect  zur  Zahlung  der  Ac- 
tienrückstände  nöthigen,  in  ähnlicher  Weise  wie  dies  im  Ver- 
hältnisse zwischen  Gewerkschaft  und  Gewerken  in  Betreff  der 
Zubusse  der  Fall  ist  (s.  jed.  p.  9  not.  36),  obwohl  allerdings 
die  Gesellschaft,  um  ein  Actienrecht  wegen  Säuraniss  in  der 
Einzahlung  des  Actienbetrages  an  sich  zu  ziehen,  einer  sta- 
tutenraässigen  Festsetzung  oder  particulären  Rechtsvorschrift 
bedarf,  wogegen  die  Befugniss  im  Falle  des  Retardats  die 
Kuxe  zu  caduciren  gemeinen  Rechtens  ist.  Dafür  hat  aber 
der  Actienverein  eine  Klage  auf  Bezahlung  der  Actienrück- 
stände  gegen  den  Zeichner  oder  denjenigen,  welcher  die  Actie 
aus  erster  Hand  von  ihm  gekauft,  so  wie  gegen  den  Actionär 
oder  früheren  Actionär,  der  die  Schuld  des  Zeichners  oder 
ersten  Käufers  mittelst  Delegation  übernommen. 

Diesen  Grundsätzen  kann  nun  allerdings,  um  zunächst 
von  den  im  folgenden  §.  zu  erörternden  abweichenden  Be- 
stimmungen einzelner  Gesetzgebungen  abzusehen,  durch  die 
Statuten  der  einzelnen  Gesellschaft  derogirt  sein,  in  welcher 
Hinsicht  dieselben  tlieils  die  Haftung  des  Zeichners  beschrän- 

I'tcnaud,  AclicMjesdlscIi.  AQ 
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ken,    theils   eine   strengere  Verpflichtung  des  Actionärs   als 
solchen  anordnen. 

Die  Haftuno;  des  Zeichners  ist  durch  einzelne  Statuten 
insoferne  beschränkt,  als  dieselben  ihn  persönlich  nur  für  ge- 
wisse Procente  (20,  SO^-j'^)  des  Nominalbetrages  der  gezeich- 
neten Actien  einstehen  lassen,  wogegen  sie  ihn,  sobald  diese 
Einzahlung  geschehen,  im  Falle  eines  Aufgebens  oder  einer 
Abtretung  des  Actienrechts  jeder  weiteren  Haftung  für  die 
Actienschuld  entbinden  '^^. 

Andererseits  statuiren  manche  Statuten  die  Verpflichtung 
des  Actionärs  als  solchen,  für  den  vollen  Betrag  seiner  Actie 
einzustehen,  indem  sie  erklären: 

„Jeder  Actionär  hat  die  Verpflichtung,  den  vollen  Betrag 

„seiner  Actien  einzuzahlen"  -^ 
oder: 

„les  droits  et  ohligations  attaches  ä  Vaction  suivent  le  titre 

„dans  quelques  tnains  qu'il  j^cisse"^^, 
Bestimmungen,  deren  Sinn  dahin  geht,  dass  der  Actionär  in 
dieser  seiner  Eigenschaft  nicht  allein  indirect,  sondern  auch 
mittelst  Klage  zur  Zahlung  des  vollen  Actienbetrages  neben 
dem  Zeichner  oder  statt  dieses,  wo  derselbe  statutenmässig 
nur  für  gewisse  Procente  der  gezeichneten  Actien  einzustehen 
hat,  angehalten  werden  kann.  Immerhin  kann  aber  der  Ac- 
tionär nur  so  lange  er  das  Actienrecht  hat,  also  nicht,  nach- 
dem er  dasselbe  aufgegeben  oder  weiter  übertragen,  für  den 
Actienbetrag  ausgeklagt  werden,  wo  nicht  die  Statuten  aus- 
drücklich etwas  anderes  bestimmen,  wie  dies  z.  B.  diejenigen 
des  Credit  mohilier  (Art.  21)  in  den  Worten  thun: 

„Le  souscripteur  primitif  et  les  cessionnaires  restent  engages 

„jusqu'au  payement  integral  de  l'action." 
Wo  aber  nicht  ausser  dem  Actionäre  auch  die  früheren  Ac- 
tionäre  als  solche  für  die  rückständige  Actienschuld  haften, 
ist  die  der  Gesellschaft  statutenmässig  gegen  ihre  Mitglieder 


24")  Stat.  der  Luxemburg,  internationalen  Bank,  §.  7;  der 
Carl-Ludwig-Bahn,  §.  10;  der  Theiss-Eisenb.-G.,  §.  12;  der 
Actienges.  für  Spinnerei  und  Weberei  an  der  Hohen  Mark, 
Art.  llu.  12. 

25)  Stat.  der  Frankfurt.  Rückversicher.-Ges.,  Art.  5;  des 
deutsch.  Phönix,  §.13;  der  Luxemburg,  internationalen  Bank, 
§.  6;  der  Actienges.  für  Spinnerei  u.  Weberei  an  der  Hohen 
Mark,  Art,  11. 

26)  Stat.  des  Credit  mohilier,  Art.  17. 
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zustehende  Klage  auf  Einzahlung  des  Actienbetrages  nur  da 
von  practischer  Bedeutung,  wo  die  Actienrechte  allein  mit 
Einwilligung  des  Actienvereins  veräussert  werden  können, 
weil  im  entgegengesetzten  Falle  derActionär  der  Klage  durch 
die  in  seiner  Willkühr  stehende  Veräusserung  der  Actie  sich 
entzieht,  eine  Veräusserung,  die  mit  dieser  Wirkung  auch 
2)endente  Ute  möglich,  da  das  Actienrecht  selbst  nicht  litigiös 
und  dasjenige,  was  bei  der  rei  vindicatio  von  dem  Beklagten, 
qid  dolo  malo  possidere  desiit,  gilt,  hier  keine  Anwendung 
findet. 

Wenn  den  vorstehenden  Ausführungen  zufolge,  abge- 
sehen von  entgegengesetzten  statutarischen  oder  gesetzlichen 
Vorschriften,  nur  der  Zeichner  oder  derjenige,  welcher  das 
Actienrecht  unmittelbar  von  der  Gesellschaft  gekauft,  dieser 
für  den  Actienbetrag  haftet,  oder  auch  statt  des  ursprünglich 
Obligirten  der,  welcher  mittelst  Delegation  die  Actienschuld 
übernommen,  so  bedarf  noch  diese  Delegation  einer  näheren 
Betrachtung. 

Vorerst  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  eine  solche  Na- 
mens des  Actienvereins  nur  insoferne  zugestanden  werden 
kann,  als  nicht  die  Statuten  dieselbe  ausschliessen  oder  be- 
schränken, in  welcher  letzteren  Hinsicht  sich  daselbst  nicht 
selten  namentlich  die  Bestimmung  vorfindet,  wonach  die  ur- 
sprünglich Verpflichteten  erst  nach  Einzahlung  gewisser  Pro- 
cente  (z.  B.  von  40*^/,))  des  Actienbetrages  aus  der  persönlichen 
Verbindlichkeit  entlassen  werden  können-^. 

Insoweit  aber  statutenmässig  eine  Novation  nicht  ausge- 
schlossen, richtet  sich  dieselbe  nach  allgemeinen  Grundsätzen, 
welche  insbesondere  darüber  entscheiden  müssen,  ob  in  einem 
gegebenen  Falle,  so  z.B.  bei  einer  unter  Mitwirkung  der  Ge- 
sellschaft geschehenen  Actienabtretung,  oder  wenn  das  Actien- 
document  auf  einen  anderen  Namen  als  denjenigen  des  Zeich- 
ners, der  sich  des  Actiencertificates  begeben,  ausgestellt  worden, 
die  Voraussetzungen  einer  Delegation  vorhanden. 

Bezeichnen  aber  Statuten  oder  Gesetz  das  Vereinsorffan 
nicht,  welches,  wie  die  Generalversammlung-'^  oder  der  Ver- 
waltungs-Ausschuss  '^'■^  oder  Vorstand  ^*^  befugt  sein   soll,   an 


27)  Stat.  der  Berlin-Frankfurt.  Eisenb.-G.,  §.  8;  der  Rhein- 
Nahe-Eisenb.-G.,  §.11. — 

28j  Stat.  der  Berlin-Frankfurt.  Eisenb.-G. ,  §.  8  u.  §.  39.  5. 

29)  Stat.  der  Rhein-Nahe-Eisenb.-G.,  §.11. 

30)  Holland.  Ilandelsgesetzb.,  Art.  43. 

40* 
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die  Stelle  des  ursprünglichen  Schuldners  einen  anderen  anzu- 
nehmen, so  ist  zu  diesem  Zwecke  nicht,  wie  Treitschke^^ 
meint,  die  Einwilligung  aller  Actionäre  um  dess willen  nöthig, 
weil  der  für  den  Actienbetrag  Obligirte  diesen  allen  verpflich- 
tet und  keiner  das  Recht  des  Anderen  dui*ch  seinen  Verzicht 
aufheben  könne.  Indem  nämlich  die  rückständigen  Actien- 
beträge  nicht  den  einzelnen  Actionären,  sondern  dem  Actien- 
vereine  als  einem  von  denselben  verschiedenen  Rechtssubjecte 
geschuldet  werden,  kann  es  sich  hier  nur  darum  handeln,  ob 
der  Gesellschaftsvorstand  zur  Vornahme  einer  solchen  Nova- 
tion selbstständig  berechtigt,  oder  ob  nicht  vielmehr  hierzu 
ein  Beschluss  der  Genei-alversammlung  erforderlich  ist.  Für 
jene  Ansicht^-  kann  man  sich  nun  nicht  mit  Jolly  darauf 
berufen,  dass  der  j^focurator  omnium  bonorum,  welchem  der 
Vorstand  an  Machtvollkommenheit  wenigstens  gleichstehe,  die 
Befugniss  zu  noviren  habe^^,  weil  die  Stellung  beider  in  der 
That  eine  ganz  andere  ist.  Erwägt  man  vielmehr,  dass  der 
Vorstand  im  Verhältnisse  zur  Gesellschaft  überall  einer  Er- 
mächtigung der  Generalversammlung  bedarf,  um  Handlungen 
vorzunehmen,  welche  über  den  gewöhnlichen  Geschäftsbetrieb 
des  Actienunternehmens  so  wie  über  dasjenige  hinausgehen, 
was  die  Verwaltung  des  Vereinsvermögens  erfordert,  während 
andererseits  die  Entlassung  eines  Schuldners  der  Gesellschaft 
aus  dem  Schuldverbande  mittelst  Annahme  eines  neuen  De- 
bitors zu  solchen  Handlungen  nicht  gehört,  so  wird  man  zum 
Ergebnisse  kommen,  dass  der  Vorstand  im  Zweifel  zu  einer 
derartigen  Novation  der  Genehmigung  der  Generalversamm- 
lung bedarf,  welche  ihm  übrigens  ein  für  allemal,  sei  es 
schlechtweg,  sei  es  unter  gegebenen  Bedingungen,  ertheilt 
werden  kann.  Freilich  besteht  diese  Verpflichtung  des  Vor- 
standes, zu  einer  Novation  die  Genehmigung  der  Generalver- 
sammlung einzuholen,  nach  dem  Allg.  deutschen  Han- 
delsgesetzbuche nur  gegenüber  dem  Actienvereine,  woge- 
gen der  Schuldner  auch  ohne  diese  Voraussetzung  durch  eine 
von  den  Vorstehern  zugestandene  Liberation  seiner  Verbind- 
lichkeit entbunden  wird. 


31)  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  V.  S.  331. 

32)  Pardessus,  Ci?urs  de  droit  commerc,  tom.  III.  no.  1043  bis  (p. 
159  suiv.);  Delangle,  des  societ.  commerc,  tom.  II.  no.  451;  Jolly  in. 
der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd. XI.  S.  413. 

33)  1.  20  §.  1  D.  de  novat.  (46.  2).  — 
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§.68. 

Forts.  —  Die  Verpflichtung  für  die  ausstehenden  Actienbe- 
träge    nach  Massgabe    der   verschiedenen  Landesgesetzge- 
bungen und  des  Allg.  deutsch.  Handelsgesetzbuches, 

Die  verschiedenen  Gesetze  über  Actiengesellschaften  ent- 
halten in  Ansehung  der  Verpflichtung  zur  Zahlung  der  aus- 
stehenden Actienbeträge  entweder  keine  oder  meist  doch  un- 
zureichende Bestimmungen. 

Zu  jenen  Gesetzgebungen  gehören  insbesondere  der  Code 
de  commerce  und  seine  zahlreichen  unmittelbaren  Nachbildun- 
gen, so  wie  auch  die  Ungarischen  Gesetzesartikel,  Ge- 
setze, in  deren  Gebieten  die  in  der  Natur  der  Sache  begrün- 
deten im  vorigen  §.  dargestellten  Grundsätze  des  gemeinen 
Rechts  hier  Anwendung  finden  müssen. 

Was  dagegen  die  Gesetzo;ebuno:en  anbetrifift,  welche  aus- 
drückliche  Bestimmuno;en  über  die  Haftung;  für  die  rückstän- 
digen  Actienbeträge  enthalten,  so  befolgen  dieselben  hierbei 
sehr  verschiedene  Systeme.  Nach  den  Einen  steht  für  die 
Actienrückstände  nur  der  dermalige  Actionär  ein,  nach  einem 
zweiten  Systeme  haften  hierfür  der  Zeichner  oder  das  der- 
malige Vereinsmitglied  nach  Wahl  der  Gesellschaft,  nach 
einem  dritten  der  Subscribent  und  der  dermalige  Actionär, 
nach  einem  vierten  endlich  der  Zeichner,  der  dermalige  Ac- 
tionär und  die  ganze  successive  Reihe  der  früheren  Vereins- 
mitglieder. 

Nur  der  Actionär  als  solcher  steht  der  Gesellschaft  für 
die  Actienrückstände  nach  englischem  Rechte  ein,  nach 
welchem  der  Betrag;  der  auf  eine  Actie  rückständio;en  Ein- 
zahlungsraten  {calls)  eine  Schuld  ist,  die  der  Inhaber  einer 
solchen  Actie  dem  Vereine  schuldet,  und  letzterer  nicht  allein 
vom  Actionäre  5%  Verzugszinsen  wegen  solcher  Raten  vom 
Zahlungstage  an  verlangen,  ja  die  Actie  wegen  Säumniss  für 
verfallen  erklären,  sondern  auch  die  Registrirung  einer  Ueber- 
tragung^  derselben  so  lange  vcrweig;ern  kann,  als  deren  Inha- 
ber  ihm  bezüglich  dieser  etwas  schuldet^. 

In  ähnlicher  Weise  verhält  es  sich  aber  auch  nach  dem 
Bernischen  Gesetze  vom  J.  1860,  nach  v/elchem  der  Re- 
gel nach  der  dermalige  Actionär  der  Gesellschaft  für  die  Ein- 
zahlung des  vollen  Nominalbetrages  der  Actie  haftet,   nicht 


1)  Engl.  Actiengesellschafts-A.  1856,  2857,  Th.  I.  XXTI.  und 
Anh.,  Verwaltungsregulativ,  §.  2.  3,  4.  7.  u.  15  — 19. 
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aber  der  Zeichner,  der  das  Actienrecht  auf  einen  anderen  über- 
tragen hat.  Dass  nämhch  vorerst  letzterer  regelmässig  durch 
die  Abtretung  der  Actie  von  jeder  Verpflichtung  für  den  aus- 
stehenden Betrag  derselben  entbunden  wird,  ergiebt  sich  aus 
der  Bestimmung  des  Art.  23,  wonach  die  Statuten  einer  Ac- 
tiengesellschaft,  welche  Inhaber-Actien  ausgiebt,  rechtsgültig 
bestimmen  können,  „dass  bis  zu  einem  gewissen  Betrage  oder 
„bis  zur  vollen  Höhe  der  Actie  der  Zeichner  einer  Actie  un- 
„bedingt  und  abgesehen  von  allfälligen  Veräusserungen  seiner 
„Actie  zu  haften  habe",  —  eine  Bestimmung,  aus  der  sich 
folgeweise  ergiebt,  dass  in  Ermangelung  einer  derartigen  Fest- 
setzung der  Statuten  der  Subscribent  durch  die  Veräusserung 
der  Inhaber-Actie  von  einer  jeden  Verbindlichkeit  wegen  der- 
selben befreit  wird,  während  nach  Art.  21  in  Ansehung  nicht 
liberirter  Namen-Actien  nur  eine  Beschränkung  der  Ueber- 
tragung,  nicht  aber  die  fortdauernde  Haftung  des  Subscriben- 
ten,  der  die  Actie  gültig  abgetreten,  statutenmässig  angeordnet 
werden  kann.  Dass  aber  der  dermalige  Actionär  als  solcher 
der  Actienverbindung  für  die  Actienrückstände  obligirt,  erklärt 
ausdrücklich  der  Art.  16,  nach  welchem  „die  einzelnen  Ac- 
„tionäre  . . .  hinsichtlich  der  Verbindlichkeit  zur  Entrichtung 
„von  Beiträgen  an  die  Gesellschaftscasse  . . .  nach  Verhältniss 
„ihrer  Actienbetheiligung  . . .  gleich  verpflichtet ",  wogegen 
sich  dieselben  allerdings  durch  Eückgabe  der  Actienscheine 
von  der  Verpflichtung  zur  Einzahlung  der  noch  ausstehenden 
Actienbeträge  nicht  befreien  können  (Art.  17). 

Das  zweite  oben  angedeutete  System  ist  dasjenige  des 
Preuss.  Gesetzes  über  Eisenbahnunternehmungen 
vom  3.  Nov.  1838  §.  2.  Nach  diesem  nämlich  ist  der  Actien- 
zeichner  unbedingt  für  die  Einzahlung  von  40*^/0  der  Actie 
verhaftet  und  kann  derselbe  von  dieser  Verpflichtung  weder 
durch  Uebertragung  seines  Anrechts  auf  einen  Dritten  sich 
befreien,  noch  auch  Seitens  der  Gesellschaft  entbunden  wer- 
den. Dagegen  hat  diese  letztere  nach  Einzahlung  von  4070» 
wenn  der  ursprüngliche  Zeichner  sein  Anrecht  auf  einen  An- 
deren übertragen,  die  Wahl,  ob  sie  jenen  seiner  Verpflichtung 
entlassen  und  sich  lediglich  an  den  Cessionar  halten,  oder 
der  Abtretung  unerachtet  den  Subscribenten  als  Schuldner 
behalten  will,  in  welchem  Falle  der  Verein  gegen  den  Ces- 
sionar keinen  Anspruch  hat;  —  Grundsätze,  die  auch  bei 
allen  folgenden  Abtretungen  des  Actienrechts  in  Anwendung 
kommen. 
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Das  dritte  System,  wonach  der  Zeichner  und  der  jedes- 
mahge  Actionär  für  den  rückständigen  Actienbetrag  haften, 
scheint  dem  Russischen  Reglement  v.  1836,  dem  Hol- 
ländischen Handelsgesetzbuche  und  dem  Zürcher  Ci- 
vilgesetzbuche  zu  Grunde  zu  liegen. 

Nach  dem  Russischen  Reglement,  nach  welchem  der 
Zeichner  zAveifellos  der  Gesellschaft  für  den  gezeichneten  Be- 
trag verpflichtet  bleibt  (Art.  26),  wird  jenem  bei  der  ersten 
Einzahlung;  ein  Interimsschein  aussrehändigt,  auf  welchem  die 
später  zu  leistenden  Ratenzahlungen  verzeichnet  und  der,  in- 
dem er  veräusserlich  ist  (Art.  29),  seinem  Eigenthümer  alle 
Rechte  und  Verpflichtungen  eines  Actionärs  verleiht  (Art.  25). 

Das  Holland.  Handelsgesetzbuch  dagegen  stellt 
hier  einen  doppelten  Grundsatz  auf,  indem  es  einerseits  be- 
stimmt, dass  Inhaber- Actien,  ehe  und  bevor  der  ganze  Ac- 
tienbetrag in  die  Gesellschaftscasse  einbezahlt,  nicht  ausge- 
geben werden  dürfen  (Art.  41),  andererseits  in  Ansehung  der 
Namen-Actien  die  Verfügung  triff't,  dass  der  ursprüngliche 
Genosse  der  Gesellschaft  ungeachtet  einer  Veräusserung  des 
Actienrechts  verbunden  bleiben  solle,  wenn  nicht  Vorstand 
oder  Aufsichtsrath  sich  ausdrücklich  mit  dem  neuen  Er- 
werber zufrieden  ei'klärt  und  jenen  aus  aller  Verbindlichkeit 
entlassen  haben  (Art.  43).  Indem  nun  in  diesem  letzteren 
Artikel  der  Grundsatz  anerkannt,  dass  der  Zeichner  unge- 
geachtet  einer  Abtretung  des  Actienrechts  und  abg^esehen  von 

o  o  o 

dem  Falle  einer  Novation  für  den  rückständigen  Actienbetrag 
verhaftet  bleibt,  ergiebt  sich  aus  dem  ersteren  Artikel  das 
Princip,  wonach  auch  der  Actionär  als  solcher  der  Gesell- 
schaft verpflichtet,  da  das  Verbot  der  Ausgabe  von  Inhaber- 
Actien  vor  Einzahlung  des  ganzen  Nominalbetrags  in  der 
That  keinen  anderen  Grund  hat,  als  dass  der  Verein  sich  we- 
gen der  Actienrückstände  an  seine  Mitglieder  soll  halten  kön- 
nen, die  ihm  bei  Inhaber-Actien,  deren  Ausstellung  um  dess- 
willen  vor  völliger  Berichtigung  der  Actienschuld  nicht  Statt 
finden  soll,  unbekannt  sind. 

Auf  dem  nämlichen  Standpuncte  steht  im  Allgemeinen  das 
privatrechtliche  Gesetzbuch  für  den  Canton  Zürich. 
Denn  es  erkennt  dasselbe  nicht  allein  die  Verpflichtung  des 
Zeichners  an,  die  gezeichnete  Actie,  wenn  das  beabsichtigte 
Actienunternehmen  zu  Stande  gekommen,  einzuzahlen  (§.  1350), 
eine  Verbindlichkeit,  von  welcher  sich  derselbe  einseitig  mit- 
telst der  regelmässig  gestatteten  Veräusserung  des  Actien- 
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rechts  (§.  1349)  nicht  entbinden  kann,  sondern  statuirt  auch 
die  Haftung  des  Actionärs  als  solchen  für  den  rückständigen 
Actienbetrag  mittelst  des  Satzes  (§.1351): 

„die  Actionäre  sind  zuMehrerem  als  zur  Einzahlung  des 

„Actienbetrags  nicht  verpflichtet". 
Abweichend  vom  Holländischen  Handelsgesetzbuche 
ist  hier  freilich  die  Bestimmung,  wonach  die  Ausgabe  von 
Inhaber-Actien  auch  vor  Einzahlung  des  ganzen  Actienbetrags 
gestattet,  wogegen  bei  Ertheilung  der  Staatsgenehmigung  da- 
für zu  soro-en  ist,  dass  die  Zeichner  solcher  Actien  für  die 
Einzahlung  eines  erheblichen  füi'  den  einzelnen  Fall  zu  be- 
stimmenden Theils  des  Nominalbetrags  persönlich  verpflichtet 
bleiben,  und  weder  die  Statuten,  noch  besondere  Verträge 
der  Einzelnen  mit  der  Gesellschaft  von  dieser  Verpflichtung 
entbinden  können  (§.  1346).  Allein  es  scheint  der  Sinn  die- 
ses nicht  gerade  glücklich  gefassten  Artikels  keineswegs  der 
zu  sein,  dass  bei  Inhaber-Actien  der  Zeichner  nicht  an  und 
für  sich  für  die  Zahlung  des  ganzen  Nominalbetrags  ver- 
pflichtet würde,  sondern  nur  dahin  zu  gehen,  dass  der  Staat 
bei  Genehmio-uno;  der  Gesellschaft  gewisse  Procente  des  No- 
minalbetrags  der  Actien  bestimmen  muss,  von  deren  Zah- 
lung die  Subscribenten  in  keiner  Weise  sollen  befreit  werden 
können. 

Das  vierte  System  endlich,  nach  welchem  für  den  vollen 
Nominalbetrag  der  Zeichner,  die  ganze  successive  Reihenfolge 
der  früheren  Actionäre  so  wie  das  dermalige  Gesellschafts- 
mitglied haftet,  hat  zunächst  im  Spanischen  Handels- 
codex, mit  welchem  der  Entwurf  des  Würtembergisch. 
Handelsgesetzb.  Art,  252  u.  Art.  254  übereinstimmt,  sei- 
nen Ausdruck  gefunden.  Nach  jenem  Gesetzbuche  ist  vor- 
erst die  Ausstelluno;  von  Inhaber-Actien  oder  anderen  circula- 
tionsfähigen  Actienb riefen  auf  so  lange  untersagt,  als  nicht 
der  volle  Actienbetrag  einbezahlt  (Art.  280.  281);  dagegen 
soll,  bis  die  Ausgabe  solcher  Urkunden  geschehen,  die  Er- 
werbung; von  Actienrechten  mittelst  Eintrags  in  die  Bücher 
der  Gesellschaft  festgestellt  werden  (Art.  282)  und  der  Cedent 
einer  inscribirten  Actie  für  den  vom  Cessionar  geschuldeten 
rückständigen  Betrag  derselben  dem  Vereine  als  Bürge  haf- 
ten (Art.  283).  Hiernach  wird  denn  jeder  Actionär  durch 
seinen  Eintritt  in  die  Actienverbindung  für  den  noch  nicht 
einbezahlten  Actienbetrag  obligirt,  während  er  sich  von  dieser 
Schuld  durch  Austritt  aus  der  Gesellschaft  und  beziehungs- 
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weise  Uebertragung  des  Actienrechts  nicht  befreit  und  dem- 
zufolge die  ganze  successive  Reihenfolge  der  früheren  Vereins- 
mitglieder neben  dem  dermaligen  Actionär  für  den  Actien- 
rückstand  verhaftet  ist  -. 

Mit  diesem  Systeme  stimmt  aber  im  Allgemeinen  das 
Preussische  Gesetz  über  Actiengesellschaften  vom 
9.  Nov.  1843  §§.  11  u.  13,  dessen  Bestimmungen  in  den 
Preussisclien  Entwurf  Art.  190  u.  Art.  191,  und  aus  die- 
sem im  Wesentlichen  unverändert  in  das  Aller,  deutsche 
Handelsgesetzbuch  übergegangen,  überein. 

Nach  diesem  letzteren  Gesetzbuche  kann  es  vorerst  kei- 
nem Zweifel  unterliegen,  dass  der  Zeichner,  der  sich  freilich 
zu  diesem  Zwecke  schriftlich  verpflichtet  haben  muss  (Art. 
208  Abs.  3),  ungeachtet  eines  Aufgebens  oder  einer  Ueber- 
tragung seines  Actienrechts  für  den  Nominalbetrag  der  Actie 
verhaftet  bleibt,  wenn  er  nicht  seiner  Verbindlichkeit  Seitens 
der  Gesellschaft  entbunden  worden.  Dies  folgt  nicht  allein 
aus  allgemeinen  Grundsätzen,  sondern  auch  aus  der  Bestim- 
mung des  allerdings  zunächst  nur  für  den  Fall,  dass  die 
Actienscheine  auf  den  Inhaber  ausgestellt  werden  sollen,  ge- 
gebenen Art.  222.  Denn  erklärt  derselbe  den  Zeichner  einer 
solchen  Actie  für  unbedingt  verhaftet  zur  Zahlung  von 
40^0  des  Nominal-Actienbetrags,  so  ist  der  Sinn  dieser  Ver- 
fügung, auf  welche  später  zurückzukommen,  nur  der,  dass 
der  Subscribent,  bevor  jene  40  %  einbezahlt,  in  keiner  Weise 
seiner  Verbindhchkeit  für  den  Actienrückstand  entbunden 
werden  kann,  während  das  Gesetz  offenbar  unterstellt,  dass 
derselbe  an  und  für  sich  für  den  vollen  Actienbetrag  einsteht, 
und  keinerlei  Grund  vorliegt,  in  dieser  Hinsicht  einen  Unter- 
schied zwischen  den  Zeichnern  zu  statuiren,  je  nachdem  der 
auszugebende  Actienschein  ein  Inhaberpapier  sein  soll  oder 
nicht.  Auch  wurde  in  der  Nürnberger  Conferenz,  trotz 
der  von  einer  Seite  geltend  gemachten  entgegengesetzten 
Meinung^,  wiederholt  anerkannt,  dass  die  ungeachtet  einer 
Veräusserung  des  Anrechts  fortdauernde  Haftung  des  Zeich- 
ners eine  streng  civilrechtliche  Begründung  habe  *. 

Allein  nicht  bloss  der  Zeichner,  sondern  auch  der  jedes- 
malige Actionär  ist  der  Gesellschaft  für  den  Actienbetrag 
verhaftet.      Dies    ist    zunächst    durch    das  Allff.   deutsche 


2)  S.  auch  die  Motive  zum  Würtemb.  Entw.,  Art.  254. 

3)  Protocolle,  S.  336. 

4)  Protocolle,  S.  339.  340.1046  — 
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Handelso-esetzbuch  Art.  219  mittelst  der  Bestimmung  an- 
erkannt,  dass  der  Actionär  nicht  schuldig  ist,  zu  den  Zwecken 
der  Gesellschaft  und  zur  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten 
mehr  beizutragen,  als  den  für  die  Actie  statutenmässig  zu 
zahlenden  Beitrag;  ferner  durch  die  Anordnung  des  Art.  220, 
wonach  ein  Actionär,  welcher  den  Betrag  seiner  Actie  nicht 
zur  rechten  Zeit  eingezahlt,  zur  Zahlung  von  Verzugszinsen 
von  Rechtswegen  verpflichtet,  so  wie  endlich  durch  Art.  223, 
woselbst  von  der  Verbindlichkeit  des  Actionärs  zur  Zahlung 
des  Rückstandes  die  Rede  ist.  Auch  ergiebt  sich  die  Haft- 
barkeit des  Actionärs  als  solchen  für  den  Nominalbetrag  der 
Actie  aus  der  weiteren  Bestimmung  des  Art.  222,  nach  welcher 
vor  voller  Einzahlung  desselben  die  Ausgabe  von  Inhaber- 
Actien  nicht  ei^folgen  darf,  und  ebensowenig  regelmässig  über 
die  geleisteten  Partialzahlungen  auf  den  Inhaber  lautende 
Proinessen  oder  Interimsscheine  ausgestellt  werden  sollen. 
Denn  es  ist,  wie  schon  früher  gezeigt,  der  Grund  dieses  Ver- 
bots kein  anderer,  als  dass  die  Gesellschaft  wegen  der  Actien- 
rückstände  sich  nicht  allein  an  die  Subscribenten,  die  mögli- 
cher Weise  unvermögende  Schwindler  oder  Strohmänner, 
sondern  auch  an  ihre  jedesmaligen  Mitglieder,  welche  ihr 
bei  Inhaber-Scheinen  unbekannt  bleiben  würden,  soll  halten 
können  ^. 

Vermag  es  demzufolge  nach  Massgabe  des  AUgem. 
deutschen  Handelsgesetzbuches  keinem  Zweifel  zu  un- 
terliegen, dass  die  Actienverbindung  einerseits  die  Zeichner 
und  andererseits  ihre  dermaligen  Mitglieder  auf  Einzahlung 
der  Actienrückstände  auszuklagen  berechtigt  ist,  so  bedarf 
doch  das  System,  von  welchem  jenes  Gesetzbuch  in  Ansehung 
der  Haftung  für  die  Actienrückstände  ausgeht,  einer  näheren 
Betrachtung,  w^obei  insbesondere  die  doppelte  Frage  zu  erör- 
tern, ob  einmal  der  Actionär  als  solcher,  d.  h.  derjenige,  wel- 
cher nur  durch  Eintritt  in  die  Gesellschaft  und  nicht  durch 
Zeichnung  oder  mittelst  Delegation  für  den  Actienbetrag 
obligirt  worden,  für  denselben  ungeachtet  seines  Austritts  aus 
dem  Vereine  mittelst  Aufgebens  oder  Uebertragung  seines 
Anrechts  verhaftet  bleibt,  und  andererseits,  ob  und  inwieferne 
der  für  den  Actienrückstand  Verpflichtete  von  dieser  Verbind- 
lichkeit entbunden  werden  kann. 

Das  deutsche  Handelsffesetzbuch  unterscheidet  bei 


5)  ProtocoUe,  S.  1046. 
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Aufstellung  der  Grundsätze  über  die  Haftung  für  den  Nomi- 
nalbetrag der  Actien  zwischen  dem  Falle,  dass  diese  letzteren 
auf  Namen  lauten,  und  demjenigen,  dass  sie  auf  Inhaber  ge- 
stellt werden  sollen. 

Bei  Nominalactien  wird  „solange  der  Betrag  derActie 
nicht  vollständig  eingezahlt  ist,  der  Actionär  durch  Ueber- 
tragung  seines  Anrechts  auf  einen  Anderen  von  der  Verbind- 
lichkeit zur  Zahlung  des  Eückstandes  nur  dann  befreit,  wenn 
die  Gesellschaft  den  neuen  Erwerber  an  seiner  Stelle  annimmt 
und  ihn  der  Verbindlichkeit  entlässt"  (Art.  223  Abs.  2). 

Haftet  hiernach  auch  der  frühere  Actionär  in  dieser  sei- 
ner Eigenschaft  für  den  rückständigen  Actienbetrag,  wenn  er 
nicht  aus  seiner  Verbindlichkeit  Seitens  der  Gesellschaft  ent- 
lassen worden,  so  kann  eine  solche  Entlassung  sogar  nur  in 
beschränkter  "Weise  geschehen,  da  auch  in  diesem  Falle  der 
austretende  Actionär  auf  Höhe  des  Rückstandes  für  alle  bis 
dahin  von  der  Gesellschaft  eingegangenen  Verbindlichkeiten 
noch  auf  ein  Jahr,  vom  Tage  des  Austritts  an  gerechnet, 
subsidiarisch  verhaftet  bleibt  (Art.  223  Abs.  3).  Diese  Be- 
stimmung, auf  welche  später  zurückzukommen  (s.  §.  73), 
wurde  ungeachtet  der  von  einer  Minorität  der  Nürnberger 
Conferenz  wiederholt  verlangten  Streichung*'  im  Interesse 
der  Gläubiger  zu  dem  Zwecke  festgehalten,  damit  nicht  alle 
zahlungsfähigen  Actionäre  austreten  und  Leute  substituiren 
könnten,  von  denen  die  gezeichneten  Summen  nicht  zu  er- 
halten^, während  sie  nicht  allein  den  Actien  verkehr  und  da- 
mit die  Betheiligung  bei  Actienunternehmungen  erschwert, 
sondern  den  Einzelnen  leicht  einer  Täuschung  preisgiebt,  da 
er,  ungeachtet  entgegengesetzter  Anordnung  der  Statuten 
oder  einer  durch  den  Actienverein  ausdrücklich  gewährten 
Entlassung  aus  seiner  Verbindlichkeit,  kraft  einer  nichts  we- 
niger wie  selbstverstän4]iichen  gesetzlichen  Festsetzung  den- 
noch verhaftet  bleibt. 

Obwohl  das  deutsche  Handelsgesetzbuch  nun  jene 
Grundsätze  allein  für  den  Fall  giebt,  dass  die  Actien  auf 
Namen  lauten,  d.  h.  dass  die  auf  Namen  ausgestellten  Ac- 
tienurkunden  ausgegeben  sind,  so  ergiebt  sich  schon  daraus, 
dass  im  Gesetze  nur  der  andere  Gegensatz,  dass  die  Actien 
auf  Inhaber  gestellt  werden,  vorgesehen,   die  Geltung  jener 


6)  Protocolle,  S.  344.  1047.  1448  i.  A.  — 

7)  Protocolle,  S.  344. 
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Bestimmungen,  wenn  blosse  Interimssclieine,  Promessen  oder 
Certificate  an  Stelle  der  künftig  auszugebenden  Namen- Aetien 
ausgehändigt  worden  sind.  Hiernach  ist  das  System  des 
deutschen  Handelso-esetzbuchs  in  Ansehung  der  Haf- 
tung;  für  die  Actienrückstände,  wenn  über  die  betreffenden 
Actienrechte  Actienscheine  auf  Namen  ausgegeben  sind  oder 
ausgegeben  werden  sollen,  folgendes: 

Der  Zeichner  haftet  schlechtweg  für  den  gezeichneten 
Actienbetras:,  wenn  er  nicht  seiner  Verbindlichkeit  entbunden 
Avorden.  Ist  er  jedoch  mittelst  Eintrags  in  das  Actienbuch 
Actionär  geworden,  so  bleibt  er  ungeachtet  erfolgter  Entlas- 
sung aus  seiner  Verbindlichkeit  für  alle  bis  zu  seinem  Aus- 
tritte aus  der  Gesellschaft  eins-eg-anGrenen  Gesellschaftsschulden 
auf  Höhe  des  Rückstandes  noch  auf  ein  Jahr  subsidiarisch 
verhaftet.  Auch  der  Actionär  als  solcher,  selbst  wenn  er 
weder  durch  Zeichnunjj  noch  durch  Delegation  sich  für  den 
Actienbetrag  verpflichtet,  ist  dem  Vereine  für  denselben  ver- 
bunden, und  bleibt  es  ungeachtet  seines  Austritts  aus  der 
Gesellschaft,  wenn  er  nicht  Seitens  dieser  letzteren  seiner 
Verbindlichkeit  entlassen  worden.  Selbst  in  diesem  Falle 
steht  er  jedoch  auf  Höhe  des  Rückstandes  für  alle  bis  zu  sei- 
nem Austritte  eingeo-angenen  Gesellschaftsschulden  noch  auf 
ein  Jahr  subsidiarisch  ein,  u.  s.  f.  —  Dagegen  haftet  für  den 
rückständigen  Actienbetrag  derjenige  nicht,  welcher  das  An- 
recht des  Zeichners  durch  Indossament  des  Actienscheines 
oder  der  an  Ordre  lautenden  Promesse,  oder  sonst  in  anderer 
Form  erworben,  ohne  dass  er  durch  Eintrag  in  das  Actien- 
buch Actionär  geworden  wäre. 

Von  theilweise  anderen  Grundsätzen  in  Ansehung  der  Haf- 
tung für  die  Actienrückstände  geht  das  Allg.  deutsche  Han- 
delsges.  für  den  Fall  aus,  dass  die  Actienurkunden  auf  den  In- 
haber gestellt  werden  sollen.  Auch  hi^r  haftet  zwar,  wie  schon 
früher  bemerkt  worden,  der  Zeichner  an  und  für  sich  ungeachtet 
der  Uebertragung  seines  Anrechts  für  den  vollen  Actienbe- 
trag, so  wie  auch  der  Actionär  als  solcher  für  denselben  ver- 
pflichtet ist,  wie  daraus  sich  ergiebt,  dass  vor  Einzalilung 
dieses  Betrags  die  Ausgabe  der  Inhaber-Actien  nicht  erfolgen 
darf,  und  auch  über  die  geleisteten  Partialzahlungen  auf  den 
Inhaber  lautende  Promessen  oder  Interimsscheine  nicht  aus- 
gestellt werden  dürfen  (Art.  222  no.  1).  Eigenthümlich  da- 
gegen ist,  dass  der  Zeichner  für  die  Einzahlung  von  vierzig 
Procent  des  Nominalbetrags  der  Actie  in  dem  Sinne  unbe- 
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dingt  verhaftet,  dass  er  von  dieser  Verpflichtung  weder  durch 
Uebertraguno;  seines  Anrechts  auf  Grund  statutenmässiger 
Anordnung  sich  befreien,  noch  Seitens  der  Gesellschaft  ent- 
bunden zu  werden  vermag  (Art.  222  no.  2),  während  er  nach 
Einzahlung  jenes  Betrags  seiner  Verbindlichkeit  wegen  des 
Actienrückstandes  durch  den  Verein  entlassen,  und  auch  von 
der  Haftung  für  weitere  Einzahlungen  durch  die  blosse 
Uebertraffuno;  seines  Anrechts  nach  Massgabe  der  Statuten 
befreit  werden  kann,  ohne  dass  er  auf  die  Höhe  des  Rück- 
standes für  die  Gesellschaftsschulden  subsidiär  verhaftet 
bliebe  (Art.  222  no.  3).  Ja  es  kann  diese  Summe  von  40^0 
des  Nominalbetrags  der  Actie,  auf  welche  das  deutsche 
Handelsgesetzbuch  die  unbedingte  Haftung  des  Zeich- 
ners festgesetzt,  durch  die  Landesgesetzgebung  bis  auf  25  % 
herabgesetzt  werden,  und  zwar  in  der  doppelten  Weise,  dass 
dieser  ermässigte  Procentsatz  bei  besonderen  Arten  von  Ac- 
tiengesellschaften,  welche,  wie  z.  B.  Assecuranzgesellschaften, 
nicht  von  vorn  herein  eines  grösseren  Theiles  ihres  Capitals 
bedürftig,  oder  in  besonderen  Fällen  auf  Grund  einer  staat- 
lich genehmigten  Anordnung  des  Gesellschaftsvertrags  in 
Anwendung  kommen  soll  *.  Eigenthümlich  ist  aber  weiter, 
dass  für  den  Fall,  dass  die  Procente  des  Nominalbetrags  der 
Actie  (40  oder  weniger),  für  welche  der  Zeichner  unbedingt 
haftet,  einbezahlt  und  letzterer  in  Folge  der  Uebertragung 
seines  Anrechts  von  der  Haftunoj  für  weitere  Einzahlunoen 
befreit,  je  nach  Massgabe  der  Statuten  über  die  geleisteten 
Einzahlungen  auf  den  Inhaber  lautende  Promessen  oder  In- 
terimsscheine ausgestellt  werden  dürfen  (Art.  222  no.  3). 

Das  System,  welches  das  Allg.  deutsche  Handelsge- 
setzbuch in  Ansehung  der  Haftung  für  die  Beträge  solcher 
Actien,  deren  Scheine  auf  den  Inhaber  ausgestellt  werden 
sollen,  befolgt,  ist  demnach  folgendes. 

Sind  40  %  des  Nominalbetrags  der  Actie  einbezahlt  (oder 


8)  Allg.  deutsch.  Handelsg.,  Art.  249.  —  ProtocoUe,  S.  337. 
1444.  14G1,  —  Oesterreich.  Einführungsg.  z.  Allg.  deutschen 
Handelsg.,  §.  35:  „Die  Entscheidung,  ob  in  Ansehung  einzelner  Actien- 
„gesellschaften ,  bei  welchen  der  Gegenstand  des  Unternehmens  in  Ilan- 
„delsgeschäften  besteht,  in  dem  Gesellschaftsvertrage  festgesetzt  werden 
„könne,  dass  die  in  Art.  222  des  Handelsg.  bestimmte  Höhe  von  400/q  des 

„Nominalbetrags  der  Actien  bis  auf  25%  dieses  Betrags  herabgesetzt 

„bleibt,  mit  Rücksicht  auf  die  besondere  Beschaffenheit  des  Geschäftsbe- 
„triebs,  von  Fall  zu  Fall  der  Beurtheilung  der  zur  Ertheilung  der  staatli- 
„chen  Genehmigung  berufenen  Behörde  vorbehalten." 
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ein  niedigerer  Procentsatz,  wie  er  auf  Grund  landesgesetzli- 
cher Bestimmung  festgesetzt  sein  kann),  so  ist  eine  Befreiung 
des  Zeichners  auf  Grund  statutenmässiger  Anordnung  oder 
einer  Seitens  der  Gesellschaft  bewirkten  Entlassung  von  der 
Haftung  füi'  weitere  Einzahlungen  zulässig,  und  können  als- 
dann über  die  geleisteten  Einzahlungen  auf  den  Inhaber  lau- 
tende Promessen  oder  Interimsscheine  ausgestellt  werden. 
Unter  einer  solchen  Voraussetzung  haftet  für  den  unbezahlten 
Actienbetrag  direct  Niemand.  Der  Zeichner  haftet  dafür 
nicht,  weil  er  seiner  Verbindlichkeit  entbunden  worden,  wie 
denn  auch  nur  für  diesen  Fall  die  Ausstellung  von  Interims- 
scheinen auf  den  Inhaber  gestattet.  Der  Inhaber  eines  sol- 
chen Scheines  kann  aber  um  desswillen  auf  die  Zahlung  des 
Actienrückstandes  nicht  ausgeklagt  werden,  weil  er  der  Ge- 
sellschaft unbekannt  und  auch  mit  dem  Aufgeben  des  Papiers 
sich  jeden  Augenblick  des  Actienrechts  zu  entschlagen  im 
Stande.  Der  frühere  Inhaber  des  Interimsscheines  haftet 
endlich  als  solcher  nicht,  weil  das  Gesetz  eine  solche  Haf- 
tung nirgends  ano;edeutet.  Indem  die  Actieno-esellschaft  nach 
Einzahlung  von  40  %  des  Actienbetrags  die  Zeichner  von  der 
Haftung  für  weitere  Einzahlungen  entbindet  und  auf  den  In- 
haber- lautende  Promessen  oder  Interimsscheine  ausstellt,  ver- 
mindert sie  ihr  Grundcapital  in  dem  Sinne,  dass  sie  wiegen 
der  rückständigen  Beträge  keine  Klage  mehr  hat,  wogegen 
sie  allerdings  ihre  jedesmaligen  Actionäre  indirect  durch  die 
früher  bezeichneten  Mittel  (s.  p.  624  flg.)  zu  deren  Zahlung 
veranlassen  kann. 

Sind  dagegen  die  40^l(y  des  Nominalbetrags  der  Actie 
nicht  einbezahlt,  oder  ungeachtet  einer  solchen  Einzahlung 
die  Zeichner  nicht  liberirt  und  Inhaberpromessen  nicht  aus- 
gegeben worden,  so  können  auf  Zahlung  der  Rückstände  die 
Subscribenten  und  die  dermaligen  Actionäre  ausgeklagt  wer- 
den, nicht  aber  die  früheren  Actionäre,  welche  nicht  mittelst 
Zeichnung  oder  Delegation  für  dieselben  sich  verpflichtet, 
da  eine  Haftung  dieser  letzteren  im  Gesetze  nirgends  be- 
stimmt ist. 

Diese  Grundsätze  des  Allg.  deutschen  Handelsge- 
setzbuchs, derenFassung  übrigens  Vieles  zu  wünschen  übrig 
lässt,  entbehren  auch  jeder  Folgerichtigkeit.  Inconsequent 
ist  insbesondere  die  Verschiedenheit  der  Bestimmungen  über 
die  Haftung  des  Zeichners,  je  nachdem  die  Actienscheine  als 
Namen-Actien  ausgegeben  sind  oder  ausgegeben  werden  sol- 
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len,  oder  dieselben  als  Inhaberpapiere  auszustellen  sind^ 
Denn  in  dem  einen  wie  in  dem  anderen  Falle  ist  die  vom 
Subscribenten  mittelst  der  Zeichnung  eingegangene  Obligation 
die  nämliche,  und  um  so  weniger  Grund  vorhanden,  zwischen 
dem  Zeichner,  welcher  eine  Namen- Actie  verlangt  oder  er- 
langt, und  demjenigen,  der  eine  Inhaber-Actie  haben  will, 
hier  einen  Unterschied  zu  machen,  als  die  Ausgabe  von  Ur- 
kunden der  letztgenannten  Art  erst  nach  Einzahlung  des 
ganzen  Nominalbetrags  Statt  finden  dai^f,  so  lange  dies  aber 
nicht  geschehen,  die  Actiengesellschaft,  deren  Actienscheine 
sämmtlich  oder  zum  Theile  au  porteur  gestellt  werden  sollen, 
in  keiner  wesentlichen  Beziehung  von  derjenigen  verschieden, 
deren  Actien  Nominal-Actien  sind  oder  sein  sollen.  Indem 
bei  einer  Actienverbindung  der  einen  und  anderen  Art  die 
Zeichner  unvermögende  Schwindler  oder  Strohmänner  sein 
können,  lässt  sich  auch  vom  Standpuncte  der  Zweckmässig- 
keit aus  nicht  absehen,  warum  der  Subscribent,  der  eine  In- 
haber-Actie haben  will,  so  lange  bis  40^0  des  Actienbetrags 
einbezahlt,  seiner  Verbindlichkeit  gar  nicht  soll  entbunden 
werden  können,  nachher  aber  schlechtweg  von  der  Haftung 
für  den  weiteren  Eückstaud,  zu  dem  er  sich  ebenfalls  obHgirt, 
befreit  zu  werden  vermag,  während  der  Zeichner  für  eine 
Namen- Actie,  auch  wenn  an  deren  Betrage  gar  nichts  abbe- 
zahlt, von  der  Gesellschaft  liberirt  werden  kann,  dagegen  in 
jedem  Falle  doch  bis  auf  die  Höhe  des  Rückstandes  subsi- 
diarisch für  die  bis  zu  seinem  Austritte  eingegangenen  Vereins- 
schulden verhaftet  bleibt.  Verlangten  demnach  Zweckmässig- 
keits-Rücksichten  eine  Beschränkung  des  Rechts  der  Actien- 
verbindung, die  Zeichner  ihrer  Verbindlichkeit  wegen  der  von 
ihnen  übernommenen  Beträge  zu  entlassen,  so  war  eine  solche 
gleichmässig  in  Ansehung  der  Subscribenten,  gleichgültig  ob 
sie  füi'  Namen-  oder  Inhaber- Actien  gezeichnet,  zu  statuiren, 
und  empfahl  sich  in  dieser  Hinsicht  gewiss  mehr  die  Bestim- 
mung, dass  eine  solche  Befreiung  erst  nach  Einzahlung  o-e- 
wisser  Procente  des  Nominal-Actienbetrags  zulässig  sei,  wie 
die  andere,  wonach  der  aus  der  Gesellschaft  ausgetretene 
Zeichner  auf  Höhe  des  Rückstandes  für  die  bis  zu  seinem 
Austritte  eingegangenen  Vereinsschulden  subsidiarisch  ver- 
haftet bleiben  soll  ^'^.  Ebenso  inconsequent  ist  es  aber,  wenn 
bei  Namen-Actien  nicht  allein  der  Zeichner  und  der  derma- 


9)  Protocolle,  S.  337.     —     10)  Protocolle,  S.  338  : 
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lige  Actionär,  sondern  auch  die  ausgetretenen  Yereinsmitglie- 
der,  selbst  wenn  sie  weder  durch  Zeichnung  noch  mittelst 
Delegation  für  den  Actienbetrag  sich  verpflichtet,  für  densel- 
ben verhaftet  sind,  während  da,  wo  Inhaber-Scheine  ausge- 
geben werden  sollen,  jedenfalls  nur  der  Subscribent  und  der 
Actionär  als  solcher  für  den  Actienbetrag  einstehen. 

Das  Allg.  deutsche  Handelsgesetzbuch  verbietet, 
wie  bereits  gezeigt,  in  Uebereinstimmung  mit  mehreren  an- 
deren Gesetzgebungen  (S.  80  a.  E.  flg.),  die  Ausgabe  von 
Inhaber-Actien  auf  so  lange,  als  nicht  der  volle  Actienbetrag 
einbezahlt  ist.  Dagegen  bestimmt  es  so  wenig  wie  das  Hol- 
ländische Handelsgesetzbuch  und  das  Preussische 
Gesetz  vom  9.  November  1843,  mit  welchen  es  hier  überein- 
stimmt, die  Folgen  einer  rechtswidrigen  Ausstellung  solcher 
Actienscheine;  —  ja  es  wurde  in  der  Nürnberger  Confe- 
renz  ein  Antrag,  nach  dem  Vorgange  des  §.98  des  Nassau. 
Entwurfs  einen  Zusatz  des  Inhalts  in  das  Gesetz  aufzuneh- 
men, dass  die  Ausgeber  solcher  Actien  persönlich  für  die 
vollständige  Einzahlung  hafteten,  verworfen,  ohne  dass  aus 
den  Conferenz-Protocollen  der  Grund  dieser  Zurückweisung 
zu  ersehen  wäre^^. 

Dagegen  lässt  das  Spanische  Handelsgesetzbuch 
Art.  281  die  Unterzeichner  von  circulationsfähigen  Actien- 
scheinen,  wenn  die  Bücher  der  Gesellschaft  die  Einlieferung 
des  durch  dieselben  repräsentirten  Werths  nicht  nachwei- 
sen, für  deren  Einzahlung  sowohl  der  Gesellschaft  wie  den 
sonstigen  Interessenten  haften;  —  eine  Bestimmung,  welche 
der  Würtembergische  Entwurf  Art.  255  Abs.  2  mit  den 
Worten  wiedergegeben: 

„Solche   Scheine   (auf  den  Inhaber   lautende  Actien 
„oder  Antheile)  können  aber  erst  dann  ausgegeben  wer- 
„den,   wenn  der  ganze  Betrag  der  Actie  oder  des  An- 
„theils   eingezahlt  ist;    wo  nicht,    so   haften  die   Unter- 
„zeichner  oder  Ausgeber  des  Scheins  der  Gesellschaft 
„und  allen  Betheiligten  für  die  volle  Einzahlung." 
Und  in  der  That  ist  dieser  Grundsatz,  wiewohl  er  einer  etwas 
anderen  Formulirung  bedarf,  als  ein  in  der  Nartur  der  Sache 
begründeter  überall  in  Anwendung  zu  bringen,  wo  das  ein- 
schlagende Gesetz  die  Folgen  einer  rechtswidrigen  Ausgabe 
von  Inhaber-Actien  nicht  bestimmt. 

11)  Protocolle,  S.  343. 
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Während  nämlich  die  Ungültigkeit  solcher  Urkunden 
schon  um  desswillen  nicht  anzunehmen,  weil  Nullitäten  nur 
in  Folge  ausdrücklicher  oder  stillschweigender  Androhung  des 
Gesetzes  zu  statuiren,  haften  zunächst  die  Mitglieder  des 
Vorstandes,  die  in  Ansehung  der  rechtswidrigen  Ausstellung 
von  Inhaber-Actien  ein  Verschulden  trifft,  persönlich  und  so- 
lidarisch sowohl  der  Gesellschaft  wie  deren  Gläubigern  für 
den  Schaden,  welcher  dadurch  entstanden,  dass  sie  den  Vor- 
schriften des  Gesetzes  zuwidergehandelt.  Sie  haften  dem- 
nach nicht  schlechtweg  für  den  vollen  Betrag  der  Actie,  so- 
weit derselbe  zur  Zeit  der  Ausgabe  des  Inhaberscheines  noch 
ausstand,  wohl  aber  für  den  Betrag,  der  in  Folge  dieser 
Rechtswidrigkeit  nicht  eingekommen  und  auch  nicht  einzu- 
treiben, weil  der  Zeichner  zahlungsunfähig  oder  verschwun- 
den, der  dermalige  Inhaber  der  Actie  aber  unbekannt.  Auch 
kann  sich  die  Gesellschaft  zweifellos,  wenn  die  Actienbeträge, 
nachdem  die  Aufforderung  zu  deren  Einzahlung  in  gehöriger 
Weise  ergangen,  nicht  eingelangt,  sofort  an  die  schuldhaften 
Vorstandsmitglieder  halten,  und  diesen  es  überlassen,  sich 
mittelst  der  unter  Umständen  schwierigen  oder  langwierigen 
Einklagung  der  Zeichner  zu  erholen.  Gleichgültig  ist  es  aber 
in  allen  diesen  Beziehungen,  ob  die  Vorstandsmitglieder  die 
Actiendocumente  unterzeichnet  oder  nicht  unterzeichnet  haben 
(s.  S.  77),  indem  es  nur  darauf  ankömmt,  dass  sie  hinsicht- 
lich der  rechtswidrigen  Ausgabe  derselben  ein  Verschulden 
trifft. 

In  gleicher  Weise  aber  wie  die  Vorstandsmitglieder  kön- 
nen andere  Beamten  des  Vereins,  und  zwar  solidarisch  mit 
jenen,  für  den  durch  die  rechtswidrige  Emission  von  Inhaber- 
Actien  entstandenen  Schaden  verantwortlich  sein,  wenn  sie 
sich  nämlich,  wie  der  Cassier,  Generaldirector  oder  ein  Ge- 
neralagent, dadurch,  dass  sie  der  durch  die  Statuten  festge- 
setzten Form  gemäss  die  Actienscheine  mit  unterschrieben, 
bei  jener  Ausgabe  ein  Verschulden  haben  zur  Last  fallen 
lassen. 

§.69. 

Fortsetzung.   —  Die  Einzahlung  der  Actienbeträge;   —  die 
Folgen  nicht  rechtzeitiger  Einzahlung. 

Die  Actiengesellschaft  kann  sich  wegen  der  nicht  einbe- 
zahlten Actienrückstände,  wie  in  den  vorhergehenden  §§.  aus- 
geführt   worden,    in  Ermangelung    anderer   statutenmässiger 
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oder  gesetzlicher  Anordnung  an  den  Zeichner  und  dessen 
Erben  halten,  ferner  an  denjenigen,  welcher  auf  dem  Wege 
einer  Delegation  die  Actienschuld  auf  sich  genommen,  so  wie 
endlich  an  den  Käufer,  der  das  Actienrecht  aus  erster  Hand 
von  ihr  gekauft,  an  diesen  jedoch  nur  bis  zum  Betrage  des 
von  ihm  versprochenen  Kaufpreises;  —  nicht  aber  unmittel- 
bar an  den  Actionär  oder  früheren  Actionär  als  solchen. 

Nach  dem  Allg.  deutschen  Handelsgesetzbuche 
dagegen  haftet  zwar  der  Actienverbindung  für  den  rückstän- 
digen Actienbetrag  ebenfalls  der  Zeichner;  es  haftet  ihr  aber 
ferner  in  Ansehung  der  Beträge  für  Actienrechte,  deren  Scheine 
auf  Namen  lauten  oder  lauten  sollen,  der  dermalige  Actionär 
so  wie  die  ganze  successive  Reihenfolge  der  frülieren  Vereins- 
mitglieder; in  Betreff  der  Beträge  der  Actienrechte  aber,  über 
welche  Inhaber- Actien  auszustellen,  steht  neben  dem  Sub- 
scribenten  nur  der  dermalige  Actionär  ein,  wenn  nicht  In- 
haber-Promessen in  rechtsgültiger  Weise  ausgegeben,  in  wel- 
chem Falle  der  Verein  eines  jeden  Klagerechts  wegen  der 
noch  rückständigen  Einzahlungen  entbehrt. 

In  jedem  Falle  kann  aber  die  Gesellschaft  die  Einzah- 
lung der  Actienbeträge  allein  nach  Massgabe  der  dessfallsigen 
statutenmässigen  Bestimmungen  fordern. 

Nach  sehr  vielen  Statuten  sind  nun  diese  Beträge  nur 
ratenweise  zu  erheben,  theils  desshalb,  weil  der  Verein  nicht 
sofort  für  sein  ganzes  Capital  ein  Bedürfniss  und  eine  ren- 
table Verwendung  hat,  theils  aber  auch  um  desswillen,  weil 
er,  wie  dies  namentlich  bei  Versicherungsgesellschaften  der 
Fall,  voraussichtlich  des  gesammten  Capitals  überhaupt  nicht 
bedürftig  sein  wird  ^. 

Die  Raten  sind  aber  entweder  ihrer  Grösse  nach  fest 
bestimmt,  indem  z.  B.  zuerst  20 ^j^,  dann  30 ''/o  und  endlich 
50%  einzubezahlen -,  oder  je  10  ^j^  vom  Nominal- Actienbe- 
träge in  die  Gesellschaftscasse  einzuwerfen^,  —  oder  es  ist 
der  Betrag  der  Ratenzahlungen  nur  beziehungsweise  festge- 
setzt, so  dass  dieselben  nicht  10%  übersteigen  dürfen*,  oder 


1)  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen,  S.  392. 

2)  Slat.  de  La  sociele  yenerale  de  credit  mobäier,  Art.  19. 

3)  Stat.  der  Wiener  Ersten  Immobilieng.,  §.  8;  derdeutsch. 
Versicherungs-G.  in  Dresden,  §.7;  der  Thuringia,  §.6.  — 

4)  Stat.  der  Leipzig-Dresdener  Eisenbahncomp.,  §.3;  der 
Montania,  §.  6;  der  Theiss-Eisenb.-G.,  §.  12;  der  Carl-Ludw.-B., 
§.  10. 
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bis  zu  20%  zu  geschehen  haben  ^  oder  5  bis  lO'^/o'^j  oder  10 
bis  25  %  des  Nominalbetrages  der  Actien  betragen  sollen  ^. 

Ist  es  nun  unter  dieser  letzteren  Voraussetzung  im  Zweifel 
Sache  des  Vorstandes,  die  Grösse  der  zu  bezahlenden  Raten 
innerhalb  der  statutenmässigen  Gränzen  zu  bestimmen,  so 
geben  andere  Statuten  demselben  diese  Festsetzung  schlecht- 
weg anheim^. 

Auch  in  Ansehung  der  Zahlungszeit  für  die  einzelnen 
Raten  kommen  aber  verschiedene  Systeme  vor. 

Abgesehen  nämlich  davon,  dass  vielfach  gewisse  Pro- 
cente  des  Nominalbetrages  der  Actien  sofort  bei  der  Zeich- 
nung als  Caution  einzubezahlen  sind,  bestimmen  sehr  viele 
Statuten,  dass  die  weiteren  Einzahlungen  nach  Bedürfniss 
der  Gesellschaft,  nach  Massgabe  des  Bedürfnisses 
auf  Aufforderung  des  Vorstandes  oder  auch  schlecht- 
weg auf  die  Aufforderung  dieses  letzteren  Statt  zu 
finden  haben  ^,  indem  sie  jedoch  meist  eine  Frist,  wie  von 
einem  oder  zwei  Monaten,  von  dieser  Aufforderung  an  für 
die  Leistung  der  Zahlung  geben,  und  auch  bisweilen  auord- 
nen,  dass  weitere  Einzahlungen  jedenfalls  erst  nach  Ablauf 
einer  bestimmten  Zeit,  Avie  z.  B.  dreier  Monate,  nach  dem 
für  die  vorhergehende  Ratenzahlung  bestimmten  Tei'mine  ver- 
langt werden  können. 

Auch  sind  nach  einzelnen  Statuten,  wenn  die  Einzahlun- 
gen eine  gewisse  Höhe,  wie  z.  B.  diejenige  von  50 o/^  des 
Nominal-Actienbetrages,  erreicht,  weitere  Ratenzahlungen  nur 
auf  Beschluss  der  Generalversammlung  auszuschreiben  '*', 
während  andere  eine  nachträgliche  Einberufung  dieser  letzte- 
ren hier  anordnen  ^^ 

Nach  einem  anderen  Systeme  ist,  abgesehen  von  der  er- 
sten bei  der  Zeichnung  zu  machenden  Einzahlung,   statuten- 


5)  Stat.  derPthein-Nahe-Eisenb.-G.,  §.8. 

6)  Stat.  der  Berlin-Frankfurt.  Eisenb.-G.,  §.6. 

7)  Stat.  des  Brackeler  Bergwerk-Vereins,  §.8. 

8)  Stat.  derActieng.  für  Spinnerei  u.Webereianderhohen 
Mark,  Art.  11. — 

9)  Stat.  der  Wiener  Ersten  Immobilieng.,  §.8;  der  Carl- 
Ludw.-B.,  §.10;  der  Leipz.  Bank,  §.5;  der  Leipzig.-Dresdner 
Eisenbahn-Comp.,  §.  3;  der  deutsch.  Versicherungsg.-ü.  in 
Dresden,  §.7;  der  Thuringia,  §.6;  der  Montania,  §.6;  der  Berg - 
bau-G.  Borussia,  §.  7;    der  Khein-Nahe-Eisenb.Cr.,  §.8. 

10)  Stat.  der  Providentia,  F  rank  f.  Versich  ex'.-G.,  §.28. 
llj  Stat.  des  deutsch.  Phönix,  §.22. — 

41* 


644  Die  ßeclitsverliältnisse  etc. 

massig  der  Zeitpunct  für  die  weiteren  Einlagen  festgesetzt, 
wie  dies  z.  B.  nach  den  Statuten  des  CrSdit  mohilier  Art.  19 
in  Ansehung  der  zweiten  Ratenzahlung  der  Fall  ist,  welche 
innerhalb  zehn  Tagen  nach  Einrückung  des  die  Gesellschafts- 
resfel  bestätio-enden  Decrets  im  Moniteur  zu  leisten. 

Die  Einzahlungen  haben  aber,  mit  Ausnahme  derjenigen, 
welche  bei  der  Zeichnung  Statt  finden,  am  Sitze  der  Gesell- 
schaft bei  deren  Gasse  zu  geschehen.  Zur  Erleichterung  der 
Zeichner  und  Actionäre  gestatten  jedoch  manche  Statuten  die 
Bezahlung  der  Raten  an  die  Agenten  des  Vereins  so  wie  an 
Bankhäuser,  welche  der  Vorstand  an  verschiedenen  Plätzen 
zu  bezeichnen''^. 

Auch  sind  die  Einzahlungen  baar  zu  machen,  was  nicht 
bloss  bei  solchen  Gesellschaften  gilt,  deren  Statuten  dies  aus- 
drücklich bestimmen  1',  sondern  überhaupt  als  Regel  festzu- 
halten ist,  da  die  auf  die  Actienrechte  geschuldeten  Beträge 
Geldschulden  sind.  Inwieferne  jedoch  mit  Einwilligung  der 
Actienverbindung  an  die  Stelle  von  Geld  andere  Werthobjecte 
o-eo-eben  werden  können,  soll  in  anderem  Zusammenhange 
untersucht  werden  (s.  §.  71).  Dagegen  versteht  es  sich  von 
selbst,  dass  die  Einzahlungen  kostenfrei  an  die  Gesellschaft 
zu  geschehen  haben  ^'^. 

Die  successiven  Ratenzahlungen  werden  auf  den  Actien- 
documenten  bescheinigt,  wenn  diese  bereits  ausgehändigt 
sind^^.  Wo  diese  Urkunden  jedoch  erst  nach  Einzahlung 
des  ganzen  Nominal- Actienbetrages  oder  eines  grösseren  Thei- 
les  desselben  ausgegeben  werden  sollen,  wird  über  die  Raten- 
zahlungen, die  letzte  ausgenommen,  gegen  welche  der  Ac- 
tienschein  ausgehändigt  wird,  auf  Quittungsbogen,  die 
auf  den  Namen  der  einzelnen  Gesellschaftsmitglie- 
der lauten  und  mit  den  künftigen  Actien-Nummern 
versehen   sind,   quittirt^'',   oder  werden  über  die  Theilzah- 


I 


12)  Stat.  der  K.Elisabeth  Eisenb.-G.,  §.14;  der  Theiss-Ei- 
senb.-G.,  §.10;  der Thuringia,  §.6. 

13)  Stat.  der  deutschen  Versicherun gs-Gesellsch.  inDres- 
den, §.7;    derMontania,  §.6. — 

14)  Stat.  der  deutsch.  Versich.-Ges.  in  Dresden,  §.  7;     der 
Montania,  §.  6.  — 

15)  Stat.  der  Frankfurt.  Rückversicherungs-G.,  Art.  6;    der 
K.Elisabeth-Eisenb.-G.,  §.14.— 

16)  Stat.  der  Berlin-Frankf.  Eisenb.-G.,  §.  17;     der  Leipz. 
Bank,  §§.  5.  6.  — 
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hingen  auf  den  Namen  lautende,  mit  den  Actien-Num- 
mern  versehene  Interirasquittungen^''  oder  Theilquit- 
tungen^^  ertheih ;  —  Interimsscheine,  die,  auch  wo  die 
Actiendocumente  a?/- pori!ei«'  lauten  sollen,  nach  dem  Allg. 
deutschen  Handelsgesetzbuche,  wie  schon  früher  ge- 
zeigt, auf  Namen  zu  stellen  sind,  und  die  nur  dann  auf  Grund 
statutenmässiger  Anordnung  auf  den  Inhaber  gefasst  werden 
dürfen,  wenn  40%  des  Nominalbetrages  (oder  der  landesge- 
setzlich bestimmte  niedrigere  Procentsatz)  einbezahlt  und  die 
Zeichner  von  der  Haftung  für  weitere  Einzahlungen  befreit 
sind. 

Ist  insbesondere  aber  die  Gesellschaft  für  die  ausstehen- 
den Actienbeträge  durch  Wechsel  oder  Versatz  von  Werth- 
objecten  (Werthpapieren)  sichergestellt  worden,  so  werden  die 
Ratenzahlungen  auf  den  Wechseln  abgeschrieben,  und  findet 
beziehungsweise  die  Rückgabe  eines  entsprechenden  Theiles 
des  Versatzes  gegen  dieselben  Statt  ^^. 

Die  einzelnen  Ratenzahlungen,  sahen  wir,  sind  nach  sehr 
vielen  Statuten  erst  auf  die  Aufforderung  des  Vorstandes 
{appel  de  fonds,  calls)  zu  leisten. 

Ueber  die  Form,  in  welcher  diese  Aufforderungen  zu 
geschehen  haben,  entscheiden  zunächst  die  darüber  gegebe- 
nen statutenmässigen  Bestimmungen,  durch  welche  gewöhn- 
lich die  Ausschreibung  in  gewissen  daselbst  bezeichneten 
öffentlichen  Blättern  angeordnet  wird^".  Eine  solche  öffent- 
liche Aufforderung  entspricht  dem  bei  den  Actiengesellschaf- 
ten  üblichen  Geschäftsgange  und  ist  demnach  auch  da  für 
genügend  zu  erachten,  wo  die  Statuten,  wie  dies  vielfach  der 
Fall,  über  die  Art  und  Weise,  wie  zur  Leistung  der  einzelnen 
Ratenzahlungen  aufgefordert  werden  soll,  nichts  besagen. 

Hiermit  stimmt  denn  das  Allg.  deutsche  Handelsge- 
setzbuch überein,  indem  es  (Art.  221  Abs.  1)  anordnet: 

„Ist  im  Gesellschaftsvertrage  keine  besondere  Form,  wie 
„die  Aufforderung  zur  Einzahlung  geschehen  soll,  be- 
„stimmt,  so  geschieht  dieselbe  in  der  Form,  in  welcher 
„die  Bekanntmachungen  der  Gesellschaft  nach  dem  Ge- 
„sellschafts vertrage  überhaupt  geschehen  müssen", 

17)  Stat.  derThuringia,  §.7. 

18)  Stat.  der  Ersten  Wiener  Immobilien-G.,  §.8. — 

19)  Stat.  der  Providentia,  §§.14.28.— 

20)  Stat.  der  K.  Elisabeth-Eisenb.-G.,  §.  14;  der  Theiss-Ei- 
senb.-G.,  §.12;    des  BrackelerBergwerk-Vereins,  §.8. — 
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Bekanntmachungen,  welche  mittelst  der  m  den  Statuten  zu 
bezeichnenden  öffentlichen  Blätter  Statt  zu  finden  haben  2^. 

Wenn  aber  auf  eine  solche  öffentliche  Aufforderung  mit 
Ablauf  der  statutenmässig  bestimmten  und  in  der  Ausschrei- 
bung bezeichneten  Frist  Ratenzahlungen  nicht  eingekommen, 
so  ist  der  Actienverein  zu  einer  wiederholten  Ausschreibung 
insoferne  nicht  verpflichtet,  als  nicht  die  Statuten  eine  solche 
vorschreiben^-,  welche  bisweilen  in  der  Art  angeordnet  ist, 
dass  die  Nummern  der  nicht  einbezahlten  Interimsscheine 
öffentlich  bekannt  gemacht  werden  sollen -^ 

Die  Gesellschaft  hat  aber  mit  Ablauf  der  Zahlungsfrist 
die  Wahl,  die  rückständigen  Actienbeträge  gegen  diejenigen, 
welche  für  dieselben  persönlich  verbunden,  einzuklagen,  oder 
statt  dessen  sich  wegen  des  Rückstandes  mittelst  Einziehung 
des  betreffenden  Actienrechts  bezahlt  zu  machen,  falls  ihr 
diese  letztere  Befugniss  statutenmässig  oder  kraft  Gesetzes 
zukömmt.  Doch  ist  nach  einzelnen  Statuten  der  Actienver- 
ein verpflichtet,  zunächst  den  Säumigen  einzuklagen,  während 
er  nach  einmaliger  rechtskräftiger  Verurtheilung  von  wieder- 
holter gerichtlicher  Klage  bei  Versäumniss  einer  weiteren  Ein- 
zahlung absehen  und  das  betreffende  Actienrecht  einziehen 
kann^^;  nach  anderen  Statuten  dagegen  ist  gleichzeitig  der 
Säumige  auszuklagen  und  das  Actienrecht  für  erloschen  zu 
erklären  ^^. 

Indessen  ist  es  hier  der  Ort,  näher  auf  die  Rechtsnach- 
theile  einzugehen,  welche  sich  an  die  Säumniss  in  der  Be- 
zahlung der  Actienbeträge  knüpfen  können. 

Zu  solchen  Rechtsnachtheilen  gehört  nicht  die  schon 
früher  hervorgehobene  Befugniss  der  Gesellschaft,  die  Aus- 
zahlung von  Dividenden  und  s.  g.  Zinsen  in  Ansehung  der 
Actien  zu  verweigern,  deren  Beträge  im  Rück  stände  sind, 
da  es  sich  hier  lediglich  um  die  Ausübung  eines  Retentions- 
rechts handelt,  welches,  wie  bereits  gezeigt,  auch  gegen  den 
Actionär,  welcher  an  sich  für  den  Rückstand  nicht  verpflich- 
tet, und  daher  nach  dem  Allgem.  deutschen  Handels- 
gesetzbuche insbesondere  gegen  die  Besitzer  von  au  porteur 


21)  Art.  209  no.  11;  Protocolle,  S.  334. 

22)  Stat.  desLugauer  Steink.-Abbau-VereinsWestphalia, 
§.  10;  der  Heidelberg.  Ultramarin-Fabrik,  Art.  5.  — 

23)  Stat.  derBadisch.  Wollenmanufactur  Mannheim,  §.  12. 

24)  Stat.  des  Brackeler  Bergwerk-Vereins,  §.8. 

25)  Stat.  der  Providentia,  §.  15. 
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lautenden  Promessen  oder  Interimsscheinen  geltend  gemacht 
werden  kann. 

Wohl  aber  können  jene  Rechtsnachtheile  in  Verzugszin- 
sen, Strafen  und  insbesondere  in  dem  Verluste  des  Actien- 
rechts  bestehen. 

Die  Gesellschaft  kann  im  Falle  einer  Säumnlss  in  der 
Entrichtung  der  Actienrückstände,  ohne  dass  es  hierzu  einer 
Bestimmung  der  Statuten  bedürfte,  Verzugszinsen  anspre- 
chen^'', und  zwar  nach  dem  gesetzlichen  oder  landesüblichen 
Zinsfusse,  nach  dem  Allg.  deutschen  Handelsgesetz- 
buche (Art.  261  Abs.  2)  insbesondere  zu  ö'^o-  Diese  Zin- 
sen können  zug-leich  mit  dem  ausstehenden  Actienbetrage 
gegen  diejenigen  eingeklagt  werden,  welche  für  diesen  letz- 
teren persönlich  verpflichtet  sind,  also  gegen  den  Zeichner 
oder  den  dehitor  delegatus  sammt  deren  Erben,  nach  dem 
deutschen  Handelsgesetzbuche  aber  ausserdem  gegen 
den  dermaligen  Actionär,  und  bei  Actien,  die  auf  Namen 
ausgestellt  sind  oder  auso^estellt  werden  sollen,  «reo-en  die 
früheren  Actionäre.  Ebenso  ist  aber  der  Actienverein,  wie 
schon  früher  gezeigt,  befugt,  die  Dividenden- Auszahlungen 
gegen  den  Actionär,  der  für  den  Actienrückstand  sammt  Ver- 
zugszinsen persönlich  nicht  verpflichtet,  wie  gegen  den  Be- 
sitzer einer  Inhaber-Promesse,  bis  zur  Höhe  dieses  gesammten 
Betrages  zurückzuhalten. 

Die  Verzugszinsen  laufen  von  dem  Ende  der  in  der  Aus- 
schreibung gegebenen  statutenmässigen  Einzahlungsfrist  an, 
da  in  der  öffentlichen  Aufforderung  nach  dem  bei  Actien^e- 
Seilschaften  üblichen  Geschäftsgange  eine  genügende  Inter- 
pellation enthalten,  aus  welchem  Grunde  es  denn  zur  Begrün- 
dung jenes  Satzes  nicht  der  römischen  Gesetzesstellen  bedarf, 
auf  welche ,  wie  auf 

;.  60,  ^.  67  §.  2  D.  pro  socio  (17.  2) 
und 

Z.  1  §.  1  D.  de  usuris  (22.  1), 
man   mit  um  so  weniger  Grund  sich  beruft  2^,   als   dieselben 
ganz  und  gar  nicht  hierher  passen. 

In  diesem  Sinne  hat  denn  auch  das  Allg.   deutsche 


26)  Engl.  Actiengesellsch. -Acten  1856,  1857, Anh.,  Verwal- 
tungsregulativ, §.  4;  —  Spanischer  Handelscodex,  Art.  303; 
Allg.  deutsch.  Handelsg.,  Art.  220  Abs.  1. — 

27)  So  Pohls,  Actienges.,  S.  227. 
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Handelsgesetzbuch    den   aus    dem   Preuss.    Entwürfe 
Art.  187  entnommenen  Satz  aufgestellt  (Art.  220  Abs.  1): 
„Ein  Actionär,   welcher  den  Betrag   seiner  Actie  nicht 
„zur  rechten  Zeit  einzahlt,  ist  zur  Zahlung  von  Verzugs- 
„zinsen  von  Rechtswegen  verpflichtet", 
ein  Satz,  der  allerdings  zu  eng  formulirt,  da  der  Zeichner  und 
sonstige  frühere  Actionär  in  gleicher  Weise  wie  das  dermalige 
Vereinsmitglied  zur  Zahlung  von  Verzugszinsen  verbunden, 
—  wogegen  in   der   Conferenz    anerkannt  wurde,    dass   der 
Ausdruck  „von  Rechtswegen"  so  viel  wie  der  dafür  vor- 
geschlagene andere  Ausdruck  „ohne  Mahnung"  bedeute^®, 
oder  dass  mit  a.  W.  der  Lauf  der  Verzugszinsen  nicht  durch 
eine  specielle  Aufforderung  des  Säumigen  bedingt  sei. 

Die  bedeutenden  Nachtheile  aber,  welche  für  eine  Ac- 
tiengesellschaft  durch  die  verzögerte  Einzahlung  der  Actien- 
betrage,  in  Folge  deren  das  ganze  Unternehmen  gehemmt 
werden  kann,  erwachsen  können-'^  so  wie  die  mögliche  Schwie- 
rio-keit  oder  Langwierigkeit  der  Einklagung:  der  Rückstände^*', 
rechtfertigen  ausreichend  die  Bestimmung  sehr  vieler  Statu- 
ten, wonach  eine  solche  Verzögerung  den  Verfall  einer  Strafe 
nach  sich  ziehen  solP^ 

Eine  derartige  Strafe  besteht  bald  in  bestimmten  Procen- 
ten  (5  oder  10%)  vom  rückständigen  Betrage  ^-,  bald  in  einer 
bestimmten  Summe,  wie  zwei  Fl.  oder  fünf  Thlr.  per  Actie ^^. 
Auch  kann  die  Säumniss  in  der  Einzahluno^  des  Actienbetrags 
oder  eines  Theiles  desselben  die  Verpflichtung  zur  Erlegung 
von  Verzugszinsen  und  Strafe  zur  Folge  haben,  was  jedoch 
nur  auf  Grund  ausdrücklicher  Anordnung  der  Statuten  anzu- 
nehmen ist''^,   da  im  Zweifel  die  durch  diese  letzteren  ange- 


28)  Protocolle,  S.  334. 

29)  Motive  zum  Preuss.  Entwürfe,  Art.  187. 
80)  Pohls,  Actienges.,  S.  228. 

31)  Einer  s.  g.  Conventionalstrafe. —  Wiejedoch  die  Wirksamkeit  der 
Statuten  gegenüber  den  Actionären  nicht  auf  Vertrag  beruht  (s.p.  275  flg.), 
so  ist  ein  derartiger  Rechtsnachtheil  auch  keine  wahre  Conventionalstrafe, 
obwohl  allerdings  nach  Analogie  einer  solchen  zu  beurtheilen. 

32)  Stat.  der  Leipz.  Bank,  §.  7;  der  Actienges.  für  Spinnerei 
U.Weberei  an  der  hohen  Mark,  Art.  12. 

33)  Stat.  der  Berlin-Frankf.  Eisenb.-G.,  §.9;  der  Badisch. 
WollenmanufacturMannheim,§.  12. 

34)  Protocolle,  S.  334.  —  Stat.  der  Berlin-Frankf.  Eisenb., 
§.9;  der  Bad.  Wollenmanufactur  Mannheim;  §.  12;  derActien- 
Ges.  für  Spinnerei  u.  Weberei  an  der  hohen  Mark,  Art.  12. 
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drohte  s.  g.  Conventionalstrafe  als  ein  gewillkührter  Anschlag 
des  Interesses  der  Gesellschaft  an  der  rechtzeitigen  Einzah- 
lung der  Actienbeträge  an  die  Stelle  der  Verzugszinsen  tritt. 
Nach  einzelnen  Statuten  tritt  übrigens  im  Falle  einer 
Säumniss  zunächst  nur  die  Verpflichtung  zu  Verzugszinsen 
ein,  während  neben  diesen  eine  Strafe  dann  zu  erlegen  ist, 
wenn  der  Acticnrückstand  sammt  Zinsen  bei  Ablauf  einer 
durch  eine  zweite  Aufforderung  zu  gebenden  Frist  nicht  ein- 
bezahlt ist^^ 

Das  Recht  eines  Actienvereins,  in  seinen  Statuten  Stra- 
fen für  den  Fall  verzöo-erter  Einzahlung  der  Actienbeträge 
festzusetzen,  versteht  sich  an  und  für  sich  von  selbst  und  be- 
darf demnach  keiner  ausdrücklichen  gesetzlichen  Anerkennung, 
wie  eine  solche  z.  B.  im  Bernischen  Gesetze  von  1860 
Art.  18  geschehen.  Wohl  aber  können  solche  Strafen,  wie 
das  letztgenannte  Gesetz  mit  Grund  hervorhebt,  nicht  durch 
einen  Beschluss  der  Generalversammlung  oder  anderer  Ge- 
sellschaftsorgane statuirt  werden,  wogegen  ihrer  Anordnung 
mit  der  Einwilligung  sämmtlicher  Actionäre  nichts  ento^esen- 
steht.  Selbstverständlich  müssen  sich  aber  solche  Strafen 
innerhalb  der  für  Conventionalstrafen  gegebenen  gesetzlichen 
Beschränkungen,  wie  z.  B.  der  particularrechtlich  vorkom- 
menden Bestimmung,  wonach  die  bedungene  Strafe  den  dop- 
pelten Betrag  des  wirklich  auszumittelnden  Interesses  nicht 
übersteigen  solP'',  halten,  wenn  nicht  eine  Ausnahme  hier  zu 
Gunsten  der  Actienverbindungen  gesetzlich  eingeführt,  wie 
eine  solche  das  Preuss.  Gesetz  über  die  Eisenbahnun- 
ternehmungen vom  3.  Nov.  1838  §.  2  no.  3,  das  Preuss. 
Gesetz  vom  9.  Nov.  1843  §.  14  und  das  Allg.  deutsche 
Handelsgesetzbuch  Art.  220  Abs.  2  aufgestellt  haben, 
letzteres  in  den  Worten: 

„Im  Gesellschaftsvertragc  können  für  den  Fall  der  ver- 
„zögerten  Einzahlung  des    gezeichneten  Actienbetrages 
„oder  eines  Theiles   desselben  Conventionalstrafen  ohne 
„Rücksicht  auf  die  sonst  stattfindenden  gesetzlichen  Ein- 
„schränkungen  festgesetzt  werden  . .  .'• 
Freilich  wurde  diese  Bestimmung  in  denMotiven  zum  Preuss. 
Entwürfe  Art.  187,  aus  welchem  sie  in  das  deutsche  Han- 
delsgesetzbuch übergegangen,  dadurch  gerechtfertigt,  dass, 


35)  Stat.  der  WollenmanufacturMannheim,  §.  12. 

36)  Preuss.  Landrecht,  Th.  I.  Tit.  V.  §.  301.  — 
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da  die  besonderen  Verzugsstrafen  im  Gesellschafts  vertrage 
angeordnet  sein  müssten  und  der  Prüfung  der  Staatsregierung 
unterlägen,  die  Gefahr  einer  übermässigen  Härte  nicht  zu 
befürchten  sei,  wogegen  nach  dem  deutschen  Handelsge- 
setzbuche Actienvereine  vorkommen  können,  deren  Statuten 
keiner  staatlichen  Einsicht  unterworfen.  Indessen  werden 
auch  in  diesem  Falle  die  Actiengesellschaften  durch  ihr  eige- 
nes Interesse  von  der  Anordnung  übermässiger  Strafen  abge- 
halten werden,  während  die  Betheiligung  bei  einem  Actien- 
unternehmen  und  sonach  die  Unterwerfung  unter  dessen 
Statuten  facultativ  ist,  und  auch  der  Staat  jedenfalls  Mittel 
in  Händen  haben  wird,  um  unsittliche  oder  wider  das  öffent- 
liche Recht  verstossende  Anordnungen  aus  der  Gesellschafts- 
resel  beseitio-en  zu  lassen. 

Dass  aber  die  auf  die  Säumniss  in  der  Einzahlung  des 
Actienbetrases  oder  eines  Theiles  desselben  gesetzte  Strafe 
in  Ermangelung  anderweitiger  statutenmässiger  Bestimmung 
dann  verfällt,  wenn  die  durch  die  erste  öffentliche  Ausschrei- 
buno; o-esetzte  Frist  abgelaufen,  und  zu  diesem  Zwecke  eine 
specieile  Mahnung  des  Zahlungspflichtigen  nicht  erfordert, 
vermag  um  so  weniger  einem  Zweifel  zu  unterliescen,  als  zum 
Verfalle  einer  Conventionalstrafe  eine  Mora  nicht  nothwen- 
dig  ist^^. 

Eine  vielfach  vorkommende  eigenthümliche  Art  von 
Strafe  aber,  welche  sich  aus  dem  oben  angedeuteten  Bedürf- 
nisse der  Actienvereine  erklärt,  eine  besonders  dringende 
Veranlassung  für  die  pünctliche  freiwillige  Einzahlung  der 
Actienbeträge  aufzustellen,  besteht  in  der  Anordnung,  kraft 
welcher  die  Gesellschaft  befugt  sein  soll,  Actienrechte,  be- 
züglich welcher  der  Actienbetrag  ganz  oder  zum  Tlieile  im 
Rückstände,  einzuziehen. 

Dieser  Rechtsnachtheil,  welcher  als  eine  Art  s.  g.  Con- 
ventionalstrafe nur  auf  Grund  einer  statutenmässigen  Anord- 
nung oder  einer  nachträglich  mit  Einwilligung  aller  Actionäre 
geschehenen  Androhung,  nicht  aber  durch  Beschluss  der  Ge- 
neralversammluno;  oder  eines  anderen  Vereinsoro-anes  eintreten 
kann^^,  und  der  auch  nicht  mit  der  später  zu  besprechenden 
Befugniss  zu  verwechseln  ist^^,  welche  einzelne  Landesge- 


37)  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen,  S.  329. 

38)  Bernisch.  Gesetz  vom  J.  1860,  Art.  18.— 

39)  Dies  thut  Pohls,  Actienges.,  S.  228  fg.  — 
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setzgebungen  der  Actiengesellschaft  geben,  säumige  Actionäre 
ihrer  Actienrechte  verlustig  zu  erklären,  kömmt  nach  Mass- 
gabe der  einzelnen  Statuten  in  sehr  verschiedener  Weise  vor. 

Nach  den  Einen  erlöschen,  indem  der  Actionär  sein  Ac- 
tienrecht  und  beziehungsweise  jedes  Anrecht  aus  den  gelei- 
steten Einzahlungen  verliert,  die  Rechte  der  Gesellschaft 
wegen  des  Actienrückstandes  und  der  etwa  verfallenen  Geld- 
strafe,  so  dass  sich  dieselbe  wegen  des  hierdurch  entstehenden 
Ausfalles  lediglich  durch  Creirung  und  Verkauf  einer  derjeni- 
gen der  eingezogenen  entsprechenden  Zahl  neuer  Actien  zu 
decken  vermag  ^^. 

Nach  einem  zweiten  Systeme  soll  das  an  die  Stelle  des 
eingezogenen  neu  geschaffene  Actienrecht  für  Rechnung 
und  Gefahr  des  rückständigen Actionärs  verkauft  wer- 
den, ohne  dass  der  Actienverein  an  dessen  Ausklagung  hier- 
durch gehindert  würde;  auch  bleibt  der  entäusserte  Actionär 
für  den  Minder-Erlös  der  verkauften  Actie  der  Gesellschaft 
verhaftet,  während  ihm  ein  Mehr-Erlös  zu  Gute  kömmt ^^. 

Noch  strenger  ist  ein  drittes  System,  nach  welchem  der 
Actionär  zwar  für  einen  etwaigen  Ausfall  beim  Verkaufe  des 
an  die  Stelle  seiner  Actie  geschaffenen  Actienrechts  verpflich- 
tet bleibt,  dagegen  keinerlei  Anrecht  auf  den  etwaigen  Ueber- 
schuss  hat'^-,  während  nach  einem  vierten  Systeme  endlich 
ffleichzeitio;  der  Solawechsel  des  säumigen  Actionärs  einzu- 
klagen  oder  dessen  Versatz  zu  veräussern  und  die  an  die 
Stelle  der  eingezogenen  Actie  geschaffene  Ersatz-Actie  zum 
Vortheile  der  Gesellschaft  verkauft  werden  solH^. 

Wie  demnach  je  nach  den  Statuten  der  in  Folge  von 
Säumniss  in  der  Entrichtung  des  Actienbetrages  Statt  findende 
Verlust  des  Actienrechts  mit  verschiedener  Bedeutung  eintritt, 
so  sind  auch  die  Voraussetzungen  dieses  Rechtsnachtheiles 
in  verschiedener  Weise  bestimmt.     Bald  soll  dieses  Präjudiz 


40)  Stat.  der  Leipz.  Bank,  §§.  7.  8;  der  K.  Elisab.-Eisenb.-G., 
§.17;  der  Bergbau-G.  Borussia,  §.  7;  des  Brackeler  Bergwerk- 
Vereins,  §.  8.  — 

41)  Stat.  der  Oesterr.  Creditanstalt,  §§.  19,  20;  des  Credit 
mobilier,  Art.  23  u.  24.  — 

42)  Stat.  der  Berlin-Frankf.  Eisenb.-G.,  §.9;  der  Aachen, 
u.  München.  Feuerversicher.-G.,  §.  8. 

43)  Stat.  der  Providentia,  §.15;  des  deutsch.  Phönix,  §.22; 
der  Zuckerfabrik  Heilbronn,  §.7.  —  S.  auch  Auerbach,  das  Ge- 
sellschaftswesen, S.  331  fg. — 
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nur  im  Falle  der  Versäumunsr  einer  zweiten  oder  folo:enden 
Einzahlung  eintreten,  wenn  wegen  der  ersten  Einzahlung  Sei- 
tens der  Gesellschaft  gerichtliche  Klage  erhoben  und  eine 
rechtskräftige  Verurtheilung  erlangt  worden  isf^;  bald  findet 
es  auch  wessen  versäumter  erster  Ratenzahlung  Statt.  Bald 
tritt  dasselbe  ferner  auf  Grund  einer  wiederholten  öffentlichen 
Aufforderung  '^^,  bald  nur  in  Folge  einer  speciellen  Androhung 
an  die  Actionäre,  die  entweder  mittelst  recommandirter  an 
deren  Adresse  auf  die  Post  aufzugebender  Schreiben  ^"^j  oder 
mittelst  schriftlicher  Erlasse,  welche  für  die  auswärtigen  Ver- 
einsmitglieder an  deren  am  Sitze  der  Gesellschaft  angenom- 
menen Domicile  zu  insinuiren"^^,  ein,  während  nach  sehr  vielen 
Statuten  die  Actien-  und  beziehungsweise  Interimsscheine, 
welche  über  die  durch  Säumniss  verloren  gegangenen  Ac- 
tienrechte  ausgestellt,  öffentlich  bekannt  gemacht  werden 
sollen  ^^. 

Diese  verschiedenen  statutenmässigen  Bestimmungen  über 
die  Bedeutung  des  Verlustes  eines  Actienrechts  wegen  ver- 
säumter Einzahlung  eines  darauf  geschuldeten  Betrages,  so 
wie  über  die  Voraussetzungen  des  Eintritts  dieses  Rechts- 
nachtheils,  sind  jedoch  nur  insoweit  möglich,  als  nicht  die 
einschlagende  Gesetzgebung  jener  Strafe  Gränzen  setzt. 

In  dieser  Hinsicht  ist  namentlich  die  Anordnung  des 
Bernischen  Gesetzes  über  Actiengesellschaften  vom 
J.  1860  Art.  IS  hervorzuheben,  wonach  „die  statutengemässe 
„Ungültigkeitserklärung  (Verrufung)  von  Actienscheinen  zur 
„Folge  (hat),   dass  die  bereits  eingezahlten  Summen  der  Ge- 

„sellschaft  anheimfallen ,   dagegen   die  Geltendmachung 

„einer  weiteren  Zahlungsverpflichtung  von  Seiten  des  Sub- 
„scribenten  oder  Inhabers  der  Actien  auch  im  Falle  des  Art.  23 
„ausschliesst",  d.  h.  wenn  statutenmässig  der  Zeichner  einer 
Inhaber-Actie  unbedingt  bis  zu  einem  gewissen  Betrage  oder 
bis  zur  vollen  Höhe  der  Actie  haftet. 


44)  Stat.  des  Brackeler  Bergwerk-Vereins,  §.8;  derBerg- 
bau-G.  Borussia,  §.7. — 

45)  Stat.  der  Oesterr.  Creditanstalt,  §.  19;  des  Lugauer 
Steinkohlen-Abbau-Vereins  Westphalia,  §.  10. 

46)  Stat.  der  Leipz.  Bank,  §.  7;  der  Rostocker  Bank,  §.  7; 
der  Siegener  Bergbau- u.  Hütten-Actien-G.,  §.  11. 

47)  Stat.  des  deutsch.  Phönix,  §.22. 

48)  Stat.  der  Hess.  Ludw.-Eisenb.-G.,  §.  57;  derProvidentia, 
§.15;  des  deutsch.  Phönix,  §.  22;  der  Rostocker  Bank,  §.  8;  des 
Lugauer  Steinkohlen-Abbau-Vereins  Westphalia,  §.  10. — 
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Eine  nähere  Betrachtung  verlangen  jedoch  die  hier  ein- 
schlagenden Bestimmungen  des  Allg.  deutschen  Handels- 
gesetzb.,  bei  welchem  Anlasse  eine  Reihe  daselbst  unerledigt 
gebliebener  Fragen,  welche  die  Anwendung  jener  Strafe  her- 
vorruft, untersucht  werden  sollen. 

Dass  auch  nach  diesem  Gesetzbuche  die  Säumniss  in  der 
Einzahlung  des  Actienbetrages  oder  eines  Theiles  desselben 
auf  Grund  statutenmässiger  Anordnung  den  Verlust  des  Ac- 
tienrechts  zur  Folge  haben  kann,  vermag  keinem  Zweifel  zu 
unterliegen.  Denn  es  besagt  Art.  220  Abs.  2,  nachdem  da- 
selbst zuerst  erklärt,  es  könnten  für  den  Fall  verzögerter  Ein- 
zahlung des  gezeichneten  Actienbetrages  Conventionalstrafen 
ohne  Rücksicht  auf  die  sonst  Statt  findenden  gesetzlichen  Ein- 
schränkungen festgesetzt  werden: 

„Auch   kann  bestimmt  werden,   dass  die  säumigen  Ac- 

„tionäre  ihrer  Anrechte   aus   der  Zeichnung  der  Actien 

„und  der  geleisteten  Theilzahlungen  zu  Gunsten  der  Ge- 

„sellschaft  verlustig  gehen". 
Dagegen  hat  das  deutsche  Handelsgesetzbuch  die  Be- 
stimmung der  Voraussetzungen,  unter  denen  ein  solcher  Ver- 
lust eintreten  soll,  keinesweo;s  ledifirlich  der  statutenmässigen 
Festsetzung  überlassen,  indem  es  vielmehr  in  der  Absicht, 
den  voreiligen  Ausschluss  eines  Actionärs  zu  verhindern,  ge- 
wisse Bedino-uno-en  aufo;estellt,  welche  mindestens  erfüllt  sein 
müssen,  damit  ein  Actionär  seines  Anrechts  verlustig  erklärt 
wird. 

Es  kann  nämlich  nach  Art.  221  Abs.  2  „in  keinem  Falle 
„ein  Actionär  seines  Anrechts  verlustig  erklärt  werden,  wenn 
„nicht  die  Aufforderung  zur  Zahlung  mindestens  dreimal  in 
„den  hierzu  bestimmten  Blättern  (Art.  200  Ziff.  11),  das 
„letzte  mal  vier  Wochen  vor  dem  für  die  Einzahlungen  ge- 
„setzten  Schlusstermine  bekannt  gemacht  worden  ist."  ^'■' 

Hiernach  ist  denn  eine  specielle  Aufforderung  der  Zeich- 
ner oder  Actionäre  oder  der  Zeichner  und  der  Actionäre  weder 
nöthig,  —  es  müsste  denn  eine  solche  statutenmässig  vorge- 
schrieben sein,  —  noch  auch  genügend,  und  letzteres  selbst 
dann  nicht,  wenn  durch  die  Statuten  etwas  anderes  bestimmt 
sein  sollte,  ausser  in  dem  Einen  Falle,  dass  die  Actien  auf 
Namen  lauten  und  ohne  Einwilligung  der  Gesellschaft  nicht 
übertragbar  sind.    Unter  dieser  doppelten  Voraussetzung  näm- 


49)  Protocolle,  S.  334. 
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lieh  können  die  Einrückungen  in  die  öffentlichen  Blätter  durch 
besondere  Erlasse  an  die  einzelnen  Actionäre  ersetzt  werden ^^, 
wiewohl  auch  hier  eine  dreimalige  Aufforderung  zur  Zahlung 
und  zwar  in  der  Art  erfordert,  dass  die  letzte  wenigstens  vier 
Wochen  vor  dem  für  die  Einzahlung  gesetzten  Schlusstermine 
ergehen  muss. 

Dass  übrigens  die  Statuten  den  Verlust  der  Actienrechte 
an  weitere  Bedingungen  knüpfen,  dass  sie  insbesondere  an- 
ordnen können,  es  sei,  wenn  auf  die  erste  Aufforderung  die 
Einzahluncr  auf  einen  gegebenen  Interimsschein  nicht  einge- 
nommen, der  Zeichner  hiervon  in  Kenntniss  zu  setzen  ^^,  ist 
bereits  wiederholt  bemerkt,  da  das  Handelsgesetzbuch 
nur  das  Minimum  der  Bedingungen  festsetzen  sollte  und 
wollte,  unter  denen  eine  Privation  von  Actienrechten  wegen 
Säumniss  in  der  Zahlung  der  Actienbeträge  eintreten  kann. 

Daseien  enthält  das  deutsche  Handelsgesetzbuch 
keine  Entscheidung  der  bestrittenen  Frage,  ob  zur  Verwir- 
kung  eines  Actienrechts  mora  erforderlich  ist.  Dessenunge- 
achtet dürfte  deren  Verneinung  keinem  gegründeten  Zweifel 
unterliegen.  Denn  beruft  man  sich  auch  für  die  entgegenge- 
setzte Meinung  darauf,  dass  das  Recht  der  Ausschliessung 
des  säumigen  Actionärs  singulärer  Natur  sei  und  daher  strenge 
interpretirt  werden  müsse ^-,  so  übersieht  man,  dass  es  sich 
hier  um  die  Anwendung  einer  s.  g.  Conventionalstrafe ,  und 
nicht  um  die  Auslegung  eines  singulären  Rechtssatzes  han- 
delt. Wenn  aber  weiter  geltend  gemacht  wird,  dass  statuta- 
rische Einrichtungen  den  Gesetzen  beizuzählen,  und  dass 
überall,  wo  ein  Gesetz  für  den  Fall  der  Unterlassung  oder 
Begehung  einer  Handlung  irgend  einen  Nachtheil  oder  Ver- 
lust androhe,  dieser  nur  insoferne  eintrete,  als  der  Verpflich- 
tete nicht  die  eigene  Verschuldung  bei  der  Unterlassung  oder 
Beo-ehuno;  abzulehnen  im  Stande  ^^,  so  ist  die  Prämisse  dieser 
Aro-umentation  eine  unrichtige.  Zwar  haben  die  Statuten  m- 
soferne  eine  Aehnlichkeit  mit  den  Gesetzen,  als  sie  wie  diese 
Ausflüsse  eines  einseitigen  Willensactes  sind,  so  wie  sie  auch 


50)  Allg.  deutsch.  Handelsg.,  Art.  221  Abs.  2.  —  Protocolle, 
S. 1447. — 

51)  Protocolle,  S.  340. 

52)  Pohls,  Actiengesellschaften,  S.  229. 

53)  Beck,  über  Versäumnisse  und  deren  Entschuldigung  bei  Actien- 
gesellschaften in  derZeitschr.  f.  Rechtspflege  U.Verwaltung  zu- 
nächst f.  das  K.  Sachsen,  Bd.  I.  S.  1  fg. 
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die  Actionäre  nicht  auf  Grund  eines  Vertrags  derselben  mit 
einander  oder  mit  der  Gesellschaft  binden.  Immerhin  beruht 
aber  die  Wirksamkeit  der  Statuten  gegenüber  den  Vereins- 
mitgliedern auf  einer  freiwilligen  Unterwerfung  derselben  mit- 
telst Eintritts  in  die  Actien Verbindung,  und  haben  demnach 
die  daselbst  für  den  Fall  einer  Säumniss  in  der  Einzahlung 
der  Actienbeträge  angedrohten  Nachtheile  einen  der  Conven- 
tionalstrafe  analos^en  Character,  während  sie  mit  den  durch 
Gesetz  an  die  Untei-lassung  einer  Handlung  geknüpften  Rechts- 
nachtheilen  nicht  zusammengestellt  werden  dürfen.  Hieraus 
folgt,  dass  für  den  Eintritt  solcher  statutenmässig  auf  die  ver- 
säumte Einzahlung  der  Actienbeträge  gesetzter  Nachtheile 
eine  mora  nicht  erforderlich,  und  dass  insbesondere  der  Ver- 
lust des  Actienrechts  Statt  haben  kann,  w^enn  die  verfallene 
Zahlung  nicht  rechtzeitig  geleistet,  sollte  auch  dem  hierdurch 
betroffenen  Actionär  keinerlei  Verschulden  zur  Last  fallen, 
wie  z.  B.  in  dem  von  Beck  angeführten  Falle,  in  welchem 
ein  Actionär  kurz  vor  dem  Einzahlungstermine  die  Actie  er- 
worben hatte  und  an  dem  nämlichen  Tage  durch  ein  heftiges 
Nervenfieber,  in  Folge  dessen  er  bis  zum  Schlusstermine  ohne 
Bewusstsein  gelegen,  ergriffen  worden  war^^. 

Allerdings  giebt  es  nun  Statuten,  nach  deren  ausdrück- 
licher Anordnung  die  Strafe  des  Verlusts  des  Actienrechts 
gegen  einen  gehörig  entschuldigten  Actionär  nicht  eintreten 
soll.  Indem  jedoch  dieselben  die  Entscheidung  über  die 
Stichhaltigkeit  der  vorgebrachten  Entschuldigung  ausschliess- 
lich dem  freien  Ermessen  des  Vorstandes  und  in  zweiter  In- 
stanz der  Generalversammlung  vorbehalten  ^-^  gehen  sie  von 
dem  Principe  aus,  dass  die  Strafe  durch  die  blosse  Nichter- 
füllung der  schuldigen  Leistung  verfallen,  wobei  sie  jedoch 
einen  Erlass  derselben  aus  Gründen  der  Billigkeit  gestatten  ^^. 

Ist  demnach  Verzug  nicht  die  Bedingung  des  Verlusts 
des  Actienrechts  wegen  Säumniss,  so  versteht  es  sich  dage- 
gen von  selbst,  dass  eine  solche  Privation  nur  unter  einer 
doppelten  Voraussetzung  eintreten  kann.  Die  eine  ist  die, 
dass  der  Actienbetrag  oder  ein  bezüglicher  Theil  desselben 
auf  eine  den  oben  besprochenenen  Bestimmungen  des  Ge- 


54j  Jolly  in  der  Z  eitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Dd  XI.  S.  38G  flg.; 
Auerbach,  das  Gesellschaftswesen,  S.  329. 

55)  Stat.  der  ]*)ay er. Ei senb.-G. der  Ludwigshafen Wormser- 
Bahn,  §.  33:  der  Eisen b.- G.  derRhein-IjexbacherBahn,§.  33. 

56)  Jolly  a.  a.  O.,  8.  387  a.  E.  flg. 
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setzes  so  wie  den  etwaigen  weiteren  Anforderungen  der  Sta- 
tuten entsprechende  Zahlungsaufforderung  unbezahlt  geblie- 
ben; —  die  andere  geht  dahin,  dass  die  versäumte  Zahlung 
in  Wirklichkeit  fälhg  war.  Ist  demnach  eine  Katenzahlung 
ausgeschrieben  worden,  welche  das  statutenmässige  Maximum 
der  einzufordernden  Raten  überstieg,  oder  der  Zahlungstermin 
vor  der  durch  die  Statuten  dafür  bestimmten  Zeit  angesetzt 
worden,  so  kann  von  einer  Einziehung  des  Actienrechts  we- 
gen Säumniss  nicht  die  Rede  sein,  und  ist  sonach  der  Actionär 
in  der  Lage,  einen  Privationsbeschluss  gerichtlich  als  ungültig 
erklären  zu  lassen. 

Indessen  bedarf  Ein  Punct  hier  einer  näheren  Erör- 
terung. 

Indem  nämlich,  wie  schon  früher  bemerkt,  sehr  viele 
Statuten  bestimmen,  dass  die  Actienbeträge  in  Raten  einzu- 
bezahlen,  welche  der  Vorstand  nach  Massgabe  des  Bedürf- 
nisses der  Gesellschaft  ausschreiben  soll,  entsteht  die  Frage, 
wie  es  sich  mit  den  statutenmässigen  Strafen  der  Säumniss, 
insbesondere  der  Einziehung  des  Actienrechts,  für  den  Fall 
verhält,  dass  der  säumige  Actionär  das  Bedürfniss  des  Vereins 
bestreitet. 

Man  ist  bei  Beantwortung  dieser  Frage  von  sehr  ver- 
schiedenen Gesichtspuncten  ausgegangen.  Nach  einer  An- 
sicht soll  eine  Zahlungsverweigerung,  die  auf  triftige  Gründe 
gestützt,  selbst  wenn  diese  letzteren  in  einem  Rechtsstreite 
verworfen  worden,  den  Verlust  des  Actienrechts  als  ein  von 
den  gewöhnlichen  Folo;en  der  7nora  sich  entfernendes  exorbi- 
tantes  Präjudiz  nicht  nach  sich  ziehen  ^^.  Nach  einer  anderen 
Ansicht  unterliegt  dageg-en  unter  den  bezeichneten  Voraus- 
setzunsen  der  Säumicfe  in  einem  Rechtssti'eite  mit  der  Gesell- 
Schaft  dann  und  nur  dann,  wenn  ihm  nachgewiesen  wird,  es 
sei  die  Nachzahlung  damals,  wie  sie  verlangt  worden,  noth- 
wendig  gewesen  ^^. 

Unseres  Erachtens  ist  jedoch  keine  dieser  Meinungen  zu 
billigen.  Die  erstere  übersieht  durchaus  den  Character  des 
in  Frage  stehenden  Präjudizes  als  einer  s.  g.  Conventional- 
strafe ;  die  andere  lässt  dagegen  ausser  Augen ,  dass  die 
statutenmässige    Bestimmung,    es  habe    der   Vorstand  nach 


57)  Pohls,  Actieng.,  S.  230. 

58)  JoUy  in    der  Zeitsclir.    für    deutsches  Recht,  Bd.  XI. 
S.  384. 
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Bediirfniss  der  Gesellschaft  die  Eatenzahlungen  auszuschrei- 
ben, in  der  That  keinen  anderen  Sinn  hat,  als  dass  jener  nach 
freiem  Ermessen  über  das  Vorhandensein  eines  solchen  Be- 
dürfnisses entscheiden  soll.  Gegenüber  dem  Actionär  ist 
mit  a.  W.  das  Bedürfniss  der  Gesellschaft  dadurch  hergestellt, 
dass  der  Vorstand  die  Ratenzahlung  ausgeschrieben,  und  kann 
sonach  davon  nicht  die  Rede  sein,  in  einem  Rechtsstreite 
zwischen  Verein  und  Vereinsmitgiiede  jenem  einen  Beweis 
des  Inhalts,  dass  die  Nachzahlung  damals,  wie  sie  verlangt 
worden,  nothwendig,  aufzulegen,  und  dem  Gerichte  eine 
Cognition  in  Ansehung  des  Vorhandenseins  oder  Nicht- Vor- 
handenseins  eines  solchen  Bedürfnisses  einzuräumen.  Wenn 
man  für  die  entgegengesetzte  Meinung  darauf  sich  beruft,  es 
brauche  kein  Gesellschafter  sein  Geld  früher  als  nöthig  in 
die  Gesellschaft  einzuwerfen,  um  es  müssig  liegen  oder  einst- 
weilen zu  einem  anderen  als  dem  eigentlichen  Gesellschafts- 
zwecke verwenden  zu  lassen,  so  beweist  dies  um  dessAvillen 
nichts,  weil  es  sich  eben  darum  handelt,  wem  die  Entschei- 
dung darüber,  ob  die  ausgeschriebenen  Einzahlungen  nöthig 
oder  nicht  nöthig  waren,  zukömmt,  während  es  in  der  Natur  der 
Sache  liegt,  dass  das  Urtheil  hierüber  weder  dem  Actionär, 
noch  dem  Gerichte,  sondern  der  Actienverbindung  selbst  und 
beziehungsweise  Namens  derselben  dem  Vorstande  zusteht. 
Glaubt  demnach  ein  Actionär,  dass  eine  vom  Vorstande  aus- 
geschriebene Ratenzahlung  kein  Bedürfniss,  so  steht  ihm  nur 
der  Weg  offen,  die  Generalversammlung  zur  Aufhebung  der 
Zahlungsaufforderung  oder  der  in  Folge  einer  sich  daran 
knüpfenden  Säuraniss  verfügten  Strafe  zu  veranlassen  (Allg. 
deutsch.  Handelsg.  Art.  224). 

Dass  aber  da,  wo  nach  Massgabe  der  Statuten  eine 
Säumniss  in  der  Zahlung  des  Actienbetrags  oder  eines  Theils 
desselben  den  Verlust  des  Actienrechts  zur  Folge  hat,  dieses 
Präjudiz  wieder  in  sehr  verschiedener  Weise  Statt  haben 
kann,  ist  schon  früher  gezeigt  worden.  Das  Allg.  deutsche 
Handelsgesetzbuch  hat  denn  auch  der  autonomischen Fest- 
setzung der  Wirkungen  einer  solchen  Privation  nur  Eine 
Gränze  gesetzt,  nämlich  füi'  den  Fall,  dass  die  Actienscheine 
auf  den  Inhaber  gestellt  werden  sollen.  In  einem  solchen 
Falle  soll  der  Zeichner,  ungeachtet  einer  Einziehung  des 
Actienrechts,  zur  Einzahlung  von  40%  des  Nominalbetrags 
der  Actie,  resp.  des  niedrigeren  Procentsatzes,  auf  welchen 
landesgesetzlich  die  unbedingte  Haftung  des   Subscribenten 

Hen  aud,  Acticmjesellsch.  4-2 
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herabgesetzt,  verpflichtet  bleiben  5^,  und  können  demnach  die 
Statuten  in  Ansehung  der  Actien,  deren  Scheine  auf  den  In- 
haber ausgestellt  werden  sollen,  nicht  bestimmen,  dass  mit 
der  Verlustigerklärung  des  Actienrechts  der  Zeichner  seiner 
Verbindlichkeit  gegen  die  Gesellschaft  schlechtweg  entbunden 
sein  solle. 

Wo  dagegen  die  Actiendocumente  auf  Namen  ausge- 
stellt sind  oder  ausgestellt  »werden  sollen,  haben  die  Statuten 
auch  unter  der  Herrschaft  des  Allg.  deutschen  Handels- 
gesetzbuchs bei  Bestimmung  der  Wirkungen  der  Ein- 
ziehung der  Actienrechte  freie  Hand. 

Doch  bedürfen  hier  manche  Statuten  insoferne  einer  Aus- 
legung, als  sie  nicht  in  ausreichender  Weise  die  Folgen  einer 
solchen  Einziehung  festgesetzt,  indem  sie  lediglich  besagen, 
es  sei  die  Gesellschaft  befugt,  an  Stelle  der  erloschenen  oder 
annullirten  Actien  neue  Scheine  auszustellen  und  diese  für 
eigene  Rechnung  zu  verwerthen,  oder  zum  Besten  des  Vereins 
zu  verkaufen^''. 

Dass  in  einem  solchen  Falle  der  Mehrertrag  aus  dem 
Verkaufe  der  Ersatz-Actie  der  Actienverbindung  zu  Statten 
kömmt,  unterliegt  keinem  Zweifel,  da  die  Veräusserung  für 
deren  Rechnung,  zu  deren  Besten  geschieht.  Kann  es  so- 
nach nur  fraglich  sein,  ob  der  Zeichner  oder  Actionär,  über- 
haupt derjenige,  welcher  für  den  Actienbetrag  persönlich  ver- 
pflichtet, für  diesen  sammt  der  etwa  verfallenen  Geldstrafe 
schlechtweg  oder  bis  zur  Höhe  des  Ausfalls  beim  Verkaufe 
der  Ersatz-Actie  verbunden  bleibt,  so  ist  dies  im  Zweifel  zu 
verneinen,  weil  die  Gesellschaft  mit  Einziehung  des  Actien- 
rechts wie  allen  Gewinn,  so  alle  Gefahr  aus  der  vorzuneh- 
menden Verwerthung  übernimmt,  und  auch,  was  die  etwa 
verfallene  Geldstrafe  anbetrifft,  die  Vermuthung  gegen  eine 
an  die  nämliche  Säumniss  sich  knüpfende  doppelte  Strafe  ist*'^. 

Wo  aber  der  Actienverein  nicht  berechtigt  ist,  zugleich 
den  rückständigen  Actienbetrag  einzuklagen  und  das  Actien- 
recht  wegen  verzögerter  Einzahlung  einzuziehen,  steht  es  in 
dessen  Wahl,   den  einen  oder  den  anderen  Weg  zu  ergrei- 


59)  Allg.  deutsch.  Handelsg.,  Art,  222  no.  2  u.  Art.  249. 

60)  Stat.  der  Mitteldeutschen  Creditbank  in  Meiningen, 
§ .  11;  der  Norddeutsch. BankinHamburg,§. 7.  — 

61)  S.  auch  Jolly  in  der  Zeitschr.  f.  deutsches  Recht,  Bd.  XI. 
S,  385, 
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fen^^.  Dagegen  entsteht  die  Frage,  "w^e  lange  die  Gesell- 
schaft dieses  Wahlrecht  hat,  und  beziehungsweise  der  Verlust 
des  Actienrechts  durch  Einzahlung  des  ausgeschriebenen  Be- 
trags abgewendet  zu  werden  vermag.  Kann  nun  letzteres 
offenbar  nur  bis  zu  dem  für  die  Einzahlung  gesetzten  Schluss- 
termine geschehen,  wenn  nicht  die  Statuten  hier  etwas  an- 
deres angeordnet  ^'^,  so  behält  die  Actienverbindung  auch  nach 
Ablauf  jenes  Termins  die  alternative  Befugniss,  entweder  den 
Actienrückstand  einzuklagen  oder  die  Actie  einzuziehen,  so 
lange,  bis  sie  ihren  Willen,  die  Strafe  eintreten  zu  lassen,  sei 
es  diu'ch  öffentliche  Bekanntmachung  oder  durch  speciellen 
Erlass  an  den  betreffenden  Actionär  kundgegeben.  AVenn  in 
diesem  Falle  die  Gesellschaft  nicht  mehr  zur  Klage  Huf  Ein- 
zahlung des  Actienbetrags  greifen  kann,  weil  das  Actienrecht 
und  mit  ihm  die  Verpflichtung  zu  jener  Zahlung  erloschen, 
so  kann  sie  dagegen  von  der  bereits  angestellten  Klage  ab- 
stehen  und  die  Strafe  des  Verlusts  der  Actie  eintreten 
lassen  ^*. 

An  den  dargestellten  Verhältnissen  ändert  aber  der  Um- 
stand nichts,  dass  der  Actionär  oder  derjenige,  welcher  sonst 
für  den  Actienbetrag  obligirt,  in  Concurs  gerathen.  Auch 
hier  nämlich  ist  die  Actiengesellschaft  befugt,  entweder  ihre 
Forderung  wegen  des  Actienrückstandes  im  Concurse  zu  li- 
quidiren,  oder  das  Actienrecht  wegen  Säumniss  für  erloschen  zu 
erklären,  wo  sie  nicht  nach  Massgabe  der  Statuten  zu  dem  einen 
und  anderen  berechtigt  ist.  Aus  diesem  Grunde  müssen  denn 
die  Gläubiger  des  in  Concurs  gefallenen  Actionärs,  wenn  sie 
dessen  Actienrecht  der  Masse  sichern  wollen,  für  die  recht- 
zeitige Einzahlung  der  ausgeschriebenen  Beträge  sorgen. 

Tritt  aber  die  Gesellschaft  als  Liquidantin  im  Concurse 
auf,  so  kann  sie  daselbst  nicht  bloss  die  verfallene  Rate,  son- 
dern den  ganzen  noch  ausstehenden  Actienbetrag  anmelden, 
und  muss  dies  sogar  thun,   wenn   sie   sich   wegen  desselben 


62)  Jolly  a.  a.  O.,  S.  386;  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen,  S. 
330;  Del  angle,  des  socie'l.  commerc,  tom.  II.  no.  452.  —  Tribunale  dl 
commercio  dl  Torlno  (7.  Mai  1861)  in  der  Giurisprud.  llal.  daW  avv.  An- 
tonio Caveri  (1862)  p.  sec.  p.  282  sqq. 

63)  Stat.  der  Spinnerei  und  Weberei  Offenburg,  §.  11: 
„Wenn  der  Inhaber  noch  vor  vollzogener  Veräusserung  benannte  Zinsen, 
,, Kostenersatz  und  Strafe  mit  den  verfallenen  Theilzahlungen  einbezahlt, 
„so  wird  der  gänzliche  Vollzug  der  Veräusserung,  wenn  noch  möglich, 
,, eingestellt." 

64)  V.  Savigny,  Oblig.  IL,  S.  278. 
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ihren  Anspruch  auf  Befriedigung  aus  der  Masse  erhalten 
will.  Wird  sie  aber  wegen  des  fälligen  Betrags  nicht  be- 
zahlt, so  kann  sie  immer  noch  zur  Einziehung  des  Actien- 
rechts  sreifen.  Doch  setzt  eine  solche  Privation  nach  den 
früher  erörterten  Grundsätzen  voraus,  dass  die  Actienverbin- 
dung  statutenmässig  hierzu  für  den  Fall  verzögerter  Einzah- 
lung des  Actienbetrags  oder  eines  Theils  desselben  berechtigt. 

Ist  dies  dagegen  nicht  der  Fall,  so  entsteht  die  Frage, 
ob  die  Insolvenz  des  Actionärs  der  Gesellschaft  das  Recht 
giebt,  ihr  Verhältniss  zu  demselben  zu  lösen. 

Man  behauptet  dies  in  dem  Masse,  dass  man  zu  diesem 
Zwecke  nicht  einmal  eine  erfolglose  Liquidation  der  fälligen 
Rate  im  Concurse  des  Actionärs  verlangt*'^.  Ist  letzterer 
nämlich  zahlungsunfähig  geworden,  so  soll  die  Actiengesell- 
schaft,  falls  Niemand  die  fälligen  Leistungen  prästirt  und  für 
die  weiteren  die  erforderliche  Sicherheit  stellt,  auf  Auflösung 
des  zwischen  ihr  und  ihrem  insolvent  gewordenen  Mitgliede 
bestehenden  Verhältnisses  dringen  können.  Man  beruft  sich 
hierfür  auf  die  Analogie  des  Verhältnisses  des  Verpächters 
im  Concurse  des  Pächters.  Wie  nämlich  der  Verpächter, 
wenn  die  Concursgläubiger  des  Pächters  den  Pacht  aufgeben, 
letzterem  die  Benutzung  der  verpachteten  Sache  nicht  zu  ge- 
statten braucht,  sondern  im  Concurse  den  ihm  durch  Nicht- 
erfüllung des  Pachtvertrags  entstandenen  Schaden  liquidü't, 
so  soll  auch  die  Actiengesellschaft,  falls  die  Gläubiger  des 
insolventen  Actionärs  nicht  die  fällige  Rate  bezahlen  und  für 
den  Restbetrag  der  Actie  Sicherheit  leisten,  das  Verhältniss 
zu  ihrem  zaliluno;sunfähio;en  Mitg-liede  als  aufgelöst  betrach- 
ten,  und  in  dessen  Concurse  ihr  Interesse,  von  welchem  sie 
den  Werth  des  Actienrechts  in  Abzug  zu  bringen  hat,  liqui- 
diren  können. 

Indessen  ist  diese  Analogie  schon  um  desswillen  nicht 
zutreffend,  weil  zwischen  Actionär  und  Actienverein,  wie 
früher  gezeigt  worden,  kein  zweiseitiges  Vertragsverhältniss 
besteht,  oder,  wo  ein  solches  Statt  hat,  indem  der  Actionär 
das  Actienrecht  unmittelbar  gegen  den  Actienbetrag  von  der 
Gesellschaft  gekauft,  ein  Kauf  und  nicht  ein  Pacht  oder 
pachtähnliches  Verhältniss  vorliegt,  und  ausserdem  der  Ac- 
tionär nicht  bloss  Käufer,  d.  h.  Schuldner  und  Gläubiger  des 


C5)  Jolly  in   der  Zeitschrift  für  deutsches  Recht,  Bd.  XL 
S.  390  flg. 
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Vereins,  sondern  Mitglied  desselben  ist,  in  welcher  Eigen- 
schaft er  in  keinem  obligatorischen  Verhältnisse  zur  Actien- 
verbindung  steht.  Wie  jene  Ansicht  demnach  nicht  mittelst 
der  angezogenen  Analogie  zu  rechtfertigen,  so  lässt  sie  sich 
ebensowenig  durch  den  weiter  dafür  aufgestellten  Satz  be- 
gründen, man  könne  Niemanden  zumuthen,  eine  fortdauernde 
Berechtio-uns:  eines  Anderen  anzuerkennen,  welche  diesem  nur 
gegen  eine  erwartete  fortdauernde  Leistung  eingeräumt  war, 
nachdem  es  durch  die  Insolvenz  dieses  Anderen  gewiss  ge- 
worden, dass  er  die  bedingende  Leistung  nicht  gehörig  werde 
erfüllen  können.  Denn  abgesehen  davon,  dass  die  Zahlungs- 
unfähigkeit des  Actionärs  es  nicht  ausser  Zweifel  stellt,  dass 
der  fällige  Actienbetrao;  nicht  bezahlt  werden  wird,  indem  der 
Gesellschaft  mittelst  Liquidation  im  Concurse  volle  Zahlung 
werden  kann,  und  dass  ferner  jener  Insolvenz  unerachtet  die 
künfti«:  auszuschreibenden  Actienbeträge  sehr  wohl  bezahlt 
werden  können,  handelt  es  sich  hier  nicht  um  fortdauernde 
Leistungen  gegen  fortdauernde  Leistungen,  sondern  einer- 
seits um  ein  Recht,  welches  ein  für  allemal  erworben,  und 
andererseits  um  eine  Schuld  von  einer  bestimmten  Summe, 
in  Ansehuno^  deren  es  durchaus  zufällio;  und  willkührlich  ist, 
wenn  sie,  statt  auf  einmal,  in  Raten  einzubezahlen. 

Unseres  Erachtens  bildet  weder  die  Insolvenz  des  Ac- 
tionärs oder  der  sonst  für  den  Actienbetrag  verpflichteten 
Person  an  und  für  sich,  noch  auch  der  dazu  kommende  Um- 
stand, dass  Niemand  den  ausgeschi'iebenen  Betrag  bezahlt 
und  für  die  weiteren  Raten  Sicherheit  leistet,  oder  dass  die 
Gesellschaft  fruchtlos  als  Liquidantin  im  Concurse  aufgetre- 
ten, für  die  Actienverbindung  einen  Grund  auf  Auflösung  des 
zwischen  ihr  und  ihrem  Mitgliede  bestehenden  Verhältnisses 
zu  dringen,  wo  sie  nicht  statutenmässig  befugt  ist,  das  Ac- 
tienrecht  wegen  verzögerter  Einzahlung  des  Actienbetrags 
einzuziehen.  Dagegen  kann  selbstverständlich  die  Gesell- 
schaft die  auf  eine  solche  Actie  fallenden  Dividenden  und 
Zinsen  so  lange  zurückhalten,  bis  sie  wegen  des  rückständi- 
gen Betrags  nebst  Zinsen  und  Strafe  gedeckt  ist. 

Natürlich  verhält  es  sich  dann  anders,  wenn  durch  die 
Statuten  für  den  Fall  der  Insolvenz  eines  Actionärs  direct 
Vorsoro-e  wetroflen  ist,  zu  welchem  Zwecke  verschiedene  An- 
Ordnungen  sich  vorfinden.  Bald  sollen  die  Acticn  des  in 
Concurs  oder  aussergerichtlichc  notorische  Insolvenz  gera- 
thenen  Actionärs  gerichtlich  oder  durch  einen  geschworenen 
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Wechselmäckler  verkauft  und  an  die  Stelle  der  erloschenen 
Actien  den  Käufern  neue  ausgehändigt  werden,  wobei  ein 
etwaiger  Ueberschuss  an  die  Debitmasse  zurückzustellen,  ein 
Ausfall  Seitens  der  Gesellschaft  zu  liquidiren  ist*^^;  bald  sol- 
len die  Actien  desjenigen,  welcher  fallirt  oder  seine  Zah- 
lungen eino-estellt,  nur  dann  Seitens  des  Vereins  verkauft 
werden,  wenn  nicht  eine  der  DIrection  genügende  Bürgschaft 
geleistet,  oder  die  Actien  nicht  mit  Genehmigung  des  Vor- 
standes auf  andere  Eigner  übertragen  werden,  in  welchem 
letzteren  Falle  die  Gesellschaft  den  Minderertrag  gegen  den 
ausgeschlossenen  Actionär  zu  liquidiren  hat,  während  ihr  ein 
Mehrertrag  zu  Gute  kömmt '^^  — 

Wie  schon  früher  hervorgehoben  worden,  ist  die  statu- 
tenmässige  Androhung  des  Verlusts  des  Actienrechts  wegen 
verzögerter  Einzahlung  des  Actienbetrags  nicht  mit  der  durch 
einzelne  Landesgesetzgebungen  der  Gesellschaft  gegebenen 
Befugniss,  einen  säumigen  Actionär  auszuschliessen,  zu  ver- 
wechseln, da  es  sich  dort  um  die  Anwendung  eines  nach 
Analogie  einer  Conventionalstrafe  zu  beurtheilenden  Rechts- 
nachtheils, hier  um  eine  wieder  sehr  verschieden  bestimmte 
gesetzliche  Folge  der  Säumniss  handelt. 

Nach  dem  Spanischen  Handelscodex  Art.  300  (wel- 
cher übrigens  gleichmässig  auf  die  verschiedenen  Handelsge- 
sellschaften Anwendung  findet)  hat  der  Actien  verein,  wenn 
der  Actienbetrag  oder  ein  Theil  desselben  rückständig,  die 
Wahl,  entweder  executivisch  gegen  den  Actionär  (oder  frühe- 
ren Actionär)  zu  verfahren  und  den  Rückstand  aus  dessen 
Gütern  einzutreiben,  oder  den  Vertrag  in  Ansehung  des  säu- 
migen Gesellschafters  aufzuheben.  In  diesem  Falle  ist  das 
Interesse  des  ausgeschlossenen  Vereinsmitglieds  an  der  Ge- 
sellschaftsmasse {los  intereses  que  jyuedan  tocar  d  aquel  en  la 
masa  social)  so  lange  zurückzuhalten,  bis  alle  zur  Zeit  seines 
Austritts  schwebenden  Geschäfte  beendigt  und  liquidirt  sind 
(Art.  327),  wogegen  ihm  nachher  dessen  Antheil  an  dieser 
Masse,  zweifellos  nach  Abzug  des  Actienrückstandes,  heraus- 
zugeben ist. 

Anders  verhält  es  sich  dagegen  nach  dem  Russischen 


66)  Stat.  des  deutschen  Phönix,  §.  24;  der  Frankfurt.  Rück- 
versicherungs-G.,  Art.  13;  der  deutsch.  Versicherung  in  Dres- 
den, Art.  15. 

67)  Stat.  derAachen.  U.München.  Feuerv  er  siehe  rungs-Ge- 
sellsch.,§.9. 
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Reglemente  v.  J.  1836  Art.  26,  nach  welchem  im  Falle 
nicht  rechtzeitiger  Leistung  einer  Ratenzahlung  jedes  Anrecht 
aus  der  Zeichnung  so  wie  aus  bereits  geleisteten  Einzahlungen 
verloren  geht,  und  die  Gesellschaft  zur  Emission  einer  neuen 
Actie  berechtigt  ist. 

Nach  dem  Preuss.  Gesetze  über  die  Eisenbahn- 
unternehmungen vom  3.  November  1838  §.  2  no.  6^^  ist 
die  Gesellschaft  befugt,  wenn  nach  Einzahlung  von  40^0  f^es 
Nominal-Actienbetrags  die  ferneren  Ratenzahlungen  nicht  ein- 
gehen, entweder  den  Zahlungspflichtigen  weiter  in  Anspruch 
zu  nehmen,  oder  denselben  unter  Aufhebung  jeder  Verpflich- 
tung genrenüber  dem  Vereine,  des  bereits  Gezahlten  und  aller 
Rechte  aus  den  bisherigen  Zahlungen  verlustig  zu  erklären, 
so  wie  auch  bis  zu  dem  Betrage,  mit  welchem  die  auf  diese 
Weise  ausscheidenden  Interessenten  betheiligt  Avaren,  neue 
Actienzeichnungen  zuzulassen. 

Nach  englischem  Rechte  endlich  kann  eine  Actie 
durch  Beschluss  der  Directoren  für  verfallen  erklärt  werden, 
nachdem  der  säumige  Actionär  unter  Ansetzung  eines  neuen 
Termins  zur  Leistung  der  ihn  treffenden  Einzahlung  aus- 
drücklich mit  diesem  Präjudize  bedroht  worden;  hierbei  bleibt 
derselbe  für  die  zur  Zeit  des  Verfalls  rückständigen  Raten 
verbunden,  während  die  verfallene  Actie  Eigenthum  der 
Gesellschaft,  die  darüber  nach  Gutdünken  verfügen  kann, 
wird  ^^. 

Während  also  das  Spanische  Handelsgesetzbuch 
von  der  Auffassung  ausgeht,  dass  die  Actiengesellschaft, 
wenn  sie  es  nicht  vorzieht,  die  Actienrückstände  gegen  die 
Säumigen  einzuklagen,  mit  diesen  letzteren  den  Gesellschafts- 
vertrag aufheben  kann  {rescindir  el  conti^ato  en  cuanto  al  socio 
omiso)  und  demzufolge  nach  Abwicklung  der  schwebenden 
Geschäfte  denselben  ihren  Antheil  an  der  Gesellschaftsmasse 
herausgeben  muss,  ist  nach  den  übrigen  hier  einschlagenden 
Gesetzen,  wie  sehr  sie  sonst  auseinander  gehen,  von  einer 
Vertragsaufhebung  nicht  die  Rede,  wie  denn  auch  in  der 
That  der  Actionär  als  solcher  weder  zu  seinen  Mitactionären, 
noch  zur  Actienverbindung  in  einem  Vertragsverhältnisse 
steht.     Vielmehr  soll  der  Actienverein  die  Befusrniss  haben» 


68)  S.  auch  den  Würtemb erg.  Entw.,  Art.  225. 

69)  Engl.  Actiengesellsch. -Acten,    1856,   1857;   Anh.,  Ver- 
■waltungsregulativ,  no.  15—19.  — 
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die  Actienrechte,  in  Ansehung  deren  Beträge  im  Kückstande, 
den  Inhabern  abzusprechen  und  diese  letzteren  insoweit  ohne 
Abfindung  wegen  ihres  Interesses  am  Gesellschaftsvermögen 
auszustossen.  Ob  aber  zu  diesem  Zwecke  Verzug  erfor- 
derlich oder  einfach  Säumniss  in  der  Bezahlung  des  ausge- 
schriebenen Betrags  genügt,  ist  lediglich  nach  Massgabe  des 
betreffenden  Gesetzes  zu  beantworten.  So  scheinen  sowohl 
das  Russische  Reglement  v.  J.  1836,  wie  das  Preuss. 
Gesetz  von  1838  und  das  englische  Recht  von  dem  Er- 
fordernisse einer  mora  durchaus  abzusehen,  während  der 
Spanische  Handelscodex  Art.  327  von  einer  Aufhebung 
des  Gesellschaftsvertrags  gegenüber  dem  schuldigen  Ge- 
sellschafter {con  respecto  al  socio  culpahle)  spricht. 

§.70. 

Der  Rückgriff  des  Veräusserers   eines  Actienrechts  wegen 
Zahlung  des  Actienbetrags  gegen  seinen  Nachmann. 

Die  Actiengesellschaft  kann  sich,  wie  im  Vorstehenden 
ausgeführt  worden,  abgesehen  von  anderweitigen  Bestim- 
mungen der  Statuten  und  einzelner  Gesetze,  wegen  des  aus- 
stehenden Actienbetrags  an  den  Zeichner,  den  dehitor  dele- 
gatus  oder  denjenigen,  welcher  das  Actienrecht  unmittelbar 
von  ihr  gekauft,  halten;  nach  dem  deutschen  Handelsge- 
setzbuche ausserdem  aber,  wenn  die  Actienscheine  auf  Na- 
men lauten  oder  ausgestellt  werden  sollen,  den  Actionär  oder 
früheren  Actionär  ausklagen.  Hiernach  ist  es  denn  möglich, 
dass  ein  Zeichner  Seitens  der  Gesellschaft  zur  Zahlung  des 
Actienrückstandes  angehalten  wird,  obwohl  er  sich  des  Ac- 
tienrechts begeben,  oder  dass  dies  in  Ansehung  eines  sonsti- 
gen früheren  Actionärs  geschieht. 

Ein  solcher  Fall  kann  denn  auch  durch  das  Geschäft, 
durch  welches  die  Uebertragung  des  Actienrechts  bewirkt, 
ausdrücklich  vorgesehen  worden  sein,  indem  sich  z.  B.  der 
Verkäufer  einer  Actio  von  seinem  Käufer  die  Zusage  einer 
Vertretung  in  Betreff  des  noch  rückständigen  Actienbetrags, 
möglicher  Weise  unter  Sicherheitsbestellung,  hat  geben  las- 
sen. Darüber  aber,  wie  es  sich  in  Ermangelung  einer  derar- 
tigen Stipulation  hier  verhält,  gehen  die  Meinungen  ausein- 
ander. Während  nämlich  nach  Einer  Ansicht  ohne  aus- 
drücklichen Vorbehalt  der  Veräusserer  der  Actie  wegen  der 
Einzahlungen,  zu  denen  er  nachher  angehalten  wird,  keinen 
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Ersatzanspruch  gegen  seinen  Erwerber  hat^,  unterscheiden 
Andere  zwischen  dem  Falle,  dass  der  Eintritt  in  die  Actien- 
gesellschaft  persönlich  für  den  Actienrückstand  verpflichtet,  und 
dem  anderen,  dass  der  Actionär  nur  insoferne  zur  Zahlung 
der  ausgeschriebenen  Raten  verbunden,  als  er  sonst  einem 
Verluste  des  Actienrechts  ausg-esetzt  ist.  Unter  dieser  letz- 
teren  Voraussetzung  soll  der  Actionär  seinem  Urheber,  wel- 
cher zur  Zahlung  des  Actienbetrags  angehalten  worden,  zum 
Ersätze  nicht  verpflichtet  sein,  weil  er  diesem  nicht  anders 
und  nicht  zu  mehr  wie  der  Actiengeseilschaft  verbunden  sein 
könne.  Dagegen  soll  der  Verkäufer  von  seinem  Käufer,  wel- 
cher durch  Eintritt  in  die  Actienverbindung  für  den  Actien- 
rückstand obligirt  worden,  gleichgültig  ob  dieser  die  Actie 
weiter  veräussert  oder  nicht,  einerseits  mit  der  actio  venditi 
verlangen  können,  dass  er  ihn  seiner  Verbindlichkeiten  wegen 
der  verkauften  Actie  befreie,  und  andererseits  mit  der  actio  nego- 
tiorum gestorum  utilis  die  Erstattung  desjenigen  zu  fordern  im 
Stande  sein,  was  er  nach  Veräusserung  des  Actienrechts  an 
dem  Actienbetrage  freiwillig  oder  nothgedrungen  berichtigt^. 
Indessen  dürfte  keine  dieser  Ansichten  befriedigen.  Die 
erstere  verstösst  gegen  alle  aequitas.  Indem  nämlich  der 
Actienverkäufer,  der  den  ausstehenden  Actienbetrag  bezahlt, 
lediglich  zum  Vortheile  des  Actienkäufers  handelt,  erscheint 
es  als  so  entschieden  unbillig,  ihm,  nachdem  er  gezahlt,  allen 
Rückgrifl:'  gegen  seinen  Käufer  abzusprechen,  dass  dies  schon 
gegen  die  Rechtsbegründetheit  einer  solchen  Meinung  Zwei- 
fel erregen  muss.  Was  aber  die  zweite  Ansicht  anbelangt, 
so  ist  vorerst  die  Behauptung  unrichtig,  es  könne  der  Ver- 
käufer eines  Actienrechts  an  und  für  sich  von  seinem  Käufer 
mit  der  actio  venditi  verlangen,  dass  dieser  ihn  von  den  we- 
gen der  verkauften  Sache  auf  ihm  haften  bleibenden  Ver- 
bindlichkeiten liberire.  Vielmehr  kann  jener  dies  so  wenig, 
als  der  Verkäufer  eines  Guts,  welcher  den  Preis,  um  den  er 
dasselbe  erworben,  ganz  oder  theilweise  noch  schuldet,  von 
seinem  Käufer  die  Befreiung  von  dieser  Schuld  zu  fordern 
im  Stande  ist.  Sollte  aber  auch  der  Actienverkäufer  eine 
solche  Befugniss  haben,  so  wäre  nicht  zu  ersehen,  warum  sie 


1)  TreitschkeinderZeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd. V.S. 335; 
Auerbach,  das  Gesellschaftswesen,  S.  333.  — 

2)  Erkenntn.  des  O.-A.-G.  in  Lübeck  v.  18.  July  1850  bei  Rö- 
mer, Entscheidungen  des  O.-A.-G.  in  Lübeck  in  Frankfurter  Rechtssa- 
chen, Bd.  IL  S.  368  flg. 
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davon  abhängen  sollte,  dass  der  Actienkäufer  der  Gesellschaft 
ebenfalls  für  den  Actienrückstand  hafte,  da  es  für  die  Rechte, 
welche  der  Verkäufer  mit  der  actio  venditi  geltend  machen 
kann,  offenbar  irrelevant  ist,  ob  der  Käufer  einem  Dritten, 
wenn  auch  in  Ansehung  des  Kaufobjectes,  etwas  schuldet 
oder  nicht  schuldet.  —  Eher  möchte  man  dem  Actienverkäu- 
fer  die  actio  venditi  gegen  seinen  Käufer  auf  Ersatz  des  von 
ihm  nach  dem  Verkaufe  an  dem  rückständigen  Actienbetrage 
Bezahlten  von  dem  Gesichtspuncte  aus  geben,  wonach  der 
Käufer  seinem  Auetor  die  von  diesem  seit  dem  Kaufsab- 
schlusse  gemachten  nothwendigen  und  nützlichen  Verwendun- 
ofcn  zu  ersetzen  hat.  Indessen  kann  die  vom  Actienverkäufer 
auf  den  Actienrückstand  geleistete  Zahlung  nicht  als  eine  auf 
die  Sache,  auf  das  Actienrecht,  gemachte  Verwendung,  als 
„sumtus,  qui  facti  sunt  in  re  di-stracta"  betrachtet  werden,  da 
jener  in  der  That  nur  in  Erfüllung  seiner  ihm  gegenüber  der 
Gesellschaft  obliegenden  Verbindlichkeit  gezahlt,  ausserdem 
ein  Verkäufer  mit  der  actio  venditi  nur  die  Verwendungen  er- 
setzt zu  verlangen  berechtigt,  welche  er  vor  der  Tradition  auf 
die  verkaufte  Sache  gemacht^,  während  hier  der  Fall  unter- 
stellt ist,  dass  der  Käufer  Actionär  geworden  und  demzufolge 
das  verkaufte  Actienrecht  als  tradirt  zu  betrachten  ist. 

Trotzdem  hat  der  Actienverkäufer,  welcher  ungeachtet 
der  Veräusserung  des  Actienrechts  für  den  Actienbetrag  ver- 
haftet geblieben  und  denselben  ganz  oder  theilweise  einbe- 
zahlt hat,  auch  ohne  ausdrücklichen  Vorbehalt  einen  Rückgriff 
gegen  seinen  Käufer,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dieser  Ac- 
tionär geblieben  oder  sein  Actienrecht  weiter  veräussert,  ob 
er  ferner  für  den  Actienrückstand  persönlich  obligirt  ist  oder 
nicht.  Denn  offenbar  liegt  es  im  Sinne  der  Parteien  bei 
Veräusserung  eines  Actienrechts,  dass,  wie  der  Veräusserer 
sich  dieses  letzteren  und  aller  Vortheile  aus  demselben  zu  Gun- 
sten des  Erwerbers  begiebt,  so  auch  dieser  jenen  in  Anse- 
hung der  für  die  Erwerbung  des  Actienrechts  eingegangenen 
Schuld  vertreten  soll.  Indem  der  Veräusserer  sein  Mitglied- 
schaftsrecht im  Vereine  aufgeben  will,  will  er  auch  nicht 
Aveiter  wegen  einer  Schuld  belästigt  werden,  die  in  der  eng- 
sten Beziehuno;  zum  übertrao^enen  Actienrechte  steht.  Dem- 
zufolge  liegt  die  Uebernahme  der  Zahlung  des  rückständigen 
Actienbetrage s  Seitens  des  Erwerbers  der  Actie  in  der  muth- 


3)  1.  13  §.  22  D.  de  actiunib.  emti  vendin{ld,  1). 
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masslichen  Intention  der  Parteien  und  ist  dieselbe  da,  wo  sie 
nicht  ausdrücklich  erklärt  worden,  als  durch  eine  stillschwei- 
gende Nebenbereduno^  zuo-esasct  zu  betrachten,  wo  nicht  die 
besonderen  Umstände  des  einzelnen  Falles  eine  solche  An- 
nahme ausschliessen.  Ist  sonach  insbesondere  ein  Actien- 
recht  durch  Kauf  übertragen  worden,  so  hat  der  Verkäufer 
die  actio  venditi  gegen  seinen  Käufer  dahin,  dass  dieser  nun- 
mehr die  ausgeschriebenen  Ratenzahlungen  leiste;  er  hat  diese 
Klage  gerade  so,  wie  wenn  er  sich  diese  Leistung  ausdrück- 
lich ausbedungen  hätte,  auf  Grund  einer  zu  subintelliglrenden 
Zusage.  Zahlt  aber  der  Verkäufer  oder  sonstige  Veräusserer 
des  Actienrechts  eine  ausgeschriebene  Rate  des  Actienbe- 
trages,  so  kann  er  von  seinem  Abnehmer  mit  der  actio  nego- 
tiorum gestorum  contraria  das  Bezahlte  ersetzt  verlangen,  weil  er 
durch  jene  Zahlung  nicht  allein  eine  Schuld  seines  Erwerbers 
erfüllt,  sondern  diese  Leistung,  deren  Erfüllung  letzterer  ihm 
zugesagt,  offenbar  in  der  Absicht  denselben  zu  obligiren  vor- 
genommen. 

Diese  Grundsätze  müssen  aber  nicht  bloss  dann  zur  An- 
wendung kommen,  wenn  der  Actienerwerber  neben  seinem 
Auetor  der  Gesellschaft  für  den  Actienrückstand  verbunden, 
sondern  auch  in  dem  Falle,  dass  jener  dem  Vereine  für  die- 
sen Betrag  nicht  haftet,  dass  er  auf  dessen  Zahlung  nicht 
belangt  werden  kann,  wiewohl  er  der  Gefahr  des  Verlustes 
des  Actienrechts  für  den  Fall  nicht  rechtzeitiger  Einzahlung 
der  ausgeschriebenen  Rate  ausgesetzt  sein  mag.  Denn  auch 
unter  einer  solchen  Voraussetzung  will  derjenige,  welcher, 
väo,  z.  B.  der  Zeichner,  für  den  Actienbetrag  unbedingt  ver- 
haftet,  mit  der  Uebertragung  seines  Anrechts  die  wegen  des- 
selben eingegangene  Schuld  von  seinem  Erwerber  übernom- 
men haben,  während  dieser  auch  hier  die  Zusage  ihrer  Zahlung 
semem  xVuctor  stillschweigend  giebt,  obwohl  mit  der  selbst- 
verständlichen Modification,  dass  es  in  seiner  AVillkühr  stehen 
soll,  sich  durch  Aufgeben  des  Actienrechts  von  jeder  Ver- 
pflichtung in  Ansehung  des  Actienbetrages  zu  befreien,  so 
wie  er  auch  im  Falle  einer  Einziehung  jenes  durch  die  Ge- 
sellschaft liberirt  sein  soll.  Der  Erwerber  der  Actio  nämlich, 
—  dies  liegt  in  der  Natur  der  Sache  und  ist  im  Zweifel  an- 
zunehmen —  will  seinem  Urheber  gegenüber  nicht  zu  mehr 
und  nicht  strenger  verpflichtet  sein,  als  er  es  als  Actionär  im 
Verhältnisse  zur  Gesellschaft  sein  wird.  Kann  er  demnach 
dieser  letzteren  gegenüber  sich  von  jeder  Haftung  dadurch 
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befreien,  dass  er  sein  Actienrecht  sich  entziehen  lässt  oder 
dasselbe  aufgiebt,  so  muss  auch  die  Verpflichtung,  die  er 
gegenüber  seinem  Auetor  stillschweigend  übernommen,  als 
in  der  nämlichen  Weise  bedingt  betrachtet  werden.  Verliert 
demnach  der  Erwerber  in  Folge  versäumter  Ratenzahlung  sein 
Actienrecht  und  bleibt  dessenungeachtet  für  den  rückständi- 
gen Actienbetrag  der  Veräusserer  der  Gesellschaft  verpflich- 
tet, so  hat  dieser  wegen  späterer  Nachzahlungen  keinen  Rück- 
o-rifF  o-eo-en  jenen.  Macht  ferner  die  Actienverbindung  zw^ar 
im  Falle  einer  Säumniss  von  ihrem  Rechte  der  Einziehung 
der  Actie  keinen  Gebrauch,  indem  sie  lediglich  den  Veräusse- 
rer auf  Zahlung  des  ausgeschriebenen  Betrages  ausklagt,  so 
hat  dieser  ebensowenig  einen  Anspruch  auf  Ersatz  des  Ge- 
zahlten gegen  seinen  Abnehmer,  wenn  derselbe  das  Actien- 
recht aufgiebt.  Allein  es  liegt  ein  derartiger  Verzicht  offenbar 
an  und  für  sich  nicht,  wie  das  O.  A.  G.  in  Lübeck  in  dem 
früher  angezogenen  Urtheile  angenommen,  in  der  Nichtzah- 
lung des  ausgeschriebenen  Betrages,  da  diese  in  den  verschie- 
densten Gründen  ihre  Veranlassung  haben  kann,  und  der 
Actionär  ungeachtet  einer  solchen  unterlassenen  Zahlung  in 
der  Lage  ist,  sobald  die  Gesellschaft  von  ihrem  Rechte  der 
Verlustig-Erklärung  keinen  Gebrauch  macht,  die  Rechte  als 
Vereinsmitglied  auszuüben  oder  die  Actie  weiter  zu  ver- 
äussern. Thut  er  aber  das  Eine  oder  Andere,  so  kann  sein 
Auetor  von  ihm  den  Ersatz  der  Ratenzahlungen,  welche  er 
seit  der  Veräusserung  geleistet,  mit  der  actio  negotiorum  gesto- 
rum  contraria  verlangen,  weil  er  sich  ja  stillschweigend  zur  Ab- 
führung jener  Schuld  für  den  Fall  verpflichtet  hat,  dass  er 
das  Actienrecht  behalten  sollte. 

Wie  nun  der  Veräusserer  einer  Actie,  der  für  deren  Be- 
trag der  Gesellschaft  verhaftet  geblieben,  den  Ersatz  der  von 
ihm  seit  der  Veräusserung  geleisteten  Einzahlungen  von  sei- 
nem Abnehmer  verlangen  kann,  auch  wenn  ein  dessfallsiger 
ausdrücklicher  Vorbehalt  nicht  geschehen,  —  weil  eine  solche 
Zusage  als  stillschweigend  gegeben  und  angenommen  zu  be- 
trachten ist,  so  kann  eben  desshalb  der  Actionär,  der  wegen 
versäumter  Einzahlung  des  Actienrechts  verlustig  erklärt  wor- 
den, von  einer  entgegengesetzten  ausdrücklichen  Verabredung 
abgesehen,  keinen  Regress  gegen  seinen  Auetor  nehmen. 
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II.     Die  Rechtsverhältnisse  zwischen  dem  Actienvereine  und 
dritten  Personen. 

§.71. 
Das  Vermögen  der  Actiengesellschaft  im  Allgemeinen. 

Das  Vermögen  einer  Actiengesellschaft  ist  zunächst 
Stamm-  oder  Grundcapital  oder  es  ist  gewonnenes  Gut. 

Jenes  wird  durch  die  Gesammtheit  der  Beträge  der  emit- 
tirten  Actien  oder  mit  a.  W.  durch  den  Gesammtbetrag  der 
Summen,  welche  der  Verbindung  für  die  von  ihr  anerkann- 
ten Mitgliedschaftsrechte  geschuldet  oder  einbezahlt  sind,  ge- 
bildet. 

Das  gewonnene  Gut  dagegen  ist  der  Erwerb  der  Gesell- 
schaft, gleichgültig  ob  er  durch  Zinsen,  Früchte,  Vortheile 
aus  Geschäften,  die  zum  Geschäftskreise  des  Actien  Vereins 
gehören  oder  nicht  gehören,  entstanden,  sofern  derselbe  nicht 
zur  Deckung  von  Abgängen  am  Grundcapitale  erfordert  und 
nicht  als  Dividenden,  Tantiemen  u.  s.  w.  vertheilt  ist. 

Während  nun  die  Actiengesellschaft  nicht  ohne  ein  be- 
stimmtes Grundcapital  entstehen  und  nicht  ohne  ein  Stamm- 
capital  bestehen  kann,  während  ferner  dieses  einer  willkühr- 
lichen  Verminderung  entzogen  (S.  54  fg.),  auch  eine  ander- 
weitige Abnahme  desselben  eine  Auflösung  der  Gesellschaft 
möglicher  Weise  zur  Folge  hat,  so  gelten  in  allen  diesen  Be- 
ziehungen rücksichtlich  des  gewonnenen  Gutes  andere  Grund- 
sätze, so  wie  es  sich  von  selbst  versteht,  dass  eine  Vermeh- 
rung desselben,  anders  wie  beim  Stammcapitale,  an  und  für 
sich  keiner  Beschränkung  unterliegt. 

Das  Grundcapital  kann,  wie  schon  früher  bemerkt,  ganz 
oder  theilweise  einbezahlt,  oder  ganz  oder  theilweise  geschul- 
det sein. 

Es  kann  demnach  aus  baarem  Gelde  oder  Gütern,  die 
an  dessen  Stelle  getreten,  bestehen.  Insoferne  es  aus  haaren 
Fonds  gebildet,  welche  dermalen  für  die  Zwecke  der  Gesell- 
schaft ohne  Verwendung,  sind  dieselben  zinsbar  anzulegen^, 
was  nach  einzelnen  Statuten  auf  sichere  Hypotheken  in  lie- 
genschaftlichen Gründen  geschehen  solP. 


1)  Stat.   der  deutsch,  Versicherungs-Gesellsch.   in  Dres- 
den, §.  25. 

2)  Stat.  der  (Hamburg.)  Assecuranzcomp.  von  1834  §.  7. 
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Das  Grundcapital  kann  aber  ferner  ganz  oder  theilweise 
aus  Forderungen  bestehen,  für  welche  unmittelbar  oder  mit- 
telbar verschiedene  Personen  einstehen  (§§.  67  fg.),  und  be- 
züolich  deren  die  Gesellschaft  durch  Wechsel  oder  Versatz 
gedeckt  oder  ungedeckt  ist. 

Die  geschuldeten  Actienbeträge  sind  in  baarera  Gelde 
nach  den  von  Geldzahlungen  geltenden  Grundsätzen  einzu- 
zahlen. 

Doch  können  an  die  Stelle  von  Geld  andere  Leistungen 
in  Geldeswerth  nach  Massgabe  des  Planes  oder  der  Statuten 
treten.  So  gestatten  diese  öfter  die  Einzahlung  des  Actien- 
betrages  oder  eines  Theiles  desselben  in  Geldpapieren,  ins- 
besondere in  Actiendocumenten  einer  gegebenen  Gesellschaft^, 
oder  gewähren  sie  einer  Person  oder  Firma  eine  Anzahl  Ac- 
tien  gegen  bestimmte  IramobiHen  oder  Mobilien,  welche,  wie 
z.  B.  Kohlenfelder,  Inventarienstücke,  Dampfmaschinen  und 
Gebäude,  dem  Vereine  eigenthümlich  überlassen  werden  sol- 
len %  oder  gegen  Abtretung  eines  Geheimnisses,  Erfindungs- 
patents oder  anderen  Monopols  ^ 

Ebenso  können  nach  Massgabe  von  Plan  oder  Statuten 
Actienbeträge  mittelst  Aufgebens  von  Forderungen  an  eine 
Activmasse,  welche  die  Gesellschaft  übernimmt^,  oder  durch 
Ueberlassung  von  Forderungen  mittelst  Cession  oder  Delega- 
tion an  den  Actienverein,  wie  z,  B.  derjenigen  einer  Hand- 
luno-  oder  Fabrik,  deren  Fortbetrieb  derselbe  bezweckt,  be- 
richtigt werden  ^. 

Diese  verschiedenen  Arten  der  Berichtigung  der  Actien- 
beträge oder  doch  der  Beträge  einer  gewissen  Zahl  von  Actien 
kommen  nicht  allein  vielfach  vor,  sondern  sind  auch  durch- 
aus unbedenklich,  sobald  sie  einerseits  durch  Plan  oder  Sta- 
tuten vorgesehen,  andererseits  der  Werth  des  Vermögens- 
objects,  welches  der  Gesellschaft  zugewendet  wird,  der  durch 
die    dafür    gewährten  Actien    repräsentirten    Summe    gleich- 


3)  Prospect  der  Oesterr.  Staatsb.  bei  Goldschmidt,  Lucca- 
Pistoja-Actienstreit,  S.  LXXI.  — 

4)  Prospect  der  Montania  IV,  der  Thuringia. — 

5)  S.  die  französ.  Instruction  mviistenelle  vom  22.  Oct.  1817.  —  Ma- 
lepeyre  etJourdain,  <ra«7e  de.*  .wae/e.s- comwerc,  p.  211  suiv.;  Pohls, 
Actiengesellsch.,  S.  226;  Jolly  in  der  Zeitschr.  für  deutsches 
Recht,  Bd.  XI.  S.  377. 

6)  Stat.  des  Schaffhausensch.  Bankvereins,  §§.  5  u.  6. 

7)  Stat.  derPapierfabrik  Worblaufen  beiBern,  §.20. 
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kömmt.  Unter  dieser  doppelten  Voraussetzung  bietet  das 
Verhältniss  keine  andere  juristische  Eigenthümlichkeit  dar, 
als  dass  die  Actienverbindung  verpflichtet,  für  einen  gegebe- 
nen Geldbetrag,  der  ihr  für  eine  Anzahl  Actienrechte  geschul- 
det, von  dem  Schuldner  bestimmte  Gegenstände,  die  Geldes- 
werth  haben,  an  Zahlungsstatt  anzunehmen.  Ist  insbesondere 
hier  die  Form  eines  Kaufvertrages  gewählt,  indem  einerseits 
die  Verpflichtung  übernommen  worden ,  dem  Actienvereine 
Grundstücke,  Gebäulichkeiten ,  Maschinen,  Vorräthe,  wie 
z.  B.  von  Lumpen  und  Papierstoflf  zu  der  von  ihm  bezweck- 
ten Papierfabrication,  zu  überlassen,  andererseits  hierfür  ein 
mit  einer  gegebenen  Anzahl  Actien  zu  berichtigender  Preis 
zugesagt,  so  ist  nicht  bloss  die  Gesellschaft  verbunden,  die 
betreffenden  Sachen  an  Zahlunsfsstatt  für  die  Actienbeträge 
anzunehmen,  sondern  der  Zeichner  oder  Actionär  verpflichtet, 
dieselben  dafür  herzugeben. 

In  keinem  Falle  macht  es  aber  in  Ansehung  des  Actien- 
vereins  und  des  Verhältnisses  des  Actionärs  als  solchen  zu 
demselben  einen  Unterschied,  ob  der  Betrag  der  Actie  in  Geld 
oder  in  anderen  VermÖgenswerthen  zu  berichtigen^,  aus  wel- 
chem Grunde  es  denn  durchaus  nutzlos  und  verwerflich  ist, 
wenn  die  französische  Doctrin  mit  Rücksicht  auf  diese  that- 
sächliche  Verschiedenheit  zwischen  actions  i^ayantes  und  ac- 
tions  non  payantes  unterscheidet^. 

Auch  der  Berichtigung  des  Betrages  einer  oder  mehrerer 
Actien  mittelst  Ueberlassung  des  blossen  Gebrauches  einer 
Sache  für  eine  bestimmte  Zeit,  steht  an  und  für  sich  unter 
der  doppelten  Voraussetzung  nichts  entgegen,  dass  ein  sol- 
cher modus  durch  Plan  oder  Statuten  vorgesehen,  und  dass 
der  Gebrauchswerth  der  Sache  für  die  betreffende  Zeit  dem 
Actienbetrage  gleichkömmt.  Dass  übrigens ,  wenn  an  die 
Stelle  des  Geldbetrages  der  Actie  eine  Sache  in  die  Gesell- 
schaft eingebracht  worden,  in  Ermangelung  einer  ausdrück- 
lichen Verabredung  anzunehmen,  es  sei  die  Sache,  falls  sie 
nicht  vertretbar,  nur  qnoad  usum  und  nicht  quoad  sortem  ein- 
geworfen und  im  Eigenthume  des  Uebergebers  verblieben, 
lässt  sich  nicht  auf  Grund  der  von  der  Societät  (der  Erwerbs- 
gesellschaft) des  allgemeinen  Civilrechts  geltenden  Grundsätze 


8)  Pohls,  Actienges.,  S.  226. 

9)  S.  Troplong,  cnntr.  de  sociale,  no.  132  suiv. 
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behaupten  ^^,  weil  hier  eben  von  einer  civih'echtlichen  Societät 
und  einer  Einlage  in  dieselbe  nicht  die  Rede.  Erwägt  man 
vielmehr,  dass  das  Actienrecht  gegen  eine  bestimmte  Geld- 
summe erworben,  an  deren  Stelle  eine  Sachleistung  getreten, 
so  muss  im  Zweifel  darüber,  ob  die  Sache  der  Gesellschaft 
zu  Eigenthum  oder  zum  Gebrauche  überlassen  worden,  der 
Werth  der  Sache  und  beziehungsweise  des  Gebrauches  der- 
selben entscheiden.  Ist  letzterer  nämlich  dem  betreffenden 
Actienbetrage  gleich  oder  diesen  sogar  übersteigend,  so  spricht 
die  Vermuthung  dafür,  dass  der  blosse  Gebrauch  dem  Ver- 
eine überlassen  worden,  während  im  entgegengesetzten  Falle 
eine  Ueberlassung  zu  Eigenthum  im  Zweifel  anzunehmen 
sein  wird. 

Ebensowenig  kann  der  Meinung  beigepflichtet  werden, 
dass,  da  der  zufällige  Untergang  der  zum  blossen  Gebrauche 
übergebenen  Sache  ausschliesslich  den  Eigenthümer  treffe, 
dieser,  wenn  seine  Betheiligung  an  der  Gesellschaft  lediglich 
in  einer  Gebrauchsüberlassung  bestanden,  durch  einen  solchen 
Untergang  aufhöre  Vereinsmitglied  zu  sein,  eine  Behauptung, 
für  welche  man  sich  auf  die  1.  58  pr.  D.  2'>'>'o  socio  (17.  2)  be- 
ruft ^^.  Denn  es  passt  zunächst  diese  Stelle,  welche  von  der 
Auflösung  der  Societät  durch  den  Untergang  der  Einlage 
eines  Socius,  in  Folge  dessen  der  Gesellschaftszweck  uner- 
reichbar geworden,  spricht,  ganz  und  gar  nicht  hierher,  so 
wenig  als  der  Satz,  der  zufällige  Untergang  der  zum  blossen 
Gebrauche  übergebenen  Sache  treffe  ausschliesslich  deren 
Eigenthümer,  hier  als  erheblich  erscheint.  Hat  nämlich  die 
Actienverbindung  den  Gebrauch  einer  Sache  an  Zahlungsstatt 
für  einen  ihr  geschuldeten  Actienbetrag  übernommen,  so  liegt 
es  gewiss  im  Zweifel  in  der  Intention  der  Parteien,  dass  jene 
die  Gefahr  eines  Verlustes  des  überlassenen  Gebrauches  in 
Folge  zufälligen  Unterganges  des  Gegenstandes  übernimmt. 
Wenn  aber  Jolly  sich  hier  ferner  darauf  beruft,  dass  bei  der 
strengen  Gegenseitigkeit,  welche  das  Verhältniss  beherrsche, 
der  Actionär,  der  in  Folge  des  Unterganges  der  zum  Ge- 
brauche überlassenen  Sache  von  jetzt  an  nichts  mehr  leiste, 
auch  keine  Gegenleistung  beanspruchen  könne,  so  beruht  diese 
Argumentation  auf  einer  durchaus  verkehrten  Auffassung  der 
Natur  des  Actienrechts  und  des  Verhältnisses  desselben  zum 


10)  Dies  thut  Pohls,  Actienges.,  S.  226  a.  E.  u.  S.  227. 

11)  Jolly  inderZeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.  376. 
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Actienbetrage.  Denn  in  der  That  handelt  es  sich  hier  nicht 
um  forto-esetzte  Leistunoen  oreo-en  forto-esetzte  Leistuncren, 
indem  viehnehr  das  Actienrecht  gegen  Versprechen  eines  ge- 
wissen Geldbetrages,  an  dessen  Stelle  die  Ueberlassung  des 
Gebrauches  einer  bestimmten  Sache  getreten,  erworben  wor- 
den ist. 

Wie  aber  der  Betrag  einer  oder  mehrerer  Actien  mittelst 
Ueberlassung  des  Gebrauches  einer  Sache  an  die  Gesellschaft 
berichtigt  werden  kann,  so  können  an  und  für  sich  auch  zu 
leistende  Dienste  an  die  Stelle  der  Geldprästation  unter  der 
doppelten  Voraussetzung  treten,  dass  dies  durch  Plan  oder 
Statuten  vorgesehen  und  dass  der  Werth  der  Dienste  dem 
Actienbetrage  gleichkömmt  ^-.  Gleichgültio;  ist  es ,  ob  die 
betreffenden  Dienste  solche  sind,  welche,  wie  z.  B.  Fuhr-  und 
Handarbeiten  zum  Baue  einer  Eisenbahn,  durch  Jeden  gelei- 
stet werden  können,  oder  ob  sie  einen  individuellen  Character 
haben,  wie  z.  B.  die  Dienste  eines  Chemikers  bei  einer  die 
Darstellung  und  den  Verkauf  chemischer  Fabrikate  bezwecken- 
den Gesellschaft^^.  So  sollten  nach  der  Denkschrift  über 
die  Kinzigthal-Constanzer  Eisenbahn  von  J.  Vanotti 
und  H.  Hub  er  ^^  bei  der  zum  Baue  und  Betriebe  der  betref- 
fenden Eisenbahn  zu  gründenden  Actiengesellschaft  die  Ac- 
tienbetrage entweder  in  baarem  Gelde  eingeschossen  oder 
durch  Abtretung  von  in  die  Bahnlinie  fallenden  Grundstücken 
an  den  Actienverein  so  wie  durch  Ueberweisung  von  Holz 
oder  endlich  durch  Anfertigung  und  Lieferung  des  zu 
den  Bahneinrichtungen  erforderlichen  Eisens,  durch 
Fuhr-  undHandarbeiten  oder  durch  sonstige  persön- 
liche Leistungen  zum  Nutzen  und  zur  Förderung:  des 
Eisenb  ahn  baue  s  auf  Grund  voro-änffiser  Abschätzuno;  be- 
richtigt  werden.  Sind  ft-eilich  die  für  den  Actienbetrao-  zu 
leistenden  Dienste  solche,  welche  nur  der  Actionär,  nicht 
aber  dessen  Erben  vornehmen  können,  so  ist  hierauf  bei  deren 
Abschätzung  mit  Hinblick  auf  die  muthmassliche  Lebens- 
dauer des  Verpflichteten  Rücksicht  zu  nehmen.  So  bieten 
denn  in  der  That  die  Industrie-Actien  {actions industrielles), 
d.  h.  die  Actien,   deren  Betraj?  durch  Dienste  in  die  Gesell- 


12)  Brinckmann,  Handelsrecht,  S.  239. 

13)  Dagegen  Jolly  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI. 
S.  376  fg. 

14)  Constanz  1847,  S.  151  fg.  — 

Renaud,  Actienqesellsch.  49 
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Schaft  eingeworfen  werden  soll,  im  Gegensatze  zu  den  Ca- 
pital-Actien  {actions  de  capital)  oder  den  Actien,  deren. 
Betrag  in  Geld  oder  anderen  Sachleistungen  einzubezahlen^^, 
in  der  That  keine  juristischen  Eigenthümlichkeiten  dar,  und 
ist  demzufolge  die  Behauptung  unrichtig,  dass  jene  im  Zwei- 
fel nur  einen  Anspruch  auf  Theilnahme  am  Gewinne,  nicht 
aber  ein  wirkliches  Mitgliedschaftsrecht  im  Vereine  geben  ^*^. 
Kömmt  es  zwar  allerdings  vor,  dass  eine  Actiengesellschaft 
für  ihr  zu  leistende  Dienste  oder  auch  für  die  Ueberlassung 
des  Gebrauches  von  Sachen  lediglich  Procente  des  Gewinnes 
zusichert  (s.  g.  actions  henSficiaires)  '^,  ein  Verhältniss,  welches 
von  demjenigen,  wonach  der  Betrag  von  Actien  in  der  be- 
zeichneten Weise  berichtigt  werden  soll  oder  kann,  wohl  zu 
unterscheiden  ist  ^^,  so  liegt  überall  kein  Grund  vor,  eineVer- 
muthung  für  das  eine  oder  andere  aufzustellen.  Vielmehr 
handelt  es  sich  hier  wieMalepeyre  und  Jourdain^^  richtig 
bemerkt,  lediglich  um  eine  Frage  der  Auslegung,  wobei 
jedoch  diesen  Schriftstellern  in  der  Behauptung  kaum  beizu- 
stimmen sein  dürfte,  dass,  wenn  die  Statuten  einen  Theil  der 
Actien  als  Industrie-,  einen  anderen  als  Capital-Actien 
bezeichnen ,  diese  letzteren  allein  ein  wirkliches  Mitglied- 
schaft srecht  im  Actienvereine  gewähren. 

Obwohl  also  der  Actienbetrag  an  und  für  sich  auf  eine 
Geldsumme  geht,  so  braucht  er  nicht  nothwendig  in  Geld 
bezahlt  zu  werden,  indem  er  vielmehr  mittelst  anderer  Lei- 
stungen, Sachleistungen  oder  Dienste,  unter  der  doppelten 
Voraussetzung  berichtigt  werden  kann,  dass  diese  Berichti- 
guno-s-Art  durch  Plan  oder  Statuten  vorgesehen  und  dass  der 
Werth  der  anderweitigen  Leistung  der  Summe  des  betreffen- 
den Actienbetrages  gleichkömmt.  Dies  ist  vom  juristischen 
Gesichtspuncte  aus  unbedenklich,  während  allerdings  die  hier 
gegebene  rechtliche  Möglichkeit  zu  groben  Missbräuchen  füh- 
ren kann. 

Sehr  oft  werden  nämlich  Sachen,  welche  die  Gesellschaft 
für  den  Betra«;  einer  s^eo^ebenen  Zahl  von  Actien  übernehmen 


15)  Tropion g,  conti:  de sociele,  no.  133. 

16)  Dies  behaupten  Troplong,  contr.  de  societe,  no.  133;  Devil- 
ieneuve  et  Masse,  dictwnn.  du  conieiitieux  cotnmercial ,  m.  suciele  ano- 
nyme, no.  30;   Brinckmann,  Handelsrecht,  S.  239  i.  A. — 

17)  Slut.  de  la  sociele  siiisse  des  comhuMibles^  Art.  24.  — 

18)  Jolly  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.  377. 

19)  Tratte  des  societ.commerc,  p.  209. 


§.71.   Das  Vermögen  der  Actiengesellscliaft  etc.        675 

soll,  derselben  zu  einem  deren  wahren  Werth  weit  überstei- 
genden Preise  überlassen  werden ,  und  wird  demnach  die 
Actienverbinduno;  in  Wirklichkeit  von  vorn  herein  ein  gerin- 
geres  Grundcapital  besitzen,  als  deren  Statuten  besagen.  Ein 
solches  Verfahren,  welches  nicht  allein  die  Gesellschaftsgläu- 
biger blosstellt,  sondern  auch  eine  grosse  Zahl  von  Actionä- 
ren,  die  mit  den  wahren  Verhältnissen  unbekannt,  beeinträch- 
tigt, ist  aber  um  so  mehr  zu  besorgen  und  um  so  häufiger 
vorkommend,  als  vorzugsweise  die  Gründer,  also  diejenigen, 
welche  die  Errichtung  des  Actienunternehmens  in  Händen 
und  ein  natüi'liches  Üeberge wicht  über  die  anderen  Betheilig- 
ten haben,  es  sind,  welche  ihre  Stellung  benutzen,  um  sich 
eine  Anzahl  Actien  gegen  Sach-  oder  Dienstleistungen,  die 
in  übertriebener  Weise  geschätzt  sind,  zuwenden  zu  lassen. 
Insbesondere  ist  ein  derartiger  Missbrauch  dann  erleichtert, 
wenn  es  sich  um  Leistungen  handelt,  die,  wie  die  Abtretung 
eines  Bergwerkes,  die  Ueberlassung  eines  Erfindungs-Patentes 
oder  die  Prästation  höchstpersönlicher  Dienste  ihrer  Natur 
nach  einer  genaueren  Schätzung  entgehen,  oder  sogar,  wie  in 
den  beiden  zuletzt  bezeichneten  Fällen,  nur  eine  mehr  oder 
weniger  arbiträre  Veranschlagung  in  Geld  gestatten. 

Bedürfen  nun  die  Statuten  der  staatlichen  Genehmiguno-, 
so  ist  es  Sache  der  Staatsgewalt,  darauf  zu  dringen,  dass  die 
Leistungen,  welche  an  die  Stelle  des  Geldbetrages  der  Actien 
treten  sollen,  nur  auf  Grundlage  einer  richtigen  Schätzung  in 
die  Gesellschaft  eingeworfen  werden,  dass  mit  a.  W.  diese 
letztere  allein  für  den  von  ihr  in  Wirklichkeit  zu  empfangen- 
den Betrag  Actienrechte  gewähre  ^^.  Handelt  es  sich  insbe- 
sondere um  Leistungen,  welche  nur  eine  willkührliche  Ver- 
anschlagung zulassen ,  so  kann  die  Staatsbehörde  je  nach 
Umständen  die  Genehmigung  der  Statuten  so  lange  verwei- 
gern, bis  ein  anderer  Abfindungs-Modus  mit  dem  Erfinder 
oder  Entdecker,  wie  z.  B.  in  der  Art,  dass  ihm  statt  der  Ac- 
tien blosse  Gewinnantheile  zugesichert  werden,  vereinbart  ist, 
während  sie  jedenfalls  darauf  zu  sehen  hat,  dass  das  in  Geld 
oder  sonst  in  reellen  Werthen  einzuwerfende  Capital  ein  dem 
Vereinszwecke  entsprechendes  sei. 

Diese  Controlle  fällt  nun  allerdings  da  weg,  wo  die  Ac- 
tiengesellschaft  und  beziehungsweise  deren  Statuten  der  Staats- 
genehmigung nicht  bedürfen.     Ist  hier  nun  wohl  die  Gefahr 


20)  Tropion  g,  contr.  de  sociele,  no.  408. 
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noch  grösser,  dass  das  Grundcapital  der  Actienverbindung 
in  Folge  davon,  dass  ein  Theil  des  Betrags  ihrer  Actien 
durch  übertrieben  veranschlagte  Werthobjecte  oder  Leistungen 
von  gänzlich  unbestimmbarem  und  unsicherem  Werthe  be- 
richtio-t  werden  soll,  von  vorn  herein  in  der  statutenmässig  be- 
stimmten Höhe  in  Wirklichkeit  nicht  vorhanden,  so  ist  an- 
dererseits jeder,  der  sich  als  Actionär  bei  einem  solchen 
Vereine  zu  betheiligen  oder  welcher  mit  demselben  Geschäfte 
einzuo-ehen  gedenkt,  um  so  mehr  veranlasst,  sich  einen  Ein- 
blick in  die  wahre  Lage  der  Gesellschaft  zu  verschaffen,  so 
dass  auch  hier  überall  kein  Grund  vorhanden,  die  Einzahlung 
der  Actienbeträge  in  Geld  zur  absolut  bindenden  Regel  zu 
erheben  und  in  dieser  Richtung  der  freien  Gestaltung  der 
Actiengesellschaften  entgegenzutreten.  Eine  solche  Beschrän- 
kung wäre  aber  um  so  verwerflicher,  als  die  Zulassung  der 
Berichtigung  der  Actienbeträge  nicht  allein  mittelst  Sach-, 
sondern  auch  mittelst  Dienstleistungen  wesentlich  die  Be- 
gründung von  Actienvereinen  zu  gemeinnützigen  Unterneh- 
muno-en  zu  fördern  geeignet,  so  wie  sie  die  Betheiligung  Un- 
bemittelter bei  Actienverbindungen  ermöglicht  ^^ 

Von  selbst  versteht  es  sich  übrigens,  dass,  gleichgültig 
ob  die  Gesellschaft  der  Staatsgenehmigung  bedarf  oder  nicht 
bedarf,  ob  ferner  deren  Statuten  bestätigt  oder  nicht  bestätigt, 
die  Thatsache,  dass  das  planmässige  Actiencapital  in  Folge 
übertriebener  Anschläge  der  Leistungen,  mittelst  welcher 
Actienbeträge  berichtigt  werden  sollen,  nicht  aufgebracht,  die 
anderweitigen  Zeichner  zum  Rücktritte  von  ihrer  durch  die 
Zeichnung  übernommenen  Verbindlichkeit  berechtigt  (s.  p. 
217  flg.),  während  die  Gläubiger  des  Actienvereins,  welche 
hierdurch  zu  Schaden  gekommen,  eine  Klage  gegen  diejeni- 
gen haben,  die  sich  hierbei  eine  Täuschung  haben  zu  Schul- 
den kommen  lassen-^. 

Den  Missbräuchen  der  eben  angedeuteten  Art  suchte 
übrigens  der  Preussische  Entwurf  Art.  183  durch  die 
Einrichtung  zu  steuern,  wonach,  wenn  eine  Einlage  in  etwas 
anderem  wie  baarem  Gelde  zu  machen,  nach  erfolgter  Zeich- 
nung des  ganzen  Actiencapitals  eine  Generalversammlung  der 


21)  Vanottiu.  Huber,  Denkschrift  über  die  Kinzigthal-Constanzer 
Eisenbahn,  S.  150  flg.  — 

22)  S.  oben  p.  239;  Jolly  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht, 
Bd.  XI.  S.  377  a.  E.  u.  S.  378;  Treitschke  in  der  nämlichen  Zeitschr., 
Bd.  V.  S.  352.  — 
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Zeichner  die  Abschätzung  und  Prüfung  der  Zulässigkeit  einer 
solchen  Einlage  anzuordnen  habe,  während  deren  Genehmi- 
gung erst  in  einer  späteren  Generalversammlung  durch  eine 
Majorität  von  wenigstens  einem  Viertheile  der  Actienzeichner 
mit  einem  Viertheile  des  Actiencapitals  beschlossen  werden 
könne.  Wiewohl  nun  In  der  Nürnberger  Conferenz  an- 
erkannt wurde,  dass  Fälle  allerdings  häufig  vorkämen,  in 
denen  die  Gründer  einem  aus  ihrer  Mitte  einen  ganz  unver- 
hältnissmässigen  Vortheil  dadurch  zuwendeten,  dass  sie  des- 
sen Immobilien,  Fabriken  u.  s.  w.  um  eine  allzugrosse  Summe 
für  die  Gesellschaft  übernähmen,  so  wurde  doch  gegen  die 
Aufnahme  jenes  Artikels  in  das  deutsche  Handelsge- 
setzbuch geltend  gemacht,  dass  es  nicht  möglich  sei,  derar- 
tige Missstände  zu  verhindern,  ohne  zu  tief  in  die  Fi'eiheit 
des  Verkehrs  einzugreifen  und  nach  der  anderen  Seite  hin 
ungerecht  zu  werden,  und  mit  Rücksicht  darauf,  dass  der 
Art.  183  des  Preuss.  Entw.  eine  unzulässige  Bevormundung 
enthalte  und  auch  leicht  zu  umgehen  sei,  die  Streichung  des- 
selben beschlossen  (mit  12  gegen  3  Stimmen)  ^'^ 

Aus  dem  Gesagten  erglebt  sich  aber  zur  Genüge,  dass 
eine  schenkungsweise  Zuwendung  von  Actienrechten  (actions 
(jratiiites),  wie  z.  B.  an  die  Gründer  oder  an  andere  Personen 
zur  Remuneration  für  Verdienste  um  die  Gesellschaft,  un- 
statthaft ist-',  während  es  sich  anders  In  Ansehung  der  Zu- 
sicherung blosser  Gewinnantheile  verhält -\ 

Wenn  dagegen  der  in  Geld  geschuldete  Actienbetrag  den 
vorstehenden  Ausführungen  zufolge  mittelst  anderer  durch 
Plan  oder  Statuten  vorc-esehene  Lcistuno-cn  bcrlchtiirt  werden 
kann,  so  entsteht  dagegen  die  Frage,  wie  es  sich  mit  einer  In 
solcher  Weise  nicht  vorgesehenen  Berichtlo-uno-  der  Art  ver- 
hält.  Dass  hier  diejenigen,  welche  für  die  Actienbeträge  ver- 
pflichtet, keinerlei  Anspruch  haben,  diese  anders  avIc  mit 
Geld  zu  berichtigen,  versteht  sich  von  selbst.  Wohl  aber 
kann  mit  Einwilliguno-  des  Vorstandes  eine  Berichtio-una;  mit- 
telst  Leistung  anderer  Werthobjecte  Statt  finden,  wiewohl  un- 
ter dessen  Verantwortlichkeit  sowohl  dem  Actienverelne  wie 


23)  rrotocolle,S.  320.330. 

24)  Devilleneuve  u.  Masse,  dictionn.  du  conteniieux  commerc.  in. 
sorAele  anonyme,  no.  11.  —  Dagegen  Bluntschli,  Erläut.  zum  Zürcher 
Gesetze  zu  §.  1340. 

2b)  Dagegen  Male pe  vre  et  Jourdain,  Iralie  des  sociel.  commerc, 
p.   212. 
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den  Gläubigern  gegenüber  für  den  Fall,  dass  der  Werth  des 
in  die  Gesellschaft  Eingeworfenen  der  Summe  der  betreffen- 
den Actienbeträge  nicht  gleichkommen  sollte. 

Das  Vermögen  einer  Actienverbindung  kann  jedoch  nicht 
bloss  Grundcapital,  sondern  gewonnenes  Gut  sein,  als  welches 
der  durch  den  Erwerb  der  Gesellschaft  dargestellte  üeber- 
schuss  des  Gesellschaftsvermögens  über  das  Actiencapital 
erscheint. 

Das  gewonnene  Gut  ist  aber  entweder  unmittelbar  zur 
Vertheilung  bestimmt,  in  der  Form  von  Dividenden  oder  s.  g. 
Zinsen  an  die  Actionäre  oder  an  andere  Personen,  welche, 
obwohl  nicht  Vereinsmitglieder,  gleich  diesen  am  Gewinne 
Theil  haben  sollen,  als  Tantiemen  an  gewisse  Behörden  und 
Beamten  der  Gesellschaft  so  wie  an  die  Gründer,  an  Unter- 
stützungs-Cassen  und  für  sonstige  gemeinnützige  Zwecke 
u.  s.  w.,  —  es  kann  mit  a.  W,  solches  Vermögen  sein,  Avel- 
ches  nur  bis  zu  einem  gegebenen  Zeitpuncte  der  Actienver- 
bindung verbleiben  soll. 

Oder  es  hat  das  gewonnene  Gut  die  Bestimmung,  bei 
der  Gesellschaft  einstweilen  zu  verbleiben  und  einen  zu  be- 
sonderen Zwecken  bestimmten  Fonds  derselben  zu  bilden. 

Zu  solchen  Fonds  gehört  namentlich  der  Reserve- 
fonds (s.  p.  572  flg.)  für  die  Deckung  unvorhergesehener  Aus- 
o-aben  und  Verluste,  so  wie  auch  je  nach  Massgabe  der  Sta- 
tuten zur  Ergänzung  der  Dividenden  bis  zu  einem  gewissen 
Procentsatze,  wo  der  Reinertrag  eines  Jahres  dazu  nicht 
ausreicht. 

Von  einem  Reservefonds  kann  selbstverständlich  nur 
dann  die  Rede  sein,  wenn  Gewinn  vorhanden.  Auch  unter 
dieser  Voraussetzung  braucht  aber  nicht  jede  Actiengesell- 
schaft  einen  solchen  Fonds  zu  haben,  indem  es  vielmehr  von 
den  Vereinsstatuten  abhängt,  ob  und  welcher  Theil  des  Ge- 
winns zu  einem  Reserve-Capital  zu  schlagen  ^^.  Doch  kann 
die  Ertheilung  der  erforderlichen  Staatsgenehmigung  oder  der 
zu  dem  vom  Vereine  beabsichtigten  Unternehmen  erforder- 
lichen Concession  unter  der  Bedingung,  dass  statutenmässig 
die  Bildung  eines  Reservefonds  vorgesehen  werde,  ge- 
schehen ^''. 


26)  AUg.  deutsch.  Handelsgesetzb. ,  Art.  217  Abs.  1;  —  Rus- 
sisches Reglement  vom  Jahre  183G,  Art.  30;  Holland.  Handels- 
gesetzb., Art.  48. 

27)  S.  die   französ.  Ministerial-Instruction  v.   11.  Juli  1818 
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Ist  aber  durch  die  Statuten  die  Zurücklegung  eines  sol- 
chen Capitals  nicht  angeordnet,  so  kann  dieselbe  bei  einem 
zum  Zwecke  des  Erwerbs  gesründeten  Actienvereine  nur 
mit  Einwilligung  aller  Actionäre  geschehen,  da  diese  hier 
im  Zweifel  Anspruch  auf  Vertheilung  des  sämmtlichen  Ge- 
winns haben-*. 

Dass  die  Statuten  sehr  verschiedene  Bestimmungen  über 
die  Gewinnantheile,  welche  zum  Reservefonds  zu  schlagen, 
so  wie  über  die  Art  und  Weise,  wie  Abgänge  an  demselben 
zu  ergänzen  sind,  enthalten,  ist  schon  früher  gezeigt  w'orden 
(s.  p.  572  flg.)'  —  Oefter  sind  übrigens  nicht  bloss  gegebene 
Theile  des  periodischen  Gewinns,  sondern  gewisse  ausseror- 
dentliche Einnahmen  der  Gesellschaft  zu  jenem  Fonds  zu 
schlagen,  wie  die  Verzugszinsen  auf  verzögerte  Einzahlungen 
und  die  s.  g.  Conventionalstrafen  ^^,  die  wegen  nicht  rechtzei- 
tiger Erhebung  verfallenen  Dividenden^*',  und  der  Gewinn 
aus  Actien-Emissionen  über  pari  nach  Abzug  der  Emissions- 
kosten '•''^. 

Der  Reservefonds,  über  w'elchen  besondere  Rechnung  zu 
führen,  ist  zinsbar  anzulegen  und  wird,  in  Ermano-eluno^  an- 
derweitiger  Anordnung  (s.  p.  G09),  durch  seine  eigenen  Zin- 
sen so  lange  vermehrt  ^^,  bis  er  die  statutenmässig  bestimmte 
Normalhöhe  erreicht,  in  welchem  Falle  der  Zinsenertrag  des- 
selben zur  Auszahlung  der  Dividenden,  Tantiemen  u.  s.  w. 
verwendet  wird^^. 

Neben  dem  Reservecapitale  kömmt  nach  manchen  Sta- 
tuten als  ein  weiterer  besonderer  aus  einem  Theile  des  Rein- 
gewinns zu  bildender  Fonds  ein  Amortisationsfonds  (bis- 
weilen auch  Tilgungsfonds  genannt)  zum  Zwecke  einer 
allmähligen  Verminderung  der  Zahl  der  Actienrechte  vor, 
•während  nach  anderen  Statuten  der  nämliche  Fonds  (Reserve- 


(oben  p.  313);  Motive  z.  Würtemberg.  Entwürfe,  Art.  261 ;  Pohls, 
Actieng.,  S.  249. 

28)  Anders  nach  engl.  Rechte  (Actiengesellsch. -Acten  1856, 
1857,  Anh.,  Verwaltungsregulativ,  §.  G5),  nach  welchem  die  Directoren, 
bevor  sie  eine  Dividende  vorschlagen,  eine  von  ihnen  für  angemessen  er- 
achtete Summe  als  Reservefonds  zurückhalten  können. 

29)  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen,  S.  358. 

30)  Stat.  der  Hess.  Lud w.-Eisenb.-G.,  §.  53. 

31)  Stat.  der  Frank  fürt.  Bank,  Art.  66. 

32)  Stat.  der  Frankfurt.  Bank,  Art.  66;  der  Berner  Bau-Ge- 
Bellsch.,  Art.  33. 

33j  Stat.  der  Frankfurt.  Bank,  Art.  67. 
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fonds)  zur  Deckung  allfälliger  Verluste,  Ergänzung  der  Di- 
videnden und  Amortisation  der  Actien  dienen  soll  ^*. 

Die  Verminderung  der  Zahl  der  Actienrechte  geschieht 
aber  bald  dadurch,  dass  die  Gesellschaft  ihre  eigenen  zum 
Verkaufe  kommenden  Actien  ankauft,  bald  in  der  Art,  dass 
aus  jenem  Capitale  periodisch  durch  das  Loos  zu  bezeich- 
nende Actien,  mit  oder  ohne  einen  Gewinnzuschlag,  heimbe- 
zahlt werden '^^  Indem  nun  der  Actienverein  die  in  dieser 
Weise  in  seine  Hand  zurückgekehrten  Actiendocumente  ver- 
nichtet oder  an  sich  behält,  wird  der  Preis  der  nicht  einge- 
zogenen Actien  durch  die  Aussicht  auf  reichere  Dividenden 
so  wie  auf  einen  grösseren  Theil  des  Vermögens  der  Gesell- 
schaft bei  deren  Auflösung  gesteigert,  während  auch  die 
Actionäre,  deren  Actien  in  Folge  der  Verloosung  heimbezahlt 
worden,  um  desswillen  nicht  als  beeinträchtigt  erscheinen, 
weil  sie  sich  einer  solchen  durch  die  Statuten  vorgesehenen 
Eventualität  unterworfen  ^*'.  — 

Indessen  wird  durch  die  Heimzahlung  der  verloosten 
Actien  keineswegs  immer  das  Verhältniss  der  betreffenden 
Actionäre  zur  Actiengesellschaft  gelöst,  Vielmehr  werden 
nicht  selten  an  die  Stelle  der  heimbezahlten  Actien  Genuss- 
scheine iactions  de  jouissance)  ausgehändigt^^,  welche,  ge- 
wöhnhch  auf  den  Ueberbringer  lautend,  einen  Anspruch  auf 
Dividenden  und  auf  einen  verhältnissmässigen  Theil  des  Ver- 
mögens des  Vereins  für  den  Fall  der  Auflösung  desselben, 
so  wie  überhaupt  alle  Rechte  eines  Actionärs,  mit  Ausnahme 
der  auf  die  einbczahlten  Actienbeträge  nach  einem  gewissen 
Procentsatze  vor  jeder  anderen  Gewinnvertheilung  auszube- 
zahlenden s.  g.  Zinsen,  gewähren ^*^.  Wird  nun  im  Falle 
der  Ausstellung  von  Genussscheinen  dui'ch  Verloosung  und 
Rückzahlung  der  Actien  die  Zahl  der  Actienrechte  in  der 
That  nicht  vermindert,  so  werden  hierdurch  die  nicht  ausge- 
loosten  Actien  insoferne  aufgebessert,  als  die  Anzahl  der  Ac- 
tien, welche  zuerst  bis  zu  einem  gewissen  Procentsatze  An- 
spruch auf  Vertheilung  des  Reingewinns  haben,   beschränkt 


34)  Stat.  der  Berner  Bau-Gesellsch.,  Art.  35. 

35)  Pohls,   Actieng.,    S.   250  flg.;    Brinckmann,   Handelsrecht, 
S.  254.       —     36)  Anders  Pohls,  Actieng.,  S.  221  i.A. — 

37)  Stat.  der  k.  k.  österrreich.  Staatseisenb.,  §§.  45.  48;  der 
Graz-Köflacher  Eisenb.  u.  Bergbau-G.,  §.  54. 

38)  Bedarride,  des  sociel.  coinmerc,  tom.  I.  p.  384;  Troplong, 
contr,  de  societe,  no.  136.    , 
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wird,  während  andererseits  mit  denselben  die  Aussicht  auf 
Rückempfang  des  Actienbetrags  nebst  s.  g.  Zinsen  bis  zum 
Tase  der  Einlösung-  ohne  Gefahr  des  Verlusts  des  Actien- 
rechts  verbunden  bleibt. 

Obwohl  nun  die  Bildung  eines  Amortisationsfonds  im 
Allg.  deutschen  Handelsgesetzbuche  nirgends  vorge- 
sehen, so  muss  sie  doch  nach  demselben  unbedingt  für  zu- 
lässis:  erachtet  werden,  so  wie  sie  selbst  nach  solchen  Ge- 
setzen  statthaft  ist,  welche,  wie  das  Preuss.  Gesetz  vom 
9.  Nov.  184-3  §.  17,  Verkleinerungen  des  statutenmässigen 
Grundcapitals  durch  Rückzahlungen  an  die  Actionäre  schlech- 
terdino-s  untersaoen.  Denn  es  handelt  sich  hier  überall  nicht 
luu  eine  Verminderung  des  Stammcapitals,  sondern  um  eine 
durch  die  Statuten  voro^esehene  Verwenduno;  eines  Theils  des 
Reingewinns  der  Gesellschaft,  welcher  in  Ermangelung  einer 
solchen  Bestimmung  gleichmässig  zur  Vertheilung  auf  die 
Actienrechte  gekommen  sein  wüi'de^''. 

Ausser  dem  Reserve-  und  dem  Amortisationsfonds  kann 
endlich  durch  die  Statuten  ein  aus  einem  Theile  des  Reinge- 
winns zu  bildender  Tilgungsfonds  zur  ratenweisen  Tilgung 
der  von  der  Gesellschaft  aufgenommenen  Anlehen,  so  wie 
zum  Ersätze  der  vom  Staate  oder  anderen  Personen  in  Folge 
übernommener  s.  g.  Zinsgarantie  ausgelegten  Summen,  vor- 
gesehen sein'^*^.  Zwar  sind  die  Schulden,  welche  die  Actien- 
gesellschaft  beim  Betriebe  ihres  Unternehmens  oder  bei 
Verwaltung  ihres  Vermögens  eingegangen,  der  Natur  der 
Sache  nach  zunächst  aus  den  laufenden  Einnahmen,  und  wo 
diese  nicht  ausreichen,  aus  dem  etwaigen  Reservefonds  zu 
bezahlen,  unbeschadet  des  Rechts  der  unbezahlt  gebliebenen 
Gläubiger  wegen  fälliger  Forderungen  auf  das  übrige  Vereins- 
Vermögen  zu  greifen.  Gilt  dies  nun  auch  von  Darlehens- 
schulden, welche  die  Actienverbindung  eingegangen,  so  wird 
bei  Aufnahme  grösserer  Anlehen,  gewöhnlich  mittelst  Aus- 
gabe von  Partialschuldscheinen,  eine  successive  Rückzahlung 
ausbedungen  werden,  und  ist,  falls  diese  successiven  Abzah- 
lungen erst  nach  einer  Anzahl  Jahre  beginnen  sollen"^',  die 
Bildung  eines  Tilo-ungsfonds  zu  diesem  Zwecke  sowohl  im 
Interesse  der  Actionäre,  wie  in  demjenigen  der  Inhaber  der 


39)  Brinckmann,  Handelsrecht,  S.  254  not.  19. 

40)  Pohls,  Actieng.,  S.  250;  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen, 
S.  359. 

41)  Stat.  der  Actieng.  zur  Feldmühle  in  Korschach,  §.7.  — 
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Partialobligationen,  wie  sie  auch,  wo  die  Ein  willung  des 
Staats  zur  Contrahirung  einer  Anleihe  erfordert,  von  diesem 
zur  Bedingung  seiner  Zustimmung  gemacht  werden  kann^-. 
Den  Actionären  kömmt  die  Zurücklegung  eines  solchen  Fonds 
insoferne  zu  Statten,  als  der  an  sich  unter  dieselben  zu  ver- 
theilende  Jahres-Gewinn  in  gleichmässiger  Weise  und  um 
desswillen  unbedeutenderem  Masse  reducirt  wird,  während  im 
entgegengesetzten  Falle  die  Aussicht  auf  eine  später  eintre- 
tende bedeutende  Verkürzung  der  zur  Vertheilung  kommen- 
den Beträo-e  und  damit  der  auf  die  einzelnen  Actien  fallenden 
Dividenden  den  ungünstigsten  Einfluss  auf  den  Preis  der 
Actien  haben  und  überhaupt  deren  Umsatz  erschweren  muss. 
Dass  aber  die  Sicherheit  der  Inhaber  der  Partialschuldscheine 
dadurch  erhöht  wird,  dass  vor  Eintritt  des  Beginns  der  all- 
mähligen  Zinszahlungen  gewisse  Procente  des  Keingewinns 
der  Gesellschaft  zu  deren  Abtragung  zurückgelegt  werden, 
bedarf  keiner  Ausführung,  so  wie  es  sich  von  selbst  versteht, 
dass  jenen  Gläubigern  die  Befugniss  zustehen  muss,  sich 
jährlich  den  Nachweis  der  Erfüllung  einer  ihnen  wegen  Bil- 
dung eines  Tilguno-sfonds  gesrebenen  Zusao-e  liefern  zu  lassen. 

§•  72. 

Die  Vermehrung  des  Grund-  und  Betriebs-Capitals  der 
Actiengesellschaft. 

Die  Vergrösserung  des  Capitals  der  Actiengesellschaft, 
wie  sie  zur  Erweiterung  des  Unternehmens  derselben  oder 
zu  dessen  schwunghafterem  Betriebe,  so  wie  zur  Deckung 
von  Verlusten  nöthig  sein  mag,  kann  in  doppelter  Weise  vor 
sich  gehen,  nämlich  durch  Emission  weiterer  Actien- Serien 
und  durch  Aufnahme  von  Darlehen  ^  In  jenem  Falle  wird 
das  Grund-  oder  Actiencapital  der  Gesellschaft  vermehrt, 
Avährend  in  diesem  das  Stammcapital  unverändert  bleibt,  auch 
das  Vereinsvermögen  überhaupt  einen  Zuwachs  nicht  erhält, 
da  die  Actienverblndung  in  dem  nämlichen  Betrage  belastet, 
in  welchem  sie  bereichert  wird,  und  nur  das  Betriebsca- 
pital,  d.  h.  der  Fonds,  welchen  der  Verein  unmittelbar  zum 
Betriebe  seines  Unternehmens  verwenden  kann,  eine  Ver- 
grösseruno;  erfährt. 


42)  Preuss.  Gesetz  über  Eisenbahnunternehmungen  vom 
3.  Nov.  1838  §.6. 

1)  Kuntze,  Inhaberpapiere,  S.  11  flg.;  Gold  Schmidt,  der  Lucca- 
Pistoja-Actienstreit,  S.  23  flg. 
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Die  Vermehrung  des  Grundcapitals  durch  Aus- 
gabe neuer  Actien,  —  um  auf  dieses  VerhäUniss  zunächst 
einzugehen  — ,  ist  vielfach  durch  die  Statuten,  und  zwar  wie- 
der in  verschiedener  Weise  vorgesehen.  Entweder  behahen 
nämlich  diese  ausdrücklich  der  Actiengesellschaft  das  Recht 
vor,  ihr  Actiencapital  durch  Gründung  neuer  Actien-Serien, 
sei  es  schlechtweg-,  sei  es  bis  zu  einer  gewissen  Summe  zu 
erhöhen'';  —  oder  sie  bestimmen,  dass  von  der  daselbst  be- 
zeichneten Summe  des  Grundcapitals  zunächst  nur  ein  be- 
stimmter Theil  durch  Emission  von  Actien  zusammengebracht 
werden  soll,  welcher  in  der  That  das  anfängliche  Stammca- 
pital  bildet,  während  durch  jene  Fassung  dem  Vereine  das 
Recht  vorbehalten  wird,  das  Actiencapital  bis  zu  dem  zuerst 
angegebenen  Betrage  zu  vermehren  (p.  64  flg.)-  —  Endlich 
gestatten  manche  Statuten  der  Gesellschaft  schlechtweg  die 
Vermehrung  oder  Vergrösserung  ihres  Capitals"*, 
womit  jener  die  Befugniss  sowohl  zu  Darlehens-Aufnahmen 
wie  zur  Emission  neuer  Actien,  nicht  aber  das  Recht  gege- 
ben, den  Actionären  Nachschüsse  über  den  ursprünglichen 
Betrag  ihrer  Actien  hinaus  aufzulegen^. 

Indem  aber  die  Statuten  dem  Vereine  das  Recht  der 
Vermehrung  des  Actiencapitals  vorbehalten,  pflegen  sie  auch 
die  Art  und  Weise  zu  bestimmen,  wie  die  Emission  neuer 
Actien  vor  sich  gehen  soll,  Avobei  sie  hierzu  bald  einen  mit 
grösserer  Stimmenmehrheit '^,  bald  nur  einen  mit  einfacher 
Majorität  zu  fassenden  Beschluss  der  Generalversammlung^, 
in  dem  einen  wie  in  dem  anderen  Falle  ausserdem  öfter  die 
Genehmigung  der  Staatsregierung  verlangen  ^.  Auch  kann 
nach  mancher  Gesellsehaftsreg'el  eine  Erhöhuns:  des  Grund- 


2)  Stat.  der  Berlin-Frankfurt.  Eisenb.-G.,  §.  22;  der  Frank- 
furter Bank,  Art.  3;  der  Actieng.  für  Spinnerei  und  Weberei 
an  der  Hohen  Mark,  Art.  7;  der  Actieng.  zur  Feldmühle  in 
Rorschach,  §.  6. 

3)  Stat.  des  Lugauer  Steinkohlen-Abbau-Vereins  West- 
phalia,  §.  12;  des  Brackeler  Berg werk-Vereins,§.  6. 

4)  Stat.  der  Spinnerei  und  Weberei  Offenburg,  §.  2.5. 

5)  Treitschke  in  der  Zeitschr.  für  deutsch.  Recht,  Bd.  V. 
S.  342  a.  E.  flg. 

6)  Stat.  des  BrackelerBergwerk- Vereins,  §§.  G.  38. 

7)  Stat.  dcrFrankfurt.Bank,  Art.  3;  derMontania,  §.28;  der 
Actieng.  z  FeldmühleinRorschach,§.  6. 

8)  Stat.  der  Frankfurt.  Bank,  Art. 3;  des  Brackel.  Bergwerk- 
Vereins,  §.  C. 
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capitals  durch  Bescliluss  eines  anderen  Vereinsorgans,  wie 
z.  B.  des  Verwaltungsraths,  Statt  finden,  wenn  jenes  Capital 
auf  eine  höhere  wie  die  bei  Errichtung  der  Gesellschaft  zu- 
sammenzubringende Summe  veranschlagt  worden,  und  inso- 
ferne  es  sich  um  die  Emission  neuer  Actien  innerhalb  jenes 
Betrags  handelt^.  Daher  unterscheiden  auch  einzelne  Sta- 
tuten eine  zweifache  Art  der  Vermehrung  des  Actiencapitals, 
nämlich  einerseits  eine  solche,  die  nur  bis  zu  einer  gegebenen 
statutenmässig  vorgesehenen  Summe  geschehen,  und  dann 
eine  andere,  welche  nach  dieser  je  nach  dem  Bedürfnisse  er- 
folgen soll,  ohne  dass  deren  Betrag  beschränkt  wäre,  wie- 
wohl unter  Erschwerung  der  Bedingungen  ihrer  Vornahme  ^^. 
Allein  auch  da,  wo  die  Vermehrung  des  Actiencapitals 
einer  Gesellschaft  statutenmässig  nicht  vorgesehen,  ist  eine 
solche  nicht  ausgeschlossen,  wiewohl  nicht  übersehen  wer- 
den darf,  dass  es  sich  hier  um  eine  Aenderung  der  Statuten 
handelt.  Aus  diesem  Grunde  ist  denn  zu  einer  solchen  neuen 
Actien-Emission  die  Einwilligung  sämmtlicher  Actionäre  er- 
forderlich ^S  wo  nicht  die  betreifenden  Statuten  andere  Be- 
stimmungen hinsichtlich  ihrer  Abänderung  getroifen,  Bestim- 
mungen, die  im  Zweifel  auch  auf  Erhöhungen  des  Actiencapitals 
Anwendung  finden  müssen,  oder  die  Landesgesetzgebung  einen 
Beschluss  der  Generalversammlung  hier  ausdrücklich  aner- 
kannt^-. Daher  bedarf  ferner  der  eine  solche  Capitalsver- 
mehrung  betreffende  Beschluss  nach  dem  Allg.  deutschen 
Handelsgesetzbuche  zu  seiner  Gültigkeit  notarieller  oder 
gerichtlicher  Beurkundung,  und  nicht  weniger  der  Staatsge- 
nehmigung, wo  diese  letztere  zur  Errichtung  einer  Actienge- 
sellschaft  der  betreffenden  Art  nöthig;  daher  denn  endlich 
nach  dem  nämlichen  Gesetzbuche  der  betreffende  Beschluss 
und  beziehungsweise  die  die  Staatsgenehmigung  enthaltende 
Urkunde  in  das  Handelsregister  einzutragen  und  im  Auszuge 
zu  veröffentlichen  ist  ^^. 


9)  Stat.  der  Providentia,  §.  6:  des  Brackeler  Bergwerk- 
Vereins,  §.  6. 

10)  Stat.  der  Frankfurt.  Bank,  Art.  2  u.  3;  des  Brackeler 
Bergwerk-Vereins,  §§.  6.  38;  der  Actieng.  für  Spinnerei  und 
Weberei  an  der  Hohen  Mark,  Art.  4  u.  7. 

11)  Pohls,  Actieng.,  S.  197  u.  S.  202. 

12)  Engl.  ActiengGsellschafts-Act.  1856,  2857,  Anh.,  Ver- 
■waltungsregulativ,  §.  20. 

13)  Allg.  deutsch.  Handelsg.,  Art.  214  u.  Art.  249. 
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Mit  dem  hier  aufgestellten  Satze,  wonach  zu  einer  durch 
die  Statuten  nicht  vorgesehenen  Erliöhung  des  Actiencapi- 
tals  die  EinwilHgung  aller  Actionäre  erforderlich,  stimmt  denn 
auch  der  Würte.raberg.  Entwurf  überein,  indem  er  Art. 
271  Abs.  1  erklärt: 

„Eine  nicht  in  den  Grundbestimmungen  vorgesehene 
„Erhöhung  des  Gesellschafts  -  Vermögens  durch  Er- 
„höhung  des  Betrags  der  einzelnen  Actien  oder  durch 
„Ausgebung  Aveiterer  Actien  kann  gegen  den  Wider- 
„spruch  einzelner  Actionäre  nicht  gültig  beschlossen 
„werden" 
wogegen  die  weitere  Anordnung  des  nämlichen  Art.  (Abs.  2), 
wonach: 

„die   Widersprechenden   in   einem   solchen  Falle   ver- 
„pflichtet,  ihre  Actien  gegen  Bezahlung  des  Nennwerths 
„und  des  darauf  fallenden  Antheils  am  Gewinne  der  Ge- 
„sellschaft  zu  überlassen" 
im  gemeinen  Rechte  nicht  begründet  und  nur  durch  das  si- 
cherlich unffenüffcnde  Motiv  veranlasst,   damit  der  Einzelne 
sich  nicht  willkührlich  einer  Vermehrung   des  Gesellschafts- 
capitals  widersetzen  könne  ^^ 

Das  durch  Emission  neuer  Actien  gebildete  Capital  un- 
terliegt den  nämlichen  Grundsätzen  wie  das  ursprüngliche 
Grundcapital  ^'^  Die  neuen  Actien,  welche  im  Wege  der 
Subscription  oder  Negociation  unter  den  nämlichen  oder  unter 
anderen  Bedingungen  wie  die  Stammactien  emittirt  werden 
(s.  p.  374  a.  E.  flg.),  sind  von  gleichem  oder  ungleichem  No- 
minalbetrage wie  diese  letzteren  (p.  68  flg.),  während  sie  ihrer 
juristischen  Natur  nach  von  denselben  nicht  verschieden 
(p.  76).  Aus  diesem  Grunde  sind  denn  die  Inhaber  von  Ac- 
tien späterer  Emissionen  in  dieser  ihrer  Eigenschaft  Mitglie- 
der des  Actien  Vereins  und  nur  solche,  nicht  aber  zugleich 
Gläubiger  desselben"';  daher  nehmen  sie  wie  die  Besitzer 
der  Stammactien  am  Gewinne  und  Verluste  der  Gesellschaft 
Theil,  haben  sie  wie  diese  Anspruch  auf  Dividenden,  so  wie 
auf  Theilnahme  und  Stimmführung  in  den  Generalversamm- 
lungen. Dagegen  können  sie  gegenüber  der  Actiengesell- 
schaft  kein  Recht  auf  feste  Renten  haben,  während  allerdings 


14)  Motive  z.  Würtemberg.  Entw.,  S.  235. 

15)  Engl.  Actiengesellsch. -Acten  1856,  1857,  Anh.,  Verwal« 
tungsregulativ,§.  21.  — 

16)  Anders  Beschorner,  das  deutsche  Eisenbahnrecht,  S.  ^Q>. 


686  Die  Reclitsverliältnisse  etc. 

auch  zu  Gunsten  solcher  Actionäre  die  Uebernahme  s.  g. 
Zinsgarantien  Seitens  dritter  Personen  möghch  is^^,  und  sogar 
vorzugsweise  vorzukommen  pflegt. 

An  jenem  Character  der  Actien  späterer  Emissionen  än- 
dert aber  der  Umstand  nichts,  dass  denselben  zum  Zwecke  der 
Erleichterung  ihres  Absatzes,  wie  dies  häufig  der  Fall  ist, 
vor  den  Stammactien  besondere  Vorrechte,  wie  namentlich  in 
Ansehuno-  der  Dividenden,  eingeräumt  sind,  indem  von  dem 
zur  Austheilung  kommenden  Reingewinne  zuerst  gewisse  Pro- 
cente  auf  die  von  solchen  Actien  gemachten  Einlagen  zu  ver- 
theilen,  ehe  die  Stammactien  an  die  Reihe  gelangen,  ja  sogar, 
wenn  die  in  dem  einen  Jahre  auszutheilende  Summe  zur 
Deckung  dieser  Minimaldividende  nicht  ausreicht,  das  Feh- 
lende in  späteren  ergiebigeren  Jahren  den  Inhabern  der  be- 
treffenden Actien  nachbezahlt  werden  muss'^.  Werden  nun 
auch  solche  vor  den  Stammactien  bevorzugte  Actien  späterer 
Emissionen  von  jenen  durch  die  Bezeichnung  als  bevor- 
zuo"te,  privilegirte,  Prioritäts-Actien,  actions  privilS- 
giees,  preferred  oder  preference-shares,  azioni  privilegiati  un- 
terschieden^'', so  sind  sie  doch  ihrem  Wesen  nach  von  den 
Actien  erster  Ausgabe,  gegenüber  welchen  sie  übrigens  in 
gewissen  Beziehungen,  wie  z.  B.  rücksichtlich  des  Stimm- 
rechtes in  den  Generalversammlungen,  hintangesetzt  sein  kön- 
nen^", nicht  verschieden^^,  wie  schon  daraus  sich  ergiebt, 
dass  die  Stammactien  selbst  privilegirte  und  nicht  privilegirte 
(Prioritäts-Stammactien  und  Stammactien)  sein  kön- 
nen, wenn  nämlich  bei  Gründung  der  Gesellschaft  eine  dop- 
pelte Actien-Serie  und  darunter  eine  mit  gewissen  Vorzugs- 
rechten emittirt  worden  ^^. 

Wie  das  Grundcapital  der  Actiengesellschaft  durch  Emis- 
sion neuer  Actien  vermehrt  werden  kann,  so  ist,  Avie  schon 
früher  bemerkt,  eine  Vergrösserung  des  Betriebscapitals  auch 
durch  die  Aufnahme  von  Darlehen  möglich.  Solche  Dar- 
lehen, die  gewöhnlich  aus  grösseren  Summen  bestehen,  wer- 


17)  Auerbach,  Gesellschaftswesen,  S.  394. 

18)  Stat.  der  Zuckerfabrik  Heilbronn,  §.9. — 

19)  Goldschmidt,  der  Lucca-Pistoja-Actienstreit,  S.  24. 

20)  Stat.  der  Zuckerfabriklleilbronn,  §.  15,  und  oben  p.  412. 

21)  Dagegen    Sachsse  in  der  Zeitschr.    f.    deutsch.    Recht, 
Bd.  XVII.  S.  65. 

22)  Stat.  der  Mühlheim-Essener  Eisenbahng,,  §§.4.  19;  — 
Goldschmidt,  der  Lucca-Pistoja-Actienstreit,  S.  24. 
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den  häufig  nach  Analogie  der  Anleihen  des  Staats,  der  Ge- 
meinden und  Grundherren,  in  Gestalt  einer  Emission  von 
Partialobliofationen  aufo-enommen ,  welche  man  zum  Unter- 
schiede  von  anderen  Theilschuldscheinen  Prioritätsobliga- 
tionen zu  nennen  pflegt.  Durch  diese  Bezeichnung,  die  auf 
den  Vorganw  der  Darlehnsorläubio-er  vor  den  Actionären  hin- 
weist,  welche  jedoch  um  desswillen  unpassend,  weil  sie  Ac- 
tien  und  Schuldscheine ,  d.  h.  Ungleiches  mit  Ungleichem 
zusammenstellt  und  auch  jener  Vorzug  durchaus  nichts  den 
betreflPenden   Obligationen   Eigenthümliches   ist-^,   soll   deren 

OD  ' 

Zubehörigkeit  zu  einem  Actienunternehmen  ausgedrückt  wer- 
den 2^.  Freilich  ist  diese  Zubehörigkeit  ganz  anderer  Art  wie 
die  der  Actien  und  insbesondere  auch  der  Prioritäts-Actien. 
Denn  erscheinen  diese  letzteren  als  Mitgliedschaftsrechte  in 
einem  Actienvereine,  so  sind  jene  Forderungsrechte  an  den- 
selben, womit  die  folgenden  weiteren  Unterschiede  zwischen 
beiden  zusammenhängen. 

Einmal  haben  die  Prioritäts- Gläubiger  anders  als  die 
Priorität s-Actionäre  den  Genuss  fester  Zinsen,  so  wie  ferner 
Anspruch  auf  Rückzahlung  der  in  die  Gesellschaftscasse  ein- 
geworfenen Summen.  Indem  ihnen  aber  weiter  ein  Recht 
auf  Vorausbefriedigung  vor  den  Actionären  sowohl  aus  den 
Einnahmen  des  Actienvereins  als  aus  dem  bei  der  Liquida- 
tion sich  ergebenden  Vermögensbestande  zusteht,  sind  ihnen 
insbesondere  die  verfallenen  Zinsen  vor  jeder  Dividenden- 
Austheilung  auszubezahlen,  so  wie  sie  auch  bei  Auflösung 
der  Gesellschaft  mit  ihren  Zins-  und  Capitalansprüchen  zu 
befriedigen  sind,  bevor  das  Vermögen  der  aufgelösten  Ver- 
bindung zur  Vertheilung  unter  die  Actionäre  kömmt.  Da- 
gegen haben  die  Prioritätsgläubiger,  weil  sie  nicht  Mitglieder 
des  Actienvereins  sind,  keinen  Anspruch  auf  Dividenden, 
kein  Stimmrecht  in  den  Generalversammlungen,  und  entbeh- 
ren dieselben  auch  der  Wahlfähigkeit  zu  den  Gcsellschafts- 
Beamtungen,  wo  diese  statutenmässig  auf  die  Actionäre  be- 
schränkt, wiewohl  ihnen  gewisse  Aufsichtsrechte  gegenüber 
ihrem  Schuldner,  der  Actiengesellschaft,  und  namentlich  die 
Befugniss,  den  Generalversammlungen  anzuwohnen,  einge- 
räumt sein  können-''. 


23)  S.  auch  Beschorner,  deutsch.  Eisenbahnrecht,  S.  64. 

24)  Goldschmidt,  der  Lucca-Pistoja-Actienstreit,  8.24. 

25)  Goldschmidt  der  Lucca-Pistoja-Actienstreit,  S.  24.  25. 
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Wenn  die  Inhaber  von  Prioritätsobligationen  als  solche 
den  Actionären  vorgehen,  so  haben  sie  dagegen  an  und  für 
sich  keinerlei  Vorzug  vor  anderen  Gläubigern  der  Gesell- 
schaft, wo  ihnen  ein  solcher  nicht  in  Folge  eingeräumten 
Pfandrechts  zukömmt.  Derartige  Pfandrechte,  welche  sich 
von  den  bei  anderen  Arten  von  Partialobligationen  bestellten 
nicht  unterscheiden,  werden  nach  Massgabe  allgemeiner  Grund- 
sätze constituirt;  daher  denn  die  Verpfändung  der  Gesell- 
schafts-Liegenschaften nach  der  Mehrzahl  der  Landesgesetz- 
gebungen nur  mittelst  Eintragung  in  die  Grundbücher  Statt 
finden  kann,  während  die  Bestellung  von  Hypotheken  am 
sesammten  VermÖ2:en  wie  an  einzelnen  Mobilien  des  Vereins 
nach  vielen  Particularrechten  unmöglich  ist-*'. 

Die  Aufnahme  von  Darlehen  zur  Vermehrung  des  Be- 
triebscapitals  der  Gesellschaft  ist  nicht  selten  durch  die  Statu- 
ten vorgesehen,  und  zwar  bald  in  der  Art,  dass  diese  lediglich 
der  Generalversammlung  die  Befugniss  ertheilen,  „die  Er- 
weiterung des  Unternehmens  und  Vergrösserung  des  Capitals, 
so  wie  die  Art  derselben"  zu  beschliessen-^  oder  „Anleihen 
für  die  Zwecke  der  Gesellschaft  zu  contrahiren  ^^,  bald  aber 
auch  so,  dass  sie  jenes  Organ  ausdrücklich  ermächtigen,  bis 
zu  einem  gewissen  Betrage  oder  für  eine  zur  Erreichung  des 
statutenmässigen  Gesellschaftszweckes  erforderliche  Summe -^ 
Prioritätsobligationen  auszugeben,  die  auf  den  Inhaber  ge- 
stellt werden  ^*^,  oder  auf  Namen  oder  Inhaber  lauten  sollen^^ 
Auch  gehen  die  Statuten  hier  insoferne  von  einander  ab,  als 
die  einen  Bestimmungen  über  Verzinsung  und  Amortisation 
der  auszuffebenden  Partialoblio-ationen  so  wie  über  die  den- 
selben  zu  gewährenden  Vorzüs-e  treffen  ^^',  während  andere  die 
Anordnung  der  Art  und  AVeise,  wie  die  Emission  solcher 
Theilschuldscheine   geschehen  soll,   der  Generalversammlung 


26)  S.  auch  Beschorner,  das  deutsche  Eisenbahnrecht,  S.  64. — 
Ueber  die  Verpfändung  von  Eisenbahnen  s.  Dernburg,  Pfandrecht, 
Bd.  I.  S.  498  flg. 

27)  Stat.  der  Spinnerei  u.  Weberei  Offenburg,  ^\  25. 

28)  Stat.  derSiegenerBergbau-  u.  Hütten- Actieng.,  §.21. 

29)  Stat.  derTheiss-Eisenb.-G.,  §.8. 

30)  Stat.  der  Rhein-Nahe-Eisenb.-G.,  §.7. 

31)  Stat.  der  Actieng.  zur  Feldmühle  in  Rorschach,  §§.7. 
18  flg.;  40lit.  c  — 

32)  Stat.  der  Actienges.  zur  Feldmühle  in  Rorschach,  §§. 
18  —  22. 
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überlassen ^^.  Die  Befugniss,  die  Art  der  Darlehens-Auf- 
nahme zu  bestimmen,  muss  aber  diese  Versammlung  im  Zwei- 
fel auch  dann  haben,  wenn  ihr  durch  die  Statuten  einfach 
das  Recht  gegeben,  Anleihen  zu  contrahiren  oder  die  Ver- 
grösserung  des  Capitals  so  wie  die  Art  derselben  zu  be- 
schliessen.  Daher  ist  es  denn  unter  der  bezeichneten  Vor- 
aussetzung Sache  jener  Behörde,  Anordnungen  darüber  zu 
treffen,  ob  die  von  ihr  beschlossene  Darlehens -Aufnahme 
mittelst  Emission  von  Partialschuldscheinen  oder  in  anderer 
W^eise  vor  sich  gehen,  welche  Fassung  ferner  in  jenem  Falle 
den  Schuldscheinen  gegeben  werden,  und  wie  es  sich  endlich 
in  Ansehung  der  Verzinsung,  der  Pfandsicherheiten  und  der 
Rückzahlung  der  aufzunehmenden  Summe  verhalten  soll. 
Dass  übrigens  auch  in  Ermangelung  einer  jeden  bezüglichen 
Bestimmunoj  der  Statuten  die  Generalversammluno;  die  Auf- 
nähme  eines  Prioritäts-Anlehens  beschliessen  kann,  ohne  dass 
hierzu,  soferne  es  sich  dabei  nicht  um  eine  Erweiterung  des 
Geschäftsbetriebes  der  Gesellschaft  oder  um  eine  Beeinträch- 
tigung der  Actionäre  in  ihren  statutenmässigen  Rechten  han- 
delt, die  Einwilligung  sämmtlicher  Vereinsmitglieder  erforder- 
lich wäre,  ist  schon  früher  gezeigt  worden  (p.  455),  und  muss 
auch  in  dem  Falle  gelten,  dass  für  die  successive  Amortisa- 
tion der  Darlehensschuld  und  beziehungsweise  Bildung  eines 
Tilgungsfonds  (s.  p.  681)  von  dem  jährlichen  Gesellschafts- 
Gewinne  ein  Theil  zurückzulegen  und  demnach  der  Dividen- 
den-Vertheilung  zu  entziehen  ist,  da  in  der  That  die  Ver- 
grösserung  des  Betriebscapitals  mittelst  der  Darlehens-Auf- 
nahme die  Aussichten  des  Vereins  auf  Verwirklichung  von 
Gewinn  steigert  und  folgeweise  von  einem  Eingriffe  in  die 
Rechte  der  einzelnen  Actionäre  durch  eine  derartige  Finanz- 
operation nicht  die  Rede  sein  kann. 

Staatliche  Genehmigung  ist  zu  einer  Prioritäts-Anleihe 
so  wenig  wie  zu  einer  anderweitigen  Darlehens-Aufnahme 
nöthig,  wo  sie  nicht  durch  Statuten^*  oder  Landesgesetz  er- 
fordert, wie  denn  das  K.  preuss.  Gesetz  über  die  Eisen- 
bahnunternehmungen vom  3.  Nov.  1838  §.  6  bestimmt: 
„Die  Aufnahme  von  Gelddarlehen  ....  bedarf  der  Zu- 
„stimmung  des   Handelsministeriums ,    welches   dieselbe 


33)  Stat.  der  Rhein-Nahe-Eisenb.-G.,  §.  7. — 

34)  Stat.  der  Hochheimer  Actieng.  zur  Bereitung  moussi- 
render  Weine,  §.27. — 

Renaud,  AcÜerujeadhch.  AA 
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„an  die  Bedingung  eines  festzustellenden  Zins-  und  Til- 

„gunsfonds  zu  knüpfen  befugt  ist." 
Der  für  die  entgegengesetzte  Ansicht,  wonach  es  zu  Dar- 
lehens-Aufnahmen Seitens  einer  Actiengesellschaft  schlecht- 
weg der  Staatsgenehinigung  bedürfen  soll,  geltend  gemachte 
Grund,  dass  hier  das  Einlage- Capital  verringert  werde ^•'', 
fällt  mit  dieser  Prämisse  dahin,  deren  Unrichtigkeit  um  dess- 
Avillen  nicht  zu  bezweifeln,  weil  durch  ein  Darlehen  das  Ver- 
mögen des  Empfängers  In  dem  nämlichen  Masse,  in  welchem 
es  belastet  wird,  einen  Zuwachs  erfährt. 

Wie  demnach  den  obigen  Erörterungen  zufolge  Prlorl- 
täts-Actien  und  Prioritäts-Obligationen,  mittelst  welcher  letz- 
teren Actiengesellschaften  grössere  Darlehen  aufzunehmen 
pflegen,  Ihrer  juristischen  Natur  und  ihrer  ganzen  Bedeutung 
nach  verschieden,  so  gelten  auch  in  Ansehung  der  Emission 
beider  Arten  von  Papieren,  in  Ermangelung  anderer  statuten- 
mässlger  Bestimmungen,  verschiedene  Grundsätze.  Diese 
VerscTiIedenhelten  so  wie  der  Stand  und  die  Natur  des  Unter- 
nehmens, für  welches  die  neue  Capital-BeschafFung  Statt  fin- 
den soll,  werden  aber  für  die  Wahl  der  einen  oder  anderen 
Art  derselben  massgebend  sein,  oder  auch  ihrer  Verbindung 
bei  der  nämlichen  Gesellschaft  das  Wort  reden ^". 

Wenn  nämlich  die  Priorltäts-Actien  durch  die  Aussicht 
auf  grosse  Dividenden  so  wie  auf  eine  rasche  und  bedeutende 
Steigerung  ihres  Curses  von  unternehmungslustigen  Specu- 
lanten  gesucht  werden,  so  bieten  die  Priorltäts-Obhgationen 
allein  eine  sichere  Capital-Anlage  dar.  Jedoch  ist  letzteres 
nur  unter  der  Voraussetzung  der  Fall,  dass  das  Actlenunter- 
nehmen  ein  gesichertes  Erträgniss  abwirft,  und  dass  die  Natur 
des  Gesellschafts- Vermögens  Garantien  gegen  dessen  Auf- 
zehrung darbietet,  wie  beides  namentlich  bei  Eisenbahnge- 
sellschaften zutrifft.  Wie  unter  dieser  doppelten  Voraus- 
setzung eine  Capital-Anleihe  durch  Emission  von  Prloritäts- 
obhgatlonen  Aussicht  auf  Gelingen  hat,  eine  solche  auch  vor 
derjenigen  durch  Ausgabe  von  Priorltäts-Actien  sich  empfiehlt, 
wenn  die  Gesellschaft  In  Folge  ungünstigen  Geschäftsganges 
einen  Thell  ihres  Actiencapitals   eingebüsst,    so   eignen   sich 

dao-eg-en  solche  Actienverbindunsen  zur  Emission  von  Priorl- 

1      1"  1 
täts-Actien,    deren    Unternehmen    einen    ausserordentlichen, 


35)  Motive  zum  Würtemberg.  Entw.,  S.  235. — 
3ü)  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen,  Ö.  394. 
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wenn  auch  weniger  sicheren  Gewinn  in  Aussicht  stelU  und 
die  der  neuen  Capital-Beschaffung  zum  Zwecke  einer  Erwei- 
teruno; ihrer  Geschäftsthätiokeit  bedürfen  ^^. 

Die  juristische  und  öconomische  Verschiedenheit  der 
Prioritäts-Actien  und  Prioritäts-Obhgationen  ist  jedoch  bis  auf 
die  neueste  Zeit  vielfach  übersehen  worden,  indem  man  beide 
als  identisch  betrachtete  und  unter  den  Gesichtspunct  von 
Obligationen  stellte  ^^,  oder  auch  in  den  Prioritäts-Actien  eine 
eigenthümliche  Combination  von  Actien  und  Obligationen 
fand^^;  —  Verwechslungen  und  L-rthümer,  die  ihren  Grund 
theils  in  einer  unklaren  Auffassung  in  Privilegien  und  Statuten 
Preussischer  Eisenbahngesellschaften  aus  dem  Zeiträume  von 
1840 — 1845'^'^,  theils  in  dem  Umstände  haben,  dass  die  Ge- 
schäftssprache beide  Arten  von  Papieren  mit  dem  Namen 
„Prioritäten"  begreift,  und  dass  endlich  der  Ausdruck  „Prio- 
ritäts-Actien" nicht  selten  von  Prioritätsobho-ationen  o-ebraucht 
wird^^,  während  umgekehrt  bevorzugte  Actien  als  Obligatio- 
nen bezeichnet  werden^-. 

§.  73. 

Das  Verhältniss   der  Actiengesellschaft  zu   den  Gesell- 
schaftsgläubigern. 

Das  Verhältniss  der  Actiengesellschaft  zu  ihren  Gläubi- 
gern ist  dasjenige  einer  Corporation  zu  deren  Creditoren  und 
bietet  im  Allgemeinen  keine  juristischen  Eigenthümlichkei- 
ten  dar. 

Schuldner  ist  der  Actienverein  als  solcher,  indem  er  mit 
seinem  Vermögen  seinen  Gläubigern  haftet. 

Daher  stehen  denn  diese,  gleichgültig  ob  es  sich  um  For- 
derungen aus  Geschäften,  oder  um  eine  der  Actienverbindung, 
wie  z.  B.  einer  Eisenbahngesellschaft,   obliegende  Schadens- 


37)  Auerbach,  das  (iesellschaftswesen,  S.  395  flg. 

38)  Sachsse  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XVII. 
H.  65  flg. 

39)  Beschorner,  das  deutsche  Eisenbahnrecht,  S.  66. 

40)  S.  das  Urtheil  des  O.  A.  G.  in  Lübeck  vom  31.  Mai  1858  bei 
f loldschmidt,  der  Lucca-Pistoja-Actienstreit,  S.  XXXVII  flg.,  und 
(rold Schmidt,  ebendas.,  S.  25  flg. — 

41)  Dies  thut  noch  Savigny,   Obligat.,  II.  S.  114. 

42)  Nachweisungen  aus  Statuten  badischer  Actiengesellschaften, 
s.  bei  Ladenburg,  Prioritäts- Obligationen  oder  Prioritäts-Actien. 
Zweifelhafte  Fälle,  in  der  Zeitschr.  f.  das  gesammte  Handels- 
recht, Bd.  VLS.  246  flg. 

44-' 
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ersatzpflicht  handelt,  zu  den  Actionären  in  keinem  Rechts- 
verhältnisse und  ist  demnach  der  Satz  unrichtig,  dass  diese 
letzteren  für  die  Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft  bis  zum 
Betrage  der  ursprünglich  von  ihnen  versprochenen  Leistung 
haften  (s.  p.  503  %.)• 

Ebensowenig  sind  die  Vorsteher  des  Actienvereins  aus 
den  Namens  desselben  eingegangenen  Verträgen,  mögen  diese 
durch  den  Vorstand  oder  durch  andere  Beamte  oder  Bevoll- 
mächtigte der  Gesellschaft  abgeschlossen  worden  sein,  ver- 
pflichtet, Aveder  in  der  Ai't,  dass  sie  mit  ihrem  Vermögen  für 
die  betreffenden  Schulden  einzustehen  hätten,  noch  auch  so, 
dass  sie  die  Execution  an  den  Gesellscliaftsfonds  verweisen 
könnten  (s.  p.  502  flg.). 

Indem  vielmehr  der  Actienverein  als  solcher  Schuldner 
der  Gesellschaftsgläubiger  ist,  kann  auch  jener  allein  von  die- 
sen belangt  werden,  w^obei  während  des  Gesellschaftsbestan- 
des die  Klage  gegen  den  jeweiligen  Vorstand  oder  den  ander- 
weitigen zur  gerichtlichen  Vertretung;  der  Gesellschaft  bestellten 
Beamten  zu  richten  ist  (s.  p.  523  flg.)- 

Die  Execution  aber  einer  gegen  die  Actienverbindung 
erlangten  Verurtheilung  geschieht  auf  das  Gesellschaftsver- 
mögen S  dessen  Insufficienz  die  Eröffnung  des  Concurses  zur 
Folge  hat,  da  weder  die  Gläubiger  noch  auch  der  Actienver- 
ein selbst  die  Actionäre  nöthigen  können,  mehr  als  den  auf 
ihre  Actien  statutenmässig  zu  leistenden  Betrag  zur  Ei'füllung 
der  Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft  beizutragen  (s.  §.  77). 

Gegenstand  des  Zugriffes  ist  das  ganze  Vermögen 
der  Actiengesellschaft-,  also  das  Grundcapital ,  so  weit 
es  noch  vorhanden,  der  etwaige  Reserve-Amortisations-  und 
Tilgungsfonds,  so  wie  der  zur  Vertheilung  unter  die  Actio- 
näre, die  Behörden  des  Vereins  oder  die  Gründer  bestimmte 
Gewinn,  soweit  derselbe  noch  unvertheilt  ■*.  Daher  können 
die  Gläubiger  auch  auf  die  Fonds  greifen,  welche  eine  Unter- 
stützungs-Casse  für  die  Angestellten  der  Gesellschaft  bilden, 
da  jene  Fonds  in  der  That  Theile  des  Reingewinnes  sind,  die. 


1)  Seuffert,  Archiv,  Bd.  T.  no.  54. — 

2)  Spanisch.  Handelscodex,  Art.  279:  ,,/^a  masa  social  com- 
puesta  del  fondo  capital  y  de  los  beneftcios  acumulados  ä  el,  es  solamente  res- 
„ponsable  en  las  compailias  anonimas  de  las  ohligaciunes  contraidas  en  su 
„manejo  y  administracion  ..."  —  Bernisch.  Gesetz  von  18G0,  Art.  32. 

.3)  Also  nicht  bloss  der  unvertheilte  Gewinn  des  laufenden  Jahres, 
wie  Auerbach,  das  Gesellschaftswesen,  S.  3G3  sagt. — 
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obwohl  zu  einem  besonderen  Zwecke  zurückgelegt,  doch  aus 
dem  Vermögen  der  Actienverbindung  nicht  ausgeschieden, 
soferne  die  betreffende  Casse  nicht  etwa  selbst  die  Rechte 
einer  juristischen  Person  erworben  haben  sollte. 

Gleichffültio;  ist  aber  nicht  wenio^er  die  Natur  der  Ver- 
mögensstücke,  aus  denen  der  Activbestand  der  Gesellschaft 
gebildet,  aus  welchem  Grunde  denn  die  Gläubiger  wie  auf 
das  baare  Geld,  so  auf  andere  körperliche  bewegliche  und 
unbewegliche  Sachen,  und  auf  die  Rechte  des  Actienvereins 
den  Zugriff  haben.  Daher  können  denn  dieselben  insbeson- 
dere auch  auf  die  Forderungen  exequiren ,  welche  der  Actien- 
verbindung wegen  ausstehender  Actienbeträge  zustehen,  wie- 
wohl sie  selbstverständlich  nur  die  Zahluno;  statutenmässisc 
verfallener  Beträge  fordern  können  und  an  Stelle  des  Geld- 
betrasres  der  Actien  sich  die  anderweitiojen  Leistungen  gefallen 
lassen  müssen,  mit  welchen  der  Actienverein  selbst  abzufin- 
den gewesen  Aväre. 

Wenn  auch  die  Actiengesellschaft  ihre  Scl\ulden  zuerst 
aus  den  laufenden  Einnahmen,  dann  aus  dem  Reservefonds, 
Darlehen  unter  Umständen  aus  einem  eigends  dazu  bestimm- 
ten Tilgungsfonds  zu  bezahlen  hat,  so  sind  die  gegen  den 
Actienverein  exequirenden  Gläubiger  derartigen  Beschränkun- 
gen nicht  unterworfen;  vielmehr  können  sie,  soferne  es  sich, 
—  um  den  practisch  wichtigsten  Fall  ins  Auge  zu  fassen  — , 
um  Beitreibung  von  Geldzahlungen  mittelst  Auspfändung 
handelt,  nach  Belieben  auf  die  verschiedenen  Stücke  des  Ge- 
sellschaftsvermögens greifen,  wenn  sie  hierbei  nur  die  Reihen- 
folge der  Executionsordnung  beobachten. 

Wir  sahen,  die  Gläubiger  der  Actiengesellschaft  können 
sich  wegen  ihrer  Forderungen  nur  an  diese  und  deren  Ver- 
mögen,  nicht  aber  an  die  Vorsteher,  noch  auch  an  die  Ac- 
tionäre  und  deren  Güter  halten,  ein  Grundsatz,  der  keine 
Ausnahme  dadurch  erleidet,  dass  die  Creditoren  des  Actien- 
vereins auf  dem  Executionswege  dessen  Rechte  wegen  aus- 
stehender Actienbeträge  geltend  machen  können. 

Fragt  man  aber,  ob  nicht  diese  Gläubiger  unter  beson- 
deren Voraussetzungen  ihre  Befriedigung  unmittelbar  bei  den 
Actionären  zu  suchen  berechtigt,  so  können  diese  letzteren, 
wie  schon  früher  gezeigt,  selbst  im  Falle  der  Insolvenz  der 
Gesellschaft  nicht  zur  Einwerfung  der  bezogenen  Dividenden, 
soferne  der  Reingewinn  ia  ordnungsmässiger  Weise  vertheilt 
worden,  angehalten  werden.     Haben  dagegen  Actionäre  s.  g. 
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Dividenden  oder  Zinsen  bezogen,  obwolil  kein  reiner  Gewinn 
da  war,  oder  sonstige  unrechtmässige  Rückzahlungen  des 
Grundcapitals  in  Empfang  genommen,  so  können  sich  die 
Gläubiger  der  zahlungsunfähigen  Gesellschaft  für  die  betref- 
fenden Beträge  an  jene  haUen,  wiewohl  nach  dem  AI  Ige  m. 
deutschen  Handelsgesetzbuche  nur  mit  der  daselbst 
(Art.  218)  aufgestellten  Beschränkung,  wonach  der  Actionär 
in  keinem  Falle  verpflichtet  ist,  die  in  gutem  Glauben  em- 
pfangenen Zinsen  und  Dividenden  zurückzugeben  (s.  p.  591  flg.); 
—  eine  Bestimmung,  die  in  der  That  eine  singulare,  im  In- 
teresse des  Actienverkehrs  aufgestellte  ist  und  welche  demge- 
mäss  auf  die  Gründer  und  Mitglieder  der  Vereinsbehörden 
so  wie  auf  die  von  denselben  bezogenen  angeblichen  Gewinn- 
antheile  keine  Anwendung  findet. 

Durchaus  eigenthümhch  ist  aber  dem  Allg.  deutschen 
Handelsgesetzbuche  Art.  223  Abs.  3  so  wie  demPreuss. 
Gesetze  vom  9.  Nov.  1843  §.13  die  Bestimmung,  wonach 
bei  Actien,  die  auf  Namen  lauten  oder  ausgestellt  werden 
sollen,  der  austretende  Actionär,  dessen  Actienbetrag  nicht 
vollständig  einbezahlt,  ungeachtet  die  Gesellschaft  den  neuen 
Erwerber  an  seiner  Stelle  angenommen  und  ihn  der  Verbind- 
lichkeit entlassen,  „auf  Höhe  des  Rückstandes  für  alle  bis 
..dahin  von  der  Gesellschaft  eingegangenen  Verbindlichkeiten 
„noch  auf  ein  Jahr,  vom  Tage  des  Austrittes  an  gerechnet, 
„subsidiarisch  verhaftet"  bleibt. 

Zur  Erläuterung  dieser  Anordnung,  deren  Singularität 
bereits  früher  hervorgehoben  (s.  p.  635),  darf  vorerst  nicht 
übersehen  werden,  dass  wie  der  Actionär  in  dieser  seiner  Ei- 
genschaft in  keinem  RechtsverhäUnisse  zu  den  Gesellschafts- 
gläubigern steht,  so  auch  das  Nämliche  in  Ansehung  der 
ausgetretenen  Actionäre  nothwendig  gelten  muss.  Hiernach 
können  die  Gesellschaftsgläubiger,  abgesehen  von  dem  hier 
nicht  in  Betracht  kommenden  Falle  einer  Cession,  wie  gegen 
dermalige  Vereinsmitglieder,  so  auch  gegen  ausgeschiedene 
die  Rechte  der  Actienverbindung  wegen  des  Actienrückstan- 
des  nur  auf  dem  Wege  der  Execution  geltend  machen,  wobei 
das  deutsche  Handelsgesetzbuch  die  Eigenthümlichkeit 
statulrt  hat,  dass  der  austretende  Actionär  trotz  seiner  Ent- 
lassuno; aus  seiner  Verbindlichkeit  Seitens  der  Gesellschaft 
auf  Höhe  des  Actienrückstandes  verhaftet  bleiben  soll.  In- 
dessen ist  diese  Haftung  an  eine  dreifache  Voraussetzung 
geknüpft.     Die  eine  ist  die,  dass  der  ausgetretene  und  von 
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dem  Vereine  seiner  Verbindliclikeit  entlassene  Aetionär  allein 
für  die  von  der  Gesellschaft  bis  zu  seinem  Austritte  ein- 
gegangenen Yerbindlichkeiten  verhaftet  bleiben  soll,  wesshalb 
denn  nur  solche  Gläubiger,  deren  Forderungen  in  diesem  Zeit- 
puncte  bereits  begründet,  gegen  ihn  bis  auf  die  Höhe  des 
Actienrückstandes  exequiren  können. 

Andererseits  bleibt  aber  das  ausgeschiedene  und  von  dem 
Vereine  seiner  Verpflichtung  entbundene  Vereinsmitglied  für 
die  bezeichneten  Schulden  nur  subsidiarisch  verhaftet,  so 
dass  die  betreffenden  Gläubiger  gegen  ihn  auf  Höhe  desRück- 
.^;tandes  nur  dann  und  nur  insoweit  vex'fahren  können,  als  gegen 
den  von  der  Gesellschaft  an  dessen  Stelle  als  Schuldner  an- 
genommenen neuen  Actienerwerber  fruchtlos  exequirt  worden 
oder  eine  Zwanfjsvollstreckuno-  2;eo;en  denselben  nicht  möolich 
ist.  Endlich  soll  die  Haftune:  des  ausgetretenen  Actionärs 
unter  den  bezeichneten  Voraussetzungen  nur  Ein  Jahr  vom 
Tage  des  Austrittes  an  gerechnet  dauern,  eine  Frist,  deren 
Kürze  in  vielen  Fällen  jene  den  Actienverkehr  beeinträchti- 
gende Haftung  illusorisch  zu  machen  geeignet,  da  es  öfter 
nicht  möo;lich  sein  dürfte,  in  dieser  Zeit  die  Voi'beding-uno; 
des  Verfahrens  gegen  das  ausgeschiedene  Vereinsmitglied 
oder  mit  a.  W.  die  Fruchtlosigkeit  oder  Unmöglichkeit  einer 
Execution  gegen  den  an  dessen  Stelle  von  der  Actienverbin- 
dung  für  den  Rückstand  angenommenen  Schuldner  herzu- 
stellen *. 

Fassen  wir  das  Gesagte  zusammen,  so  können  die  Gläu- 
biger einer  Actiengesellschaft  ihre  Befriediguno;  nur  aus  deren 
Vermögen,  wohl  aber  aus  deren  gesammtem  Vermögen  suchen. 
Sie  können  demnach  folofcweise  auf  dem  Executionswege  sich 
aus  den  ausstehenden  Actienbeträgen  bezahlt  machen,  und 
nach  dem  AUg.  deutschen  Handelsgesetzbuche  sogar 
subsidiarisch  auf  die  Höhe  der  Actienrückstände  sich  wäh- 
rend Eines  Jahres  an  die  ausgetretenen  Actionäre,  trotzdem 
dass  diese  Seitens  der  Gesellschaft  ihrer  Verbindlichkeit  ent- 
lassen, halten,  vorausgesetzt,  dass  ihre  P^ordermigeit  vor  jenem 
Austritte  begründet.     Endlich  können  die  Gläubiger  der  zah- 

O  CT 

lungsunfähigen  Actienverbindung  ihre  Forderungen  gegen  die 
Actionäre  und  früheren  Actionäre  bis  zu  den  Beträgen  gel- 
tend  machen,  welche  diese  in  unrechtmässiger  Weise  aus  dem 


4)  Koch,  Allg.  deutsch.  Handelsgesetzb.  zu  Art.  223  (Berlin  18G3j, 
welche  Schrift  uns  erst  während  des  Druckes  zugekommen. 
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Grundcapitale  empfangen,  wiewohl  nach  demAilg.  deutsch. 
Handelsgesetzbuche  nur  insoferne,  als  jene  Beträge  nicht 
in  der  Form  von  Zinsen  und  Dividenden  in  gutem  Glauben 
bezogen  worden  sind. 

Es  können  sich  aber  die  Gläubiger  einer  insolventen  Ac- 
tienofesellschaft  auch  an  die  Vorsteher  und  früheren  Vorsteher 
des  Vereins  halten,  wenn  und  insoweit  sie  durch  eine  densel- 
ben zur  Last  fallende  unrechtmässige  Dividendenverthei- 
lung  oder  sonstige  theilweise  Rückzahlung  des  Grundcapi- 
tals,  oder  in  anderer  Weise  dadurch  zu  Schaden  gekommen, 
dass  diese  ihre  Machtbefugnisse  überschritten  oder  sonst 
den  Vorschriften  der  Statuten  oder  des  Gesetzes  zuwiderge- 
handelt (s.  p.  547).  Das  Nämliche  gilt  auch  von  dem  Falle, 
dass  die  Vorsteher  an  die  Stelle  der  geschuldeten  Actienbe- 
träge  anderweitige  Leistungen  entgegengenommen,  welche 
denselben  dem  Werthe  nach  nicht  gleichkamen  (s.  p.  677  flg.). 

§.74. 

Das  Verhältniss  der  Actiengesellschaft  zu  den  Gründern. 

Das  Verhältniss  der  Actiengesellschaft  zu  deren  Grün- 
dern erfordert  um  dess  willen  eine  besondere  Betrachtung,  weil 
diesen  nicht  allein  öfter  besondere  Vorrechte  in  der  Actien- 
verbindung  zugesichert  sind,  sondern  die  letztere  auch  Ver- 
pflichtungen gegen  jene  haben,  so  wie  in  Rechtsverhältnisse 
derselben  einzutreten  bestimmt  sein  kann. 

Entsteht  hier  demnach  zunächst  die  Frage,  wer  als  Grün- 
der eines  Actienvereins  zu  betrachten,  eine  Frage,  die,  wie 
früher  gezeio-t,  in  der  Nürnbero;er  Conferenz  zwar  anije- 
regt,  nicht  aber  gelöst  worden^,  so  kann  es  sowohl  nach  all- 
gemeinem Sprachgebrauche  wie  nach  demjenigen  der  Statuten 
keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  als  Gründer  {Jondateurs, 
oprigters)  nur  die  Unternehmer,  wie  sie  der  Würtemberg. 
Entwurf  Art.  247  bezeichnet,  oder  mit  a.  W.  die  Personen 
und  beziehungsweise  Firmen  anzusehen  sind,  welche  das  Ac- 
tienunternehmen  ausgesonnen  und  zu  den  Actienzeichnungen 
aufgefordert,  —  Personen  und  Firmen,  welche  in  dieser  Ei- 
genschaft im  Plane  oder  den  Statuten  aufgeführt  sind. 

Gründer  sind  also,  je  nach  der  Art  und  Weise  wie  die 
Actiengesellschaft  zu  Stande  gekommen,  bald  die  mehreren 
Personen,  Privaten,  Handelsfirmen,   auch  der  Staat,   welche 


1)  S.  oben  p.  258  flg.  und  Protocoile,   S.  SIÜ. 
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bei  Errichtung  des  Actien Vereins  die  sämmtlichen  Actien,  in 
■welche  dessen  Grundcapital  zerlegt,  zusammen  übernommen, 
also  die  ursprünglichen  Mitactionäre,  —  oder  der  und  be- 
ziehungsweise diejenigen,  welche  die  Initiative  für  die  Grün- 
duno; der  Actieno-esellschaft  ero;rifFen,  indem  sie  die  Absicht 
kund(jeo;eben,  eine  solche  nach  einem  bestimmten  Plane  in's 
Leben  zu  rufen  und  zu  diesem  Zwecke  Actienzeichnungen, 
sei  es  für  das  ganze  Stammcapital,  sei  es  für  den  von  ihnen 
nicht  fest  übernommenen  Theil  desselben,  empfangen. 

Ist  hiernach  die  Eigenschaft  als  Gründer  weder  durch 
diejenige  als  Actionär,  noch  auch  durch  die  Verpflichtung  für 
den  Betrag  einer  oder  mehrerer  Actien  bedingt,  wo  nicht  das 
Gesetz  des  Errichtungsorts  der  Gesellschaft  etwas  anderes 
anordnet-,  so  ist  dagegen  die  Zahl  der  Unternehmer  eine 
festbestimmte,  und  müssen  sich  deren  Namen  oder  Firmen, 
soferne  ihnen  in  irgend  einer  Beziehung  eine  bevorzugte  Stel- 
lung zukommen  soll,  aus  dem  Plane  oder  den  Statuten  erge- 
ben. Auch  ist  eine  willkührliche  Vermehi'ung  der  Zahl  der 
bevorrechteten  Gründer  unzulässig,  während  eine  solche  kraft 
statutenmässigen  Vorbehalts  vorkommen  kann,  wie  z.  B.  wenn 
sich  die  in  den  Statuten  benannten  Unternehmer  daselbst  die 
Befugniss  reservirt  haben,  vor  der  Subscriptions-Eröffnung 
noch  andere  Firmen  als  Mitg-ründer  zu  betheilicren  ^. 

Wenn  die  Gründer  vielfach  oreo-enüber  der  Actieng-esell- 
Schaft  gewisse  Vorrechte  haben,  so  sind  die  Zusagen,  welche 
sie  sich  in  dieser  Beziehung  wechselseitig  oder  die  sie  einem 
aus  ihrer  Mitte  gegeben,  für  die  nachher  entstandene  Actien- 
verbindung  gerade  so  unverbindlich,  wie  Zusicherungen  der 
Unternehmer  an  eine  dritte  Person,  so  z.  B.  in  Ansehung  des 
Bezugs  gewisser  Procente  vom  Reingewinne  für  technische 
Dienste,  die  der  Gesellschaft  zu  leistend 

Indem  vielmehr  derartige  Zusagen  für  den  Actienverein 
nur  in  Folge  nachheriger  liatihabition  Seitens  desselben  oder 
kraft  eines  Vorbehalts  im  Plane  oder  den  Statuten,  auf  deren 


2)  B erni sehe s  Gesetz  V.  J.  1860  Art.  3:  „Die  Personen,  welche  die 
„Errichtung  einer  Actiengesellschaft  unter  dem  gegenwärtigen  Gesetze 
„beabsichtigen  (die  Gründer  der  Gesellschaft),  sollen  sich  jede  zur  Ueber- 
„nahme  mindestens  einer  Actie  anheischig  machen." 

3)  Stat.  der  Mitteldeutsch.  Creditbank  inMeini  ngen,  §.  1 
der  Coburg.-Goth.  Creditg.,  §.  1.  — 

4)  Erkenntniss  des  k.  k.  obersten  (ierichtshofs  v,  5.  August 
18G2  in  der  Allgem.  Oesterreich.  Gerichtszeitung  Jahrg.  XIV. 
(1863)  no.  20. 
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Grundlage  die  Actiengesellschaft  in's  Leben  gerufen  wird, 
bindend  sind,  pflegen  die  Gründer  nicht  selten  ihre  Stellung 
zu  Vorbehalten  zu  missbrauchen,  welche  für  das  in  Bilduno- 
bes-riffene  Actienunternehmen  drückend  sind.  Einem  solchen 
Missbrauche  wollte  denn  der  Preussische  Entwurf  in  der 
nämlichen  Weise  wie  dem  anderen  Missstande  entgegentre- 
ten, wonach  häufig  die  Stifter  einem  Mitstifter  einen  unver- 
hältnissmässigen  Vortheil  dadurch  zuwenden,  dass  sie  dessen 
Sachen  um  einen  allzuhohen  Preis  für  die  Gesellschaft  über- 
nahmen. Daher  denn  der  Art.  183  jenes  Entwurfs  nicht 
allein  für  den  letztbenannten  Fall,  sondern  auch  für  den  an- 
deren, dass  ein  Gesellschafter  sich  zu  seinen  Gunsten  beson- 
dere Vortheile  ausbedinge,  die  Zusammenberufung  einer  Ge- 
neralversammlung der  Subscribenten  nach  erfolgter  Zeichnung 
des  gesammten  Actiencapitals  zum  Zwecke  der  Anordnung 
einer  Prüfung  der  Zulässigkeit  solcher  Vorbehalte,  und  Be- 
schlussfassung über  deren  Genehmigung  in  einer  zweiten 
Generalversammlung  vorschrieb,  Massregeln  zum  Schutze  der 
Actionäre  gegen  Ausbeutung  durch  die  Unternehmer,  welche, 
wie  schon  früher  gezeigt,  in  das  Allg.  deutsche  Handcls- 
gesetzb.  nicht  aufgenommen  worden  (s.  p.  G70  flg.). 

Als  solche  Vorrechte,  welche  sich  die  Gründer  vorzube- 
halten pflegen,  kommen  namentlich  vor:  das  Recht  auf  eine 
gewisse  Anzahl  Actien  al  jmf'i  bei  späteren  Emissionen,  oder 
doch  bei  der  Ausgabe  einer  zweiten,  nicht  aber  einer  dritten 
Actien-Serie^,  so  Avie  gewisse  Procente  vom  Reingewinne, 
welche  unter  die  Unternehmer  als  solche  vertheilt  werden  sol- 
len*^, Avährend  der  Vorbehalt  von  Actienrechten  zu  Gunsten 
der  Stifter  {actions  de  fondaiion)  so  wenig  wie  zum  Vortheile 
anderweitiger  Personen  ohne  die  Verpflichtung  zu  einer  ent- 
sprechenden Einlage  in  die  Gesellschaft  zulässig  ist  ^. 

Auch  kömmt  es  vor,  dass  einem  der  Mitgründer,  wie 
z.  B.  einer  zu  denselben  gehörigen  Bank,  besondere  Auf- 
sichtsrechte in  Betreff  der  Geschäftsführuns:  der  Gesellschaft 


5)  Stat.  der  Mitteldeutsch.  Creditbank  in  Meiningen,  §§. 
G.  7;  der  Cobur g. -Gotha.  Credit g.,  §.  5. 

G)  Stat.  der  k.  k.  priv.  Österreich.  Staatseise nb.,  §.  45. 

7)  S.  oben  p.  677.  —  Bedarride,  droit  commercial  {des  focietei), 
tom.  I.  p.  385  suiv.  —  Russisch.  Reglement  v.  J.  1836  Art.  27,  nach 
■welchem  überdies  die  Zahl  der  den  Gründern  vorbehaltenen  Actien  nicht 
ein  Fünftel  der  zu  emittirenden  übersteigen  darf,  auch  jene  in  das  Ac- 
tienbuch  als  solche  einzutragenden  Actien  mit  Nr.  1  beginnende  Ordnungs- 
nummern führen  sollen. 
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so  wie  (He  Initiative  zu  ofewissen  Anträgen  an  die  General- 
Versammlung,  wie  z.  B.  zur  Vermehrung  des  Vereinscapitals, 
vorbehalten  sind^. 

Dass  aber  die  Unternehmer  nach  Massgabe  des  Plans 
oder  der  Statuten  vielfach  den  Gesellschafts-Vorstand  bilden'', 
bietet  keine  juristische  Eigenthümlichkeit  dar,  aus  welchem 
Grunde  denn  auch  jene  dem  Grundsatze  unterliegen,  wonach 
die  Bestellung  der  Vorstandsmitglieder  jeder  Zeit  widerruf- 
lich ist  (p.  478  flg.),  einem  Grundsatze,  der  auch  dann  An- 
wendung findet,  wenn  der  provisorische  Vorstand  auf  eine 
bestimmte  Anzahl  Jahre  bestellt,  und  welcher  der  Gültigkeit 
eines  Vorbehalts  entgegensteht,  kraft  dessen  die  Gründer  ein 
unentziehbares  Eecht  auf  die  Verwaltung  der  Gesellschafts- 
Ano-eleo-enheiten  haben  sollen  ^^, 

Wie  die  Unternehmer  in  der  Lage  sind,  sich  verschie- 
dene Vortheile  bei  der  von  ihnen  in's  Leben  zu  rufenden 
Actienverbindung  zu  sichern,  so  können  sie  sich  auch  den 
Ersatz  des  von  ihnen  zum  Zwecke  der  Errichtunir  des  Vereins 
gemachten  Aufwands  vorbehalten  (s.  p.  329  flg.)>  da  sie  ohne 
einen  solchen  Vorbehalt  oder  particularrechtliche  Festsetzung^^ 
von  der  Gesellschaft  weder  die  zu  deren  Gründun«:  jjemach- 
ten  Auslagen  ersetzt,  noch  auch  Schadloshaltung  wegen  der 
zu  dem  nämlichen  Zwecke  eingegangenen  Verbindlichkeiten 
verlangen  können.  Denn  es  stehen  jene  Kosten  und  Ver- 
pflichtungen zwar  in  einem  thatsächlichen,  nicht  aber  in  einem 
rechtlichen  Zusammenhano;e  mit  der  zu  Stande  «rekommenen 
Actiengesellscliaft,  indem  Niemand  bloss  desshalb,  weil  ein 
Anderer  einen  ihm  zu  Statten  kommenden  Aufwand  gemacht 
hat,  diesem  denselben  zu  vergüten  verpflichtet,  und  es  hier 
nicht  weniger  an  den  Voraussetzungen  der  actio  negotiorum 
gestorum  contraria  fehlt  ^-\  Abgesehen  aber  von  einem  der- 
artigen Vorbehalte  oder  landesgesetzlicher  Bestimmung  kann 
der  Actienverein  auch  nicht  freiwillig  die  auf  seine  Schöpfung 
verwendeten  Unkosten,  wenn  auch  in  der  Art  übernehmen, 
dass  er  den  Gründern,   die  Actien   gezeichnet,   gewisse   der 


8)  Stat.    der  Actiengesellschaft  zur  Feldmühle    in   llor- 
schach,§§.  8.  26flg. — 

9)  Stat,  der  Coburg.-Gothaisch.  Creditg.,  §.  36;  Prospect 
der  Thuringia. 

10)  Troplong,  cnntr.  de  sociele,  no.  467. 

11)  Ungarische  Gesetzes artikel,  Art.  XVIII.  §.  63. 

12)  JollyinderZeitschr.  f.  deutsch.  Rech  t,  Bd.  XI.  S.  309. 
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Grösse  des  von  ihnen  gemachten  Aufwands  entsprechende 
Procente  als  an  diesen  Actien  eingezahlt  anrechnet,  da  hierin 
in  der  That  eine  Schenkung  und  beziehungsweise  unrecht- 
mässige Verminderung  des  Actiencapitals  läge  ^^ 

Vielfach  enthalten  aber  Prospect  oder  Statuten,  auf  deren 
Grundlage  eine  Actiengesellschaft  in's  Leben  gerufen  werden 
soll,  die  Bestimmung,  dass  gewisse  daselbst  näher  bezeich- 
nete Sachen  oder  Rechte  oder  Sachen  und  Rechte  der  Grün- 
der oder  eines  der  Mitgründer  auf  den  Actienverein  gegen 
einen  von  diesem  in  baarem  Gelde  oder  Actien  oder  in  Geld 
und  Actien  zu  berichtigenden  Preis  übergehen  sollen  (s. 
p.  670  flg.). 

Die  bezüoflichen  Erkläruno^en  in  den  Planen  und  Statu- 
ten  kommen  wieder  in  sehr  verschiedener  Fassung  vor. 

Bald  erklären  die  Unternehmer,  indem  sie  zur  Actien- 
betheihgung  bei  der  zu  gründenden  Gesellschaft  einladen,  sie 
bedingen  sich  dabei  aus: 

a.  dass  die  Gesellschaft  sämratliche  bereits  erkauften 
„und  erworbenen  Eisensteinfelder,  Mühlengrundstücke, 
„Anlagen  und  Gefälle,  Gebäude  und  die  Concession  mit 
„dem  Tage  der  Constitution  der  Gesellschaft  mit  allen 
„Rechten  und  Verbindlichkeiten  von  den  Constituenten 
„übernimmt ; 

„b.   die  Gesellschaft  bezahlt   hierfür   den   Betrag   der 
„Kaufgelder  mit  150,000  Thlr.  und  zwar  in  5Ü0  Stück 
„VoUactien  ä  200  Thlr.  und  50,000  Thlr.  baar"  i*. 
Oder  es  besagt  der  Prospect: 

„AVir  laden  zur  Actienzeichnung  unter  folgenden  Be- 
„dingungen  ein: 

„  . . .  die  auf  der  Anl.  A.  verzeichneten  Eisensteinfel- 
„der  nebst  den  noch  ferner  erworbenen  oder  zu  erwer- 
„benden  Gruben- Gerechtsamen  gehen  mit  denselben 
„Rechten  und  Pflichten,  wie  sie  die  seitherigen  Gewer- 
„ken  besessen,  schulden-  und  lastenfrei  an  die  Siegen  er 
„Bergbau-  und  Hütten-Actiengesellschaft  über 
„und  erhalten  die  Besitzer  derselben  als  Kaufpreis  hier- 
„für  100,000  Thlr.  in  Terminalzahlungen  pro  rata  der 
„ausgeschriebenen  Einzahlungen." 


13)  Dagegen  J  oUy  a.  a.  O.,  S.  359. 

14)  Prospect  derThuringia,  Bergbau- u.  Hüttengesellsch. 
zu  Saalfeld. 
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„Die  Wendener  Hütte  nebst  Wasserkraft  incl.  aller 
„zu  derselben  gehörigen  Realitäten  geht  ebenfalls  schul- 
„denfrei  an  die  Siegener  Bergbau-  und  Hütten- 
„Actiengesellschaft  über  und  wird  für  dieses  Etablis- 
„sement  dem  Besitzer  50,000  Thlr.  vergütet.  Der 
„Kaufpreis  hierfür  wird  ebenfalls  pro  rata  der  ausge- 
„schriebenen  Einzahlungen  bezahlt,  der  Rest  dagegen 
„vom  Tage  der  Uebernahme  an  bis  zur  Abtragung  dem 
„Besitzer  mit  5  ^Jq  verzinset"  ^^. 

So  verschieden  nun  in  diesen  beiden  Beispielen,  die  sich 
leicht  vermehren  liessen,  die  Fassung  ist,  indem  im  letztange- 
führten Falle  das  beabsichtigte  Geschäft  ausdrücklich  als 
Kauf  bezeichnet  wird,  während  im  ersteren  die  Form  eines 
Geschäfts  gewählt,  welches  für  die  zu  errichtende  Actienver- 
bindung  geschlossen  und  in  das  einzutreten  dieselbe  verbun- 
den sein  soll,  so  handelt  es  sich  in  diesen  und  zahllosen  an- 
deren ähnlichen  Fällen  um  ein  Kaufgeschäft,  bei  welchem  der 
Kaufpreis  öfter  ganz  oder  zum  Theile  mittelst  einer  gewissen 
Anzahl  Actien  berichtigt  werden  soll.  Die  Parteien  bei  die- 
sem Vertrage,  dessen  Einleitung  durch  Prospect  oder  Statu- 
ten getroffen  wird,  sind  einei'seits  die  Gründer  oder  einer  der 
Mitgründer  als  Verkäufer,  andererseits  die  zu  errichtende  Ac- 
tiengesellschaft als  Käufer.  Eigenthümlich  ist  hierbei  frei- 
lich, dass  die  Einleitung  zu  dem  vorgehabten  Vertrage  ge- 
troffen wird,  ehe  die  eine  Partei,  nämlich  die  Actienverbindung, 
existent,  und  dass  diese  letztere  durch  die  übereinstimmende 
Willenserkläruno;  ihrer  künftio-en  Mitglieder  g-ebunden,  — 
eine  Willenserkläruncr,  welche  von  denselben  dadurch  abffe- 
geben  wird,  dass  sie  die  Actienzeichnungen  auf  Grund  des 
Prospects  oder  Statuts  vornehmen,  worin  die  Bedingungen 
des  von  den  Unternehmern  vorgehabten  Verkaufs  enthalten. 
In  diesem  Sinne  erklärte  z.  B.  die  Einladung  zu  Actienzeich- 
nungen für  die  Bergbau-Gesellschaft  Borussia: 

„Durch  Zeichnung  des  Verpflichtungs-Scheines  werden 
„sowohl  Inhalt  und  Fassung  jener  beiden  Stücke  (Pro- 
„spect  und  Statuten)  als  auch  der  Ankauf  der  drei  Zc- 
„chen  Contiuno,  Neu-Friedrich  undErsatz  zu  dem 
„angegebenen  Preise  genehmigt." 
Der  Vertrag,    sagten  wir,    wird   geschlossen   zwischen    den 


15)  Prospect  der  Siegener  Bergbau-  u.  Hütten  -  Actien 
g  e  s  e  1 1  s  c  h.  i  n  W  e  n  d  e  n. 
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Gründern  oder  einem  Mitgründer  einerseits  und  den  Zeich- 
nern andererseits,  welche  letztern  in  der  Eigenschaft  als  künf- 
tige Actionäre  und  für  Rechnung  des  in  Bildung  begriffenen 
Vereins  handeln.  Denn  sie  selbst  wollen  weder  verpflichtet, 
noch  berechtigt  sein  und  sind,  wenn  die  Actienverbindung 
wirklich  zu  Stande  kömmt,  nicht  Mitkäufer  der  betreffenden 
Gegenstände.  Ebensowenig  übernehmen  sie  aber  die  Ver- 
pflichtung, dass  der  Actienverein  den  in  Frage  stehenden 
Kauf  abschliessen  werde;  vielmehr  thun  sie  als  künftige 
jVctionäre,  was  ihnen  an  und  für  sich  erst  nach  errichteter 
Gesellschaft  als  Mitgliedern  derselben  zukäme,  indem  sie  Na- 
mens der  Actienverbindung  ein  Geschäft  abschliessen,  da- 
mit es  sofort  bei  deren  Constituirung  als  perfect  erscheine. 

Anders  verhält  es  sich  freilich  in  letzterer  Beziehung, 
wenn  die  Statuten  nur  den  Vorstand  der  künftigen  Actienge- 
sellschaft  zur  Abschliessung  eines  gegebenen  Vertrags  er- 
mächtigen, wie  z.  B.  eines  s.  g.  Uebernahme-Vertrags ,  kraft 
dessen  die  Activa  und  Passiva  eines  der  Gründer,  die  letzteren 
bis  zu  einem  gewissen  Betrage,  von  dem  zu  errichtenden 
Vereine  übernommen  werden  sollen  ^'^,  wiewohl  auch  hier  die 
künftigen  Actionäre  für  die  Actienverbindung  handeln,  indem 
sie  Namens  derselben  und  für  den  Fall,  dass  sie  ins  Leben 
treten  sollte,  deren  Vorstande  eine  Vollmacht  ertheilen. 

Auch  Miethverträge  kommen  aber  vielfach  in  dieser 
Weise  zwischen  den  Unternehmern  und  der  Actiengesell- 
schaft  zu  Stande,  indem  jene  in  Prospect  oder  Statuten  ge- 
gebene Gebäulichkeiten,  Plätze  u.  s.  w.,  welche  zum  Betriebe 
des  Actienunternehmens  nöthig,  der  Verbindung  gegen  einen 
gewissen  Zins  zum  Gebrauche  zu  überlassen  erklären ''', 
während  endlich  in  der  nämlichen  Art  Namens  des  künftigen 
Actienvereins  von  den  Gründern  und  Zeichnern  Dienstver- 
träge mit  dritten  Personen  abgeschlossen  werden  ^^. 


16)  Stat.  der  Heidelberg  Ultramarin-Fabrik,  Art.  2. 

17)  Kitat.  de  la  societe  suisse  des  coiiibuslibles,  Art.  9. 

18)  Prospect  der  Thuringia. 
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KAPITEL  V. 

Die  Auflösunor  der  Actienojesellschaft. 

I.    Die  Auflösungsgrüncle. 

§.  75. 

Die  Auflösungsgründe  im  Allgemeinen. 

Dass  der  Tod  oder  sonstige  Austritt  eines  Actionärs  so 
wie  ein  Wechsel  der  Mitglieder  auf  den  Bestand  der  Actien- 
gesellschaft  ohne  Einfluss  ist,  eine  Auflösung  derselben  auch 
nicht  durch  eine  Klao^e  auf  Theiluno-  des  Gesellschafts-Ver- 
mögens  herbeigeführt  werden  kann,  folgt  aus  dem  Wesen 
der  Actienverbindung  und  unterliegt  desshalb  auch  da  kei- 
nem Zweifel,  wo  es  an  einer  ausdrücklichen  gesetzlichen  An- 
erkennung, wie  eine  solche  z.  B.  in  dem  Preussischen 
Gesetze  vom  9.  November  1843  §.  "28  enthalten,  in  dieser 
Beziehung  fehlt. 

Ist  daher  die  Auflösung  des  Actienvereins  von  dessen 
einzelnen  Mitgliedern  und  sonach  auch  vom  Eintritte  der  In- 
solvenz wie  der  Handlungsunfähigkeit  derselben  ganz  und  gar 
unabhängig,  so  liegen  dagegen  die  möglichen  Gründe  einer 
solchen  theils  in  dem  Wesen  der  Actiengesellschaft  selbst, 
theils  in  Bestimmungen  der  Statuten,  theils  endlich  in  positi- 
ven Rechtssätzen. 

Nach  dem  Wesen  der  Actienverbindung  hört  dieselbe 
mit  der  Erreichung  ihres  Zwecks  auf,  falls  dieser  ein 
vorübergehender  war^,  so  wie  ferner,  wenn  die  Erreichuno- 
jenes  Zwecks  thatsächlich  oder  rechtlich  unmöglich 
geworden,  wie  durch  gänzliche  Verschüttung  des  Berg- 
werks, zu  dessen  Ausbeutung  die  Gesellschaft  bestand,  durch 
Verkauf  der  von  derselben  betriebenen  Eisenbahn-,  oder 
dadurch,  dass  dem  Vereine  die  Concession,  deren  er  zu  sei- 
nem Gewerbebetriebe  benöthigt,  entzogen^,  —  eine  Ent- 
ziehung, die  auch  gegenüber  einer  Actiengesellschaft  nichts 
Eigenthümliches  darbietet  und  deren  Bedingungen  festzustel- 
len hier  demnach  nicht  der  Ort  ist. 

Nicht  weniger   bringt   es   das  Wesen   des  Actienvereins 


1)  S.  oben  p.  1G3  flg.  —  Pohls,  Actieng.,  S.  272:  Brinckmann, 
Handelsrecht,  §.  64  u.  not.  2;  Auerbach,  Gesellschaftswesen,  S.  402.  — 

2)  Bekker  in  der  Zeitschr.  f.  das  gesammte  Handelsrecht, 
Bd.lV.S.5(5l.     —     .".)  Pohls,  Actieng.  S.  279. 
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mit  sich,  dass  derselbe  mit  dem  gänzlichen  Verluste  sei- 
nes Vermögens  und  daher  auch  mit  der  Concurser- 
öffnung  aufhören  muss,  so  wie  ferner  die  Actiengesellschaft 
als  Privatcorporation  durch  den  übereinstimmenden 
Willen  ihrer  Mitglieder  aufgelöst  werden  kann.  Wie 
es  sich  dagegen  dann  verhält,  wenn  sämmtliche  Actien  in 
Einer  Hand  vereinigt,  also  in  der  That  ein  Verein  nicht  mehr 
vorhanden  ist,  soll  später  untersucht  werden  (s.  §.  80). 

Auf  Grund  von  Bestimmungen  der  Statuten  kann  aber 
die  Actiengesellschaft  in  Folge  Ablaufs  einer  daselbst 
vorgesehenen  Zeit,  so  wie  ferner  wegen  einer  gege- 
benen Verminderung  des  Grundcapitals  und  endlicli 
durch  Beschluss  der  Generalversammlung  aufhören, 
während  kraft  positiven  Rechtssatzes  der  Actienverein  wegen 
Verminderung  seines  Capitals  von  der  Verwaltungs- 
behörde aufgelöst,  und  ihm  auch  die  erforderliche 
Staatsgenehmigung  entzogen  werden  kann. 

Die  verschiedenen  Gesetze  über  Actiengesellschaften 
zählen  keineswegs  alle  Auflösungsgründe  derselben  auf,  son- 
dern begnügen  sich  damit,  wo,  sie  diese,  wie  der  Code  de 
commerce  und  das  Holland.  Handelsgesetzbuch  nicht 
ganz  mit  Stillschweigen  übergehen,  einzelne  practisch  beson- 
ders wichtige  oder  nicht  selbstverständliche  Beendio'uno's- 
gründe  aufzuführen.  Dahin  gehören  insbesondere  das  Zür- 
cher Civilgesetzb.  §.  1359,  das  Russische  Reglement 
von  1836  Art.  17,  das  Bernische  Gesetz  von  18G0  Art. 
39,  das  P  reu  SS.  Gesetz  vom  9.  November  1843  §.  28  und 
auch  das  Allg.  deutsche  Handelsgesetzbuch,  welches, 
nachdem  es  eine  Anzahl  Auflösungsgründe  der  Actiengesell- 
Schaft  aufgeführt,  den  Fall  einer  aus  anderen  Gründen,  nach 
dem  in  den  einzelnen  Staaten  bestehenden  oder  noch  einzu- 
führenden Rechte  stattfindenden  Auflösung  vorgesehen  und 
auch  auf  diese  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  in  dem  Ab- 
schnitte von  der  „Auflösung  der  Gesellschaft"  für  anwendbar 
erklärt  hat*. 

Im  Folgenden  sind  denn  auch  nur  die  einer  besonderen 
Erörterung  bedürftigen  Beendiffuno^so-ründe  der  Actienvereine 
ZU  besprechen,  und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dieselben 
in   der  Natur  dieser  Vereinsform,   in   statutenmässigen    oder 


4)  Allg.  deutsches  Handelsgesetzbuch,  Art.  242.  —  Proto- 
colle,S.  1070.  1071.— 
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gesetzlichen  Bestimmungen  begründet.  Insbesondere  ist  hier 
die  Beendiffuno;:  der  Actieno-esellschaft  durch  Ablauf  einer 
bestimmten  Zeit,  durch  Verlust  oder  Verminderung  ihres 
Capitals,  durch  die  Willenserklärung  der  Actionäre,  so  wie 
durch  Verfügung  der  Staatsgewalt  in  näheren  Betracht  zu 
ziehen,  w^ährend  schliessHch  die  Bedeutung  einer  Vereinigung 
sämmtlicher  Actien  in  Einer  Hand  so  wie  allmähliger  Amor- 
tisation der  Actien  für  den  Bestand  der  Actienverbindung  zu 
prüfen  sein  wird. 

§•70. 

Die  Beendigung  der  Actien gesellschaft  durch  Ablauf 
einer  bestimmten  Zeit. 

Actiengesellschaften  werden  vielfach,  auch  wo  deren 
Unternehmen  an  sich  kein  zeitlich  beschränktes  ist,  nur  für 
eine  bestimmte  Zeit,  wie  auf  25  \  30-,  90^  oder  99  Jahre "^  er- 
richtet, Avährend  andere  Actien  vereine,  bei  deren  Gründung 
von  einer  Zeitbestimmung  abgesehen  worden,  soferne  deren 
Unternehmen  nicht  ein  seinem  Wesen  nach  bloss  temporäres 
ist,  zu  ewiger  Dauer  bestimmt  sind,  was  natürlich  deren  Auf- 
lösung aus  einem  der  bereits  angedeuteten  Gründe  nicht  ent- 
gegensteht. Auch  kommen  Actien  Verbindungen  vor,  welche 
rücksichtlich  eines  bestimmten  Zweiges  ihres  Betriebs  für 
eine  gegebene  Anzahl  Jahre  errichtet,  wogegen  sie  in  An- 
sehung eines  anderen  Theils  ihres  Unternehmens  bis  zur  Er- 
reichung ihres  an  sich  vorübergehenden  Zwecks  bestehen 
sollen.  So  soll  z.  B.  die  Graz-Köflacher  Eisenbahn- 
und  Bergbau -Gesellschaft  nach  §.  17  ihrer  Statuten 
rücksichtlich  des  Betriebs  der  Eisenbahn  bis  zum  26.  Auj^ust 
1935,  rücksichtlich  des  Bei-gbaues  aber  so  lange  dauern,  bis 
sämmtliche  Gruben  abgebaut  sind. 

Diese  dreifache  Art  der  En-ichtung  einer  Actiengesell- 
schaft  ist  aber  überall  möglich,  wo  nicht  das  Landesgesetz 
die  Gründung  solcher  Vereine  nur  für  eine  bestimmte  Zeit 
gestattet,  eine  Anordnung,  welche  nach  dem  Vorgange  des 
Holländischen  Handelsgesetzbuchs  Art.  46  der  Wür- 
temberg.    Entwurf  Art.   266    und    auch    das   Bernische 


1)  Stat.  des  deutsch.  Phönix,   §.  2;    der  Frankfurt.  Bank, 
Art.  5,     —     2)  Stat.  der  Zuckerfabrik  Heilbronn,  §.  2. — 

3)  Stat.  der  Oesterreich.  Creditanstalt,  §.  3. 

4)  Stat.  des  creilil  nwhi/iei;  Art.  3;  der  Actien g.  f.  Spinnerei  u. 
WebereianderHohenMark,  Art.  3.  — 

llenauil,  ActicmjCscUach.  APy 
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Gesetz  von  1860  Art,  4  sich  angeeignet,  welches  letztere 
schlechtweg  erklärt,  es  müssten  die  Gesellschafts- Statuten 
„die  Bestimmung  der  Zeitdauer,  auf  welche  die  Gesellschaft 
geschlossen",  enthalten. 

Macht  man  nun  für  eine  solche  Beschränkung  den  Grund 
geltend,  dass  sonst  die  Regierung  auf  unbestimmte  Zeit  eine 
Corporation  mit  oft  colossalen  Geldmitteln  creiren  würde, 
deren  Bestimmung  häufig  sehr  ausarten,  schädlich  und  ge- 
fährlich w^erden  könnte^,  so  ist  diese  Begründung  zunächst  da 
nicht  zutreffend,  wo  die  Actiengesellschaft  der  Staatsgeneh- 
migung nicht  bedarf,  da  unter  dieser  Voraussetzung  der  auf 
eine  bestimmte  Zeit  errichtete  Verein  ohne  Zuthun  der  Staats- 
gewalt wiederholt  verlängert  werden  kann.  Auch  da  aber, 
wo  zur  Gründung  und  Verlängerung  einer  Actiengesellschaft 
ein  octroi  erfordert,  wird  dieser  einer  Verbindung,  welche 
über  die  ursprünglich  festgesetzte  Zeit  hinaus  fortgesetzt  wer- 
den soll,  bloss  wegen  der  Grösse  ihrer  Capitalien  nicht  ver- 
weio'ert  werden,  während  der  Staat  immer  Mittel  in  Händen 
hat,  um  dem  Schaden  aus  der  Ausartung  eines,  wenn  auch 
ohne  Beschränkung  der  Zeit,  von  ihm  genehmigten  Vereins 
vorzubeugen. 

Wenn  hiernach  auch  die  meisten  Gesetze  die  Gründung 
von  Actiengesellschaften  ohne  zeitliche  Beschränkung  gestat- 
ten, und  dies  insbesondere  das  Preussische  Gesetz  vom 
9.  November  1843  thut,  indem  es  (§.  2)  anordnet,  der  Gesell- 
schaftsvertrag müsse  insbesondere  bestimmen  „den  Gegen- 
stand des  Unternehmens  und  ob  dasselbe  auf  eine  ge- 
wisse Zeitdauer  beschränkt  oder  nicht",  so  schloss 
sich  dagegen  der  Preussische  Entwurf  dem  Systeme  des 
Holländischen  Handelsgesetzbuchs  an,  indem  er  ver- 
langte (Art.  182),  dass  der  Gesellschaftsvertrag  die  Zeit- 
dauer des  Unternehmens  bestimme.  Indessen  wurde  auf 
die  in  der  Nürnberger  Conferenz  hiergegen  gemachte  Be- 
merkung, es  sei  nicht  überall  hergebracht,  auch  nicht  in  allen 
Fällen  möglich,  Actiengesellschaften  nur  auf  bestimmte  Zeit 
einzugehen",  dem  Entwürfe  eine  Fassung  gegeben,  die  auch 
diejenige  des  Allg.  deutschen  Handelsgesetzb.  Art.  201' 
geworden,  und  welche  die  Statthaftigkeit  der  Errichtung  von 
Actienunternehmuno;en  auf  unbestimmte  Zeit  ausser  Zweifei 


5)  Motive  zum  Würtemb.  Entw.,  S.  232;  zum  Preuss.  Entw., 

Art.  182  (S.  92j.     —     6)  ProtocoUe,  S.  327.  — 
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.stellt,  da  die  Worte  des  Gesetzes,  es  müsse  der  Gesellschafts- 
Vertrag  bestimmen: 

„die  Zeitdauer  des  Unternehmens,  im  Falle  dasselbe  auf 

„eine  bestimmte  Zeit  beschränkt  sein  soll'' 
keine  andeie  Auslegung  zulassen. 

Wird  aber  eine  Actienverbindung  nur  für  eine  bestimmte 
Zeit  errichtet,  so  gehört  diese  Zeitbestimmung  zur  Grundver- 
fassung  des  Vereins  "^ ,  welcher  nur  für  eine  von  vorn  herein 
beschränkte  Zeitdauer  in's  Leben  gerufen  wird.  Daher  denn 
nicht  allein,  Avie  bereits  bemerkt,  die  Zeitdauer  des  Unterneh- 
mens in  die  Statuten  aufzunehmen,  sondern  dieselbe  auch 
in  dem  zu  veröffentlichenden  Statuten  -  Auszuge  enthalten 
sein  soll*. 

Jedenfalls  hört  aber  eine  solche  Gesellschaft  mit  Ablauf 
der  Zeit  auf,  für  welche  sie  errichtet  >  d.  h.  mit  dem  Ende 
des  statutenmässig  bestimmten  Tages  oder  der  Frist,  auf 
deren  Dauer  der  Verein  gegründet  worden,  einer  Frist,  welche 
mit  dem  in  den  Statuten  festgesetzten  Zeitpuncte,  wie  dem 
Taore  der  staatlichen  Genehmiguno^  der  Gesellschaft sregel  ^'^ 
oder  dem  Datum  der  Concessionsurkunde  ^^,  sonst  aber  mit 
dem  Tage  der  Perfection  der  Actienverbindung  ihren  Anfang 
nimmt. 

Die  Actiengesellschaft  hört  mit  Ablauf  der  statutenmässig 
bestimmten  Zeit  ohne  weiteres  auf,  d.  h.  ohne  dass  hierzu  ein 
Auflösungs-Beschluss  nöthi«;  wäre.  Besteht  sie  'demnach 
nachher  thatsächlich  fort,  so  ist  rechtlich  kein  Actienverein 
mehr  vorhanden  ^-,  und  treten  demzufolge  hier  ähnliche  Ver- 
hältnisse ein,  wie  aus  Handlungen,  die  Namens  einer  Actien- 
verbindung vorgenommen  worden,  ehe  und  bevor  die  Be- 
dingungen des  rechtlichen  Bestands  derselben  gegeben  waren 
(s.  p.  330  flg.). 

Zwar  kann  allerdings  eine  auf  bestimmte  Zeit  oreo-ründete 
Actiengesellschaft  fortgesetzt  werden;   allein  es  ist  eine  stiil- 


7)  Pohls,  Actiengesellsch.,  S.  272. — 

8)  Allgem.  deutsches  Handels g.,  Art.  210. 

9)  Allgem.  deutsches  Hand  elsg.,  Art.  242;  Preuss.  Gesetz  v. 
0.  Nov.  1843,  §.  28;  Spanisch.  Handelscod.,  Art.  329;  Ungar.  Ge- 
.setzesartikel,  Art.  XVHI.  §.  39;  Bernisches  Gesetz  von  18C0, 
Art.  '39. 

10)  Stat.  der  Oesterreich.  Creditanstalt,  §.  3;  des  Cretlit 
mohilier,  Art.  3;  der  Actieng.  für  Spinnerei  u.  Weberei  an  der 
Hohen  Mark,  Art.  3.     —     11)  Stat.  der  Frankfurt.  Bank,  Art.  5. 

12)  Dagegen  Bluntschli,  Erläut.  zum  Zürch.  Gesetzb.  §.  1359. 

45* 
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schweigende  Fortsetzung  derselben  nicht  möghch^^,  indem 
vielmehr  zu  diesem  Zwecke  ein  Beschluss  der  Actionäre  nö- 
thig,  welcher,  wo  die  Statuten  oder  das  particuläre  Gesetz  ^'^ 
nicht  etwa  anderes  besagen,  mit  Stimmen -Einheit  gefasst 
werden  muss,  weil  jedes  Mitglied  der  Actienverbindung  mit 
Ablauf  der  Zeit,  für  welche  dieselbe  statutenmässig  errichtet, 
A'usprueh  auf  Liquidation  und  Vertheilung  des  Gesellschafts- 
vermögens hat  (s.  p.  454). 

Dass  aber  das  Allg.  deutsche  Handelsgesetzbuch 
von  diesem  in  der  Natur  der  Sache  begründeten  Grundsatze 
hinsichtlich  der  Fortsetzung  der  i^ctiengesellschaft  über  die 
statutenmässig  bestimmte  Zeit  hinaus  nicht  abweicht,  ist  schon 
früher  gezeigt  worden  (s.  p.  460  flg.)-  Ist  demgemäss  nach 
diesem  Gesetzbuche  wie  nach  gemeinem  Rechte  zur  Fort- 
setzung der  Actienverbindung  über  die  statutenmässig  fest- 
gesetzte Zeit  hinaus  ein  mittelst  einfacher  oder  anderweitiger 
Majorität  zu  fassender  Beschluss  der  Generalversammlung 
nur  auf  Grund  einer  Anordnung  der  Statuten  genügend,  so 
gestatten  diese  bisweilen  den  dissentirenden  Actionären,  ihre 
Antheile  an  dem  Gesellschaftsvermögen  nach  dem  Stande 
des  letzten  Inventars  gegen  Aufgeben  einer  jeden  Betheiligung 
bei  dem  fortgesetzten  Vereine  herauszunehmen  ^-^ 

In  jedem  Falle  muss  aber  der  die  Fortsetzung  der  Ge- 
sellschaft bezweckende  Beschluss  vor  Ablauf  der  Zeit,  auf 
welche  die  Dauer  jener  statutenmässig  gesetzt,  gefasst  wer- 
den, da  mit  Ablauf  dieser  Zeit  die  Actienverbindung  aufge- 
löst und  es  sich  demnach  nicht  mehr  um  deren  Fortsetzung, 
sondern  nur  um  die  Gründung  eines  neuen  Vereins  handeln 
kann. 

Auch  bedarf  jener  Beschluss  nach  dem  Allgem.  deut- 
schen Handelsgesetzbuche,  gleichgültig  ob  er  durch 
Uebereinstimmung  der  Actionäre  oder  als  Majoritäts-Be- 
schluss,  wo  ein  solcher  genügend,  zu  Stande  gekommen,  zu 
seiner  Gültigkeit  notarieller  oder  gerichtlicher  Beurkundung  (s. 
p.  433),  so  wie  er  sowohl  bei  dem  Handelsgerichte,  in  dessen 
Bezirke  die  Gesellschaft  ihren  Sitz  hat,  wie  da,  wo  sich 
Zweigniederlassung-en  derselben  vorfinden,  in  das  Handels- 


13)  Spaniscli.  Handelscodex,  Art.  331.  — 

14)  Bernisch.  Gesetz  v.  1860,  Art.  25. 

15)  Stat.  des  Vereins  chemischer  Fabriken  in  Mannheim, 

§.  2G. 
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register  einzutragen  und  Im  Auszuge  zu  TeröfFentlichcn  ist 
(s.  p.  328). 

Indem  aber  das  Gesetz  bestimmt,  es  habe  ein  solcher 
Beschhiss  keine  rechtliche  Wirkung,  bevor  derselbe  in  das 
Handelsregister  des  Sitzes  der  Gesellschaft  eingetragen  (Ai't. 
214  Abs.  3),  muss  dieser  Eintrag  vor  Ablauf  der  Zeit,  auf 
welche  die  Dauer  der  Actienverbindung  statutenmässig  fes.t- 
gesetzt.  Statt  finden,  da  er  sonst  deren  Auflösung  nicht  zu 
hindern  vermag. 

Das  Nämliche  gilt  aber  auch  von  der  Einholung  der 
Staatsgenehmigung  und  deren  Eintrage,  welche  Genehmigung 
so  oft  hier  erfordert,  als  eine  solche  für  die  Errichtung  von 
Actiengesellschaften  überhaupt  oder  von  Actienvereinen  der 
in  Franke  stehenden  Art  nöthio-  ist  ^*'. 

§.77. 

Die  Auflösung  derActiengesellschaft  inFolge  des  Verlustes 
oder  der  Verminderung  ihres  Vermögens. 

Dass  eine  Actiengesellschaft  mit  dem  Totalverluste  ihres 
Yermöo'ens  nothwendie:  aufhören  muss ,  versteht  sich  von 
selbst,  da  es  im  Wesen  eines  derartigen  Vereins  liegt,  dass 
derselbe  nur  mit  einem  Capitale  entstehen  und  nur  mit  einem 
solchen  bestehen  kann  (p.  57). 

Dieser  Satz  ist  denn  auch  durch  mehrere  Gesetze  aus- 
drücklich ausgesprochen,  wie  z.  B.  durch  das  Spanische 
Handelsgesetzb.  Art.  329  u.  330,  welches,  freilich  in  An- 
sehung der  Handelsgesellschaften  überhaupt,  bestimmt: 

„Las  companias  mercantiles  se  disuelven  totalinente 

„Por  la  perdida  entera  del  cajyital  social." 
und   ebenso    durch    die   Ungarischen    Gesetzes-Artikcl 
Art.  XVin.  §.  39,  die  von  den  Erwerbsgesellschaften  schlecht- 
weg anordnen,  dass  die  ganze  Gesellschaft  aufgelöst  werde: 

„wenn  der  Zweck  unerreichbar  geworden,   folglich  auch 

„dann,  wenn  der  Fonds  der  Gesellschaft  erschöpft 

„ist"; 
unterliegt  aber,  weil  in  der  Natur  der  Sache  begründet,  aucli 
da  keinem  Zweifel,  wo  er  einen  solchen  Ausdruck  nicht  ge- 
funden. 


16)  Allg.  deutsch.  Handelsg.,  Art.  214  u.  Art.  249.  —  Preuss. 
Gesetz  vom  9.  Nov.  1843,  §.  4;  Bernisches  Gesetz  von  18G0, 
Art.  25. 
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Ein  Totalverlust  des  Gesellschaftsvermögens  kann  aber 
einmal  durch  Ueberschuldung  des  Actienvereins  eintreten,  in 
welchem  Falle  dieser  jedoch  erst  durch  ConcurseröfFnung, 
d.  h.  durch  den  nach  Statt  gehabter  Prüfung  der  Vermögens- 
verhältnisse der  Gesellschaft  ergangenen  gerichtlichen  Aus- 
spruch ihrer  Zahlungsunfähigkeit,  aufgelöst  wird. 

Es  kann  aber  denkbarer  Weise  das  Vermögen  einer  Ac- 
tienverbindung  auch  ohne  Ueberschuldung  derselben  gänzlich 
verloren  gehen  ^,  unter  welcher  Voraussetzung  die  Auflösung 
der  Gesellschaft  sofort  erfolgt.  Indem  freilich  solche  Fälle 
seltener  eintreten  dürften,  da  unglückliche  Ereignisse,  welche 
einen  Actienverein  treffen,  meist  nur  den  Untergang  oder 
Verlust  eines  Theiles,  wenn  auch  möglicher  Weise  des  be- 
deutenderen Theiles  des  Vermögens  desselben  nach  sich  ziehen 
werden,  erklärt  sich  hieraus  denn  auch  wohl,  warum  die  mei- 
sten Gesetze  unter  den  Auflösungsgründen  der  Actiengesell- 
Schaft  die  Eröffnung  des  Concurses,  nicht  aber  überhaupt 
den  gänzlichen  Vermögens-Verlust  auff'ühren  -. 

Was  insbesondere  nun  den  Concurs  der  Actiengesellschaft 
anbetriff't,  so  ist  hier  vorerst  die  dem  Vorstande  obliegende 
Verpflichtung  eigenthümlich,  dem  Gerichte  Behufs  der  Gant- 
eröffnung Anzeige  zu  machen,  sobald  sich  erglebt,  dass  das 
Vermögen  des  Vereins  dessen  Schulden  nicht  mehr  deckt  (s. 
p.  522  a.  E.  flg.).  Sind  nun  auch  bei  Unterlassung  dieser  An- 
zeige die  Vorsteher,  welche  die  Zahlungsunfähigkeit  der  Ge- 
sellschaft kannten  oder  kennen  mussten,  zwar  nicht  den  Drit- 
ten aus  den  Geschäften,  welche  seitdem  Namens  der  Actien- 
verbindung  mit  denselben  durch  den  Vorstand  oder  in  dessen 
Auftrage  abgeschlossen  worden,  verpflichtet^,  da  in  derThat, 
so  lange  die  Concurseröffnung  nicht  erfolgt,  der  Actienverein 
noch  besteht  und  dieser  es  ist,  welcher  aus  den  in  seinem 
Namen  eingegangenen  Verträgen  den  Dritten  verbunden,  so 
haften  unter  der  bezeichneten  Voraussetzung  die  Vorstands- 
mitglieder persönlich  und  solidarisch  den  Gesellschaftsgläubi- 
gem, gleichgültig  aus  welcher  Zeit  deren  Forderungen  her- 
rühren, für  den  Schaden,  welcher  diesen  aus  der  Unterlassung 
jener  Anzeige  erwachsen  (s.  p.  548),  —  abgesehen  von  den 

1)  Pohls,  Actiengesellsch.,  S.  273. — 

2)  AUg.  deutsch.  Handelsg.,  Art.  242;  Preuss.  Gesetz  vom 
9.  Nov.  1843  §.28;  Züricher  Gesetzb.,  §.  1359;  Bernisch.  Gesetz 
vonl860,  Art.  39.— 

3)  Dies  meint  Pohls,  Actiengesellsch.,  S.  278. 
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peinlichen  Strafen,  denen  sie  in  Folge  einer  solchen  Unter- 
lassung ausgesetzt  sein  können  (s.  p.  548  flg.)- 

Das  Gerieht  hat  aber  auf  eine  derartige  Anzeige  des 
Vorstandes  nicht  sofort  den  Concurs  zu  eröffnen,  sondern 
zum  Zwecke  der  Herstellung  wirkhcher  Ueberschuldung  das 
vorbereitende  Verfahren  einzuleiten,  obwohl  bei  constatirter 
Zahlungsunfähigkeit  des  Vereins  das  Concurseröffnungs-De- 
cret  ohne  Rücksicht  auf  die  Anti-äge  der  Gläubiger  zu  er- 
lassen^. 

Im  Weiteren  bietet  aber  der  Concurs  der  Actiengesell- 
schaft  nichts  Eigenthümliches  dar^;  denn  wird  auch  durch 
dessen  Eröffnung  die  Actienverbindung  aufgelöst,  so  hat  dies 
seinen  Grund  lediglich  darin,  dass  Vereine  dieser  Art  nicht 
ohne  Vermögen  bestehen  können,  während  durch  das  Con- 
curs-Eröffnungs-Decret  hergestellt  ist,  dass  die  Activa  der 
Gesellschaft  deren  Schulden  nicht  mehr  decken,  diese  also  in 
Wirklichkeit  vermöo;enslos  geworden  ist.  Dass  es  hier  nun- 
mehr  während  der  Dauer  des  Concurses  an  einem  Cridar 
fehlt,  macht  so  wenig  Schwierigkeiten,  wie  bei  der  Gant  über 
eine  erblose  Verlassenschaft,  welche  mit  derjenigen  der  Ac- 
tiengesellschaft  ausserdem  die  gemeinsame  Eigenthümlichkeit 
darbietet,  dass  die  daselbst  nicht  oder  nicht  vollständig  be- 
friedigten Gläubiger  regelmässig  gegen  Niemand  mehr  eine 
Xachforderung  haben  *>. 

Wenn  der  Totalverlust  des  Vermögens  der  Actiengesell- 
schaft  die  Auflösung  dieser  letzteren  unmittelbar  oder  durch 
die  sich  daran  knüpfende  Concurseröffnung  nach  sich  zieht, 
so  ist  dagegen  eine  noch  so  bedeutende  Vermögens- Vermin- 
derung an  sich  ohne  Einfluss  auf  den  Bestand  des  Actien- 
vereins,  wo  nicht  Statuten  oder  Landesgesetzgebung  etwas 
anderes  bestimmen. 

Und  in  der  That  knüpfen  zunächst  manche  Statuten, 
Aviewohl  wieder  in  verschiedener  Weise,  an  eine  gegebene 
Verminderung  des  Grundcapitals  der  Gesellschaft  deren  Auf- 
lösung.    Nach  den  Einen  soll  die  Einbusse  einer  gewissen 


4)  Preuss.  Gesetz  vom  9.  Nov.  1843,  §.26:  „Beträgt  das  Vermö- 
,,.<^en  der  Gesellschaft  nach  der  vorgelegten  Bilanz  nicht  mehr  so  viel, 
„dass  dasselbe  die  Schulden  deckt,  so  muss  das  Gericht ....  den  Concurs 
„von  Amtswegen  eröffnen." 

5)  Pohls,  Actiengesellsch.,  S.  27G. 

6)  S.  auch  Jelly  in  der  Zeitschr.  f.  deutsches  Kecht,  Bd.  XI. 
S.  449. 
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Quote  dieses  Capitals,  wie  z.  B.  dessen  Verminderung  um 
die  Hälfte  oder  gar  um  ein  Viertel ,  die  Beendigung  des 
Vereins  ohne  weiteres  nach  sich  ziehen^;  nach  Anderen  muss 
unter  einer  solchen  Voraussetzung  die  Auflösung  durch  eine 
sofort  einzuberufende  ausserordentliche  Generalversammlung 
Statt  haben,  und  zwar  entweder  schlechtweg'^,  oder  wenn 
nicht  die  sämmtlicheu  Actieninhaber  sich  entschliessen,  den 
ursprünglichen  Werth  der  Actien  durch  Zuschuss  zu  ergän- 
zen ^  oder  die  Generalversammluno-  eine  Erofänzuns:  des  Ac- 
tiencapitals  beschliesst^°.  Nach  einem  dritten  Systeme  kann 
bei  einer  Einbusse  eines  bestimmten  Theiles  des  Grundcapi- 
tals  die  Gesellschaft  durch  einen  mit  einer  gewissen  Majorität 
zu  fassenden  Beschluss  der  Generalversammluno^  aufo-elöst 
werden  ^\  während  nach  anderen  Statuten  endlich  eine  gege- 
bene Verminderung  jenes  Capitals  die  Staatsregierung  zur 
Auflösung  des  Vereins  ermächtigt  ^-. 

Diese  statutenmässi^en  Bestimmuno;en  sind  nun  zum 
Theile  in  einige  Gesetzgebungen  übergegangen  und  dadurch 
für  die  von  denselben  beherrschten  Gebiete  zur  allsfemeinen 
Rechtsregel  erhoben  worden. 

Nach  einzelnen  Gesetzen  zieht  eine  Einbusse  einer  be- 
stimmten Quote  des  Grundcapitals  ohne  weiteres  die  Auflö- 
sung der  Gesellschaft  nach  sich. 

So  soll  nach  dem  Holland.  Handelsgesetzbuche 
Art.  47  Abs.  2  der  Actienverein  von  Rechtswegen  aufgelöst 
sein,  sobald  der  Verlust  75*^/o  des  Gesellschaftscapitals  be- 
trägt, während  die  mit  der  Leitung  der  Gesellschaftsangele- 
genheiten Beauftragten  persönlich  und  solidarisch  für  alle 
Verbindlichkeiten  haften,  welche  sie  e'esren  Dritte  einoreo^ano^eu 
oder  haben  eingehen  lassen,  nachdem  ihnen  jene  Verminde- 
rung bekannt  war  oder  hätte  bekannt  sein  müssen  ^^. 

Nach  anderen  Gesetzen  zieht  daa-esren  eine  noch  so  be- 


7)  Stat.   der  Darmstädter  Bank   für  Handel  u.  Industrie, 
§.48;  der  Mitteldeutsch.  Creditbank  inMeiningen,  §.51. 

8)  Stat.  der  Frankfurt.  Rückversicher.-Ges.,  Art.  39. 

9)  Stat.   der  Aachen,   u.   München.   Feuer  -  Versicher.  -  G. , 
§.  13. 

10)  Stat.  der  deutsch.  Versich.-Ges.  in  Dresden,  §.59. 

11)  Stat.  der  Oesterr.  Credit  ans  talt  für  Handel  U.Gewerbe, 
§•  70. 

12)  Stat.derLeipz.Bank,  §.  114;  der  Vreiraar.  Bank,  §.  G3  a.E. 

13)  S.  auch  den  Würtemb.  Entw.,  Art.  2iJ4. 
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deutende  Verminderung  des  Grundcapitals  die  Beendigung 
der  Actieno-esellschaft  nicht  ohne  weiteres  nach  sich,  indem 
viehnehr  die  Einbusse  einer  bestimmten  Quote  desselben  nur 
die  Staatsgewalt  zur  Auflösun«;  des  Vereins  berechtigt  und 
beziehungsweise  verpflichtet. 

So  niuss  nach  englischem  Rechte  eine  gerichtliche 
Liquidation  der  Gesellschaft  auf  Antrag  eines  Contribuenten 
Statt  finden,  wenn  drei  Viertel  des  Gesellschaftscapitals  ver- 
loren gegangen  oder  unverwendbar  geworden  sind  ^^. 

Nach  dem  Bernischen  Gesetze  vom  J.  18()0  kann  die 
Staatsgenehmigung,  deren  jede  Actienverbindung  bedarf,  zu- 
rückgenommen werden ,  wenn  sich  aus  der  letzten  Gesell- 
schaftsi'echnung  ergiebt,  dass  sich  das  Grundcapital  um  die 
Hälfte  vermindert,  und  sind  die  Mitglieder  des  Vorstandes 
verpflichtet,  sobald  ihnen  eine  solche  Verminderung  bekannt 
geworden,  hiervon  den  Regierungsrath  unverzüglich  inKennt- 
niss  zu  setzen  (Art.  41  no.  4). 

Nach  dem  Zürcher  Gesetzbuche  §.  1361  kann  da- 
gegen nicht  jede  Actienverbindung  wegen  Verminderung  ihres 
Grundcapitals  um  die  Hälfte  von  der  Regierung  aufgelöst 
werden,  indem  letztere  diese  Befuo:niss  nur  in  Ansehuno;  der 
Actienvereine  hat,  welche  Inhaber-Papiere  ausgeben,  oder 
Avelche,  wie  Gesellschaften,  die  Bank-,  Darlehens-  oder  Ver- 
sicherungs- Geschäfte  treiben,  den  öflentlichen  Credit  des 
Publicums  in  Anspruch  nehmen,  oder  bezüglich  welcher  end- 
lich der  Staat  bei  Ertheilun«:  der  staatlichen  Genehmiofuno; 
sich  dieses  Recht  ausdrücklich  vorbehalten.  Abgesehen  von 
einem  solchen  Vorbehalte  soll  dageo-en  die  Auflösung  anderer 
als  der  bezeichneten  Actienvereine  wegen  Verminderung  ihres 
Grundcapitals  um  die  Hälfte  Seitens  des  Staats  um  desswil- 
len  unstatthaft  sein,  weil  eine  Gesellschaft,  die  sich,  wie 
z.B.  eine  Baumwollen-Spinnerei  aufActien,  nur  in  einem 
engen  Geschäftskreise  mit  ihren  Geschäftsfreunden  bewege, 
ungeachtet  einer  noch  grösseren  Einbusse  an  ihrem  Capitale 
doch  noch  völlig  solid  sein  könne  ^''. 

Nach  dem  Preuss.  Gesetze  vom  9.  Nov.  1843  §.  25 
hat  der  Vorstand,  wenn  sich  aus  der  letzten  Bilanz  ergiebt, 
dass  sich  das  Stammcapital  um  die  Hälfte  vermindert,   dies 


14}  Engl.    Actiengesellschafts-Acten    1856,    1857,    Th.    III. 
LXVII.  — 

15)  Bluntschli,  Erläut.  zum  Zürch.  G esctzb.,  §.1361. 
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unverzüglich  bekannt  zu  machen  (s.p.  523),  während  in  einem 
solchen  Falle  der  Regierung  die  Verpflichtung  obliegt,  von 
den  Büchern  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen  und  sie 
nach  Befinden  der  Umstände  deren  Auflösung  zu  verfügen 
befugt  ist. 

An  dieses  Gesetz  hat  sich  denn  auch  das  deutsche 
Handelsgesetzbuch,  wiewohl  nicht  ohne  wesentliche  Mo- 
dificationen ,  angelehnt.  Indem  dasselbe  nämlich  bestimmt 
(Art.  240),  es  müsse  der  Vorstand,  wenn  sich  aus  der  letzten 
Bilanz  ergebe,  dass  sich  das  Grundcapital  um  die  Hälfte  ver- 
mindert, unverzüglich  eine  Generalversammlung  einberufen 
und  dieser,  so  wie  der  zuständigen  Verwaltungsbehörde  da- 
von Anzeige  machen,  während  letztere  in  diesem  Falle  von 
den  Büchern  der  Gesellschaft  Einsicht  nehmen  und  nach  Be- 
finden der  Umstände  deren  Auflösung  verfügen  könne  (Art. 
242.  3),  weicht  das  deutsche  Handelsgesetzbuch  vom 
Preuss.  Gesetze  nicht  allein  darin  ab,  dass  es  der  Verwal- 
tungsbehörde erlaubt  und  nicht  gebietet,  auf  eine  Anzeige 
der  in  Frag-e  stehenden  Art  die  Bücher  der  Actienverbindung 
einzusehen,  sondern  insbesondere  in  dem  anderweitigen  Puncte, 
dass  es  von  einer  Veröflentlichung  der  stattgehabten  Vermö- 
gensverminderung absieht.  Und  in  der  That  enthält  eine 
Vorschrift  wie  diejenige  des  Preussischen  Gesetzes,  wonach 
die  Verminderung  des  Grundcapitals  um  die  Hälfte  ausnahms- 
los und  unverzüglich  öffentlich  bekannt  zu  machen  ist,  eine 
grosse  und  unnöthige  Härte  für  die  Actionäre,  da  eine  solche 
Veröffentlichuno;  o-eeio-net,  den  Credit  des  Actienvereins  zu 
vernichten,  ungeachtet  dieser  weder  noth wendig,  noch  immer 
aufgelöst  werden  wird.  Wenn  man  aber  hiergegen  in  der 
Nürnberger  Conferenz  geltend  machte'^',  bei Actiengesell- 
schaften,  wo  Niemand  persönlich  hafte,  sei  es  ganz  angemes- 
sen, dass  das  Publicum  nicht  in  einer  Täuschung  darüber 
gehalten  werde,  ob  das  Vermögen,  dem  dasselbe  creditirt, 
noch  vorhanden  oder  schon  zum  grossen  Theile  verschwunden 
sei,  so  kann  dieser  Grund  um  desswillen  nicht  entscheiden, 
Aveil  die  Güter  eines  Actienvereins  ungeachtet  ihrer  Vermin- 
derung um  die  Hälfte  doch  vollständig  für  den  Geschäftsbe- 
trieb und  die  voraussichtliche  Deckung  der  gegenwärtigen 
und  künftigen  Schulden  der  Gesellschaft  ausreichen  kann, 
während  es  andererseits  Sache  derjenigen  ist,  Avelche  sich  in 


16)  Protocolle,  S.  356. 
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Geschäfte  mit  einer  Actienverbindung  einlassen  wollen,  deren 
Solidität  zu  prüfen. 

Dao-effen  haben  allerdino;s  die  Actionäre  der  Natur  der 
Sache  nach  Anspruch  darauf,  von  einer  so  wesentlichen  Ver- 
minderung des  Actiencapitals,  durch  welche  je  nach  Umstän- 
den das  Actienunternehmen  gefährdet  oder  ausserordentliclie 
Massresceln  ffeboten  sein  können,  sofort  in  Kenntniss  gesetzt 
zu  werden;  aus  welchem  Grunde  denn  die  Anordnung  des 
deutschen  Handelsgesetzbuches  vollkommen  gerecht- 
fertigt, wonach  der  Vorstand,  wenn  sich  aus  der  letzten  Bi- 
lanz eine  Verminderung  des  Grundeapitals  um  die  Hälfte 
ergiebt,  einer  zu  diesem  Zwecke  unverzüglich  zu  berufenden 
Generalversammluno;  Anzeige  zu  machen  hat. 

Bei  dieser  Berufung  ist  aber  der  Vorstand  weder  ver- 
pflichtet, noch  auch  berechtigt,  als  deren  Grund  die  aus  der 
Bilanz  sich  ergebende  Verminderung  des  Grundeapitals  anzu- 
zeigen, Avas  bei  der  gewöhnlichen  Art  und  Weise,  wie  Gene- 
ralversammlungen zusammenberufen  werden ,  meist  einer 
öffentlichen  Bekanntmachung  der  Capital-Einbusse  gleichkom- 
men würde.  Der  Vorstand  ist  hierzu  nun  um  desswillen  nicht 
verpflichtet,  weil,  wenn  auch  der  Zweck  einer  Generalver- 
sammlung jederzeit  bei  der  Berufung  bekannt  gemacht  werden 
muss,  dies  doch  nur  zu  Beschlussfassungen  erforderlich,  wäh- 
rend es  sich  hier  zunächst  nur  um  eine  Anzeige  an  die  Ac- 
tionäre handelt;  —  der  Vorstand  ist  aber  ebensowenig  zu 
einer  solchen  Bekanntmachun<T  berechtigt,  da  er  sich  aller 
Handlungen  zu  enthalten  hat,  durch  welche  der  Credit  des 
von  ihm  vertretenen  Vereins  untergraben  werden  möchte. 

DaffCffen  hat  der  Vorstand  nicht  allein  der  Generalver- 
Sammlung,  sondern  auch  der  zuständigen  Verwaltungsbehörde 
Anzeige  von  der  Verminderung  des  Grundeapitals  um  die 
Hälfte  zu  machen,  welche  Anzeige  jedoch  sammt  den  sich 
hieran  knüpfenden  Rechten  der  Behörde  in  Ansehung  der 
Actienvereine  wegfällt,  zu  deren  Errichtung  staatliche  Ge- 
nehmigung nicht  erfordert  ^^.  In  Betracht  der  Frage  aber,  ob 
die  Verwaltungsbehörde  auf  eine  solche  Anzeige  zu  einer 
öffentlichen  Bekanntmachung  verpflichtet  oder  doch,  wie  letz- 
teres   einzelne   Gesetze    erklären  ^^,    berechtigt ,    enthält    das 


17)  S.  p.  523  und  daselbst  not.  3G  über  die  Zuständigkeit  der  Ver- 
waltungsbehörde. 

18)  Zürch.  Gesetzb.,  13G1;    Bernisch.  Gesetz  von  1860,  Art. 
41  no.  4. 
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deutsche  Handelsgesetzbuch  keine  ausdrückhche  Be- 
stimmung-, indem  es,  wie  schon  früher  bemerkt,  nur  anordnet, 
es  könne  die  zuständige  Behörde,  welcher  die  betreffende 
Capital-Einbusse  angezeigt  worden,  von  den  Büchern  der  Ge- 
sellschaft Einsicht  nehmen  und  nach  Befinden  der  Umstände 
(ieren  Auflösung  verfügen.  Folgt  nun  aus  diesem  Stillschwei- 
gen des  Gesetzes  allerdings,  dass  von  einer  Verpflichtung 
der  Verwaltung,  die  ihr  angezeigte  Einbusse,  welche  die  Ge- 
sellschaft an  ihrem  Grundcapitale  erlitten,  öffentlich  bekannt 
zu  machen  nicht  die  Rede  sein  kann,  so  unterlieo^t  es  da^eo-en 
keinem  Zweifel,  dass  die  Verwaltungsbehörde,  indem  sie  von 
einer  Auflösung  des  Actienvereins  absieht,  andere  Massregeln 
im  Interesse  des  Publicums  zu  treffen,  und  d^her  auch  die 
öffentliche  Bekanntmachung  der  eingetretenen  Capitals-Ver- 
minderung  anzuordnen  befugt  sein  muss,  da  das  ßecht  der 
Auflösung  auch  dasjenige  zu  minder  schweren  ]Massregeln 
nothwendig  enthält. 

§.  78. 

Die  Auflösung  der  Actiengesellschaft  durch  Beschluss  der 
Actionäre,  insbesondere  mittelst  s.  g.  Fusion. 

Die  Actiengesellschaft  kann  durch  einen  Beschluss  der 
Actionäre  aufgelöst  werden,  zu  welchem  jedoch  die  Ueber- 
einstimmung  aller  Vereinsmitglieder  nöthig  ist  (s.  p.  454). 
Dass  nämlich  eine  solche  Auflösung  durch  einen  Majoritäts- 
beschluss  der  Generalversammlung  als  Regel  nicht  zulässisf, 
ist  vorerst  dann  klar,  wenn  der  Actienverein  vor  Ablauf  der 
Zeit,  für  die  er  errichtet,  aufgehoben  werden  soll,  da  es  sich 
in  einem  solchen  Falle  um  eine  Brechung  der  statutenmässi- 
gen  Rechte  der  Actionäre  handelt.  Allein  nicht  anders  ver- 
hält es  sich  bei  Actienverbindungen,  die  ohne  Festsetzung 
ihrer  Zeitdauer  gegründet,  weil  diese  ewig  oder  doch  bis  zur 
Erreichung  ihres  vorübergehenden  Zweckes  zu  dauern  be- 
stimmt sind. 

Allerdings  ist  nun  eine  Auflösung  der  Actiengesellschaft 
durch  einen  Majoritätsbeschluss  der  Generalversammlung,  ab- 
gesehen von  einer  ausdrücklichen  Anordnung  der  Statuten, 
nach  Massgabe  einzelner  LandessTesetzo-ebungen  möglich.  So 
kann  eine  solche  nach  englischem  Rechte  durch  einen 
Specialbeschluss  (p.  45l>),  nach  dem  Bernischen  Ge- 
setze von  18'J0  Art.  25  mit  einer  Stimmenanzahl  beschlossen 
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werden,  welche,  nach  Antheilen  berechnet,  mindestens  zwei 
Drittheile  des  Grundcapitals  darstellt  (s.  p.  460). 

Dagegen  Aveichen  weder  das  Preuss.  Gesetz  vom 
9.  Nov.  iy43,  noch  auch  das  Allg.  deutsche  Handelsge- 
setzbuch von  dem  in  der  Natur  der  Sache  begründeten 
Grundsatze  ab ,  wonach  in  Ermangelung  anderer  statuten- 
mässiirer  Bestimmung:  die  Actiengesellschaft  nur  durch  den 
übereinstimmenden  Willen  sämmtlicher  Actionäre  aufgelöst 
werden  kann. 

Denn  erklärt  auch  jenes  (§.  28),  die  Gesellschaft  höre 
durch  statutenmässigen  Beschluss  der  Mitg^lieder 
auf,  während  dieses  (Art.  242)  einfach  von  der  Auflösung  des 
Actienvereins  durch  einen  Beschluss  der  Actionäre 
spricht,  so  ist  damit  in  keiner  Weise  der  Beantwortung  der 
Frage  vorgegriffen,  ob  zu  einem  solchen  Beschlüsse  die  über- 
einstimmende Willenserklärung  sämmtlicher  Gesellschafter 
nöthig,  oder  ob  derselbe  nicht  vielmehr  als  Majoritätsbeschluss 
der  Generalversammlung  gefasst  werden  kann.  Dass  übri- 
gens auch  nach  dem  deutschen  Handelsgesetzbuche 
ein  derartiger  Auflösungsbeschluss  ein  statutenmässiger 
sein  muss,  versteht  sich  von  selbst,  sobald  die  Statuten  be- 
zügliche Bestimmuncjen  enthalten,  während  die  Möf^lichkeit 
einer  Auflösung  der  Actiengesellschaft  durch  den  Willen  der 
Actionäre,  auch  wenn  derselben  in  den  Statuten  keine  Er- 
wähnung geschehen ,  einem  Zweifel  nicht  unterliegt  ^. 

Indessen  ist  eine  solche  Aufhebung  der  Gesellschaft  sehr 
oft  in  den  Statuten  voro-esehen  und  durch  einen  allerdino:s 
häufig  an  besondere  Bedingungen  geknüpften  Mehrheitsbe- 
schluss  der  Generalversammlung  gestattet  (s.  p.  458),  wo  nicht 
das  Grundcapital  eine  gewisse  Einbusse  erlitten,  in  welchem 
Falle  die  Auflösung  des  Vereins  mit  einfacher  Majorität'^ 
oder  sonst  doch  mit  einer  geringeren  Stimmenanzahl  gesche- 
hen kann  ^,  wenn  sie  nicht  etwa  statutengemäss  unter  einer 
solchen  Voraussetzung  geschehen  muss  (s.  p.  712). 

Nach  dem  Allg.  deutschen  Handelsgesetzbuche 
(Art.  242)  muss  aber  der  Beschluss  der  Actionäre,  durch 
welchen  die  Actien Verbindung  aufgelöst  Averden  soll,  gleich- 
gültig,  ojb  derselbe  durch  Uebcreinstimmung  aller  Mitglieder 


1)  Protocolle,  S.  3G2. 

2)  Stat.  der  l*rankfurt.  Ilückversicher.-(r.,  §.39. 

3)  Stat.  der  Oesterr.  Creditanstalt,  §.  31  u.  70. 
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oder  auf  Grund  der  Statuten  als  Mehrheitsbeschluss  in  der 
Generalversammlung  gefasst  worden,  notariell  oder  ge- 
richtlicli  beurkundet  sein,  ein  Erforderniss,  welches  um 
desswillen  in  das  Gesetzbuch  aufgenommen  wurde,  damit  der 
Eintrag  der  Auflösung  der  Gesellschaft  eine  entsprechende 
Grundlage  habe^.  Obwohl  demnach  des  Beweises  halber 
vorgeschrieben,  bedingt  doch  jene  Form  die  Gültigkeit  des 
Auflösungs-Beschlusses,  da  nach  den  Worten  des  Gesetzes 
die  Actiengesellschaft  nur  durch  einen  notariell  oder  ge- 
richtlich bekundeten  Beschluss  der  Actienverein  aufge- 
löst  wird. 

Zur  Aufhebung  eines  Actien Vereins  durch  einen  derarti- 
o;en  Beschluss  ist  aber  nicht  selten  staatliche  Genehmigung: 
durch  die  Statuten  verlangt  ^  ein  Erforderniss,  welches  durch 
manche  Gesetzgebungen  als  allgemeine  Regel  aufgestellt 
worden. 

So  bestimmt  das  Preuss.  Gesetz  vom  9.  Nov.  1843 
§.  28,  es  höre  die  Actiengesellschaft  auf: 

„durch  statutenmässigen  Beschluss    der  Mitglieder  mit 
„landesherrlicher  Genehmigung". 
So  erklärt  ferner  das  Bernische  Gesetz  von  1860  Art.  39, 
die  Actienverbindung  werde  aufgelöst: 

„durch  statutengemässen  Beschluss  der  Generalversamm- 
„lung  der  Actionäre,  soferne  die  nach  Art.  2  competente 
„Staatsbehörde    (d.   h.   je    nach   Umständen    der  grosse 
„Rath  oder  der  Regierungsrath)  die  Genehmigung  dazu 
„ertheilt" ; 
während  das  Zürcher  Gesetzbuch  §.  44  anordnet,  dass 
„Actienverbindungen,  welche  auf  industrielle  oder  andere 
„öconomische  Unternehmungen  gerichtet   sind,    ....   zu 
„ihrer  Auflösung  der  Genehmigung  des  Regierungsrathes 
„(bedürfen),  welcher  insbesondere  zu  prüfen  hat,  ob  nicht 
„durch    die    Auflösung    der   öflfentliche    Credit    verletzt 
„werde." 
Andere  Gesetzgebungen  dagegen  erwähnen  des  Erfordernisses 
der   Staatsgenehmigung  hier  nicht,   theils   weil   sie,   wie   die 
Französische,    Spanische,   Holländische   und   Serbi- 
sche, von  der  Auflösung  der  Actiengesellschaft  durch  Beschluss 


4)  Protocolle,  S.  1070. 

5)  Stat.  der  Oesterr.  Creditanstalt,  §.  31;    der  deutsch.  Ver- 
sich.-Ges.  in  Dresden,  §.  59. 
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der  Actionäre  überhaupt  nicht  sprechen,  theils  indem  sie,  wie 
das  Allg.  deutsche  Handelsgesetzb.  Art.  242,  lediglich 
den  Satz  aufstellen,  dass  die  Actienverbindung  durch  einen 
solchen  Beschluss  aufgelöst  werde. 

Wo  aber  die  Staatsgenehmigung  weder  durch  die  Statu- 
ten, noch  auch  durch  die  einschlagende  Gesetzgebung  aus- 
drücklich erfordert,  ist  dieselbe  für  die  Auflösung  der  Gesell- 
schaft selbst  in  dem  Falle  nicht  für  nöthig  zu  erachten,  dass 
für  die  Ei-richtung  von  Actienvereinen  oder  doch  von  Actien- 
vereinen  der  in  Frage  stehenden  Art  eine  solche  Genehmi- 
o-uno;  verlano-t  ist;  —  was  insbesondere  nach  Massgabe  des 
Allg.  deutschen  Handelsgesetzbuches  schon  desshalb 
ausser  jedem  Zweifel  steht,  weil  die  durch  Art.  200  des 
Preuss.  Entwurfs  geforderte  landesherrliche  Genehmiouno- 
durch  die  Nürnberger  Conferenz  gestrichen  wurde •^. 

Auch  abgesehen  von  diesem  äusseren  Momente  kann 
jedoch  die  staatliche  Genehmigung  für  die  Auflösung  einer 
Actiengesellschaft  in  Ermangelung  anderweitiger  ausdrück- 
licher Anordnung  nicht  für  erforderlich  erachtet  werden.  Denn 
beruft  man  sich  auch  für  die  entgegengesetzte  Meinung  zu- 
nächst darauf,  dass  schon  die  rechtliche  Consequenz  eine 
solche  Genehmigung  verlange,  weil  der  Actienverein  seine 
Existenz  überhaupt  aus  der  Genehmigung  des  Staats  herleite'^, 
so  übersieht  man,  dass  diese  letztere,  wo  sie  für  die  Grün- 
dung einer  Actienverbindung  nöthig,  nur  eine  Anerkennung 
der  Persönlichkeit  ist,  welche  ein  solcher  Verein  seinem  We- 
sen nach  anspricht,  eine  Anerkennung,  die  allerdings  zu  des- 
sen Bestände  erfordert,  die  aber,  weil  die  Actiengesellschaft 
als  Privatcorporation  einen  Theil  des  Staatsorganismus  nicht 
bildet,  kein  Gebot  des  Fortbestandes  der  neu  entstandenen 
Persönlichkeit  enthält.  Wenn  man  aber  weiter,  wie  dies  von 
einer  Seite  in  der  Nürnberger  Conferenz  geschehen^,  für 
das  Erforderniss  staatlicher  Genehmigung  geltend  macht,  es 
sei  die  Auflösuno;  einer  auf  bestimmte  Zeit  einfregan^enen 
Actiengesellschaft  eine  Abänderung  der  Statuten,  so  beruht 
diese  Argumentation  auf  einer  unrichtigen  Prämisse.  Denn 
von  einer  Abänderung  der  Statuten  kann  vorerst  jedenfalls 
da  nicht  die  Rede  sein,   wo  diese  die  Auflösung  der  Gesell- 


6)  Protocolle,   S.  362. — 

7)  Motive  zum  Preuss.  Entwürfe,  S.  97. 

8)  Protocolle,  S.  3:30. 
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Schaft  vorsesehen  und  diese  Auflösuno;  auf  Grund  einer  statu- 
tenmässigen  Anordnung  beschlossen  wird. 

Allein  abg-esehen  hiervon  ist  überall  von  einer  Statuten- 
Aenderung  nicht  zu  sprechen,  wo  es  sich  darum  handelt,  den 
Actienverein  samnit  dessen  Statuten  schlechtweg  ausser  Wirk- 
samkeit zu  setzen;  — •  wie  es  denn  überhaupt  etwas  ganz  an- 
deres ist,  ob  eine  Actienverbindung,  welche  auf  Grundlage 
einer  gegebenen  Regel  die  zu  ihrer  rechtlichen  Existenz  er- 
forderte Staatsgenehmigung  erhalten,  nunmehr  nach  einer  ab- 
geänderten Norm  fortbestehen,  oder  ob  dieselbe  schlechthin 
aufhören  soll.  Fehlt  es  demnach  an  Rechtsgründen  für  die 
Nothwendigkeit  staatlicher  Genehmigung  zum  Zwecke  der 
Auflösung  einer  Actiengesellschaft,  so  lässt  sich  dafür  auch 
nicht  der  übrigens  nur  da,  wo  es  sich  de  lege  ferenda  handelt, 
in  Betracht  kommende  Zweckmässigkeitsgrund  anführen,  dass 
das  öftentliche  Interesse  durch  eine  unzeitige  Auflösung  des 
Actienvereins  gefährdet  werden  könne  '^  da  dies  keineswegs 
immer  der  Fall  ist  und  ein  solches  Interesse  hinreichend  durch 
die  dem  Staate  zustehende  Befugniss  gewahrt  zu  werden  ver- 
mag, die  zur  Errichtung  der  Gesellschaft  nöthige  Genehmi- 
gung an  die  Bedingung  zu  knüpfen,  dass  jene  nicht  ohne 
Einwilligung  der  Staatsgewalt  aufgelöst  werde  ^*',  und  be- 
ziehungsweise eine  dahin  abzielende  Bestimmung  in  die  Sta- 
tuten aufnehmen  zu  lassen. 

Wo  aber  zur  Auflösung  der  Gesellschaft  durch  Beschluss 
der  Actionäre  nach  Massgabe  der  Statuten  oder  der  einschla- 
genden Landesgesetzgebung  Staatsgenehmigung  nöthig,  ist, 
falls  dieselbe  nicht  nachgesucht  oder  abgeschlagen  worden, 
die  Actienverbindung  so  lange  rechtlich  als  fortbestehend  zu 
betrachten,  bis  die  staatliche  Autorisation  der  Auflösung  er- 
folgt oder  ein  anderer  Beendigungsgrund  eingetreten. 

Daher  ist  einmal  die  stattgehabte  Vertheilung  des  Grund- 
capitals  unter  die  Actionäre  eine  unrechtmässige,  und  sind 
nicht  allein  die  Mitgheder  des  Vorstandes,  welche  in  dieser 
Hinsieht  ein  Verschulden  triff't,  den  Vereinsgläubigern  per- 
sönlich und  solidarisch  für  den  hierdurch  entstandenen  Scha- 
den verhaftet  (Allgem.  deutsches  Handelsgesetzbuch 
Art.  248),  sondern  können  sich  diese  auch  an  die  Actionäre 
für  die  von  denselben  in  Empfang  genommenen  Beträge  des 


9)  So  die  Motive  zum  Preuss.  Entw.,  S.  97. 
10)  ProtocoUe,  S.  330  a.  E.  — 
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Actiencapitals  halten,  während  es  für  eine  gemeinsame  und 
solidarische  Haftung  der  Vereinsmitglieder  dafür,  dass  die 
Creditoren  nach  Massgabe  des  zur  Zeit  der  Auflösung  vor- 
handenen Actienvermögens  befriedrigt  werden,  in  Ermange- 
lung ausdrücklicher  landesgesetzlicher  Anordnung  ^^,  an  je- 
dem Rechtsgrunde  fehlt.  Gläubiger  des  Actienvereins  sind 
aber  nicht  bloss  diejenigen,  deren  Forderungen  zur  Zeit  des 
Auflösungs-Beschlusses  bereits  begründet,  sondern  auch  die- 
jenigen, welche  seither  mit  den  Namens  der  Actienverbindung 
handelnden  Vertretern  derselben  contrahirt. 

Andererseits  haften  die  Mitglieder  des  Vorstandes  der 
rechtlich  nicht  aufgelösten  Gesellschaft  für  allen  Schaden, 
welchen  diese  dadurch  erlitten,  dass  jene  die  ihnen  als  Ver- 
eins-Vorstehern  obliegende  Thätigkeit  unterlassen  und  be- 
ziehungsweise den  Betrieb  des  Actienunternehmens  eingestellt. 

Der  Beschluss  der  Actionäre,  durch  welchen  die  Gesell- 
schaft aufgelöst  wird,  kann  sehr  verschiedene  Veranlassungen 
haben,  wie  die  Einbusse  eines  Theils  des  Grundcapitals,  oder 
die  Aussicht  auf  einen  möglichen  Verlust  desselben  wegen 
veränderter  Conjuncturen,  wie  z.  B.  in  Folge  einer  gefährli- 
chen Concurrenz  oder  der  durch  Handelsverträge  veränder- 
ten Zollverhältnisse  u.  s.  w.  Ebenso  kann  aber  ein  solcher 
Beschluss  unter  verschiedenen  Modalitäten  geschehen,  indem 
er  bald  eine  gewöhnliche  Liquidation  der  Vermögensverhält- 
nisse der  Gesellschaft  herbeiführen  soll,  bald  die  Uebertra- 
gung  des  Vereinsvermögens  an  eine  andere  Person,  den  Staat 
oder  sonst  irgend  einen  Dritten,  bezweckt  ^^. 

Von  besonderer  practischer  Wichtigkeit  ist  hier  nun  die 
s.  g.  Fusion,  d.  h.  die  Auflösung  einer  Actiengesellschaft 
durch  Uebertragung  ihrer  Güter  und  Schulden  an  eine  andere, 
gegen  Gewährung  von  Actien  dieser  letzteren. 

Die  Fusion  ist  ein  combinirtes  Verhältniss  und  kein 
eigenthümlicher  juristischer  Begriff"^^.  Sie  ist  einmal  die  Auf- 
lösung einer  Actiengesellschaft  durch  einen  Beschluss  der 
Actionäre;  sie  ist  ferner  eine  Auflösung,  Avelche  in  der  Art 
geschehen  soll,  dass  Vermögen  und  Schulden  einer  Actien- 
verbindung an  eine  andere  übertragen  werden,  —  womit  denn 
zusammenhängt,    dass   eine   Liquidation   der  Vermögensver- 


11)  Sonach  dem  Zürcher  Gesetzbuche,  §.44. 

12)  ProtocoUe,  S.  363.  —  Bekker  in  der  Zeitschr.  f.  d. 
sammte  Handelsrecht,  Bd. IV.  S.  5G1. 

13)  Frotocolle.S.  368. 

li  enaud,  ActicnfjescUsch.  A(\ 
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liältnisse  des  aufgelösten  Vereins  nicht  Statt  findet,  indem  viel- 
mehr dessen  Gläubiger  Creditoren  der  anderen  Gesellschaft 
werden,  mit  welcher  die  Vereinigung  geschieht,  und  dessen 
Actionäre  an  Stelle  des  ihnen  gebührenden  Theiles  der  Güter 
der  aufgelösten  Gesellschaft  Actien  der  anderen  erhalten  ^'^. 

Die  Fusion,  sagten  wir,  ist  die  Auflösung  einer  Ac- 
tiengesellschaft  durch  Beschluss  der  Actionäre. 
Schon  hieraus  folgt  nach  unseren  obigen  Erörterungen,  dass 
zu  diesem  Zwecke  regelmässig  die  übereinstimmende  Wil- 
lenserklärung sämmtlicher  Vereinsmitglieder  erfordert,  eine 
Einwilligung,  die  selbst  dann  nöthig  ist,  Avenn  die  Statuten  eine 
Auflösung  des  Actienvereins  durch  Majoritäts-Beschluss  ge- 
statten, da  eine  solche  Bestimmung  im  Zweifel  von  einer 
Auflösung  zu  verstehen,  in  Folge  deren,  wie  dies  die  Eegel 
ist,  das  Vermögen  der  aufgelösten  Gesellschaft  nach  Tilgung 
der  Schulden  unter  die  Actionäre  im  Verhältnisse  zu  den 
Actien  derselben  vertheilt  wird,  während  hier  eine  solche 
Theilung  unterbleibt.  Daher  denn  eine  derartige  Auflösung, 
wie  es  auch  das  Allg.  deutsche  Handelsgesetzbuch 
ausgesprochen  (Art.  215  Abs.  2  u.  oben  p.  463  a.  E.  flg.), 
nur  dann  durch  Stimmenmehrheit  beschlossen  werden  kann, 
wenn  dies  ausdrücklich  durch  die  Statuten  gestattet ^^. 

Die  Fusion  ist  aber  ferner  die  Auflösung  einer  Actien- 
gesellschaft  durch  Beschluss  der  Actionäre,  welche,  wie  das 
deutsche  Handelsg.  (Art.  247.  249  u.  215  Abs.  2)  sich  aus- 
drückt, durch  Vereinigung  derselben  mit  einer  ande- 
ren Actiengesellschaft  geschehen  soll,  indem  Vermö- 
gen und  Schulden  jener  an  diese  übertragen  werden. 
Diese  andere  Actienverbindung  kann  nun  eine  bereits  be- 
stehende sein,  welche  auch  nach  stattgehabter  Vereinigung 
ihre  bisherige  Firma  beibehält,  wie  dies  z.  B.  in  Ansehung 
der  Hessischen  Ludwigs -Eisenbahngesellschaft  geschehen, 
nachdem    die   Frankfurt-Hanauer-Eisenbahn-Gesellscbaft  mit 


14)  Unrichtig  ist  die  Auffassung  Koch's  das  Allg.  deutsche  Han- 
delsg. zu  Art.  247  not.  138,  wonach  die  Fusion  ein  Gesellschaftsvertrag 
zwischen  den  Mitgliedern  zweier  bisher  verschiedener  Gesellschaften  ist, 
wodurch  beiderlei  Mitglieder  sich  zu  Einer  Gesellschaft,  die  eigentlich 
eine  neue  ist,  vereinigen.  Denn  einmal  ist  hier  von  einem  Vertrage  zwi- 
schen den  Mitgliedern  mehrerer  Actiengesellschaften  nicht  die  Rede,  und 
noch  weniger  von  einem  Gesellschaftsvertrage;  dann  aber  entsteht  in 
Folge  der  Fusion  keineswegs  immer  eine  neue  Actiengesellschaft. 

15)  Slat.  da  credit  nwhilier^  Art.  G2  verb.  mit  Art.  50. 
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ihr  verbunden  worden,  —  ein  Fall,  auf  welchen  allein  das 
deutsche  Handelsgesetzbuch  zu  reflectiren  scheint ^^. 
Oder  es  kann  der  Actienverein,  mit  welchem  eine  andere  Ge- 
sellschaft fusionirt  werden  soll,  ein  noch  zu  errichtender  sein, 
ein  Verhältniss,  welches  namentlich  dann  eintreten  wird,  wenn 
zwei  oder  melirere  Actiengesellschaften  sich  zu  einer  neuen 
Actienverbinduno;  unter  einer  neuen  Firma  vereinio-en.  Bei- 
spiele  geben  die  im  J.  1845  stattgehabte  Verschmelzung  der 
Badischen  Gesellschaft  des  Phönix  und  der  Frankfurter  Ver- 
sicherungs- Gesellschaft  zum  Actienvereine  „Deutscher 
Phönix",  so  wie  ferner  die  im  J.  1854  vor  sich  gegangene 
Vereinigung  der  anonymen  Gesellschaften  „Chemische  Fabrik 
AVohlgelegen-Heilbronn"  und  „Chemische  Fabrik  Neuschloss 
bei  Lampertheim"  zur  Actiengesellschaft  „Verein  chemi- 
scher Fabriken  in  Mannheim". 

Hiernach  gehört  denn  zu  einer  Fusion  nicht  allein  ein 
von  den  Actionären  Einer  Gesellschaft  zu  fassender  Beschluss 
der  Auflösuno;  derselben,  sondern  ein  Auflösungs-Beschluss 
zweier  oder  mehrerer  Actienvereine  zugleich  mit  dem  Be- 
schlüsse einer  Vereinigung  zu  Einer  neuen  Actien Verbindung; 
oder  ein  Auflösungs-Beschluss  in  dem  einen  Vereine  und  auf 
Seiten  der  Actionäre  der  anderen  Gesellschaft,  welche  unter 
ihrer  bisherigen  Firma  fortbestehen  soll,  ein  Beschluss,  die 
ano-ebotene  Uebertrao-uno;  des  Vermöo;ens  und  der  Schulden 
der  aufzulösenden  Gesellschaft  anzunehmen.  Auch  zu  die- 
sem letzteren  Beschlüsse  ist  aber,  in  Ermangelung  anderer 
ausdrücklicher  Festsetzung  der  Statuten,  die  Einwilligung 
sämmtlicher  Actionäre  erfordert,  da  es  sich  hier  theils  um  die 
Uebernahme  einer  Schuldenlast  handelt,  derfin  Eingehung  an 
sich  im  Zwecke  des  Vereins  nicht  liegt,  theils  um  die  Emis- 
sion neuer  Actien,  welche  an  die  Mitglieder  der  aufzuheben- 
den Verbindunfj  «bewährt  werden  sollen. 

Dass  nun  nach  dem  Alltj.  deutschen  Handelsge- 
setzbuch c  die  Auflösungs-Beschlüsse  der  mehreren  Gesell- 
schaften, die  zu  Einer  neuen  Actienverbindung  verschmolzen 
werden  sollen,  notariell  oder  gerichtlich  beurkundet  sein  müs- 
sen, und  dass  ferner  das  Nämliche  in  Betreff  des  Beschlusses 
der  Auflösung  des  Actienvereins  gilt,  welcher  in  einem  an- 
deren bereits  bestehenden  aufgehen  soll,  versteht  sich  von 
selbst.     Ebenso  wird  aber  der  Beschluss  der  Actieng-esell- 


16;  ProtocoUe,  S.  3Gl>i.  A. — 

40^ 
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Schaft,  mit  welcher  die  sich  auflösende  zu  vereinigen,  regel- 
mässig einer  solchen  Beurkundung  bedürfen,  weil  es  sich  für 
dieselbe  bald  um  eine  Erweiterung  ihres  Unternehmens,  wie 
z.  B.  durch  Uebernahme  des  Betriebs  der  Bahn  der  mit  ihr 
fusionirten  Gesellschaft,  bald  um  die  Vermehrung  ihres  Ac- 
tiencapitals  handeln  wird. 

Auch  kann  nach  eben  jenem  Gesetzbuche  die  Auflösung 
einer  Actiengesellschaft  durch  Vereinigung  mit  einer  anderen 
nur  unter  staatlicher  Genehmigung  erfolgen  (Art.  247),  wenn 
nicht  das  Erforderniss  einer  solchen  Genehmigung  nach  dem 
einschlagenden  Landesgesetze  für  die  Errichtung  von  Actien- 
gesellschaften  im  Allgemeinen  oder  doch  von  Actienvereinen 
der  Art,  wie  derjenige  ist,  in  welchem  die  sich  auflösende 
Verbindung  aufgehen  soll,  wegfällt  (Art.  249).  Dass  nämlich, 
wo  die  Staatsgenehmigung  nur  für  die  Errichtung  gewisser 
Arten  von  Actienvereinen  erfordert,  die  Frage,  ob  jene  Ge- 
nehmiguno; zu  einer  Fusion  nöthig,  mit  Rücksicht  auf  die 
Gesellschaft  zu  beantworten  ist,  mit  der  die  sich  auflösende 
verbunden  werden  soll,  ergiebt  sich  daraus,  dass  einerseits 
zur  Auflösung  einer  Actienverbindung  an  sich  keine  staat- 
liche Genehmigung  nöthig,  während  es  sich  andererseits  um 
eine  Erweiterung  des  Unternehmens  oder  eine  Vermehrung 
des  Actiencapitals  der  Gesellschaft  handelt,  die  unter  ihrer 
bisherigen  Firma  fortbestehen  soll,  und  zu  dem  einen  wie 
dem  anderen  Zwecke  Staatsgenehmigung  bei  solchen  Actien- 
verbindungen  erfordert  ist,  die  nicht  ohne  octroi  entstehen 
können.  Wird  dagegen  eine  Fusion  mehrerer  Actienvereine 
in  der  Art  beabsichtigt,  dass  aus  derselben  eine  neue  Gesell- 
schaft gebildet  werden  soll,  so  kann  eine  solche,  weil  es  sich 
eben  um  die  Gründung  eines  neuen  Actienvereins  handelt, 
nur  unter  staatlicher  Genehmigung  erfolgen,  wenn  nicht  die- 
ses Erforderniss  nach  Massgabe  der  Landesgesetzgebung  für 
die  Errichtung  von  Actiengesellschaften  überhaupt  oder  doch 
von  Actiengesellschaften  der  zu  gründenden  Art  wegfällt ^'^. 

Die  Auflösung  der  Gesellschaft,  die  in  einer  anderen  be- 
reits bestehenden  aufgehen  soll,  ist  aber  bei  Ordnungsstrafe 
zur  Eintragung  in  das  Handelsregister  anzumelden  (Art.  247 
no.  4),  was  ebenso  von  der  Auflösung  der  mehreren  Actien- 
vereine gilt,   die  zu  einer  neuen  Gesellschaft  verschmolzen 


17)  Motive  zum  Preuss.  Entw.  zu  Art,  180  (S.  90);  Protocolle, 
S.  369  U.S.  370. 
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werden  sollen.  In  Ansehung  dieser  letzteren  sind  aber  die 
Grundsätze  massgebend,  die  von  der  Eintragung  neu  zu  errich- 
tender Actienvei'bindungen  dargestellt  worden  sind  (p.  323  flg.). 
In  Betreff  dagegen  der  bereits  errichteten  Gesellschaft,  welche 
nach  stattgehabter  Fusion  unter  ihrer  bisherigen  Firma  fort- 
bestehen soll,  kommen  die  Vorschriften  in  Anwendung,  welche 
von  der  öffentlichen  Bekanntmachung  solcher  Beschlüsse  ffel- 
tcn,  die  eine  Abänderung  der  Vereinsstatuten  bezwecken 
(Art.  214). 

Die  Perfection  der  Fusion  anlangend,  so  sind  die  beiden 
im  Vorstehenden  bereits  unterschiedenen  Fälle  auseinander 
zu  halten.  Wird  die  Fusion  in  der  Art  beabsichtigt,  dass 
eine  sich  auflösende  Gesellschaft  mit  einer  anderen,  die  unter 
ihrer  bisherigen  Firma  fortbestehen  soll,  vereinigt  wird,  so  ist 
der  s.  g.  Fusionsvertrag  abgeschlossen,  wenn  im  ersteren 
Vereine  der  Auflösungsbeschluss  ergangen  und  in  rechtsgül- 
tiger Form  beurkundet,  im  letzteren  aber  die  Annahme  des 
Uebertrags  des  Vermögens  und  der  Schulden  jenes  gültig  be- 
schlossen, und  dieser  letztere  Beschluss  sammt  der  etwa  er- 
forderten Staatsgenehmigung  in  dem  Handelsregister  einge- 
tragen ist.  —  Sollen  dagegen  mehrere  Actiengesellschaften 
zu  einer  neuen  Actienverbindung  verschmolzen  werden,  so 
tritt  die  Perfection  der  Fusion  erst  dann  ein,  wenn  nach  Auf- 
lösung jener  Vereine  alle  Bedingungen  gegeben  sind,  welche 
das  in's  Leben  Treten  der  neuen  Gesellschaft  erfordert. 

Die  Fusion  verhindert  aber  die  Liquidation  des  oder  der 
aufgelösten  Actienvereine  durch  Tilgung  der  Schulden  der- 
selben und  Vertheiluno;  des  übrio;  bleibenden  Vermögens  un- 
ter  die  Actionäre  nach  Verhältniss  ihrer  Actien  ^^. 

Die  Actionäre  der  aufgelösten  Gesellschaft  verlieren  in 
dieser  Eigenschaft  jeden  Anspruch  auf  deren  Vermögen,  in- 
dem sie  an  dessen  Stelle  Actien  des  Vereins  erhalten,  in 
welchem  jene  aufgeht  ^^  oder  der  aus  der  Verschmelzung  der 
mehreren  sich  auflösenden  Actienverbindungcn  gebildet  wird. 
Durch  einzelne  Fusionsverträge  wird  jedoch  den  Actionären 
der  sich  auflösenden  Gesellschaft  statt  der  Gewährung  von 
Actien  'die  AVahl  gegeben,  den  Nominalbetrag  ihrer  Actien 
bei  der  Actienverbindung  zu  erheben,  mit  der  die  Vereinigung 


18)  Protocolle,  S.  368. — 

19)  Auf  dieses  Verhältniss  reflectirt  allein  dasAllg.  deutsche  Han- 
delsgesetzbuch, Art.  215  Abs.  2.  —  S.  auch  die  Motive  z.  Preuss. 
Entw.,  S.  98. 
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geschehen,  oder  statt  dessen  einen  Thell  dieses  Betrags  in 
Actien  des  letzteren  Vereins  und  einen  anderen  Theil  in 
Prioritäts-Obligationen  desselben  in  Empfang  zu  nehmen-^. 

Auch  die  Schulden  der  aufgelösten  Gesellschaft  werden 
nicht  nothwendig  sofort  und  vor  jeder  anderen  Verfügung 
über  deren  Vermögen  bezahlt,  und  jedenfalls  nicht  durch  den 
Vorstand  dieses  Vereins  oder  durch  andere  durch  dessen  Sta- 
tuten oder  Actionäre  bezeichnete  Liquidatoren  liquidirt,  aus 
welchem  Grunde  denn  die  sonst  bei  Auflösung  einer  Actien- 
gesellschaft  vorgeschriebene  öffentliche  Aufforderung  der 
Gläubiger  unterlassen  oder  auf  einen  spätereren  Zeitpunct 
verschoben  werden  kann-^.  Die  nämlichen  Grundsätze  fin- 
den aber  auch  dann  Anwendung,  wenn  mehrere  Actienvereine 
zum  Zwecke  ihrer  Verschmelzung  zu  einer  neuen  Actienver- 
bindung  aufgelöst  werden. 

An  die  Stelle  der  Schulden-Liquidation,  wie  sie  sonst 
bei  Auflösung  eines  Actienvereins  vorgeschrieben,  tritt  die 
Uebernahme  der  Schulden  der  aufgelösten  Gesellschaft  durch 
die  andere  ein,  mit  welcher  jene  fusionirt  wird,  während  bei 
der  Vereinigung  mehrerer  Actiengesellschaften  zu  einer  neuen 
Verbindung  die  Schulden  jener  auf  diese  letztere  übertragen 
werden.  Uebernimmt  aber  Jemand  durch  eine  Uebereinkunft 
mit  einem  Schuldner  dessen  Schulden,  so  liegt  ein  Vertrag 
zu  Gunsten  Dritter,  nämlich  der  Gläubiger  des  Promissars 
vor,  auf  dessen  Erfüllung  an  sich  bloss  der  letztere  klagen 
kann,  während  dessen  Creditoren  nur  ex  jm^e  cesso  klagebe- 
rechtigt sind.  Indessen  gestaltet  sich  hier  das  Verhältniss 
um  desswillen  anders,  w^eil  der  ursprüngliche  Schuldner,  näm- 
lich die  Actiengesellschaft,  um  deren  Fusion  es  sich  handelt, 
untertjeht  und  deren  Gläubis-er  nunmehr  allein  an  den  ande- 
ren  Actienvereln,  mit  welchem  die  Vereinigung  Statt  gehabt, 
oder  der  aus  der  Verschmelzung  mehrerer  Gesellschaften  neu 
hevorgegangen,  sich  halten  können.  Em  solches  Verhältniss 
ist  hier  aber  ohne  Mitwirkung;  und  Einwillio-uno-  der  Gläubi- 
ger  desshalb  möglich,  weil  diesen  nur  das  Vermögen  der  Ge- 
sellschaft, mit  der  sie  contrahirt  oder  gegenüber  welcher  sie 
Ersatzansprüche  haben,  haftet,  und  es  für  sie  demnach 
gleichgültig  ist,  ob  diese  oder  eine  andere  Actienverbindung 


20)  So  nach  dem  Fusions-Vertrage  zwischen  der  Hessischen  Lud- 
wigs-Eisenb.-G.  und  der  Frankfurt-Hanauer-Eisenbahn- G. 
vom  27.  December  1862  §.  6. 

21)  Allg.  deutsch.  Handelsg.,  Art.  247  no.  5.  — 
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Trägerin  jenes  Vermögens  ist,  sobald  dasselbe  ihnen  unver- 
kümmert  als  Executionsgegenstand  erhalten  und  auch  ihre 
processualische  Lage  durch  einen  solchen  Wechsel  nicht  er- 
schwert wird. 

Zu  diesem  doppelten  Zwecke  ist  aber  einmal  das  Ver- 
mögen der  aufo-elösten  Gesellschaft  so  lano;e  getrennt  zu  ver- 
walten,  bis  die  Befriedigung  oder  Sicherstellung  ihrer  Gläubiger 
erfolgt  ist-^,  in  welcher  Hinsicht  z.  B.  den  Prioritätsgläubi- 
gern des  fusionirten  Vereins  bisweilen  durch  den  Fusionsver- 
trao;  die  Wahl  sreo-eben  wird,  entweder  sofortige  Rückzahlung 
zu  verlangen  oder  neue  auf  das  liegenschaftliche  Vermögen 
jener  Gesellschaft  radicirte  Obligationen  in  Empfang  zu  neh- 
men. In  der  nämlichen  Weise  ist  bei  einer  Verschmelzung 
mehrerer  Gesellschaften  zu  einer  neuen  Actienverbindung  das 
dieser  letzteren  nunmehr  gehörige  Vermögen  jener  Vereine  so 
lange  in  getrennter  Verwaltung  zu  halten,  bis  die  Creditoren 
der  einen  und  anderen  befriedigt  oder  sichergestellt  sind.  Die 
Verwaltung  des  Vermögens  der  Gesellschaft,  welche  mit  einer 
anderen  bereits  bestehenden  vereinigt,  ist  aber  vom  Vorstande 
dieser  letzteren  zu  führen,  dessen  Mitglieder  auch  den  Credi- 
toren der  aufgelösten  Verbindung  für  die  Ausführung  der  ge- 
trennten Verwaltung  persönlich  und  solidarich  verantwortlich 
sind  ^-^  während  das  Nämliche  bei  der  Verschmelzung  meh- 
rerer Gesellschaften  in  einen  neuen  Verein  von  dem  Vorstande 
dieses  letzteren  gilt^^. 

Während  in  dieser  Weise  für  die  Sicherheit  der  Gläubi- 
ger des  oder  der  durch  die  Fusion  aufgelösten  Actienvereine 
gesorgt  ist,  ist  deren  Lage  durch  den  Wechsel  in  der  Person 
des  Schuldners  insofcrne  nicht  erschwert,  als,  wie  das 
deutsche  Handelsgesetzbuch  Art.  247  no.  2  sich  aus- 
drückt, der  bisherige  Gerichtsstand  der  aufgelösten  Gesell- 
schaft für  die  Dauer  der  getrennten  Verwaltung  bestehen 
bleibt,  oder  mit  a.  W.  die  Actienverbindung,  mit  welcher  der 
aufgelöste  Verein  verbunden  worden,  oder  die  aus  der  Ver- 
schmelzung mehrerer  Gesellschaften  entstanden,  in  Ansehung 
der  von  ihr  übernommenen  Schulden  dem  Gerichtsstande  der 
ursprünglichen  Schuldnerinn  unterworfen,  einem  Gerichts- 
stande,  welchen  sie  durch  die  Fusion  nach  der  gesetzlichen 


22)  Allg.  deutsch.  Ilandelsg.,  Art.  247  no.  1;  —  Trotocolle,  S. 
367  a.  E.  U.S.  3C8  u.  S.  370. 

23)  Allg.  deutsch.  Hand  elsg.,  Art.  247  no.  2  u.  3. 

24)  Koch,  Allg.  deutsch.  Ilandelsgesetzb.  zu  Art.  147  not.  142, 
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Annahme  anerkannt  hat.  Indem  aber  die  Gesellschaft,  mit 
welcher  der  aufgelöste  Verein  fusionirt  worden,  oder  die  aus 
der  Verbindung  mehrerer  anderer  Gesellschaften  entstanden, 
ihren  allgemeinen  Gerichtsstand  am  Orte  ihres  Sitzes  hat, 
muss  sie  auch  in  diesem  wegen  der  von  ihr  übernommenen 
fremden  Schulden  zu  Recht  stehen -^ 

Allerdino-s  erhalten  nun  die  Gläubiger  der  aufgelösten  Ge- 
Seilschaft  einen  anderen  Processgegner,  indem  sie  ihre  Befrie- 
digung nunmehr  bei  einem  anderen  Vereine  suchen  und  des- 
sen Vorstand  ausklagen  müssen.  Allein  es  liegt  hierin  nicht, 
wie  von  einer  Seite  in  der  Nürnberger  Conferenz  be- 
hauptet worden-'^,  eine  Erschwerung  der  Lage  derselben,  weil 
die  Creditoi"en  einer  Actiengesellschaft  doch  immer  nur  deren 
Vorstand  verklagen  können,  dessen  Mitglieder  einem  von 
ihnen  unabhängigen  Wechsel  unterworfen,  und  es  demnach, 
sobald  der  bisherige  Gerichtsstand  unverändert  bleibt,  voll- 
kommen gleichgültig  ist,  ob  die  verklagten  Vorsteher  diesem 
oder  jenem  Vereine  vorgesetzt  sind. 

Wie  aber  das  Vermögen  der  untergegangenen  Gesell- 
schaft so  lange  getrennt  zu  verwalten,  bis  die  Befriedigung 
oder  Sicherstellung  der  Gläubiger  derselben  erfolgt,  so  sind 
diese  auch  für  die  Dauer  der  getrennten  Vermögensverwal- 
tung allein  berechtigt,  aus  dieser  Masse  Zahlung  zu  suchen, 
während  die  anderweitigen  Creditoren  der  Actienverbindung, 
mit  Avelcher  die  Vereinigung  geschehen,  sich  nur  an  deren 
übriges  Vermögen  halten  können.  Wenn  demnach  mehrere 
Gesellschaften  zu  einem  neuen  Actienvereine  verschmolzen 
worden,  so  sind  die  Gläubiger  einer  jeden  derselben  aus- 
schliesslich befugt,  ihre  Befriedigung  aus  dem  Vermögen  des 
Vereins,  gegenüber  welchem  ihre  Ansprüche  entstanden,  zu 
suchen,  bevor  dies  Seitens  der  Gläubiger  der  anderen  Gesell- 
schaft oder  der  sonstigen  Creditoren  der  neuen  Actienverbin- 
dung geschehen  kann.  Hiermit  hängt  aber  zusammen,  dass 
bei  der  Verschmelzung  mehrerer  Gesellschaften  zu  einem 
neuen  Vereine  das  Capital  dieses  letzteren  nicht  allein  aus 
dem  Vermögen  der  fusionirten  Gesellschaften  bestehen  darf, 
oder  dass  doch,  wenn  dieses  der  Fall  sein  sollte,  die  Liqui- 
dation der  Schulden  wenigstens  einer  dieser  Gesellschaften 
geschehen  und  ein  Ueberschuss  vorhanden  sein  muss,  da  in 


25)  Koch,  Allg.  deutsch.  Handelsgesetzb.  zu  Art.  247  not.  141. 
2G)  Protocolle,S.  368. 
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Ermano-eluno;  der  einen  und  anderen  dieser  Voraussetzung-en 
es  an  einem  bestimmten  Vermögen  fehlen  wüi'de,  welches  den 
Gläubigern  haftete,  mit  denen  Namens  der  neuen  Actienver- 
bindung  contrahirt,  wird.  Als  das  in  das  Handelsregister  ein- 
zutragende und  mittelst  des  zu  veröffentlichenden  Auszugs 
bekannt  zu  machende  Grundcapital  der  neuen  Gesellschaft, 
welche  aus  der  Fusionirung  mehrerer  aufgelösten  Actien- 
vereine  entstanden,  erscheint  demnach  nur  dasjenige  Capital, 
welches  durch  Actien,  die  nicht  bloss  als  Abfindung  an  die 
Mitglieder  der  fusionirten  Gesellschaften  gewährt,  dargestellt, 
oder,  wo  es  an  solchen  Actien  fehlt,  der  Fonds,  der  nach  Li- 
quidirung  der  Schulden  eines  oder  mehrerer  der  mit  einander 
verschmolzenen  Vereine  als  Ueberschuss  verbleibt. 

Wenn  den  vorstehenden  Ausführungen  zufolge  die  Gläu- 

O  CD 

biger  der  aufgelösten  Actiengesellschaft  an  dem  Vermögen, 
welches  diese  auf  die  andere  Actienverbindung,  sei  es,  dass 
die  letztere  bereits  bestand  oder  mittelst  der  Fusion  neu  ge- 
bildet worden,  übertragen,  ein  Separationsrecht  haben,  so 
können  sie  dessenungeachtet  ihre  Zahlung  aus  dem  übriofen 
Vermögen  des  letztgenannten  Vereins  suchen,  so  weit  das- 
selbe nicht  etwa  als  von  einer  anderen  der  fusionirten  Gesell- 
schaften herrührend  unter  getrennter  Verwaltuno;  steht.  Da- 
her  kann  denn  insoweit  die  Zahlung  dieser  Schulden  gegen 
den  Verein,  mit  welchem  die  Vereinigung  Statt  gefunden,  oder 
der  aus  der  Verschmelzung  der  mehreren  Gesellschaften  ent- 
standen, selbst  dann  verlangt  werden,  wenn  das  auf  ihn  über- 
tragene Vermögen  der  aufgelösten  Verbindung  zur  Deckung 
der  von  dieser  eingegangenen  Schulden  nicht  ausreicht,  da 
letztere  von  dem  unter  seiner  Firma  fortbestehenden  oder  neu 
entstandenen  Actienvereine  übernommen  worden  sind.  Aus 
diesem  Grunde  wird  denn  bei  Errichtung  einer  Actiengesell- 
schaft aus  mehreren  in  ihr  aufgehenden  Actienverbindungen 
nicht  allein  das  oben  bezeichnete  Capital  des  neuen  Vereins 
in  dessen  Statuten  anzugeben,  und  in  das  Handelsregister 
einzutragen  und  zu  veröffentlichen  sein,  sondern  wird  das 
Nämliche  auch  in  Ansehung  des  Betrags  der  nicht  liquidirten 
Schulden  der  aufgelösten  Gesellschaften,  so  wie  des  von 
ihnen  übertragenen  und  unter  getrennte  Verwaltung  zu  stel- 
lenden Vermögens  derselben  zu  geschehen  haben. 

Indem  aber,  wie  schon  früher  bemerkt,  das  Vermögen 
des  oder  der  mittelst  Fusion  aufo-elösten  Actienvereine  so 
lange  getrennt  zu  verwalten,  bis  die  Befriedigung  oder  Sicher- 
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Stellung  der  Gläubiger  der  betreffenden  Gesellschaft  erfolgt 
ist,  sind  zum  Zwecke  dieser  Befriedigung  oder  Sicherstellung 
die  Creditoren  des  aufgelösten  Vereins  zu  drei  verschiedenen 
Malen  zur  Anmeldung  ihrer  Ansprüche  öffentlich  aufzufor- 
dern, und  kann  die  Vereinigung  des  Vermögens  der  mehreren 
mit  einander  verschmolzenen  Actienvereine  oder  der  Güter 
der  fusionirten  Actien Verbindung  mit  dem  Vermögen  derjeni- 
gen, "welche  es  übernommen,  nicht  eher  vollzogen  werden,  als 
nach  Ablauf  eines  Jahres  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an 
welchem  die  Bekanntmachung  in  den  hierzu  bestimmten  öf- 
fendichen  Blättern  zum  dritten  Male  erfolgt  ist  (Art.  247 
no.  5). 

§.  79. 

Die  Auflösung  der  Actiengesellschaft  durch  die  Staats- 

g  e  w  a  1 1. 

Dass  nach  einzelnen  Statuten  so  wie  auch,  abgesehen 
hiervon,  nach  mehreren  Gesetzgebungen  der  Staat  eine  Ac- 
tiengesellschaft wegen  Einbusse  gewisser  Procente  ihres 
Grundcapitals  aufzulösen  befugt  ist,  ist  schon  früher  gezeigt 
und  insbesondere  ausgeführt  worden,  wie  nach  dem  AI  lg, 
deutschen  Handelsgesetzbuche,  wo  zur  Errichtung  von 
Actienvereinen  überhaupt  oder  doch  von  Vereinen  der  betref- 
fenden Art  Staatsgenehmigung  erfordert,  die  Verwaltungsbe- 
hörde eine  Actienverbindung  dann  aufzulösen  befugt  ist,  wenn 
sich  deren  Grundcapital  um  die  Hälfte  vermindert  (s.  p.  713  flg.). 

Auch  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  ohne  Rücksicht 
auf  eine  solche  Capital-Einbusse  die  Staatsgewalt  auf  Grund 
eines  bei  Ertheiluno;  der  erforderten  Genehmio-uno;  ausdrück- 
lieh  gemachten  Vorbehalts  zur  Aufhebung  einer  Actienge- 
sellschaft berechtigt  ist  S  während  von  einer  derartigen  Auf- 
lösung dann  nicht  die  Rede,  wenn  eine  Actienverbindung 
dadurch  endigt,  dass  der  Staat  kraft  eines  Vorbehalts  das 
Unternehmen  einer  Gesellschaft  an  sich  zieht-  oder  die  zu 
dessen  Betriebe  nöthige   Concession  widerruft  3,    da  hier  in 


1)  Motive  z.  Würtemberg.  Entw.,  S.  219;  —  Protocolle,  S. 
1040  a.  E.  —  Einführungsg.  zum  Allg.  deutsch.  Ilandelsg.  für 
Sachsen-Gotha,  Art.  20  no.  4;  Schwarzburg- Sondershausen, 
§.  21  no.  4;  Anhalt-Bernburg,  Art.  10  §.  4; 

2)  Preuss.  Gesetz  über  die  Eisenbahnunternehmungen  v. 
3.  Nov.  1838  §.42. 

3)  Preuss.  Gesetz  über  die  Eisenbahnunternehmungen, 
S.  47. 
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der  That  der  Actienverein  durch  den  Wegfall  oder  die  Un- 
möglichkeit seines  Zwecks  ein  Ende  nimmt  (s.  p.  703). 

Dagegen  entsteht  die  Frage,  ob  und  inwieferne  die 
Staatsgewalt,  abgesehen  von  einer  Verminderung  des  Grund- 
capitals  so  wie  von  einem  ausdrücklichen  dessfallsigen  Vor- 
behalte, zur  Auflösung  eines  Actienvereins  berechtigt  ist. 

Die  verschiedenen  Gesetze  über  Actiengesellschaften  las- 
sen hier  theils  die  Beantwortung  dieser  Frage  offen,  theils 
geben  sie  nur  durchaus  ungenügende,  theils  zwar  eingehen- 
dere, allein  von  einander  wieder  sehr  abweichende  Bestim- 
mungen. 

Zu  den  Gesetzgebungen  der  zuerst  angedeuteten  Cate- 
gorie  gehören  insbesondere  das  Spanische  und  Portu- 
giesische Handelsgesetzbuch,  das  Russische  Regle- 
ment vom  J.  1836,  die  Ungarischen  Gesetzes-Artikel, 
das  Serbische  und,  worauf  noch  zurückzukommen,  dass 
Allo;.  deutsche  Handelsffesetzbuch. 

Durchaus  unzureichend  ist  die  rein  negative  Bestimmung 
des  Holländischen  Handelsgesetzbuchs  Art. 37  Abs. o, 
an  welches  sich  der  Würtembergische  Entwurf  Art.  24G 
angeschlossen,  wonach  eine  von  der  Regierung  bestätigte  Ac- 
tlensesellschaft  von  derselben  bloss  darum  nicht  aufgehoben 
werden  kann,  weil  die  Verwalter  die  bei  der  Errichtung  fest- 
o-esetzten  Bedinijuno-en  nicht  eino-ehalten  haben. 

Nach  dem  Code  de  commerce  Art.  37  dagegen,  und  des- 
sen unmittelbaren  Nachbildungen,  wie  dem  Regolam.  provv, 
des  Kirchenstaats  Art.  36,  dem  Handelscodex  des 
Cantons  Freiburg  Art.  44,  dem  Waadtländischen  Ge- 
setze über  Handelsgesellschaften  Art.  23,  und  dem 
Neuenburgischen  Decrete  vom  3.  December  1852  Art.  1, 
können  anonyme  Gesellschaften  nur  mit  der  Genehmigung 
des  Staats  bestehen,  aus  welchem  Grunde  sie  dieser  Ein- 
willigung nicht  allein  zu  ihrer  Entstehung,  sondern  auch  zu 
ihrem  Fortbestande  bedürfen,  und  daher  durch  die  Staatsge- 
walt schlechtweg  aufgehoben  werden  können. 

Andere  Gesetzgebungen  haben  die  Voraussetzungen, 
unter  welchen  eine  solche  Auflösung  zulässig,  zu  bestimmen 
versucht. 

So  soll  nach  dem  Handclsgesetzbuche  von  Bue- 
nos-Ay  res  Art.  422  die  Staatsregierung  (poder  ejecutivo)_düs 
Recht  haben,   eine  Actiengesellschaft  aufzulösen,   sobald  sie 
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der  Ansicht  ist,   dass   diese  ihren  Zweck  nicht  zu  erreichen 
vermag. 

So  kann  ferner  nachdem  Zürcher  Gesetzbuche  §.  1359 
die  Auflösung  eines  Actienvereins  Seitens  der  Staatsbehörde 
nur  aus  zureichenden  auf  der  öffentlichen  Wohlfahrt 
beruhenden  Gründen  Statt  finden,  während  das  Gesetz, 
abgesehen  von  der  früher  besprochenen  Verminderung  des 
Grundcapitals,  als  solche  Gründe  aufführt  (§.  1360): 

„Wenn  eine  Actiengesellschaft  in  Widerspruch  geräth 
„mit  den  M^esentlichen  Voraussetzungen,  unter  denen 
„allein  sie  von  der  Regierung  genehmigt  worden  ist,  ins- 
„besondere  wenn  sich  aus  den  bekannt  gewordenen  That- 
„ Sachen  ergiebt,  dass  ihre  längere  Fortdauer  den  öffent- 
„lichen  Credit  gefährdet". 

Noch  eingehendere  Bestimmungen  enthält  hier  das  Ber- 
nische Gesetz  von  1860.  Nach  diesem  (Art.  41)  kann  die 
staatliche  Genehmigung,  die  zur  Errichtung  einer  jeden  Ac- 
tiengesellschaft nöthig,  ausser  in  dem  Falle  einer  Verminde- 
rung des  Grundcapitals,  zurückgenommen  werden, 

„wenn  die  Gesellschaft  den Befehlen  der  Staatsbe- 

„hörde  zur  Beseitigung  oder  Wiederauf hebung  von  statt- 
„gehabten  Gesetzes-  oder  Statutenverletzungen,  — wohin 
„namentlich  auch  die  Verfolgung  anderer  Zwecke  als  der 
„in  den  Statuten  kundgegebenen  gehört  — ,  nicht  innert 
„der  von  der  Staatsbehörde  gesetzten  Frist  nachkömmt 
„und  in  dem  Befehle  die  Zurücknahme  der  staatlichen 
„Genehmigung  angedroht  wurde  . . ." 
so  wie  ferner: 

„aus  überwiegenden  Gründen  des  Gemeinwohles,  insbe- 
„sondere  desshalb,   weil  eine  längere  Fortdauer  der  Ac- 
„tienge  seil  Schaft  den  öffentlichen  Credit  gefährdet." 
Doch  ist   in  diesem  Falle  der  Staat    der  Gesellschaft  zum 
Schadensersatze  verpflichtet, 

„ausser  wenn  die  Zurücknahme  der  staatlichen  Genehmi- 
„gung  in  dem  Genehmigungsbeschlusse  selbst  vorbehalten 
„ist,  oder  die  Auflösung  der  Actiengesellschaft  durch  die 
„Erlassung  allgemein  verbindlicher  Acte  der  Gesetzge- 
„bung  nothwendig  gemacht  wird", 
während  die  Entscheidung  darüber,   ob   die  Schadensersatz- 
pflicht des  Staates  begründet,   dem  CivIIrichter  zustehen  soll. 
In  jedem  Falle  erfolgt  aber  die  Zurücknahme  der  staatlichen 
Genehmigung    durch   einen    motivirten  Beschluss   derjenigen 
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Behörde,  welche  dieselbe  ertheilt,  d.  h.  je  nach  Umständen 
des  grossen  Raths  oder  des  Reglerungsraths ,  wobei  die  Ge- 
sellschaft gegen  einen  Aufhebungs-Beschluss  der  Regierung, 
binnen  30  Tagen  von  dessen  Mittheilung  an  gerechnet,  bei 
der  gesetzgebenden  Behörde  Beschwerde  zu  erheben  befugt 
ist  (Art.  40).  — 

Anders  wie  das  Bernische  Gesetz  unterscheidet  das 
Preuss.  Gesetz  vom  9.  Nov.  1843  nicht  allein  rücksichtlich 
der  Entschädigungsfrage,  sondern  auch  hinsichtlich  der  an- 
deren Frage,  ob  eine  Justiz-  oder  eine  Verwaltungs-Sache 
vorliegt,  zwischen  den  Gründen,  aus  welchen  ein  Actienverein 
von  Staatswegen  soll  aufgelöst  werden  können.  Es  bestimmt 
nämlich  dasselbe  (§.  6): 

„Die  Concession  einer  Actiengesellschaft  kann  vom  Lan- 
„desherrn  aus  überwiegenden  Gründen  des  Gemeinwohls 
„gegen  Entschädigung  zurückgenommen  werden.  Die 
„Entschädigung  erstreckt  sich  jedoch  nur  auf  den  wirk- 
„lichen  Schaden,  nicht  auf  den  entgangenen  Gewinn. 
„Ueber  die  Höhe  der  Entschädigung  entscheidet  in  strei- 
„tigen  Fällen  der  Richter." 

(§.  7.)  „Macht  sich  eine  Actiengesellschaft  eines  gro- 
„ben  Missbrauchs   ihres  Privilegiums  schuldig,   so  geht 
„dieselbe    ihres    Rechts    ohne    Entschädigung    verlustig. 
„Die  Auf  hebung  des  Rechts  kann  jedoch  in  diesem  Falle 
„nur  durch  Richterspruch  geschehen." 
Mit  dieser  Unterscheidung   stimmte   denn  auch  der  Preuss. 
Entwurf  überein,   Aviewohl  er  in  Ansehung  der  Entschädi- 
gung insoferne   abwich,   als   er  für  den  Fall  der  Auflösung 
einer  Actiengesellschaft  aus  Gründen   des   gemeinen  Wohles 
den  Ersatz  nicht  bloss  des  wirklichen  Schadens,  sondern  des 
entgangenen  Gewinnes  anordnete. 

Es  lauteten  nämlich  die  hier  einschlagenden  Bestimmun- 
gen dieses  der  Berathung  des  deutschen  Handelsgesetz- 
buchs zu  Grunde  gelegten  Entwurfes  dahin: 

Art.  185:  „Die  Genehmigung  einer  Actiengesellschaft 
„kann  von  der  Staatsregierung  aus  überwiegenden  Grün- 
„den  des  Gemeinwohls  gegen  Ersatz  des  wirklichen  Scha- 
„dens  und  des  entgangenen  Gewinnes  zurückgenommen 
„werden.  Ueber  die  Höhe  der  Entschädigung  entschei- 
„det  in  streitigen  Fällen  der  Richter,  welcher  für  die 
„gewöhnlichen  bürgcrhchen  Streitigkeiten  der  Gesellschaft 
„competent  ist." 
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Art.  186:  „Macht  sich  eine  Actiengesellschaft  eines 
„groben  Missbrauchs  ihres  Rechts  schuldig,  so  geht  sie 
„desselben  ohne  Entschädigung  verlustig.  Die  Aufhe- 
„bung  des  Rechts  kann  jedoch  in  diesem  Falle  nur  durch 
„den  Ausspruch  des  ordentlichen  Richters  auf  Betrieb 
„der  Bezirksregierung  erfolgen." 

Indessen  wurden  in  derNürnberger  Conferenz  gegen 
diese  beiden  Artikel  schon  in  erster  Lesung  mehrfache  Be- 
denken erhoben,  in  Folge  deren  zunächst  der  Art,  185  ge- 
strichen ward. 

Man  machte  gegen  denselben  nämlich  einmal  geltend, 
dass  es  um  desswillen  bedenklich  sei,  die  Entscheidung  der 
Frage,  ob  die  Genehmigung  einer  Actiengesellschaft  zurück- 
zuziehen, der  Administrativbehörde  zuzuwenden,  weil  es  kei- 
nen dehnbareren  Begriff  als  denjenigen  „der  überwiegenden 
Gründe  des  gemeinen  Wohles"  gebe.  Zudem  gehöre  der 
Inhalt  des  Artikels  nicht  in  ein  Handelsgesetz,  sondern  in  die 
Expropriationsgesetze,  deren  Feststellung  über  die  Aufgabe 
der  Conferenz  hinausgehe. 

Wenn  aber  endlich  mit  dem  Artikel  ein  Schutz  der  Ac- 
tlengesellschaften  gegen  Angriffe  des  Staats  dadurch  bezweckt 
wei'de,  dass  man  den  letzteren  auch  zur  Bezahlung  des  ent- 
gangenen Gewinnes  verpflichte ,  während  er  nach  anderen 
Gesetzen  in  ähnlichen  Fällen  nur  zum  Ersätze  des  Schadens 
verbunden,  so  komme  hiergegen  in  Betracht,  dass  der  ent- 
gangene Gewinn,  soferne  er  über  den  Curswerth  der  Actien 
hinausgehe,  wohl  nie  mit  Sicherheit  sich  feststellen  lasse,  und 
dass  andererseits,  wo  ein  unbestreitbarer  Fall  des  ^ws  eminens 
des  Staats  vorliege,  eine  Verbindlichkeit  desselben  zur  Be- 
zahluno;  des  hierum  cessans  nicht  beo-ründet  "^. 

Indem  aber  weiter  der  Antrag:  auf  Streichung;  des  Art. 
186  gestellt  ward,  wurde  derselbe  zunächst  dadurch  begrün- 
det, dass  gegen  Rechtsverletzungen  durch  Privaten,  —  als 
welche  ja  auch  die  Aetiengesellschaften  anzusehen  — ,  der 
gewöhnliche  Schutz  der  Gerichte  ausreiche,  Avesshalb  denn 
kein  Grund  gegeben  sei,  weiter  zu  gehen  und  für  die  im  Ar- 
tikel vorgesehenen  Fälle,  anstatt  der  gewöhnlichen  Rechts- 
folgen eines  Missbrauchs  bestehender  Rechte,  die  Auflösung 
der  Gesellschaft  zu  verfügen.  Wenn  aber  eine  solche  doch 
erforderlich  sei,   so  erscheine  es  als  zweckmässiger,   die  Er- 


4)  Protoeolle,  S.  332. 
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ledigimg  dieser  Frage  den  Verwaltungsbehörden  zu  überlas- 
sen, da  bei  gerichtlicher  Ivlagestellung  die  betreffenden  Miss- 
bräuche noch  Jahre  lan«:  zum  Schaden  des  Publicuras  fortge- 
setzt  werden  könnten,  bis  rechtskräftig  in  allen  Instanzen  in 
Betreff  der  Auflösung  entschieden  sei,  während  andererseits 
eine  solche  Auflösuno-  Seitens  der  Verwaltuno;  nicht  ohneNoth 
verfügt  werden  würde,  weil  eine  Entschädigungsklage  gegen 
den  Fiscus  für  den  Fall  ungerechtfertigter  Aufhebung  nicht 
ausgeschlossen. 

Endlich  sei,  soferne  der  Artikel  die  Actiengesellschaften 
günstiger  stellen  wolle,  kein  Grund  vorhanden,  für  dieselben, 
wenn  sie  sich  Missbräuche  zu  Schulden  kommen  Hessen,  ge- 
genüber den  Concessions-Entziehungen  der  Regierungen  mehr 
Fürsorge  wie  für  andere  Privaten  zu  treffen  •''. 

Diesen  Gründen  für  die  beantragte  Streichung  des  Ar- 
tikels wurde  jedoch  entgegengesetzt:  derselbe  enthalte,  indem 
er  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  eine  Gesellschaft  durch 
Missbrauch  ihrer  Hechte  die  Auflösung  verwirkt  habe,  den 
Gerichten  überweise  und  die  Gesellschaften  für  den  Fall  un- 
fferechtfertio-ter  Aufhebuno-  nicht  erst  mit  einem  häufio;  un- 
fruchtbaren  Entschädigungsprocesse  vertröste ,  eine  um  so 
schätzbarere  Garantie,  als  die  fragliche  Entschädigungspflicht 
des  Staats  nach  vielen  Gesetzgebungen  kaum  anerkannt  wer- 
den würde.  Eine  Fortdauer  aber  der  Missbräuche  der  Gesell- 
schaft während  des  Processes  sei  desshalb  nicht  zu  befürchten, 
weil  hier  polizeiliche  oder  gerichtliche  Provisorien  die  nöthige 
Abhülfe  schaffen  könnten,  wogegen  man  allerdings  eine  be- 
sondere Rücksicht  auf  die  Actienvereine  wegen  des  grossen 
Kreises  von  Interessenten  und  der  Betheilio-uno;  von  Aus- 
ländern  nehmen  müsse. 

Nachdem  hierauf  der  Antrag^  auf  Streichung  dieses  Ar- 
tikels  abgelehnt  und  derselbe,  vorbehaltlich  einer  dui'cli  die 
Beseitigung  des  Art.  185  gebotenen  Redactionsänderung  an- 
genommen worden  ^,  lautete  derselbe  im  Entwürfe  der  Redac- 
tions-Commission  (Art.  l'Jo)  dahin: 

„Wenn  sich  eine  Actiengesellscliaft  in  iiu-em  Geschäfts- 
„beti'iebe  eines  groben  Missbrauchs  schuldig  macht,  so 
„kann  die  Auflösung  derselben  durch  Richterspruch  an- 
„geordnet  werden.  Die  Entscheidung  erfolgt  auf  Be- 
„treiben  der  Verwaltungsbehörde  durch  den  Richter,  wel- 


5)  Protocolle,  S.  332.  333.     —     6)  Protocolle,  S.  333. 
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„eher  für  die  gewöhnliehen  biirgerliehen   Streitigkeiten 

„der  Gesellschaft  competent  ist." 
Indessen  wurde  nunmehr  in  der  Conferenz  von  der  einen  Seite 
die  Streichung  der  Worte  „durch  Richterspruch",  so  wie  die- 
jenige des  ganzen  zweiten  Satzes  aus  dem  Grunde  beantragt, 
weil  die  jetzige  Fassung  zu  sehr  in  das  jus  eminens  des  Staats 
eingreife,  und  in  manchen  Fällen  nicht  die  Gerichte,  sondern 
weit  eher  die  Verwaltungsbehörden  in  der  Lage  seien,  zu  be- 
messen, ob  ein  grober  Missbrauch  in  dem  Geschäftsbetriebe 
der  Gesellschaft  vorliege  oder  nicht.  Von  anderer  Seite  wurde 
hiergegen  geltend  gemacht,  eine  Fassung,  welche  es  ermög- 
liche ,  dass  auch  Verwaltungsorgane  unter  Umständen  die 
Auflösung  der  Gesellschaft  aussprächen,  sei  mit  der  Verfas- 
sung mancher  Staaten  gar  nicht  vereinbar  und  überdies  sehr 
gefährlich.  Endlich  wurde  von  einer  dritten  Seite,  welche 
den  ganzen  Artikel  um  desswillen  für  entbehrlich  hielt,  weil 
es  freistehe ,  die  nöthigen  Vorbehalte  bei  Ertheilung  der  staat- 
lichen Genehmigung  zu  machen,  dessen  Streichung  befür- 
wortet. Zu  Gunsten  dieses  Antrages  wurde  weiter  hervorge- 
hoben,  es  sei  der  Inhalt  jenes  Artikels  nicht  privatrechtlicher, 
sondern  staatsrechtlicher  Natur,  und  könne  derselbe,  abge- 
sehen davon,  dass  die  Aufstellung  staatsrechtlicher  Normen 
über  die  Competenz  der  Versammlung  hinausgehe,  schon 
desshalb  im  Gesetze  keine  Stelle  finden,  weil  das  Staatsrecht 
der  verschiedenen  Länder  auf  zu  verschiedenen  Grundlagen 
beruhe,  als  dass  allenthalben  die  nämlichen  Bestimmungen 
zutreffen  möchten.  —  Wenn  nun  auch  hiergegen  bemei-kt 
wurde ,  der  Abschnitt  über  die  Actiengesellschaften  könne 
nicht  ganz  frei  von  staatsrechtlichen  Normen  sein,  und  wie 
die  Vorschrift  staatlicher  Genehmigung  im  Gesetze  eine  Stelle 
gefunden  habe,  so  könne  man  auch  sagen,  wann  diese  Ge- 
nehmigung zurückgezogen  werden  dikfe,  —  wenn  ferner  her- 
vorgehoben ward,  es  sei  räthlich,  hierüber  etwas  aufzunehmen, 
weil  in  Ermangelung  entsprechender  besonderer  Vorschriften 
die  particularrechtlichen  Bestimmungen  über  Privilegien  ent- 
scheiden würden,  deren  Anwendung  wegen  ihrer  grossen 
Verschiedenheit  und  wegen  der  Betheiligung  der  Angehörigen 
der  verschiedensten  Länder  bei  den  in  einem  gegebenen  Ge- 
biete bestehenden  Actiengesellschaften  keineswegs  wünschens- 
werth  sei,  so  wurde  dessenungeachtet  die  Streichung  des 
Artikels  (mit  11  gegen  5  Stimmen)  beschlossen^. 
7)"Protocolle,  S.  1040flg.  — 
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Demo-emäss  wurde  denn  auch  aus  dem  Art.  220  des  von 
der  Redactionscommission  abgefassten  Entwurfes  die  Ziffer  3, 
worin  unter  den  Auflösungsgründen  der  Actiengesellscbaft 
„die  Aufbebung  des  Recbts  wegen  groben  Missbrauchs"  auf- 
geführt, gestrichen,  dagegen  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die 
Auflösung  eines  Actienvereins  auch  aus  anderen  als  den  im 
Gesetze  vorgesehenen  Gründen,  insbesondere  die  Zurücknahme 
der  staatlichen  Genehmio-uno-  nach  Massgabe  des  in  den  ein- 
zelnen  Staaten  bestehenden  oder  noch  einzuführenden  Rechts 
Statt  finden  könne,  der  Zusatz  aufgenommen  (Art.  242  des 
Allg.  deutschen  Handelsges.): 

„wenn  die  Auflösung  einer  Actiengesellscbaft  aus  andern 
„Gründen  oder  die  Zurücknahme  der  staatlichen  Geneh- 
„migung  nach  dem  in  den  einzelnen  Staaten  geltenden 
„Rechte  erfolgt,  so  finden  die  Bestimmungen  dieses  Ab- 
„ Schnittes  ebenfalls  Anwendung."  ^ 

Wenn  sonach  nach  Massgabe  des  deutsch.  Handels- 
gesetzbuchs, abgesehen  von  dem  Falle  einer  Verminderung 
des  Grundcapitals  um  die  Hälfte,  die  Frage,  ob  und  unter 
welchen  Voraussetzungen  eine  Actiengesellscbaft  durch  die 
Staatsgewalt  aufgelöst  werden  kann,  lediglich  nach  der  Lan- 
desgesetzgebung zu  beantworten,  so  haben  verhältnissmässig 
nur  wenige  von  den  bis  jetzt  erlassenen  Einführungs-Gesetzen 
in  dieser  Hinsicht  Bestimmungen  getroffen,  und  bleibt  dem- 
nach, wo  dies  nicht  der  Fall,  das  bisher  im  betreffenden 
Lande  geltende  Recht,  soferne  es  nicht  anderweitig  abrogirt, 
hier  in  Geltung. 

Unter  den  Einführungs-Gesetzen,  welche  hier  ein- 
schlagende Verfügungen  enthalten,  ordnet  zunächst  das 
Preussische,  in  wesentlicher  Uebereinstimmung  mit  dem 
Gesetze  desselben  Staates  vom  9.  Nov.  1843  §§.  6  u.  7,  an 
(Art.  Xn.  §.  4): 

„Die  Genehmigung  einer  Actiengesellscbaft  kann  von 
„dem  Landesherrn  aus  überwiegenden  Gründen  des  Ge- 
„meinwohls  gegen  Entschädigung  zurückgenommen  wer- 
„den.  Ueber  die  Höhe  der  Entschädigung  entscheidet 
„in  streitigen  Fällen  das  ordentliche  Gericht  des  Ortes, 
„an  welchem  die  in  §.  2  bezeichnete  Behörde  ihren 
„Sitz  hat", 


8)  Protocolle,  S.  1070.  1071. — 
Renaud,  Acticnciesellsch,  AI 
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(nämlich  die  Regierung,  in  deren  Bezirke  der  Sitz  der  Actien- 
gesellschaft  sich  vorfindet). 

§.  5.  „Wenn  eine  Actiengesellschaft  sich  rechtswidriger 
„Handlungen  oder  Unterlassungen  schuldig  macht,  durch 
„welche  das  Gemeinwohl  gefährdet  wird,  so  kann  sie 
„aufgelöst  werden,  ohne  dass  desshalb  ein  Anspruch  auf 
„Entschädigung  Statt  findet. 

„Die  Auflösung  kann  in  diesem  Falle  nur  durch  ge- 
„richtliches   Erkenntniss   auf  Betreiben   der  in  §.  2   be- 
„zeichneten  Behörde  erfolgen.   Als  das  zuständige  Gericht 
„ist  dasjenige  anzusehen,  bei  welchem  die  Gesellschaft 
„ihren  ordentlichen  Gerichtsstand  hat  (Art.  213  desHan- 
„delsg.)".  ^ 
"Während  nun  diese   Bestimmungen  in  das   Anhalt-Bern- 
burgische Einführungsges.  Art.  10  §§.  4  u.  5  so  wie  in 
das  Grossh.  Hessische  Einführungsges.  Art.  12  u.  13 
übergegangen^'',   ordnen  sowohl  das  Einführungs-Gesetz 
für  Schwarzburg-Sondershausen  (§.  21  no.  4),  wie  das- 
jenige für  Sachsen-Gotha  (Art.  20  no.  4)  lediglich  an: 

„Insoweit  nicht  bei  Ertheilung  der  landesherrlichen  Ge- 
„nehraigung   die    Zurückziehung    derselben    vorbehalten 
„worden  ist,  kann  diese  Zurückziehung  nur  aus  Gründen 
„des  Gemeinwohls  und  zwar  nur  gegen  volle  Entschädi- 
„gung  aller  Betheiligten  geschehen.  Ueber  die  Höhe  der 
„Entschädigung  entscheidet  der  Richter." 
Fragt  man  aber,  wie  es  sich  mit  dem  Rechte  des  Staats, 
Actiengesellschaften  aufzulösen,  verhält,  wo  es  an  ausdrück- 
lichen Bestimmungen  der  Landesgesetzgebung  mangelt,   so 
kann  man  eine  solche  Befugniss  nicht  aus  dem  Rechte  der 
Staatsgewalt  ableiten,    das  Aufgeben  von  Privatrechten  im 
öffentlichen  Interesse  zu  erzwingen",  oder  mit  a.  W.  dieselbe 
als   ein  Expropriationsrecht    auffassen,    wie  dies    von  Einer 
Seite  in  der  Nürnberger  Conferenz  geschehen,  weil  da, 
wo  es  sich  um  die  Auflösung  eines  Actienvereins,  also  um  die 


9)  S.  die  Verhandlungen  über  die  Entwürfe  eines  AUg. 
deutsch.  Handelsges.  und  eines  Einführungsges.  zu  demsel- 
ben in  den  beiden  Häusern  des  Landtags,  im  Jahre  1861  (Berlin  1861), 
S.  277  flg. 

10)  Gegen  diese  ist  u.  a.  gerichtet  die  Vorstellung  der  Vorstände  in- 
ländischer Actiengesellschaften  bei  Grossh,  Hess.  Ministerium  d.i.,  d.d. 
Mainz,  Darmstadt  u.  Worms,  15.  Nov.  1862. 

11)  Dagegen  die  Motive  zum  Preuss.  Entw.,  Art.  185.  186  (S. 93). 
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Aufhebung  einer  Persönlichkeit  handelt,  zunächst  nicht  von 
einem  Aufgeben  von  Privatrechten  die  Rede;  weil  ferner,  ab- 
gesehen von  dem  Falle  einer  extrema  necessitas,  ein  allgemei- 
nes Expropriationsrecht  des  Staats  nicht  begründet,  und  end- 
lich jene  Auffassung  zu  der  unstatthaften  Consequenz  führt, 
wonach  eine  Actienverbindung  nie  ohne  Entschädigung  durch 
die  Staatsgewalt  aufgehoben  werden  könnte. 

Ebensowenig  handelt  es  sich  hier  um  die  Zurücknahme 
€ines  Privilegiums  und  um  die  Anwendung  der  bezüglichen 
landesgesetzlichen  Bestimmungen,  wiewohl  diese  Auffassung 
dem  Preuss.  Gesetze  vom  9.  Nov.  1843  §.  7  zu  Grunde 
liegt  und  auch  in  der  Nürnberger  Conferenz  Vertheidiger 
gefunden.  Denn  mag  man  den  Begriff  des  Privilegiums  enger 
oder  weiter  fassen,  so  enthält  dasselbe  immer  eine  Rechts- 
anomalie, wie  sie  die  Existenz  einer  Actiengesellschaft,  selbst 
wo  zu  deren  Errichtuns^  staatliche  Genehmigung  nöthig,  nicht 
darbietet. 

Endlich  kann  das  Recht  der  Staatsgewalt,  einen  Actien- 
verein  aufzulösen,  auch  nicht  aus  dem  Erfordernisse  staat- 
licher Genehmigung  zu  dessen  Gründung  abgeleitet  werden, 
da  in  diesem  Erfordernisse  an  sich  und  wo  die  Landesgesetz- 
gebung nicht,  wie  der  Code  de  commerce  Art.  37,  von  einer 
anderen  Auffassung  ausgegangen,  keineswegs  ausgedrückt 
liegt,  dass  die  einmal  in's  Leben  getretene  Gesellschaft  nur 
mit  dem  Willen  des  Staats  fortzubestehen  vermöge,  und  letz- 
terer sich  auch  durch  die  ohne  Vorbehalt  bewilligte  Grün- 
dung eines  Actienvereins  der  Befugniss  willkührlicher  Aufhe- 
bung  desselben  begeben  hat. 

Dessenungeachtet  ist  es  mit  Grund  nicht  zu  bezweifeln, 
dass  der  Staat  unter  gewissen  Voraussetzungen  befugt  sein 
muss,  eine  Actiengesellschaft  aufzulösen,  und  dass  ihm  ein 
solches  Recht  ganz  ohne  Rücksicht  darauf  zukömmt,  ob  die 
Staatsgenehmigung  zur  Errichtung  von  Actienvereinen  über- 
haupt  oder  doch  von  Actienverbindungen  der  betreffenden  Art 
erforderlich  ist  oder  nicht.  Der  Staat  ist  aber,  abgesehen 
von  anderweitigen  Bestimmungen  der  Landesgesetzgebung 
imd  von  ausdrücklichem  Vorbehalte,  zur  Auflösung  einer  Ac- 
tiengesellschaft nur  aus  überwiegenden  Gründen  des 
gemeinen  Wohls  berechtigt,  und  zwar  nach  dem  Grund- 
satze, wonach  bei  unvermeidlicher  Collision  zwischen  Ge- 
raein- und  Privatwohl  jenes  den  Vorzug  hat  ^-.  Das  staatliche 
12)  Weiss,  System  des  deutsch.  Staatsrechts,  S.  500. 
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Auflösungsrecht  ist  demnach  ein  Ausfluss  des  s.  g.  Staats- 
nothrechts  oder^ws  eminens. 

Es  ergiebt  sich  hieraus,  dass  jenes  Recht  nicht  bloss 
dann  begründet,  wenn  sich  die  Gesellschaft  eines  groben  Miss- 
brauchs ,  rechtswidriger  Handlungen  oder  Unterlassungen 
schuldig  gemacht  hat,  so  wie  dass  auch  derartige  Rechts- 
widrigkeiten nicht  ausreichen,  um  eine  Auflösung  durch  die 
Staatsgewalt  zu  rechtfertigen.  Denn  in  der  That  ist  es  nicht 
die  Actiengesellschaft  selbst,  welche  sich  Rechtswidrigkeiten 
zu  Schulden  kommen  lässt,  sondern  sind  es  vielmehr  nur  die 
Mitglieder  der  Vereins-Organe,  wie  des  Vorstandes,  der  Ge- 
neralversammlung u.  s.  w.,  während  gegen  solche  Rechtsver- 
letzungen der  gewöhnliche  Schutz  durch  die  Gerichte  aus- 
reicht, welche  namentlich  auf  gehörige  Klage  hin  die  persönliche 
und  solidarische  Haftung  der  Vorsteher,  die  den  Vorschriften 
des  Gesetzes  oder  der  Statuten  entgegengehandelt,  für  den 
hieraus  entstandenen  Schaden  auszusprechen  haben  werden  ^^. 
Verfolgt  insbesondere  eine  Gesellschaft,  —  ein  Fall,  den  das 
Bernische  Gesetz  vom  J.  1860  Art.  41  no.  3  hervorhebt, 
andere  als  die  in  den  Statuten  kundgegebenen  Zwecke,  so 
besteht  sie  insoAveit  in  der  Eigenschaft  als  Actienverein  nicht, 
da  die  Actiengesellschaft  als  solche  nur  nach  Massgabe  ihrer 
den  Gegenstand  des  Unternehmens  bezeichnenden  Statuten  vor- 
handen, wogegen  in  einer  solchen  Ueberschreitung  an  und  für 
sich  kein  Grund  liegt,  die  Actienverbindung  überhaupt  auf- 
zuheben. Ist  demnach,  wie  bereits  gezeigt,  abgesehen  von 
anderweitigen  Gesetzesbestimmungen  und  ausdrücklichem  Vor- 
behalte die  Auflösung  einer  Actiengesellschaft  Seitens  der 
Staatsgewalt  nur  aus  überwiegenden  Gründen  des  gemeinen 
Wohls  gerechtfertigt,  so  ist  es  ebenso  theoretisch  unrichtig, 
wie  practisch  ohne  Bedeutung,  wenn  Schriftsteller^*  und  Ge- 
setze ^^  den  doppelten  Fall  unterscheiden,  ob  das  gemeine 
Wohl  durch  Rechtswidrigkeiten  der  Gesellschaft  oder  in  an- 
derer Weise  gefährdet. 

Es  ist  jene  Unterscheidung  theoretisch  unrichtig,  weil 


13)  S.  die  oben  angeführte  Vorstellung  der  Vorstände  inländ. 
Actiengesellschaften  an  Grossh.  Hess.  Ministerium  d.  Inn, 
§.2.  —  Koch,  Allg.  deutsch.  Handelsges.,  S.  52  not. — 

14)  Pohls,  Actienges.,  S.  279.  280. 

15)  Preuss.  Einführungs-G.  z.  Allg.  deutsch.  Handelsges., 
Art.  XII.  §§.  4.  5.  —  Anhalt-Bernburg.  Einführ.-G.,  Art.  10  §§.  4.  5; 
Grossh.  Hess.  Einführ.-G.,  Art.  12  u.  13. 
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nicht  das  rechtswidrige  Verhalten  der  Actienverbindung,  oder, 
genauer  gesagt,  ihrer  Organe,  sondern  der  Umstand,  dass 
deren  Fortbestand  das  gemeine  Wohl  gefährdet,  deren  Auf- 
hebung allein  rechtfertigt,  eine  solche  Auflösung  aus  Gründen 
des  gemeinen  Wohls  aber  auch  ohne  ßechtswidrigkeit  auf 
Seiten  der  Gesellschaft  statthaft  ist. 

Allein  es  sind  auch  die  Consequenzen,  die  man  an  jene 
Unterscheidung  knüpft,  in  der  That  unrichtig  und  sonach, 
wo  sie  einer  landesgesetzHchen  Sanction  entbehren,  ohne  An- 
spruch auf  rechtliche  Geltung. 

Wenn  man  nämlich  einmal  im  Falle  einer  Gefährdung 
des  gemeinen  Wohls  durch  rechtswidriges  Verhalten  der  Ac- 
tiengesellschaft  diese  durch  richterliches  Erkenntniss,  sonst 
aber  auf  dem  Verwaltungswege  auflösen  lassen  will,  so  über- 
sieht man,  dass  es  nicht  Sache  der  Gerichte  ist,  über  die 
Gemeingefährlichkeit  eines  Unternehmens,  mag  sie  in  Rechts- 
widrigkeiten oder  anderen  Umständen  ihren  Grund  haben,  zu 
entscheiden,  so  wie  dass  die  Aufhebung  eines  Actienvereins 
weit  über  die  Gränzen  des  richterlichen  Urtheils,  welches  an 
sich  declaratorischer  Natur  ist,  hinausgeht. 

Allein  es  ist  auch  die  andere  Folge,  die  man  an  jene  Un- 
terscheidung knüpft,  indem  man  nämlich  im  Falle  rechts- 
widrigen Verhaltens  die  Statthaftigkeit  einer  Aufhebung  der 
Gesellschaft  ohne  Entschädigung  annimmt,  sonst  aber  eine 
solche  nur  gegen  Schadensersatz  zulässt,  ungegründet.  Indem 
hier  nämlich  keinenfalls  von  einer  Entschädigung  des  aufge- 
hobenen Vereins,  sondern  nur  von  einer  solchen  der  früheren 
Mitglieder  desselben,  der  Actionäre  zur  Zeit  der  Auflösung, 
die  Rede  sein  kann,  kann  die  Frage,  ob  ein  Schadensersatz- 
Anspruch  begründet,  nicht  davon  abhängig  gemacht  werden, 
ob  die  Gesellschaft  in  Folge  rechtswidrigen  Verhaltens  oder 
anderer  Umstände  das  gemeine  Wohl  gefährdet.  Denn  es 
werden  rechtswidrige  Handlungen  oder  Unterlassungen  den 
Mitgliedern  des  Vorstandes  oder  anderer  Gesellschaftsbehör- 
den, möglicher  Weise  auch  der  Majorität  der  Actionäre,  sel- 
ten dagegen  den  sämmtlichen  Vereinsmitgliedern  zur  Last 
fallen,  und  ist  es  demnach,  wenn  eine  Entschädigungspflicht 
des  Staats  bei  Auflösung  einer  Actiengesellschaft  aus  Grün- 
den des  gemeinen  Wohls  überhaupt  besteht,  nichts  weniger 
wie  gerechtfertigt,  im  Falle  eines  rechtswidrigen  Verhaltens 
allen  Actionären  schlechtweg  einen  Schadensersatz-Anspruch 
abzusprechen.     Andererseits    ist    aber  an  und   für  sich  der 


742  Die  Auflösungsgründe. 

Staat,  welcher  eine  Actienverbinclung  aus  Gründen  des  ge- 
meinen Wohles  aufhebt,  zur  Schadensersatz-Leistung  an  die 
Actionäre  nicht  verpflichtet,  da  es  sich  hier  nicht  darum  han- 
delt, dass  der  Staat  das  Vermögen  der  aufgelösten  Gesell- 
schaft an  sich  zöge,  die  Actionäre  auch  sonst  zum  Aufgeben 
von  Privatrechten  nicht  genöthigt  werden,  so  wie  dieselben 
endlich  gegenüber  der  Staatsgewalt  kein  wohlerworbenes  Recht 
auf  den  Fortbestand  des  Actienvereins  haben  ^^. 

Fassen  wir  das  Gesagte  zusammen,  so  ist  der  Staat,  ab- 
gesehen von  einem  ausdrücklichen  Vorbehalte  bei  Genehmi- 
gung einer  Actiengesellschaft,  wo  eine  solche  zu  deren  Er- 
richtung nöthig  war,  so  wie  von  anderweitigen  Bestimmungen 
der  Landesgesetzgebung,  aus  überwiegenden  Gründen 
des  gemeinen  Wohls  und  nur  aus  solchen  zur  Auflö- 
sung  eines  Actienvereins  berechtigt,  einer  Auflösung,  die  auf 
dem  Verwaltungswege  zu  geschehen  und  die  eine  Entschädi- 
gungspflicht des  Staats  nicht  zur  Folge  hat. 

Allerdings  ist  nun  der  Begriff"  „überwiegende  Gründe  des 
gemeinen  Wohls''  ein  sehr  dehnbarer  und  daher  an  und  für 
sich  ein  Missbrauch  jener  dem  Staate  zustehenden  Auflösungs- 
Befugniss  wohl  möglich.  In  Wirklichkeit  dürfte  jedoch  dieses 
der  Staatsgewalt  nicht  abzusprechende  Recht  weniger  gefähr- 
lich sein,  da  gegen  materiell  nicht  gerechtfertigte  Aufhebungs- 
Beschlüsse  die  Macht  der  öffentlichen  Meinung  schützt. 

In  jedem  Falle  muss  aber  der  Auflösungs-Beschluss  ein 
motivirter  sein  *^,  welcher  erst  nach  Anhörung  der  Gesell- 
schaft oder  nachdem  derselben  Gelegenheit  gegeben  worden, 
sich  vernehmen  zu  lassen,  zu  fassen  ^^,  und  der  allein  da  als 
gerechtfertigt  erscheint,  wo  das  öffentliche  Interesse  nicht  iu 
anderer  Weise  ausreichend  gewahrt  werden  kann,  wiewohl 
die  Entscheidung  hierüber  Sache  der  Administrativ-Gewalt  ist. 

Selbstverständlich  kann  jedoch  durch  Beschluss  des 
nämlichen  Organs,  ehe  es  zu  einer  Auflösung  kömmt,  der 
Geschäftsbetrieb  des  Actienvereins  für  die  Dauer  einer  ein- 
geleiteten Untersuchung  suspendirt  werden,  eine  Suspension, 
die  übrigens  auch  in  dem  Falle  möglich,  dass  die  Verwal- 
tungsbehörde in  Folge  der  Anzeige  einer  Verminderung  des 


16)  S,  dagegen  die  Motive  zum  Preuss.  Entw.,  S.  93.     S.  aber 
dieProtocolle,  S.  332. 

17)  Bernisch.  Gesetz  von  1860  Art.  40. 

18)  Zürcher  Gesetzb.  §.1360. 
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Grundcapitals  um  die  Hälfte  von  den  Büchern  der  Gesell- 
schaft Einsicht  zu  nehmen  sich  veranlasst  findet.  Schliesst 
freilich  der  Vorstand  dessenungeachtet  Namens  der  Actien- 
verbindung  neue  Geschäfte  ab,  und  zwar  selbst  solche,  welche 
die  Verwaltung  des  Vereinsvermögens  nicht  erfordert,  so  obli- 
girt  er  doch  dieselbe,  da  eine  solche  Beschränkung  seiner 
Befugniss,  die  Gesellschaft  zu  vertreten,  Dritten  gegenüber 
gewiss  ebenso  unwirksam  sein  muss,  wie  die  durch  die  Sta- 
tuten oder  Beschlüsse  der  Generalversammlung  dessen  Voll- 
machten gesetzte  Begränzung. 

Wenn  die  Auflösung  einer  Actiengesellschaft  aus  Rück- 
sichten des  gemeinen  Wohls  an  und  für  sich  den  Staat  zu 
keiner  Entschädigungsleistung  verpflichtet,  so  verhält  es  sich, 
wie  bereits  gezeigt,  nach  manchen  Gesetzgebungen  unter  der 
Voraussetzung  anders,  dass  die  Aufhebung  des  Vereins  nicht 
durch  rechtswidriges  Verhalten  veranlasst  worden,  wobei  die 
betreffenden  Gesetze  bald  die  Schadensersatz-Verpflichtung 
des  Staates  schlechtweg  aussprechen,  bald  dieselbe  ausdi'ück- 
lich  auf  den  Ersatz  des  wirklichen  Schadens,  mit  Ausschluss 
des  entgangenen  Gewinnes,  beschränken. 

Dass  es  sich  hier  überall  nicht  um  eine  Entschädigung 
der  Actiengesellschaft,  wie  das  Bern.  Gesetz  Art.  41  no.  5 
unrichtig  sich  ausdrückt,  handelt,  da  diese  keinen  Schaden 
erleidet,  sie  auch,  weil  aufgelöst,  einen  Schadensersatz  nicht 
zu  empfangen  vermag,  dass  hier  vielmehr  nur  von  einer  Ent- 
schädigung der  Actionäre  die  Rede  sein  kann,  ist  schon  frü- 
her bemerkt  worden,  in  welchem  Sinne  denn  die  Einfüh- 
rungs-Gesetze von  Schwarzburg-Sondershausen  und 
Sachsen-Gotha  von  der  Entschädigung  aller  Bethei- 
ligten sprechen.  Jedenfalls  ist  das  in  Frage  stehende  Ver- 
hältniss  mit  dem  anderen  nicht  zu  verwechseln,  da  der  Staat 
sich  vorbehalten  hat,  das  Eigenthum  der  Gesellschaft  sammt 
allem  Zubehör  gegen  Entschädigung  in  der  Art  an  sich  zu 
ziehen,  dass  bis  zur  völligen  Auseinandersetzung  der  Verein 
im  Besitze  seines  Vermögens  verbleiben  soll  ^■\ 

Indem  der  Staat  eine  Actien Verbindung  auflöst,  erleiden 
die  Actionäre  hierdurch  insoferne  eine  Verminderung^  ihres 
gegenwärtigen  Vermögens,  als  sie  bei  der  Liquidation  aus 
dem  Gesellschaftsfonds  nicht  den  Curswerth  ihrer  Actien  zur 


19)  Preuss.  Gesetz  über  Eisenbahnunternehmungen  vom 
3.  Nov.  1838  §.  42. 
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Zeit  der  Aufhebung  des  Vereins  empfangen,  und  ist  folge- 
weise der  Fiscus,  wo  er  hier  überhaupt  zur  Entschädigung 
verpflichtet,  die  betreffende  Differenz  zu  vergüten  verbunden. 
Es  ist  aber  diese  Vergütung  keineswegs,  wie  von  einer 
Seite  in  der  Nürnberger  Conferenz  behauptet  worden 2*^, 
als  Ersatz  entgangenen  Gewinnes  zu  betrachten,  indem  sie  in 
der  That  nur  den  Verlust  ausgleichen  soll,  den  die  Actionäre 
durch  Aufhebung  der  Gesellschaft  in  ihrem  gegenwärtigen 
Vermögen  erlitten.  Denn  es  war  der  Curswerth  und  nicht 
der  Nominalwerth  der  Actien,  welcher  überhaupt  nur  im  Ver- 
hältnisse zur  Gesellschaft  in  Betracht  kömmt,  den  die  Actio- 
näre in  ihrem  Vermögen  hatten,  und  um  welchen  eben  dieses 
Vermögen  insoweit  durch  die  Aufhebung  des  Vereins  gekürzt 
Avird,  als  sie  denselben  nicht  bei  der  Liquidation  empfangen. 
Desshalb  haben  denn  die  Actionäre  Anspruch  auf  Ersatz  der 
Differenz  zwischen  der  Summe,  welche  sie  bei  der  Liquida- 
tion aus  dem  Gesellschaftsfonds  erhalten  und  dem  Curswerthe 
ihrer  Actien  zur  Zeit  der  Vereins-Aufhebung  nicht  bloss  da, 
wo  das  Gesetz  den  Staat  schlechtweg  für  entschädigungs- 
pflichtig erklärt,  sondern  auch  nach  den  Landesgesetzgebun- 
gen, welche  ausdrücklich  die  Schadensersatzpflicht  auf  den 
Ersatz  des  wirklichen  Schadens,  mit  Ausschluss  des  entgan- 
genen Gewinnes  beschränken  -^. 

Dagegen  kann  von  einem  Ansprüche  der  Actionäre  auf 
Entschädigung  wegen  entgangenen  Gewinnes  in  dem  Sinne 
keine  Rede  sein,  dass  sie  einen  Ersatz  wegen  Verlustes  der 
Aussicht  auf  künftige  Dividenden  oder  auf  einen  künftigen 
höheren  Curswerth  der  Actien  verlangen  könnten,  da  es  sich 
hier  lediglich  um  ungewisse  Hoffnungen  handelt,  deren  Be- 
trag sich  ausserdem  in  keiner  Weise  veranschlagen  lässt^-, 
und  insbesondere  nicht  durch  Capitalisirung  der  gezahlten 
Durchschnittsdividenden  23.  Daher  ist  ein  Recht  der  Actio- 
näre auf  Ersatz  wegen  der  ihnen  durch  die  Auflösung  der 
Gesellschaft  entgehenden  Dividenden  und  künftigen  Curs- 
erhöhungen  auch  dann  nicht  begründet,  wenn  sie  nach  dem 
massgebenden  Gesetze  an  und  für  sich  auch  Anspruch  auf 
Vergütung  des  ihnen  entgehenden  Gewinnes  haben. 


20)  Protocolle,  S.  332. — 

21)  Dagegen  die  Motive  zum  Preuss.  Einführ.-Ges.,  S.  278. 

22)  Motive  zum  Preuss.  Einführ -Ges.,  S.  278. 

23)  Dagegen  die  Motive  zum  Entw.  eines  Preuss.  Handels- 
gesetzb.,  S.  93. 
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Zur  Auflösung  einer  Actiengesellschaft  aus  Gründen  des 
gemeinen  Wohls  ist  aber  selbstverständlich  der  Staat  befugt, 
weichem  dieselbe  angehört,  oder  in  dessen  Gebiete  sie  mit 
a.  W.  ihren  Sitz  hat.  Durch  eine  solche  Aufhebung  hört 
aber  der  Actienverein  wie  durch  den  Eintritt  anderer  Auflö- 
sungscrründe  nicht  allein  für  dieses  Gebiet,  sondern  auch  für 
das  Ausland  auf,  sei  es  dass  er  daselbst  Vermögen  besitze 
oder  Zweiganstalten  habe  oder  sonst  seinen  Geschäftsbetrieb 
ausgeübt  haben  sollte  oder  noch  sollte  ausüben  wollen. 

Dagegen  kann  der  inländische  Staat  zwar  je  nach  Mass- 
gabe seiner  Gesetzgebung  einer  ausländischen  Actiengesell- 
schaft den  Geschäftsbetrieb  innerhalb  seines  Gebiets,  ja  mög- 
licher Weise  den  Erwerb  von  Liegenschaften  und  Immobiliar- 
ßechten  verwehren  (p.  162  flg.),  während  er  sie  so  lange  als 
rechtsfähiges  Subject  anerkennen  muss,  als  sie  nicht  durch 
den  Staat,  welchem  sie  angehört,  aufgehoben  oder  sonst  nach 
Massgabe  der  Gesetzgebung  dieses  letzteren  aufgelöst  wor- 
den ist. 

§.80. 

Die  Auflösung  der  Actiengesellschaft  in  Folge  der 

Vereinigung  sämmtlicher  Actien  in  Einer  Hand, 

so  wie  durch  Amortisation. 

Dass  die  sämmtlichen  Actien  einer  Actiengesellschaft  in 
der  Hand  Einer  Person  oder  Firma,  wie  namentlich  durch 
Ankauf,  vereinigt  werden  können,  unterliegt  keinem  Zweifel, 
wogegen  die  Frage  entsteht,  ob  und  welchen  Einfluss  ein  sol- 
ches Verhältniss  auf  den  Bestand  des  Actienvereins  hat. 

Vorerst  liegt  hier  die  Möglichkeit  vor,  dass  in  Folge  jenes 
Umstandes  die  Verfassung  der  Gesellschaft  zusammenfällt. 
Soll  insbesondere  deren  Vorstand  nach  Massgabe  der  Statuten 
aus  einer  Mehrheit  von  Personen,  von  denen  jede  mit  einer  An^- 
zahl  Actien  beim  Unternehmen  betheiligt  sein  muss,  zusammen- 
gesetzt sein,  so  ist  beim  Eintritte  einer  Vereinigung  sämmtlicher 
Actien  in  Einer  Hand  dermalen  kein  Vorstand  mehr  da.  In- 
dessen folgt  hieraus  die  Auflösung  des  Actienunternehmens 
noch  nicht.  Denn  muss  allerdings  jede  Actiengesellschaft 
einen  Vorstand  haben,  ist  insbesondere  eine  projectirte  Ac- 
tienverbindung  so  lange  als  solche  nicht  existent,  als  nicht 
ein  Vorstand  bestellt,  so  zieht  die  Auflösung  dieses  letzteren 
an  und  für  sich  diejenige  des  Actienvereins  nicht  nach  sich, 
sobald  die  Möglichkeit  einer  Wiederbesetzunu-  dieser  Behörde 
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gegeben.  Wie  zweifellos  das  plötzliche  Ableben  sämmtlicher 
Vorstandsmitglieder  die  Actiengesellschaft  nicht  aufhebt,  so 
muss  das  Nämliche  auch  in  dem  Falle  gelten,  dass  der  Vor- 
stand durch  Eintritt  der  oben  bezeichneten  Voraussetzung 
unbesetzt  ist,  da  eine  Wiederveräusserung  der  Actien  und 
somit  eine  neue  statutenmässige  Bestellung  der  Gesellschafts- 
behörde möglich  ist.  Dasselbe  srilt  aber  auch  in  Ansehunir 
der  Generalversammlung.  Denn  fällt  auch  dieses  Organ 
durch  die  Vereinigung  sämmtlicher  Actien  in  Einer  Hand 
hinweg,  so  kann  es  jeden  Augenblick  wieder  in's  Leben 
treten. 

Wenn  demnach  die  Auflösung  der  Actiengesellschaft 
durch  die  Vereinigung  sämmtlicher  Actien  in  Einer  Hand 
nicht  um  desswillen  zu  behaupten,  weil  und  insofeme  hier- 
durch deren  Verfassung  zeitweilig  aufgelöst  wird,  so  ist  da- 
mit die  Frage  nach  dem  Einflüsse  einer  solchen  Cumulation 
der  Actien  auf  den  Bestand  der  Actienverbindung  nicht 
erledigt. 

Zwar  kann  nach  römischem  Rechte  eine  universitas  per- 
sonarum  in  einem  einzigen  Mitgliede  fortdauern  ^  und  wird 
eine  solche  sogar  durch  den  Tod  aller  Mitglieder  keineswegs 
nothwendig  aufgelöst,  wiewohl  hier  jedenfalls  ein  Stillstand 
ihrer  Thätigkeit  eintritt^.  Allein  es  gelten  diese  Sätze  in  der 
That  zunächst  nur  von  öffentlichen  Corporationen,  auf  welche 
die  römischen  Rechtsquellen  überhaupt  allein  reflectiren,  und 
bedarf  es  demnach  der  Untersuchung,  ob  und  inwieferne  die- 
selben auf  Privatcorporationen  und  insbesondere  auf  Actien- 
Gesellschaften  Anwendung  finden. 

Darauf,  dass  nicht  bloss  zur  Entstehung,  sondern  auch 
zum  Fortbestande  dieser  letzteren  eine  Mehrheit  von  Actio- 
nären  erfordert,  scheint  zunächst  der  Umstand  hinzuweisen, 
dass  man  nur  unter  dieser  Voraussetzuns^  von  einem  Ac- 
tienvereine  sprechen  kann,  während  bei  einer  Vereinigung 
sämmtlicher  Actien  in  Einer  Hand  eine  Gesellschaft  nicht 
mehr  vorhanden. 

Auch  scheint,  wenn  nur  Ein  Actieninhaber  da  ist,  das 
Vermögen  der  bisherigen  Actienverbindung  ihm  und  nicht 
einer  von  der  seinigen  verschiedenen  Persönlichkeit  anzugehö- 


1)  1.  7  §.  2  D.  quod  ciijusque  univ.  (3.  4). 

2)  V.  Savigny,  System,  Bd.  IL  S.  280;  Puchta,  Pandecten,  §.28; 
Windscheid,  Pandecten,  §.  Gl. 
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ren,  wogegen  es  sich  hier  bei  öfFentlichen  Corporationen,  wie 
z.  B.  Gemeinden,  anders  verhält  „si  universitas  ad  unum 
rediit." 

Weiter  möchte  man  dafür,  dass  die  Actiengesellschaft 
durch  die  Vereinigung  sämmtlicher  Actien  in  Einer  Hand 
aufhöre,  sich  darauf  berufen,  dass  im  entgegengesetzten  Falle 
der  Einzeln-Actionär  den  Verein  processualisch  vertreten 
müsste,  also  Namens  desselben  als  Kiäger  auftreten  und  ver- 
klagt werden  könnte  ^,  was  entschieden  nicht  zutreffe. 

Endlich  könnte  man  gegen  den  Fortbestand  der  Actien- 
gesellschaft unter  der  bezeichneten  Voraussetzung  geltend 
machen,  dass  der  alleinige  Actionär  den  Geschäftsbetrieb  der 
Actienverbindung  durch  deren  Vorstand  und  sonstige  Beam- 
ten in  der  Art  fortsetzen  könnte,  dass  durch  die  im  Namen 
des  Vereins  abgeschlossenen  Geschäfte  nur  das  Gesellschafts- 
vermögen  obligirt  würde,  während  ihm  allein  der  Gewinn  zu- 
fiele,  womit  denn  das  an  sich  unstatthafte  Verhältniss  eines 
Geschäftsbetriebs  ermöglicht  wäre,  bei  welchem  Jemand,  ob- 
wohl allein  interessirt,  doch  nur  beschränkt  haftete. 

Indessen  dürften  diese  Momente  nicht  genügen,  um  die 
Auflösung  der  Actiengesellschaft  in  Folge  einer  Vereinigung 
sämmtlicher  Actien  in  einer  Hand  zu  begründen,  wie  denn 
auch  die  Schriftsteller,  welche  sich  über  diese  Frage  ge- 
äussert, allerdings  wieder  aus  verschiedenen  Gründen  die  ent- 
gegengesetzte Meinung  vertheidigen  ■*.  Wie  nämlich  der  Ac- 
tienverein  um  desswillen  nicht  aufhört,  weil  dessen  Verfassung 
momentan  zerstört,  wenn  nur  die  Möglichkeit  einer  Wieder- 
herstellung derselben  gegeben,  so  muss  das  Nämliche  auch  in 
dem  Falle  gelten,  dass  das  zur  Entstehung  der  Corporation 
nothwendige  Substrat,  nämlich  ein  Verein  von  Actionären, 
zeitweilig  weggefallen,  so  lange  die  Herstellung  eines  neuen 
Vereins  in  Aussicht  steht''.  Zu  der  nämlichen  Entscheidung 
Avird  man  aber  auch  aus  practischen  Gründen  gelangen. 
Denn  es  wird  eine  Vereinigung  sämmtlicher  Actien  in  Einer 


3)  1.  7  §.  2  D.  quod  cvjusque  unio.  (3.  4). 

4)  Bekker  in  derZeitschr.  f.  das  gesammte  Handelsrecht 
Bd.  IV.  S.  560;  Kuntze  in  der  nämlich.  Zeitschr.,  Bd.  VI.  S.  233. 

5)  Arg.  1.  85  §.  1  D.  de  R.  J.  (50.  17).  —  Puchta,  Pandecten,  §.  28 
not.  8.  —  Nach  engl.  Rechte  freilich  muss  eine  gerichtliche  Liquida- 
tion und  Auflösung  der  Actiengesellschaft  eintreten,  wenn  die  Zahl  der 
Actionäre  auf  weniger  als  sieben  gesunken  ist.  Actieng.-Acten  185G, 
1857,  Theil  III.  LXVII. 
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Hand  namentlich  nur  da  eintreten,  wo  alle  Actien  auf  den 
Inhaber  lauten,  eine  solche  Cumulation  aber  äusserlich  nicht 
hervortreten,  während  es  in  der  Willkühr  des  Einzeln- Actio- 
närs  stehen  wird,  durch  Wiederveräusserung  der  Actien  oder 
eines  Theils  derselben  den  Verein  wiederherzustellen,  ohne 
dass  practisch  die  Möglichkeit  vorläge,  diese  Gesellschaft  als 
eine  neue  zu  behandeln. 

Bei  dieser  Sachlage  wird  man  nun  in  Ansehung  des 
Fortbestands  der  Actienverbindungen  so  wenig  wie  bei  an- 
deren Corporationen  ein  Gewicht  darauf  legen  können,  dass 
zu  deren  Substrate  ein  Verein  erfordert.  Ebenso  gehört  das 
Vermögen  der  Actiengesellschaft  so  lange  nicht  dem  Einzeln- 
Actionär,  als  nicht  die  Gesellschaftsschulden  in  ordnungs- 
massiger  Weise  liquidirt  sind,  während  jener  zur  processuali- 
schen  Vertretung  des  Vereins  um  desswillen  weder  berechtigt 
noch  verpflichtet,  weil  er  in  seiner  Eigenschaft  als  Actionär 
Dritten  gegenüber  gar  nicht  hervortritt.  Endlich  wird  der 
Einzeln-Actionär  aus  dem  Geschäftsbetriebe  der  Gesellschaft 
nicht  unmittelbar  bereichert  werden,  indem  diese  letztere  al- 
lein vielmehr  aus  den  in  ihrem  Namen  abgeschlossenen  Ge- 
Schäften  berechtigt  und  verpflichtet  werden  wird.  Allerdings 
vnvd  nun  der  Geschäftsbetrieb  der  Gesellschaft,  wo  nicht 
ganz,  wie  z.  B.  in  Folge  eines  Wegfalls  des  Vorstandes,  ge- 
hemmt, doch  mannigfach  durch  eine  solche  Vereinigung 
sämmtlicher  Actien  in  Einer  Hand  behindert  sein,  weil  in 
Ermangelung  einer  Generalversammlung  die  anderweitigen 
Vereinsorgane  Bedenken  tragen  werden,  Handlungen  vorzu- 
nehmen, zu  denen  eine  Ermächtigung  Seitens  jener  Ver- 
sammlung nöthig,  so  wie  sie  auch  zur  Herausgabe  des  Gesell- 
schaftsgewinns kaum  die  Hand  bieten  werden. 

Der  Fortbestand  einer  Actienverbindung,  deren  Actien 
in  Einer  Hand  vereinigt,  wird  sonach  immer  nur  von  kür- 
zerer Dauer  sein  und  der  Einzeln-Actionär  durch  sein  eige- 
nes Interesse  sich  veranlasst  finden,  entweder  durch  Wieder- 
veräusserung wenigstens  eines  Theils  der  Actien  das  normale 
Verhältniss  herzustellen,  oder  das  Actienunternehmen  aufzu- 
heben, wozu  er  zweifellos  berechtigt,  wenn  er  nur  nach  dem 
Allg.  deutschen  Handelsg.  (Arg.  Art.  242  no.  2)  seine 
bezügliche  Willenserklärung  notariell  oder  gerichtlich  beur- 
kunden lässt. 

Wenn  nach  den  vorstehenden  Ausführungen  eine  Ac- 
tiengesellschaft dadurch  nicht  aufgelöst  wird,  dass  die  sämmt- 


§.81.   Die  öffentliche  Bekanntmacliung  etc.  749 

liehen  Actien  in  Einer  Hand  vereinigt,  so  kann  dagegen  die 
allmählisre  Amortisation  der  Actien  zu  einer  solchen  Auflö- 
sung  führen,  Avenn  nämlich  an  Stelle  der  in  die  Hand  des 
Vereins  zurücko-ekehrten  Actienrechte  nicht  Genussscheine 
ausgestellt  worden,  sondern  diese  Rechte  durch  Heimzahlung 
schlechtweg  erloschen  sind  (s.  p.  680).  Denn  unter  einer 
solchen  Voraussetzung  ist  es  klar,  dass  die  Actienverbindung 
nicht  bloss  dann  aufhört,  wenn  säramtliche  Actien  amortisirt, 
sondern  dass  dies  auch  dann  der  Fall,  wenn  nur  noch  Ein 
Actionär  mit  Einem  Actienrechte  vorhanden  sein  sollte,  da 
hier  eine  Wiederherstellung  des  Substrats  der  Actiencorpora- 
tion  unmöglich  ist. 

§.  81. 

Die  öffentliche  Bekanntmachung  der  Auflösung  der 
Actien  gesellschaft. 

Wie  nach  gemeinem  Rechte  bei  Errichtung  einer  Actien- 
gesellschaft  eine  Veröffentlichung  nicht  erfordert,  so  ist  eine 
solche  auch  bei  deren  Auflösung  nicht  verlangt.  Anders  ver- 
hält  es  sich  dagegen  nach  den  Gesetzen,  welche  bei  Grün- 
dung von  Actienvereinen  eine  öffentliche  Bekanntmachung 
vorschreiben,  indem  dieselben  auch  die  Veröffentlichung  der 
Auflösung  anordnen^.  Haben  nun  diese  Publicationen  im 
Zweifel  allerdings  in  der  nämlichen  Form  zu  geschehen,  in 
welcher  die  bei  Gründung  der  Gesellschaft  vorzunehmende 
Bekanntmachung  vor  sich  zu  gehen  hat,  wie  dies  durch  ein- 
zelne Gesetzgebungen,  insbesondere  den  Spanischen  Han- 
delscodex Art.  335  und  das  Serbische  Handelsgesetz- 
buch §.  45  ausdrücklich  anerkannt,  so  schreiben  andere 
Gesetze  dagegen  einen  abweichenden  Modus  der  Veröffentli- 
chung hier  vor. 

Nach  dem  Code  de  commerce  Art.  46  ist  die  Auflösung 
einer  Actiengesellschaft  {tons  actes  portant  dissolution  de  so- 
ciete)  nicht  allein  am  Gerichtslocale  anzuschlagen,  sondern, 
was  bei  der  Errichtung  eines  solchen  Vereins  nicht  erfordert 
(s.  p.  320),  in  das  Handelsregister  einzutragen. 

In  ähnlicher  Weise  schreibt  das  Zürcher  Gesetzbuch 
§.  1362  nicht  allein  die  Bekanntmacliung  der  Auflösung  der 
Gesellschaft  durch  die  Zeitungen,   sondern  auch  die  Vormer- 


1)  S.  oben  p.  318  flg.  u.  Pohls,  Actieng.,  S.  280. 
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kung  jener  Auflösung  im  Ragionenbuche  vor,  während  ein 
solcher  Eintrag  bei  Gründung  des  Vereins  nicht  Statt  findet^. 

Nach  dem  Russischen  Reglement  von  1836  Art.  48 
sollen  Anfang  und  Schluss  der  Liquidation  mittelst  der  öffent- 
lichen Blätter  zur  Kenntniss  der  Actionäre  wie  des  Publicums 
gebracht  werden,  wogegen  die  officiellen  Publicationen,  welche 
bei  Errichtung  einer  Actiengesellschaft  erfordert  (s.  p.  320), 
wegfallen. 

Das  Bernische  Gesetz  von  1860  Art.  42  verlangt,  in 
Abweichung  von  den  Vorschriften,  die  es  in  Betreff  der  Publi- 
cation  der  Errichtung  von  Actienvereinen  aufstellt  (s.  p.  321), 
dass  die  Auflösung  eines  solchen  zu  drei  aufeinander  folgen- 
den Malen  durch  das  Amtsblatt  und  überdies  auf  die  in  den 
Statuten  festgesetzte  Weise  bekannt  gemacht  werde. 

Ebenso  erfordert  das  Preussische  Gesetz  vom  9.  No- 
vember 1843  §.  29,  anders  wie  in  Ansehung  der  Errichtung 
der  Actiengesellschaft  (s.  p.  321),  eine  dreimalige  Publication 
der  Auflösung  durch  die  öffentlichen  Blätter. 

Nicht  weniger  stellt  endlich  das  Allg.  deutsche  Han- 
delsgesetzbuch Art.  243  verschiedene  Bestimmungen  über 
die  Veröffentlichung  der  Auflösung  und  über  diejenige  der 
Errichtung  der  Actienvereine  auf.  Denn  während  es  in  dem 
einen  wie  in  dem  anderen  Falle  eine  Anmeldung  zum  Ein- 
trage in  das  Handelsregister  vorschreibt  und  dieser  Eintrag 
durch  die  vom  Handelsgerichte  zu  diesem  Zwecke  bestimm- 
ten öffentlichen  Blätter  zu  publiciren,  ist  ausserdem  die  Auf- 
lösung, unter  gleichzeitiger  A.ufforderung  der  Gläubiger  zur 
Anmeldung,  zu  drei  verschiedenen  Malen  durch  die  Blätter 
bekannt  zu  machen,  in  welchen  statutengemäss  die  von  der  Ge- 
sellschaft ausgehenden  Bekanntmachungen  erfolgen  sollen.  Ist 
hier  demnach  eine  zweifache  Art  der  Veröffentlichung  der  Auf- 
lösung einer  Actiengesellschaft  angeordnet,  nämlich,  abgesehen 
vom  Eintrage  in  das  Handelsregister,  einerseits  eine  solche 
durch  die  Blätter,  welche  das  Handelsgericht  zu  den  ihm  ob- 
liegenden Publicationen  bestimmt  (D.  Handels g.  Art.  14), 
andererseits  eine  dreimaliffe  durch  die  in  den  Statuten  für  die 
Aufnahme  der  von  der  Gesellschaft  ausgehenden  Bekannt- 
machungen zu  bezeichnenden  Zeitungen  (D.  Handels g. 
Art.  209   no.  11)  ^   so  hat  das  Gesetz  von  diesen  Bestim- 


2)  Bluntschli,  Erläuter.  zu  §.  23  des  Zürcher  Gesetzb. 

3)  ProtocoUe,  S.  364. 
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niungen  den  Fall  einer  Beendigung  des  Actienvereins  durch 
Concurs  ausgenommen  (Art.  243).  Denn  hier  ist  es  Sache 
des  Concursgerichts ,  und  nicht  Avie  sopist  des  Vorstandes  der 
aufgelösten  Gesellschaft,  für  die  Veröffentlichung  der  Con- 
curseröifnung  und  die  Aufforderung  der  Gläubiger  zur  An- 
meldung in  der  nämlichen  Weise  wie  bei  sonstigen  gericht- 
lichen Insolvenzerklärungen  zu  sorgen,  während  der  Vorstand 
nur  die  eino^etretene  Ueberschuldunw  Behufs  der  Concurser- 
Öffnung  dem  Gerichte  anzuzeigen  hat  (Art.  240  Abs.  3). 
Auch  liest  es  dieser  letzteren  Behörde  der  Natur  der  Sache 
nach  ob,  den  Eintrag  der  Concurseröffnung  in  das  Handels- 
register von  Amtswegen  zu  besorgen,  oder,  falls  das  Han- 
delsregister nicht  beim  Concursgerichte  geführt  werden  sollte, 
die  Ganteröffnung  dem  Handelsgerichte,  bei  welchem  das 
Register  geführt  wird,  zur  Bewirkung  des  Eintrags  unverzüg- 
lio;  anzuzeigen '^.  —  Wenn  ferner  eine  Actieno-esellschaft 
durch  Vereiniguno^  mit  einer  anderen  aufo-elöst  wird  oder 
mehrere  solcher  Vereine  zu  einer  neuen  Actienverbindung 
vei'schmolzen  werden,  so  ist  zwar  die  Auflösung  des  oder  der 
Vereine,  wie  schon  früher  bemerkt  (s.  p.  724  flg.)?  '^^  tlas  Han- 
delsregister einzutragen  und  der  Eintrag  durch  das  Handels- 
gericht mittelst  der  öffentlichen  Blätter  bekannt  zu  machen, 
wogegen  die  anderweitige  dreimalige  öffentliche  Bekanntma- 
chung, wie  sie  sonst  die  Regel  bildet,  nebst  der  Aufforderung 
der  Gläubiger  unterlassen,  oder  auf  einen  späteren  Zeitpunct 
auf  so  lange  verschoben  werden  kann,  als  das  Vermögen  der 
aufgelösten  Gesellschaft  unter  getrennter  Verwaltung  bleibt 
(s.  p.  726). 

Die  o:esetzlich  voro-eschriebene  Veröffentlichung  der  Auf- 
lösung  eines  Actienvereins  hat  aber  auch  dann  Statt  zu  fin- 
den, wenn  dieser  in  Folge  Ablaufs  der  bestimmten  Zeit,  für 
die  er  statutenmässig  gegründet  worden,  aufhört.  Dies  gilt 
nicht  allein  nach  den  Gesetzen,  die  es  ausdrücklich  erklären^, 
sondern  ist  auch  im  Zweifel,  und  daher  insbesondere  nach 
dem  Allg.  deutschen  Handelsg.   anzunehmen,  wogegen 


4)  Preuss.  Einführungsg.,  Art.  XII.  §.13.  —  Grossh.  Hess. 
Einführungsg.,  Art.  13;  Badisch.  Einführungsg.,  Art.  3G.  Nach 
diesen  Gesetzen  unterbleibt  hier  die  Bekanntmachung  des  Eintrags  durch 
eine  Anzeige  in  öffentlichen  Blättern.  S.  ferner  die  Motive  z.  Preuss. 
Einführungsg.,  S.  281. 

5)  Preuss.  Gesetz  v.  9.  Nov.  1843  §.  29;  Bernisches  Gesetz  v. 
1860  Art.  42.  — 
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allerdings  einzelne  Gesetze  hier  von  dem  Erfordernisse  einer 
Bekanntmachung  absehen  *\  — 

Fragt  man  aber  nach  den  Folgen  einer  Unterlassung  der 
gesetzlich  vorgeschriebenen  Veröffentlichung  der  Auflösung 
einer  Actiengesellschaft,  so  enthalten  die  einzelnen  Gesetze 
in  dieser  Hinsicht  theils  nur  unvollständige,  theils  gar  keine 
Bestimmungen. 

Zu  jenen  gehören  insbesondere  das  Spanische  Han- 
delsgesetz b.  Art.  335,  welches  einfach  erklärt,  dass  die 
Auflösung  der  Actiengesellschaft,  so  lange  sie  nicht  in  das 
Handelsregister  eingetragen,  keine  Wirkungen  zum  Nach- 
theile Dritter  erzeuge,  so  wie  das  Zürcher  Gesetz b.  §.  44, 
nach  welchem,  im  Falle  der  Auflösung  eines  Actienvereins 
ohne  öffentliche  Kundmachung,  die  zu  jener  Zeit  vorhande- 
nen Actionäre  sammt  ihren  Erben  gemeinsam  und  solidarisch 
dafür  einzustehen  haben,  dass  die  Creditoren  nach  Massgabe 
des  damals  vorhandenen  Vermögens,  einschliesslich  der  Ac- 
tienbeträge,  befriedigt  werden. 

Dagegen  enthält  das  Allg.  deutsche  Handelsgesetz- 
buch, abgesehen  davon,  dass  es  den  Vorstand  bei  Ord- 
nungsstrafe verpflichtet,  die  Auflösung  der  Gesellschaft,  wenn 
sie  in  Folge  eröffneten  Concurses  geschehen,  zur  Eintragung 
in  das  Handelsregister  anzumelden  (Art.  243),  so  wenig  wie 
das  Preussische  Gesetz  vom  9.  Nov.  1843  und  das  Ber- 
nische Gesetz  von  1860,  directe  Bestimmungen  über  die 
Folgen  des  Unterbleibens  der  vorgeschriebenen  Öffentlichen 
Bekanntmachung  '^. 

Sieht  man  nun  zunächst  von  ausdrücklichen  Gesetzesbe- 
stimmungen ab,  so  kann  die  Folge  einer  solchen  Unterlas- 
sung nicht  die  sein,  dass  die  Actiengesellschaft  so  lange  als 
fortbestehend  betrachtet  werden  müsste,  bis  deren  Auflösung 
in  gehöriger  Weise  veröffentlicht;  —  was  selbst  dann  nicht 
anzunehmen,  wenn  der  Actienverein  als  solcher  vor  der  Be- 
kanntmachung seiner  Errichtung,  wie  insbesondere  vor  dem 
Eintrage  in  das  Handelsregister,  nicht  besteht.  Denn  ver- 
mag auch  das  Gesetz  die  Anerkennung  eines  Vereins  als  Ac- 
tiengesellschaft, wo  die  materiellen  Voraussetzungen  einer 
solchen  gegeben,   ausserdem  von  der  Beobachtung  gewisser 


6)  Code  de  commerce.,  Art.  46  u.  64  (s.  auch  Bravard,  traite  des  societ. 
commercial.,  p.  276);  Spanisch.  Handelsgesetzb.,  Art.  335;  Serbi- 
sches Ilandelsg.,  Art.  45. 

7)  Trotocolle,  S.  363. 
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Formen  abhängig  zu  machen,  so  ist  es  dagegen  ausserhalb 
der  Macht  der  Gesetzgebung,  ein  Actienunternehmen,  dem  es 
an  den  natürhchen  Bedingungen  der  Existenz,  wie  an  einem 
Zwecke  oder  Capitale,  gebricht,  wegen  Nichterfüllung  gewis- 
ser Förmlichkeiten  fortbestehen  zu  lassen.  Allerdings  scheint 
nun  der  Code  de  commerce  Art.  46  von  einer  anderen  Ansicht 
auszugehen.  Indessen  spricht  dieser  auf  die  Handelsgesell- 
schaften überhaupt  bezügliche  und  sehr  unvollkommen  redi- 
girte  Artikel  allein  von  der  Nicht- Veröffentlichung  der  die 
Auflösung  der  Gesellschaft  bezweckenden  Rechtshand- 
lungen {toiis  actes  portant  dissolution  de  societe  avant  le 
terme),  Rechtshandlungen,  die  allerdings  unter  den  Gesell- 
schaftern so  lange  ungültig  sein  sollen,  ohne  dass  jedoch  der 
Mangel  an  öffentlicher  Bekanntmachung  Dritten  entgegen- 
gesetzt werden  könnte  {Code  de  commerce  Art.  42  i.  f.).  — 

Nach  allsemeinen  Grundsätzen  und  inbesondere  auch 
dem  Allg.  deutschen  Handelsgesetzbuches  hört  die 
Actiengesellschaft  mit  dem  Eintritte  eines  der  oben  bezeichne- 
ten Auflösungsgründe  auf,  ohne  dass  hierzu  öffentliche  Be- 
kanntmachung erfordert  wäre. 

Dagegen  darf  nach  einzelnen  Particularrechten  und  so 
auch  nach  dem  letztbenannten  Gesetzbuche  das  Vermögen 
der  aufgelösten  Gesellschaft  nicht  eher  unter  die  Actionäre 
vertheilt  werden,  bis  eine  gegebene  Frist,  von  der  gesetzlich 
vorgeschriebenen  Bekanntmachung  der  Auflösung  an  gerech- 
net, abgelaufen  ist. 

So  soll  nach  dem  Preuss.  Gesetze  v.  9.  Nov.  1843 
§.  29  die  Vertheilung  des  Gesellschafts  Vermögens  nicht  eher 
vollzogen  werden,  als  nach  sechs  Monaten  von  dem  Tao;e  an 
gerechnet,  wo  die  Bekanntmachung  der  Auflösung  zum  drit- 
ten Male  erfolgt  ist.  So  gilt  nach  dem  Bernischen  Ge- 
setze V.  J.  1860  Art.  43  das  nämliche  Princip  mit  der  Mass- 
gabe, dass  die  Vertheilung  des  Vereinsvermögens  nach  Ab- 
lauf von  60  Tagen  von  der  dritten  Bekanntmachung  der 
Gesellschafts-Auflösung  gestattet.  So  soll  endlich  nach  dem 
Allg;.  deutschen  Handelsgesetzb.  Art.  245  das  Vcrmö- 
gen  der  aufgelösten  Gesellschaft  nicht  eher  vertheilt  werden, 
als  nach  Ablauf  eines  Jahres  von  dem  Tage  an  gerechnet, 
an  welchem  die  Bekanntmachung  in  den  hiei"zu  bestimmten 
öffentlichen  Blättern  zum  dritten  Male  erfolgt  ist. 


8)  Arg.  Art.  242.  243. 
Renaud,  AclieiKjesullsch.  ^g 
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Nach  diesen  Gesetzgebungen  ist  sonach  die  Folge  der 
Nicht- Veröffenthchung  oder  der  nicht  gehörigen,  M'iez.  B.  nicht 
dreimahgen,  Pubhcation  der  Auflösung  des  Actienvereins  die, 
dass  jede  vorher  geschehene  Vertheilung  des  Gesellschafts- 
Vermögens  unter  die  Actionäre  eine  rechtswidrige  ist,  welche 
die  Mitglieder  des  "Vorstandes  und  die  Liquidatoren,  die  den 
gesetzlichen  Vorschriften  entgegengehandelt,  persönlich  und 
solidarisch  zur  Erstattung  der  geleisteten  Zahlungen  ver- 
pflichtet  (Allg.  deutsch.  Handelsg.  Art.  245  Abs.  4).  Al- 
lein es  können  unter  einer  solchen  Voraussetzung  auch  die 
Actionäre  von  den  Gesellschaftsgläubigern  zur  Erstattung 
der  von  ihnen  aus  dem  Gesellschaftsvermögen  empfangenen 
Beträge  angehalten  werden.  Denn  ist  zwar  der  Actienverein 
aufgelöst,  so  soll  doch  dessen  Fonds  so  lange  unvertheilt  blei- 
ben, als  nicht  die  zu  Gunsten  der  Creditoren  erforderten  Be- 
kanntmachungen Statt  gefunden  und  die  denselben  zur  Mel- 
dung gegebene  Frist  abgelaufen.  Eine  vorher  vorgenom- 
mene  Vertheilung  jenes  Vermögens  ist  eine  vom  Schuldner, 
nämlich  dem  sich  auflösenden  Vereine,  zum  Nachtheile  seiner 
Gläubiger  vorgenommene  Veräusserung,  da  diese  zw^ar  be- 
rechtigt, nicht  aber  verpflichtet  sind,  sich  nunmehr  allein  an 
die  fehlbaren  Mitglieder  des  Vorstandes  oder  an  die  sonsti- 
gen Liquidatoren  zu  halten,  wie  sie  übrigens  auch  durch  die 
Haftung  dieser  Personen  keineswegs  immer  ausreichend  ge- 
deckt sein  werden.  Es  liegt  hier  mit  a.  W.  eine  alienatio  in 
fraudem  creditorum  facta  vor,  welche  für  diese  letzteren  die 
Paulianische  Klage  begründet,  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf 
den  dolus  der  Empfänger,  die  ja  in  unentgeldlicher  Weise 
Vermögenswerthe  empfangen,  auf  welche  sie  dermalen  kei- 
nerlei Anspruch  hatten  und  dadurch  den  Gläubigern  des  Ac- 
tienvereins das  denselben  haftende  Vermögen  entzogen  haben. 
Dass  übrigens  die  nämlichen  Grundsätze  auch  in  dem  Falle 
einer  theilweisen  Rückzahlung  des  Grundcapitals  ohne  ge- 
hörige Veröfi'entlichung  des  Rückzahlungsbeschlusses  zur  An- 
wendung kommen,  ergiebt  sich  bereits  aus  unseren  früheren 
Erörterungen  ^. 

Wenn  demgemäss  die  unterbliebene  Publication  der 
Auflösung  eines  Actienvereins  die  Folge  hat,  dass  dessen 
Vermögen  jedenftills    so  lange  unvertheilt  bleiben  soll,    als 


9)  S.  oben  p.  63  und  Allgem.  deutsches  Handelsg.- Art.  248 
Abs.  2  u.  3. 
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nicht  die  gesetzlieh  zu  Gunsten  der  Gläubiger  vorgeschriebe- 
nen Bekanntmachungen  und  Aufforderungen  Statt  gehabt, 
und  sonach  die  Gesellschaft  insoferne  als  nicht  aufgelöst  zu 
behandeln,  so  ist  dieselbe  in  AVirklichkeit  doch  aufgelöst  und 
daher  deren  Geschäftsbetrieb  sofort  einzustellen.  Wird  die- 
ser Geschäftsbetrieb  aber  dessenungeachtet  fortgesetzt,  wer- 
den Namens  der  Actienverbindung,  trotzdem  sie  aufgelöst, 
durch  deren  Vorstand  Geschäfte  abgeschlossen,  ehe  die  Auf- 
lösung in  das  Handelsregister  eingetragen  und  aus  demselben 
öffentlich  bekanntgemacht,  so  kann  jene  Auflösung  nur  dann 
dem  Dritten  entgegengesetzt  werden,  wenn  ihm  bewiesen 
wird,  dass  sie  ihm  zur  Zeit  des  Geschäftsabschlusses  bekannt 
war.  Wie  nämlich  eine  Aenderuno;  der  Mito-lieder  des  Vor- 
Standes,  welche  wie  die  Vereinsauflösung  zur  Eintragung  in 
das  Handelsregister  angemeldet  w^erden  soll,  so  lange  der 
Eintrag  und  dessen  Veröffentlichung  nicht  geschehen,  einem 
Dritten  nur  dann  entgegengesetzt  zu  werden  vermag,  wenn 
der  Beweis  geliefert  Avird,  dass  ihm  die  betreffende  Aende- 
rung  beim  Abschlüsse  des  Geschäfts  bekannt  gewesen  (Allg. 
deutsches  Handelsg.  Art.  233),  wie  ferner  dasselbe  in 
Ansehung  des  Erlöschens  einer  Firma  gilt  (Art.  25),  so  müs- 
sen die  nämlichen  Grundsätze  auf  die  Auflösung  der  Actien- 
gesellschaft  oder  mit  a.  W.  auf  den  Fall  Anwendung  finden, 
dass  deren  Firma  erloschen  und  deren  Organe  aufgelöst 
sind. 

Dass  übrigens  mit  der  Beendigung  einer  Actiengesell- 
schaft  auch  deren  Zweigniederlassungen  aufhören,  versteht 
sich  von  selbst,  während  dagegen  die  Frage  entsteht,  ob  in 
Ansehung  dieser  letzteren  eine  öffentliche  Bekanntmachung 
erfordert.  Wir  meinen,  dass  dies  überall  zu  bejahen,  wo  bei 
Errichtung  einer  Filiale,  wie  dies  nach  dem  deutschen  Han- 
delsges.  Art.  212  der  Fall,  ein  Eintrag  in  das  Handelsregi- 
ster des  Gerichts,  in  dessen  Bezirk  die  Zweigniederlassvmg 
gegründet,  vorgeschrieben,  da  es  zweifellos  im  Sinne  eines 
solchen  Gesetzes  liegt,  dass  wie  die  Entstehung,  so  auch  die 
Aufhebung  eines  solchen  Verhältnisses  aus  dem  betreffenden 
Handelsregister  ersichtlich.  Indessen  dürfte  die  Unterlassung 
eines  derartigen  Eintrags  und  der  sich  daran  knüpfenden  öf- 
fentlichen Bekanntmachung  ohne  civilrechtllche  Folgen  sein, 
während,  abgesehen  von  dem  Falle  einer  Becndio-unq;  der 
Gesellschaft  durch  Concurs,  die  Mitglieder  des  Vorstandes 
des  aufgelösten  Vereins  zur  Anmeldung  der  Auflösung  auch 

4ö* 
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bei  dem  Handelsgerichte  des   Orts   der  Zweigniederlassung 
mittelst  Ordnungsstrafen  anzuhalten. 


IL  Die  Wirkungen  der  Auflösung  der  Actiengesellschaft. 

§.82. 

Die  Wirkungen  der  Auflösung  der  Actiengesellschaft  im 
Allgemeinen. 

Die  Auflösung  einer  Actiengesellschaft  hat  zunächst  eine 
doppelte  Wirkung. 

Die  eine  ist  die,  dass  mit  der  Beendigung  des  Actien- 
vereins  auch  jede  Thätigkeit  desselben  aufhören  muss,  die 
andere  aber,  dass  das  Vermögen  der  aufgelösten  Gesell- 
schaft nach  Tilgung  ihrer  Schulden  unter  die  Actionäre  ver- 
theilt  wird. 

Die  Auflösung  der  Actiengesellschaft,  sagten  wir,  hat 
einerseits  die  Folge,  dass  deren  Thätigkeit  ein  Ende  nimmt. 
Dies  gilt,  wie  von  der  Abschliessung  von  Geschäften  mit 
dritten  Personen,  so  auch  von  der  Thätigkeit  der  mit  der  Ge- 
sellschaft aufgelösten  Vereinsorgane  zu  Gunsten  der  Actio- 
näre als  solcher,  wie  insbesondere  der  Vornahme  von  Ge- 
winnvertheilungen.  Indessen  versteht  es  sich  doch  von  selbst, 
dass,  so  lange  die  Vermögensverhältnisse  des  aufgelösten 
Vereins  durch  Tilgung  der  Schulden  desselben  und  Verthei- 
lung  des  etwa  noch  übi'ig  bleibenden  Vermögens  unter  die 
Actionäre  nicht  vollständig  abgewickelt,  die  Geschäfte  vorzu- 
nehmen sind,  welche  die  Verwaltung  und  Erhaltung  des  Gesell- 
schaftsfonds erfordert.  Dass  übrigens  im  Falle  einer  Auflö- 
sung der  Gesellschaft  durch  Concurs  anhängige  Rechtsstrei- 
tigkeiten derselben  zu  Händen  der  Masse  fortzuführen,  während 
die  Vereinsgläubiger  als  Liquidanten  in  der  Gant  auftreten 
müssen,  bedarf  keiner  Ausführung.  Allein  es  kann  bei  an- 
derweitiger Auflösung  eines  Actienvereins  ebensowenig  einem 
gegründeten  Zweifel  unterliegen,  dass  die  Processe,  in  wel- 
chen derselbe  verwickelt,  mit  dessen  Beendiguno;  nicht  erlö- 
sehen,  während  die  Vereins-Gläubiger  nicht  allein  ihr  Inter- 
esse zu  liquidiren,  sondern  die  obligatorische  Leistung  selbst, 
wie  z.  B.  ein  Käufer  die  Lieferung  der  gekauften  Waaren, 
zu  fordern  haben,  da  der  Grund,  warum  hier  im  Concurse 
etwas  anderes  gilt,  in  der  Insolvenz  des  Schuldners  bei  einer 
Mehrheit  von  Creditoren  liegt.  Nimmt  demnach  mit  der  Be- 
endigung der  Actiengesellschaft  deren  Thätigkeit   ein  Ende, 
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so  sind,  so  lange  die  Vermögensverhältnisse  derselben  nicht 
vollständig  liquidirt,  nicht  allein  die  Geschäfte  vorzunehmen, 
welche  die  Verwaltung  und  Erhaltung  des  Gesellschaftsfonds 
erfordert,  sondern,  die  Rechtsverhältnisse  des  aufgelösten 
Vereins,  abgesehen  von  gewissen  Modificationen ,  welche  der 
Fall  eines  Concurses  mit  sich  bringt,  in  der  nämlichen  Weise 
zu  erledigen,  wie  wenn  die  Actien Verbindung  noch  zu  Recht 
bestünde  S  wobei  freilich  die  Frage,  wie  dies  rechtlich  zu 
construiren  und  wer  mit  der  Entwickelung  dieser  Thätigkeit 
betraut,  späterer  Erörterung  vorbehalten  bleiben  muss. 

In  jenem  Sinne  bestimmt  denn  das  Spanische  Han- 
delsgesetzbuch Art.  337,  freilich  in  Ansehung  der  Han- 
delsgesellschaften überhaupt,  dass  im  Augenblicke  der  Auf- 
lösung der  Gesellschaft  das  Recht  der  Verwalter  aufhöre, 
neue  Verträge  und  Obligationen  Namens  derselben  einzu- 
gehen, und  ihre  Vollmachten  dahin  beschränkt  seien,  als  Li- 
quidatoren die  Forderungen  der  Gesellschaft  einzuziehen,  die 
vorher  eingegangenen  Schulden  derselben  zu  bezahlen  und 
die  noch  schwebenden  Operationen  zu  realisiren. 

Werden  nun  aber  doch  neue  Geschäfte  Namens  des  Ac- 
tienvereins  eingegangen,  so  haben  wir  bereits  in  anderem 
Zusammenhange  gezeigt,  dass  wenn  der  Geschäftsbetrieb  der 
Gesellschaft  durch  den  Vorstand  fortgesetzt  wird,  ohne  dass 
die  Auflösung  in  das  Handelsregister  eingetragen  und  aus 
demselben  öffentlich  bekannt  gemacht  worden,  die  Been- 
digung des  Vereins  dem  Dritten  nur  dann  entgegengesetzt 
werden  kann,  wenn  ihm  bewiesen  wird,  dass  sie  ihm  zur 
Zeit  des  Geschäftsabschlusses  bekannt  war  (s.  p.  755).  Um- 
gekehrt muss  aber  nach  dem  Allg.  deutschen  Handels- 
gesetzbuche (Art.  25  u.  Art.  233)  der  Dritte,  mit  welchem 
Namens  einer  Actiengesellschaft  contrahirt  worden,  die  in 
das  Handelsregister  eingetragene  und  aus  demselben  bekannt 
gemachte  Auflösung  nur  dann  gegen  sich  gelten  lassen,  so- 
ferne  nicht  die  Umstände  die  Annahme  begründen,  dass  er 
diese  Thatsache  weder  gekannt  habe,  noch  habe  kennen 
müssen. 

Hiernach  können  allerdings  neue  Geschäfte,  welche  Na- 
mens einer  Actien  Verbindung  eingegangen  worden,  obwohl 
dieselbe  bereits  aufgelöst  war,   so  zu  behandeln  sein,   als  ob 


1)  S.  auch  Jolly  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Hecht,  Bd.  XI. 
S.  442.  — 
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die  Gesellschaft  zur  Zeit  des  Geschäftsabschlusses  noch  be- 
standen hätte.  Die  Folge  hiervon  ist  die,  dass  der  Dritte  in 
gleicher  Weise,  "svie  wenn  der  Actienverein  zu  jener  Zeit 
fortgedauert  hätte,  die  Befriedigung  seiner  Ansprüche  aus 
dem  noch  unvertheilten  Gesellschaftsvermögen  suchen  kann, 
dass  er  ferner,  wenn  dieses  letztere  zwar  bereits  vertheilt,  al- 
lein die  Vertheilung  ohne  die  vorgeschriebenen  Bekanntma- 
chungen und  Aufforderungen  oder  vor  Ablauf  der  gesetzlich 
bestimmten  Zeit  Statt  gefunden,  sowohl  gegen  die  Mitglieder 
des  Vorstandes  und  gegen  die  sonstigen  Liquidatoren,  wie 
o^egen  die  Actionäre  die  Rechte  eines  Gesellschaftsgläubigers 
hat  (s.  p.  754),  wogegen  allerdings,  falls  das  Vermögen  der  auf- 
srelösten  Gesellschaft  in  ordnungsmässiger  Weise  vertheilt, 
ein  solcher  Dritter  sich  nur  an  diejenigen  zu  halten  im  Stande 
ist,  welche  mit  ihm  das  Geschäft  abgeschlossen  haben". 

Wenn  nun  nach  den  vorstehenden  Ausführungen  die 
Auflösung  eines  Actienvereins  im  Allgemeinen  dessen  Ge- 
schäftsthätigkeit  sistirt,  so  hat  sie  andererseits  die  Folge, 
dass  das  Gesellschaftsvermögen  nach  Tilgung  der  Schulden 
unter  die  Actionäre  vertheilt  wird,  eine  Vertheilung,  die  frei- 
lich im  Falle  einer  Fusion  wegfällt,  wie  denn  auch  die  so- 
fortige Berichtigung  der  gesammten  Schulden  der  fusio- 
nirten  Gesellschaft  unterbleiben  kann.  Die  die  Reo;el  bildende 
völlige  Auseinandersetzung  der  Vermögensverhältnisse  der 
aufgelösten  Actienverbindung  durch  Tilgung  ihrer  Schulden 
und  Vertheilung  des  übrig  bleibenden  Vermögens  unter  die 
Actionäre  erfordert  aber  wieder  eine  sehr  verschiedenartige 
Thätigkeit,  wie  einerseits  die  Aufforderuno;  der  Gläubiarer 
zur  Anmeldung,  deren  Bezahlung  oder  Sicherstellung,  ande- 
rerseits die  Bereiniguno;  der  Gesellschafts-Activa,  insbeson- 
dere  die  Eincassirung  und,  wenn  nöthig.  Einklagung  der 
Forderungen  des  aufgelösten  Vereins,  die  Geltendmachung 
der  sonstigen  zu  dessen  Vermögen  gehörigen  Rechte,  so 
wie  die  Verwandlung  der  Gesellschafts-Activa  in  Geld,  so- 
weit dies  zur  Berichtigung  der  Schulden  so  wie  zur  Vermö- 
gens-Vertheilung  unter  die  Actionäre  nothwendig  ist. 

Der  Inbegi'iff  der  Thätigkeiten  aber,  welche  die  Erledi- 
gung der  bei  Beendigung  der  Actiengesellschaft  schwebenden 
Rechtsverhältnisse  derselben,  so  wie  die  gänzliche  Auseinan- 


2)  Ueber  den  Fall,  dass  die  Liquidatoren  als  solche  neue  Geschäfte 
eingehen,  s.  unten. 
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dersetzung  ihrer  Vermögensverhältnisse  erfordert,  bildet  die 
Liquidation  der  Gesellschaft ^  welche  mit  der  völhgen 
Vertheilung  des  Vereinsvermögens  nach  Tilgung  sämmtlicher 
Schulden  beendigt. 

Bis  zur  Vollendung  der  Liquidation  sind  aber  die  zur 
Zeit  der  Auflösung  der  Gesellschaft  vorhandenen  Bücher  und 
Papiere  derselben  (p.  493),  gleichgültig  ob  der  Gegenstand 
des  Vereinsunternehmens  in  Handelsgeschäften  bestand  oder 
nicht,  aufzubewahren,  und  liegt  die  Pflicht,  für  eine  gehörige 
Aufbewahrung  zu  sorgen,  denjenigen  ob,  welche  mit  der  Li- 
quidation betraut  sind. 

Nach  manchen  Gesetzen  sind  die  Bücher  und  Papiere 
oder  doch  die  Handelsbücher  der  aufgelösten  Actienver- 
bindung  auch  nach  vollendeter  Liquidation  aufzuheben,  wobei 
die  Bestimmungen  über  die  Dauer  dieser  Aufbewahrung  und 
über  die  Art,  wie  dieselbe  geschehen  soll,  auseinander  gehen. 

Nach  dem  Holland.  Handelsgesetzb.  Art.  5Ü  verb. 
mit  Art.  35  sollen  die  Bücher  und  Papiere  des  Vereins,  wenn 
nicht  anderweitige  (statutenmässige)  Anordnung  desshalb  ge- 
troffen, bei  einem  durch  Stimmenmehrheit  und  in  deren  Er- 
mangelung durch  den  Richter  zu  bezeichnenden  Actionär, 
und  zwar  nach  Analogie  der  durch  Art.  9  in  Betreff"  der  Kauf- 
leute gegebenen  Bestimmung  während  30  Jahren  aufbewahrt 
bleiben  '*. 

Nach  dem  Preuss.  Gesetze  vom  9.  Nov.  1843  §.  27 
sind  bei  Auflösung  der  Gesellschaft  deren  Bücher  dem  Han- 
delsgerichte des  Ortes  oder  Bezirks ,  oder  wo  besondere 
Handelsgerichte  nicht  bestehen,  dem  Civilgerichte,  welchem 
die  Gesellschaft  unterworfen,  zur  Aufbewahrung  auf  die  Dauer 
von  10  Jahren  zu  übergeben,  während  nach  dem  All  gem. 
deutschen  Handelsgesetzbuche  Art.  246  die  Handels- 
bücher des  aufgelösten  Vereins,  und  nicht  weniger  die  em- 
pfangenen Handelsbriefe,  Inventare  und  Bilanzen 
(Art.  33)  an  einem  vom  Handelsgerichte  zu  bestimmenden 
sichern  Orte  zur  Aufbewahrung  auf  die  Dauer  von  zehn  Jah- 
ren niederzulegen  sind.  Diese  zehn  Jahre  laufen  von  der 
Auflösung  des  Vereins  an  (Art.  246),  soferne  es  sich  nicht 
um  Briefe  handelt,  die  vor  diesem  Zeitpunctc  empfangen, 
um  Inventare  oder  Bilanzen,  die  früher  aufgenommen  worden. 


3)  Pohls,  Actiengesellsch.,  S.  280. 

4)  Pohls,  Actiengesellsch.,  ö.  290  not.  9. 
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oder  um  Handelsbüclier,  in  welche  die  letzte  Eintragung  vor- 
her geschehen,  indem  unter  einer  solchen  Voraussetzung  die 
zehnjährige  Frist  von  dem  Empfange  des  Briefes,  der  Auf- 
nahme der  Urkunde  oder  dem  letzten  Eintrage  an  zu  berech- 
nen ist  (Arg.  Art.  o3). 

Uebrigens  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  diese  Auf- 
bewahrung auf  Kosten  der  Actiengesellschaft  zu  geschehen 
hat^,  aus  deren  Vermögen  demnach  der  zur  Deckung  dersel- 
ben nöthige  Betrag  auszuscheiden. 

§.  83. 

Der  juristische  Character  des  durch   die  Auflösung  der  Ac- 
tiengesellschaft  begründeten  Rechtsverhältnisses. 

Wenn  die  Auflösung  eines  Actienvereins  ausser  der  Si- 
stu^ung  der  Thätigkeit  desselben  die  positive  Folge  hat,  dass 
der  Gesellschaftsfonds  nach  Tilgung  der  Schulden  unter  die 
Actionäre  vertheilt  wird,  so  ist  dieses  Vermögen  nicht  honum 
vacans ,  nicht  als  erblose  Verlassenschaft  zu  behandeln  (p. 
150  flg.),  indem  es  vielmehr  nach  der  übereinstimmenden  Auf- 
fassung der  Gesetze,  den  Anschauungen  des  Verkehrs  und 
der  Praxis,  auch  abgesehen  von  ausdrücklicher  statutenmässi- 
ger  Anordnung,  denjenigen  gehört,  welche  zur  Zeit  der  Ge- 
sellschafts-Auflösung Actionäre  Avaren  und  beziehungsweise 
deren  Rechtsnachfolgern. 

Das  Vermögen  der  aufgelösten  Actienverbindung  gehört 
aber  den  Actionären  ohne  Rücksicht  darauf,  wie  das  Ende 
des  Vereins  eingetreten,  während  deren  Anspruch  auf  Ver- 
theilung  jener  Güter  erst  nach  Tilgung  der  Gesellschaftsschul- 
den begründet,  unter  dieser  Voraussetzung  aber  selbst  in  dem 
Falle,  dass  die  Gesellschaft  durch  Concurs  aufgelöst  worden, 
wenn,  was  auch  hier  möglich,  nach  Befriedigung  der  ange- 
meldeten Forderungen  und  Bezahlung  der  Kosten  etwas  übiig 
bleibt.  Selbstverständlich  können  sich  übrigens  die  Actionäre 
ihrer  Ansprüche  auf  das  Vermögen  des  aufzulösenden  Ver- 
eins begeben  haben,  wie  dies  namentlich  bei  einer  Auflösung 
durch  s.  g.  Fusion  eintritt  (s.  p.  725  flg.). 

Fragt  man  nun  nach  dem  Character  des  Rechtsverhält- 
nisses, in  welchem  die  Actionäre  zum  Vermögen  der  aufge- 
lösten Gesellschaft  stehen,   so  hat  man  dasselbe  ohne  Grund 


5)  Protocolle,  S.  367. 
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als  eine  Forderung  bezeichnet ^  Die  Actionäre  haben  keine 
Forderung  auf  ihre  Vermögenseinlage  und  ebensowenig  ein 
obligatorisches  Recht  auf  diese  Einlage  so  wie  auf  einen  Theil 
des  noch  unvertheilten  Gewinnes, 

Das  Recht  der  Actionäre  der  aufgelösten  Gesellschaft  ist 
nicht  eine  Forderung  auf  deren  Vermögens-Einlage;  denn  es 
ist  gegen  diese  Einlage  das  Actienrecht,  d.  h.  das  Mitglied- 
schaftsrecht im  Actienvereine  erworben  worden,  und  mit  der 
Gewährung  der  Actie  die  der  Einlage  entsprechende  Gegen- 
leistuno;  erfüllt.  Wie  die  Actionäre  als  -solche  nicht  Gläubi- 
ger,  sondern  Mitglieder  der  bestehenden  Actiengesellschaft 
sind,  so  können  sie  auch  nicht  als  Creditoren  der  aufgelösten 
Verbindung  betrachtet  werden  -.  Hiermit  stimmt  denn  das 
Allg.  deutsche  Handelsgesetzbuch  überein,  wenn  es 
in  Art.  216  Abs.  2  schlechtweg  den  Satz  aufstellt,  es  könne 
der  Actionär  den  eingezahlten  Betrag  nicht  zurückfordern, 
während  die  im  Preuss.  Entwürfe  Art.  188,  allerdings  im 
Anschlüsse  an  das  Preuss.  Gesetz  vom  9.  Nov.  1843  §.  15, 
für  den  Fall  einer  Vereins-Auflösung  von  jenem  Grundsatze 
aufgestellte  Ausnahme  auf  die  bereits  in  erster  Lesung;  in  der 
Nürnberger  Conferenz  hiergegen  gerichtete  Bemerkung 
gestrichen  wurde  ^. 

Auch  müsste  die  Auffassung  des  Rechts  der  Actionäre 
am  Vermögen  der  aufgelösten  Gesellschaft  als  einer  Forde- 
rung auf  die  Vermögenseinlage  zu  der  unstatthaften  Conse- 
quenz  einer  Concurrenz  derselben  mit  den  anderweitigen 
Gläubigern  des  Vereins  in  dessen  Concurse  führen,  einer  Con- 
sequenz,  welcher  freilich  einige  auf  jener  unrichtigen  Con- 
struction  fussende  Gesetze  mittelst  der  ausdrücklichen  Anord- 
nung entgehen,  wonach  in  der  Gant  der  Actiengesellschaft 
die  Forderungen  der  Gesellschaftsgläubiger  den  auf  die  Ac- 
tien  begründeten  Forderungen  der  Actionäre  vorgehen  sollen^. 

Der  Actionär  der  aufgelösten  Gesellschaft  hat  aber  auch 
nicht  eine  Forderung  auf  einen  Theil  des  unvertheilten  Ge- 
winnes,   oder  mit  a.  W.  auf  einen  Theil  des  Ueberschusses 


1)  Puchta,  Pandecten,  §.  564  not.  i;     Windscheid,  Pandecten, 
§.  58  not.  5.  — 

2)  S.  auch  Kuntze    in   der  Zeitschr.  f.  das   gesammte  Han- 
delsrecht, Bd.  VI.  S.  2'J. 

3)  Protocolle,  S.  33.5. 

4)  Zürcher  Gesetzb.,  §.1305;    Bernisches  Gesetz  von  1860, 
Art.  45.  — 
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vom  Vermöo:en  des  Vereins,  Avelcher  sich  nach  Befriedi^unf' 
der  Gläubiger  desselben  und  Rückzahlung  der  Einlagen  her- 
ausstellt. Denn  es  kömmt  ein  Recht  des  Actionärs  als  sol- 
chen auf  Gewinnantheile,  wenn  überhaupt,  nur  in  der  Gestalt 
eines  Anspruches  auf  Dividenden,  also  nur  während  der  Dauer 
der  Actiengesellschaft  vor;  —  auch  müsste  eine  Zurückfüh- 
rung  der  Rechte  der  Actionäi-e  am  Vermögen  der  beendigten 
Verbindung  einerseits  auf  eine  Forderung  Avegen  ihrer  Einla- 
gen, andererseits  auf  eine  solche  wegen  des  unvertheilten  Ge- 
winnes zu  einer  zweifachen  Auseinandersetzung  unter  den 
Mitgliedern  der  aufgelösten  Gesellschaft  führen,  wie  sie  aller- 
dings durch  das  von  einer  solchen  unrichtigen  Construetion 
ausgehende  Bernische  Gesetz  vom  J.  1860  Ai't.  45  sanc- 
tionirt  ist,  allein  sowohl  der  Natur  der  Sache  als  der  weitaus 
grösseren  Zahl  der  Gesetze  widerspricht. 

Wie  die  Actiengesellschaft  nur  mit  einem  bestimmten 
Vermögen  entstehen  kann,  welches  durch  Beiträge  der  Ge- 
nossen gebildet  wird,  und  sammt  dessen  etwaigem  Zuwachse 
der  juristischen  Persönlichkeit  des  Vereins  angehört,  so  muss 
mit  der  Auflösung  dieses  letzteren,  mit  Avelcher  das  berech- 
tigte Subject  wegfällt,  jenes  Vermögen,  sobald  es,  wie  an- 
erkannten Rechtens,  nicht  gleich  erblosem  Gute  zu  behandeln, 
ein  anderes  Rechtssubject  erhalten.  Dieses  Subject  sind  nun 
der  Natur  der  Sache  nach  die  Actionäre,  welche  demgemäss 
in  dieser  ihrer  Eigenschaft  nicht  als  Gläubiger  Ansprüche  an 
den  Fonds  der  aufgelösten  Gesellschaft  haben,  sondern  pro 
indiviso  an  dieser  meist  aus  sehr  verschiedenen  Rechten  be- 
stehenden Masse  mitberechtigt  sind.  Mit  der  Beendigung  des 
Actienvereins  entsteht  sonach  unter  den  Actionären  eine 
Rechtsgemeinschaft,  deren  Gegenstand  das  Vermögen  der 
aufgelösten  Verbindung  sammt  allen  Nutzungen  und  sonstigen 
Vermehrungen  desselben  bis  zu  beendigter  Liquidation  ist. 

Wir  sagten,  dass  dies  in  der  Natur  der  Sache  begründet 
sei.  Denn  ist  auch  das  Vermögen  der  Actiengesellschaft 
während  deren  Dauer  nicht  Miteigenthum  der  Actionäre  (p, 
126  flg.),  sondern  der  Actiencorporation  angehörig,  so  liegt 
es  doch  im  Sinne  eines  solchen  Vereins,  welcher  nur  durch 
die  Vermögensbeiträge  seiner  Mitglieder  ermöglicht,  dass 
diese  mit  dessen  Beendigung  in  die  Vermögensrechte  dessel- 
ben succediren.  Die  Actionäre  empfangen,  wie  die  Entschei- 
dungsgründe des  Urtheils  der  Leipziger  Juristenfacultät 
bei  Günther,  Ohservationes  de  consociationibus  quae  „Actien- 
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vereine"  dicuntur  (p.  8)  sich  ausdrücken,  durch  ihren  Beitritt 
zur  Actienverbindung  das  eventuelle  Recht  auf  eine  Quote 
des  Vereinsvermögens  für  den  Fall  der  Auflösung. 

Auch  weist  auf  eine  solche  Succession  der  Actionäre, 
welche  bei  dem  Umstände,  dass  dieselben  nach  Verhältniss 
ihrer  Actien  beim  Actienunternehmen  betheiligt,  in  eben  die- 
sem Verhältnisse  in  die  Güter  der  aufgelösten  Gesellschaft 
Statt  findet,  nicht  allein,  wie  schon  früher  bemerkt  (p.  128), 
die  Erklärung  einer  Reihe  von  Statuten  hin,  dass  die  Actio- 
näre einen  verhältnissmässigen  Antheil  an  dem  gesammten 
Eigenthume  oder  an  dem  Vermögen  der  Gesellschaft  u.  s.  w. 
haben,  ein  Satz,  der  auch  in  das  Allg.  deutsche  Handels- 
gesetzbuch Art.  216  übergegangen,  sondern  die  Bestim- 
mung der  Gesetze,  wonach  das  Vermögen  der  aufgelösten 
Actienverbindung  unter  die  Actionäre  zu  vertheilen  •^.  Denn 
von  der  Verth eilung  eines  Vermögens  kann  nur  in  An- 
sehung derjenigen  die  Rede  sein,  welchen  dasselbe  gemein- 
schaftlich angehört,  während  Gläubiger  nur  ein  Recht  auf 
Bezahluno;  ihrer  Forder uno-en  aus  einer  gegebenen  Ver- 
mögens-Masse  haben  können.  Wenn  aber  die  Motive  zum 
Würtemb.  Handelsgesetzb.  Art.  273  (S.  235)  erklären, 
es  seien  die  Actionäre  nicht  Miteigenthümer  im  juristischen 
Sinne  des  Worts  des  VermÖ2:ens  der  aufgelösten  Gesellschaft, 
indem  sie  bloss  dessen  Vertheilung  ansprechen  könnten,  so 
lässt  sich  in  der  That  der  Sinn  dieser  Bemerkung  nicht  ein- 
sehen, da  nach  Beendigung  des  Actienvereins  das  Recht  der 
Actionäre  auf  Theiluno;  nur  als  geo-enseitio-e  Obligation  der- 
selben  in  der  Eigenschaft  als  Communions-Interessenten  denk- 
bar ist.  Uebrigens  setzt  das  Allg.  deutsche  Handelsges. 
Art.  245  ausdrücklich  die  Tilgung  der  Schulden  der  auf- 
gelösten Gesellschaft  und  die  Vertheilung  des  Vermö- 
gens derselben  unter  die  Actionäre  einander  entgegen, 
eine  Fassung,  durch  welche  die  Vorstellung  ausgeschlossen 
wird,  als  ob  es  sich  im  letzteren  Falle  um  die  Berichtigung 
von  Forderungen  handelte. 

Bewirkt  den  vorstehenden  Ausführungen  zufolge  die  Auf- 


5)  Preuss.  Gesetz  vom  9.  Nov.  1843,  §.29.  —  Allg.  deutsch. 
Handelsg.,  Art.  245.  —  S.  auch  den  Entw.  eines  allg.  Handelsg. 
für  Deutschland  (von  der  durch  das  Reichsministerium  der 
Justiz  niedergesetzten  Commission),  Art.  107;  Würtemberg. 
Entw.,  Art.  273;  —  Entw.  eines  bürgerl.  Gesetzb.  für  das  K. 
Sachsen  (1852),  §.1368. 
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lösung  der  Actiengesellschaft  eine  Succession  der  Actionäre 
in  deren  Vermögen,  so  ist  dieselbe  nicht,  wie  neuerdings  be- 
hauptet worden  *",  eine  successio  jjer  universitatem,  gleichsam 
mortis  causa.  Abgesehen  nämlich  davon,  dass  nur  eine  phy- 
sische Person  Erben  haben  kann,  während  es  unstatthaft  ist, 
ein  der  Erbfolge  analoges  Verhältniss  beim  Erlöschen  juristi- 
scher Personen  anzunehmen,  sind  die  Mitglieder  des  aufge- 
lösten Actienvereins  in  keiner  Weise  für  dessen  Schulden 
verpflichtet,  und  zwar  weder  schlechtweg,  noch  bis  zum  Be- 
trage der  auf  ihren  Antheil  fallenden  Güter  der  Gesellschaft. 
Die  durch  die  Auflösung  dieser  letzteren  bewirkte  Rechts- 
veränderung ist  vielmehr  eine  Singular-Succession  der  Actio- 
näre in  das  Vermögen  der  erloschenen  Vereinsperson,  aus 
welchem  Grunde  die  ihnen  als  Communionsinteressenten  zu- 
stehende Klage  auf  Theilung  des  gemeinschaftlichen  Gutes 
als  die  actio  communi  cliviclundo  erscheint. 

Indessen  bietet  die  in  Frage  stehende  Rechtsgemeinschaft 
mehrfache  Eigenthümlichkeiten  dar. 

Indem  nämlich  auf  der  betreflfenden  Gütermasse  die  Schul- 
den des  aufgelösten  Vereins  einschliesslich  der  aus  schweben- 
den Rechtsverhältnissen  noch  entstehenden  haften,  während 
die  Stellung  der  Gläubiger  der  Gesellschaft  durch  die  Auf- 
lösung dieser  letzteren  nicht  verschlechtert  werden  soll,  darf 
jene  Masse  nicht  eher  unter  die  Actionäre  vertheilt  werden, 
bis  die  Schulden  der  Actienverbindung  bezahlt  und  die  für 
die  Erfüllung  noch  schwebender  Verbindlichkeiten  nöthig-en 
Beträge  gerichtlich  niedergelegt  sind'^,  so  dass  auch  so  lange 
die  Creditoren  der  Actionäre  auf  jene  Güter  nicht  greifen 
können. 

Andererseits  bedarf  jene  Rechtsgemeinschaft  eines  Or- 
ganes,  welches  mit  der  Bezahlung  der  Schulden  des  aufge- 
lösten Vereins  und  der  Erledigung  der  schwebenden  Rechts- 
verhältnisse desselben  betraut  und  dem  auch  regelmässig  die 
Vertheilung  des  übrigbleibenden  Vermögens  unter  die  Actio- 
näre aufgetragen  sein  wird.  Ein  solches  Organ,  welches  man 
als  die  Liquidatoren  der  Gesellschaft  bezeichnet,  ist  um 
desswillen  nöthig,  weil  das  Vereins  vermögen,  indem  es  noch 
eine  Zeit  lang  unvertheilt  bleiben  soll,  eine  den  Gesellschaft s- 


6)  K  u  n  t  z  e  in  der  Z  e  i  t  s  c  h  r.  f.  das  g  e  s  a  m  m  t  e  Handelsrecht, 
Bd.  VI.  S.  29. 

7)  Protocolle,  S.  3G5. 
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-gläubigem  verantwortliche  Verwaltung  erfordert,  und  auch 
diesen  letzteren,  so  wie  sie  dazu  nicht  berechtigt,  nicht  zuge- 
muthet  werden  kann,  die  einzelnen  Actionäre,  jeden  pro  parte 
und  nach  Verhältniss  seiner  Actien  auszuklagen. 

§.84. 

Die  Liquidatoren. 

AVenn  die  Auflösung  einer  Actiengesellschaft,  abgesehen 
von  dem  Falle,  dass  sie  durch  Fusion  geschieht,  eine  Rechts- 
gemeinschaft unter  den  bisherigen  Actionären  begründet,  die 
zum  Zwecke  der  Liquidation  eines  Organes  bedarf,  so  muss 
die  Frage,  wer  mit  dieser  Vertretung  betraut,  um  so  mehr 
aufgeworfen  werden,  als  mit  der  Beendigung  des  Actienver- 
eins  auch  dessen  Organe  wegfallen.  Hier  kömmt  nun  zu- 
nächst alles  darauf  an,  ob  die  Gesellschaft  durch  Concurseröff- 
nung  oder  in  anderer  Weise  aufgelöst  worden. 

Bei  Beendio-una;  des  Actienvereins  durch  Concurs  nämlich 
geschieht  die  Liquidation  im  Wege  des  Concursverfahrens  ^ 
und  in  der  nämlichen  Weise,  wie  sonst  in  Ansehung  einer 
insolventen  Masse  bei  einer  Mehrheit  von  Gläubigern  verfah- 
ren wird.  Der  zu  ernennende  Curator  ist  es  demnach,  wel- 
cher für  die  Inventarisirung  und  Bereinigung  des  Vermögens 
der  zahlungsunfähigen  Gesellschaft,  für  die  Einziehung  ihrer 
Forderungen,  die  Fortsetzung  der  Processe,  in  welche  sie 
verwickelt  u.  s.  w.,  allerdings  zunächst  im  Interesse  der  Ver- 
einsgläubiger zu  sorgen  hat,  während  diese  durch  das  Con- 
cursgericht,  so  weit  die  Masse  reicht,  bezahlt  werden,  nachdem 
die  Interessen  der  Actionäre  durch  einen  Contradictor  vertre- 
ten worden.  Ist  aber  der  Fonds  der  aufgelösten  Verbindung 
durch  die  Bezahlung  sämmtlicher  im  Concurse  anerkannten 
Forderungen  und  der  Massekosten  nicht  erschöpft,  so  wird 
der  Rest  den  Actionären  zur  Vertheilung  unter  dieselben  nach 
Verhältniss  ihrer  Actien  übergeben. 

Dass  bei  einer  Auflösuno;  der  Actiengesellschaft  durch 
ConcurseröfFnung  die  Liquidation  im  Wege  des  Gantverfah- 
rens Statt  zu  finden,  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  und  gilt 
demnach  nicht  allein  im  Falle  ausdrücklicher  Anerkennung 
durch  das  einschlagende  Gesetz  ^,  sondern  ist  auch  in  Er- 
mangelung einer  solchen,  wie  insbesondere  nach  dem  AI  lg. 


1)  Pohls,  Actiengesellsch.,  S.  280  a.  E. — 

2)  S.  das  Bern i sehe  Gesetz  V.  18G0,  Art.  44,  — 


766  Die  Wirkungen  der  Auflösung  etc, 

deutschen  Handelsgesetzbuche  anzunehmen,  welches 
seinen  Worten  nach  zwischen  dem  Falle  einer  Auflösuno-  des 
Vereins  durch  Concurs  oder  durch  andere  Momente  nur  in 
Betreff  der  Veröffentlichung  unterscheidet  (Art.  243),  dagegen 
ganz  allgemein  Bestimmungen  über  Liquidation  giebt  (Art. 
244.  245),  welche  auf  die  in  Concurs  gefallene  Gesellschaft 
nicht  passen^. 

Zeigt  sich  aber  bei  einem  Actien vereine,  der  in  anderer 
Weise  wie  durch  Concurseröffnung  sein  Ende  genommen,  im 
Verlaufe  der  Liquidation,  dass  dessen  Vermögen  die  Schul- 
den nicht  deckt,  so  ist  hiervon  durch  die  Liquidatoren  dem 
Gerichte  Behufs  der  Ganteröffnung  Anzeige  zu  machen,  und 
tritt,  nachdem  dieselbe  geschehen,  an  die  Stelle  der  bisheri- 
gen anderweitigen  Liquidation  diejenige  im  Concursverfah- 
ren  ein*. 

Nicht  so  einfach  dagegen  ist  die  Beantwortung  der  Frage, 
wem  die  Liquidation  der  aufgelösten  Actiengesellschaft  ausser- 
halb des  Concurses  zukömmt. 

Allerdings  ist  dieses  Verhältniss  nicht  selten  durch  die 
Statuten,  obwohl  in  sehr  verschiedener  Weise,  vorgesehen. 
Bald  bestimmen  dieselben  nur  die  Art  der  Bestellung  der  Li- 
quidatoren,  wie  z.  B.  durch  die  Verfügung,  dass  die  Liqui- 
dation nach  den  von  der  Regierung  zu  treffenden  Anordnungen 
geschehen  solP,  oder  durch  die  viel  häufigere  Festsetzung, 
w^onach  die  Ernennung  der  Liquidatoren  durch  die  General- 
versammlung vorzunehmen'',  wobei  bisweilen  die  Zahl  der  zu 
ernennenden  Liquidations-Commissarien  oder  Mitglieder 
des  Liquidations-Ausschusses  festgesetzt '^,  so  wie  die 
Bestimmung  getroffen,  dass  ein  Theil  derselben  aus  der  Mitte 
des  Vorstandes,  ein  anderer  aus  derjenigen  der  übrigen  Ac- 
tionäre  zu  nehmen^.     Bald  bezeichnen  die  Statuten  geradezu 


3)  Protocolle,  S.  1072  i.A.  — 

4)  Bernisch.  Gesetz  v.  1860,  Art.  43.  —  Einführ.-G.  z.  allg. 
deutsch.  Handelsg.  für  Sachsen-Goburg,  Art.  14;  für  Sachsen- 
Meiningen,  §.  16;  für  Sachsen-Gotha,  Art.  16;  für  Schwarzburg- 
Sondershausen,  §.17. 

5)  Stat.  derBremerBank,  §§.  17  u.  84. 

6)  Stat.  des  Credit  mohäier,  Art.  62;  der  Bad.  Wollenmanufac- 
turMannheim,  §.73. 

7)  Stat.  der  Frankfurt.  Rückversicher.-G.,  Art.  39;  derPro- 
videntia,  §.56;  der  Oesterr.  Creditanstalt,  §.71. 

8)  Stat.  der  Providentia,  §.56;  der  Oesterr.  Creditanstalt, 
§.  71. 
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die  Liquidatoren,  indem  sie  anordnen,  dass  der  Vorstand  der 
aufgelösten  Gesellschaft^  oder  auch  mehrere  Behörden  der- 
selben, wie  Direction  und  Verwaltungsrath,  vereint  die  Li- 
quidation vorzunehmen  haben  ^^,  biswellen  unter  der  Aufsicht 
des  dem  Vereine  beigegebenen  ßegierungs-Commissärs  ^^ 
Nach  anderen  Statuten  endlich  soll  der  Vorstand  der  aufge- 
lösten Verbindung  in  Gemeinschaft  mit  einer  Anzahl  Actio- 
näre,  welche  die  Generalversammlung  zu  diesem  Zwecke  zu 
ernennen,  die  Liquidations-Commission  bilden^-. 

Die  Rechtsgültigkeit  dieser  verschiedenen  Anordnungen 
unterliegt  an  sich  keinem  Zweifel,  so  wie  sie  auch  durch  eine 
Reihe  von  Gesetzen ^^  und  insbesondere  das  Allg.  deutsche 
Handelsgesetzb.  Art.  244  Abs.  1  ausdrücklich  anerkannt 
ist.  Wenn  aber  Malepeyre  und  Jourdain '^  meinen,  die 
Statuten  der  anonymen  Gesellschaft  hätten  nur  die  Bestel- 
lungsart der  Liquidatoren  zu  bestimmen,  nicht  aber  diese 
selbst  zu  bezeichnen,  weil  die  Actionäre  wechselten  und  die 
Verwalter  erneuert  werden  könnten,  und  sich  demnach  nicht 
voraussehen  lasse,  wer  zur  Zeit  der  Auflösung  des  Vereins 
bei  demselben  interessirt  und  mit  dessen  Angelegenheiten 
vertraut  sein  Averde,  so  bedürfen  diese  Gründe  kaum  einer 
Widerlegung,  da  jeder  Actionär  sich  durch  seinen  Eintritt  in 
die  Gesellschaft  den  statutenmässigen  Anordnungen  unter- 
worfen, und  die  mit  der  Liquidation  Betrauten  sich  in  die 
betreffenden  Verhältnisse  einstudieren  können.  Uebrigens 
pflegen  die  Statuten,  wo  sie  sich  nicht  darauf  beschränken, 
Anordnungen  über  die  Bestellung  der  Liquidatoren  zu  geben, 
in  dieser  letzteren  Eigenschaft  den  Vorstand  oder  sonstige 
Vereinsbehörden ,  beziehungsweise  deren  Mitglieder  zu  er- 
nennen, und  nicht  individuell  bestimmte  Personen,  welche 
leicht  dui'ch  Tod  oder  anderweitige  Umstände  ausser  Stand 
gesetzt  sein  möchten ,  die  ihnen  aufgetragenen  Functionen 
auszuführen. 


9)  Stat.  der  deutsch.  Versicher.-G.  in  Dresden,  §.60;    der 
Comp.  Nenfchuleloise  fVexportalion,  Art.  60. 

10)  Stat.  der  Braunschweiger  Bank,  §.  56;    der  Weimarer 
Bank,  §.64. 

11)  Stat.  der  Mitteldeutschen  Creditbank  in  Meiningen, 
§.  52. 

12)  Stat.  der  Frankf.  Bank,  Art.  72.  — 

13)  Holland.  Handelsg.,  Art.  56;  Zürcher  Gesetzb.,  §.  1364; 
Bernisch.  Gesetz  von  1860,  Art.  44. 

14)  Socieles  commerc,  p.  324. 


768  Die  Wirkungen  der  Auflösung  etc. 

Wir  sahen,  class  die  Statuten,  welche  die  Auflösung  der 
Gesellschaft  vorsehen,  bald  die  Ernennung  der  Liquidatoren 
oder  eines  Theiles  derselben  der  Generalversammlung  auftra- 
gen, bald  in  dieser  Eigenschaft  den  Vorstand  oder  mehrere 
Vereinsbehörden  bestellen.  Wenn  nun  auch  mit  dem  Ende 
der  Actienverbindung  deren  Organe  wegfallen,  es  also  weder 
eine  Generalversammlung,  noch  einen  Vorstand,  noch  son- 
stige Vereinsbehörden  melir  giebt,  so  unterliegt  doch  der  Sinn 
jener  Bestimmungen  keinerlei  Zweifel.  Es  soll  nämlich  die 
Versammlung  der  Actionäre,  welche  in  derselben  Weise,  wie 
wenn  die  Actiengesellschaft  noch  bestünde,  es  sich  also  um 
eine  wirkliche  Generalversammlung  handelte,  zu  berufen  ist 
und  auch  in  dieser  Weise  zu  beschliessen  hat,  die  Liquida- 
toren ernennen,  oder  es  sollen  beziehungsweise  die  aufgelösten 
Vereinsbehörden  zum  Zwecke  der  ihnen  aufgetragenen  Liqui- 
dation als  fortbestehend  betrachtet  werden. 

Indessen  giebt  es  gar  manche  Statuten,  welche  keinerlei 
Anordnung  in  Betreff  der  Liquidatoren  enthalten.  Hat  nun 
das  einschlagende  Gesetz,  wie  dies  z.  B.  nach  dem  Code  de 
commerce,  dem  Russ.  Reglement  v.  J.  1836,  dem  Preuss. 
Gesetze  vom  9.  November  1843  und  a.  m.  der  Fall, 
nicht  bestimmt,  wer  alsdann  mit  der  Liquidation  betraut 
sein  soll,  oder  wie  die  Liquidatoren  zu  bestellen,  so  ver- 
mag es  zwar  keinem  Zweifel  zu  unterliegen,  dass  diese  Er- 
nennung durch  die  übereinstimmende  Willenserklärung  sämmt- 
licher  Actionäre  Statt  finden  kann,  wogegen  die  Frage  entsteht, 
wie  es  sich  in  Ermangelung  einer  solchen  Uebereinstimmung 
verhält. 

Man  hat  in  dieser  Beziehung  sehr  verschiedene  Ansich- 
ten aufgestellt.  Nach  Einer  Meinung  sollen  die  Liquidatoren 
durch  Mehrheitsbeschluss  der  Actionäre  ernannt  werden  kön- 
nen^^,  was  oflTenbar  auch  im  Sinne  derjenigen  liegt,  welche  die 
Generalversammlung  hier  für  competent  erklären  ^^.  Nach  einer 
anderen  Ansicht  sind,  wo  es  an  einer  Uebereinstimmung  der 
Mitglieder  des  aufgelösten  Vereins  fehlt,  die  Liquidatoren 
schiedsrichterlich  zu  bestellen  ^^,  während  eine  dritte  Meinung 


15)  Bravard,  traue  des  societ.  commerc,  p.  287. 

16)  Pohls,  Actienges.,  S.  281  flg. 

17)  Troplong,  contr.  de  societe,  no.  1028;  Malepeyre  et  Jour- 
dain,  societ.  cummerc,  p.  324;  Bedarride,  droit  commerc,  tora. II. 
p.   108. 
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endlich  im  Zweifel  den  seitheriojen  Vorstand  zum  VoUzufje 
der  Liquidation  für  legitimirt  erachtet  ^^. 

Von  diesen  drei  Ansichten  verdient  jedoch  zunächst  die 
erstgenannte  entschieden  keine  Billigung,  da  mit  der  Auflö- 
sung der  Actiengesellschaft  die  Actionäre  in  einer  Rechts- 
gemeinschaft stehen,  ein  Majoritätsbeschluss  aber  unter  Com- 
munions-Interessenten  ohne  einen  einen  solchen  anerkennenden 
Rechtssatz,  an  welchem  es  hier  unter  den  unterstellten  Vor- 
aussetzungen fehlt,  unstatthaft  ist. 

Das  Princip  der  schiedsrichterlichen  Ernennung  von  Li- 
quidatoren ist  aber  durchaus  willkührlich,  und  selbst  nach 
den  Gesetzgebungen,  welche,  wie  der  Code  de  commerce,  Art. 
51,  den  Satz  aufstellen,  dass  jeder  Streit  unter  Gesellschaf- 
tern und  mit  Rücksicht  auf  die  Gesellschaft  {toute  contestation 
entre  associes  et  j)our  raison  de  la  societe)  durch  Schiedsrichter 
entschieden  werden  soll,  unbegründet,  da  es  sich  hier  nicht 
um  ein  Stx'eitverhältniss  und  dessen  Entscheidung  handelt. 

Erwägt  man  vielmehr,  dass  mit  der  Auflösung  des  Actien- 
vereins  das  Organ  der  Generalversammlung  nicht  mehr  besteht, 
dass  ferner,  abgesehen  hiervon,  ein  Majoritätsbeschluss  der 
früheren  Actionäre  überall  nicht  zulässig,  wo  er  nicht  durch 
die  Statuten  vorbehalten  oder  durch  das  Gesetz  anerkannt 
ist,  während  andererseits  die  mit  der  Beendigung  der  Gesell- 
Schaft  entstandene  Rechtsgemeinschaft  einer  Vertretung  zum 
Zwecke  der  Liquidation  bedarf,  so  ist  in  Ermangelung  einer 
gesetzlich  für  diesen  Fall  getroffenen  Fürsorge  das  vStillschwei- 
gen  der  Statuten  dahin  auszulegen,  dass  der  bisherige  Vor- 
stand Behufs  der  Liquidation  als  fortbestehend  betrachtet 
werden  solle.  Der  Vorstand  war  es,  welcher  während  der 
Dauer  der  Actienverbindung  die  Interessen  der  Gläubiger  wie 
der  Actionäre  zu  vertreten  hatte;  ihm  liegt  die  nämliche  Sorge 
auch  nach  Auflösung  der  Gesellschaft  im  Sinne  der  Statuten 
ob,  wo  diese  so  wenig  wie  das  Gesetz  etwas  anderes  be- 
stimmen ^^. 

Mit  diesem  Ergebnisse  stimmen  denn  auch  mehrere  Ge- 
setze, Avie  das  Holland.  Handelsg.  Art.  56^^,  das  Zür- 
cher Gesetzb.  §.  1364  und  auch  das  Allg.  deutsche  Han- 
delsgesetzbuch Art.  244  Abs.  1  überein,  welches  letztere 
bestimmt: 


18)  Jolly  inderZeitschr,  f.  deutsch.  Recht,  I5d.  XL  S.  443. 

19)  S.dieMotive  zum  Preuss.  Entw.,  S.  97. 

20)  S.  auch  den  Würterab.  Entw.,  Art.  272. 
Renaud,  Acl'wiKjeselUch.  49 
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„Die  Liquidation  geschieht   durch  den  Vorstand,   wenn 

„nicht  dieselbe  durch  den  Gesellschaftsvertrag  oder  einen 

„Beschluss  der  Actionäre  an  andere  Personen  übertragen 

„wird"  ^1. 

Allerdings  befolgen  nun  einzelne  Gesetzgebungen  andere 
Systeme. 

So  sollen  nach  dem  Spanischen  Handelsgesetzb. 
Art.  338,  dessen  Anordnungen  hier  für  Handelsgesellschaften 
überhaupt  getroffen,  diejenigen,  welche  mit  der  Verwaltung 
des  Gesellschafts  Vermögens  beauftragt  waren,  nur  dann  mit 
der  Liquidation  betraut  sein,  wenn  kein  socius  etwas  dawider 
einzuwenden  hat,  während  im  entgegengesetzten  Falle  die 
Liquidatoren  durch  Stimmenmehrheit  zu  ernennen.  —  Nach 
dem  Bernisch.  Gesetze  von  1860  Art.  44  wird  dagegen 
„die  Liquidationsbehörde,  falls  die  Statuten  keine  Bestim- 
mungen darüber  enthalten,  vom  Regierungsrathe",  d.  h.  der 
Kegierungsbehörde  des  Cantons  bestellt.  Das  englische 
Recht  endlich  lässt  im  Falle  freiwilliger,  d.  h.  aussergericht- 
licher  Liquidation  die  Liquidatoren  durch  die  General versamm- 
lunsr  ernennen  ^-, 

Wenn  aber  in  Ermanofeluncj  anderweitiger  Anordnung  durch 
Statuten  oder  Gesetz  der  seitherige  Gesellschaftsvorstand  als 
mit  der  Liquidation  betraut  zu  betrachten,  so  gilt  dies  jedoch, 
wie  schon  früher  bemerkt,  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass 
nicht  durch  übereinstimmende  Willenserklärung  der  Actionäre 
andere  Liquidatoren  bestellt  werden,  eine  Uebereinstimmung, 
die  auch  nach  dem  Allgem.  deutschen  Handelsgesetz- 
buche für  nöthig  zu  erachten,  wenn  es  (Art.  244  Abs.  1)  die 
Liquidation  dem  Vorstande  für  den  Fall  zuweist,  wenn  nicht 
dieselbe  durch  den  Gesellschafts  vertrag  oder  einen  Be- 
schluss der  Actionäre  an  andere  Personen  übertragen 
wird,  weil  mit  Beendigung  des  Vereins  die  mit  Stimmenmehr- 
heit bescliHessende  Generalversammlung  in  der  That  nicht 
mehr  besteht. 

Dass  aber  der  seitherige  Vorstand  nicht  verbunden,   die 


21)  ProtocoUe,  8.364. 

22)  Engl.  Actiengesellsch. -Acten  1856,  1857,  Th.  III.  CIL  u. 
CIV;  eine  gerichtliche  Liquidation  tritt  freilich  nicht  bloss  im  Falle  der 
Insolvenz  der  Gesellschaft  ein,  sondern  auch  wenn  diese  eine  solche  be- 
schlossen, die  Zahl  der  Actionäre  auf  weniger  als  sieben  gesunken,  oder 
endlich  dreiviertel  des  Grundcapitals  verloren  gegangen.  Actienge- 
sellsch.-Acten  1856,1857,  Th,  III.  LXVII. 
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Liquidation  zu  besorgen,  indem  er  höchstens  nur  zur  Führung 
der  laufenden  Geschäfte  der  Gesellschaft  als  deren  Mandatar 
sich  verpflichtet  -^,  ist  eine  in  der  That  unhaltbare  Behaup- 
tung, weil  die  Verpflichtung  der  Vorsteher  zur  Liquidation, 
auch  wo  sie  durch  Statuten  oder  Gesetz  nicht  ausdrücklich 
ausgesprochen,  in  der  Natur  der  Sache  begründet  und  daher 
mit  der  Vorsteherschaft  übernommen  wird.  Sind  dagegen  die 
Vorstands-Mitglieder  nur  für  eine  bestimmte  Zeit  bestellt 
worden,  oder  ist  ihnen  durch  die  Statuten  das  Recht  der  Kün- 
digung: eino-eräumt,  so  ändert  die  mit  Auflösung  der  Gesell- 
Schaft  für  den  Vorstand  begründete  Pflicht  zur  Liquidation 
an  diesen  Verhältnissen  nichts. 

Treten  nun  Mitglieder  des  mit  der  Liquidation  betrauten 
Vorstandes,  sei  es  durch  Tod,  oder  durch  Ablauf  der  Zeit, 
für  welche  sie  bestellt  worden,  oder  dui-ch  Kündigung  oder 
Widerruf  oder  aus  anderen  Gründen  aus,  so  ist  die  hierdurch 
nöthiof  werdende  Ergänzuno;  und  beziehuns-sweise  Erneuerung 
des  Vorstandes  in  der  nämlichen  Weise  vorzunehmen,  wie 
wenn  die  Actiengesellschaft  noch  bestünde,  da  ungeachtet  der 
Auflösung  dieser  letzteren  der  Vorstand  hier  doch  als  Ver- 
einsvorstand, obwohl  mit  modificirten  Functionen,  betrach- 
tet wird. 

Wie  aber  die  Bestellung  der  Vorsteher  eines  Actienver- 
eins  jeder  Zeit  widerruflich,  so  gilt  das  Nämliche  für  den  Fall, 
dass  jene  mit  der  Liquidation  betraut,  und  zwar  ohne  Rück- 
sicht darauf,  ob  sie  bereits  bei  Auflösung  der  Gesellschaft 
deren  Vorstande  angehörten  oder  seither  zum  Ersätze  abge- 
gangener Vorstandsmitglieder  gewählt  worden  sind.  Ebenso 
ist  auch,  abgesehen  vom  Concurse  der  Gesellschaft,  die  Be- 
stellung der  anderweitigen  Liquidatoren,  mögen  diese  durch 
die  Statuten  bezeichnet  oder  nach  Massgabe  der  letzteren 
durch  die  Generalversammlung  oder  in  anderer  Weise  bestellt 
worden  sein,  widerruflich-^.  Ein  solcher  Widerruf  muss  aber, 
soferne  es  sich  um  Mitglieder  des  Vorstandes  oder  anderer 
Vereinsbehörden,  welche  mit  der  Liquidation  betraut,  handelt, 
in  der  nämlichen  Weise  geschehen,  wie  wenn  die  Actien Ver- 
bindung noch  bestünde,  während  bei  anderweitigen  Liquida- 
toren die  Art  ihrer  Bestellung  auch  für  diejenige  ihres  Wider- 
rufes massgebend. 


23)  JoUy  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.  444. 

24)  Allg.  deutsch.  Handelsges.,  Art.  244  Abs.  3. 

49* 
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Nach  dem  Allg.  deutschen  Handelsgesetzbuche 
sind  übrigens  die  Liquidatoren,  gleichgLütig  ob  diese  Eigen- 
schaft den  Vorstandsmitghedern  oder  anderen  Personen  zu- 
kömmt -%  beim  Handelsgerichte  zur  Eintragung  in  das  Han- 
delsregister und  Bekanntmachung  mittelst  der  öffentlichen 
Blätter  anzumelden,  eine  Anmeldung,  die  zu  dem  nämlichen 
Zwecke  auch  im  Falle  des  Austrittes  eines  Liquidators  oder 
des  Erlöschens  seiner  Vollmacht  zu  geschehen  hat.  Denn  es 
kommen  nach  Art.  244  Abs.  2  die  bei  der  offenen  Handels- 
gesellschaft über  die  Anmeldung  der  Liquidatoren  gegebenen 
Bestimmuno-en  auch  bei  der  Actieng-esellschaft  mit  der  Mass- 
gäbe  zur  Anwendung,  dass  die  Anmeldungen  Behufs  der 
Eintraffuno;  in  das  Handelsreg-ister  durch  den  Vorstand  zu 
machen  sind.  Diesem  liegt  also,  sobald  die  Gesellschaft  an- 
ders wie  durch  Concurs  aufgelöst,  nicht  allein  bei  Ordnungs- 
strafe die  Anmeldung  der  Auflösung  zum  Eintrage  in  das 
Handelsregister  so  wie  die  dreimalige  Bekanntmachung  der- 
selben durch  die  öffentlichen  Blätter  ob,  sondern  zweifellos 
unter  dem  nämlichen  Präjudize  auch  die  Anmeldung  der  Li- 
quidatoren beim  Handelsgerichte,  und  nicht  weniger  diejenige 
des  Austretens  eines  Liquidators  oder  des  Erlöschens  der 
Vollmacht  eines  solchen.  Zugleich  haben  die  Liquidatoren 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  Mitglieder  des  Vorstandes  sind 
oder  nicht,  ihre  Unterschrift  persönlich  vor  dem  Handelsge- 
richte zu  zeichnen  oder  die  Zeichnung  in  beglaubigter  Form 
einzureichen. 

Sind  aber  dieselben  nicht  in  das  Handelsregister  einge- 
tragen und  öffentlich  bekannt  gemacht  worden,  so  kann  die 
Thatsache,  dass  die  betreffenden  Personen  mit  der  Liquida- 
tion betraut,  einem  Dritten  nur  insoferne  entgegengesetzt  wer- 
den, als  zugleich  der  Beweis  geliefert  wird,  dass  ihm  jene 
Thatsache  bekannt  war,  —  was  auch  in  Ansehung  des  Aus- 
trittes eines  Liquidators  so  wie  des  Erlöschens  der  Vollmacht 
desselben  gilt.  Ist  dagef^en  die  Eintrasfung  und  Bekannt- 
machung  geschehen,  so  muss  der  Dritte  die  bekannt  gemach- 
ten Thatsachen  gegen  sich  gelten  lassen,  soferne  nicht  die 
Umstände  die  Annahme  begründen,  dass  er  dieselben  weder 
gekannt  habe,  noch  habe  kennen  müssen  2^. 


25)  Protocolle,  S.  1072  i.A. — 

26)  Allg.  deutsch.  Handelsges.,  Art.  244  Abs.  2  verbunden  mit 
Art.  135  Abs.  4  —  Protocolle,  S.  364  a.  E. 
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Fortsetzung.  —  Die  Stellung  der  Liquidatoren;  —  der  Um- 
fang ihrer  Befugnisse. 

Sieht  man  von  dem  Falle  einer  Auflösung  des  Actien- 
Tereins  durch  Concurseröffnung,  welcher  einer  besonderen 
Erörterung  nicht  bedarf,  ab,  so  haben  die  Liquidatoren  einer- 
seits die  schwebenden  Geschäfte  der  Gesellschaft  zu  beendi- 
gen, andererseits  deren  Fonds  zu  realisiren,  die  Schulden  der- 
selben zu  bezahlen  und  das  übrigbleibende  Vermögen  unter 
die  Actionäre  zu  vertheilen. 

Indessen  ist  der  Umfang  der  Befugnisse  der  Liquidato- 
ren doch  im  Einzelnen  sehr  bestritten  und  insbesondere  frag- 
lich, ob  dieselben  Immobilien  des  aufgelösten  Vereins  ver- 
äussern, Vergleiche  abscliliessen,  Anleihen  machen  und  die 
Actionäre  mit  Wechseln  belasten  könnend 

Das  Allg.  deutsche  Handelsgesetzbuch  hat  einen 
Theil  dieser  Streitfragen  durch  die  Anordnung  entschieden 
(Art.  244  Abs.  2),  dass  die  bei  der  offenen  Handelsgesell- 
schaft über  das  Rechtsverhältniss  der  Liquidatoren  gegebenen 
Bestimmuno;en  auch  bei  der  Actieno-esellschaft  zur  Anwen- 
duno;  kommen.  Dessenuno-eachtet  bedürfen  die  Befugnisse 
und  Verpflichtungen  der  Liquidatoren  einer  näheren  princi- 
piellen  Erörterung,  theils  zum  Zwecke  der  Ergänzung  und 
Vervollständigung  der  Bestimmungen  jenes  Gesetzbuchs, 
welche  ohnehin  nur  auf  Actienvereine  anwendbar,  bei  denen 
der  Gegenstand  des  Unternehmens  in  Handelsgeschäften  be- 
stand, theils  auch  um  desswillen,  weil  eine  Mehrzahl  von  Ge- 
setzen hierüber  gar  nichts  enthalten. 

Die  Liquidatoren,  mögen  sie  dies  in  der  Eigenschaft  als 
früherer  Vorstand  sein  oder  nicht,  sind  Vertreter  der  durch 
die  Auflösuno^  des  Actienvereins  entstandenen  Rechtssremein- 
Schaft.  Ergiebt  sich  schon  hieraus,  dass  ihre  Stellung  eine 
andere  als  die  des  Vorstandes  einer  Actiengesellschaft  ist, 
und  dass  die  Erklärung  einzelner  Statuten,  wonach  der  Li- 
quidations-Ausschuss  die  statutenmässigen  Rechte  des  Ver- 
waltungsraths  (Vorstandes)  geniessen  soll  -,  eine  AuflPassung, 
die  auch  Jolly^  sich  angeeignet  zu  haben  scheint,  durchaus 


1)  Pohls,  Actieng.,S.  283. 

2)  Stat,  der  Providentia,  §.  59. 

3)  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S,  442. 
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nicht  sachentsprecliend,  so  ist  deren  Verhältniss  ein  zweifa- 
ches, da  sie  einerseits  als  Mandatare  der  Communionsinter- 
essenten  erscheinen,  andererseits  durch  das  Gesetz  zur  Wah- 
rung der  Interessen  der  Gläubiger  der  aufgelösten  Actienver- 
bindung  berufen  sind,  in  welcher  letzteren  Eigenschaft  sie 
den  Creditoren  persönlich  und  solidarisch  zur  Erstattung  der 
geleisteten  Zahlungen  verpflichtet,  wenn  sie  in  gesetzeswidri- 
ger Weise  zu  einer  Vertheilung  des  Gesellschaftsmögens  un- 
ter die  Actionäre  die  Hand  geboten  (Allg.  deutsch.  Han- 
delsgesetzb.  Art.  245  Abs.  4). 

Indem  es  aber  die  Aufgabe  der  Liquidatoren  ist,  die 
Verhältnisse  der  aufgelösten  Gesellschaft  abzuv/ickeln,  wäh- 
rend andererseits  die  Actionäre  für  die  Vereinsschulden  per- 
sönlich nicht  verpflichtet,  haben  jene  jedenfalls  nur  die 
Befugnisse,  welche  die  Erfüllung  dieses  Zwecks  erfordert, 
und  diese  auch  nur  insoweit  als  sie  den  Communions-Interes- 
senten  keinerlei  Verbindlichkeit  auflegen. 

Insbesondere  liegt  den  Liquidatoren,  um  näher  auf  deren 
Hechte  und  Verpflichtungen  einzugehen,  die  Verwaltung  des 
Vermöo;ens  des  aufo^elösten  Vereins  und  damit  die  Verbind- 
lichkeit  ob,  alle  zu  dessen  Erhaltunar  nöthiffen  Handluna:en 
vorzunehmen  ^  Dagegen  sind  sie  an  sich,  d.  h.  wo  die  Lan- 
desgesetzgebung, wie  dies  z.  B.  der  Spanische  Handels- 
codex Art.  339  in  Ansehung  der  Liquidation  der  Handels- 
gesellschaften überhaupt  gethan,  nicht  etwas  anderes  ange- 
ordnet, nicht  verbunden,  jenes  Vermögen  inventarisiren  zu 
lassen^,  weil  sich  der  Vermögensstand  der  Gesellschaft  aus 
deren  Büchern  und  der  letzten  Bilanz  ergiebt.  Da  jedoch 
unter  Umständen  die  Aufnahme  eines  Inventars  zum  Zwecke 
einer  neuen  Constatiruno;  des  Gesellschaftsvermöo^ens  räthlich 
sein  kann,  so  muss  es  den  Liquidatoren  gestattet  sein,  eine 
solche  Inventarisirung  auf  Kosten  der  Masse  vornehmen  zu 
lassen. 

Es  haben  dieselben  aber  ferner  die  laufenden  Geschäfte 
der  Gesellschaft  zu  beendigen,  während  sie  zur  Einorehuno; 
neuer  Geschäfte  nur  insoferne  befugt  sind,  als  dies  zur  Erle- 
dio-uno;    schwebender   Rechtsverhältnisse    erfordert  *".      Durch 


4)  Bravard,  socie't.  commerc.^  p.  288. 

5)  Dagegen  Pohls,  Actieng.,  S.  286. 

6j  Allg.  deutsch.  Handelsg  ,  Art.  244  Abs.  2  verb.  mit  Art.  137 
Abs.  1;  MalepeyreetJourdain,  societ.  cnmmerc,  p.330;  Pardessus, 
cours  de  droit  cummerc,  tom.  III.  no.  1074  bis.  — 
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solche  neue  Geschäfte  obligircn  sie  jedoch  nicht  die  einzelnen 
Actionäre,  sondern  nur  das  Gemeinschaftsvermögen.  Indem 
dieses  aber  aus  anderweitigen  neuen  Geschäften  der  Liquida- 
toren nicht  haftet,  ist  für  den  Dritten,  mit  welchem  dieselben 
contrahiren  wollen,  die  Nothwendigkeit  begründet,  sich  dar- 
über zu  erkundigen,  ob  das  neue  Geschäft  unter  den  obwal- 
tenden Umständen  erforderlich  ist  oder  nicht  '^. 

Den  Liquidatoren  liegt  jedoch  nicht  allein  die  Beendigung 
der  laufenden  Geschäfte  des  aufgelösten  Vereins,  sondern 
auch  die  Realisirung  des  Vermögens  desselben  ob,  zu  wel- 
chem Zwecke  sie  nicht  allein,  wie  das  deutsche  Handels- 
gesetzbuch Art.  244  verb.  mit  Art.  137  Abs.  1  ausdrückhch 
hervorhebt,  die  Forderungen  der  Gesellschaft  einzucassiren 
und  nöthigenfalls,  was  selbstverständlich  auch  von  ausstehen- 
den Actienbeträgen  gilt,  einzuklagen  haben,  sondern  auch  die 
sonstigen  zum  Vermögen  der  Actienverbindung  gehörigen 
Rechte  geltend  zu  machen,  wie  z.  B.  durch  Vindication  von 
Sachen  der  Gesellschaft,  die  sich  in  dritter  Hand  befinden. 

Indem  sie  aber  ferner,  worauf  im  folgenden  §.  zurück- 
zukommen, die  Schulden  der  aufgelösten  Gesellschaft  bezah- 
len sollen,  haben  sie  deren  Güter,  soweit  es  zu  diesem 
Zwecke  nöthig,  zu  versilbern.  Freilich  ist  es  hier  bestritten, 
ob  nicht  die  Licjuidatorcn  zur  Veräusserung  von  unbewegli- 
chen Sachen  einer  besonderen  Ermächti«'uno:  Seitens  der  Ac- 
tionäre  bedürfen,  was  vielfach  aus  dem  Grunde  behauptet 
wird,  well  es  diesen  letzteren  zustehen  müsse,  die  Liegen- 
schaften zu  behalten,  wenn  sie  sich  nur  wegen  Befrie- 
dio;unff  der  Gläubio-er  verständiijten  **.  Indessen  würde  dieses 
Argument,  Avenn  es  überhaupt  schlüssig  wäre,  in  gleicher 
Weise  auf  die  Gesellschaftsmobilien  Anwendung  finden,  wäh- 
rend es  in  der  That  gar  nichts  besagt.  Denn  vermag  es  al- 
lerdings keinem  Zweifel  zu  unterliegen,  dass  die  Actionäre 
durch  einstimmio-en  Beschluss  die  Veräusserung  der  Gesell- 
Schaftsgüter  jeder  Art  abwenden  können,  sobald  sie  nur  die 
zur  Bezahlung  der  Vercinsschuldcn  nöthigen  Mittel  beschaf- 
fen, so  ist  dagegen  eine  ganz  andere  Frage  die,  ob  die  Liqui- 
datoren, wenn  ihnen  der  Wille  der  Actionäre,  die  Liegen- 
schaften zu  behalten,  nicht  kundgegeben,  zu  deren  Veräusserung 
der  Erraächtiffun":  der   Communions-Interessenten   bedürfen. 


7)  Protocolle,S.4532;Motivez.  Preuss.  Entw.,  Art.  131  (S.71). 

8)  Pardessus,  cours  tie  tlnnt  coinmerc,  tom.  111.  no.  1074  bis  in  f.;  — 
Bravard,  sociel.  coinnterc,  p.  291. 
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Erwägt  man  nun,  dass  es  den  Liquidatoren  obliegt,  die  Ver- 
pflichtungen der  aufgelösten  Gesellschaft  zu  erfüllen,  dass  sie 
überdies  regelmässig  auch  das  übrig  bleibende  Vermögen  un- 
ter die  Actionäre  zu  vertheilen  haben,  so  muss  ihnen  die 
Befugniss  zustehen,  die  Güter  der  aufgehobenen  Actienver- 
bindung,  ohne  Unterschied  zwischen  Mobilien  und  Immobi- 
lien, soweit  dies  zu  jenen  Zwecken  nöthig,  in  Geld  umzu- 
wandeln ^. 

Wenn  die  Liquidatoren  zur  Veräusserung  der  Güter  der 
aufgelösten  Gesellschaft  nur  insoweit  berechtigt,  als  dies  zum 
Zwecke  der  Liquidation  erfordert,  so  ist  diese  Beschränkung 
jedoch  nur  den  Actionären  und  nicht  dritten  Personen  gegen- 
über von  Bedeutung,  da  diese,  indem  sie  ausser  Stande  sind, 
die  Nothwendigkeit  einer  vorgehabten  Veräusserung  zu  be- 
messen und  sichere  Erkundicjuno-en  desshalb  einzuziehen,  of- 
fenbar  für  befugt  zu  erachten,  jene  zu  der  von  ihnen  beab- 
sichtigten Versilberung  für  ermächtigt  zu  halten.  Hiermit 
stimmt  denn  auch  das  Allg.  deutsche  Handelsg.  Art. 
244  verbunden  mit  Art.  137  überein,  indem  es  schlechtweg 
bestimmt,  dass  die  Liquidatoren  das  Vermögen  der  Ge- 
sellschaft zu  versilbern  haben  und  auch  unterstellt,  dass 
sie  ohne  Zustimmung  der  Actionäre  selbst  zur  Veräusserung 
unbeweglicher  Sachen  befugt  sind. 

Dass  übrigens  die  Liquidatoren  bei  jener  -Versilberung 
danach  ti-achten  sollen,  den  bestmöglichen  Preis  zu  realisiren, 
versteht  sich  von  selbst,  und  ist  desshalb  der  Verkauf  nicht 
allein  der  ImmobiHen,  sondern  auch  der  bewegUchen  Sachen 
mittelst  öflfentlicher  Versteigerung  räthlich.  Doch  ist  diese 
Art  der  Versilberung  selbst  in  Ansehung  der  Liegenschaften 
nicht  nöthigio,  wiewohl  jene  eine  Veräusserung  aus  freier  Hand, 
wenn  sie  ihnen  nicht  ausdrücklich  durch  die  Statuten  ge- 
stattet ^S  auf  eigene  Gefahr  vornehmen  i^.  Anders  verhält 
es  sich  freilich  nach  dem  deutschen  Handelsgesetzb. 
Art.  244  verbunden  mit  Art.  137  Abs.  2,  nach  welchem  die 


9)  Pohls,  Actieng.,  S.  284;  Troplong,  contr.  de snciete,  no.  1018; 
Malepeyre  et  Jourdain,  sociel.  commerc.  p.  329  suiv.;  Bedarride, 
droit  commerc,  tom.  II.  no.  497. 

10)  Pohls,  Actieng.,  S.  287;  dagegen  Bedarride,  droit  commerc, 
tom.  IL  no.  497. 

11)  Stat.  de  la  societe  generale  suisse  de  menuiserie  et  parqueterie, 
Art.  57. 

12)  Malepeyre  et  Jourdain,  sociel.  commerc,  p.  329  i.  f. 
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Veräusserung  von  unbeweglichen  Sachen  durch  die  Liqui- 
datoren ohne  Zustimmung  der  sämmtlichen  Actionäre  nicht 
anders  als  durch  öfientliche  Versteigerung  bewirkt  werden 
kann.  Wenn  man  aber  bezweifelt,  dass  eine  solche  Bestim- 
mung auf  Liegenschaften  anwendbar,  welche  ein  Actienverein, 
zu  dessen  Geschäftsbetrieb  der  An-  und  Verkauf  von  Im- 
mobilien gehörte,  zu  letzterem  Zwecke  erworben,  weil  hier 
die  Gemeinschafts-Masse  in  der  That  aus  dem  Werthe  dieser 
Sachen,  und  nicht  aus  den  Grundstücken  selbst  bestehe  ^^,  so 
ist  diese  Auffassung  rechtlich  unhaltbar,  indem  es  der  Natur 
der  Sache  nach,  sobald  die  Gesellschaft  aufgelöst,  keinen 
Unterschied  macht,  welches  der  Gegenstand  des  Vereins-Un- 
ternehmens war  und  zu  welchem  Zwecke  die  im  Gesellschafts- 
Vei'möaen  vorhandenen  Lieoenschaften  ano-eschafft  worden. 

Sind  aber  insbesondere  unter  den  Mitgliedern  des  aufge- 
lösten Actienvcreins  und  nunmehrigen  Communions-Interes- 
senten  Minderjährige,  so  bedarf  es  zur  Versilberung  des  Ge- 
sellschaftsvermögens weder  eines  obervormundschaftlichen 
decretum  de  cdienando,  noch  auch  der  sonstigen  Formen, 
welche,  wie  z.  B.  gerichtlicher  Verkauf  {Cod.  civ.  Art.  459), 
nach  verschiedenen  Landesgesetzen  zur  Veräusserung  von 
Mündelo-ütern  erfordert.  Dass  die  entgeo-eno-esetzte  Mei- 
nung^^  in  der  Thcit  auf  eine  practische  Unmöglichkeit  hin- 
ausläuft, leuchtet  von  selbst  ein,  da  man  weder  den  Liqui- 
datoren zumuthen  kann,  den  Stand  der  verschiedenen  oft  sehr 
zahlreichen  Actionäre  zu  kennen,  noch  auch  die  Befolgung 
der  mehreren  möglicher  Weise  sehr  auseinandergehenden 
Landesgesetzgebungen,  denen  die  Communions-Interessenten 
für  ihre  Personen  unterworfen,  hier  thunlich  ist.  Auch 
nimmt  überhaupt  der  Gerichtsgebrauch  an,  dass  ein  Veräusse- 
rungsdecret  zur  Veräusserung  von  Mündelgütern  nicht  erfor- 
derlich,  wo  die  Veräussei'ung  zur  Auseinandersetzung  einer 
Rechtsgemeinschaft  mit  Volljährigen  nöthig  ^^. 

In  dem  Rechte  der  Liquidatoren  das  Vermögen  der  Ge- 
sellschaft zu  versilbern,  liegt  übrigens  auch  deren  Befugniss, 
die  Forderungen  des  aufgelösten  Actienvcreins  zu  verkaufen, 
und  zwar  Staatspapicre  und  andere  BörsenefFecten  nach  dem 


13)  Malepeyre  et  Jourdain,  snciet.  commerc,  p.  .330. 

14)  Pohls,  Actieng.,  S.  287.  288. 

15)  Seuffert,  Ai-c'h.,  Bd.  XIII  no.  149. 
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Tagescursc,  andere  Forderungen  aber  ohne  Zustimmung 
sämmtlicher  Actionäre  nicht  unter  dem  Nominalwerthe  ^^, 

Indem  aber  den  Liquidatoren  die  Verbindlichkeit  obliegt, 
die  Verpflichtungen  der  aufgelösten  Gesellschaft  zu  erfüllen, 
kann  das  zur  Bezahlung  der  fälligen  Forderungen  nöthige 
Geld  möglicher  Weise  nicht  in  der  Gemeinschafts-Casse  sein, 
während  das  übrige  Vermögen  der  Gesellschaft  sich  nicht 
sofort  versilbern  lässt.  Man  hat  desshalb  die  Frage  aufge- 
worfen, ob  nicht  unter  einer  solchen  Voraussetzung  die  Li- 
quidatoren befugt  seien,  die  Actionäre  durch  eine  Darlehens- 
Aufnahme  zu  verpflichten  oder  sie  sogar  mit  Wechselschulden 
zu  belasten,  Und  sich  für  die  bejahende  Meinung  darauf  be- 
rufen, dass  anderenfalls  die  Liquidation  hier  unmöglich  sein 
würde  und  dass  demnach  jenes  liecht  darin  begründet,  dass 
es  ein  nothwendiges  sei  ^^  Indessen  ist  es  klar,  dass  wie  die 
Actionäre  während  der  Dauer  des  Actienvereins  durch  dessen 
Vorstand  oder  sonstige  Beamten  nicht  verpflichtet  werden 
können,  ihnen  ebensowenig  nach  Auflösung  der  Gesellschaft 
ohne  ihre  Einwillififuno- Verbindlichkeiten  auferleget  zu  werden 
vermögen  ^^.  Auch  ist  der  für  die  entgegengesetzte  Ansicht 
aus  einer  an2;eblichen  Nothwendiokeit  entnommene  Grund  um 
desswillen  durchaus  nichtig,  weil  die  Gesellschaftsgläubiger, 
deren  fällige  Forderungen  unbezahlt  bleiben,  auf  das  Vereins- 
vermögen  exequiren  können,  im  weiteren  aber  die  Liquidation 
ihren  gewöhnlichen  Verlauf  hat,  wenn  nicht  etwa  in  Folge 
eines  Andrangs  von  Creditoren,  des  Verlusts  oder  der  Ent- 
werthung  der  Masse  oder  der  Unmöglichkeit  ihrer  Realisi- 
rung  ^''  ein  Concursverfahren  veranlasst  wird. 

Ebensowenig  sind  aber  die  Liquidatoren  befugt,  zum 
Zwecke  der  Erfüllung  der  Vereinsverbindlichkeiten  die  Güter 
der  aufgelösten  Gesellschaft  zu  verpfänden,  und  der  Gemein- 
schaft dadurch  neue  Schulden  und  Lasten  aufzulegen;  daher 
denn  in  dem  Rechte  der  Versilberung  des  Gesellschaftsver- 
mögens keineswegs  das  Recht  einer  Verpfändung  desselben 
liegt  2^ 


16)  Malepeyre  et  Jourdain,  soc^'e^  co?7?w(erc.,  p.  331  suiv. 

17)  Malepeyre  et  Jourdain,  sna'el.  commerc,  p.  331. 

18)  Fremery,  eiudes  de  droit  commerc,  p.  70;  Pardessus,  cours 
de  droit  cinnmerc,  tom.  III.  no.  1074  bis;  Bravard,  trcntedeitsociei.com- 
??je/-c.,  p.  289.     —     19)  Pohls,  Actieng.,S.  288  a.E.  U.S.  289. 

20)  Troplong,  contr.  de  societe',  no.  1022;  Bedarride,  droit  com- 
merc. tom.  II.  no.  497.  — 
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Dagegen  bringen  es  allerdings  die  Functionen  jener  mit 
sich,  dass  sie  die  durch  die  Auflösung  des  Actienvereins  be- 
gründete Rechtsgemeinschaft  auch  gerichtlich  vertreten  ^^,  da 
sie  nicht  allein  die  Rechtsstreitigkeiten,  in  welchen  die  Ge- 
sellschaft bei  ihrer  Beendigung  als  Klägerin  oder  Beklagte 
befangen,  fortzuführen  haben,  sondern  in  der  Lage  sein  kön- 
nen, die  Forderungen  und  sonstigen  Rechte  derselben  mittelst 
gerichtlicher  Klage  geltend  zu  machen,  während  sie  allein  für 
die  Gemeinschaft  belangt  zu  werden  vermögen.  Die  bestrit- 
tene Frage  aber,  ob  die  Liquidatoren  befugt,  selbstständig  für 
die  Communionsinteressenten  Vergleiche  abzuschliessen  und 
Compromisse  einzugehen,  haben  einzelne  Gesetzbücher,  wie 
der  Spanische  Handelscodex  Art.  342  und  das  Portu- 
giesische Handelsgesetzbuch  Art.  74i  ausdrücklich  ver- 
neint, und  ist  auch  die  verneinende  durch  die  Mehrzahl  der 
Schriftsteller  vertretene  Ansicht  als  im  gemeinen  Rechte  be- 
gründet überall  für  massgebend  zu  erachten,  wo  nicht  eine 
entffescenofcsetzte  gesetzliche  Anordnung  besteht.  Denn  ab- 
gesehen  von  der  Analogie  des  procurator  omnium  bonorum, 
welcher  als  solcher  zur  Eingehung  von  Transactionen  und 
Compromissen  nicht  befugt  ^^,  sind  die  Liquidatoren,  indem 
sie  zur  Abwicklung  der  Verhältnisse  der  aufgelösten  Gesell- 
schaft und  zur  Führung  der  Rechtsstreitigkeiten,  welche  diese 
Auseinandersetzung  mit  sich  bringt  oder  die  bei  Beendigung 
des  Vereins  anhängig,  berufen,  ihrer  ganzen  Stellung  nach 
nicht  berechtigt,  irgend  welche  Rechte  der  Actionäre  zu  ver- 
geben-^. Der  hiergegen  geltend  gemachte  Grund,  dass  durch 
dieses  Prlncip  die  Liquidationen  erschwert  würden,  vermag 
so  wenig  wie  die  daraus  gezogene  Folgerung,  es  sei  die  Be- 
fugniss  der  Liquidatoren  zum  Abschlüsse  von  Vergleichen  als 
in  dem  Willen  der  Communionsinteressenten  liejjend  zu  be- 
trachten  ^^,  die  entgegengesetzte  Meinung  zu  begründen -^\ 
wogegen  allerdings  jene  Zweckmässigkeits- Rücksicht  das 
Allg.  deutsche  Handelsg.   (Art.  244  vcrb.  mit  Kvi.  137 


21)  Allg.  deutsch.  Handelsg.,  Art.  244  verb.  mit  Art.  137  Abs.  1. 

22)  1.  60  D.  fleprocurat.,  (B.  3);  cap.  7  X.  de  Iransaclionib.  (2.  4).  — 

23)  Troplong,  conti:  de  socieie,  no.  1023;  Malepeyre  et  Jour- 
dain,  societ.  connnerc,  p.  332;  Bedarride,  draii  coiittnejc,  toni.  IL 
no.  488.  489.  Bravard,  socie't.  connnerc,  p.  289  suiv.  — 

24)  Pardessus,  ctiu/\s-  de  droit  coirnnerc,  loin.  III.  no.  1074  bis 
(p.  226). 

25)  R edarri de,  (//•(;/(  CM»u?((?rc.,  tom.  II.  no.  489. 


780  Die  Wirkungen  der  Auflösung  etc. 

Abs.  1)  veranlasst  hat,  das  Recht  der  Liquidatoren  zur  Ab- 
schliessung  von  Vergleichen  und  Eingehung  von  Compromis- 
sen  ausdrücklich  anzuerkennen  ^^'j  und  damit  auch  deren 
Befugniss,  anders  als  nach  gemeinem  Rechte,  in  Sachen  der 
von  ihnen  vertretenen  Gemeinschaft  Eide  zu-  und  zurückzu- 
schieben. 

Eine  andere  Frage  ist  aber  die,  wie  es  sich  mit  der  Aus- 
schwörung  von  Eiden  verhält,  welche  in  den  von  den  Liquida- 
toren geführten  Rechtsstreitigkeiten  auf  der  von  denselben 
vertretenen  Seite  zu  schwören.  Kann  man  sich  hier  nun 
nicht  ohne  weiteres  darauf  berufen,  dass  Eide  Namens  der 
Gesellschaft  durch  den  Vorstand  geleistet  werden,  weil  eben 
der  Actienverein  und  sonach  auch  dessen  Vorstand  nicht 
mehr  besteht,  sollte  auch,  was  keineswegs  immer  der  Fall, 
der  seitherige  Vorstand  mit  der  Liquidation  betraut  sein, 
scheint  vielmehr  bei  dem  Umstände,  dass  die  Communions- 
interessenten  als  Streitgenossenschaft  die  von  den  Liquidato- 
ren vertretene  Partei  bilden,  die  Consequenz  dahin  zu  führen, 
dass  jene  die  auf  dieser  Seite  zu  leistenden  Eide  auszuschwö- 
ren  haben,  so  spricht  doch  gegen  eine  solche  Meinung  schon 
deren  practische  Unausführbarkeit.  Denn  es  würde  theils  die 
möglicher  Weise  sehr  grosse  Zahl  der  Mitglieder  der  aufge- 
lösten Gesellschaft,  theils  der  Umstand,  dass  der  eine  Actio- 
när  den  zu-  oder  zurückgeschobenen  oder  o-erichtlich  aufer- 
legten  Eid  schwören,  der  andere  denselben  verweigern  oder 
versäumen  könnte,  die  Liquidation  unendlich  erschweren. 
Was  aber  die  juristische  Unhaltbarkeit  einer  solchen  Conse- 
quenz beweist,  ist,  dass  die  Actionäre,  obwohl  ihnen  das  Ver- 
mögen des  aufgelösten  Vereins  j^'^'o  indiviso  angehört,  doch, 
so  lano;e  die  Gesellschaftsoläubis^er  unbezahlt,  beziehunors- 
weise  die  zur  Geltendmachung  der  Forderungen  derselben 
gesetzlich  bestimmte  Frist  nicht  abgelaufen,  über  die  Ge- 
meinschafts-Masse nicht  verfügen  können  und  diese  daher 
auch  nicht  durch  Verweigerung  oder  Versäumniss  von  Eiden 
zu  schmälern  oder  zu  belasten  im  Stande  sind.  Indem  viel- 
mehr die  unter  den  Mitgliedern  der  früheren  Actienverbin- 
dung  bestehende  Rechtsgemeinschaft,  wie  früher  gezeigt, 
nothwendig  einer  Vertretung  bedarf,  welche  den  Gesellschafts- 
gläubigern verantwortlich  und  die  jede  diese  letzteren  gefähr- 


26)  Protocolle,  S.  1012.  —  Motive  zum  Preuss.  Entw.,  Art.  131 

(S.71).- 


§.  85.    Forts.  —  Die  Stellung  der  Liquidatoren  etc.      781 

dende  Einwirkung  der  Actionäre  ausschliesst,  ist  bei  dieser 
Sachlage  kein  anderer  Ausweg  geboten,  als  dass  man  in 
Rechtsstreitigkeiten  der  Liquidatoren  mit  Dritten  rücksiclit- 
lich  der  auf  Seite  jener  auszuschwörenden  Eide  die  Grund- 
sätze anwendet,  welche  für  die  Dauer  der  Gesellschaft  von 
der  Leistung  von  Eiden  Namens  derselben  gelten  (s.  p.  529 
flg.),  indem  hier  jedoch  an  die  Stelle  der  Vorstandsmitglieder 
die  Liquidatoren  treten. 

Die  Liquidatoren,  sahen  wir,  sind  berechtigt  und  ver- 
pflichtet, das  Vermögen  der  aufgelösten  Actienverbindung  zu 
verwalten;  sie  haben  die  laufenden  Geschäfte  zu  beendigen, 
zu  welchem  Zwecke  sie,  soweit  dies  hierzu  nöthig,  auch  neue 
Geschäfte  einzugehen  befuo-t  sind.  Indem  ihnen  ferner  die 
Erfüllung  der  Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft  obliegt,  ha- 
ben sie  deren  Vermögen  zu  realisiren,  dasselbe,  soweit  nöthig, 
zu  versilbern,  und  die  mit  der  Beendiouno;  des  Actienvereins 
entstandene  Rechtsgemeinschaft  gerichtlich  zu  vertreten. 

In  diesen  verschiedenen  Beziehungen  können  jedoch  die 
Befugnisse,  welche  jenen  kraft  ausdrücklicher  Gesetzesbestim- 
mung oder  nach  deren  ganzen  Stellung  zukommen,  durch 
einstimmigen  Beschluss  der  Actionäre  beschränkt  werden, 
jedoch  nur  insoferne  als  dies  ohne  Gefährdung  der  Rechte 
der  Gläubiger  des  aufgelösten  Vereins  möo-lich.  Daher  ist 
denn  der  bei  der  offenen  Handelsgesellschaft  geltende  Grund- 
satz, wonach  die  Liquidatoren  den  Gesellschaftern  gegen- 
über bei  der  Geschäftsführung  den  von  diesen  einstimmig  ge- 
troffenen Anordnungen  Folge  zu  geben  haben,  nur  mit  jener 
Beschränkung  auf  die  Actiengesellschaft  anwendbar,  unge- 
achtet nach  der  Wortfassung  des  Allg.  deutschen  Han- 
delsgesetzbuchs Art.  244  Abs.  2  die  bei  der  offenen  Han- 
delsgesellschaft über  das  Rechtsverhältniss  der  Liquidatoren 
gegebenen  Bestimmungen  auch  hier  schlechtweg  Platz  greifen 
sollen. 

Es  können  demnach  die  Actionäre  z.  B.  die  Beendiguns: 
der  laufenden  Geschäfte  der  Gesellschaft  anderen  Personen 
auftragen,  oder  die  Versilberung  gegebener  Sachen  untersa- 
gen, wenn  das  übrige  Vereinsvermögen  zur  Bezahlung  der 
Schulden  ausreicht,  oder  sie  sich  bereit  erklären,  den  Werth 
der  zu  behaltenden  Güter  zu  erlegen,  oder  die  Liquidatoren 
in  Ansehung  gegebener  Handlungen  einer  einzuholenden  Er- 
mächtigung unterwerfen.  Dagegen  vermögen  jene  auch  durch 
einstimmigen  Beschluss  nicht  die  Verwaltung  des  Gesellschafts- 
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fonds  an  sich  zu  ziehen,  oder  eine  vorzeitige  Vertheilung  des- 
selben anzuordnen. 

In  jedem  Falle  haben  aber  nach  dem  Allg.  deutschen 
Handelsgesetzbuche  (Art.  244  Abs.  2  verbunden  mit 
Art.  138)  selbst  zulässige  Beschränkungen  der  Geschäftsbe- 
fugnisse der  Liquidatoren,  sollten  sie  auch  in  das  Handelsre- 
gister eingetragen  worden  sein-^,  gegen  dritte  Personen  keine 
rechtliche  Wirkung,  —  ein  Grundsatz,  welchen  das  Gesetz- 
buch nach  Analogie  der  durch  Art.  43  in  Betreff  einer  Be- 
schränkung des  Umfangs  der  Procura  gegebenen  Bestimmung 
aufgestellt,  und  der  somit  nur  auf  den  Fall  anzuwenden,  dass 
der  Dritte  von  der  betreffenden  Beschränkung  keine  Kennt- 
niss  hatte  ^^. 

Die  Liquidatoren  haben  endlich  auch  die  Vertheilung 
des  nach  Tilgung  der  Schulden  übrigbleibenden  Vermögens 
der  Gesellschaft  unter  die  Actionäre  vorzunehmen.  Dies  liegt 
in  der  Natur  der  Sache,  ist  auch  durch  manche  Statuten  aus- 
drücklich anerkannt^'',  und  nicht  weniger  nach  dem  Allg. 
deutsch.  Handelsgesetzbuche  anzunehmen.  Indem  das- 
selbe nämlich  (Art.  244  Abs.  2)  anordnet,  dass  die  bei  der 
offenen  Handelsgesellschaft  über  das  Rechtsverhältniss  der 
Liquidatoren  gegebenen  Bestimmungen  auch  bei  der  Actien- 
gesellschaft  zur  Anwendung  kommen,  hat  es  hiermit  für  diese 
letztere  den  Satz  des  Art.  142  Abs.  1,  w^onach  jene  die 
schliessliche  Auseinandersetzuno;  unter  den  Gesellschaftern 
herbeizuführen  haben,  anerkannt,  wogegen  es  in  der  That 
nichts  verschlägt,  wenn  in  der  Nürnberger  Conferenz 
ausdrücklich  hier  nur  auf  die  Anwendung  der  Art.  130  u. 
131  des  Preuss.  Entw.,  oder  mit  a.  W.  der  Art.  135  u.  137 
des  jetzigen  Gesetzes  reflectirt  Avurde  ^^. 

Indessen  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  diese  Ver- 
theiluno'  durch  die  Actionäre  den  Liouidatoren  entzog-en,  so 
Avie  ihnen  auch  die  Verwaltung  des  Vermögens  der  aufgelö- 
sten Gesellschaft  von  dem  Augenblicke  an,  wo  dessen  Ver- 
theilung statthaft,  abgenommen  werden  kann. 

Die  Liquidatoren  haben  nach  dem  deutschen  Han- 
delsgesetzbuche ihre  Unterschrift  in  der  Weise  abzugeben. 


27)  Dagegen  Preuss.  Entw.,  Art.  130  Abs.  2;  S.  aber  dieProto- 
colle,S.  251.     —     28)  ProtocoUe,  S.  251. 

29)  Stat.  der  deutsch.  Versicher.-G.  in  Dresden,  §.  65;   der 
Spinnerei  u.  Weberei  Offenburg,  §.51. 

30)  Protocolle,S.  365i.  A. 
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dass  sie  der  bisherigen,  nun  als  Liquidationsfirma  zu  bezeich- 
nenden Firma  ihre  Namen  beifügen  (Art.  2i4  Abs.  2  verb. 
mit  Art.  139). 

Sind  mehrere.  Liquidatoren  vorhanden,  so  können  sie 
die  zur  Liquidation  gehörigen  Handhingen  mit  rechthcher 
Wirkung  nur  in  Gemeinschaft  vornehmen,  soferne  nicht  aus- 
drückhch  bestimmt  ist,  dass  sie  einzeln  handeln  können  (Art. 
244  Abs.  2  verb.  mit  Art.  136).  Eine  solche  Anordnung 
kann  in  den  Statuten  enthalten  sein  oder  auch  nach  Auflö- 
sung der  Gesellschaft  durch  die  Actionäre,  wiewohl,  soferne 
statutenraässig  hierüber  nichts  anderes  bestimmt  ist,  nur  mit- 
telst übereinstimmender  AVillenserklärung  getroffen  werden. 
Zur  Behändigung  von  Vorladungen  und  anderen  Zustellungen 
genügt  es  jedoch  nach  Analogie  der  Art.  235  u.  144  Abs.  3 
zweifellos,  wenn  dieselben  an  Ein  Mitglied  der  Liquidations- 
behörde geschehen,  wogegen  die  mehreren  Liquidatoren,  wo 
nicht  ausnahmsweise  der  Einzelne  zur  Vertretung  der  Ge- 
meinschaft befugt,  zum  Zwecke  der  Processführung  einen 
Procurator  bestellen  müssen. 

§.86. 

Die  Gesellschaftsgläubiger  und  deren  Rechte  bei  der 
Liquidation. 

Bei  Auflösung  einer  Actiengesellschaft  sind,  gleichgültig 
wie  dieselbe  vor  sich  gegangen,  wie  wiederholt  hervorgeho- 
ben worden,  vor  allem  deren  Gläubiger  aus  dem  vorhandenen 
Gesellschaftsvermögen  zu  bezahlen,  und  zwar  ganz  und  gar, 
bevor  es  zu  irgend  einer  Vertheilung  desselben  unter  die  Ac- 
tionäre kömmt  ^,  während  im  Falle  einer  Unzulänglichkeit  der 
Güter  der  Actienverbindung,  welche  in  anderer  Weise  wie 
durch  Concurs  ihr  Ende  genommen,  zur  vollständigen  Be- 
friedigung der  Creditoren,  eine  nachträgliche  GanteröfFnung 
Statt  finden  wird  (s.  p.  766). 

Fragt  man  aber,  wer  alles  zu  den  Gläubigern  des  aufgelösten 
Actienvereins  zu  zählen,  so  gehören  dazu  selbstverständlich  vor- 
erst diejenigen,  welche  aus  Geschäften  etwas  zu  fordern  ha- 
ben, die  während  der  Dauer  der  Gesellschaft  in  deren  Namen  in 
einer  für  dieselbe  verbindlichen  Weise  abgeschlossen  worden, 


1)  AUg.  deutsch.  Handelsg.,  Art.  245  Abs.  1;  Russisch.  Re- 
glement v.  1836,  Art.  48;  Bernisch.  Gesetz  v.  1860,  Art.  45.  —  S.  auch 
den  Spanisch.  Handelscodex,  Art.  347.  — 
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daher  denn  insbesondere  auch  die  Inhaber  von  Banknoten 
und  anderweitigen  Inhaberpapieren,  wie  namenthch  Prioritäts- 
obhgationen,  ferner  aber  diejenigen,  die  Schadensersatzan- 
sprüche gegen  die  Gesellschaft,  wie  z.  B.  gegen  eine  Eisen- 
bahn wegen  Sachen,  die  ihr  nicht  zum  Transporte  übergeben 
worden,  haben.  Nicht  weniger  sind  aber  zu  jenen  Creditoren 
auch  die  Actionäre  Avegen  nicht  erhobener  fälliger  Dividen- 
den, falls  diese  noch  nicht  der  Gesellschaft  verfallen,  zu  zäh- 
len; ferner  diejenigen,  welche  Anforderungen  aus  Geschäften 
haben,  die  nach  Auflösung  des  Vereins  zur  Beendigung 
schwebender  Rechtsverhältnisse  mit  den  Liquidatoren  abge- 
schlossen worden,  so  wie  endlich  die  Gläubiger  aus  anderwei- 
tigen  neuen  Geschäften,  die,  obwohl  nach  Auflösung  des  Ac- 
tienvereins  in  dessen  Namen  eingegangen,  nach  Massgabe  der 
Umstände  so  zu  behandeln  sind,  als  ob  die  Gesellschaft  zur 
Zeit  ihres  Abschlusses  noch  bestanden  hätte  (s.  p.  755).  — 

Dass  übrigens  auch  die  Vorsteher,  die  sonstigen  Beam- 
ten und  Angestellten  der  Gesellschaft  wegen  der  ihnen  zuge- 
sicherten mit  i\.nsprüchen  auf  Tantiemen  nicht  zu  verwech- 
selnden Besoldung,  so  weit  dieselbe  unbezahlt,  zu  den 
Gläubigern  des  aufgelösten  Vereins  gehören,  versteht  sich 
von  selbst,  während  im  Zweifel  der  Betrag  dieser  Forde- 
rungen nur  bis  zur  Beendigung  der  Gesellschaft  zu  berech- 
nen, wo  nicht  durch  Vertrag  oder  Statuten  eine  Besoldung 
für  eine  bestimmte  Zeit  zugesichert  worden,  wie  z.  B.  in  der 
Art,  dass  ein  Gehalt  bei  Auflösung  der  Compagnie  für  das 
laufende  Arbeitsjahr  zum  Vollen  auszubezahlen-. 

Wie  aber  durch  Concurseröffnung  der  bereits  begrün- 
dete Lauf  von  Verzugszinsen  nicht  gehemmt  wird,  so  gilt 
das  Nämliche  im  Falle  anderweitiger  Auflösunsf  der  Gesell- 
Schaft,  durch  welche  übrigens,  von  einer  Gant  abgesehen, 
die  Begründung  neuer  Verzugszinsen  nicht  gehindert  ist.  — 

Indessen  sind  noch  anderweitige  Forderungen  aus  der 
Masse  des  aufgelösten  Actienvereins  zu  befriedigen,  nämlich 
die  Kosten  für  die  Verwaltung  und  Erhaltung  dieses  Vermö- 
gens,  so  wie  diejenigen  der  Liquidation,  insbesondere  die 
Kosten  der  Inventarisirung,  diejenigen  der  öflPentlichen  Be- 
kanntmachungen, Avelche  die  Auflösung  der  Gesellschaft  mit 
sich  bringt,  der  Ilonorirung  der  Liquidatoren  und  beziehungs- 


2)  Stat.  der  Vaterland.  Feuer-  u.  Lebens-Versicher,-G.  in 
Elberfeld,  §.61. 
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weise  des  Concurscurators  u.  a.  m.  ^.  Diese  Kosten  sind 
Massekosten  und  ini  Falle  eines  Concurses  vor  den  Forde- 
rungen der  Gesellschaftsgläubiger  zu  berichtigen,  denen  sie 
auch  insoweit  zur  Last  fallen,  als  die  Masse  zu  deren  Deckung 
nicht  ausreichen  sollte.  Ebenso  sind  endlich  die  Kosten  für 
die  gesetzlich  vorgeschriebene  Aufbewahrung  der  Bücher  und 
Papiere  der  aufgelösten  Gesellschaft  aus  der  Masse  zu  be- 
streiten (s.  p.  760). 

In  Ansehung  des  Ranges  der  Gläubiger  gelten  hier 
keine  besonderen  Grundsätze.  Bestimmen  aber  die  Statuten 
einer  Actienbank,  dass  die  Bankanweisungen  und  Bankscheine 
derselben  zuerst  einzulösen'*,  so  vermag  eine  solche  Anord- 
nung den  anderweitigen  Creditoren  des  aufgelösten  Vereins 
nur  insoferne  mit  Wirksamkeit  entgegengesetzt  zu  werden, 
als  das  Gesellschaftsvermögen  dadurch  als  verpfändet  er- 
scheint. 

Die  Auflösung  und  Liquidation  einer  Actiengesellschaft 
hindert  aber  deren  Gläubiger  so  wie  überhaupt  diejenigen, 
welche  fällige  Ansprüche  an  die  Gemeinschafts-Masse  haben, 
nicht  an  der  sofortigen  Geltendmachung  und,  vom  Falle 
einer  Concurseröfiiiung  abgesehen,  Beitreibung  derselben  mit- 
telst Execution,  sobald  die  Voraussetzungen  einer  solchen 
gegeben. 

Das  Vermögen  nun,  welches  für  jene  verschiedenen 
Ansprüche  haftet,  ist  dasjenige  des  aufgelösten  Actienvereins 
sammt  allen  daraus  seit  der  Beendigung  der  Gesellschaft  ge- 
flossenen Nutzungen,  und  dem  Gewinne  aus  Geschäften,  die 
zu  dieser  Zeit  schwebend  waren  oder  welche  zur  Erledigung 
solcher  abgeschlossen  Avorden  sind. 

Zu  jenem  Vermögen  gehören  auch  die  ausstehenden  Ac- 
tienbeträge,  welche  die  Liquidatoren,  soweit  dies  zur  Bezah- 
lung der  auf  der  Gemeinschafts-Masse  haftenden  Schulden 
und  Lasten  nöthig,  einzufordern  berechtigt  sind,  obwohl  nur 
nach  Massgabe  der  Statuten.  Möglich  ist  es  nun,  dass  diese 
letzteren,  indem  sie  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vorge- 
sehen, den  Liquidatoren  das  Recht  erthcilt  haben,  die  Ein- 
zahlung jener  ^Betrage,  soweit  nöthig,  schlechtweg  zu  ver- 
langen-^;  auch  ist  es  klar,   dass,  abgesehen  von  einer  solchen 

3)  Malepeyre  et  Jourdain,  soa'et.  commerc,  p.  330  i.  f.  und 
p.  331.     —    4) 'Stat.  derFrankfurt.  Bank,  Art.  73. 

5)  Stat.  der  Providentia,  §-58;  der  deutsch.  Versicher.-G. 
in  Dresden,  §.G2  Abs.  2.  — 

Ilenaud,  Acticngcscllsck.  !\Q 
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Anordnung  da,  wo  die  Statuten  dem  Vorstande  das  Recht 
geben,  je  nach  dem  Bedürfnisse  die  Actienbeträge  zu  erhe- 
ben, die  Liquidatoren  hier  an  dessen  Stelle  treten.  Wo  da- 
gegen statutenmässig  die  Einzahlungen  nur  in  bestimmten 
Raten,  die  jedesmal  erst  nach  Ablauf  einer  gegebenen  Zeit 
verlangt  werden  können,  zu  erheben,  verbleibt  es  auch  bei 
Auflösuno-  der  Gesellschaft  bei  diesen  oder  den  anderweitio-en 
Beschränkungen  zu  Gunsten  der  Schuldner  der  Actienbeträge, 
sofern  nicht  ausdrücklich  für  den  Fall  einer  Liquidation  durch 
die  Statuten  etwas  anderes  angeordnet. 

Die  entgegengesetzte  Meinung*^,  wonach,  wenn  die  Gel- 
der rascher  erforderlich  werden  und  also  die  Leistung  der 
Terminzahlungen  nicht  genügt,  die  Liquidatoren,  welche  nicht 
in  Verlegenheit  gerathen  dürfen,  auch  grössere  Einschüsse  zu 
Einer  Zeit  zu  fordern  berechtigt,  ist  in  der  That  durchaus 
grundlos.  Wenn  man  sie  nämlich  mittelst  der  Ausführung 
begründen  will,  dass,  da  die  Gesellschafter  sich  bis  zu  der 
stipulirten  Summe  verpflichtet,  zu  den  Societätsschulden  bei- 
zutragen, die  Einhaltung  der  Zeit,  zu  welcher  die  Schuld 
fällig  werde,  ein  Theil  ihrer  Verbindlichkeit  sei,  so  übersieht 
man  einmal,  dass  die  Actionäre  zu  den  Gesellschaftsgläubi- 
gern in  keinerlei  Rechtsverhältniss  stehen,  und  dass  sie  ausser- 
dem jedenfalls  nur  nach  Massgabe  der  Statuten  sich  zur  Ein- 
werfung der  Actienbeträge  in  die  Masse  verpflichtet.  In 
diesem  Sinne  ei-klärt  denn  auch  das  Allg.  deutsche  Han- 
delsgesetzbuch Art.  219  ohne  Unterscheidung,  es  sei  der 
Actionär  nicht  schuldig,  zur  Erfüllung  der  Verbindlichkeiten 
der  Gesellschaft  mehr  als  den  für  dieActie  statutenmässiop 
zu  leistenden  Beitrag  beizutragen. 

Allerdings  kann  hier  nun  der  Fall  eintreten,  dass  es  bei 
der  Liquidation  einer  an  sich  vollkommen  zahlungsfähigen 
Gesellschaft  zeitweilig  an  den  Mitteln  zur  Bezahlung  fähiger 
Gemeinschaftsschulden  gebricht.  Lässt  sich  nun  einem  sol- 
chen Uebelstande  nicht  dadurch  abhelfen,  dass  die  Actionäre 
oder  ein  Theil  derselben  sich  zu  einer  erfrühten  Zalilung  der 
Actienrückstände  herbeilassen,  oder  dass  die  Forderungen 
M-egen  solcher  Rückstände  verkauft  oder  den  Gläubigern  mit 
deren  Einwilligung  überwiesen  werden,  so  müssen  diese  letz- 
teren den  statutenmässigen  Eingang  der  Ratenbeträge  abwar- 


6)  Pohls,  Actienges.,  S.  285, 
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ten  oder  exequiren,  in  welchem  letzteren  Falle  ein  Andrang 
von  Creditoren  zur  Eröffnung  des  Concurses  führen  kann. 

Wenn  aber  insbesondere  ein  nachschusspflichtiger  Ac- 
tionär  Gläubiger  des  Actienvereins  geworden,  so  wird  die 
Frage  von  besonderer  practischer  Wichtigkeit,  ob  derselbe 
der  ofeffen  ihn  auf  Bezahluno;  des  ausstehenden  Actienbetrao;es 
gerichteten  Klao;e  im  Concurse  der  Gesellschaft  seine  Forde- 
rung  an  diese  letztere  compensationsweise  entgegensetzen 
kann.  Es  wurde  dies  durch  das  Hamburg.  Handelsge- 
richt mittelst  eines  unter'm  8.  April  1859  vom  Obergerichte 
bestätio;ten  Erkenntnisses  vom  7.  Februar  d.  J.  aus  dem  Grunde 
verneint,  w^eil  die  Nachschusspflichtigkeit  dem  Actionär  als 
Gesellschafter  obliege,  während  die  geltend  gemachte  Ge- 
genforderung ihm  als  Gläubiger  der  Gesellschaft  zustehe^. 
Allein  es  ist  der  Actionär,  soferne  er  zur  Zahlung  des  aus- 
stehenden Actienbetrages  oder  eines  Theiles  desselben  ver- 
pflichtet, in  der  That  ein  wahrer  Schuldner  der  Gesellschaft, 
und  folgt  das  Gegentheil  nicht,  wie  das  angezogene  Urtheil 
angenommen,  daraus,  dass  die  Mitglieder  eines  Actienvereins 
wiegen  der  von  ihnen  gemachten  Einschüsse  allerdings  nicht 
Gläubisrer  desselben  sind.  Hiernach  muss  denn  der  auf  Zah- 
lung  des  Actienbetrages  belangte  Actionär  mit  der  ihm  gegen 
die  Gesellschaft  zustehenden  Forderung  compensiren  können, 
sobald  sich  beide  Forderungen  vor  Eröffnung  der  Gant  als 
compensable  gegenüberstanden.  Dass  aber  durch  eine  solche 
Compensation  die  Gewährleistung,  welche  das  Actiencapital 
den  Gesellschaftsgläubigern  geben  soll,  illusorisch  werde,  wie 
das  Hamburg.  Gericht  angenommen,  indem  ein  Actionär 
z.  B.  mit  Forderungen,  welche  ihm  gegen  den  Actien verein 
cedirt,  compensiren  könnte,  lässt  sich  in  Wirklichkeit  nicht 
einsehen,  sobald  nur  die  vom  Actionär  geltend  gemachte  Ge- 
genforderung nicht  in  fraudem  der  anderweitigen  Gläubiger 
entstanden.  Der  Actionär,  welcher  Schuldner  und  Gläubiger 
der  Gesellschaft  ist,  ist  eben  in  keiner  anderen  Lage,  wie 
jede  andere  Person,  bei  der  ein  solches  Doppelverhältniss 
Statt  hat. 

Die  Schulden  der  aufgelösten  Gesellschaft  und  die  auf 
deren  Masse  haftenden  Lasten  sind,  wie  wiederholt  bemerkt 
worden,   vor  Allem  zu  bezahlen,  bevor  das  Vermögen  unter 


7)  Schletter,  Jahrb.  der  deutsch.  Rechtswissensch.  und  Gesetzge- 
bung, Bd.  VI.  S.  37  flg. 
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die  Actionäre  vertheilt  wird.  Wie  aber  die  Gläubiger  durch 
die  Liquidation  an  der  sofortigen  Beitreibung  ihrer  fälligen 
Forderungen  nicht  behindert,  so  werden  sie  auch  durch  den 
Eintritt  jener  an  und  für  sich  und  von  dem  Falle  des  Con- 
curses  abgesehen  nicht  verpflichtet,  ihre  Forderungen  sofort 
oder  binnen  bestimmter  Zeit  geltend  zu  machen,  indem  sie 
vielmehr  dafür  die  ganze  Dauer  der  Verjährungszeit  haben. 

Andererseits  ist,  unerachtet  genauer  Buchführung,  keine 
Gewissheit  darüber  vorhanden,  ob  nicht  ausser  den  zum  Vor- 
scheine gekommenen  Forderungen  noch  andere  bestehen,  und 
vermag  eine  solche  Sicherheit  auch  nicht  durch  eine  öffent- 
liche Bekanntmachung  der  Gesellschafts-Auflösung  und  die 
damit  verbundene  Aufforderung  der  Gläubiger  zur  Anmel- 
dung erlangt  zu  werden,  weil  auch  hierdurch  keine  Verpflich- 
tung der  Creditoren  zur  Eingabe  ihrer  Forderungen  bei  Ver- 
meidung des  Verlustes  derselben  oder  der  Präclusion  begründet 
wird,  wo  die  Aufforderung  nicht,  was  nach  gemeinem  Rechte 
nur  im  Concurse  statthaft,  mittelst  Edictalcitation  geschehen^. 

Vielmehr  tritt  eine  völlige  Gewissheit,  dass  keinerlei  For- 
derungen an  die  Gesellschaft  mehr  bestehen,  erst  mit  Ablauf 
der  30jährigen  Verjährungszeit  ein,  welche  von  der  Beendi- 
ffuns:  des  Vereins  an  zu  rechnen,  da  unmittelbar  vor  dieser 
noch  Verbindlichkeiten  eingegangen  worden  sein  können^, 
und  kann  demnach  an  und  für  sich  von  einer  früheren  Ver- 
theilung  des  Vermögens  der  aufgelösten  Verbindung  unter  die 
Actionäre  nicht  die  Rede  sein. 

Allerdings  ist  nun  ein  so  lang-er  Aufschub  im  höchsten 
Grade  misslich,  weil  nicht  allein  die  Verwaltung  der  Masse 
grosse  Kosten  macht,  sondern  dieselbe,  indem  sie  zu  neuen 
Geschäften  nicht  verwendet  werden  kann,  für  die  Commu- 
nions-Interessenten  so  lange  ohne  allen  Nutzen  bleibt  ^^. 

Wohl  mit  Rücksicht  hierauf  hat  man  denn  für  die  Ge- 
sellschafter das  Recht  in  Anspruch  genommen,  nach  öffent- 
licher Aufforderung  der  Gläubiger  zur  Anmeldung  und  erfolgter 
Befriedigung  derjenigen,  welche  sich  gemeldet,  in  der  Art 
sich  definitiv  auseinanderzusetzen,  dass  die  nicht  erschienenen 
Creditoren  sich  an  die  Einzelnen,  welche  übrigens  höchstens 
bis  zum  Belaufe  des  von  ihnen  ursprünglich  versprochenen 


8)  Wetzell,  Syst.  des  Civilprocesses,  S.  756. 

9)  Pohls,  Actiengesellsch.,  S.  288  a.  E.  u.  S.  289. 
10)  Protocolle,  S.  365  a.  E.  u.  S.  366  i.  A.  — 
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Beitrages  hafteten,  nach  Verhältniss  der  Betheiligung  dersel- 
ben beim  Actienunternehmen  halten  müssten  ^^ 

Indessen  entbehrt  diese  Ansicht  für  das  gemeine  Recht 
eines  jeden  Grundes.  Denn  darf  das  Vermögen  der  aufge- 
lösten Actieno-esellschaft  erst  nach  Bezahlung:  aller  ihrer  Schul- 
den  unter  die  Actionäre  vertheilt  werden,  während  ausser  dem 
Concurse  eine  öffentliche  Aufforderung  keine  Verpflichtung 
der  Gläubiger  zur  Anmeldung  zu  begründen  und  keine  Rechts- 
nachtheile  als  Folsje  der  Unterlas s uns;  einer  solchen  nach  sich 
zu  ziehen  vermasf,  so  ist  offenbar  eine  Auseinandersetzuno* 
unter  den  Gesellschaftern  unstatthaft,  welche,  ohne  irgend  eine 
Gewähr  dafür  zu  geben,  dass  alle  Vereinsschulden  getilgt,  die 
Gläubiger,  die  der  öffentlichen  Aufforderung  nicht  nachge- 
kommen, thatsächlich  meistentheils  in  die  Unmöglichkeit  ver- 
setzen wird,  ihre  Forderungen  beizutreiben. 

Nach  gemeinem  Rechte  hat  es  demnach  trotz  der  Un- 
zweckraässigkeit  desselben  bei  dem  Grundsatze  sein  Bewen- 
den, wonach  ausser  dem  Falle  des  Concurses  das  Vermögen 
der  aufgelösten  Actienofesellschaft  erst  nach  Ablauf  von  30 
Jahren  von  der  Auflösung  an  gerechnet  unter  die  Actionäre 
vertheilt  werden  darf.  Doch  kann  eine  frühere  Vertheilung 
durch  die  ausdrückliche  statutenmässi<T;e  Anordnuns;  ermöo;- 
licht  sein,  dass  eine  solche  nach  Ablauf  einer  gegebenen  Frist 
von  der  öffentlichen  Aufforderung  der  Gläubiger  an  gerechnet 
Statt  finden  solP-,  da  diese,  wenn  sie  auf  eine  solche  Grund- 
lage mit  der  Gesellschaft  contrahirt,  sich  jener  Beschränkung 
in  Ansehung  der  Geltendmachung  ihrer  Forderungen  unter- 
worfen haben. 

Was  nun  nach  gemeinem  Rechte  nur  durch  eine  aus- 
drückliche Festsetzung  der  Statuten  ermöglicht  wird,  ist  in 
sehr  zAveckmässio;er  Weise  durch  eine  Reihe  von  Gesetzgre- 
bunten  ziu'  Rechtsregel  erhoben  worden,  indem  dieselben  die 
Vertheilung  des  Vermögens  der  aufgelösten  Gesellschaft  unter 
die  Actionäre  gestatten,  wenn  die  Gläubiger  befriedigt  und 
beziehungsweise  sicher  gestellt  sind,  welche  sich  auf  gehörige 
Aufforderung  hin  binnen  bestimmter  Zeit  gemeldet. 

Indessen  befolojen  die  Landeso;esetze  hier  im  Einzelnen 
verschiedene  Systeme. 

Während  das  englisch eRecht  eine  Privat-  oder  öffent- 


11)  Jolly  in  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.  444. 

12)  Stat.  der  Montania,  §.59. 
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liehe  Aufforderung  der  Gläubiger  gestattet,  welche  bei  einer 
o'erichtlichen  Liquidation  durch  das  Gericht ,  bei  einer  freiwil- 
ligen durch  die  Liquidatoren  unter  Ansetzung  einer  nach  dem 
Ermessen  derjenigen,  welche  die  Aufforderung  ergehen  las- 
sen ,  zu  bestimmenden  Frist  vorzunehmen  ist  ^^,  verlangen 
andere  schlechtweg  eine  gerichtliche  Edictalladung,  »bei  wel- 
cher die  Festsetzung  der  Zeit,  innerhalb  welcher  die  Anmel- 
dungen geschehen  sollen,  dem  Gerichte  überlassen  bleibt  ^^, 
noch  andere  endlich,  abgesehen  von  dem  Falle  eines  Concur- 
ses,  eine  Seitens  des  Vorstandes  des  aufgelösten  Vereins  vor- 
zunehmende öffentliche  Aufforderung,  indem  sie  zugleich  eine 
Frist  bestimmen,  nach  deren  Ablauf  erst  zur  Vertheilung;  der 
Masse  geschritten  werden  darf,  und  überdies  specielle  Erlasse 
an  die  bekannten  Gläubiger  vorschreiben. 

Zu  diesen  letzteren  Gesetzen  gehören  insbesondere  das 
Bernische  vom  J.  1860  Art.  42  u.  43,  so  wie  das  Preussi- 
sche  vom  9.  Nov.  1843,  welches  §.  29  anordnet: 

„ . . .  Die  Vertheilung  des  Gesellschaftsvermögens  darf 
„nicht  eher  vollzogen  werden,  als  nach  6  Monaten  von 
„dem  Tage  an  gerechnet,  wo  die  Bekanntmachung  (näni- 
„lich  der  Auflösung  der  Gesellschaft)  zum  dritten  Male 
„erfolgt  ist.  Durch  diese  Bekanntmachung  müssen  zu- 
„gleich  die  Gläubiger  aufgefordert  werden,  sich  bei  der 
„Gesellschaft  zu  melden.  Die  bekannten  Gläubiger  sind 
„hierzu  durch  besonderen  Erlass  aufzufordern.  Die 
„Gläubiger,  welche  sich  nicht  innerhalb  6  Monaten  mel- 
„den,  gehen  ihrer  Ansprüche  zu  Gunsten  der  Gesellschaft 
„verlustig." 

Der  Entwurf  eines  Handelsgesetzbuches  für  die 
Preuss.  Staaten  schloss  sich  nun  keineswegs  unbedingt  an 
diese  Fassung  an.  Indem  er  nämlich  die  Frist  für  die  An- 
meldung der  Forderungen  von  sechs  Monaten  auf  Ein  Jahr 
erstreckte,  auch  rücksichtlich  des  Beginnes  derselben  zwischen 
den  bekannten  und  den  anderweitigen  Gläubigern  unterschied, 
Hess  er  das  durch  §.  29  des  Preuss.  Gesetzes  vom  9.  Nov. 
1843  auf  die  nicht  rechtzeitige  Anmeldung  gesetzte  Präjudiz 
des  Verlustes  der  Foi'derunor  wesf.  Man  oieno:  hierbei  davon 
aus,  dass  dasselbe  sich  für  den  Fall  als  zu  hart  darstelle,  dass 


13)  Engl.    Actiengesellschafts-Acten    1856,    1857,    Th.  III. 
LXXXIV.  u  CIV.  7.  — 

14)  Zürcher  Gesetzb.  §.  1363. 
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ein  Gläubiger  seinen  Anspruch  zwar  nach  Ablauf  der  gesetz- 
lichen Frist,  allein  noch  vor  der  gänzlichen  Yertheilung  des 
Gesellschaftsvermögens  geltend  mache,  und  dass  daher  eine 
Präclusion  so  lange  unstatthaft  sei,  als  noch  unvertheilte  für 
den  betreffenden  Anspruch  haftende  Vermögensstücke  vor- 
handen seien  ^'\ 

Daher  wurde  denn  der  Preuss.  Entw.  Art.  203  Abs.  2 
u.  3  dahin  gefasst: 

„Die  Vertheilung  darf  nicht  eher  vollzogen  werden,  als 
„nach  Verlauf  eines  Jahres  von  dem  Tage  an  gerechnet, 
„an  welchem  die  öffentliche  Bekanntmachung  zum  dritten 
„Male  erfolgt  ist. 

„Ausser  dieser  Bekanntmachung   sind   die   bekannten 
„Gläubiger  durch  besondere  Erlasse  aufzufordern,    sich 
„zu  melden.     Zu  ihrem  Nachtheile  darf  die  Vertheilung 
„nicht  eher  als  nach  Verlauf  eines  Jahres  seit  dem  Er- 
„lasse  vollzogen  werden." 
Diese  Bestimmungen  blieben  in  der  Nürnberger  Conferenz 
nicht  unbeanstandet,  indem  in  erster  Lesung  von  Einer  Seite 
die  Streichung  des  ganzen  Artikels  beantragt,   von  einer  an- 
deren eine  anderweitige  Fassung  zu  Gunsten  der  bekannten 
Gläubiger  so  wie  der  noch  schwebenden  Forderungen  verlangt 
wurde. 

Für  die  Streichung  des  Artikels  wurde  angeführt,  dass 
kein  Grund  bestehe,  eine  Actiengesellschaft  gegenüber  ihren 
Gläubigern  in  eine  bessere  Lage  als  andere  Gesellschaften 
zu  versetzen.  Wenn  das  Vermögen  ausgetretener  offener 
Gesellschafter  fünf  Jahre  lang  hafte,  so  sei  nicht  abzusehen, 
wesshalb  ein  Actienverein  schon  nach  Einem  Jahre  sein  Ver- 
mögen zu  vertheilen  berechtigt  sein  solle,  obschon  er  wisse, 
dass  er  noch  Gläubiger  habe.  Ja  es  wäre  möglich,  dass  in- 
nerhalb Jahresfrist  nicht  einmal  alle  Gläubiger  bekannt  seien 
und  dass  Manche  noch  gar  nicht  wüssten,  ob  und  welche 
Forderungen  sie  gegen  die  Actiengesellschaft  hätten.  Na- 
mentlich sei  dies  gegenüber  Seeassecuranz-Compagnien  der 
Fall.  Denn  ehe  z.  B.  ein  Schiff  für  verschollen  erklärt  werde, 
ehe  also  Jemand,  der  auf  das  Schiff  oder  auf  die  Ladung 
Versicherung  genommen  habe,  eine  Forderung  gegen  dieAs- 
securanz-Gesellschaft   geltend   machen  könne,   müssten  nach 


15)  Motive  zumPreuBS.  Entw.,  S.  97.  98. 
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manchen    Gesetzgebungen    zwei   Jahre    und    mehr   abgelau- 
fen sein. 

Hiergegen  wurde  nun  eingewendet,  dass  es  in  der  That 
nothwendig  sei,  für  die  Actiengesellschaften  Vorschriften  der 
in  Frage  stehenden  Art  aufzustellen,  wenn  dieActionäre  nicht 
allzusehr  belästigt  werden  sollten.  Wenn  eine  offene  Han- 
delsD-esellschaft  sich  auflöse,  so  könne  nach  formell  vollzoo:e- 
ner  Liquidation  jeder  socius  sein  Geld  entnehmen  und  benutzen, 
wobei  es  genüge,  den  Gläubigern  das  Recht  vorzubehalten, 
jene  wegen  der  Gesellschaftsschulden  in  Anspruch  zu  nehmen. 
Anders  verhalte  es  sich  dagegen  bei  Actienvereinen,  bei  wel- 
chen das  Vermögen  bis  nach  Bezahlung  aller  Schulden  un- 
vertheilt  bleiben  müsse  und,  indem  es  von  den  Betheilifften 
nicht  fruchtbringend  verwendet  werden  könne,  zugleich  Ver- 
waltungskosten verursache,  wesshalb  denn  die  Billigkeit  er- 
fordere, dass  man  solche  Belästigungen  nicht  allzulange  be- 
stehen lasse.  Indem  hierbei  jedoch  anerkannt  wurde,  dass 
die  vorgeschlagenen  Bestimmungen  bezüglich  der  bekannten 
Gläubiger  so  wie  derjenigen  Forderungen,  deren  Bestand  in- 
nerhalb Jahresfrist  sich  nicht  herausstellen  könne,  eine  Aende- 
rung  erforderten,  wurde  der  Antrag  auf  Streichung  zurück- 
gezogen und  einstimmig  der  Redactions-Commission  die 
definitive  Feststellung  des  Artikels  mit  Rücksicht  auf  die  an- 
gedeuteten beiden  Bedenken  und  die  darauf  bezüglichen  Amen- 
dements aufgetragen  ^^. 

In  dieser  Weise  hat  nun  Art.  245  Abs.  2  u.  3  des  Allg. 
deutschen  Handelsgesetzbuches  folgende  Fassung  er- 
halten : 

„Die  Vertheilung  (des  Vermögens  der  aufgelösten  Actien- 
„gesellschaft)  darf  nicht  eher  vollzogen  werden,  als  nach 
„Ablauf  eines  Jahres  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an 
„welchem  die  Bekanntmachung  in  den  hierzu  bestimmten 
„öffentlichen  Blättern  (Art.  243)  zum  dritten  Male  er- 
„ folgt  ist. 

„In  Ansehung  der  aus  den  Handelsbüchern  ersichtlichen 
„oder  in  anderer  Weise  bekannten  Gläubiger  und  inAn- 
„sehung  der  noch  schwebenden  Verbindlichkeiten  und 
„streitigen  Forderungen  kommen  die  bei  der  Commanditge- 
„sellschaft  auf  Actien  gegebenen  Bestimmungen  (Art. 
„202  Abs.  2  u.  3)  zur  Anwendung." 


16)  Protocolle,  S.  365  flg. 
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Während  also,  wie  schon  früher  gezeigt  (s.p.  750),  nach  dem 
deutschen  Handelsgesetzbuche,  abgesehen  von  dem 
Falle  des  Concurses,  die  Gläubiger  der  Gesellschaft  dreimal 
in  den  öffentlichen  Blättern  zugleich  mit  der  Bekanntmachung 
der  Auflösung  zur  Anmeldung  ihrer  Forderungen  aufzufor- 
dern  sind,  sind  ausserdem  die  aus  den  Handelsbüchern  er- 
sichtlichen oder  sonst  bekannten  Creditoren  durch  besondere 
Erlasse  zur  Meldung  zu  veranlassen.  Indessen  schadet  den- 
selben die  Unterlassung  solcher  Erlasse  um  desswillen  nicht, 
weil  die  Vertheilung  des  Gesellschafts  Vermögens  so  lange 
nicht  geschehen  darf,  als  nicht  der  Betrag  der  betreffenden 
Forderungen  gerichtlich  niedergelegt. 

Das  Nämliche  oder  Bestellung  angemessener  Sicherheit 
muss  aber,  worauf  noch  zurückzukommen,  in  Ansehung  der 
noch  schwebenden  Verbindlichkeiten  und  streitigen  Forderun- 
gen Statt  finden,  wogegen  die  angemeldeten  anderweitigen 
Forderungen  zu  bezahlen,  und  erst  nachdem  dies  alles  ge- 
schehen und  Ein  Jahr  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  wel- 
chem die  Bekanntmachung  der  Auflösung  der  Gesellschaft 
und  die  damit  verbundene  Aufforderung  der  Gläubiger  zum 
dritten  Male  erfolgt,  abgelaufen,  die  Vertheilung  des  Vermö- 
gens vollzogen  werden  darf. 

Wenn  den  bekannten,  durch  besondere  Erlasse  aufzu- 
fordernden Creditoren  die  Unterlassung  der  Anmeldung  nicht 
schadet,  so  hat  das  Gesetz  in  Betreff  der  übrigen,  die  der 
öffentlichen  Aufforderung  zur  Anzeige  ihrer  Forderungen 
nicht  nachgekommen,  nichts  anderes  bestimmt,  als  dass  die 
Vertheilung  der  Güter  des  aufgelösten  Vereins  nach  Ablauf 
Eines  Jahres  von  dem  oben  bezeichneten  Zeitpuncte  Statt 
finden  dürfe.  Hiernach  sind  denn  diese  Gläubiger  im  Falle 
späterer  Meldung  offenbar  nicht  berechtigt,  von  den  Liqui- 
datoren die  Erstattung  des  von  ihnen  in  ordnungsmässiger 
Weise  ausgelieferten  Vermögens  zu  fordern,  und  ebensowenig 
die  Actionäre  verhältnissmässig  bis  zu  den  von  denselben  er- 
hobenen Beträgen  zu  belangen.  Indem  aber  das  Präjudiz 
des  Verlustes  der  nicht  angemeldeten  Forderungen  gesetzlich 
nicht  angedroht,  müssen  die  Gläubiger,  welche  nach  Ablauf 
der  Jahresfrist  sich  melden,  wie  dies  schon  im  Sinne  des 
Preuss.  Entwurfes  lag,  ihre  Forderungen  an  den  noch 
unvertheilt  vorhandenen  Vermögensstücken  geltend  machen 
können. 

Wiewohl  die  vorstehenden  Grundsätze  des  Art.  245  Abs.  2 
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und  3  ganz  allgemein  aufgestellt  sind,  so  finden  sie  doch  auf 
den  Fall  des  Concurses  der  Actiengesellschaft  keine  Anwen- 
dung. Dies  ergiebt  sich  nicht  allein  aus  dem  Zusammen- 
hange des  Art.  245  mit  den  beiden  vorhergehenden  Satzungen, 
sondern  insbesondere  auch  daraus,  dass  derselbe  die  Frist  für 
die  Vertheilung  des  Gesellschaftsvermögens  von  einem  Zeit- 
puncte  laufen  lässt,  wie  er  im  Falle  der  Gant  des  Actienver- 
eins  nicht  vorkömmt.  Hieraus  ergiebt  sich  aber,  dass  bei 
eröffnetem  Concurse  die  bekannten  wie  die  unbekannten  Gläu- 
biger ihre  Forderungen  im  Professionstermine  anmelden  müs- 
sen,  dass  ferner  die  einen  wie  die  anderen  bei  versäumter 
Anmeldung  durch  den  Rechtsnachtheil  der  Präclusion  betroffen 
werden,  so  wie  dass  endlich,  wenn  nach  Bezahlung  sämmt- 
licher  rechtzeitig  angemeldeten  oder  auf  dem  Wege  einer  Re- 
stitution zugelassenen  Forderungen  ein  Ueberschuss  sich  er- 
zeigen sollte,  für  dessen  Vertheilung  unter  die  Actionäre  die 
Frist  des  Art.  245  nicht  massgebend  ist. 

Das  Vermögen  der  aufgelösten  Actiengesellschaft,  sahen 
wir,  darf,  abgesehen  von  einem  Concurse  nach  dem  deutsch. 
Handelsgesetzbuche  nicht  eher  vertheilt  werden,  bis  Ein 
Jahr  von  der  dritten  öffentlichen  Aufforderung  der  Gläubiger 
zur  Anmeldung  an  gerechnet  abgelaufen  und  die  Creditoren, 
die  sich  innerhalb  dieser  Frist  gemeldet,  bezahlt,  so  Avie  der 
Betrag  der  Forderungen  der  übrigen  bekannten  Gläubiger 
gerichtlich  niedergelegt  ist.  Der  Ort  der  Deposition,  welche 
den  Lauf  sowohl  der  Vertrags-  wie  der  Verzugszinsen  hemmt^^, 
bestimmt  sich  nach  allgemeinen  Grundsätzen,  während  eine 
Vorladung  der  Gläubiger  ad  videndum  deponi  nicht  erfordert, 
eine  solche  vielmehr  durch'  den  Nachweis  der  an  dieselben 
gerichteten  besonderen  Erlasse  ersetzt  wird,  und  die  Zeit 
endlich  für  jene  Hinterlegung  keine  andere  ist,  als  dass  sie 
vor  der  Vermögensvertheilung  zu  geschehen  hat  ^^. 

Einer  besonderen  Hervorhebung  bedarf  aber  der  Fall, 
dass  eine  Actienbank  bei  ihrer  Auflösung  Banknoten  im  Um- 
laufe hat.  Kann  es  nämlich  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass 
der  Betrag  derselben  zu  den  bekannten  Schulden  der  Gesell- 
schaft gehört,  so  sind  andererseits  die  Inhaber  dieser  Papiere 
unbekannt,  und  ist  es  demnach  nicht  allein  nicht  möglich,  sie 
durch  besondere  Erlasse  zur  Meldung  aufzufordern,   sondern 


17)  const.  9  und  const.  19  C.  de  usiu-is  (-i.  32). 

18)  V.  Kr äw eil,  das  Allg.  deutsche  Handelsges.  zu  Art.  202  Anm.  3. 
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scheint  auch  die  Bestimmung  des  Gesetzes,  wonach  der  Be- 
trag der  Forderungen  bekannter  Gläubiger  gerichthch  nieder- 
zulegen, hier  keine  Anwendung  zu  finden.  Demzufolge 
müssten  denn  die  Inhaber  von  Banknoten  binnen  Jahresfrist 
von  der  dritten  öffentlichen  Bekanntmachung  der  Gesellschafts- 
Auflösung  ihre  Forderung  anmelden  und  im  Falle  späterer 
Anmeldung  lediglich  an  das  etwa  noch  unvertheilte  Vermögen 
sich  halten  können,  wo  nicht  die  Statuten  die  Hinterlegung 
des  haaren  Betrages  aller  bei  Beendigung  der  Bank  noch  im 
Umlaufe  befindlichen  Noten  derselben  angeordnet  ^''.  Indessen 
wäre  eine  solche  Entscheidung  in  der  That  der  Natur  der 
Sache  nicht  entsprechend.  Denn  kann  man  wohl  denjenigen, 
welche  Forderungen  aus  Geschäften  haben,  die  sie  selbst,  ihre 
Erblasser,  Cedenten  u.  s.  w.  mit  der  Gesellschaft  abgeschlos- 
sen, zumuthen,  dass  sie  sich  um  die  Auflösung  dieser  letzte- 
ren und  die  darauf  erfolgten  öftentlichen  Bekanntmachungen 
kümmern,  so  verhält  es  sich  ganz  anders  rücksichtlich  der 
Inhaber  der  in  ähnlicher  Weise  wie  Papiergeld  zur  Circulation 
bestimmten  Banknoten,  Papiere,  die  nicht  allein  in  der  hun- 
dertsten Hand  sich  befinden,  sondern  auch  über  die  verschie- 
densten Länder  verbreitet  sein  können.  Andererseits  ist  der 
Betrag  der  bei  Auflösung  des  Actienvereins  noch  circulirenden 
Banknoten  ein  bekannter,  wenn  auch  die  Personen  der  Gläu- 
biger unbekannt  sind,  und  liegt  es  demnach  entschieden  im 
Sinne  des  deutschen  Handelsgesetzbuches,  dass  die 
Actionäre,  welche  wissen,  dass  auf  dem  Gesellschaftsvermö- 
gen noch  eine  Schuld  von  so  und  so  viel  haftet,  ungeachtet 
die  Namen  der  Gläubiger  unbekannt  und  diese  also  zur  An- 
meldung nicht  durch  besondere  Erlasse  aufo;efordert  werden 
können,  so  lange  jede  Verthcilung  unterlassen,  bis  der  be- 
treffende Betrag  gerichtlich  nicdero-elegt  ist. 

Die  der  Vertheilung  des  Gesellschaftsvermögens  vorgän- 
gige gerichtliche  Deposition,  welche  sowohl  hinsichtlich  des 
Betrages  der  Forderungen  bekannter  Gläubiger,  die  sich  nicht 
binnen  Jahresfrist  gemeldet,  wie  anderweitiger  bekannter 
Schuldbeträge  zu  geschehen,  veranlasst  aber  die  Frage,  Avie 
es  mit  diesen  Summen  sich  verhält,  wenn  sie  von  den  dazu 
legitirairten  Personen  nicht  erhoben  werden.  Manche  Statuten 


19)  Stat.  der  Frankf.  Bank,  Art.  73;  der  Darmstädt.  Bank 
für  Süddeutschland,  §.49;  der  Leipz.  Bank,  §.115;  der  Geraer 
Bank,  §.  77, 
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haben  ein  solches  Verhältniss  naraentHch  in  Ansehuno;  der 
Banknoten  mittelst  der  Anordnung  vorgesehen,  wonach  nach 
Hinterlegung  des  Betrages  derselben  die  Inhaber  durch  Edic- 
talladung  zu  dessen  Erhebung  bei  Verlust  ihrer  Ansprüche 
aufzufordern,  während  nach  Ablauf  der  Edictalfrist  die  nicht 
erhobenen  Gelder  zur  Liquidations -Masse  gezogen  werden 
sollen  ^*^.  AVo  es  dagegen  an  derartigen  Bestimmungen,  deren 
Eechtsgültigkeit  nicht  zu  bezweifeln,  fehlt,  können  die  hinter- 
legten Summen  erst  mit  Ablauf  der  Verjährungszeit  zu  dem 
zu  vertheilenden  Vermögen  geschlagen  M^erden.  Denn  in  der 
That  ist  die  hier  in  Frage  stehende  Deposition  eigenthüm- 
licher  Art.  Indem  dieselbe  nämlich  nicht  ein  Recht,  sondern 
eine  Verpflichtung  des  Schuldners,  beziehungsweise  der  die 
Eechtsgemeinschaft  der  Actionäre  vertretenden  Liquidatoren 
für  den  Fall,  dass  das  Vermöo-en  des  aufo-elösteu  Vereins 
vertheilt  werden  soll,  ist,  erscheint  sie  als  ein  Mittel,  die  Ge- 
sellschaftsgläubiger, die  sich  nicht  zur  Zahlung  gemeldet, 
gegenüber  jener  Vertheilung  sicher  zu  stellen,  und  kann  dem- 
nach eine  Zurücknahme  der  hinterlegten  und  von  den  Cre- 
ditoren  nicht  in  Empfang  genommenen  Summen  so  lange 
nicht  Statt  finden,  als  nicht  mit  dem  Erlöschen  der  Forde- 
rung der  Grund  und  Zweck  der  Sicherheitsbestellung  weg- 
gefallen. 

Wenn  nach  den  bisherio;en  Ausführunsren  die  Verthei- 
lung  des  Vermögens  der  aufgelösten  Actiengesellschaft  nicht 
eher  vollzogen  werden  darf,  bis  die  Gläubiger,  welche  sich 
binnen  Jahresfrist  von  der  dritten  öffentlichen  Aufforderung 
an  gerechnet  gemeldet,  befriedigt,  und  die  anderweitigen  be- 
kannten Schuldbeträge  gerichtlich  hinterlegt,  so  kommen  im 
Weiteren  hier  die  bei  Beendioruno-  der  Actienverbinduno;  noch 
schwebenden  oder  streitigen  Verbindlichkeiten  derselben  in 
Betracht.  Namentlich  werden  schwebende  Rechtsverhältnisse 
oft  für  bedeutende  Summen  bei  der  Auflösung  von  Versiche- 
rungs-Gesellschaften sich  vorfinden,  wobei  es  sich  von  selbst 
versteht,  dass  das  Gesellschaftsvermögen  für  die  betreffenden 
Schulden  auf  den  Fall,  dass  sie  zu  rechtlichem  Bestände  ge- 
langen, einstehen  muss,  und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  ob 
die  Statuten  die  ganz  überflüssige  Erklärung  enthalten  oder 
nicht  enthalten,   es  hafte  die  Compagnie  im  Falle  der  Auflö- 


20)  Stat.  derFrankf.  Bank,  Art.  73;  der  Leipz.  Bank,  §.  115; 
der  Geraer  Bank,  §.  77.— 
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sung  für  alle  abgeschlossenen  Versicherungen  oder  für  alle 
noch  laufenden  Risico's  bis  zu  deren  Ablaufe  -^ 

Sieht  man  nun  von  dem  Falle  eines  Concurses  der  Ac- 
tiengesellschaft  ab,  in  welchem  schwebende  und  bestrittene 
Verbindlichkeiten  wie  bei  sonstigen  Ganten  zu  behandeln,  so 
ist  es  klar,  dass  eine  Veranlassung  zu  besonderen  Massregeln 
in  Ansehung  derartiger  Verhältnisse  so  lange  nicht  gegeben, 
als  das  Vermögen  des  aufgelösten  Vereins  ungetheilt  bleibt. 
Wohl  aber  entsteht  die  Frage,  ob  diese  Vertheilung,  wie  aller- 
dings einzelne  Statuten  bestimmen  ^^,  so  lange  unterlassen 
werden  muss,  bis  jene  Verhältnisse  erledigt  oder  ob  und  in- 
wieferne  nicht  vielmehr  eine  frühere  Vertheilung^  gestattet. 

Eine  rechtliche  Nothwendigkeit  nun,  diese  Vertheilung  so 
lange  aufzuschieben,  bis  die  schwebenden  und  streitigen  Ver- 
hältnisse der  aufgelösten  Gesellschaft  erledigt  sind,  ist,  von 
anderweitigen  Anordnungen  der  Statuten  abgesehen,  um  so 
weniger  anzunehmen,  als  hierdurch  nicht  allein  eine  vielfach 
lange  andauernde  und  kostspielige  Venvaltung  jener  Güter, 
die  zugleich  während  eben  dieser  Zeit  ohne  fruchtbringende 
Verwendung  blieben,  verursacht  würde,  sondern  ein  solcher 
Aufschub  durch  das  Interesse  der  Gläubiger  nicht  erfordert, 
Avenn  nur  deren  eventuelle  Ansprüche  in  gehöriger  Weise 
sichergestellt  werden.  Hiernach  muss  es  denn  den  Actionä- 
ren  freistehen,  entweder  die  Vertheilung  des  Vermögens  der 
aufgelösten  Gesellschaft  so  lange  aufzuschieben,  bis  alle  schwe- 
benden und  streitigen  Rechtsverhältnisse  abgewickelt,  oder 
jene  gegen  angemessene  Sicherheitsbestellung  früher  vorzu- 
nehmen. 

In  diesem  Sinne  hat  denn  auch  das  AI  lg.  deutsche 
Handelsgesetzbuch  Art.  245  Abs.  3  angeordnet,  es  müsse 
die  in  Betreff  der  bekannten  Gläubiger  vorg-eschriebene  ffc- 

Do  O 

richtliche  Niederlegung  auch  in  Ansehung  der  noch  schwe- 
benden Verbindlichkeiten  und  streitigen  Forderungen  gesche- 
hen, soferne  nicht  die  Vertheilung  des  Gesellschaftsvermögcns 
bis  zu  deren  Erledigung  ausgesetzt  bleibe,  oder  den  Gläubi- 
gern eine  (anderweitige)  angemessene  Sicherheit  bestellt  werde. 
Ist  demnach  die  Verpflichtung  in  Ansehung  der  schwebenden 
und  streitigen  Verbindlichkeiten  Sicherheit  durch  Deposition 


21)  Stat.  derFrankf.  Ilückversich.-G.,  Art.  40;  des  deutsch. 
Phönix,  §.52;    der  Providentia,  §.57. 

22)  Stat.  der  deutsch.  Versich. -G.  in  Dresden,  §.  Gl. 
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der  betreffenden  Beträge  oder  in  anderer  angemessener  Welse 
zu  bestellen,  insoferne  eine  nur  hypothetische,  als  sie  allein 
für  den  Fall  besteht,  dass  das  Gesellschaftsvermögen  vor  der 
Erledigung  jener  Verhältnisse  vertheilt  werden  soll,  und  liegt 
es  folo:eweise  nach  Ablauf  der  Jahresfrist  von  der  dritten 
öffentlichen  Bekanntmachung  der  Auflösung  des  Vereins  an 
gerechnet  und  Befriedigung  der  in  dieser  Zeit  angemeldeten 
unbestrittenen  Forderungen  in  der  Willkühr  der  Actionäre, 
die  Vermögens vertheilung  gegen  jene  Sicherheitsbestellung 
vorzunehmen  oder  dieselbe  noch  auszusetzen,  so  wird  letzte- 
res namentlich  bei  Versicherungs-Gesellschaften  öfter  als 
räthlich  erscheinen,  weil  der  Betrag  der  aus  den  geschlosse- 
neu Assecuranzen  schwebenden  Verbindlichkeiten  vielfach 
grosse  Summen  ausmachen  wird,  wogegen  seiner  Zeit  viel- 
leicht nur  geringe  Beträge  auszuzahlen  sein  werden,  und  da- 
her ein  Umgehen  der  Sicherheitsbestellung  durch  Unterlas- 
sung der  Vermögens-Theilung  so  lange  angezeigt  sein  dürfte, 
bis  es  sich  nur  um  die  Deposition  nicht  allzu  grosser  Summen 
handelt  ^•'^.  Indem  aber  die  unter  den  Mitgliedern  des  aufge- 
lösten Actienvereins  bestehende  Rechtsgemeinschaft  ihre  noth- 
wendige  Vertretung  in  den  Liquidatoren  hat,  wird  der  Regel 
nach  deren  Ermessen  hier  zu  entscheiden  haben,  wo  nicht  ein 
einstimmiger  oder  auch,  je  nach  Massgabe  der  Statuten,  ein 
IMehrheitsbeschluss  der  Actionäre  eine  dessfallsige  Anordnung 
getroffen  haben  wird. 

Die  Sicherheitsbestellung,  welche  in  Ansehung  der  schwe- 
benden Verbindlichkeiten  und  streitigen  Forderungen  der  Ver- 
theilung des  Gesellschaftsvermögens  vorauszugehen,  hat  der 
Regel  nach  mittelst  gerichtlicher  Niederlegung  des  Betrags 
der  betreffenden  Forderungen  zu  geschehen,  indem  bei  unge- 
wissen Beträgen  die  Höhe  der  zu  deponirenden  Summen 
durch  das  richterliche  Ermessen,  nach  Anhörung  der  betref- 
fenden Gläubiger,  zu  bestimmen  sein  wird.  An  die  Stelle 
gerichtlicher  Hinterlegung  kann  aber  nach  dem  Gesetze  (AUg. 
deutsch.  Handelsges.  Art.  245  Abs.  3)  eine  anderweitige 
angemessene  Sicherheit  treten,  und  zwar  nicht  allein  mit  Zu- 
stimmung des  betreffenden  Creditors,  sondern  auch  ohne  diese 
auf  Grund  richterlicher  Verfügung,  wie  schon  desshalb  anzu- 
nehmen, Aveil  das  Gesetz  von  geiüchtlicher  Niederlegung  des 
Betrages  der  Forderuno^en  oder  Bestelluno;  ang-emessener  (an- 


23)  Protocolle,  S.  366. 
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derweitiger)  Sicherheit  spricht,  während  es  sich  von  selbst 
versteht,  dass  mit  Einwilligung  des  Gläubigers  jedwelche  Cau- 
tionsstellung  zulässig. 

Selbstverständlich  muss  übrigens  die  bestellte  Sicherheit 
zurückgegeben  werden,  wenn  die  gegen  die  Gesellschaft  gel- 
tend gemachte  streitige  Forderung  gerichtlich  abgesprochen 
oder  die  schwebenden  Verbindlichkeiten  dahinfallen,  so  wie 
auch  eine  theilweise  Rückerstattung  der  niedergelegten  Sum- 
men dann  Statt  finden  muss,  wenn  sich  dieselben  als  zu  hoch 
gegriffen  erzeigen. 

§.87. 

Die  Rechte  der  Actionäre  bei  der  Liquidation,  —  die  Verth ei- 
lung des  Gesellschafts-Vermögens. 

Das  Yermösen  des  aufgelösten  Actienvereins  wird  nach 
Tilo'uno;  der  rechtzeitig;  anoemeldeten  Schulden  der  Gesell- 
Schaft  so  wie  gerichtlicher  Niederlegung  des  Betrages  der  For- 
derungen anderweitiger  bekannter  Gläubiger  und  Bestellung 
angemessener  Sicherheit  für  die  schwebenden  und  streitigen 
Verbindlichkeiten  unter  die  Actionäre  vertheilt,  die  es  noch 
zur  Zeit  der  Auflösung  des  Vereins  waren,  oder  statt  dieser 
unter  deren  Erben  und  sonstige  Eechtsnachfolger.  Denn 
kann  nach  Beendigung  der  Gesellschaft  allerdings  von  einer 
Veräusserung  der  Actien  im  Sinne  von  Mitgliedschaftsrechten 
nicht  mehr  die  Rede  sein,  so  ist  dagegen  die  Uebertragung 
der  Antheilrechte  an  der  nunmehr  vorhandenen  Rechtsgemein- 
schaft möglich  ^  Ja  es  kommen  hier,  indem  es  sich  lediglich 
um  die  Veräusserung  von  Theilrechten  an  einer  gemeinschaft- 
lichen Vermögens -Masse  handelt,  die  statutenmässig  dem 
Uebertrage  der  Actienrechte  gesetzten  Beschränkungen  nicht 
zur  Anwendung,  so  wie  es  sich  von  selbst  versteht,  dass 
solche  Veräusserungen  in  das  mit  der  Gesellschafts-Auflösung 
abgeschlossene  Actienbuch  nicht  eingetragen  werden. 

Die  Legitimation  zur  Theilnahme  an  der  Vertheilung 
der  übrigbleibenden  Masse  geschieht  durch  Nachweisung  der 
Identität  mit  dem  zur  Zeit  der  Auflösung  des  Vereins  im  Ac- 
tienbuche  als  Actionär  Eingetragenen  oder  durch  den  Beweis, 
dass  man  dessen  Recht  unmittelbar  oder  mittelbar  erworben. 
In  Ansehung  dieses  Beweises  kommen  jedoch  nicht  die  Grund- 
sätze in  Anwendung,  welche  von  der  Legitimation  desjenigen 


1)  Bravard,  societ.  commerc,  p.  331. 
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gelten,  der  während  der  Dauer  der  Actiengesellschaft  die  An- 
erkennung als  Actionär  verlangt.  Wie  demnach  hierzu  die 
Vorlegung  des  Actienbriefs  nicht  nöthig,  so  sind  andererseits 
die  Liquidatoren  nicht  allein  berechtigt,  sondern  auch  ver- 
pflichtet, vom  angeblichen  Rechtsnachfolger  des  im  Actien- 
iDUche  Eingetragenen  einen  vollen  Beweis  des  behaupteten 
Rechtserwerbs  zu  fordern.  Anders  verhält  es  sich  jedoch  bei 
indossirten  so  wie  auf  den  Inhaber  lautenden  Actienbriefen. 
Der  Inhaber  der  indossirten  Namen- Actie  ist,  falls  die  Reihe 
der  Indossamente  eine  ununterbrochene  und  diese  keine  äusser- 
lich  ersichtlichen  Spuren  der  Fälschung  an  sich  tragen,  zur 
Empfangnahme  eines  verhältnissmässigen  Theils  der  Gemein- 
schafts-Masse durch  den  blossen  Nachweis  seiner  Identität 
mit  dem  letzten  Indossatar,  ja,  falls  das  letzte  Giro  ein  un- 
ausgefülltes,  durch  die  blosse  Innehabung  des  Papiers  legiti- 
mirt,  ohne  dass  die  Liquidatoren  den  Beweis  der  Aechtheit 
der  Indossamente  von  ihm  fordern  könnten,  weil  der  begeb- 
bare Actienbrief  ungeachtet  der  Auflösung  des  Vereins  um 
so  mehr  Ordrepapier  bleibt,  als  diese  daraus  nicht  ersichtlich. 
Aus  ähnlichen  Gründen  legitimirt  aber  auch  hier  der  au  por- 
teur  gefasste  Actienschein  ohne  weiteres  den  Präsentanten, 
während  bei  abhanden  gekommenen  nicht  mortificirten  Inha- 
berpapieren die  Liquidatoren  für  befugt  erachtet  werden  müssen, 
denjenigen,  der  sich  als  Verlierer  legitimirt,  nur  gegen  ange- 
messene Sicherheitsbestellung  zur  Theilnahme  an  derVermö- 
gensvertheilung  zuzulassen. 

Fragt  man  nun  nach  der  Art  und  "Weise,  wie  das  Ver- 
mögen der  aufgelösten  Actieno-esellschaft  unter  die  Actionäre 

DO  O 

und  beziehungsweise  deren  Rechtsnachfolger  zu  vertheilen, 
so  wird  von  einigen  Schriftstellern  behauptet,  es  seien  vor 
allem  nach  den  Grundsätzen  über  die  Tlieilung  eines  Socie- 
tätsvermögens  die  eingeschossenen  Capitalien  zurückzugeben, 
worauf  dasjenige,  was  nach  dieser  Auszahlung  übrig  bleibe, 
als  Gewinn  unter  die  sämmtlichen  Actionäre  nach  Verhält- 
niss  der  Grösse  der  von  ihnen  geleisteten  Beiträge,  oder,  wie 
Andere  sagen,  nach  Verhältniss  der  Actien  zu  vertheilen  sei. 
Man  folgert  hieraus,  dass  dem  blossen  industriellen  Theilneh- 
mer  eine  Einlage  nicht  zu  restituiren,  und  dass  demjenigen, 
welcher  sich  durch  Ueberlassuno;  des  Gebrauchs  einer  Sache  bei 
der  Gesellschaft  betheiligt,  diese  Sache  zurückzuerstatten  sei-, 

2)  Pohls,  Actiengesellsch.,  S.   292;    Jolly  in  der  Zeitschr.  für 
deutsch.  Recht,  Bd.  XI.  S.  445. 
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Und  in  der  That  hat  denn  auch  jene  Ansicht  eine  Sanc- 
tion  durch  das  Bernische  Gesetz  v.  1860  Art.  45  erhalten, 
indem  dasselbe  bestimmt: 

„In  dem  nach  geschehener  Auflösung  einer  Actienge- 
„sellschaft  eintretenden  Liquidations-  oder  Geldstagsver- 
„fahren   werden   vorerst   die  Gläubiger  der  Gesellschaft 
„befriedigt  und  hierauf,   so   weit  möglich,   die   auf 
„die  Actien    oder  Interimsscheine  begründeten 
„Forderungen  der  Actionäre,   ohne  Rücksicht  auf 
„deren  Datum,   nach  Verhältniss  der  Grösse  ihrer 
„Forderungen  .  .  .      Ein   allfälliger   Ueberschuss    am 
„Vermögen  Avird  gleichmässig  unter  die  Actionäre  ver- 
„theih.'- 
Allein  an  und  für  sich  ist  jene  Auffassung  eine  durchaus 
unrichtige.     Denn   wie   sie  nicht  mittelst  Berufung   auf  die 
Grundsätze,   welche  von  der  Theilung  des  Vermögens  einer 
civilrechtlichen  Societät  gelten,   gestützt  werden  kann,   weil 
die  Actienverbindung;  eben  keine  Gesellschaft  im  Sinne  des 
allgemeinen  Civilrechts  ist,  so  ist  sie  um  desswillen  grundlos, 
weil  einerseits  die  Actionäre  wegen  der  einbezahlten  Actien- 
beträo^e    keinerlei  Forderung    an    den  Actienverein    und  be- 
ziehungsweise  dessen  Vermögen  haben,  und  andererseits  die- 
selben sämmtlich  mit  bestimmten  Geldbeträgen  beim  Actien- 
unternehmen  betheiligt,  während  die  anderweitigen  Leistungen, 
wie  die  Prästation  von  Diensten  oder  Gebrauchsüberlassung 
von  Sachen,   an   Zahlungs-Statt  für  jene  Summen  getreten. 
Wie  demnach  die  s.  g.  industriellen  Theilnehmer  als   solche 
in  keiner  Weise  gegenüber  den  übrigen  Actionären  zurück- 
stehen,   so    ist    es   nicht  weniger    unrichtig,    wenn   man   ein 
Vereinsmitglied,  welches  seinen  Actienbetrag  mittelst  Ueber- 
lassung     des     Gebrauchs     einer     Sache     berichtigt,     durch 
Rückgabe    dieser    letzteren   abfinden  will,    wogegen  die   an- 
deren   die   Geldbeträge    ihrer   Actien    zurückerhalten    sollen. 
Allerdings   hat   zwar   ein  Actionär,   welcher  eine  Sache   der 
Gesellschaft   zum   blossen   Gebrauche   überlassen,   Anspruch 
auf  deren  Restitution,   w^eil   sie  eben  in  seinem  Eigenthume 
verblieben,   obwohl  er,   wenn  die  Gebrauchsüberlassung  für 
eine  bestimmte  Zeit  geschehen,   die  Rückerstattung  nicht  so- 
gleich bei  der  vorher  eingetretenen  Auflösung  der  Gesellschaft 
verlangen  kann,   da  das  Recht  auf  jenen  Gebrauch   zu  den 
zu  verwerthenden  Vermögensi*echten  des  aufgelösten  Vereins 
gehört;  allein  er  hat  ausser  dem  Ansprüche  auf  Rückgabe  des 

Renaud,  Acliennesclhch.  F^J^ 
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ihm  eigenthünilich  Angehörigen  das  nämUche  Recht  wie  die 
übrigen  Actionäre  bei  Vertheilung  des  Gesellschaftsvermö- 
gens. Denn  es  bildet  dieses  Vermögen  Eine  Masse,  welche, 
wie  früher  gezeigt,  den  Mitgliedern  des  aufgelösten  Vereins 
gemeinschaftlich  und  die,  nach  Tilgung  der  darauf  haftenden 
Schulden  und  Lasten,  unter  dieselben  und  beziehungsweise 
deren  Rechtsnachfolger  ohne  Rücksicht  darauf  zu  vertheilen 
ist,  wie  die  Actienbeträge,  mittelst  welcher  die  Theilhaber- 
schaft  am  Actienunternehmen  erworben,  berichtigt  worden 
sind,  wogegen  es  sich  von  selbst  A'crsteht,  dass,  wenn  die  auf 
einzelne  Actien  geschuldeten  Beträge  unbezahlt  geblieben, 
diese  jedenfalls  bei  der  auf  den  einzelnen  Actionär  fallenden 
Vermögensquote  in  Abzug  kommen. 

Indem  aber  das  Vermögen  des  aufgelösten  Vereins  den 
Actionären  nach  Verhältniss  ihrer  Actien  angehört,  ist  es  in 
eben  diesem  Verhältnisse  unter  dieselben  zu  vertheilen.  Dies 
liegt  nicht  allein  im  Sinne  der  statutenmässigen  Erklärungen, 
es  sei  der  Actionär  nach  Massgabe  seines  Actienbesitzes  Mit- 
eigenthümer  des  Gesellschaftsvermögens,  oder  es  gebühre 
ihm  für  jede  Actie  ein  gleicher  Antheil  an  dem  Fonds  des 
Vereins  u.  s.  w.  (p.  127  flg.),  sondern  ist  ausdrücklich  durch 
eine  Reihe  von  Statuten^  und  Gesetzen*  ausgesprochen,  so 
wie  es  auch  abgesehen  hiervon,  weil  in  der  Natur  der  Actien- 
gesellschaft  begründet,  im  Zweifel  anzunehmen  ist. 

Massgebend  ist  hiernach  für  die  Bestimmung  der  Gi'össe 
der  auf  die  Einzelnen  fallenden  Antheile  des  Gesellschafts- 
vermögens nicht  allein  die  Zahl  der  in  Einer  Hand  vereinig- 
ten Actien,  sondern  auch  die  verschiedene  Grösse  derselben, 
sei  es,  dass  diese  in  Actienantheile  zerlegt  oder  dass  die 
vollen  Actien  von  ungleichem  Betrage  sind.  Dagegen  ge- 
messen die  Prioritäts-Actien  hier  an  und  für  sich  keinerlei 
Bevorzuo;un<T  wenn  ihnen  nicht  eine  solche  ausdrücklich  ein- 
geräumt,  ein  Verhältniss,  auf  welches  namentlich  das  Ber- 
nische Gesetz  von  1860  Art.  45  Bezug  nimmt,  indem   es 


3)  Stat.  der  Oesterreich.  Creditanstalt,  §.  72;  der  Leipzig- 
Dresdener  Eisenbahn- Comp.,  §.  70;  der  Wollengarn-Spinnerei 
Worms  am  Rhein,  Art.  62;  der  Spinnerei  u.  Weberei  Offenburg, 
§.  51. 

4)  Allg.  deutsch.  Handelsg.,  Art.  245  Abs.  1  verb.  mit  Art.  216 
Abs.  1.  —  Zürcher  Civilgesetzb.,  §.  1364.  —  S.  ferner  den  Würtem- 
bergisch.  Entw.,  Art.  273;  den  Entw.  eines  bürgert.  Gesetzb.  f. 
d.  K.  Sachsen  (1852)  §.  1368. 
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die  Berücksichtigung  „ailfälliger  ausdrücklich  stipulirter  Vor- 
gano^srechte  der  Actionäre  unter  sich"  anordnet.  Indessen 
kann  umgekehrt  den  Actien  der  ersten  Emission  (A  Actien) 
ein  Vorzugsrecht  vor  denen  der  zweiten  (B  Actien)  in  der 
Art  eingeräumt  sein,  dass  die  Inhaber  der  letzteren  bei  einer 
Liquidation  erst  dann  eintreten,  wenn  den  A  Actionären  der 
Nominalbetrag  ihrer  Actien  vollständig  ausbezahlt''. 

Der  Zeitpunct  der  Vertheilung  der  Masse  unter  die  Ac- 
tionäre tritt  aber,  vom  Concurse  der  Gesellschaft  abgesehen, 
nach  Massgabe  des  deutschen  Handelsgesetzbuchs  un- 
seren früheren  Ausführungen  zufolge  jedenfalls  erst  mit  Ab- 
lauf Eines  Jahres  ein,  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem 
die  Bekanntmachung  der  Vereinsauflösung  nebst  Aufforderung 
der  Gläubiger  zur  Anmeldung  in  den  dazu  bestimmten  öffent- 
lichen Blättern  zum  dritten  Male  erfolgt  ist,  wenn  die  Credi- 
toren,  die  sich  innerhalb  dieser  Frist  gemeldet,  befriedigt  und 
die  Beträo;e  der  anderweitigen  bekannten  Gläubiger  der  Ge- 
Seilschaft  so  wie  diejenigen  der  schwebenden  und  streitigen 
Verbindlichkeiten  gerichtlich  niedergelegt  oder  statt  dessen 
für  die  unbestimmten  Forderungen  angemessene  Sicherheit 
geleistet.  Ist  demnach  der  durch  Art.  141  des  Allg.  deutsch. 
Handels g.  in  Ansehung  der  offenen  Handelsgesellschaften 
aufgestellte  Grundsatz,  wonach  die  während  der  Liquidation 
entbehrlichen  Gelder  vorläufig  auf  die  Gesellschafter  zu  ver- 
theilen,  auf  die  Actienvereine  so  lange  nicht  anwendbar,  als 
nicht  jene  Voraussetzungen  gegeben,  so  ist  doch  eine  Ver- 
theilung der  vorhandenen  Baar-Summen  vor  Ablauf  der  oben 
bezeichneten  Jahresfrist  oder  vor  Befriedigung  der  vorhande- 
nen Gläubiger  und  beziehungsweise  Stellung  der  betreffenden 
Sicherheiten  dann  unbedenklich,  wenn  ausser  demjenigen, 
was  vorläufig  unter  die  Actionäre  vertheilt  werden  soll,  so 
viel  in  der  Masse  vorhanden,  dass  es  zweifellos  zur  Deckung 
sämmtlicher  Schulden,  einschliesslich  der  schwebenden  und 
streitigen  Verbindlichkeiten,  ausreicht.  Da  jedoch  eine  solche 
vorläufige  Vertheilung  jedenfalls  nur  unter  der  persönlichen 
und  solidarischen  Verantwortlichkeit  der  Liquidatoren  mög- 
lich (Allg.  deutsch.  Ilandclsg.  Art,  245  Abs.  4),  so  kann 
von  einer  Verpflichtung  derselben  hierzu  nimmermehr  die 
Kede  sein. 


5)  So  bei  der  Tlumaczer  Actien-Zucker-Fabrik  (Actionär, 
Jahrg.  1854  no.  50). 

5r- 
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Andererseits  kann  die  Vertheilung  des  Vermögens  der 
aufo-elösten  Gesellschaft  auch  nach  Ablauf  der  Jahresfrist 
dadurch  aufgeschoben  werden,  dass  es  nicht  räthlich  erscheint, 
dermalen  schon  die  Beträge  sämmtlicher  schwebenden  und 
streitigen  Verbindlichkeiten  gerichtlich  niederzulegen,  ein 
Punct,  dessen  Entscheidung,  wie  schon  früher  ausgeführt  (s. 
p.  798),  regelmässig  dem  Ermessen  der  Liquidatoren  anheim- 
ofestellt  sein  wird. 

Sind  aber  die  sämmtlichen  Voraussetzungen  gegeben, 
unter  denen  die  Vertheilung  des  Gesellschaftsvermögens  voll- 
zogen werden  darf,  so  ist  auch  diese  Vertheilung  je  nach  dem 
Eingange  der  Activa  des  aufgelösten  Vereins,  wie  z.  B.  der 
Forderungen  desselben,  und  beziehungsweise  deren  Verwand- 
lung in  Geld,  sofort  vorzunehmen,  wie  zur  Repartition  auf 
die  verschiedenen  Actien  angemessene  Beträge  vorhanden^. 
Hiernach  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  die  Vermögensver- 
theilung  unter  die  Actionäre  in  verschiedenen  Raten  vor  sich 
gehen  kann,  deren  Auszahlung  nach  einzelnen  Statuten  auf 
die  Actienscheine  abzuschreiben  ^,  und  dass  jene  auch  succes- 
siv  vor  sich  gehen  muss,  sobald  die  Ausstände  des  aufgelö- 
sten Vereins  nicht  gleichzeitig  eingehen  und  ebenso  die  gleich- 
zeitige Versilberung  der  übrigen  Güter  desselben  nicht  thuu- 
lich  ist,  weil  es  ungerechtfertigt  wäre,  einen  grösseren  zur 
Vertheilung  geeigneten  Theil  der  Gemeinschafts-Masse  um 
dess willen  unvertheilt  zu  lassen,  weil  eine  Distribution  der 
gesammten  Güter  noch  nicht  möglich,  und  so  nicht  allein  die 
Verwaltungskosten  zu  vermehren,  sondern  auch  möglicher 
Weise  bedeutende  Capitalien  unfruchtbar  liegen  zu  lassen. 
Ausserdem  können  aber  nachträgliche  Vertheilungen  unter 
die  Actionäre  dadurch  veranlasst  werden,  dass  die  gerichtlich 
niedergeleo'ten  Beträge  nicht  ano-emeldeter  Forderuno-en  nicht 
rechtzeitig  erhoben  worden,  oder  dass  die  Verbindlichkeiten, 
für  welche  solche  Depositionen  Statt  gehabt,  sich  als  nicht 
bestehend  erzeio^en. 

Dass  die  Vertheilung  des  Vermögens  der  aufgelösten 
Gesellschaft,  den  Fall  eines  Concurses  ausgenommen,  regel- 
mässig durch  die  Liquidatoren  zu  vollziehen  ist,  ist  schon 
früher  bemerkt  worden,  so  wie  auch,  dass  denselben  diese 
Function,  sobald  der  Zeitpunct  eingetreten,  in  welchem  die  Di- 


G)  Stat.derFrankfurt.  Bank,  Art.  73. 
7)  Stat.derFrankfurt.  Bank,  Art.  73. 


§.  87.   Die  Rechte  der  Actionäre  etc.  805 

stributlon  jenes  Vermögens  statthaft,  durch  die  Actionäre 
entzogen  werden  kann.  Haben  es  aber  die  Actionäre  selbst 
übernommen,  sich  in  Ansehung  des  Gerneinschaftsvermögens 
auseinanderzusetzen,  so  kann  dies  selbstverständlich  mit  Ein- 
willigung aller  Interessenten  in  jeder  beliebigen  Weise,  also 
auch  durch  natürliche  Theilung  geschehen,  ^Yiewohl  eine 
solche  that sächlich  nur  bei  einer  geringeren  Zahl  von  Inter- 
essenten möglich  sein  dürfte.  Wo  aber  eine  anderweitige 
üebereinkunft  der  Actionäre  nicht  vorhanden,  oder  auf  Grund 
statutenmässiger  Anordnung  durch  Majoritätsbeschluss  nicht 
etwas  anderes  bestimmt '^,  insbesondere  die  Auseinander- 
setzung der  Actionäre,  wie  dies  die  Regel,  den  Liquidatoren 
obliegt,  wird  dieselbe  mittelst  Versilberung  der  Gesellschafts- 
activa,  so  weit  diese  nicht  in  Geld  oder  ausstehenden  Geld- 
forderungen bestehen.  Statt  finden,  wie  dies  auch  eine  Reihe 
von  Statuten  ausdrücklich  bestimmen^.  So  sind  denn  nach 
dem  Allg.  deutsch.  Handel sg.  Art.  244  Abs.  2  verb.  mit 
Art.  337  die  Liquidatoren  schlechtweg,  also  nicht  bloss  so- 
weit dies  füi-  die  ihnen  obliegende  Erfüllung  der  Verpflich- 
tungen der  aufgelösten  Gesellschaft  nöthig;'  zur  Versilberung 
des  Vermögens  derselben  befugt,  indem  sie  jedoch,  wie  schon 
früher  bemerkt,  ohne  die  Zustimmung  sämmtlicher  Actionäre 
die  Veräusserung  von  unbeweglichen  Sachen  nicht  anders  als 
dm'cli  öffentliche  Versteigerung  bewirken  können.  Kann 
ihnen  nun  jenes  Recht,  soferne  es  sich  um  die  Versilberung 
des  Vermögens  zum  Zwecke  der  Vertheilung  handelt,  durch 
Beschluss  der  Actionäre  entzogen,  oder  durch  statutenmässige 
Festsetzung  insoferne  beschränkt  sein,  als  auch  die  bewegli- 
chen Güter  der  Gesellschaft  an  eine  öffentliche  Versteigerung 
gebracht  werden  sollen^'',  oder  als  die  Liquidatoren  in  An- 
sehung der  Vortheilhaftigkeit  eines  vorgehabten  Verkaufs  anDi- 
rcctorium  undAusschuss  verwiesenes  so  haben  solche  Beschrän- 
kungen des  ümfangs  ihrer  Geschäftsbefugnisse  nach  dem  Allg. 
deutschen  Hand  eis  g.  auch  hier  gegenüber  dritten  Personen, 
welche  dieselben  nicht  kannten,  keine  rechtliche  Wirkung e-. 


8)  Stüt.  flu  ciedil  nioLilier,  Art.  62. 

9)  Stat.  der  Leipzig-Dresdner  Eisenbahn-Comp.,  §.  70;  der 
Oesterreich.  Creditanstalt,§.  72;  der  Baugeseilschaft  v.  Biel, 
Art.  44. 

10)  Stat.  derBaugesellschaft  vonBiel,  Art.  44. 

11)  Stat.  der  Leipzig-D resdn er  Eisenb.-Comp.,  §.  70. 

12)  Allg.  deutsch.  Handelsg.,  Art.  244  Abs.  2  verb.  mit  Art.  138 
und  oben  p. 
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Die  auf  die  einzelnen  Acticn  oder  Actienantheile  bei  der 
Vertheilung  fallenden  Beträge  sind  durch  die  Liquidatoren 
am  Sitze  des  aufgelösten  Vereins  oder  an  den  anderen  statu- 
tenmässig  vorgesehenen  Orten  auszubezahlen^'"*,  zu  welchem 
Zwecke  eine  öffentliche  Aufforderung  der  Actionäre  und  be- 
ziehungsweise ihrer  Rechtsnachfolger  da  wenigstens  nöthig, 
wo  deren  Zahl  eine  grössere  oder  die  Actienscheine  auf  den 
Inhaber  lauten  i^.  Die  nicht  erhobenen  Beträge  werden  auf 
Kosten  der  betreffenden  Actionäre  gerichtlich  deponirt^^  kom- 
men aber,  da  es  sich  hier  weder  um  die  Tilgung  noch  um  die 
Sicherstellung  von  Forderungen  handelt,  auch  mit  Ablauf 
der  Verjährungszeit  den  übrigen  Actionären  nicht  zu  Gute. 

Streitigkeiten  der  Actionäre  mit  den  Liquidatoren  oder 
jener  unter  sich  in  Ansehung  der  Liquidation  fallen  der  ge- 
richtlichen Erledigung  anheim,  wo  nicht  durch  die  Statuten 
schiedsrichterliche  Entscheidung  hier  vorgesehen  ^6. 

§.88. 

Der  Abschluss  der  Liquidation. 

Die  Liquidation  der  aufgelösten  Actiengesellschaft  ist 
vollendet,  wenn  nach  Tilgung  aller  Schulden  und  Erledigung 
aller  schwebender  Verhältnisse  derselben  die  sämmtlichen  Ac- 
tiva  unter  die  Actionäre  oder  deren  Rechtsnachfolger  vertheiit 
oder  doch  die  bezüglichen  Beträge  gerichtlich  niedergelegt 
sind.  Wie  aber  die  Dauer  der  Liquidation  durch  einen 
Rechtssatz  nicht  festgesetzt,  so  lässt  sie  sich  in  Wirklichkeit 
auch  nicht  durch  die  Statuten  des  einzelnen  Vereins  voraus- 
bestimmen, da  dieselbe  nicht  allein  von  der  Grösse  und  Be- 
schaffenheit des  Vermögens  der  aufgelösten  Gesellschaft  so 
wie  von  dem  Gegenstande  ihres  Unternehmens,  sondern  auch 
von  der  Art  und  Bedeutung  der  bei  Beendigung  des  Vereins 
schwebenden  Rechtsverhältnisse  und  von  einer  Reihe  zufälli- 
ger, nicht  vorauszusehender  Umstände,  wie  z.  B.  dem  Aus- 
bruche von  Rechtsstreitigkeiten  und  dem  Eintritte  von  Con- 
juncturen,  die  der  Versilberung  der  Güter  hinderlich  oder 
förderlich,  abhängt.     Aus  diesem  Grunde  kann  denn  die  Be- 


13)  Stat.  der  deutsch.  Versicherun gsg.  in  Dresden,  §.  65. 

14)  Stat.  der  deutsch.  Versicherungsg.  in  Dresden,  §.  63. 

15)  Stat.  der  deutsch.  Versicherungsg.  in  Dresden,  §.  65; 
der  Frankfurt.  Bank,  Art.  73.  — 

16)  Stat,  du  credit  mobilier,  Art.  63. 
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Stimmung  einzelner  Statuten,  wonach  die  Generalversamm- 
lung den  Zeitpunct  des  Schlusses  der  Liquidation  festzu- 
setzen i,  keinen  anderen  Sinn  haben,  als  dass  bis  zu  diesem 
Termine  die  nach  Bezahlung  und  resp.  Sicherstellung  der 
Gläubiger  vorhandenen  flüssigen  Gelder  unter  die  Actionäre 
vertheilt  sein  sollen.  In  der  That  lässt  sich  sonach  in  An- 
sehung der  Dauer  der  Liquidation  nur  der  Grundsatz  aufstel- 
len, dass  deren  Abschluss  nicht  unnöthiger  Weise  verzögert 
werden  soll,  während,  wie  der  Spanische  Handelscodex 
Art.  351  in  Ansehung  der  Handelsgesellschaften  überhaupt 
bestimmt,  jeder  Gemeinschafts-Theilhaber  berechtigt  ist,  den 
Fortgang  der  Liquidation  zu  betreiben-,  zu  Avelchem  Zwecke 
es  ihm  gestattet  sein  muss,  selbst  den  Weg  der  Klage  gegen 
die  Liquidatoren  zu  betreten.  Dies  gilt  auch  nach  dem  Allg. 
deutsch.  Handelsgesetzb.,  da  dessen  Anordnung  (Art. 
224  Abs.  1),  wonach  die  Rechte,  welche  den  Actionären  in 
den  Angelegenheiten  der  Gesellschaft,  insbesondere  in  Be- 
ziehung auf  die  Führung  der  Geschäfte  zustehen,  von  der 
Gesammtheit  der  Actionäre  in  der  Generalversammlung  aus- 
geübt werden,  sich  nur  auf  die  Verhältnisse  während  der 
Dauer  des  Actienvereins  bezieht. 

Mit  vollendeter  Liquidation  sind  aber  nach  einzelnen 
Statuten  die  Actienscheine  den  Liquidatoren  zurückzugeben^, 
welche  letzteren  selbstverständlich  den  Actionären  und  be- 
ziehungsweise deren  Rechtsnachfolgern  auf  Verlangen  zur 
Eechnungsablegung  verpflichtet  sind.  Zur  Entrichtung  die- 
ser Rechnungsstellung  bestimmen  denn  auch  einzelne  Gesell- 
schaftsregeln, es  seien  nach  beendigter  Liquidation  die  Ac- 
tionäre zur  Anhörung  und  Genehmigung  der  Liquidations- 
Schlussrechnung  und  zur  Entlassung  der  Liquidatoren  zu 
einer  letzten  Generalversammlung  einzuberufen^,  eine  Fas- 
sung, dui'ch  Avelche  im  Zweifel  die  Statthaftigkeit  einer  durch 
Majoritätsbeschluss  zu  ertheilenden  Decharge  anerkannt  ist. 
Auch  verlangen  bisweilen  die  Statuten  mit  Rücksicht  auf  die 
mögliche  lange  Dauer  der  Liquidation,  dass  die  Liquidatoren 
während  derselben  von  Zeit  zu  Zeit,  wie  z.  B.  von  4  zu  4Mo- 


1)  Stat.  des  deutsch.  Phönix,  §.  53;  derFrankfurt.  Rückver- 
sicherungsg.,  Art.  41. 

2)  Töhls,  Actiengesellsch.,  S.  289. 

3)  Stat.  derFrankfurt.  Bank,  Art.  73. 

4)  Stat.   der  Frankfurt.    Bank,   Art.   73;     des   Credit   mohilier^ 
Art.  62. 
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naten,  über  deren  Fortgang  Rechenschaft  ablegen^,  während 
auch  abgesehen  von  statutenmässiger  Anordnung  die  Ge- 
meinschafts-Interessenten für  befugt  zu  erachten,  im  Laufe 
der  Liquidation  von  den  Büchern  und  Papieren  der  Gesell- 
schaft Einsicht  zu  nehmen,  wenn  auch  die  Actionäre  bei  be- 
stehendem Vereine  eine  solche  Befugniss  nicht  gehabt  haben 
sollten. 

Sollte  übrigens  während  der  Liquidation  einer  in  anderer 
Weise  aufgelösten  Actiengesellschaft  der  Concurs  über  deren 
Vermöo-en  eröifnet  werden,  so  sind  auch  die  Creditoren,  be- 
ziehungsweise  für  diese  der  Concurscurator,  berechtigt,  die 
bisherigen  Liquidatoren  zur  Rechnungsablegung  anzuhalten. 

§.89. 

Die  Verantwortlichkeit  der  Liquidatoren. 

Die  Stellung  der  Liquidatoren  ausserhalb  des  Concurses 
der  Actiengesellschaft  ist,  wie  früher  gezeigt,  eine  zw^eifache, 
ö-leicho-ültio;  ob  dieselben  als  Mitg-lieder  des  seitherigen  Vor- 
Standes  oder  in  anderer  Weise  mit  der  Liquidation  betraut 
sind.  Denn  einerseits  sind  sie  Vertreter  der  unter  den  Mit- 
gliedern des  aufgelösten  Vereins  bestehenden  Rechtsgemein- 
schaft, in  welcher  Hinsicht  sie  als  Mandatare  der  Commu- 
nions -Literessenten  erscheinen;  andererseits  sind  sie  kraft 
Gesetzes  zur  Wahrung  der  Interessen  der  Gesellschaftsgläu- 
biger berufen. 

Als  Mandatare  der  Gemeinschafts-Theilhaber  haften  die 
Liquidatoren  denselben  für  omnis  culpa,  wo  nicht  das  einschla- 
gende particuläre  Recht  sie  nur  in  beschränkterer  Weise  hier 
einstehen  lässt,  wie  denn  z.B.  das  Spanische  Handelsges. 
Art.  342  die  Liquidatoren  der  Handelsgesellschaften  über- 
haupt den  Gesellschaftern  nur  aus  Betrug  und  grober  Nach- 
lässigkeit {fraucle  b  negligencia  grave)  verantwortlich  macht  ^. 
Die  Liquidatoren  haften  aber  den  Actionären  für  omnis  culpa 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  besoldet  oder  unbesoldet^,  ob  sie 
ferner  aus  der  Zahl  fremder  Personen  genommen  oder  ob  sie 
Directoren  oder  Mitglieder  des  aufgK?lösten  Vereins  waren,  wo- 
gegen die  Behauptung,  dass  in  den  beiden  zuletzt  angedeuteten 
Fällen  der  Liquidator  als  liquidir ender  socius  nur  für  diligentia 


5)  St  at.  der  Spinn  er  ei  u.  Weberei  Offenburg,  §.  öl. 
1)  Das  Portugies.  Handelsg.,  Art.  741  dagegen  wegen  „ner/U- 
(/encia  on  fraude^' .     —     2)  S.  jedoch  den  CotZe  cü'.,  Art.  1992. — 
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quam  suis  rebus  einstehe^,  schon  um  cless willen  unrichtio;, 
weil  der  Actionär  selbst  während  der  Dauer  der  Gesellschaft 
kein  socius  im  Sinne  des  allgemeinen  Civilrechts  ist^. 

Anders  als  der  Vorstand  der  Actiengesellschaft  haften 
aber  die  Liquidatoren  den  einzelnen  Actionären  und  be- 
ziehungsweise deren  Rechtsnachfolgern,  indem  sie  denselben 
allerdings  Avie  der  Vorstand  gegenüber  dem  Actienvereine 
nach  einer  dreifachen  Seite  hin  verantwortlich  sind.  Sie  haf- 
ten den  Communions-Interessenten  nämlich  einmal  für  allen 
Schaden  aus  der  Unterlassuno-  ihnen  obliegender  Hand- 
lungen,  vAe  z.  B.  den  Schaden  aus  der  unterlassenen  Verwal- 
tung des  Gesellschaftsvermögens  oder  aus  versäumter  Wah- 
rung dazu  gehöriger  Rechte,  Avie  insbesondere  in  Folge  der 
Nicht-Anmeldung  von  Forderungen  der  Gemeinschaft  im  Con- 
curse  ihrer  Schuldner,  oder  auch  nicht  unterbrochener  Verjäh- 
rung. Es  stehen  aber  ferner  die  Liquidatoren  den  Gemein- 
schafts-Theilhabern  für  den  Schaden  ein,  welchen  die  Masse 
dadurch  erlitten,  dass  sie  innerhalb  ihi-er  Competenz  ohne  die 
gehörige  Sorgfalt,  wie  z.  B.  bei  Beendigung  laufender  Ge- 
schäfte oder  der  Versilberung  des  Vermögens  gehandelt,  wäh- 
rend sie  endlich  auch  wegen  Ueberschreitung  des  Umfangs 
ihrer  Geschäftsbefugnisse  selbst  dann  verantwortlich  sind, 
wenn  sie  zwar  innerhalb  der  gesetzlichen  Gränzen  der- 
selben gehandelt,  allein  durch  die  Statuten  oder  die  Actio- 
näre  gesetzte  Beschränkungen  nicht  eingehalten  haben  (s. 
p.  805). 

Indem  aber  die  Liquidatoren  kraft  Gesetzes  zur  Wah- 
rung der  Interessen  der  Gesellschaftsgläubiger  berufen,  sind 
sie  diesen  persönlich  und  solidarisch  zur  Erstattung  der  ge- 
leisteten Zahlungen  verpflichtet,  w^enn  sie  zu  einer  Verthei- 
lung  des  Vermögens  der  aufgelösten  Gesellschaft  die  Hand 
geboten,  ehe  die  Voraussetzungen,  unter  denen  dieselbe  ge- 
stattet, vorhanden,  oder  sie  überhaupt  in  dieser  Hinsicht  ein 
Verschulden  trifft,  sei  es,  dass  die  Distribution  vor  Ablauf 
der  gesetzlich  bestimmten  Frist  vollzogen,  oder  dass  dieselbe 
geschehen,  bevor  die  rechtzeitig  angemeldeten  Gläubiger  be- 
zahlt, oder  der  Betrag  der  Forderungen  anderweitiger  be- 
kannter   Creditoren    gerichtlich    niedergelegt ,    oder    für   die 


3)  Pohls,  Actiengesellsch.,  S.  284. 

4)  S.  auch  die  Motive  zum  Preussischen  Entwürfe,  Art.  131 

(S.  72  i.A.;.— 
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schwebenden  oder  streitigen  Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft 
angemessene  Sicherheit  bestellt  worden  5, 

In  der  nämlichen  Weise  haften  aber  die  Liquidatoren 
den  Gläubigern  des  aufgelösten  Vereins,  Avenn  sie  das  Ver- 
mögen desselben  aus  der  Hand  gelassen,  ehe  die  gesetzlichen 
Bedingungen  der  Vertheilung  gegeben. 

Wenn  aber  ferner  die  Güter  einer  in  anderer  AVeise  als 
durch  ConcurseröfFnung  beendigten  Actiengesellschaft  sich 
während  der  Dauer  der  Liquidation  als  überschuldet  erzei- 
gen, so  sind  die  Liquidatoren  den  Gläubigern  für  den  Scha- 
den aus  einer  von  ihnen  verschuldeten  Vermögensverminde- 
rung verantwortlich,  mag  diese  durch  schlechte  Verwaltung, 
unterlassene  Wahrung  zur  Masse  gehöi'iger  Rechte,  Verkauf 
der  Güter  unter  dem  Preise  oder  aus  anderen  Gründen  mehr 
verursacht  sein.  Denn  sind  auch  die  Mitglieder  des  Vorstan- 
des der  Actienverbindung  den  Gesellschaftsgläubigern  aus 
der  schlechten  Verwaltung  des  Gesellschaftsvermögens  so  Avie 
mangelhafter  Führung  der  Vereinsgeschäfte  nicht  verhaftet 
(s.  p.  545  a.  E.  flg.),  so  verhält  es  sich  rücksichtlich  der  Li- 
quidatoren um  desswillen  anders,  weil  dieselben  durch  das 
Gesetz  unmittelbar  zur  Wahrung  der  Interessen  der  Credito- 
ren  berufen  sind. 


Anhang. 
§.90. 

Die  zeitlichen  Gränzen  der  Gesetzgebung  in  Anwendung 
auf  Actiengeseilschaften. 

Die  Frage  nach  den  zeitlichen  Gränzen  der  Gesetzge- 
bung in  Anw^endung  auf  Actiengeseilschaften  hat  nicht  allein 
durch  das  Allg.  deutsche  Handelsgesetzbuch  und  des- 
sen theils  bereits  geschehene,  theils  demnächst  zu  erwartende 
Einführung  in  den  einzelnen  deutschen  Staaten  eine  grosse 
practische  Bedeutung  erhalten,  sondern  ist  auch  schon  früher 
Gegenstand  ausdrücklicher,  wiewohl  sehr  verschiedener  Regu- 
lirung  durch  einzelne  die  Actienvereine  betreffende  Landesge- 
setze gewesen. 

Während  nämlich  einzelne  Gesetze  ihre  Anwendung  auf 


5)  Allgem.  deutsches  Handelsg. ,  Art.  245  Abs.  4. 
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bereits  bestehende  Actiengesellschaften  schlechtweg  aus- 
schliessen,  wie  insbesondere  das  Preuss.  Gesetz  v.  9.  Nov. 
1843,  welches  (§.  30)  ausdrücklich  erklärt: 

„Auf  bereits  bestehende  Actiengesellschaften  findet  dieses 

„Gesetz  keine  Anwendung," 
gehen   andere  von  dem  direct  entgegengesetzten  Grundsatze 
aus,  indem  sie,  wie  namentlich  das  K.  O esterreich.  Patent 
(Vereinsgesetz)  vom  26.  Nov.  1852  §.  28  bestimmen  ^: 

„Auf  die  schon  bestehenden  Vereine  haben  die  in  diesem 

„Gesetze  enthaltenen  Directiven  ihre  «volle  Anwendung 

„zu  finden." 
Noch  andere  Gesetze  endlich  schlagen  insoferne  einen  Mittel- 
weg ein,  als  sie  bereits  bestehende  Actienvereine  nur  in  ge- 
wissen Beziehungen  sich  unterwerfen,  ohne  jedoch  in  dieser 
Hinsicht  immer  ausreichende  Bestimmungen  aufzustellen,  was 
namentlich  von  den  bisher  publicirten  Einführungsgesetzen 
zum  Allg.  deutsch.  Handelsg.  gilt. 

Bei  der  Unvollständigkeit  dieser  Gesetze  in  der  ange- 
deuteten Hinsicht  und  dem  Umstände,  dass  andere  neue  Ge- 
setzo-ebunoren  transitorische  Bestimmungen  in  Betreff  der 
Actiengesellschaften  nicht  enthalten,  ist  die  Frage,  ob  und 
inwieweit  ein  neues  Gesetz  auf  bereits  bestehende  Actien- 
vereine anzuwenden,  von  der  grössten  practischen  Bedeutung. 

Dass  diese  Frage  nun  sehr  verschiedene  Seiten  darbie- 
tet, ist  augenscheinlich,  so  wie  es  sich  von  selbst  versteht, 
dass  sie  nicht  durch  Verweisung  auf  den  Grundsatz,  wonach 
neue  Gesetze  im  Zweifel  keine  rückwirkende  Kraft  haben, 
erledigt  werden  kann.  Denn  es  handelt  sich  hier  nicht  allein 
um  bereits  begründete  Rechtsverhältnisse,  sondern  um  Zu- 
stände, die  unter  der  Herrschaft  des  neuen  Gesetzes  fort- 
dauern sollen,  um  Organismen,  welche,  unter  einer  früheren 
Rechtsordnung  in  bestimmter  Gestaltung  in's  Leben  gerufen, 
auch  unter  der  neuen  Gesetzg-ebuno^  thätisr  zu  sein  und  in 
eine  Reihe  neuer  Rechtsverhältnisse  einzutreten  bestimmt 
sind. 

Namentlich  entsteht  sonach  die  Frage,  ob  ein  Actien- 
verein,  welcher  bisher  ohne  odroi  zu  Recht  bestand,  eines 
solchen  zu  seinem  Fortbestande  bedarf,  wenn  das  neue  Ge- 
setz das  Erforderniss  specieller  Staatsgenchmigung  für  Ac- 
tiengesellschaften aufgestellt;  —  wie  es  sich  ferner  mit  der 


1)  S.  auch  das  Bernische  Gesetz  v.  18C0,  Art.  4G. 
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Anwendung  der  vom  neuen  Gesetze  vorgeschriebenen  öfFent- 
lichen  Bekanntmachung  der  Statuten  auf  bereits  bestehende 
Actiengesellschaften,  mit  der  angeordneten  VeröffentUchung 
der  Namen  der  Vorsteher  so  wie  der  Aenderungen  der  Vor- 
standsmitglieder verhält;  —  ob  weiter  die  Statuten  bereits 
begründeter  Actienverbindungen  mit  den  Vorschriften  des 
neuen  Gesetzes  in  Einklang  gebracht  werden  müssen,  — 
welches  ferner  die  Wirksamkeit  von  Beschränkungen  der 
Vollmachten  der  Vorsteher  gegenüber  Dritten  unter  der  neuen 
Gesetzgebung  ist|  u.  s.  f. 

Dass  es  nun  bei  Beantwortung  dieser  und  anderer  hier 
einschlagender  Fragen  zunächst  darauf  ankömmt,  was  das 
neue  Gesetz  gewollt,  und  zwar  nicht  bloss  insoferne  als  es 
ausdrückliche  Bestimmungen  hinsichthch  der  Anwendung 
oder  Nicht- Anwendung  der  neuen  Rechtssätze  auf  die  bereits 
bestehenden  Actiengesellschaften  gegeben,  sondern  auch  inso- 
weit es  sich  hierüber  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen,  ver- 
steht sich  von  selbst.  Wohl  aber  bedarf  die  Auslegung  des 
gesetzlichen  Willens  in  Anwendung  auf  die  hier  in  Frage 
stehenden  Verhältnisse  einer  näheren  Betrachtung,  so  wie 
auch  die  Anwendbarkeit  neuer  Rechtssätze  auf  bereits  be- 
stehende Actienvereine  für  den  Fall  zu  bestimmen  ist,  dass 
der  Wille  des  Gesetzgebers  in  dieser  Hinsicht  mit  Sicherheit 
aus  dem  neuen  Gesetze  sich  nicht  ergiebt.  — 

Fragt  man  nun  zunächst,  wie  es  sich  mit  solchen  Ac- 
tiengesellschaften verhält,  welche  nach  Massgabe  des  bisher 
geltenden  Rechts  ohne  specielle  Staatsgenehmigung  rechthch 
bestanden,  w^enn  eine  solche  durch  das  neue  Gesetz  erfordert 
wird,  so  ist  diese  Frage  vielfach  durch  die  neuen  Gesetz- 
gebungen ausdrücklich,  wiewohl  in  verschiedener  Weise,  be- 
antwortet. 

Sie  ist  es  einmal  in  dem  Sinne,  dass  auch  die  bereits 
bestehenden  Actienvereine  der  staatlichen  Bewilligung  bedürf- 
tig sein  sollen;  so  z.  B.  durch  das  Bernische  Gesetz  v.  J. 
1860  Art.  46  und  das  Oesterreich.  Vereinsgesetz  v.  J. 
1852  §.  28,  welches  letztere  eine  Frist  von  3  Monaten  von 
der  Publication  des  Gesetzes  an  für  die  Einholung  jener  Ge- 
nehmigung angeordnet. 

Nach  anderen  Gesetzen  datreoen  findet  das  von  ihnen 
aufgestellte  Erforderniss  staatlicher  Concession  auf  schon 
in's  Leben  getretene  Actiengesellschaften  keine  Anwendung. 
Dies  gilt  nicht  allein  von  denjenigen,  welche,  wie  dasPreuss. 
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Gesetz  V.  9.  Nov.  1843  §.  30,  ausdrücklich  und  schlechtweg 
ihre  Beziehung  auf  bereits  bestehende  Actienvereine  untersa- 
gen, sondern  auch  von  mehreren  Einführungsgesetzen  zum 
Allg.  deutschen  Handelsgesetzb.,  die,  Avie  diejenigen 
von  Preussen  (Art.  6G),  Nassau  (§.  25),  Grossh.  Hessen 
(Art.  46),  Sachsen-Coburg  (Art.  29),  Meiningen  (§.  37), 
Gotha  (Art.  32)  und  Schwarzburg- Sondershausen 
(§.  43)  allgemein  bestimmen,  es  seien  die  vor  ihrem  In-Kraft- 
treten  gültig  errichteten  Actiensresellschaften  in  das  Handels- 
register  einzutragen,  wenn  auch  die  Erfordernisse  nicht  erfüllt 
sein  sollten,  welche  das  Handelsgesetzbuch  für  die  Gründung 
einer  solchen  Gesellschaft  vorschreibe,  und  denen  nach  den 
Vorschriften  desselben  genügt  sein  müsse,  bevor  die  Eintra- 
gung der  Gesellschaft  geschehen  könne. 

Fehlt  es  aber  dem  neuen  Gesetze  an  hier  einschlagenden 
Bestimmungen  der  einen  oder  anderen  Art,  so  kömmt  es  dar- 
auf an,  ob  dasselbe,  wie  das  Allg.  deutsche  Handelsge- 
setzbuch Art.  208  für  die  Errichtung,  oder,  wie  der 
Code  de  commerce  Art.  37  für  den  Bestand  der  Actienge- 
sellschaften  die  staatliche  Genehmio-uns:  erfordert.  Denn  in 
jenem  Falle  wird  der  neue  Rechtssatz  die  bereits  bestehenden 
Actienvereine  um  desswillen  nicht  berühren,  weil  es  sich 
nicht  mehr  um  deren  Errichtung  handelt,  während  da,  wo  der 
rechtliche  Bestand  der  Gesellschaft  von  der  Staatsgenehmi- 
gung abhängig  gemacht,  diese  im  Zweifel  für  den  Fortbestand 
solcher  Vereine  nöthig,  welche  früher  gültig  ohne  eine  solche 
Bewilligung  errichtet. 

Eine  andere  Frage  ist  aber  die,  wie  es  sich  mit  der  An- 
wendung der  vom  neuen  Gesetze  vorgeschriebenen  Bekannt- 
machungen auf  die  Actiengesellschaften  verhält,  welche  nach 
Massgabe  des  zur  Zeit  ihrer  Errichtung  geltenden  Rechts 
ohne  Veröffentlichung  gegründet  oder  deren  Gründung  doch 
in  anderer  wie  der  nunmehr  angeordneten  Weise  veröffent- 
licht  worden. 

Auch  hierüber  finden  sich  nicht  selten  ausdrückliche  Be- 
stimmungen. 

So  verlangt  das  Bernische  Gesetz  v.  18G0  Art.  -i^j 
die  Veröffentlichung  der  Statuten  und  sämmtlicher  diesen 
gleichstehenden  Bestimmungen  bereits  bestehender  Actien- 
vereine nach  Massgabe  der  in  Art.  3  in  Betreflf  der  neu  zu 
gründenden  Gesellschaften  gegebenen  Vorschriften. 

So  sind  ferner  nach  den  Einführungs-Gesetzen  von 


814  Anhang. 

Preussen,  Art.  62  u.  66,  K.  Sachsen,  §.  13,  Bayern, 
Art.  37,  Nassau,  §.  25,  Grossli.  Hessen,  Art.  46,  Sach- 
sen-Coburg,  Art.  29,  Meiningen,  §.  37,  Gotha,  Art.  32, 
Schwarzburg-Sondershausen,  §.  43,  Baden,  Art.  42, 
Frankfurt,  Art.  11,  und  Oesterreich,  §.  50,  die  Actien- 
vereine,  welche  bereits  vor  Einführung  des  deutschen  Han- 
delsgesetzbuchs rechtlich  bestanden,  nach  Massgabe  dieses 
letzteren  in  das  Handelsregister  einzutragen. 

Specielle  Bestimmungen  und  Modalitäten,  die  hier  ein- 
schlagen, sind  jedoch  folgende. 

Nach  dem  Preuss.  Einführ.- Ges.  (Art.  64)  sind  die 
bereits  bestehenden  Actiengesellschaften  binnen  3  Monaten  von 
dem  Inkrafttreten  des  neuen  Handelsgesetzbuchs  an  gerechnet 
in  das  Handelsregister  einzutragen.  In  Ansehung  der  Actien- 
vereine  jedoch,  welche  unter  der  Herrschaft  des  Gesetzes 
vom  9.  Nov.  1843  errichtet,  unterbleibt  die  sonst  durch  das 
deutsche  Handelsges.  erforderte  vollständige  Eintragung 
des  Gesellschaftsvertrags,  der  etwaigen  Abänderungs- Be- 
schlüsse und  der  Genehmigungsurkunden,  indem  hier  der 
Eintrag  eines  Auszuges  genügt,  welcher  die  im  Handels- 
gesetzb.  Art.  210  ZiflP.  1  —  6  vorgeschriebenen  Angaben  und 
ausserdem  die  Hinweisung  auf  das  Amtsblatt  oder  die  Ge- 
setzes-Sammlung  enthält,  worin  der  Gesellschaftsvertrag,  seine 
etwaigen  Abänderungen  und  die  Genehmigungsurkunden  ab- 
gedruckt sind;  —  eine  Beschränkung  des  Eintrages,  welche 
mit  Rücksicht  darauf  getroffen,  dass  die  Hinweisung  auf  den 
Abdruck  im  Amtsblatte  oder  in  der  Gesetzes-Sammlung  die 
vollständioje  Eintrao-ung  in  das  Handelsregister  zur  Genüge 
ersetzt,  Avährend  das  Erforderniss  einer  solchen  bei  der  grossen 
Zahl  bestehender  Actiengesellschaften  die  Arbeitskräfte  der 
Gerichte  während  der  Uebergangsperiode  in  hohem  Grade  in 
Anspruch  nehmen  und  grosse  Kosten  veranlassen  würde  ^. 

In  ähnlicher  Weise  bestimmt  das  Nassau,  Einführ.-G. 
§.  25  Abs.  2 : 

„Bei  der  Eintragung  derjenigen  jetzt  bestehenden  Actien- 
„gesellschaften,  bezüglich  deren  der  Gesellschafts- Vertrag 
„und  die  etwaigen  Abänderungsbeschlüsse  so  wie  die 
„Genehmigungsurkunden  bereits  im  Verordnungs-  oder 

2)  S.  die  Verhandlungen  über  die  Entwürfe  eines  AUg. 
deutsch.  Handelsgesetzb.  und  eines  Einführungs-Gesetzes 
zu  demselben  in  den  beiden  Häusern  des  (Preuss.)  Landtags, 
Berlin  1861,  S.  343  u.  S.  346. 
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„Intelligenzblatte  veröffentlicht  sind,  unterbleibt  die  Ein- 
„tragung  des  Gesellschaftsvertrags  und  der  etwaigen  Ab- 
„änderungsbeschlüsse  so  wie  der  Genehmigungsurkunden ; 
„es  genügt  die  Eintragung  eines  Auszuges,   welche  die 
„in  Art.  210  Abs.  2  des  Allg.  deutsch.  Handelsges. 
„Ziff.  1  —  6   vorgeschriebenen   Angaben   und   ausserdem 
„die  Hinweisung  auf  das  Verordnungs-  oder  Intelligenz- 
„blatt  enthält,  worin  der  Gesellschaftsvertrag,  seine  etwai- 
„gen  Abänderungen  und  die  Genehmigungsurkunden  ab- 
„gedruckt  sind." 
Die  Einführungsgesetze  von  Sachsen-Meiningen  §.  37 
und  Gotha  §.  32  erklären,  dass,  w^enn  der  Gesellschaftsver- 
trao-  und  die  landesherrliche  Genehmio-unp-  bereits  in  der  Ge- 
setzessammlung  oder  in  anderer  Weise  amtlich  publicirt,  Be- 
hufs der  Eintragung  in  das  Handelsregister  statt  der  Vorlage 
des  Originals  beider  Urkunden  die  Bezugnahme  auf  die  bereits 
erfolgte  Publication  genüge,   und  die  nochmalige  Publication 
in  der  Gesetzessammlung  unterbleibe. 

Nach  dem  Bayerischen  Einführ.-Ges.  Art.  37  finden 
die  Vorschriften  des  Allg.  deutsch.  Handelsges.  über  die 
Eintragung  der  Handelsgesellschaften  und  demnach  der  Ac- 
tiengesellschaften,  bei  welchen  der  Gegenstand  des  Unterneh- 
mens in  Handelsgeschäften  besteht,  auf  diejenigen  Gesell- 
schaften Anwendung,  welche  vor  dem  Inkrafttreten  des  Gesetz- 
buches errichtet,  indem  dieselben  innerhalb  dreier  Monate  von 
dem  letztgenannten  Tage  an  zur  Eintragung  in  das  Han- 
delsregister  ohne  Rücksicht  darauf  anzumelden  sind,  ob  sie 
in  die  bereits  bestandenen  Firmenbücher,  Handels-  oder 
Wechselmatrikeln  bereits  eingetragen  waren  oder  nicht. 

Nicht  weniger  bestimmt  endlich  das  Badische  Ein- 
führ.-Ges. Art.  42,  dass  die  Vorschriften  des  Handelsge- 
setzbuchs, gemäss  welchen  die  Handelsfirmen  zur  Eintragung 
in  das  Handelsregister  anzumelden,  auch  von  den  Handels- 
gesellschaften ,  welche  bereits  vor  Einführung  des  Gesetz- 
buchs ihren  Geschäftsbetrieb  begonnen,  zu  befolgen,  indem 
ihnen  hierzu  eine  Frist  von  3  Monaten  gegeben,  im  Weiteren 
aber  durch  die  Verordnung  über  die  Führung  der  Han- 
delsregister Art.  4G  in  Ansehung  der  bereits  bestehenden 
Actiengesellschaften  angeordnet  wird,  es  seien  mit  der  An- 
meldung der  Gesellschafts  vertrag,  die  denselben  etwa  abän- 
dernden Verträge  oder  Beschlüsse  und  die  Genehmigungs- 
urkunden dem  Gerichte  vorzulegen. 
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Wenn  es  demgemäss  nach  der  ausdrücklichen  Bestimmung 
sehr  vieler  Gesetze  keinem  Zweifel  unterliegt,  dass  die  von 
ihnen  vorgeschriebene  öffentliche  Bekanntmachung  der  Actien- 
gesellschaften  auch  auf  solche  Actienvereine  Anwendung  fin- 
det, die  inGemässheit  des  zur  Zeit  ihrer  Errichtung  geltenden 
Rechtes  ohne  eine  solche  oder  doch  auf  Grund  einer  anderen 
Art  der  Veröffentlichung  bestanden,  so  entsteht  dagegen  im 
Weiteren  die  Frage,  wie  es  sich  in  Anwendung  auf  diese 
letzteren  mit  den  Rechtsfolgen,  die  das  neue  Gesetz  an  die 
unterlassene  Publication  geknüpft,  verhält,  —  eine  Frage,  die 
insbesondere  dann  von  Wichtigkeit,  wenn  das  neue  Gesetz, 
wie  dies  z.  B.  das  Allg.  deutsche  Handelsges.  Art.  211 
thut,  den  Rechtssatz  aufgestellt,  wonach  vor  erfolgter  Eintra- 
«•unof  in  das  Handelsreo-ister  die  Actiengesellschaft  als  solche 
nicht  bestehen  soll  (s.  p.  327). 

Mehrere  Einführungsgesetze  zum  deutschen  Han- 
delsgesetzb.,  wie  das  Preuss. ,  Art.  64,  das  K.  Sächsi- 
sche, §.  13,  das  Badische,  Art.  42  und  das  Oesterreich., 
§.  53,  machen  ausdrücklich  den  Fortbestand  bereits  errichte- 
ter Actienverbindungen  von  dem  Eintrage  in  das  Handels- 
register nicht  abhängig,  während  allerdings  die  Anmeldung 
zu  diesem  Eintrage  mittelst  Ordnungsstrafen  veranlasst  wer- 
den soll. 

Das  Nämliche  ist  aber  auch  da  anzunehmen,  wo  das 
neue  Gesetz  die  Folgen  einer  Unterlassung  der  für  bereits 
bestehende  Actienvereine  vorgeschriebenen  Veröffentlichung 
nicht  bestimmt  hat.  Denn  besagt  dasselbe  auch,  dass  vor 
erfolgter  Eintragung  in  das  Handelsregister  die  Actiengesell- 
schaft als  solche  nicht  besteht,  so  ist  dies  in  der  That  von 
den  zu  errichtenden  und  nicht  von  den  bereits  bestehenden 
Actienverbindungen  gemeint,  rücksichtlich  welcher  es  sich 
nur  darum  handeln  kann,  ob  sie  in  Folge  der  Nicht-Eintra- 
gung in  das  Handelsregister  als  aufgelöst  zu  betrachten  sind 
oder  nicht,  während  ein  derartiger  Auflösungsgrund  offenbar 
einer  ausdrücklichen  gesetzlichen  Anerkennung  bedürfte. 

Wenn  nach  der  ausdrücklichen  Bestimmung  einer  Reihe 
von  Gesetzen  die  Vorschriften  der  neuen  Gesetzgebung  über 
Veröffentlichung  der  Actiengesellschaften ,  beziehungsweise 
ihrer  Statuten  so  wie  der  etwa  erforderlichen  Staatsgenehmi- 
gung auch  auf  die  bereits  bestehenden  Actienvereine  anzu- 
wenden, ohne  dass  jedoch  deren  Fortbestand  von  der  Befol- 
gung jener  Anordnungen  abhienge,   so  ist  das  Nämliche  im 


ö 


§.  90.    Die  zeitliclien  Gränzen  etc.  817 

Zweifel  auch  in  dem  Falle  anzunehmen,  dass  das  neue  Gesetz 
über  diesen  Punct  ganz  und  gar  schweigt.  Denn  es  handelt 
sich  hier  nicht  um  die  Beziehung  des  neuen  Rechtssatzes  auf 
ein  früher  begründetes  Rechtsverhältniss,  nicht  um  eine  Aen- 
derung:  des  bestehenden  Organismus  der  vorhandenen  Actien- 
gesellschaften ,  nicht  um  die  Brechung  erworbener  Rechte, 
sondern  um  die  Anwendung  einer  die  Sicherung  des  Verkehrs 
bezweckenden  Rechtsvorschrift,  für  deren  Beschränkung  auf 
die  zu  gründenden  Actienvereine  an  sich  keinerlei  Grund  vor- 
banden. 

Bei  Eintragungen  bereits  bestehender  Actiengesellschaf- 
ten  sind  aber  die  Statuten  in  ihrer  dermaligen  Gestalt,  d.  h. 
mit  den  Aenderungen,  die  sie  vor  Einführung  des  neuen  Ge- 
setzes erhalten,  anzumelden  und  in  das  Handelsregister  auf- 
zunehmen. 

In  diesem  Sinne  verordnet  denn  das  Preuss.  Einführ.- 
Ges.  zum  Deutsch.  Handelsg.  Art.  63,  mit  welchem  das 
Nassau.  Einführ.-Ges.  §.  22  übereinstimmt: 

„Ist  bei  einer  am  1.  März  1862  bereits  bestehenden  Han- 
„delsgesellschaft  nach  ihrer  Errichtung  eine  Aenderung 
„eingetreten,  welche  nach  den  Vorschriften  des  Handels- 
„gesetzbuches    zur  Eintragung   in    das    Handelsregister 
„anzumelden  ist,  so  muss  die  Anmeldung  zur  Eintragung 
„der  Gesellschaft  nach  Massgabe  der  eingetretenen  Aen- 
„derung  geschehen". 
Aus   den  nämlichen  Gründen  aber,   aus  welchen  im  Zweifel 
die  Vorschriften  des  neuen  Gesetzes  über  die  Bekanntmachuno- 
der  Actiengesellschaften  auf  die  bereits  bestehenden  Vereine 
anzuwenden,  sind  auch  die  Mitglieder  der  Vorstände  solcher 
Verbindungen  nach  Massgabe  des  neuen  Gesetzes  zur  Ein- 
tragung in  das  Handelsregister  anzumelden,  so  wie  dieselben 
dem  aufgestellten  neuen  Rechtssatze  gemäss  ihre  Unterschrift 
vor  dem  Handelsgerichte  zu  zeichnen,  oder  deren  Zeichnung 
in    beglaubigter  Form    einzureichen    haben;   —   Grundsätze, 
welche  in  der  Natur  der  Sache  begründet  und  die  demnach 
nicht   bloss  da  in  Anwendung  zu  bringen,  wo  sie,   wie  dies 
durch  die  Einführungsgesetze  von  Preuss.^§.  62,   Nassau 
§.  21,  Bayern  Art.  37,  Baden  Art.  42,  die  Verordn.  über 
die  Führung  der  Handelsregister  §.  47,  Sachsen-Co- 
burg  Art.  27,   Frankfurt  Art.  11  und  Oesterreich  §.  50 
geschehen,   durch  die  neue  Gesetzgebung  ausdrücklich  aus- 
gesprochen  worden  sind,    während   die  Nichtbeachtung  der 

Bcnaud,  Aclien(jesellsch.  RO 
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Vorschriften  des  neuen  Gesetzes  hier  die  nämlichen  Folgen 
wie  bei  den  Actiengesellschaften,  die  sich  unter  der  Herrschaft 
des  neuen  Gesetzes  bilden,  nach  sich  zieht. 

Allein  es  sind  nicht  bloss  die  Statuten  der  bereits  be- 
stehenden Actiengesellschaften  so  wie  die  Mitglieder  ihrer 
Vorstände  nach  Massgabe  des  neuen  Gesetzes  einzutragen, 
sondern  es  gilt  dies  auch  von  der  Staatsgenehmigung,  welche 
zur  Zeit  der  Errichtung  der  Actienverbindung  nöthig  war  3. 

Dagegen  entsteht  im  weiteren  die  Frage,  wie  es  sich 
mit  Form  und  Inhalt  der  Statuten  bereits  vorhandener  Actien- 
vereine  verhält,  ob  diese  mit  dem  neuen  Gesetze  in  Einklang 
gebracht  werden  müssen,  insbesondere  zum  Zwecke  der  Ein- 
trao-ung  in  das  Handelsregister,  und  beziehungsweise  zur  Er- 
langung der  staatlichen  Genehmigung,  wo  Gesellschaften,  die 
bisher  ohne  eine  solche  rechtlich  bestanden ,  derselben  zu 
ihrem  Fortbestehen  nach  Massgabe  der  neuen  Rechtsvorschrift 
bedürftig. 

Die  Gesetze,  welche  sich  hierüber  ausgesprochen,  geben 
hier  verschiedene,  und  theil weise  auch  sehr  unvollständige 
Bestimmungen. 

So  verordnet  das  Be mische  Gesetz  von  1860  Art.  46 
Abs,  1,  indem  es,  wie  früher  gezeigt,  davon  ausgeht,  dass 
bereits  bestehende  Actiengesellschaften  der  Genehmigung  der 
competenten  Staatsbehörde  nach  Massgabe  des  neuen  Gesetzes 
bedürfen. 

„Die  Genehmigung  der  Staatsbehörden  kann  denselben 
„auch  dann  ertheilt  werden,  wenn  ihre  Statuten,  wenn 
„schon  nicht  in  allen  Theilen  den  Anforderungen  des 
„gegenwärtigen  Gesetzes  (z.  B.  dem  Art.  4)  entsprechend, 
„nur  keine  demselben  widerstreitende  Vorschrif- 
„ten  enthalten." 

Was  insbesondere  aber  die  Einführungsgesetze  zum 
Allg.  deutschen  Handelsgesetzbuche  anbetrifft,  so  be- 
stimmen, wie  schon  früher  bemerkt,  mehrere  derselben,  indem 
sie  die  Bedingungen  der  Eintragung  bereits  bestehender  Ac- 
tienvereine  festsetzen,  es  seien  die  vor  ihrem  Inkrafttreten 
gültig  errichtetejj.  Actiengesellschaften  in  das  Handelsregister 
einzutragen,  wenn  auch  die  Erfordernisse  nicht  erfüllt  sein 
sollten,  die  das  Handelsgesetzbuch  für  die  Gründung  einer 


3)  Badische  Verordn.  über  die  Führung  der  Handelsre- 
gister, Art.  46  Abs.  2. 


§.  90.    Die  zeitlichen  Gränzen  etc.  819 

solchen  Gesellschaft  vorschreibe  und  denen  nach  den  Vor- 
schriften desselben  genügt  sein  müsse,  bevor  die  Eintragung 
geschehen  könne  *. 

Nach  Massgabe  dieser  Einführungsgesetze  vermag  es 
keinem  Zweifel  zu  unterliegen,  dass  es  zur  Eintragung  be- 
reits bestehender  Actiengesellschaften  einerseits  einer  nota- 
riellen oder  gerichtlichen  Urkunde  über  Errichtung  und  Inhalt 
der  Statuten  nicht  bedarf,  wo  eine  solche  bei  Gründung  des 
Vereins  nicht  erfordert  war'',  und  dass  andererseits  die  Sta- 
tuten zu  jenem  Zwecke  nicht  alle  die  Bestimmungen  zu  ent- 
halten brauchen,  welche  das  deutsche  Handelsgesetzbuch 
hierzu  verlangt. 

Auch  erklaren  ferner  mehrere  Einführungs-Gesetze,  dass 
die  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuchs  über  Firmen, 
insbesondere  die  Art.  18,  20  und  21  Abs.  2  in  Bezug  auf  eine 
Firma,  deren  sich  eine  Handelsgesellschaft  bereits  vor  der 
Einführung  des  Gesetzbuches  bedient,  nicht  zur  Anwendung 
kommen  sollen,  soferne  dieselbe  innerhalb  dreier  Monate  von 
diesem  Zeitpuncte  angerechnet  zur  Eintragung  in  das  Han- 
delsregister angemeldet  wird^;  —  eine  Anordnung,  auf  deren 
Grund  bereits  bestehende  Actiengesellschaften  ihre  Firma  auch 
dann  beibehalten  können,  wenn  sie  den  Vorschriften  des  neuen 
Gesetzes  nicht  entspricht,  und  diese  insbesondere  nicht  um 
desswillen  abzuändern  brauchen,  weil  an  demselben  Orte  oder 
in  derselben  Gemeinde  eine  gleichlautende  und  in  das  Han- 
delsresrister  eingetrao-ene  Firma  bereits  besteht. 

Und  in  der  That  sind  diese  Grundsätze  in  der  Natur  der 
Sache  beg-ründet  und  daher  im  Zweifel  auch  da  zur  Anwen- 
düng  zu  bringen,  wo  sie  eine  ausdrückliche  gesetzliche  Sanc- 
tion  nicht  erhalten.     Denn  es  ist  vorerst  klar,   dass  man  zum 


4)  S.  die  Ein  führ. -Ges.  von  Preussen,  Art.  66,  Nassau,  §.  25, 
K.  Sachsen,  §.  13,  Grossh.  Hessen,  Art.  46,  Sachsen-Coburg, 
Art.  29,  Meiningen,  §.  37,  Gotha,  Art.  32,  Schwarzb.-Sonders- 
hausen,  §.63,  Oesterr.  Einführ.-Ges.,  §.58. 

5)  Oesterr.  Einführ.-Ges.,  §.51. 

6)  S.  das  Preuss.  Einführ.-Ges.,  §.65  (und  die  Verhandlun- 
gen in  den  beiden  Häusern  des  Landtags,  S.  344);  Nassau. 
Einführ.-Ges.,  §.  24;  Badisch.  Einführ -Ges.,  Art.  44  Abs.  2; 
Grossh.  Hess.  Einführ. -Ges.,  Art.  45  Abs.  2 ;  Oesterr.  E i n f ü h r. - 
Ges.,  §§.  52.  53.  —  Nach  den  Einführ.-(ies.  von  Sachsen-Mei- 
ningen, §.  36,  und  Sachsen-Gotha,  Art.  31,  muss  die  Eirma  zu 
jenem  Zwecke  vor  dem  Tage,  an  welchem  das  Handelsgesetzb.  in  Kraft 
tritt,  angemeldet  sein. 

52* 
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Zwecke  des  Eintrages  einer  bereits  vorhandenen  Actiengesell- 
schaft  nicht  die  Beobachtung  von  Formen  verlangen  kann, 
welche  das  neue  Gesetz  für  die  Errichtung  neuer  derartiger 
Vereine  erfordert,  indem  es  vielmehr  in  formeller  Beziehung 
genügen  muss ,  wenn  die  einzutragende  Actienverbindung 
nach  Massgabe  des  zur  Zeit  ihrer  Entstehung  geltenden  Rechts 
o'ültis:  errichtet  worden.  Auch  wäre  es  ferner  eine  ungerecht- 
fertigte  Zurückbeziehung  des  neuen  Gesetzes,  wenn  man  nach 
diesem  die  Vollständigkeit  der  Satzungen  vorhandener  Actien- 
gesellschaften  bemessen  und  deren  Eintrag  in  das  Handels- 
register von  einer  Ergänzung  der  betreffenden  Lücken  ab- 
häno-isr  machen  wollte.  Endlich  hat  eine  bestehende  Actien- 
oresellschaft  auf  ihre  Firma  ein  erworbenes  Recht  und  kann 
dieselbe  demnach  verlangen,  auf  diese  hin  in  das  Handels- 
register eingetragen  zu  werden,  während  durch  einen  solchen 
Eintrag  jedoch  dem  Rechte  mehrerer  mit  der  nämlichen  Firma 
eingetragenen  Actien  Verbindungen,  gegen  einander  auf  Un- 
terlassung der  Führung  derselben  zu  klagen,  nicht  präjudi- 
cirt  wird. 

Wenn  den  vorstehenden  Ausführuno;en  zufolge  zur  Ein- 
tragung  bestehender  Actiengesellschaften  eine  Ergänzung  der 
Statuten  in  der  Art,  dass  dieselben  alle  die  vom  neuen  Ge- 
setzbuche zu  jenem  Zwecke  erforderten  Bestimmungen  ent- 
hielten, nicht  nöthig  ist,  so  entsteht  dagegen  die  Frage,  Avie 
es  sich  mit  solchen  statutenmässigen  Festsetzungen  verhält, 
die  mit  dem  neuen  Gesetze  im  Widerspruche  stehen,  wie  z.  B. 
der  Bestimmung,  wonach  halbjährige  Vorauszahlungen  auf 
die  Dividenden  Statt  finden  sollen,  oder  der  Zweck  einer 
Generalversammlung  bei  deren  Berufung  nicht  bekannt  ge- 
macht zu  werden  braucht  oder  die  Vertheilung  des  Vermögens 
der  aufgelösten  Gesellschaft  nach  Ablauf  einer  kürzeren  Zeit 
nach  Aufforderung  der  Gläubiger  zur  Anmeldung  vorgenom- 
men werden  kann. 

Die  Frage  ist  von  um  so  grösserer  practischer  Bedeutung, 
als  sie  in  der  Mehrzahl  der  bisher  ergangenen  Einführungs- 
gesetze zum  AUg.  deutschen  Handelsgesetzbuche  keine  Erle- 
digung erhalten,  und  insbesondere  eine  solche  nicht  in  der 
durch  mehrere  derselben  getroffenen  Bestimmung  gefunden 
werden  kann,  wonach  die  Eintragung;  bereits  bestehender  Ac- 
tiengesellschaften  in  das  Handelsregister  selbst  dann  Statt 
finden  soll,  wenn  auch  die  Erfordernisse  nicht  erfüllt  sein 
sollten,  die  das  Handelsgesetzbuch  für  die  Gründung  solcher 
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Vereine  vorschreibt,  da  der  Mangel  an  Erfordernissen,  welche 
das  neue  Gesetz  verlangt,  offenbar  mit  dem  Vorhandensein 
von  statutenraässigen  Satzungen,  die  den  Anordnunjjen  der 
neuen  Gesetzgebung  widerstreiten,  nicht  identisch  ist,  und 
aus  dem  Umstände,  dass  Lücken  nicht  ergänzt  zu  Averden 
brauchen,  noch  keineswegs  folgt,  dass  positive  Festsetzungen 
in  fortdauernder  Wirksamkeit  bleiben  sollen. 

Wir  stehen  nun  nicht  an,  unsere  Ansicht  dahin  auszu- 
sprechen, dass  im  Zweifel  solche  im  Widerstreite  mit  dem 
neuen  Gesetze,  soferne  dasselbe  ein  zwingendes  Recht  ent- 
hält, befindliche  Anordnungen  der  Statuten  daraus  beseitigt 
werden  müssen,  weil  nicht  anzunehmen  ist,  dass  die  neue 
Gesetzgebung  Vereine,  die  möglicher  Weise  noch  lange  Zeit 
unter  ihrer  Herrschaft  fortzuwirken  bestimmt  sind,  für  die 
Zukunft  bei  der  rechtlichen  Ordnung,  welche  diese  dem  frühe- 
ren Rechte  gemäss  erhalten,  habe  lassen  wollen,  obwohl  sie 
jene  Ordnung  als  in  Wirklichkeit  mit  den  Interessen  des  Ver- 
kehrs und  der  öffentlichen  Sicherheit  im  Widerspruche  ste- 
hend anerkannt  hat.  Man  kann  sich  für  die  entgegengesetzte 
Ansicht  nicht  auf  den  Satz  berufen,  dass  das  Recht  eines 
Vertrages  stets  nach  dem  Gesetze  zu  beurtheilen  sei,  welches 
zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  bestanden  ^,  weil  hier  von 
einem  Vertragsverhältnisse  überhaupt  nicht  die  Rede. 

Ebensowenig  vermag  mit  Grund  geltend  gemacht  zu  wer- 
den, dass  eine  Actiengesellschaft,  indem  sie  auf  die  Grund- 
lage gegebener  Statuten  zur  rechtlichen  Existenz  gelangt,  ein 
Recht  erlangt  habe,  auf  diese  unveränderte  Grundlage  hin 
fortzubestehen.  Denn  es  ist  das  Bestehen  eines  Actienver- 
eins  mit  der  ganzen  Summe  der  Normen,  welche  dessen 
rechtliche  Existenz  und  dessen  Wirken  nach  aussen  wie  nach 
innen  regeln,  in  der  That  ein  Zustand,  und  nicht  ein  der 
juristischen  Persönlichkeit  der  Actienverbindung  ei'worbcnes 
Recht ;  und  haben  allerdings  die  Actionäre  gegenüber  der 
Gesellschaft  einen  Anspruch  auf  deren  unveränderten  Fort- 
bestand, aus  welchem  Grunde  eine  Abänderung  der  Statuten, 
wo  sie  nicht  durch  diese  selbst  vorgesehen,  mittelst  Majori- 
tätsbeschlusses nicht  möglich,  so  besteht  jenes  Recht  nicht 
gegenüber   dem   Staate    und   der  Einwirkung   des   Gesetzes. 


7)  V.  Kräwell,  das  Allg.  deutsche  Handelsgesetzb. ,  S.  267  i.  A. 
—  Vorstellung  der  Vorstände  der  Actiengesellschaften  des 
Grossh.  Hessen,  d.d.  Mainz,  Darmstadt,  Worms,  15.Nov.l8G2. 
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Gleichgültig  ist  es  hierbei  übrigens,  ob  die  Statuten  der  zur 
Zeit  der  Einführung  des  neuen  Gesetzes  bereits  vorhandenen 
Actiengesellschaft  die  staatliche  Genehmigung  erhalten  oder 
nicht  erhalten,  wenn  nur  der  Actienverein  als  solcher  recht- 
lich besteht.  Dagegen  versteht  es  sich  von  selbst,  dassAen- 
derungen  der  Statuten,  welche  zu  dem  Zwecke  nöthig,  um 
dieselben  mit  der  neuen  Gesetzgebung  in  Einklang  zu  brin- 
gen, ohne  Einfluss  auf  bereits  vergangene  Thatsachen  so  Avie 
auf  Rechte  bleiben,  die  durch  solche  nach  Massgabe  der  alten 
Statuten  zur  Zeit,  wo  das  neue  Gesetz  in  Kraft  tritt,  bereits 
erworben.  Sind  also  z.  B.  Actienrechte  wegen  Säumniss  in 
der  Bezahlung  des  Actienbetrages  den  alten  Statuten  gemäss 
für  den  Actionär  verloren  gegangen,  so  hat  es  hierbei  sein 
Bewenden,  wenn  auch  die  durch  das  neue  Gesetz  vorgeschrie- 
benen Aviederholten  Aufforderungen  und  Fristen  nicht  beobach- 
tet worden,  während  die  entgegengesetzten  statuteumässigen 
Bestimmungen  für  die  Zukunft  mit  der  neuen  Gesetzgebung 
in  Einklang  zu  bringen,  beziehungsweise  auszumerzen  sind. 
Sind  ferner  auf  Grund  der  bisherigen  Statuten  Inhaber-Actien 
vor  Einzahlung  des  ganzen  Nominalbetrags  ausgegeben  wor- 
den, so  behalten  diese  Actien  ungeachtet  des  entgegenstehen- 
den Verbots  des  neuen  Gesetzes  ihre  volle  Wirksamkeit, 
wogegen  fortan  solche  Actien  auch  von  dem  früher  errichte- 
ten Vereine  nicht  weiter  auszugeben,  und  die  Anordnungen 
der  Statuten  auch  hier  mit  dem  Verbote  des  neuen  Gesetzes 
in  Einklang  gebracht  werden  müssen. 

Mit  den  vorstehends  ausgeführten  Grundsätzen  stimmt 
denn  auch  das  bereits  angezogene  Bernische  Gesetz  von 
1S60  Art.  46  überein,  indem  es  in  Ansehung  der  Statuten 
der  bei  dessen  Einführung  bestehenden  Actiengesellschaften 
zwischen  solchen  unterscheidet,  welche  nicht  in  allen  Theilen 
den  Anforderungen  des  neuen  Gesetzes  entsprechen,  und  sol- 
chen, die  demselben  widerstreitende  Vorschriften  enthalten, 
und  diese  letzteren  allein  als  ein  Hinderniss  der  auch  für 
bereits  begründete  Actienvereine  erforderten  Staatsgenehmi- 
gung  betrachtet. 

Auf  dem  nämlichen  Standpuncte  steht  auch  principiell 
das  K.  Sachs.  Einführungs-Gesetz  zum  Allg.  deutsch. 
Handelsgesetzbuche.  Indem  dasselbe  nämlich  (§.  13)  hin- 
sichtlich der  bereits  bestehenden  Actiengesellschaften  einer-  . 
seits  bestimmt,  dass  diese  auch  dann  in  das  Handelsregister 
einzutragen,  wenn  den  durch  das  Handelsgesetzbuch  für  die 
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Errichtung  solcher  Vereine  aufgestellten  Vorschriften  nicht 
genügt  ist,  andererseits  aber  der  Staatsbehörde  überlässt,  in 
Betreff  derartiger  rechtsbeständig  errichteter  Gesellschaften 
„die  sonst  etwa  erforderlichen  Ausnahmen  von  den  Bestim- 
mungen des  Handelsgesetzbuches  eintreten  zu  lassen",  statuirt 
es  mittelst  dieser  letzteren  Anordnung  grundsätzlich,  dass  die 
mit  dem  neuen  Gesetze  im  Widerspruche  stehenden  Bestim- 
mungen der  Statuten  bereits  vorhandener  Actienvereine  an 
sich  zu  beseitigen,  wobei  es  jedoch  der  Staatsbehörde  das 
Recht  einräumt,  Ausnahmen  hiervon  zu  Gunsten  der  einzel- 
nen Verbindungen  eintreten  zu  lassen. 

Von  einer  anderen  Auffassung  geht  nun  allerdings  das 
Bayer.  Einführ.-Gesetz  (Art.  39)  aus.  Dasselbe  erkennt 
nämlich,  indem  es  alles  Gewicht  auf  die  den  Statuten  der 
bereits  bestehenden  Actiengesellschaften  ertheilte  Staatsge- 
nehmigung legt,  deren  fortdauernde  Wirksamkeit  auch  in  den 
Bestimmungen,  welche  den  der  Abänderung  durch  Vertrag 
entzogenen  Vorschriften  des  Handelsgesetzbuchs  widerspre- 
chen, gegenüber  dritten  Personen  an,  wenn  nur  diese  Statu- 
ten binnen  drei  Monaten  von  dem  Zeitpuncte  des  Inkraft- 
tretens des  Gesetzbuches  zur  Eintragung  in  das  Handelsre- 
gister angemeldet  worden. 

In  der  That  ist  jedoch  diese  Auffassung  nicht  in  der 
Natur  der  Sache  begründet,  und  müssen  vielmehr  im  Zweifel, 
wie  früher  gezeigt,  die  Statuten  bereits  bestehender  Actien- 
gesellschaften insoweit  mit  dem  neuen  Gesetze  in  Einklang 
gebracht  werden,  als  daraus  die  Anordnungen  zu  entfernen 
sind,  welche  mit  den  zwingenden  Vorschriften  desselben  im 
Widerspruche  stehen. 

Eine  solche  Aenderung  der  Statuten  macht  nun  alsdann 

keine  Schwierigkeiten,  wenn  jene  sie  ausdrücklich  vorgesehen; 

wie  dies  z.  B.  in  den  Statuten  der  Parqueterie-Gesell- 

schaft  in  Interlacken  §.  37  in  den  Worten  geschehen: 

„Wenn   es   sich  beim  bevorstehenden  Inkrafttreten   des 

„Gesetzes  über  anonyme  Gesellschaften  erzeigen  Avürde, 

„dass   die   eine    oder   die    andere  Vorschrift   des   gegen- 

„wärtigen   Gesellschaftsvertrags    damit    nicht  in   Ueber- 

„einstimmung  stände,    so   sollen  selbstverständlich  die- 

„jenigen    Abänderungen    von    der    Generalversammlung 

„sofort  vorgenommen  werden,   die  erforderlich  sind,   um 

„den  Vertrag  mit  dem  Gesetze  in  vollkommenen  Einklang 

„zu  bringen." 
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In  Ermangelung  einer  solchen  Bestimmung  kommen  je- 
doch auch  hier  die  Grundsätze  in  Anwendung,  welche  sonst 
von  Aenderungen  der  Statuten  gelten,  Aenderungen,  die,  wo 
diese  letzteren  selbst  nicht  etwas  anderes  angeordnet,  nur  durch 
einstimmigen  Beschluss  der  Actionäre  vor  sich  gehen  können, 
und  hinsichtlich  welcher  das  neue  Gesetz  sowohl  in  Betreflf 
der  Beurkundung  als  der  etwa  erforderlichen  Staatsgenehmi- 
gung massgebend,  da  es  sich  hier  lediglich  um  Thatsachen 
handelt,  die  sich  unter  Herrschaft  der  neuen  Gesetzgebung 
ereignen. 

Sollten  aber  die  Aenderungen  der  Statuten,  welche  zu 
dem  Zwecke  nöthig,  um  daraus  die  mit  den  zwingenden  Vor- 
schriften des  neuen  Gesetzes  im  Widerspruche  stehenden 
Bestimmungen  zu  entfernen,  nicht  zu  Stande  kommen,  so 
kann  so  lange  selbstverständlich  von  einem  Eintrage  der  Ge- 
sellschaft in  das  Handelsregister  nicht  die  Kede  sein.  Da 
jedoch  der  rechtliche  Fortbestand  bereits  begründeter  Actien- 
vereine  von  diesem  Eintrage  nicht  abhängt,  so  werden,  abge- 
sehen von  dem  je  nach  Umständen  dem  Staate  zustehenden 
Rechte,  den  renitenten  Verein  aufzulösen,  die  den  zwingenden 
Vorschriften  des  neuen  Gesetzes  widerstreitenden  Bestim- 
mungen der  Statuten  als  von  dem  Augenblicke  an  ausser 
Kraft  gesetzt  zu  betrachten  sein,  an  welchem  die  Eintragung 
hätte  Statt  finden  sollen. 

Eine  durch  das  Aller,  deutsche  Handelsgesetzbuch 
eingeführte  sehr  wichtige  Neuerung,  welche  früher  des  Näheren 
erörtert  worden,  ist  die,  dass,  anders  als  nach  gemeinem 
Rechte  und  den  bisherio-en  Gesetzen  über  Actieno-esellschaf- 
ten,  Beschränkungen  der  Befugniss  des  Vorstandes,  die  Ac- 
tiengesellschaft  zu  vertreten,  gegenüber  dritten  Personen  keine 
rechtliche  Wirkung  haben  sollen.  Hiernach  entsteht  denn 
die  practisch  sehr  wichtige  Frage,  ob  und  inwiefern  e  bei  Ac- 
tienvereinen,  die  vor  der  Einführung  des  neuen  Gesetzbuchs 
bereits  bestanden,  unter  der  Herrschaft  dieses  letzteren  Be- 
schränkungen der  Vertretunorsbefugniss  des  Vorstandes  Drit- 
ten  entgegengesetzt  zu  w^erden  vermögen. 

Die  Einführungsgesetze,  die  sich  hierüber  erklärt,  befol- 
gen zwei  verschiedene  Systeme. 

Nach  den  Einen  können  Beschränkungen  der  Befugniss 
des  Vorstandes,  die  Actiengesellschaft  zu  vertreten,  wenn 
jene  zur  Zeit  der  Einführung  des  Handelsgesetzbuchs  bereits 
bestanden,  auch  unter  der  Herrschaft  dieses  letzteren  Dritten 
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entgegengesetzt  werden,  falls  sie  in  das  Handelsregister  ein- 
getragen und  bekannt  gemacht  worden,  soferne  die  Umstände 
nicht  die  Annahme  begründen,  dass  der  Dritte  die  Beschrän- 
kung bei  Abschluss  des  Geschäfts  weder  gekannt  habe,  noch 
habe  kennen  müssen.  Die  Anmeldung  der  Beschränkungen 
zum  Zwecke  des  Eintrags  muss  jedoch  vor  dem  Tage  ge- 
schehen sein,  an  welchem  das  Handelsgesetzbuch  in  Kraft 
getreten  ^. 

Nach  anderen  Einführungsgesetzen  dagegen  sollen  die 
Beschränkungen  der  Vertretungs-Befugniss  des  Vorstandes 
bereits  bestehender  Actiengesellschaften,  deren  rechtzeitige  Ein- 
trawunar  in  das  Handelsregister  und  öffentliche  Bekanntma- 
chung  vorausgesetzt,  nur  während  eines  gewissen  Zeitraums, 
während  fünf^  oder  zwei  Jahren  ^^  von  der  Einführung  des 
neuen  Gesetzbuchs  an  gerechnet  Dritten  entgegengesetzt  wer- 
den können,  nachher  aber  dritten  Personen  gegenüber  keine 
rechtliche  Wirkung:  mehr  äussern.  Diese  Anordnung  wurde 
in  den  Verhandlungen  zum  Preussischen  Einführungsgesetze 
dadurch  motivirt,  dass  es  einerseits,  da  der  Vorstand  gewöhn- 
lich auf  die  Dauer  von  drei  bis  fünf  Jahren  bestellt  werde, 
misslich  wäre,  Avährend  der  Zeit,  für  welche  derselbe  angestellt, 
eine  Aenderung  der  ihm  ertheilten  Befugnisse  eintreten  zu  las- 
sen, wogegen  es  sich  andererseits  bei  Actiengesellschaften  um 
lange  dauernde  Verhältnisse  handle  und  sonach  ein  unbe- 
dingter Schutz  der  in  den  Statuten  dem  Vorstande  auferleg- 
ten Beschränkungen  diese  letzteren  gewissermassen  verewigen 
und  so  den  Grundsatz  des  Handelsgesetzbuchs  grösserentheiis 
illusorisch  machen  würde  ^^ 

Indem  jedoch  andere  Einführungs- Gesetze  keine  aus- 
drückliche Entscheidung  geben,  kann  die  Beantwortung  der 
Frage  nicht  umgangen  werden,  wie  es  sich  im  Zweifel  mit 
der  Anwendung  des  Art.  231  Abs.  2  des  Handelsgesetz- 
buchs auf  bereits  bestehende  Actiengesellschaften  verhält. 


8)  Einführungsg.  v.  Sachsen-Meiningen,  §§.  38.  39;  Sach- 
sen-Gotha,  Art.  33.  34;  Schwarzburg-Sondershausen,  §§.44.  45. 
S.  auch  das  Bayer.  Einführungsg.,  Art.  39,  nach  welchem  zur  Anmel- 
dung drei  Monate  von  der  Einführung  des  Gesetzburhs  an  gerechnet  ge- 
geben sind. 

9)  Preuss.  Einführungsg.,  Art.  67  Abs.  4;  Nassau.  Ein  führ  g., 
§.26;  Grossh.  Iless.Einführg.,  Art.  47;  Oesterreich.  Einführg., 
§.57.     —     10)  Badisch.  Einführg.,  Art.  45  Abs.  4. 

11)  Verhandlungen  in  den  beiden  Häusern  des  Landtags, 
S.  347  a.  E.  u.  S.  348. 
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Erwägt  man  nun,  dass  die  Vorsteher  der  Actiengesell- 
schaft  nicht  Mandatare,  sondern  Beamte  derselben  sind,  dass 
aber  das  deutsche  Handelsgesetzbuch  es  für  seine  Auf- 
o-abe  erachtete,  deren  Wirkungskreis  nach  aussen  hin  schlecht- 
weg festzusetzen,  so  liegt  es  zweifellos  im  Sinne  dieses  Ge- 
setzes, dass  der  daselbst  aufgestellte  neue  Eechtssatz  über 
den  Umfang  der  Befugnisse  des  Vorstandes  gegenüber  Drit- 
ten auf  alle  Actien vereine,  die  noch  zu  errichtenden  wie  die 
bereits  bestehenden,  in  Anwendung  komme,  wiewohl  er  na- 
türlich, was  diese  letzteren  anbetrifft,  auf  Handlungen,  die  vor 
Einführung  des  Gesetzbuchs  vorgenommen,  nicht  zurückbe- 
zogen werden  darf. 

Dass  die  Bestimmungen  des  deutschen  Handelsgesetz- 
buchs über  die  Auflösung  der  Actiengesellschaften  und  deren 
Liquidation  auch  auf  die  Actienvereine  anzuwenden,  die  vor 
Einführung  des  neuen  Gesetzes  zwar  errichtet,  allein  unter 
diesem  ihr  Ende  nehmen,  versteht  sich  von  selbst.  "Wohl 
aber  entsteht  die  Frage,  wie  es  sich  mit  der  Anwendung  der 
neuen  Gesetzgebung  auf  die  Liquidation  solcher  Actien- 
vereine verhält,  deren  Auflösung  bereits  Statt  gehabt,  bevor 
das  Handelsgesetzbuch  in  Wirksamkeit  getreten. 

Vor  Allem  ist  es  hier  fraglich,  ob  die  durch  dasselbe 
vorgeschriebene  Eintragung  der  Auflösung  der  Gesellschaft 
in  das  Handelsregister  auf  bereits  in  Liquidation  befindUche 
Vereine  anzuwenden,  und  wie  es  sich  in  Betreff  der  durch 
die  neue  Rechtsvorschrift  verlangten  Anmeldung  der  Liqui- 
datoren beim  Handelsgerichte  hier  verhält. 

Das  Bayerische  Einführungsg.  hat  diese  doppelte 
Frage  bejaht,  indem  es  (Art.  37)  bestimmt,  dass  die  Vor- 
schriften des  Allg.  deutschen  Handels g.  über  die  Eintra- 
gung der  Handelsgesellschaften  und  ihrer  Liquidatoren  in 
das  Handelsregister  auch  auf  die  Gesellschaften  Anwendung 
finden,  welche  schon  vor  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzbuchs 
bestanden  oder  an  diesem  Tage  in  Liquidation  begriffen  wa- 
ren, während  die  betreffende  Anmeldung  binnen  drei  Monaten 
von  jenem  Zeitpuncte  an  geschehen  soll. 

Dagegen  bestimmt  die  Badische  Verordnung  über 
die  Führung  der  Handelsregister  (§.  48),  dass  Handelsgesell- 
schaften, welche  am  Tage  des  Beginns  der  AVirksamkeit  des 
Gesetzbuchs  bereits  aufgelöst,  wenn  auch  noch  in  Liquida- 
tion begriffen,  in  das  Handelsregister  nicht  einzutragen. 

In  Zweifel  aber,  meinen  wir,  ist  die  Auflösung  einer  Ac- 
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tiengesellschaft,  die  vor  Einführung  des  neuen  Gesetzes  vor 
sich  gegangen,  sobald  die  Liquidation  noch  nicht  vollendet, 
beim  Handelsgerichte  zum  Zwecke  des  Eintrags  anzumelden, 
weil  es  sich  hier  nicht  allein  um  eine  vergangene  Thatsache 
handelt,  sondern  um  ein  Verhältniss,  welches  unter  der  Herr- 
schaft der  neuen  Gesetzgebung  fortwirken  soll,  und  es  daher 
in  der  muthmasslichen  Absicht  dieser  letzteren  liegt,  dass  die 
von  ihr  im  Interesse  der  allgemeinen  Sicherheit  aufgestellten 
Rechtssätze  sofort  in  allgemeine  Anwendung  treten.  Aus 
dem  nämlichen  Grunde  werden  aber  die  neuen  Rechtsvor- 
schriften über  Anmeldung  der  Liquidatoren  und  Zeichnung 
der  Unterschriften  derselben  auch  auf  die  Liquidatoren  be- 
reits aufgelöster  Gesellschaften,  gleichgültig  ob  jene  schon 
bestellt  oder  unter  der  Herrschaft  des  neuen  Gesetzes  bestellt 
werden,  anzuwenden  und  nicht  weniger  nach  diesem  letzteren 
von  nun  an  die  Folgen  der  Vornahme  oder  Unterlassung 
einer  öffentlichen  Bekanntmachung  dieser  Verhältnisse  zu  be- 
urtheilen  sein.  Das  Nämliche  gilt  aber  auch  in  Betreff  des 
Austritts  eines  Liquidators  so  wie  des  Erlöschens  der  Voll- 
macht eines  solchen,  falls  diese  Vorgänge  unter  der  Herr- 
schaft des  neuen  Gesetzes  vor  sich  gehen,  welches  letztere 
ebenfalls  die  Rechtsverhältnisse  der  Liquidatoren  der  be- 
reits aufgelösten  Gesellschaften  so  wie  den  Umfang  ihrer  Ge- 
schäftsbefugnisse gegenüber  dritten  Personen  insoferne  regeln 
wird,  als  es  sich  um  Rechtsvorgänge  handelt,  die  unter  dessen 
Herrschaft  sich  ereignen. 

Endlich  ist  die  neue  Gesetzgebung,  soweit  das  Vermö- 
gen des  bereits  aufgelösten  Actienvereins  noch  unvertheilt, 
in  Betreff  der  Befriedigung  und  Sicherstellung  der  Gläubiger 
und  der  Vertheilung  der  Güter  unter  die  Actionäre  mass- 
gebend, so  wie  auch  deren  Bestimmungen  über  Aufbewah- 
rung der  Bücher  und  Papiere  auf  die  schon  in  Liquidation 
befindlichen  Gesellschaften  Anwendung:  finden. 
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Abänderung  der  Statuten,  Seite 

314fig.  433.  452.  457.463  684. 

820  flg. 
Abhanden  gekommene  Actien, 

382.393. 
Abschlagszahlungen     auf    die 

Dividende,  578  flg. 
Abschluss  derLiquidation,806flg. 
Abschrift  der  Actien,  367. 
Actien,  65  flg. 

—  an  Ordre,  365  flg. 

—  auf  Namen,  79.  358  flg.  392. 

—  auf  fingirte  Namen,  86. 

—  auf  den  Inhaber,  79.  80.  372  flg. 

392.  409.  417.  640  flg.  657.  800. 

—  Ersatz-Actien,  658. 

—  ob  Namen-  oder  Inhaber-Act.? 

392. 

—  Industrie-Act.,  673  flg. 

—  Prioritäts-Act.,  686  flg. 

—  Prioritäts-Stammactien,  686. 

—  Privilegirte  Act.,686flg. 

—  Stamm-Actien,  76.  120.  685. 
Actien-Antheile,  67.  73.  86.  88. 

418. 
Actien-Beträge,  615  flg.  629  flg. 

641  flg.  670flg.  692.  785. 
Actienbuch,  88  flg.  347.  360.372. 

380.381.492.799. 
Actiencapital,  s.  Grundcapital. 
Actienformulare,  78flg. 
Actiengesellschaft. 
• —  Geschichte  der,  1  flg. 

—  Begrifl"der,  49flg. 

—  Namen  der,  93  flg. 

—  Natur  der,  101  flg. 

—  Verhältniss  zum  Staate,  176  flg. 

—  Entstehung  der,  181  flg. 

—  Verhältniss   zu   deren   Mitglie- 

dern, 565  flg. 

—  "Verhältniss    zu    dritten   Perso- 

nen, 669  flg. 


Actiengesellschaften ,  inlän- 
dische, 161  flg. 

—  ausländische,  162  flg.  316.  745. 

—  Arten,  163  flg. 

—  als  Ilandelsgesellsch.,  167  flg. 
Actiengrundbuch,88. 
Actienhandel,  23.  682.  690. 
Actienproraesse,  347.  366  flg. 
Actienzeichner,195  flg.  677. 
Actienzeichnung,  185  flg. 

—  Form  der,  208  flg. 

—  Verpflichtung  aus  der  Act.-Z., 

201  flg.  212  flg. 

—  Rechte  aus  der  Actienzeichn., 

222  flg. 

—  Kürzung  d.  Beträge  d.  Actienz., 

230  flg. 

—  bei  der  Emission  neuer  Actien, 

376  flg.  685. 

—  Rücktritt  von  der  durch  die  A. 

übernommenen  Verbindlich- 
keit, 216  flg.  676. 

Actio  communi  dividundo,  703. 
764. 

Actio  pro  socio,  107. 

Actionär,  343  flg.;  565 flg.;  586 flg. 
799  flg. 

Actions  de  capital,  76.  674. 

—  heneßciairea,  674. 

—  industrielles,  673. 

—  dejouissance,  680. 

—  de  fondation,  698. 

—  gratuiles,  677, 

—  payanies,  76.  671. 

—  inie'resse'es,  613  not.  34. 

—  simples,  613  not.  34. 

—  rentieres,  613  not.  34. 
Agenturen,  560.  563  flg. 
Amortisation,  393  flg.  400.  403. 

749. 
Amortisationsfonds,   453.   575. 
679.681.689. 
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Anlehen,450.455.681.682.686flg. 

689.  778  tig. 
Anonyme  Gesellschaft,  170flg. 
Anzeige  der  Ueberschuldung  der 

Actieng.,  522  flg.  548.  710. 

—  der  Verminderung  des  Grund- 

capitals,  714.  715. 

Appel  de  fonds,  645. 

Assecuranzcompagnie,  s.  Ver- 
sicherungsgesellschaft. 

Aufforderung,  zur  Zahlung  der 
Actienbeträge,  491.  645. 

—  (öö'entl.)  der  Gläubiger  der  Ac- 

tieng., 726.  730.  750.  788.  793. 
Auflösung  der  Actieng.,  454.458. 
703  flg.  748. 

—  des  Verhältnisses   z.   Actionär, 

660.  661.  662.  664. 

Aufschub  des  beabsichtigten  Un- 
ternehmens, 454. 

Aufsicht  des  Staats,  s.  Staats- 
aufsicht. 

—  über  die  Behörden  u.  Beamten 

der  Gesellschaft,  445  flg. 

Aufsichtsrath,  446.  474.  497.542. 
543.  550  flg. 

Aufsichtsrecht  der  Prioritäts- 
gläubiger, 687. 

—  der  Gründer,  698. 
Ausschuss,551  flg. 

—  (Revisions-),  446. 
Aussercurssetzung  der  Inhaber- 

Actien,  84.  374. 
Austheilungen,  568. 

Bank,  164.  713. 

—  V.  Genua,  12  flg. 

—  Actien-Banken,  177. 
Banknoten,  784.  785.  794  flg.  796. 
Beamte    der   Actiengesellschaft, 

556  flg.  559. 

Berechtigungsscheine,  387  flg. 

Beschlüsse  der  Generalversamm- 
lung, 454  flg.  465. 

—  des  Vorstandes,  486  flg. 
Beschränkungen  der  Vertre- 
tungsbefugnisse des  Vorstan- 
des, 508  flg.  743.  824  flg. 

—  der  Dauer  der  Actieng.,  705  flg. 

—  der  Befugnisse  der  Liquidato- 

ren, 782.  805. 

Betheiligungspromesse  ,  Ver- 
kaufeiner solchen,  347. 

Beträge  der  Actien,  454.  616  flg. 

Betriebscapital,  682.  686. 

Bevollmächtigte  der  Actieng., 
557.  559  flg. 


Bewegliches    Gut,    die    Actien, 

74  flg. 
Bilanz,  494  flg. 

—  deren  Vorlage  an  die  Regierung, 

499  flg. 
Bücher  der  Actiengesellsch.,  492  flg. 
714. 

—  deren  Aufbewahrung,  493  flg. 

—  —  —  nach  Auf- 
lösung der  G.  759  flg.  785.  827. 

Calls,645. 

Cassationsrecurs     wegen    Ver- 
letzung der  Statuten,  278  flg. 
Cassirung     eines    Actienscheins, 

404. 
Commandit- Gesellschaft,  10. 

11.55. 
Commissäre,  178.  551. 
C  0  m  i l  e  d'execulion,  469 . 
Compensation,  787. 
Concession,   289.  678.  703.   730. 

733. 
Concurs  der  Actieng  ,  692.  694  flg. 

704.    710   flg.    751.    752.    756. 

760.  761.  765  flg.  784.  785.  787, 

794.797.808. 

—  des  Actionärs,   351.  659.   660. 

661. 
Constituirun  g     der    Actienges., 

279  flg. ;  283  flg. 
Conventionalstrafe,  648  u.  not. 

31; 650; 656. 662.  679. 
Corporation,  die  Actieng.  ist  eine 

C,  137  flg. 
Coupons,  67.  385. 
Creditvereine,  164. 

Darlehensaufnahme,     s.     An- 

lehen. 
Decharge,  447.  807. 
Delegation,  617.  627  flg. 
Deposition,  gerichtliche,  794  flg. 

796.  797.798.  806. 
Dienste   an  Stelle   des  Actienbe- 

trags,  673  flg. 
Direction,  467. 
Dividende,  568  flg.  678.  689.  690. 

693.  762. 

—  Extra-D.,  606. 

—  Maximal-D.,  575. 

—  Minimal-D.,  686. 

—  Suiier-D.,606. 

—  ordnungswidrige     Austheilung 

von  D.,  586  flg. 

—  Verkürzung    des  Actionärs    in 

Ansehung  der  D.,  586. 
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Dividenden-Scheine,  383.  392. 

400. 
Duplicatscheine,   380.  396. 

402. 

Edictalladung,  790. 
Eide  Namens  der  Actiengesellsch., 
527  flg. 

—  in  Rechtsstreitigkeiten  zwischen 

Actieng.   u.  Vorstehern,   537. 
546. 

—  der  Liquidatoren,  780  flg. 
Einklagung    der   Actienbeträge, 

646. 

Einsicht  der  Bücher  der  Actieng., 
180.  743. 808. 

Eintrittskarten  zur  Generalver- 
sammlung, 383.  384. 

Einwilligung  der  Actionäre,  441 
flg.  679.  684.  708.  712.  716. 
722.  723.770.  777.  781. 

Einzahlung  der  Actienbeträge, 
641flg.  670flg.  676. 

—  Folgen   nicht  rechtzeitiger  E., 

646  flg. 
Einziehung  der  Actienrechte, 

646  flg.  650  flg. 
Eisenbahn, 673. 
Eisenbahn  -Gesellschaften, 

30.  164.  690. 
Emission  neuer  Actien,  663.  679. 

682.683.  684.  723. 
Entlastung,  s.  Decharge. 
Entschädigung    bei  Aufhebung 

einer  Actieng.,   732  flg.   741, 

742.  743  flg. 
Entstehung  der  Actiengesellsch., 

181  flg. 
Erfindungspatent,   dessen  Ab- 
tretung gegen  Actien,  675. 
Ermächtigung  durch  die  General- 

versamml.,  449  flg.  491. 
Expropriation,  287.  734.  738. 
Extradividende,  606. 

Fähigkeit  zur  Mitgliedschaft, 
343  flg. 

Firma,  95  flg. 

Fonds,  s.  Grundcapital  und  Ver- 
mögen. 

Fortsetzung  der  Actiengesellsch., 
454.  463.  707  flg. 

Fristen  zur  Einzahlung  der  Actien- 
beträge, 643  flg. 

Fusion,  458.  721  flg.  751.  758.  760. 
765. 


Garantie  s.  g.  Zinsen,  613  flg.  681. 

686.688. 
Gebrauch    einer    Sache;    dessen 

Ueberlassung  an  die  Actieng. 

671flg.  800.  801. 
Gegenseitigkeits-Gesell- 

schaften,  170  flg. 
Generalagent,  556. 
Generalinspector,467.  556.557. 
Generalsecretär,467.  556.  557. 
Generalversammlung,  405  flg. 

676  flg.  683.712.807. 

—  ausserordentliche     Generalver- 

sammlung, 424. 

—  Begrifl'der,  406. 

—  Berechtigung  zur  Theilnahme, 

407  flg. 

—  Beschlüsse  der,  434  flg. 

—  Bedingungen  der Gültigkeitder 

Beschlüsse,  465  flg. 

—  Einberufung  der,  419. 

—  ordentliche  G.,  423. 

—  ProtocoUirung  der  Beschlüsse 

der  G.,  431  flg. 

—  rechtswidrige  Cumulation  von 

Stimmen  in  der  G-,  417  flg. 

—  Stimmrechte  in  der  G.,  410  flg. 

686. 687. 

—  Vertretung  in  der  G.,  412  flg. 

—  Vorsitz  in  der  G.,  429  flg. 

—  Wirkungskreis  der  G.,  442  flg. 
Genussscheine,  680.  749. 
Gerichtsstand     der    Actienges., 

130  flg.  160.  727.  flg. 

Geschäftsberichte,  445. 

Gesetze  überActiengesellschaften, 
30  flg. 

Gesetzgebung,  die  zeitlichen 
Gränzen  derselben  in  Anwen- 
dung auf  Actieng.,  810  flg. 

Gewerkschaften,  8  flg.  625. 

Gewinn,  gewonnenes  Gut,  669. 
678. 

Gewinnvertheilungen  be- 
stimmt die  Generalversamml., 
451. 

Gläubiger  der  Gesellsch.,  504  flg. 
678.  681.  682.  691  flg.  694. 
726.  728  flg.  756.  758.  783  flg. 

Grundcapital,  54  flg.  669  flg. 
685.  729. 

—  dessen  Ergänzung  aus  dem  Ge- 

winne, 58  flg. 

—  Herstellung  des,  185  flg. 

—  Rückzahlung  des,   58.  60  flg. 

582.  694.  754. 

—  Verlust  des,  57.  709  flg. 
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Grundcapital,  Vermehrung  des, 
453.457.682% 

—  Verminderung  des,  57  flg.  453. 

457.491.523.  631.  711  flg. 
Gründer,  182  flg;  186  flg.  258. 
281.    282.  572.  675.  677.  678. 
694.  696  flg. 

Handlungen,  welche  vor  der Per- 
fection  der  Actieng.  in  deren 
Namen  vorgenommen  werden, 
330  flg.  707. 

—  welche  nach  Auflösung  der  Ac- 

tieng. in  deren  Namen  vorge- 
nommen werden,  755.  757. 

Herstellung  des  Grundcapitals, 
185  flg. 

Heimzahlung  der  Actien,  680. 
749. 

Hypothek,  688. 

Incorporirte  Gesellschaften,  24. 

25.  290. 
Indossament     der    Actienbriefe, 

367  flg. 

—  Bedeutung  des,  369  flg.  800. 

—  Form  des,  367. 

—  der  Interimsscheine,  367  flg. 
Industrieller    Theilhaber,     800. 

801. 
Insinuationen,  525  flg.  783. 
Insolvenz,  s.  Concurs. 
Institor,  104  flg. 
Interimsquittung,  645. 
Interimsschein,  346.  347  not.  1; 

359.  645. 

—  an  Ordre,  367. 
Interpretation  der  Statuten, 

278  flg. 
Inventar,  774.  784. 

Joint-Stock   Company,    24  flg. 

148. 
Ju/istischePerson,  die  Actieng. 

einej.F.,  llSflg. 
Jus  eminens  des  Staats,  734.  736. 

K-osten  für  die  Errichtung  der  Ac- 
tiengesellsch.,  329  flg.  699. 

Kürzung  der  gezeichneten  Be- 
träge, 230  flg. 

Legitimation  als  Actionär, 
378  flg. 

—  zur  Erhebung  von  Dividenden, 

585. 

—  des  Vorstandes,  483  flg. 


Legitimationbei  Vertheilung  der 
Güter  der  aufgelösten  Gesell- 
schaft, 799  flg. 

Liquidation,  725.  759.  765. 

Liquidatoren,  764.  765  flg.  785. 
794. 800.  804. 

—  deren  Bestellung,  766  flg. 

—  öff'entliche     Bekanntmachung, 

772.  826  flg. 

—  Stellung  der,  773  flg, 

—  Eide  der,  780  flg. 

—  Verantwortlichkeit    der,     754. 

774.  803. 808  flg. 

—  Widerruf  der,  771. 
Literatur,  40  flg. 

Maximal -Dividenden,  575. 

Minderj  ähr  ige  Actionäre,  777. 

Minimal-Dividenden,  686. 

Monopol,  670. 

Montes,  16. 

Mora,  s.  Verzug. 

M  o  r  t  i  f  i  c  a  t  i  o  n ,  s.  Amortisation, 

Nachschüsse,  683. 
Namen-Actien,  79.  358  flg.  392, 
Negociation  neu  zu  emittirender 
Actien,  377  flg.  685. 

Uctroy,  s.  Staatsgenehmigung. 
Oeffentliche     Bekanntma- 
chung   der    Errichtung    der 
Actienges.,    317   flg.   323   flg. 
813  flg. 

der  Auflösung  der  Actieng., 

749  flg.  788.  826  flg. 

des  Beschlusses  der  Emission 

neuer  Actien,  684. 

der  Fortsetzung  der  Actien- 

gesellsch.,  328.  708.  709. 

der  Generalversammlungen, 

424  flg.  715. 

der  Liquidatoren,  772. 

der  Statuten-Aenderungen, 

«>28. 

der  Vorstands  -  Mitglieder, 

476  flg. 

der    Zweigniederlassungen, 

327. 

der  Verminderung  d  Grund- 
capitals, 523.  714.  715. 
Ordre-Papier,  die  Actie  als  Or- 
drepap.,  365  flg. 

—  die  Certificate,  Promessen,  In- 

terimsscheine   als   Ordrepap,, 
366  flg. 
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Organe  der  Actieng.,  185.  279. 
405  flg. 

Partialschuldscheine ,        681. 

687.  689. 
Perfection    der  Actiengesellsch., 

282  flg. 

—  Handlungen,  die  vor  der  Per- 

fection vorgenommen,  330  flg. 
Plan  —  s.  Prospect. 
Prioritäten,  691. 
Prioritäts-Actien,    76.   686   flg. 

690.691.802. 
Prioritäts-Anleihe,  455.  689. 
Prioritäts  -  Obligationen,   687 

flg.  689.  690.  691.726.727.784. 
Privilegien,  177.  287.  736.  739. 
Processe    der  Actiengesellschaft, 

523  flg.  756. 

—  der    Actiengesellschaft    gegen 

Vorsteher,  542  flg. 

—  der      aufgelösten     Actienges., 

779  flg. 
Procuristen,  557  flg. 
Proj  ectanten,  s.  Gründer. 
Prospect,  182.  190,  245  flg.  700. 

702. 
Protocolle  der  Generalversamml., 

431  flg. 

—  des  Vorstandes,  487  flg. 

Quellen  des  Rechts  der  Actieng., 

27  flg. 
Quittungsbogen,  644. 

Ratenzahlungen   der   Actienbe- 

träge,  642  flg.  786. 
Rechnungsablegung,  446.  448. 

807.  808. 

—  über  den  Reservefonds,  679. 
Rechnungsperioden,  577  flg. 
Rechtsconsulent    der  Actieng., 

558  flg. 

Rechtsfähigkeit  der  Actieng,, 
deren  Umfang,  159  flg. 

Rechtsgemeinschaft  der  Ac- 
tionäre  nach  aufgelöster  Ac- 
tieng., 762  flg. 

Regelmässige  Generalversamml. , 
423. 

Regierungscommissär,  178  flg. 
767.  ^ 

Registre  ä  souche,  88. 

Registres  de  la  societe,  88  flg. 

Remotion  der  Vorstandsmitglie- 
der, 480  flg. 


Repartition  der  gezeichneten  Be- 
träge, 230  flg. 

Reservefonds,  453.  572  flg. 
678  flg. 

Retentionsrecht  wegen  rück- 
ständiger Actienbeträge ,  624 
flg. 661, 

Revisions-Ausschuss,  446.  447. 

Revisoren,  497. 

Rückgriff  des  Veräusserers  eines 
Actienrechts  wegen  Zahlung 
des  Actienbetrags,  664  flg. 

Rücktritt  von  der  durch  die  Ac- 
tienzeichnung  eingegangenen 
Verbindlichkeit,  216  flg.  676. 

Rückzahlung  des  Grundcapitals, 
58  flg.  60  flg.  582.  694.  754. 

Säumniss  in  der  Einzahlung  der 
Actienbeträge,  646  flg. 

Schiedsrichter,  565.  615.  769. 
806. 

—  der    Actionär     Schiedsrichter 

in  Sachen  der  Actieng.,  126. 

161. 
Schwebende    Rechtsverhältnisse 

bei  Auflösung   der   Actieng., 

796  flg. 
Separationsrecht  der  Gläubiger, 

729. 
Sicherstellung   für  ausstehende 

Actienbeträge,  210  flg.  645. 
Societas,  die  Actieng.  als  Societät, 

102  flg.  106  flg. 

—  vectigaiium,  2  flg. 
Special beschluss,  459.  716, 
Staatsaufsicht,  178  flg.  675.  712. 

713.  714.715. 
Staatsgenehmigung,     286    flg. 
678.  812  flg. 

—  deren  Erforderniss  zur  Errich- 

tung einer  Actieng.  nach  dem 
Allgem.  deutsch.  Handelsg., 
294  flg. 

—  für     ausländische    Actienges., 

316. 

—  Bedeutung  der,  314  flg. 

—  Einholung  der,  300  flg. 

—  Prüfung  zum  Zwecke  der  Er- 

theilung,  304  flg. 

—  Verweigerung  der,  313. 

—  Vorbehalte  bei  der,  313.   713. 

720.730.  738.  739. 

—  zur  Auflösung  der  Actiengesell- 

schaft, 718  flg.  724. 

—  zur   Aufnahme    von   Anlehen,, 

682.  689.  690. 
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Staatsgenehmigung  zur  Emis- 
sion neuer  Actien,  683.  684. 

—  zur  Fortsetzung  der  Actienge- 

sellschaft,  709. 

—  deren  Zurücknahme,  713.  737. 
Staatsgewalt,  Auflösung  der  Ac- 

tiengesellschaft     durch      die, 

713  flg.  730  flg. 
Staatsnothrecht,  739.740. 
Stammactien,  76. 
Stammbuch,  88. 
Stammende,  88. 
Statuten,  239  flg.  67Ö.  818  flg. 

—  Art  ihrer  Festsetzung,  243  flg. 

—  Auslegung  der,  278  flg. 

—  Form  der,  248  flg. 

—  Formulare    der    Beurkundung, 

264  flg. 

—  Mängel  der  Form,  267  flg. 

—  Staatsgenehmigung  der,  277  flg. 

301  flg.  675. 

—  Unterzeichnung  der,   256  flg. 

—  Verletzung  der,   278  flg. 

—  Vervollständigung  der,  245  flg. 

—  Wesentlicherinhalt  der,  269  flg. 

—  Wirksamkeit  der,  274  flg. 
Stempelung  der  Actien,  88. 
Stimmengleichheit  in  der  Ge- 
neralversammlung, 439  flg. 

—  im  Vorstande,  487. 
Stimmenmehrheit  bei  Beschlüs- 
sen der  Generalversammlung, 
436  flg. 

—  bei  Beschlüssen   des   Vorstan- 

des, 486  flg. 

Stimmrecht  in  der  Generalver- 
sammlung, 410  flg.  686.  687. 

Strafen  gegen  die  Vorstandsmit- 
glieder, 548  flg. 

Subscribent,  s.  Actienzeichner. 
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